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Vorrede. 


son im Sahre 1824 wagte ich meinen erften 
Lerſuch hinfichtlih einer fyftematifhen Dar: 
tellung der im Lande Defterreih ob 
der Enns im Unterthansfache beftchen- 
den Vorſchriften. (Linz, 1824. In der ala 
deniſchen Buchhandlung.) 


Späterhin wagte ich mich an ein umfaſſen⸗ 
detes Werk, nähmlich an die Darſtellung der 
Intertbanöverfaffung des Erzherzog: 
thumes Defterreih ob und unter der 
Enns mit Snbegriff des Herzogthu— 
nesSalzburg. (Wien, 1826, Bey C. Gerold.) 


Ich wagte es nun auch, mein Augenmerk 
uf das wichtige KRönigreih Böhmen zu rich: 
ia, und an dad gegenwärtige Werk Hand ans 
tulkgen, das ich nun in zwey Theilen zu Stande 
rate, 


Sch glaubte ſowohl dem Gefchäftsmanne, - 
15 ſelbſt auch dem Unterthan eine brauchbare, 


IV 

und nüßliche Audarbeitung zu verjchaffen, die 
um fo willlommener feyn dürfte, ald — wenig: 
ftend nach meinem Wiffen kein ähnliches Werk 
in einem Umfange von zwey Theilen, und ledig: 
lich über diefen Gegenftand vorhanden ſeyn wird. 


Wien, am 19. März 1826. 


Der Berfaffer. 





I. 9) 4 u p t ſt u ck. 
Von den Unterthanen, und Unterthansgründen 
überhaupt. 


Erſter Abſchnitt. 


Bon den Unterthanen überhaupt. 


$. 1. 


&,. ich zur Entwidlung des Begriffes, und zur Behand: Leib: 
lung der Rechte des Unterthans diefes Königreiches Böh-: tigen: 
men fchreite, glaube ich einige Bemerkungen über die da— ſchaft. 
ſelbſt durch eine Reihe fo vieler Jahrhunderte beſtandene 
Leibeigenſchaft vorausſchicken zu müſſen. 

In der älteſten Geſchichte Böhmens findet ſich die 
Leibeigenſchaft nicht vor. Aus dieſer iſt bekannt, daß es 
die Slavenwaren, welche unter Cze hund feinem Bruder 
Lech das größten Theild von den Sueven und Wans 
dalen verlaflene Böhmen befegten, und mit den zurück— 
geblichenen Einwohnern im freundfchaftlihen Wege In ein 
Volk fich bildeten. Letztere wurden daher nicht von Erfteren 
unterjocht; fie Fonnten alfo nicht Keibeigene der Anfümms 
linge geworden ſeyn. 

Aber auch diefe Ankömmlinge, nähmlich die Slaven, 
hatten unter fich feine Leibeigene; denn fie waren anfangs 
ein nomadifches Wolf, dad gemeinfhaftlih und familien« 
wc unter fich lebte, weder Knechtſchaft kannte, noch 
uldete. 

Bon Czech bis Przemisl, gab ed ben diefem Volke 
feine Fürften oder Regenten. Czech war nur ihr Richter, 
und fo auch feine Nachfolger bid auf dad Jahr 5855 wo 
Przemisll. ald der erſte Regent Böhmens in der Ges 
Ihichte erfcheint. Bis dahin Fonnte die Leibeigenſchaft nicht 
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entftanden fenn, da diefes Volk nach ihren alten Gewohn: 

beiten unfer fih mehr familienweife ald unterthänig zu leben 
fle te. x 

i  Späterbin aber, ald Böhmen durch audwärtige Feinde 
gedrüdt, durch innere Unruhen zerrüttet wurde, als der 
unterliegende Theil eine Beute ded Stärferen geworden 
war, und die Gefangenen ein Eigenthum des Sieges 

wurden, zeigen fih die Spuren der Leibeigenfcaft. 

Die Großen und Mächtigeren ded Reiches erhielten 
Beſitzungen, die fie nicht unbebauet liegen ließen, und da: 
ber diefe Leibeigene zur Beurbarung verwendeten. 

Auf diefe Art entftand die Reibeigenfchaft, die ſich auch 
durch die Macht der Zeit und durch eine hergebrachte Ber: 
faffung durch fo viele Jabrbunderte erhalten hat. 

Erjt unter Zofeph IL Regierung wurde — wenn gleich 
ſchon deſſen Vorfahrer ſolche möglichft zu befchränfen fuchten, 
biefe Leibeigenfhaft mit Patent vom 1. Nov. 1781 gänz» 
lich aufgehoben, und der Unterthan Böhmens jenem — der 
übrigen deutſchen öfterreichifchen Erbländer gleichgeftellet. 


$ 2. 

Begriff Bey Beftimmung bed Begriffes von Unterthan ift 
von Un: per Unterfhied zwifchen einem Unterthan im auögedehnten 
terthan. und zwifchen einem Unterthan im engeren Sinne wohl vor 
Augen zu halten. Alle, welde die Staatsbürgerfchaft in 

den öfterreichifchen Ländern erwerben und unter dem Geſetze 

leben, find Unterthanen im ausgedehnten Sinne; jene aber, 

welche insbefonderd in irgend einer Beziehung, entweder 

vermög der Perfon, oder der Sache, oder beyden zugleich 

einer Herrſchaft unterthänig find, kommen ald die ei= 
— Unterthanen im engeren Sinne zu betrachten. 

ur von dieſen letzteren Unterthanen, von ihren verſchie— 
dentlichen, theils-lediglich aus dem Bande der Unterthä— 

nigkeit, theils auch aus den Geſetzen fließenden Leiſtungen 

und Verbindlichkeiten, ſo wie auch von den ihnen aus der 
Verfaſſung und den Geſetzen zugeſtehenden Rechten endlich 

von den übrigen auf ſelbe Einfluß nehmenden Anordnun— 

en, Einrichtungen u. dgl. wird in diefem gegenwärtigen 

erfe gehandelt. 
$. 3 


Nähere Eine nähere Beftimmung dieſes Begriffes von Unter: 
De Rim: than gibt die Höchfte Verordnung vom 28. September 1795, 
"nd welche ausdrüdlich enthält, daß nicht nur die behauften 
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Ruſticaliſten, —— auch die Dominicaliſten, Inleute, 
and Grundholden, welche ſich als Unterthanen angelobet 
haben, d. i. welche entweder a) in Anſehung ihrer Perſon, 
eder b) der Sache, oder c) ihrer Perſon und Sache zugleich 
den obrigfeitlihen Gerichtöftande unterliegen, als wirkliche 
Untertdauen anzuſehen feven. 

Hieraus folgt, daß Jedermann ohne Unterfchied fei: 
ned Standes und Würde in dem Falle ald Unterthan zu be- 
trabten ift, wenn er ein — einer Grundherrfchaft unters 
thäniges Gut oder Grund eigenthümlich beſitzt, in wel: 
ber Hinficht folder auch denjenigen Leiftungen unterliegt, 
zu welchen der Aufticalift verpflichtet ift, 3. B. Roboth 
werſteht fich nicht in eigeneg Perfon) — Naturaldienft ıc. 


Zweyter Abſchnitt. 


Bonden Rehten des Unterthans überhaupt. 


$. 4. 


_ Die Rechte des Unterthang beruhen theild auf ausdrüd: Die Rechte 
liden befonderen höchſten Verordnungen, theild auf dem a nn. r⸗ 


bürgerlichen Geſetzbuche. 
J§. 5. 


Die weſentlichſte und vorzüglichſte Verordnung, welche nad poti- 


die Rechte der Unterthanen umfaßt, ift dad Patent vom 1. 
Kevember 1781 und enthält Folgendes: 

— daß die Leibeigenſchaft von nun an gänzlich aufge— 
eben; 


2. Daß jeder Unterthan bloß gegen vorherige Anzeige 


md gegen Empfang eines unentgeltlihen Meldzettelg fich 
‚zu verehelichen berechtiget fey ; | 

3. daß es ihm frey ſtehe, fich unter Beobachtung deffen, 
was dad Werbbezirksſyſtem vorfchreibt , auch außer der 
Herrfhaft, und inner Landes anderswo niederzulaffen, 
eder Dienfte zu fuchen, gegen dem jedoch, daß er den Ent: 
laßfchein feiner vorigen Obrigkeit beybringe; — ' 

4. daß bie Unterthanen einige Hofdienfte Fünftig zu 
errichten nicht mehr ſchuldig fenen, mit Ausnahme der äl: 
ternlofen Kinder, deren Hofdienft jedoch nirgends drey Jahre 
öberfteigen fol; 


1 D 3 


tifdhen 
Berorb: 
nungen. 
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Fortſe⸗ 
dung. 


Fortſe⸗ 
ung. 


5. daß die Unterthanen nah’ Wilführ Handwerke, 
Künfte und Wiffenfchaften u. ſ. w. erlernen, und ohne den ° 
vorigen fogenannten Zosbriefen — die gänzlich abgeftellet 
werden, ihrem Nahrungserwerbe nachgehen Fönnen ; und 

6. daß außer den auf den unterthänigen’Gründen bafs 
tenden Robothen (Frohndienſten) Natural: und Geldlei— 
fiungen, welcde die Unterthanen auch noch nach aufgehos 
bener Reibeigenfchaft verpflichtet bleiben, von felben ein 
Mehreres nicht gefordert werden dürfe. 


$. 6. 


Ein weiteres Patent cbenfalld vom 1. November 1781, 
enthält Folgenves: Ä 

1. Daß die Unterthanen, fobald fie die Gründe eigen» 
thümlich befigen, folche auch vermöge des ihnen zuftehen- 
den dominii utilis, jedoch ohne Präajudiz oder Nachtheil der 

rundberrlihen Gerehtfame nach Gutdünken benüßen, ver» 
eben, verpfänden,, verkaufen , vertaufchen können, mit 
Ausnahme der zum Haufe gehörigen und untrennba en 
Gründe, welche nur mit Bewilligung der politifchen Ober— 
bebörden bey befonders eintretenden Umftänden veräußert 
werden dürfen; 

2. daß die Unterthanen nicht mehr fehuldig feyen, zur 
Einfhuldung den herrſchaftlichen Conſens anzufuchen, jetoch 
mit der Beſchränkung, daß er ſich über zwey Drittheile feines 
liegenden Vermögens bey fonflig eintretender Abftiftung 
nicht verſchulde, 

3. daß die Bormerkung der Schulden nur dazumahl, 
wenn ed die Gläubiger verlangen, vorzunehmen ſeye; 

4. daß jene Untertbanen , die ihre Gründe nicht eigen 
thümlich befigen, für ihre Perfon doch nicht leibeigen feyen, 
und 

5. daß die Dominien ihre Unterthanen nicht zum Kauf 
der den erfteren zuftändigen Gründe verhalten, oder ihnen 
drüdende Bedingniffe auflegen follen, 


$. 7. 


Durch weitere Verordnungen ift feftgefeßet: 

1. Daß der Unterthan rüdfichtlich des Kaufe und 
Berkaufes der Erzeugniffe und Victualien nicht mehr an 
die Abnahme von feiner Herrfchaft gebunden fey ; 

2. daß der Unterthan nicht gehalten fey, die Behruns 
= bey Hochzeiten und Zeiten bey ber Herrfhaft abzu- 
alten; 
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3. daß der ARufticalift auch berechtiget fey , Staats— 
und Fondsgüter im Wege der öffentlichen VBerfteigerung 
fauflih an fich zu bringen und zu befigen. Vid. C. Ber» 
sronung vom 27. April 1818; 

4. Daß der Unterthan berechtiget fey, über fein beweg» 
liches und unbewegliches Vermögen auf den Zodesfall zu 
verfügen, übrigens aber hinfichtlidy der gefeglichen Erbfolge 
fh an die dießfalld befonders beflehenden Vorſchriften zu 
balten jey- 

Anmerkung. Bon diefer Erbfolge wird an feinem 
Otte insbefonderd gehandelt werden. 

5. Daß der Unterthan in allen Fällen, wo er mit feis 
ner Herrichaft, Obrigkeit, imeinen Rectöftreit geräth, auf 
die unentgeltliche Vertretung des in einer jeden Provinz 
aufgeitellten von dem Staate befoldeten Unterthansadvoca⸗ 


ten Anfpruch habe, und ihm in diefem * die Befreyung 


von Zaren und Poſtporto zu Statten komme. 


$. 8. 


Schon ber 16. $. des 1. Theiled des bürgl. Gefegbu« 
des enthält wörtlihb: Sclaverey oder Leibeigen— 
haft und die Ausübung einer darauf ſich bes 
ziehenden Macht wird in diefen Ländernnidt 
gelattet. 

Hieraus folgt, daß nicht allein die Leibeigenfchaft auf: 
gehoben, fondern daß alle jenen einzelnen herrſchaftlichen 
Rechte, welche fich lediglich auf den Grund diefer beftande» 
nen Leibeigenfhaft flügten oder ſich hieraus ableiten, ald 
trloſchen erfläret ſeyen. 


$- 9. 


In Folge dieſes geſetzlichen Ausfpruches ift der Unter; 
than rückſichtlich feiner Perfon nicht mehr ein zeitlicher, ſon— 
dern ein lebenslänglicher Fruchtnießer feiner Beſitzung ge— 
werden und in alle Rechte und Berbindlichkeiten wie die 
übrigen Staatöbürger eingetreten, daher derfelbe auch fein 
Nusungseigenthbum wiewohl ohne Nachtheil der grundherre 
ſchaftlichen Rechte benügen, vererben , verpfänden, vers 
kaufen und vertaufchen kann, in fo weit derfelbe nicht durch 
befondere politifhe Anordnungen binfihtlih der Weräus 
$erung, hieran beſchränkt ift, z. B. wegen Trennung feiner 
dausgründe. | 


Nah dem 
bürgerlis . 
hen Ges 


ſesnbuche. 


* 


Fortſe⸗ 
dung. 


Bortfe 
gung. 


- Fortfes 
gung, 


Nortfes 
“ Bung. 


Bortfe: 
sung. 


$. 10. 


Der Unterthan kann daher nach ben ($. 363 — 1127 
d. b. Geſetzbuches mit feinem Nubungdeigenthum fo wie der 
Dbereigenthümer mit feinem Obereigenthum frey verfügen, 
jedoch nur in fo weit, ald die Rechte des Einen oder des 
Anderen hierdurch nicht gefränfet werden. 


$. 11. 


Der Unterthan kann daher nad) dem (. 1128 d. b. Ge: 
febbuched feinen Antheil gerichtlich ‚verfolgen, verpfänden , 
und unter Lebenden, oder durch leßtwillige Anordnung vers 
äußern. Jede Einfhränfung muß gegen den Unterthan durch 
andere Nechtstitel erwiefen werden. 

Nur hinſichtlich der Verſchuldung ift durch befondere po⸗ 
litifche Anordnung vorgefehen, daß diefe Schulden nicht zwey 
Drittbeile feines liegenden Vermögens bey fonftiger Abftif- 
tung überfleigen dürfen. Vid. Hofdecret vom 7. Juny 1784. 


g. 12. 


Indeſſen iſt es dem Nutzungseigenthümer nach dem 
F. 1129 d. b. Geſetzbuches nicht erlaubt, die Nutzungsſache 
zu verringern, oder ſolche Veränderungen vorzunehmen, 
wodurch die Ausübung der Rechte des Obereigenthümers 
vereitelt oder erfchweret werden könnte. 

Hieraus folgt nach dem F. 1130 d. b. Geſetzbuches, 
daß der Nubungseigenthümer für die Erbaltung und Be— 
ftellung der Srundflüde die erforderliche Sorge trage, ſolche 
nicht vernach:äflige, widrigens folder nad vorläufiger Er— 
mahnung des Obereigenthümers (der Grundberrfchaft), fo 
wie auch in dem Falle, ald er die aufdem Grunde haftenden 
Kalten zu tragen unfähig wärs, fein Nugungseigenthbum an 
Andere überlaffen müßte. 


§. 13. 


Der Unterthan hat nah dem $. 1137 des b. Gefeb: 
buches hinfichtlich ded erhaltenen Nusungseigenthumes auf 
die Vertretung des Obereigenthümers Anfprucy. Auch iſt Letz— 
terer ſchuldig, in dem Falle, ald das Nußungseigenthum 
mit der Subftanz wieder vereiniget werben follte, die er—⸗ 


weislichen Verbefferungen zu vergüten. 


$. 14. 


Dem Unterthan gebührt auch ald Nugangseigenfhümer Kortfe: 
zu Folge der $$. 399 und 1143 der dritte Theil des auf Aung. 
feinen Grund ſich vorgefundenen Schabes. Zwey Drittheile 
gebühren ihm, wenn er zugleih Finder des Schatzes ift. 


$. 15. 


Der Unterthan ift zu Folge J. 1143 d. b. Geſetzbuches Kortfe 
fogar berechtiget, die Subſtanz felbft jedoch nur in dem Yung. 
Falle zu verringern, wenn er dem Obereigenthümer bewei— 
ien kann, daß außer diefer Verringerung die Benügung des 
Srundes nicht Eatt finde. 

Es verfteht fi übrigens von felbft, daßin diefem Falle, 
wenn es ſich um Trennung von Hausgründen handeln follte, 
die Begnehmigung der politifhen Oberbehörden erforder: 
ih wäre. v 

Die befonderen Rechte und Verbindlichkeiten, welche 
wifhen Obereigenthümer und Nutzungseigenthümer (Herr: 
haft und Unterthan) beftehen , find nad) dem. 1145 d. b. 
Geſetzbuches aud der für jede Provinz beſtehenden Verfaſ— 
fung und politifhen Vorſchriften zu beurtheilen und zu 
behandeln. | 


Dritter Abfhnitt. 


Bonbdben Untertbansgründen. 


$. 16. 


Ein Rufticalgrund ift in der Regel derjenige, weldher Der Rus 
mit der ordinari Steuer (Sontribution) nicht nur .belegt, ſtical— 
fondern auch nur dem Bauernflande gewidmet und von fel» grund. 
bem unzertrennlich if. 


$. 17. 


In diefer Vorausfesung wurden ſchon durch Hofdecret Borfice 
dom 11. May 1789, die ſchon früher getroffenen Vorſehun- ten. 
gen neuerdings beftätiget, nach welchen nähmlich die Rus 

fical- (Bauerngründe) niemahls mehr zum obrigfeitlichen 

Genuſſe eingezogen werden dürfen, fondern auch der Claſſe 

der Unterthanen, zu deren Anftiftung fie gehören, für immer 
überlaffen bleiben müffen. Vid. Patent vom 19. Februar 1789. 


Stad—⸗ 

tiſche 
Bauern— 
gründe. 


Weitere 
Eigen— 
ſchaften 
der Rus 
fticals 
gründe, 


$. 18. 


Unterſchieden von diefen find die, obfchon ebenfalls der Dr: 
dinarcontribution oder Mufticalfteuer unserliegenden, jedod 
im Befige ſtädtiſcher Bürger befindlichen, fteuerbaren 
Gründe. Ein fleuerbarer Grund feßt immer eine Grund« 
obrigfeit, und von ihrer Seite dad Obereigentbum, von 
Seite des Beſitzers aber dad Nutzeigenthum mit gewiffen 
Verbindlichkeiten gegen die Obrigkeit voraus, wo hingegen 
die Bürgergründe außer der gleichmäßigen Verbindlichkeit 
zur Belteuerung diefem erfteren befhränfenden Verhältniffe 
nicht unterliegen, und fich in dem vollftändigen Eigenthume 
ber Bürger befinden. 

Menn es übrigens noch ſolche Rujfticalgründe gibt, welche 
fih nicht in Händen der Unterthanen, fondern der Obrig- 
Feiten befinden, und von leßteren auch als ſolche, nähmlich 
in der Eigenfchaft als Nufticalgründe verfleuert werden, fo 
wird doch durch dDiefen Umftand dieſe letztere Eigenfchaft nicht 
verändert, fondern durch deſen Befit bloß angezeigt, daß 
fid diefe Gründe außer ihrer Sphäre und nur zur Zeit ohne 
rem subditellae al& wirkliche Rufticalgründe in obrigfeitlis 
hen Händen befinden. Vid. Berordnung vom 12. July 1804. 

$. 19. 

Nebft diefem Verhältniß tritt bey den Nufticalgründen 
noch insbefondere das Verhältniß oder die Eigenfchaft ihrer 
Untrennbarfeit ein. 

Nach Inhalt des Patentes vom 3. April 1787, wurden 
ausdrücklich alle Gründe, die zu einem fteuerbaren MRufticat: 
gut gehören, und demfelben im Gatafter zugefchrieben find, 
als vom Haufe untrennbar erklärt. 

Meiterd wurde Durch Hofdecret vom 2. July 1807 neuers 
dings verordnet, daß die zum Velten der Randescultur, 
des Contributions-Nahrungs Bevölkerungsſtandes, und zur 


Aufrechthaltung ded Landes und Cataltralverfaflung ers 


floffenen Gefeße, vermög welchen ſämmtliche zu einem Bau: 
erngute geftiftete Grundftüde und Waldungen von denſel— 
ben untrennbar find, noch ferner in voller Kraft zu beftehen 
haben. Da nun auch durch Hofdecret vom 10 Februar 1789 
alle jene Grundflüde für Rufticalgründe erkläret find, welche 
den Unterthanen in dem Normaljahre zur Berfteuerung zu— 
gefchrieben wurden, fo folgt von felbft, daß alle den Un: 
terthanen fhon in dem Normaljahre zur Verſteuerung zuge— 
ſchriebenen Grundftüde als von biefer Zeit an dazu geffifs 
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tete Bauerngründe, folglidy ald davon unjertrennbar an- 
zuſehen feyen, ohne Rüdfiht, ob die in der Steuerrolle 
bey einem ftenerbaren Haufe befindlihen Grundftüde nad 
isrer topograpbifchen Lage dazumahl fpeciell aufgezeichnet 
femen, oder nicht, indem immer die bey jedem Haufe zu je: 
ner Zeit befindlihe Anzahl Grunditüde nah böhmiſchen 
Striben,, als für Fünftig bey dem Haufe verfteuerbar zus 
gefhrieben worden find. E3 zeigt auch die Erfahrung, daß 
diefe jedem Haufe zugefchriebenen fteuerbaren Grundftüde 
gleih von diefer Zeit an von demfelben ungertrennbar 
dergeftalt angefehen, und behandelt wurden, baß es zur 
Regel geworden, jedes Haus immer nur mit dem Nahmen 
deö erſten damahligen Beftgerd zu benennen, und daß bey 
nenen Grundverfchreibungen immer nur der Auddrud: 
Haus fammt dazu gehörigen Grundftüden, 
gebraucht worden , ohne eben fpecififih anzugeben, welche 
Grundftüde zum Haufe gehören. Eben daher beruht auch 
auf diefer Unzerfrennbarfeit die tägliche Praris, daß Bau— 
ernbäufer nie anders ald in concreto verpfändet und ver- 
äußert werden, beſonders da auch die Urbarialfchuldigkeis 
ten immer auf-dem ganzen Gute haften. 

So wie nun aber alle in der Steuerrolle vom Jahre 
1653 zugefchriebenen Grundftüde die Eigenfchaft der Un: 
trennbarfeit an fih haben, fo fünnen auch nur diefe 
jest bemerften Haus: und Stiftgründe, nicht aber auch jene 
zum Haufe nicht unmittelbar gehörigen jteuerbaren Gründe, » 
welche fich derzeit über diefe Anzahl bey einem Bauernhaufe 
befinden , der Untrennbarkeit unterliegen. 


$. 20. 


In Folge deffen werden daher die Rufticalgründe in Abtheis 
trennbare und untrennbare Gründe abgetheilet. lung der 
Erftere werden im Königreiche Böhmen Kreygründe,Ruficak 
iestere Hausgründe benannt. Für erflere beſtehen auch Brände 
eigene Grundbücder. 

Hierbey kömmt zu bemerken, daß dasjenige, was hier 
eben von der Untrennbarfeit der Gründe von Ruſticalbeſi— 
sungen gefagt wurde, der in den Gefegen gegründeten Be r- 
fäckung, Bertheilung größerer Bauernhöfe (wovon 
weiter Die Rede feyn wird) nicht im Wege ftehe, denn ein 
Unterfchied befteht zwifchen ver willführlichen und nachthei= 
gen Trennung einzelner Grundflüde, und zwifchen denen 
3ertheilungen folcher größeren Befißungen , welche nad 


Weitere 
Abtheis 


tung. 


Sing 
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den beftehenden Vorfchriften vorgenommen , der Landes: 
cultur und dem Bevölferungsftande mehr zufagend find. 


$. 21. 


Die Ruftical-Bauerngründe werden auch nach der Ber: 
faffung des Königreihes Böhmen in eingefaufte und 
uneingefaufte abgetheilet. 


(. 22. 
Eingefa ufte Ruftical:Bauerngrände find jene feuer: 


taufte., baren VBauerngründe, wovon der Obrigfeit dad Obereis 


2 


uneinge— 
kaufte. 


genthum (dominium directum) dem Unterthan aber das 
Nutzungseigenthum (dominium utile) gegen gewiſſe Ver— 
bindlichkeit zuſteht. 

Der Unterthan iſt berechtiget, mit derley Grundſtücken 
jedoch ohne Präjudiz der herrſchaftlichen Rechte, und ohne 
Verletzung, der wegen der Trennung oder Zerſtückung be— 
ſtehenden Vorſchriften frey zu ſchalten, ſolche zu veräußern, 
zu verpfänden, zu vererben. 

Die auf ſolchen Grundſtücken haftenden Verbindlich— 
keiten werden Urbarialſchuldigkeiten benannt, die 
ſich entweder auf ausdrückliche Geſetze, z. B. bey der Ro— 
both oder auf Verträge (Urbarien) oder den geſetzlichen Be— 
ſitzſtand gründen, und nicht ausdrücklich als unzuläſſig (de 
genere prohibitorum) erklärt und abgeſtellet worden ſind. 


‚$ 23. Ä 


Uneingefaufte Rufticalgründe find jene fteuerbas 
ren Bauerngründe, wovon dem Unterthan nur der zeitliche, 
widerrufliche Fruchtgenuß (usus fructus) zuftebt, weldye der- 
Befiger gegen die ihm obliegenden in einem Rechtstitel ges 

ründeten Berbindlichfeiten zwar genießen, aber ohne obrig- 
eitlicher Einwilligung weder verpfänden, nod veräußern, 
noch vererben könne. 

Sowohl dieſe als erſtere, nähmlich eingekauften Gründe 
erhellen klar aus dem Hofdecrete vom 11. May 1789, in 
welchem ausdrücklich erklärt worden iſt, daß ſich die Beſi— 
tzer uneingekaufter Ruſticalgründe das Recht, mit demſelben 
bey Lebszeiten und durch letzten Willen ſchalten zu kön— 
nen, zu erwerben haben, welches Recht ihnen nähmlich 
den uneingekauften außerdem nicht zuſteht. 

Die Beſitzer ſolcher uneingekaufter Ruſticalgründe blei— 
ben daher, obſchon ſie vermög ihrer Perſon nicht leibeigen 
ſind, und für feinen Fall bey der aufgehobenen Leibeigen⸗ 
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ihaft Teibeigen feyn Fönnen, bennod in Anfehung biefer 
Gründe in folangihrem bamahligen nexus unterworfen, bis 
fie ſich den Einkauf davon verſchafft haben. - 

Diefer nexus, dem diefe Gründe (nebft den für die 
Zeit ihres Beſitzers davon zu leiftenden Verbindlichkeiten) 
unterliegen , beiteht in der Widerruflichfeit und Heimfäl— 
ligkit ihres Beſitzes. FR 

Aber aus diefem der Obrigkeit zuftehenden Rechte folgt 
noch keineswegs, daß diefelbe den heimgefallenen, oder ein- 
geibenen Grund beybehalten dürfe, fondern felbe ift ver- 
bunden , folhen wieder an andere Unterthbanen, und zwar 
erblich zu überlaffen, woraus denn fulgt, daß die Zahl der 
uneingefauften Gründe bereitd fehr merklich vermindert 
ſeyn müſſe. 


§. 24. 


Es gibt auch Unterthansgründe unter dem Nahmen 
Deminicalgründe, das ſind ſolche, welche zwar der 
Deminicalſteuer unterliegen, und von der Obrigkeit als Be— 
ſtardtheile eines landtäflichen Gutes verſteuert, aber dem 
Untertban gegen gewiſſe Berbindlichfeiten zum vererblichen 
Genuß überlajjen worden find. 

Diefe Gründe unterfheiden fih nad) dem neuen bür— 
gerlihen Geſetzbuche von den Erbpadht-, Erbzind- und Bo— 


denzinsgründen, und fommen in den älteren böhmifhen 


Landedgefegen unter dem Nahmen : emphiteutifcher 
Gründe vor. Ihre wefentliche Eigenfhaft befteht in ber 
Berbindlichkeit zur Entrihtung eines jährlichen Erbzinfes für 
das überlaffene Nutzungseigenthum, der jedoch nicht bloß 
ineiner Gelds, fondern auch in Naturalabgaben, oder in lohn⸗ 
oder unlohnbaren Arbeiten (3. B. Noboth) beftehen kann. 
Der Unterfhied zeigt fi aus dem wörtlichen Inhalte der 
$$. 1122, 1123 und 1125 d. b. G. 2. 
Aber auch diefe Gründe theilen fi abermahld ſo wie 
die Rufticalgründe in trenns» und untreunbare Grünbe. 
Untrennbare Dominicalgründe find jene, mit wel- 
he eigens ein neues (emphiteutifched Haus, und eine ba- 
mit verbundene derley Wirthſchaft geftiftet worden ift; denn 
von ſolchen Wirthſchaften ift ausprüdlich verordnet, daß 
dabey Feine Berftüfung Statt finde. (Mit Ausnahme einer 
nad) den Geſetzen angeordneten Zerftüdung.) 
Zrennbar find daher alle einzelnen Grundftüde , 
wo nicht eigentlich auf die dahin gegebenen Dominicalgründe 


Unters 

tbans: 
Domi: 
nical: 

gründe. 
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ein neues Haus angeſtiftet wurde. Vid. Hofdecret pom 9. 
März 1798. 
Ä $." 25. 


Ddrigs Alle jene obrigkeitlihen Gründe, welche entweder wirk⸗ 
feitlichefiche: obrigkeitliche Unterthanen oder auch Nichtunterthanen 
— ——— in einen beſtimmten zeitlichen Beſtand haben, werden übris 
— gens obrigfeitlihe Beſtandgründe genannt, bey 

welchen der Vertrag eines Unterthand nexum nicht begrün= 
det, und bey dießfalligen — —— das Verfahren nach 
dem Unterthanspatente vom 1. Sept. 1781, nur in dem 
Falle eintritt, wenn der Vertrag zwifchen Obrigkeit und 
eigenen Unterthan errichtet wurde. 


Bierter Abſchnitt. 


Bon ber Grundvertaufhung und Zertheilung. 
$. 26. 


Brund« Schon durch Hofdecret vom 14. October 1752, wurden 

vertaue ‚hinfichtlich der Grundvertaufchungen und Zertheilungen, fols 
is Sn gende Vorſchriften ertheilet, nähmlich: 

eheilung. 1. Die Dominien haben bey dem Umftande , daß nach 

ber Allerhöchſten Anordnung alle jene Gründe, welde ent= 

weder den Untertbanen fhon in dem alten Gatafter vom 

Jahre 1654 und 1683, oder in der neuen Anfäßigkeitsrolla 

vom Jahre 1748 zugefchrieben geweſen, und feither zum 

berrfhaftlihen Genuffe eingezogen worden find, entweder 

von den nu&nießenden Obrigkeiten ohne den mindeften Nach— 

theil oder Goncurrenz der Unterthanen eigens verfleuert, 

ober aber in natura, das ift, Durch wirkliche Abtretung der 

ohnedem an fih gebrachten Bauerngründe reftituiret ober 

aequivalenter durch andere Dominicalgründenah Inhalt der 

Refcripte vom 31. July, 26. und 28. Auguft 1750, und 

andere fpätere Verordnungen compenfiret werden follen, 

diefe zweyerley Fälle nach den vorgefchriebenen Formularien 

A—BA et B anzuzeigen und den Kreisämtern zur Unterfuhung 

vorzulegen, und zwar in dem Formular A in jenen Umſtän— 

ben, wenn der Obrigkeit in der neuen Steuerrolle vom Jahre 

1748 zwar nichts fleuerbares zugefchrieben, nachhin aber von 

der Obrigkeit einige Vertauſchung zwifchen herrſchaftlichen 
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und unterthänigen Gründen unternommen worben, und in 
dem Formular B in jenen Fällen, wo der Obrigkeit das Rus 
ficale in der 1748jährigen Holle zur Verfteuerung ſchon 
ausgemeffen, mittlererzeit aber den Unterthanen wieder in na- 
tura reflituiret, oder mit eigenen. Dominicalgründen äquiva— 
liret worden. 

2. Die Kreisämter haben Fünftighin bey allen Fällen ei- 
ner einzubegleitenden Aequivalenz-, Permutations: oder Eins 
gleichungstabelle ſtets auch zugleich von dem betreffenden Do- 
minium den Rollarertract an das fönigliche Landesgubernium 
einzufenden. Vid. Berordnung vom 12. October 1782. 

3. Das bereitö befiehende Verboth, Beine Rufticalgründe 
unter Strafe des doppelten Werthed einzuziehen, ohne dem 
Unterthan dad Aequivalent zu erfegen, und hierzu die Ge: 
nehmigung ded Landesguberniums erhalten zu haben, foll 
auf dad, Genauefte erfüllet werden. Vid. Hofdecret vom 2. 
April 1787. ° 

4. Es folle den Obrigfeiten nicht mehr geftattet feyn, 
ihre eigenen Gründe gegen NRufticalgründe zu vertaufchen , 
und zwar unter der Strafe ded doppelten Werthed, es fey 
dann, daß dad Kreisamt vorläufig hierwegen die Unterfus 
bung gepflogen, der zu Protofoll vernommene Unterthan feine 
Einwilligung ungezwungen gegeben, und das Landesguber⸗ 
nium ſolchen Tauſch begnehmiget habe. Vid. Hofdecret vom - 
2. April 1787. 

5. Schon durch Hofdecret vom 31. July 1750; 23. 
Jänner 1751, und 2°. December 1769 wurde bie Einzies 
bung unterthäniger Gründe zu obrigfeitlichen Händen, felbft 
unter feftgefegten Strefen unterfagt, und in den prohibitis 
generalibus in Folge höchfter Entfchließung vom 8. Seps 
tember 1770 ausdrüd.ich anbefohlen, daß alle von der Zeit 
der legten Rectification von Obrigkeiten eingezogenen fteuer- 
baren Realitäten den Unterthanen zurüdgeftellet werben follen, 
fo wie auch die Obrigfeiten mehrmahld angeeifert wurden, 
die noch vor der letzten Rectification eingezogenen Ruſtical— 
gründe wieder an die Unterthanen zu überlaffen. Es kann 
fo nah dem Sinne und Geiſte diefer Gefege und An— 
adnungen den Herrfchaiten der Ankauf unterthäniger Gründe 
auf Feine Weife geftatter werden, weßhalb fich dad Kreisamt 
gegenwärtig zu halten habe , diefe einzig und allein zur 
Dotirung der Unterthanen gewidmeten Rufticalgründe von 
den —— auf keine Weiſe an ſich zu bringen, den Fall 
der Vertauſchung unter den geſetzlichen Vorſchriften ausge— 
nommen. Vid. Hofdecret vom 25. Day 1789. 
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6. Zu Folge der beftehenden Vorfchriften haben alle fo- 
genannten Xequivalirungen der Grundftüde von der Obrig— 
feit an den Unterthban, oder, was einerley ift: die Grund- 
vertaufhungen nicht anders, ald nad vorgenommener Un— 
terfuchurig de quali, quanti, et quo modo mit Bewillis 
gung ded Kreisamtes veranlaffet werden fünnen. Ben dies 
fen Borfchriften hat ed daher in allen — fo wohl zwiſchen 
Obrigkeit und Unterthan, als auch nur bloß zwifchen Un- 
tertban vorfommenden Grundvertaufhungen, Zertheilungen, 
oder Kauf: und Verkaufsfällen fein unabänderliched Verblei— 
ben. Nur in der Art und Weiſe, mie fich zur Evidenzhal— 
tung diefer gedachten Fälle zu benehmen ift, kömmt Folgen 
des zu beobadten: 

In allen Fällen einer Bertaufbung — Zerthei— 
lung — oder eined Kaufed, oder Verkaufes fümmt 
ed auf die nöthige Vormerkung an, die fo wohl bey jeder 
betreffenden Gemeinde, ald auch bey dem Kectificatoriumt zu 
gefchehen hat. In Folge deffen wird feftgefeget: 

a) Daß die feitenden Dominien alle vorangeführten 
Fälle von Zeit zu Zeit, fo wie folhe vorfommen, an das 
königliche Kreidamt anzuzeigen, und nad dem anfchlüffigen 
Formulare C. die Zabelle für jedeGemeinde insbefons _ 
dere einzufchiden haben; 

b) daß das fönigliche Kreisamt bey diefen einlangenden 
Eingaben die nähmlichen Pflichten zu beobachten ſchuldig 
feye, welche bey den vorhin üblich gewefenen Aequivalenzs 
Tabellen vorgefchrieben waren, nähmlich, daß dad Kreisamt 
über diefe vorkommenden VBertaufch- und Zertheilungen, oder 
über die dur Kauf und Verfauf von dem Einen an den Ans, 
dern übergebenden Gründe die betreffenden Individuen vor: 
läufig vernehmen, fonach ihre — dem f. Kreißamte auf diefe 
Art beftätigte Zufriedenheit in der freißämtlihen Corrobo— 
rirungdclaufel Ausdrüdlich einfchalten, nachher aber von jeder 
betreffenden Gemeinde eine Zabelle einfenden, die zweyte 
dem betreffenden Steuereinnehmer übergeben, und die dritte 
beym f. Kreisamte aufbewahren folle; 

.. €) daß fodann die Gataftral:Buchhalterey diefe Tabellen 
“ mit den Grundfafliondbücern zufammen zu halten, und dar= 
auf zu ſehen habe, ob der Stand des Faſſionsabſchluſſes 
richtig aufgeführet, und ob die Wertaufhung und Zerthei— 
lung , oder wie ed immer Nahmen haben,mag, mit dem 
Faflionsabfchluffe auch vollfommen übereinftimme, nach wel⸗ 
cher auf diefe Art vorgenommenen Prüfung die Gataftral- 
Buchhalterey bey der betreffenden topographifhen Nummer 
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in dem Faſſionsbuche bloß ein Zeichen 3.B. abgeändert, 
beyrüden, und diefe Tabelle zum ferneren Gebrauch aufbe- 
wahren wird ; welches Zeichen aber auch in den bey den Do: 
minien erliegenden Faflionsbüchern bey den betreffenden Ge: 
meindenunb topographifhen Nummer in jedem Falle bey: 
zufegen kömmt. Uebrigens verftcht es fich von felbft, daß diefe 
Einleitung nur aufdie vorangeführten Fälle anwendbar feye, 
nähmlih, wenn der Stand des Gatafterd feine Abänderung 
leidet, daß fomit, wo ed um wefentlihe auf das Gatafter 
wirkende Veränderungen, 3. B. bey Waflerfhäden um nutz— 
105 gewordene Grundftüde ſich handelt, hierüber jedes Mahl _ 
die höhere Verfügung zu gewärtigen feye. Vid. Verordnung 
vom 10. Jänner 1790. 

7. Daß zu Folge Hofdecreted vom 26. März 1790 den 
Kreisämtern befannt zu machen feye, daß ed bey jenen Ber: 
ortnungen in Anfehung der Grundäquivalirungen, die biß> 
ber beftanden haben, lediglih und ohne Neuerung zu ver- 
bleiben habe, fomit die Kreisämter als politifche Behörde 
feinen weiteren Einfluß, und Unterfuhung bey fothanen Ver: 
taufhungen zu nehmen hätten, als den die beftehenden Ver: 
ortnungen und Gefege ohnehin ſchon mit fi bringen. 

8. Daß in allen den Unterthan betreffenden Aequivali- 
rungs⸗, Grundzertheilungsd:, Kauf» und Verkaufsfällen, tie 
diesfälligen Tabellen nicht nur nach den vorigen Vorſchrif— 
ten, fondern auch nach dem von der Steuerregulirungs:Ober- 
commiffion hinausgegebenen Formular einzufenden feyen. Vid, 
Berorbnung vom 26. Auguft 1790. 

9. Daß fih, da aus den von dem ſtändiſchen Rectifi— 
catorium über die einlangenden Grundzertheilungsd-, Vertau⸗ 
fhungs:, dann Kaufd: und Verfaufstabellen erflatteten Be: 
richten wefentliche Unrichtigkeiten entnommen werden, an dad 
unter dem 10. Jänner 1790 kundgemachte Formular zu halz 
ten feye. 


Fünfter Abſchnitt. 
Bon BZertheilung großer Bauernhöfe. 


§. 27. 


In Verbindung mit Grundvertaufchungen, und Zertheiz Zertheis 
lung der Dominicalgründe ſtehen auch die Zertheilungen sch = 


größerer Bauernhöfe, weßhalb zur Erfichtligmahung | npäfe, 
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des Ganzen, ‚und der dermabligen diesfälligen Verfaſſung 
die hierauf Bezug nehmenden Vorſchriften gegenwärtig näher 
behandelt werden. 


§. 28. 


3 we die: Der Zweck dieſer Zertheilungen iſt nicht bloß auf die 
fer 3er» Hieraus offenbar hervorgehende Beförderung der Agriculs 
ne tur, ald auch auf die Vermehrung der Population ges 

"richtet. . 

An Folge diefes — fo heilfamen Staatdgrundfaßes war 
ed den Unterthanen nicht allein erlaubt, ihre zu großen Rus 
ftical: Bauerngüter in einer beftimmten Maß zu zerſtücken, 
fondern ed ward auch den Kreisämtern aufgetragen, ſowohl 
die Obrigkeiten, als die Unterthanen zu biefer Zerſtückung 
möglichft anzueifern. 

Zum Behufe diefed Zweckes wurde, auf Gameral: und 
Adminiftrationd: Herrfchaften nebft den allgemein gewöhnlichen 
Bauunterftügungen für einen jeden durd eine folchergeftals 
tige Bertheilung entftehenden neuen Bauernhof, welcher jes 
doch nicht über 40 Metzen Grundes enthalten darf, die ge= 
wöhnliche Immigrationdaushilfe von 50 Gulden bewilliget. 
Vid, Verordnung vom 20. May 1785 — und 21. Juny 1737. 


| A $. 29. 

Bor: Damit aber diefer fo heilfame Zweck nicht mißbrauchet 
— oder wohl gar entfernet werde, wurde durch die neueften Vor— 
giesüber. chriften der Grundfaß feſtgefetzet, daß keine Zerftüdung eis 
ned Bauernhofes anders als mit Bewilligung der f. k. Lan— 
deöftelle, und nur aus ganz befonderd rüdfihtswürdigen 
Gründen Statt finden folle, welcher Grundfaß ſich auf die 
weife Staatdabfiht gründet, daß durch eine ſolche Zerſtü— 
ckung, Vertheilung, die durch den allzu weiten, und gegen die 
Kräfte der Befiger unverhältnißmäßigen Umfang der Wirth: 
ſchaft zurüdgefegte Cultur — hiermit das einzelne ſowohl, 

ald dad allgemeine Beſte hierdurch befördert werde. 


§. 30. 


Für das Es wurden daher für das flache Land folgende frü— 

flahe Here Vorfchriften feſtgeſetzet; nähmlich: 

tand. 1. Daß auf dem flachen Lande, wo die Agricultur faft 
den einzigen, oder doch im Verhältniſſe der Producte bey 
weiten den wichtigften Nahrungszweig ausmacht, die Zer— 
theilungen nicht in allzu Eleine Befigungen , auf welchen feis 
ner der Befißer fich mehr ernähren könnte, zugelaffen werben 
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follten, daß alfo in folhen Gegenden bey Bertheilung der 
großen Höfe immer der Bedacht zu nehmen feye; 

a) daß wenigſtens eine Befisung von 40 Meben im 
Ganzen bleibe, wenn gleich der Ueberreft in Bleinere Theile 
vertheilet würde; 

b) daß jedoch in dem Falle, wenn Bauernhöfe auß fol- : 
chen Gründen beftehen,, welche in Hinficht auf die erforders 
liche gute Eultur allzu weit von dem Hofe entfernt, für ans 
dere Bauernhöfe aber fhidlicher gelegen find, folche einzelne 
Grundſtücke durch Kauf, Schenkung, oder durdh teſtamen⸗ 
tariſche Verfügung von einem Hofe zu dem andern trandferi- 
ret werden können, weil diefe Gründe in der Cultur gewins 
nen, und dasjenige, was dem einen Grund abgeht, einem 
andern fchon beftehenten Grunde zuwächſt, hiermit feine 
ſchädliche Zerftüdung entfteht, gegen welche lediglich die ges 
genwärtigen Vorſchriften abzweden. Vid. Hofdecret vom 18. 
May 1786. 

2. Daß — wenn aus einer Bauernwirthfähaft mehrere 
Befisungen, oder abgetheilte Anfiedlungen gemacht werden, 
eine jede derley Abtheilung, durch welche eine neue Familie 
entſteht, niemahld weniger als 40 Meben enthalten darf, 
indem ed ausgemacht richtig ift, daß von einer geringeren 
Befisung eine Familie, die außer ihrer Wirthſchaft fonft 
feine andere beträchtliche Nahrung hat, unmöglich leben, 
alle Schuldigfeiten davon entrichten, auch nicht das nöthige- 
Zugvieh, auf deffen Benbehaltung bey ſolchen Zheilungen 
immer vorzüglich gefehen werden muß, aushalten Fann. 
Vid. Hofvecret vom 10. Auguft 1737. 


$. 31. 


Hinfichtlich der bey ſolchen Bauernhöfen allenfalls vor: Bey ü ber⸗ 
bandenen Ueberländgründe find folgende Vorfchriften !änden. 
feftgefeget worden; nähmlich: i 

1, Daß in dem Falle, ald Ueberländgründe vor⸗ 
handen find, oder bey Vertheilung einer größeren Wirths 
ſchaft einige Grundftüde zu einer fchon beftehenden Anſied⸗ 
lung, oder fleineren Wirthſchaft zugetheilet die Meineren Ans 
Redlungen oder Wirthſchaften alfo nur verftärft, folglich da= 
durch Feine neue Anfiedlungen, oder neue Bauernhöfe erriche 
tet worden, auch im flachen Lande binreihe, wenn bey eis 

ner Beſitzung wenigftend 40 Metzen von der vertheilten 

Wirthſchaft beyſammen bleiben , der Ueberreft alfo auch im 

Eleineren ald 40 Meten enthaltenden Stüden zu anderen 

ſchon befichenden Bauern- oder Ghaluppenwirthfchaften, wenn 
2 
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dieſe nicht ſchon ſelbſt für ſich hinlänglich groß ſind, zerthei⸗ 
let werden, und nur zur Verſtärkung dienen können. Vid 
Hofdecret vom 16. Auguſt 1767; 

2. daß daher die gar kleinen Theile nicht etwa unange⸗ 
ſeſſenen Leuten zugewendet, und damit wohl gar Familien 
geftiftet werden, fondern ſolche nur folchen Leuten zuzuthei- 
len feyen, welde fchon eine größere Anzahl von Gründen 
befigen, welcde aber zur Erhaltung einer Familie noch nicht 
binreichen. Vid. Hofdecret vom 10. Juny 1787. — Verordnung 
vom 21. Suny 1787. Sr ' 


$. 32. 


In ben Ge⸗ Bey Bertheilung folher Gründe in den Gebirgöge- 
— — egenden, wo der Ackerbau nicht fo ſehr, als vielmehr bie ver: 
senden. ſchiedenen Gattungen des Induſtrial Verdienſtes die Haupt: 
nahrung der Bauernclaſſe ausmachen, iſt verordnet wor— 
den, daß ſich von den Kreisämtern und Obrigkeiten an die 
Zahl von 40 Metzen nicht genau zu binden, und daher die 
Vertheilungen bey neuen Anſiedlungen auch in kleinere Theile, 
doch aber auch nicht in gar zu kleine zuzulaſſen ſeyen, welche 
dann zur Beyhilfe für die mit einem anderweitigen Gewerbe, 
oder Induſtrialverdienſte ſchon beſtehenden Hauswirthſchaften 
dienen mögen, indem in ſolchen Gegenden, wo Handel, 
Fuhrwerk und Manufacturen die Hauptnahrung ausmachen, 
und der größere Theil des der Population angemeſſenen Ge— 
treides dennoch von anderen fruchtreicheren Gegenden erkauft 
werden muß, kleine Grundbeſitzungen zur Beyhilfe für die 
Hauptwirthſchaft dienen, und im Allgemeinen aus ſolchen 
kleinen Zerſtückungen kein Nachtheil dem Allgemeinen zugeht. 


$. 33. 


Borfid: . Bey Zertheilung folder größeren Bauernhöfe find jedoch 
tenben yr folgende Vorfichten vor Augen zu halten ; nähmlich: 
zen sd 1. Daß die auf folden Gütern haftende Roboth, 

EN Grundzins, und andere dem Grunde durch Verträge, oder _ 
rechtliche Urbarien anhängige Naturalſchuldigkeiten 
verhältnißmäßig unter die neuen Befiger dergeftalt vertheilet 
werden, daß die auf die Theile gelegte Schuldigkeit jene 
nicht. überfteige, weldhe dem ganzen Grunde angellebt hat. 
Vid, Hofdecret vom 23. Sänner 1751, 

2. Daß weiterd durch die Vertheilung ber Stand der 
Befpannung, bie vor der Bertheilung vorhanden war, 
bey allen Zheilen zufammengenommen, nicht verändert werbe- 
Vid. Hofdecret vom 18. May 17806. 
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3. Daß endlich über jede folche Zertheilung eine um- 
ftändlihe — von den nterefienten, und dem Wirthfchafts: 
amte unterfertigte VBertheilungstabelle, welcher der Ertract 
der Ausmeflung der neuen Steuerregulirung beyzulegen ift, 
an das Kreidamt zur Betätigung, von diefem aber an die 
k. k. Landeöftelle zur Begnehmigung, und zur Abänderung 
in dem Landedcatafter einzufenden feye. Vid. Verordnung vom 
18: April 1788. . 


§. 34. 


Ueber die von ber k. k. Landesſtelle gemachten Vorftele Weitere 
lungen erfolgte unterm 19. November 1812 die Hofentfchlie Vor: 
fung, welche laut der Verordnung vom 17, December 1812 [briften. 
folgende Anordnungen enthielt: 

1. Daß ed dem Ermeſſen der Landesſtelle überlaffen bleibe, 
bey vorfommenden gründlichen Urſachen unterthänige Grund: 
zertbeilungen auch) dann zurüdzumweifen, wenn auf dem 
Stammgrunde fowohl als auf dem abgeriffenen Grundtheile 
noch eine Ausmaß von 40 Metzen aderbare Gründe, oder 
auch nody darüber ausfallen würde, und daß ed vorzüglih 
darauf anfomme , dig betreffenden Grundobrigfeiten und ihre 
Beamten für diefe Eigenmädhtigkeit und WVerlegungen ges 
börig zu ahnten ; 

2. daß daher durch das Gubernium mit Beziehung auf 
den wahrgenommenen Unfug den fämmtlichen Grundobrig« 
feiten zu bedeuten wäre, daß nähmlich alle ohne Vorwiſſen 
und Bemilligung der Landeöftelle vorgenommenen, und vor 
fih gegangenen Grundzertheilungen , wenn foldye auch fchon 
in die Grundbücher eingetragen, und mittlerweile auf ben 
abgerifienen Grundtheilen neue Gebäude aufgeführet worden 
wären, als nicht gefchehen angefehen, und die daran Schuld 
tragende Obrigkeit, nebſt der zu leiftenden vollftändigen Ent— 
fhädigung der hierdurch beſchädigten Partey noch insbefon- 
dere mit einer arbitrarifchen Gelobuße, der Beamte aber mit 
Arreft nach Befchaffenheit der Umftände beftraft werben folle; 

3. daß hiermit von den Amtövorftehern jede Abweichung 
von dieſer Vorfchrift ſchleunig entdedet, und jeder, der ſich 
erlauben follte, ohne vorläufig bemerkter hoher Gubernial- 
bewilligung eine Grundzertheilung zu unternehmen, oder . 
wohl gar in bie Grundbücher einzutragen, fogleich zur firen- 
gen Beflrafung angezeiget werde. Endlich 

4. daß die Amtövorfteher jeded Gefuh um Grundzer- 
theilung genau prüfen, und ohne von der Nothwenpigkeit 
derfelben überzeugt zu feyn, Bein ſolches Geſuch beym Kreid- 

a *» 


20 


amte unterftüßen, fondern ohne weiterd abweifen follen, weil 
obne befonderd rückſichts würdiger Urſache keine 
derleyige Zerftüdung bewilliget werden fünne. 

Um tiefem Unfuge defto gewifler zu fleuern ‚ bat das 
Gubernium auch das k. f. Militärgeneral. Commando ange- 
gangen, die unterfichenden Werbbezirks-Regimenter anzuwei— 
fen, bey vorfommenden Militär-Entlaffungsgefuchhen auf ge: 
theilte Gründe im Goncertationswege feine Rüdficht zu neh: 
men, wenn nicht die politifhe Zertheilungsbewilligungs— 
Verordnung beyliegt, zugleich wurde auch die Rectifications— 
Regiftratur angewiefen, ohne Beybringung der befagten Ber: 
theilungsbewilligungs-WBerordnung feine Grundvertheilung 
in dem Gatafter vorzunehmen. 


$. 35. 


Anwendung Obwohl die hier oben angeführten Vorfchriften eigent: 
rer? lih nur die Ruftical», oder fteuerbaren Bauerngüter betref- 
? hen fen, fo können ſolche doch theild aus dem Zwecke, theild aus 
Bauern: dem Umftande, weil auch die eigend geflifteten emphi— 
wirth teutifhen Bauernwirthſchaften in der Regel für 
fgaften,untrenn- und unzertheilbar erfiäret find, auch diefe 
ar — Beſitzungen nur nach dieſen obigen Vorſchriften in vorkom— 

pöfe, ‚menden Fällen behandelt werden. 2 
Endlich gelten diefe Vorfchriften auch für die Zerflüdung 
der Frevfaffenhöfe, nur mit dem Unterfchiede, daß 
Freyfaflengründe niemahls unterthänigen Bauernwirthfchaf> 
. ten zugetheilet werden können. Uebrigend müflen auch viefe 
Berftüdungen ftetd dem E. k. Landesgubernium zur vorfchrift- 
mäßigen Genehmigung und zur Abänderung in dem Lan— 
deöcatafter vorgelegt werben. Vid. Hofdecret vom 10. No— 

vember 1787. | 


$. 36. 


a. Es ift die Frage entftanden, ob dem montanifti- 

ee fhen Aerarium, oder aud Privatgewerfen der Ankauf 

tern durg von Bauerngütern, oder vom Bauernwaldbungen, 

das mon» wenn felbe zum Betriebe der Bergmwerfe unentbehrlid) 

taniftis erachtet werden, gegen Beftreitung der Laſten geftattet wer: 

(heXerapen könne? 

Hierüber wurben mit Hofdecret vom 2. July 1807 fols 
gende Grundſätze aufgeftellt: 

‚1. Daß die zum Beften der Landescultur, des Gontri- 

butions-, Nahrungs: und Bevölferungsftandes, und zur Auf- 

rechthaltung der Landes: und Gataftralverfaffung erfloſſenen 
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Geſetze, nach welchen jebes Bauerngut von beffen Eigen- 
thümer mit Rüden befeffen werden muß; Niemand zugleich 
zwey, oder mehrere mit Rufticalpfunden, oder Ruftical: 
contribution belegte Bauerngüter befigen,, und fämmtliche 
zu einem Bauerngute geftiftete Grundflüde und Waldungen 
von demfelben untrennbar find, noch ferner in ihrer 
vollen Kraft und Wirkfamfeit zu beftehen haben; daß jedoch 


zur Begünftigung des für den Staat fo wichtigen Bergs 


baues in außerordentlihen Fällen von diefen Gefeßen eine 


Ausnahme, jedoch nur unter folgenden Bedingungen und 


Beſchränkungen geftattet feye; nähmlich: 

- 2. Daß der Ankauf ganzer Güter von einer Gewerk⸗ 
(haft nur in jenen — fehr feltenen außerordentlidhen Fällen 
eintreten dürfe, wenn ein folches Bauerngut zu einer neuen 


Berg- oder Radwerkserrihtung, oder zur unumgänglichen 


Zerraindermeiterung eines ſolchen fchon beftehenden Werkes 
durch gemeinſchaftliches, gründliches Erfenntniß der politis 
ben und montaniflifchen Behörden für unegtbehrlich erfläs 
tet wird. 

Bey der bießfälligen, gemeinfchaftlichen Erhebung kömmt 
jedoch genau zu beurtheilen, ob der Bedarf der Gewerkſchaft 
nit ohne Anfichbringung Des ganzen Bauernguted, oder 
durch einen Theil desfelben auf eine folche Art bededet wers 
den fönne, daß auf den zum Bergbaue unentbehrlichen Theil 
des Bauerngutes noch immer ein halbes oder ein Viertel 
Bauerngut entftehen würde, in welchem Kalle der Bewerb: 
(haft nur jener Theil des Bauerngutes Fäuflih überlaflen 
werden darft, welcher derfelben wirklich unentbehrlich iſt, 
und auf dem erübrigenden Theil muß aber noch immer ein 
Ruſticalanſitz beftehen. | 


' 83% 
Nebſt diefen Gründfägen find noch folgende Bebingniffe 


u beobachten; nähmlich:: 

1. Daß der Ankauf eined ganzen oder eines helles 
eines Bauerngutes nur für Radwerker und, fonftige Berg: 
werke für Hammer: und für Senfenfhmiede, nit aber 
für andere Eiſenfabriken geftattet werde, 

2. daß diefer Ankauf, in fo weit nicht durd die Berg—⸗ 
gefege eine Pflicht der Abtretung beftimmt ift, nur dur) 
ein mit dem Beſitzer des Bauerngutes mit Bewilligung 
feiner Grundherrfchaft treffendes, frenmilliges Einverftänds 
* niemahls aber durch den Zwang zugelaſſen werden 

une. 


Weitere 
Bedinge 
niffe. 


. 
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Bemerkung. Nach dem |. 365 des bürgerlichen Ge- 
feßbuches findet überhaupt diefer Zwang nur dazumahl 


. Statt, wenn es dad allgemeine Befte erbeifcht. 


Snöhefon: 
dere bey 
Waldu n⸗ 
gen. 


3. Daß in dem Falle, als nur ein Theil des Bauern= 
gutes von einem Gewerke erfauft wird, für den auch künf— 
tig zu beſtehenden Rufticalrüdfit jederzeit die hinlängliche 
Bedeckung an dem erforderlihen Holz, Streu u. bgl. von 
den zu veräußernden Waldungen vorläufig ſicher geftellet, 
auch. in einem ſolchen Falle die verhältnißmäßige Vertheis 
lung der Steuern und Laften, nad) den wegen Zerſtückung 
der Bauerngüter beftehenden Vorfchriften gehörig veranlaßt 
werde; 

4. daß jenes Gewerk, welches nad) den gegenwärtigen 
Belchränfungen ein ganzes Bauerngut erfauft, aud ver— 
pflichtet feye,, die Wohn: und Wirthfchaftsgebäude im bau— 
lihen Stande zu erhalten, und auf dad Bauerngut eine 
verheirathete Familie zu feßen habe, welche die einem Ru— 
fticalgrundbefiger obliegenden Laſten, ald: Vorſpann, Eins 
quartierung u. dgl. jedesmahl genau zu leiften hat, wozu 
ihn die Gewerkſchaft ununterbrohen im Stande erhalten 


uß; 

5. daß dad Gewerk alle auf dem erfauften Bauern- 
grunde haftenden, oder neu zumwachfenden Steuern, Gaben 
und Laften, wie fie immer Nahmen haben mögen, gleich 
anderen Rufticalbefigern tragen, und wegen ber Entrichtung 
der Laudemial- und fonftigen grundherrlihen Gefällen mit 
der Grundherrfchaft wegen deren Ablöfung oder Umftaltung 
in eine jährliche Gabe fich vergleichen, oder bey jeder Be— 
fißveränderung folche gleich jedem anderen Unterthan ent» 
richte; 

6. daß Fein folder Kauf ohne vorherige Beftätigung 
der politifhen Landesſtelle gültig feye, auch in jenen Fäl— 
len, als ein Gewerf einen Eheil des erfauften Bauerngutes 
wieder veräußern wollte, folhes nur mit Bewilligung der 
Landesſtelle, und unter jenen Vorfichten, welche in Rück— 
fiht auf die Grundzerftüdungen für alle Rufticalgrundbefi= 
ber überhaupt vorgefchrieben find, gefchehen Fönne. 


$. 38. 


In Folge der höchſten Orts aufgeftelten Vorſchriften, 
fann in dem Falle, wenn bey einem ordentlich. beftellten 
Bauerngute nach Abfchlag ded eigenen Holz: und Streu— 
bedarfed noch ein größerer entbehrlicher Waldftand vorhan— 
den ift, folcher mit Bewilligung der politifhen Randesftelle 
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an einen Berg-, Rad: oderhammergewerkenüber— 
laſſen werden, wenn er von dem Eigenthümer an denſelben 
mit grundobrigkeitlicher Beyſtimmung hintangegeben wers 
den will. 

Nachdem aber den Gewerken weniger um Beſitz, als 
um die Benützung des Holzes zu thun ſeyn kann, fo iſt in 
der Regel den Gewerken der entbehrliche Bauernwald nur 
auf einmahlige Abftodung- zu überlaſſen, das Eigenthum 
des Waldes aber hat bey dem Bauerngute zu verbleiben: 

Henn jedoch ganz befondere Umftände die wirkfiche 
Anfaufung eines entbehrlichen Bauernwaldes nothwendig, 
und räthlich machen follten, fo kann foldhe unter folgenden 
Bedingniffen geftattet werden, nähmlich: 

1. Daß die eintretende Nothwendigkeit des: Kaufes 
von Seite des Gewerken, und die Entbehrlichfeit des zum 
Ankauf beabfihtigten Waldantheiled zum eigenen ‚Bedarf 
bed Bauerngutes vorläufig von der politifchen Behörde 
gründlich erhobeh, und fih in Rüdfiht auf erftere allen: 
nn mit der montaniftifchen Behörde in das Einvernehmen 
geſetzet; | 

2. daß die verhältnißmäßige Vertheilung der Steuern 
und Gaben in Betreff einer ſolchen Grundtrennung vorläufig. 
von der Buchhaltung ordentlich rectificirt, und der ſogeſtal— 
tig auögewiefene Theil, fo wie alle auf den Befisitand fal- 
lende Laſten im gleihen Berhältniffe von den Faufenden 
Gewerken übernommen werden müffen; . 

3. daß in dem Falle, ald wenn ein Gewerf mit einem 
folhen Walde ein fogenanntes Raumrecht erfauft, es 
verpflichtet ſeyn folle, foldhes zum Stodrechte anwahfen 
zu laffen; endlich - Eee 

4. daß in Rüdficht auf die herrfchaftlichen Laudemie 
und Gebühren dad Gewerf entweder die jährlichen oder aus 
Berdem fallenden Gaben gleich einen Rufticalbefiger zu tra= 
gen, oder wegen derfelben Ablöfung mit der Grundherts 
haft ſich einzuverftehen ſchuldig feye. 

- $. 39. 

Wenn endlid ein Gewerk um einen unbebeutenden Bey einem 
Theil eines nach den beftimmten Normalgrundfäßen zu einer ee 
Zerſtückung geeigneten Bauerngutes zu einem nothwendigen — 
—— oder zu einem Werksgebäude, in fo . 
ern nicht nach den Berggefegen die Abtretung unmittels 
bargefordert werden fann, mit freywilligem Einverftänbniß 
des Beſitzers, und mit Bewilligung feiner Grundherrſchaft 


ueber: 
fiedtun- 
gender 
Unter 
thbanen. 


Bon ei. 
nem Dos 
minio 
zu dem 
andern. 


24 

anfaufen will, fo fommen babey jene Borfichten zu beob- 
achten, welche für die Fälle der Zerftüdung eines Bauern= 
gutes vorgefchrieben find. 

Durch diefe hier angeführten Begünftigungen der Ge— 
werffchaften in dem nothwendigen Anfaufe unterthäniger 
Bauerngüter und Waldungen , wird die höchſte Abſicht, 
ohne die Landes- und Gataftralverfaflung im mindeften zu 
beeinträchtigen, und ohne das Gonfcriptiond- und Recrutis 
rungd:Syftem im mindeiten zu verlegen, ohne auch dem Pri⸗ 
vatrechte der Realitätenbefiger nahe zu treten, dem Berg— 
baue in den angezeigten Fällen die nöthige Unterflügung zu 
verfchaffen, möglichft erreicht , befonders, da derley Begün— 
fligungen ohnehin nur felten eintreten, indem in jedem ein= 
zen vorkommenden Falle die politifhe Entfheidung vorher= 

eben , und ohnedieß die abfolute Nothwendigfeit ded An— 
aufed des ganzen Bauerngutes oder eines Theiled beöfels 
ben, gehörig dargethan werben muß, biermit außer diefen 
feltenen Fällen ein folcher Ankauf ohnedieß niemahls Statt 
finden kann. 


— — — — 


f 


Sechster Abfchnitt.- 
Bonben Ueberfiedblungen ber Unterthanen. 


$. 40. 


‚ Die Leberfiedlungen ber Unterthanen können auf 
zweyerley Art Statt finden, entweder find es Ueberfied: 
lungen von einem Dominio in das andere Do— 
minium; oder es ſind Ueberſiedlungen in eine 
Stadt. 

Für jede Art dieſer Ueberſiedlungen beſtehen beſondere 
Vorſchriften: Zweckmäßig wird es ſeyn, jede Art dieſer 
Ueberſiedlungen beſonders zu behandeln. 


$. 41. 


Die UWeberfiedlungen eined Untertbans 
von einemDominio zu dem andern betreffend. 

Hierüber beftehen noch folgende Vorfchriften, nähmlich: 

1. Daß es jedem Unterthan frey ftehe, unter Beobach— 
tung deſſen, was das Werbbezirksſyſtem vorſchreibt, von 
der Herrſchaft hinwegzuziehen, und ſich anderswo inner 
Landes niederzulaſſen, oder Dienſte zu nehmen; 


25 


2. daß jedoch die interthanen, die von ihren Herrſchaf⸗ 
ten wegziehen und ſich anderswo haͤuslich, oder inwohnungs⸗ 
weiſe niederlaſſen wollen, den obrigkeitlichen Entlaßſchein 
anzubegehren, und ſolchen der neuen Grundobrigkeit aufzu⸗ 
weiſen haben, um dadurch zu bewähren, daß ſie von der 
vorigen Grundherrſchaft entiaſſen worden find. Vid, Pas 
tent vom 1. November 1781; 

3. daß ohne Vorzeigung eines obrigfeitlichen Entlaß- 
ſcheines fein conferibirter Untertban auf einer anderen Herr: 
fhaft aufzunehmen, fo wie überhaupt feinem, ohne Bor: 
zeigung einer ſchriftlichen Erlaubniß, fih an einem anderen 
Drte aufhalten zu dürfen, geftattet feye. Vid. Verordnung 
vom 24. Juny 1784. 


$. 42. 


Zu Folge des Werbbezirksſyſtemes iſt zur Ueberſiellung Im 
eines Unterthans im nähmlichen Rande von einem Trern 
Dominio in das andere bloß die Erlaubniß, und Entlaßfchein — 
der Obrigkeit hinreichend, nur muß (lediglich wegen der 
Eonfcription) jederzeit das Militär hiervon verftändiget , 
und dem Entlaßfcheine die .Glaufel bengefeßet werden, daß 
fi) diefe Entlaffung auf Fein anderes and außer Böhmen 
beziehe. Vid. Verordnung vom 19. November 1732. 

Es verfteht fich übrigens von felbft, daß alle Ueberfied- 
lungsgeſuche zuerft bey der Grundobrigkeit angebracht wer- 
den müſſen. | 


$. 43. | 
In dem Falle die Ueberfieblung in einanderes Erbland In ein 

angeſucht wird, hat die Obrigkeit eine ordentliche Ueberfied- anderes 
lungstabelle nad) dem vorgefchriebenen Formulare ausjuferti- Erbland 
gen und an das Kreisamt einzufenden. Vid. Verordnung 
vom 16. Juny 1781 und Dofdecret vom 26. Juny 1783. ; 

Nach der Verordnung vom 15. Februar 1780 fömmt in 
diefer Tabelle unter anderen auch die Orts obrigEeit, 
zu welder der Unterthan gehört, beffen Kinder, wohin, 
und aus welhen Gründen er zu überfiedeln wünfche ‚ 
und ob deſſen Obrigkeit Bein Bedenken dagegen trage, ans 
zuzeigen, aud der Tabelle die Interventionen ber 
auswärtigen Magiftrate, oder was immer für obrigkeitlicher 
Jurisdicenten, oder aber die von dem Ueberfiedlungdwerber 
felbft beygebrachten Zengniffe über ihre Aufnahme, Unter: 
kunft, bevorfiehende Verſorgung u. dgl. beyzufchließen. 
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I 44 
- Sn ein noch An dem Falle, daß die Heberfiedlung eines Unterthans in 
nit con⸗ ein derzeit noh nicht confcribirtes Land, oder aus 
Ver inie Ber den Deft. Ländern, nur auf eine gewiſſe Zeit, 
Land, oder Oder auf beftimmte Jahre aus was immer für einer Urfache 
außer eintreten follte, ann die Herrfchaft nach Maßgabe der Um- 
dem Erbftände hierzu zwar die Erlaubniß, jedoch nicht anders, als 
land auf mit Vorwiſſen und Geriehmhaltung des Kreisamtes Yein- 
eine ge= yerftändlich mit dem Werbbezirfsregimente ertheilen, und 
a muß in einem folchen Falle der in fremde Länder abgehende 
Unterthan einen Paß von der Landesftelle und von dem Kreis: 

amte erwirken. Vid. Hofdecret vom 30. Auguft 1784. 


$. 45. — 

Ertheilung Nach der Verordnung vom 16. Februar 1786 find Fünf: 
der Ent: tighin allen jenen, die nicht in Ungarn, fondern in einer 
a ji, anderen erbländifchen Provinz ſich feßhaft machen wollen, 
erbländi. ordentlihe Entlaßſcheine jedoch nicht eherauszufertigen, 
fhenPros ald bis die Bewilligung auf die bisher üblich gewefene Art, 
vinzen. und nach vorausgegangener, mit der VBorfchrift fihregulirens 
den Einleitung angefucht worden, wo alsdann, wenn fie er= 

folgt, einem ſolchen obrigkeitlichen Entlaßfchein erft die Aue 
thenficität durch die Mitfertigung des Kreisamte® und 
MWerbbezirkes zu geben ift. 


$- 46. 


ueber: Soviel die aud den deutfchen Erblandennah Ungarn 
fiedlun= überfiedelnden,, und dafelbft fich verehelichen wollenden Un= 
gen nah terthanen betrifft, it es hinlänglich, daß ein berley Un 
ungarn. terthan mit einem ihm von feinem Grundherrn ertheilten, 
und von der betreffenden Landesfielle und von dem Gene— 
ralcommando contrafignirten Zosbrief verfehen werde. In 

Folge deflen ift daher feſtgeſetzt: 

1. Daß die Magiftrate und Dominien den Parteyen 
einen Entlaßfchein bey fonftiger [härfeften Ahndung nicht aus⸗ 
folgen laffen dürfen; 

2. daß fie aber, wenn fid bey der gewöhnlichen ges. 
meinfchaftlihen Unterfuhung fein Anftand gegen die Weber» 
fiedlung ergibt, und die vorgefchriebene Tabelle gemeins . 
ſchaftlich unterfertiget ift, aucdy auf die Ueberfiedlungsbemwil- 
ligung angetragen wird, ben gebrudten Entlaßfchein aus= 
zufüllen, ihn. zu unterfertigen, und fammt der Unterfus 
hungdtabelle zur Contrafignirung an die Landesſtelle ein« 
zufenden haben; | 
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3. daß endlich injenem Falle, wenn der Ueberfiedlungs- 
werber zur angefuchten Ueberfiedlung ſchon Anfangs nicht 
geeignet erfannt wird, der Entlaßfchein auch gar nicht ein= 
gefchiet werden dürfe. Vad. Verordnung vom 8. März 1787. 


$. 47. 


Dur die Verordnung vom 23. November 1801, wurde Uebers 
hinfichtlih der Ueberfiedlungen in die deutſchen Deft. Tiedluns 
Erbländer, dann nad Ungarn Folgendes fejtgefeget : . a or 
| 1. Daß die Ueberſiedlungs Bewilligungen der Untertha= er * 
nen nicht bloß im Lande ſelbſt, fondern überhaupt in die Erblän- 
deutfchen Länder nad) Einvernehmung mit dem Werbbezirks- der und 
commando dem Wirkungskreife ded Kreisamtes eigens zus nad Un: 
gewielen feyen; und | 

2. daßdie Ueberfieblungen nad Ungarn, als einem nicht 
conferibirten Lande die Berichte, fo wie bisher an die Lanz 
desſtelle zu erflatten, und die hierzu eigens vorgefchriebenen 
gedrudten Päfle zur Contrafignirung einzufenden kommen: 


$. 48. 


Wenn ein Vater mit all feinen Kindern oder nur mit uebers 
einigen derfelben überjiedeln will, fo hat auch die erwirkte fiedlun: 
Ueberfiedlungs:Bewilligung nur auf jene Kinder ſich zu er: 977, = 
ſtrecken, auf welche die Bewilligung lautet, nicht aber auf” dern. 
jene, die zurüdbleiben. r 


S. 49. 
Ueberfiedblungen in va8 Ausland find. ald Auswans In das 


derungen zu betrachten, und nad) den Auswanderungds Auslanb. 
Vorſchriften zu behandeln. 


$. 50. 


Wenn ein Unterthan feine Befisung, Grund, ohne Ueber: 
einen andern annehmbaren Unterthan der Herrfchaft zu fiel» Tiebtlun: 
len, verläßt, und aus einem confcribirten Erbland in ein Al" ne 
unconferibirtes ohne Einwilligung der politifchen und Mie” ung. 
litärlandesbehörde überfiedelt, fo ift folder, wenn er ſich 
gleich mit feiner Familie anderswo anfäßig gemacht bat, 
an feine vorige Grundobrigfeit zurüdzuliefern,, und feines 
Ungehorfames wegen zu beftrafen. Vid. Hofdecret vom 21. 
November 1785. 

Eine Ausnahme von diefer Verordnung tritt in dem 
Falle ein, wenn fich der Unterthan in dem Orte feiner Nie— 
derlaffung verehelichet. Vid. Hofdecret vom 1. April 1786. 


Ueber: 
fiedluns 
gen in 
eine 

stadt. 


2B 
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- Die Ueberfiedlungen in eine andere Stadt 
betreffend. 

Es ift nad) und nach der Unfug eingefchlihen , daß 
Bauern und Unterthanen lediglih gegen Erwerbung des 
Bürgerrechtes, bürgerliche ftädtifche Gründe Fäuflih an fich 
bradten, wodurch für das Allgemeine, und für die vom 
Gewerbe und Feldbau lebenden Bürger in den Landſtädten 
nachtheilige Folgen fih ergaben, indem folche Unterthanen 
in zweyerley Eigenfchaften ald Bürger und Bauern erfchei- 
nen, dadurch nur der Recrutirung zu entgehen traten, ° 
die Vorſpannsſtellung in den Städten ———— er⸗ 
ſchweren, und in Hinſicht der verſchiedenen, bey dieſen Un— 
terthanen und Bürgern eintretenden Jurisdictionen, bey 
Vormerkungen, Pfändungen, dann in Geſchäften des ade— 
lichen Richteramtes zu unzähligen Colliſionen Anlaß geben, 
endlich ſelbſt auch den Pupillen durch die Berichtigung dop— 
pelter Taxen ſchaden. 

Um nun eines Theils dieſem ſchädlichen Mißbrauch 
Schranken zu ſetzen, andern Theils den in der Landesver— 
faſſung und in den Stadtrechten gegründeten Rechten der 
Unterthanen nicht zu nahe zu treten, wurden vermittelſt 
Hofdecret vom 6. November 1806, folgende Vorfchriften 
feftgefegt , nähmlich: 

1. Daß feinem Unterthan dad Bürgerrecht weder in 
freyen, noch in Schuß: und unterthänigen Städten zu ers 
theilen ſeye, welcher nicht zugleich hausanfäßig wird, oder 
aber die Erforderniffe befigt, um ein bürgerlihes Gewerb 
treiben zu können, folches in der Stadt wirklich treiben will, 
und dafelbit feinen Wohnfig wählt; | 

2. daß Fein Unterthan zu dem Anfaufe ftädtifcher, bür- 
an Srundftüde zugelaffen werden Eönne, welcher das 

ürgerrecht nicht unter den gleiherwähnten Bedingniffen 
erworben hat; 

3. daß der Bürgerrechtöwerber in dem Falle, wenn 
die Stadt, in welcher der Unterthban dad Bürgerreht ans 
ſucht, eine freye Stadt ift, nebft Erfüllung aller in den 
vorgehenden Abſätzen vorgefchriebenen Bedingungen nody 
insbefondere die —— Entlaſſung aus der Unterthänig— 
keit vorher bewirkt habe; 

4. daß diejenigen, welche ſchon vorher dergleichen ſtäd— 
tiſche, bürgerliche Grundſtücke käuflich an ſich gebracht haben, 
ihre dießfälligen Contracte binnen 1 Jahr und 6 Wochen 
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nach, erworbener Beſitzfähigkeit unter fonfliger Ungültigkeit 
derfelben zur bücherlichen Einverleibung bringen müffen. 


$. 52. 


Dur ein weitered Hofdecret vom 3. Juny 1911 wurde 
binfichtlich derley Yeberfiedlungen , und der Befikfähigkeit 
bürgerliher Gründe Folgendes erfläret und angeordnet, 
nähmlich: 

1. Daß nach den böhmiſchen Stadtrechten die Habiliti— 
rung zur bürgerlichen Anſäßigkeit mit dem e bezeichnet werde, 
wenn man dad Bürgerrecht erwirbt, und die Bürgerpflicht 
annimmt; 

2. daß jedoch durch die Erwerbung des Bürgerrechtes 
allein, oder durch den Befit einer Realität dem Geſetze noch 
nicht genug gethan feye, fondern daß der Beſitzer zugleich 
die Bürgerpflichten erfüllen, mit den Stadtgenoffen leben, 
weben und leiden müſſe; — 

3. daß daher Unterthanen, die fih von dem Bande 
der Unterthänigkeit nicht losgemacht haben, die fomit unter 
der Patrimonial-Gerihtöbarfeit ftehen, unter den Bürgern 
nicht leben, mit ihnen alle gemeinfchaftlihen Kaften nicht 
tbeilen, kurz die Bürgerpflicht zu erfüllen nicht vermögen, 
zu Folge der Landesverfaffung der bürgerlichen Anfäßigfeit 
unfähig feyen, folglich nur auf unbefugte Art derfelben theil- 
baftig werden fonnten, und e& daher nothivendig werde, die 
Landedverfaffung bandzuhaben ; 

4. daß jedoch Se. k. k. Majeftät in der Erwägung, daß 
nähmlich die vorzüglihe Schuld den Magiftraten zur Laſt 
falle, welche die Witerthbanen, ohne daß fie fich von der 
Unterthänigfeit losgemacht, und nicht nur dad Bürgerrecht, 
fondern auch die Bürgerpfliht angenommen hätten, zum 
Befig bürgerlicher Gründe zugelaffen haben; aus befonderer 
Begünftigung diejenigen Unterthanen, die vor der Bekannt: 
machung des Hofdecreted vom4.May 1805 einige bürgerliche 
ftädtifhe Gründe an fich gebracht haben, ohne Unterfchied, 
ob fie dad Bürgerrecht erworben haben, oder ein bürger- 
liches Haus befißen, oder ein Gewerbe in der Stadt treis 
ben, oder nicht, in dem ruhigen Befige derfelben, jedoch 
bloß auf ihr Lebenslang belafjen werden fünnen, nad) ih: 
rem Ableben aber an einen ftadtfähigen Mann gelangen 

müſſen; 

5. daß in dem Falle, als ſich Unterthanen beykommen 


laſſen ſollten, unter dem Nahmen eines beſitzfähigen Bür— 


Fortſe⸗ 
dung. 


Einfduls 


dung de 
Unter: 
tbanen, 
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gerd bürgerliche Realitäten an ſich zubringen, oder ſich in dem, 
vor Erlaffung des Hofdecretes vom 6. November 1806 er: 
worbenen Beſitz derfelben zu erhalten, diefe Unterthanen 
fowohl, ald auch die Bürger, die zu einer gefegwidrigen 
Handlung ihre Nahmen leihen, jeder indbefondere mit dem 
zehnten Theile des Kauffchillinges zu Handen ded Armen: 
inftituted ded Orted, wovon die Hälfte dem Denuncianten 
zutommen muß, angefehen , und die erfteren außerdem des 
Rechts, derley Gründe felbft zu veräußern, verluftiget, 
ſolche ohne weiters gerichtlich verfteigert, und biefelben le— 
in mit dem Kauffchillinge abgefertiget werden follen; 
endli 

6. daß zur Erhaltung der Evidenz zwiſchen den ſtädti— 
ſchen, bürgerlichen, und den dorfichaftlich- unterthänigen und 
abzufondernden Gründen der Eingriff der Patrimonial:Su= 
risdiction in die freye Jurisdiction der Städte allgemein 
unterfagt, und da, wo fich diefer Eingriff etwa eingeſchli— 
hen haben follte , die Landesſtelle beauftragt feye, durch 
die Kreisämter die Einleitung zu treffen, damit derfelbe 
behoben, und der vorige verfaflungsmäßige Stand ber Dinge 
wieder hergeftellet werde. 


Siebenter Abſchnitt. 
Vonder Einſchuldung der Unterthanen— 


$. 53. 


Es fließt aus der alten Verfaſſung Böhmens, daß der 
Unterthan in dortiger Zeit, noch nicht mit jenen aus der 
fpäteren Zeit durch die weife Fürforge feiner Negenten ihm 
jugewendeten Rechten begünftiget, auch nicht mehr unbe- 
ſchränkt Schulden machen durfte. 

Nach der Landesordnung vom 10. May 1627, war 
der Unterthan in dortiger Zeit auf die höchſt unbedeutende 
Summe von drey Schod Grofchen befchränkt. Diefe Landes— 
ordnung enthält hierüber Folgendes : 


Bon Einfhuldigung der Unterthanen. 
Q. XXI. (pag. 407.) 


Kein Unterthan fol ohne Vorwiſſen feines Herrn, ober 
befelben Ambtmanns über drey Schod Grofhen Böhaim- 
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bifch entlehnen, noch fih in Bürgfchaft höher einlaffen, 
da aber ein Bnterthan deme zuwider thäte, fo ift der Herr 
oder fein Ambtmann dem Kläger vber obgedahte Summa 
weiter zu verhelffen nicht ſchuldig, Fan auch deßwegen ferner 
nicht beklagt werden. 
Das Patent vom 1. Juny 1768 enthält hierüber die 

Ausnahme, daß, wenn ein Untertban cum positivo, oder - 

raesumpto consensu dominicali einen Handel triebe, wel> 
hen Falls derfelbe wegen diefer Schuld fogar bey dem Wechs 
felgerichte belangt werden fonnte, dod fo, daß jene Privat: 
forderungen, welche etwa fchon (mit Confens) auf deſſen Hab- 
ſchaft grundbücherlid vorgemerfet worden, das Vorrecht 
vor der Wechfelfhuld zu genießen haben, derfelbe auch über 
diefen Betrag eine Schuld controlliren durfte. 


$. 54. Ä 


‚ Nachdem die Feibeigenfchaft aufgehoben wurde, iſt zwar Rad auf: 
ein anderes Verhältniß des Unterthans gegen feine Herr: gehobe: 
fhaft jedoch nur in Anfehung feiner Perfon eingetreten. mer Eeibs 
Sa Anfehungder uneingefauften Gründe aber blieb —6 
es bey dem vorigen beſtandenen nexus, und es erſtrecket ſich 

die Einſchuldungsbeſchränkung noch immer, jedoch lediglich 

auf dieſe uneingekauften Gründe, da hingegen die Unter— 

thanen in Anſehung ihres anderweitigen Vermögens keiner 
Befchränkung unterliegen, gleichwie ſich die geſagte Beſchrän— 

kung nur auf das Immobilar-Vermögen erſtreckt. 


$. 55. 


In Anfehung der VBerpfändung und Verpachtung un: Vırrpfän- 
tertbäniger, fteuerbaren Gründe bejtehen weiters ?uug und 
folgende Voͤrſchriften, nähmlich: er 

1. Daß Fein Steuergrund gegen ein Darlehen derges gerrpänie 
Balt verpfändet werden dürfe, daß derfelbe, bis die Wiesner, fteus 
derbezablung erfolgt, benüget werde. Vid, Hofdecret vom erbaren 
20. Auguft 1750. ‚ Gründe. 

2. Daß der gemeinfhaftlide Anbau der fleuer- 
baren Aecker auf die Hälfte, oder den Drittheil zwar in ber 
Kegel unter der Strafe der Eonfiscation der Fechſung ver— 
bothen, übrigens aber ſolcher auf dem Nothfall mit vorläus 
figer Bewilligung der Obrigkeit oder des Oberamtes, wenn 
felbe die Nothwendigkeit erkennt, erlaubt feye. Vid. Patent 
bom 4.November 1752. | 
3. Daß die Abrehnung und Zufhlagung zu dem Ga- 
pital der von den Unterthanen anihre Obrigfeiten von 
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den auf ihre befisenden Grundftüde entlehnten Capitalien 
abfallenden Intereffen nicht anders ald mit Vorwiſſen und 
Genehmigung ded Kreisamtes vorgenommen werden. Vid. 
Berordnung vom 30. März 1780. — 

4. Daß Unterthanen, wenn fie ein Darlehen fuhen, 
ſich nicht an die Mädler in Prag zu verwenden haben, fon» 
dern fich, wenn fie mit einem grunds oder ſtadtbücherlichen 
Grtracte erweifen, daß dad aufzunehmende Capital fammt 
den ſchon vorhergehenden Schulden nicht zwey Drittheile 
des Merthes ihrer Gründe oder die Hälfte ihres Hauswer— 
thes überfteige, mit einem Darlehendgefuh unmittelbar an 
die Landesſtelle oder auch mittelft des Kreisamtes verwen= 
den fünnen , wo ihnen bey vorhandenen Geldern ohne Ans 
ftand das Darlehen erfolgt werden wird. Vid. Verordnung 
vom 5. Jänner 1794. 

5. Daß in dem Falle, ald der Befiger einer unterthä— 
nigen Realität aus einem Kirbenvermögen auf fein 
Gut ein Darlehen anfuht, und felber nicht ohnehin dar— 
tbun kann, daß fein zu verpfändendes Gut normalmäßige 
Sicherheit darftelt, von der Obrigfeit mit Buziehung ber 
Richter und Gefhwornen eine ordentlihe Schägung unent— 
geltlich vorgenommen, und zu felber, wenn das Kirchen⸗ 
gut, aus welchem das Darleihen geſchieht, unter einer an⸗ 
deren Obrigkeit als das abzuſchätzende Gut ſtehet, auch dieſe 
letztere hierzu beygezogen werden ſolle. Vid. Hofdecret vom 
22. Auguſt 1797. 

6. Daß keinem Contribuenten die Verpachtung ein— 
zeiner zu feiner Wirthſchaft gehörigen Grundſtücke ohne 
obrigkeitliche Bewilligung zu geftatten, leßtere aber ba, wo 
folche angefucht wird, nur nach vorher erhobener Nothwens 
digkeit und Unfhädlicpfeit für die Grundeigenthümer, dann 
gegen dem zu ertheilen feye, daß der Pächter fich verbinde, 
die verhältnißmäßigen Steuer: und Lieferungdbeträge zu 
- übernehmen, weiterd daß Uebertretungsfälle mit Gonfidcas 
tion der Fechfung und Arreft zu beftrafen feyen, übrigens 
in Hinfiht auf Volftredung der erjteren dem klugen Er— 
mefjen der Aemter überlaffen werde, die zu confiscirenden 
Früchte mit gehöriger Publicität einzuernten, oder vor der 
Ernte bey erlangter Reife unparteyifch fhägen und verftei= 
gern zu laffen, welch erlöfte Beträge aber nah Weifung 
des Patentes vom4. November 1752 zum Behufe des Grund— 
eigentbümers und des Steuerfondes zu verwenden kommen. 
Vid. Verordnung vom 9. Jänner 1800. 
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7. Daß auch auf emphiteutifche Befisungen der 
Unterthanen auf Staatdgürern, wenn anders der dieß— 
fällige Contract die Einfhuldung nicht ausdrüdlich verbie> 
thet, Kirchen: und Waifengelder gegen die Pragma: 
tical» Sicherheit dargeliehen werden können, jedoch diefe 
Sicherheit vorher mit gehöriger Vorficht unterfuht, und erft 
nad) Abfhlag der von dem Emphiteuten an die Obrigkeit zu 
leiftenden Gtebigfeiten berechnet, und angenommen werde. 
Vid. Hofdecret vom 1. July 1800. | 

8. Daß endlich, da auch bey Einfhuldungen der Un— 
tertbandgründe die auf ſolchen geundbücherlich vorgemerften 
Schulven, und andere Haftungen nicht anders, ald wieder 
durh dad Grundbuch zur Löfchung gelangen können, die 
Einverleibung aber der einzelnen Quittungen über die Be- 
zahlung der fogenannten Friften,, oder Erbegelder von daher 
nicht wohl allgemein ausführbar ift, indem auf größeren 
Herrihaften alle Jahre einige Zaufend derley Quittungen 
einverleibt werden müßten ; fo ift nach der für Die Grundgerichte 
der, der Staatögüter:Adminiftration unterftehenden Herrfchaf- 
ten genehmigten Inftruction von 1791 und 1792 in Hin 
kunft bey der Grundrechnung (oder den fogenannten Schrei- 
betägen), über gefagte Friftengelder, welche jeden Jahres 
gezahlet werden, ein Protokoll aufzunehmen, und in dab- 
ſelde die gefhehene Zahlung nicht anderd, ald Über vorläu— 
fige Beftätigung ded Empfängers felbft, oder der von der 
richtig gefchehenen Abfuhr MWiffenfhaft habenden Zeugen 
al3 bezahlt eingetragen, und dieß Geftändniß, oder Zeug: 
niß von dem Empfänger, oder den Zeugen eigenhändig un- 
terfertiget , diefem Protokolle fodann zur Entſchädigung des 
k. k. Stämpelgefälld der claffenmäßige Stämpel nach dem 
Betrage, von welchem jedoch die weniger ald einen Gulden be: 
tragenden Friftengelder abzufchlagen fommen, beygedrudt, 
und dasſelbe ſonach in dad Urkundenbuch dem vollen Inhalte 
nach eingetragen, und die geleifteten Zahlungen in dem Grund: 
buche bey den betreffenden Grundverfhreibungen ganz kurz 
ausgezeichnet werben. 
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Achter Abſchnitt. 


Bonden Veräußerungen unterthbäniger Güter. 


§. 506. 


Kauf: Jede Veräußerung und Uebergabe eined unterthänigen 
übergas Beſitzers, welche zwifchen ihm, und einem anderen Statt 
— ere findet, fegt immer ein Eigenthum desjenigen voraus, 


Ber: der dad Gut, den Grund veräußert, übergibt. 


und die Rede feyn. 
Gründe. Erftere Gattung begreift entweder eingefaufte Ruftical- 
(der Ordinari-Steuer) oder erbeigenthümlide emphiteutifche 
(derDominical:Steuer unterliegende)Unterthandgrände in fich. 


S. 57. 


Bor: In der Regel können diefe beyden Arten von Gütern 
(hriften und Gründen von; dem Unterthan ohne Vorwiffen der Obrig« 
keit gekauft und verkauft, oder auf eine andere Art der Ber: 

Außerung übertragen werden. \ 

Jedoch ift hierbey Folgendes zu beobachten: 

1. Daß der dießfällige Vertrag nichts zum Abbruche der 
obrigkeitlichen Gerechtſame enthalten, daher die Veräußerung 
immer nur mit dem Rechte, und unter denjenigen Grund>, 
Bins: und anderen Verbindlichkeiten, die dem vorigen Bes 
figer oblagen, gefchehen dürfe; . 

2. daß in dem Kalle, ald es fih um die Veräußerung 
eines mit Gründen verfehenen Haufed, oder Bauerngutes 
handelt, immer das Gut mit allen untrennbar dazu gehö— 
rigen Gründen im Ganzen verkauft, in dem weiteren Falle 
aber, alö der Verkäufer einige diefer Gründe für ſich behal— 
ten wollte, von ihm zuvor um die Bewilligung ber Zerſtü— 
Kung angelangt werden folle; 
3. daß eben diefed aud von bloßen Grundvertaufhun= 
gen zwifchen Unterthban und Unterthan, wie aub von dem 
Sale zu gelten habe, wann ein Vater fein Bauerngut an 
eines feiner Kinder abtreten, und babey ein oder anderes 
Kind mit einem Grundbefiß davon betheilen wollte; 

4. daß in dem Falle, ald es fi bloß um den An: und 
Abverkauf eines zum Haufe nicht unmittelbar gehörigen (Ueber= 


- 
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fänd-) rundes handelt, derley Grundftüde jedoch nach dem 
für die Zertheilung größerer Bauernhöfe aufgeftellten Grunds 
fägen (vide $. 30.2.) auch einzelnweife veräußert, oder unter 
die Kinder vertheilet werden fünnen ; 

5. daß derjenige, der fchon ein Bauerngut befigt ein 

zweytes in der Abficht, um auch ſolches zu beſitzen, fäuflich 
nicht an fidy bringen fünne, fondern, um dad legtere zu be- 
haupten, das erftere entweder dafür vertaufchen, oder an eis 
nen anderen Befiter veräußern müffe. Vid. Hofdecret vom 
19. May 1789 und 8. Februar 1790. 
- 6. Daß bey allen unterthänigen Grundverfchreibungen 
und AUntretungen eines Bauernguted oder Grundes nicht bloß 
die obrigfeitlihen und erblichen Währungen verfichert, und 
mit folchen die ganze Schäßung des Grundes auögewiefen, 
bingegen die Steuerrefte übergangen, fondern aud alle von 
einem Grunde verfeflene Steuern und Gaben, folglih auch 
die in die einheimifche Sontributionscaffe fhuldigen Rüd- 
fände bey Abänderung des Grundbefigers jedesmahl in der 
Grundſchätzung vor allen obrigkeitlihen und Privatfordes 
rungen, oder Erbgeldern an dem Kaufihilling, oder Schä— 
tzzungsanſchlag ausgewiefen, und in ſolchen eingerechnet, auch 
an den auf dem Grunde verficherten obrigfeitlichen,, oder 
anderen Erbgeldern nicht eher, ald bis die verfeflenen Con: 
tributiond-Schuldigfeiten vollkommen getilgt feyn werden, et— 
was hinausbezahlt, und die Obrigkeit, wenn felbe fich, oder 
andere eher bezahlt machen ließe, aus Eigenem zur Abtra- 
gung der verfeflenen Steuerfhulden verhalten werde. Vid. 
Hofdecret vom’ 13. Jänner 1775. 

"7. Daß die ideale Rechnung nad) Schoden, da felbe 
nicht mehr fiblich ift, umd nur zu Verftößen Anlaß gibt, bey 
allen Grundverfchreibungen zu vermeiden, und daher von 
allen obrigfeitlihen und ftädtifhen Aemtern alle neuen 
- Grundverfchreibungen ſtatt Shod mir Gulden zu vers 
faſſen, überdieß auch bey den alten Verfchreibungen , und 
den alljährlich zu verfaffenden Ertracten die Berehnung nad 
Gulden ftatt Schoden zu machen, und hierdurch allgemein 
die Jedermann befannte Berehnung ohne mindefte Beirrung 
nach und nach einzuführen ſey. Vid. Verordnung vom 10. 
July 1791. N 


$. 58. 


Nach der, den Grundgerichten auf den k. k. Staatögü- Nah der 
ter-Herrichaften mitgetheilten Inftruction fol jeder Kaufcon: für die k. 
3 * 


# 
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kiStaats⸗ tract, oder Grundverfchreibung wefentlich folgende Stücke 
güter ges enthalten ; als: 


gebenen 
Snftruc: 
tion, 


1. Die Anzahl und den Stand der Gebäude mit der 
Gonfcriptiond-Nummer, nebft allen hierzu gehörigen Grund- 
ftüden, legtere zwar nach dem alten Rollar: Ertract von 1757 
nur ſummariſch, aber doch auch nad) der Steuerregulirung 
vom Jahre 1782 fpecififch oder nahmentlich mit dem Flächen: 
inbalte und topographifchen Nummer; 

2. den Beylaß von Vieh und Wirthfchaftögeräthfchaften ; 

3. die Kauffbillingsfumme, wobey es räthlidh ift, den 
Werth der Gebäude, der hierzu gehörigen Grundftüde, der 
allenfalls beym Haufe befindlichen Ucberländ-, oder Frey- 
gründe, und jenen ded Beylaſſes abzufondern, endlich aber 
denfelben in eine Summe zufammenzuziehen ; 

4. die Angabe oder bare Auszahlung ded Kauffchillinges ; 

5. die auf Abſchlag des Kauffhillings flatt des Ver— 
fäuferd zur eigenen Berichtigung übernehmenden Friſtengelder 
(Währungen) oder andere Pafltvfhulden, fie mögen auf dem 
Grunde fhon.ehedefjen verbücdhert , oder nicht verbüchert ge= 
wefen feyn, erflere zwar nach der Ordnung der erworbenen 
Priorität, oder des Vorgangsrechtes; wobey der vorzüg⸗ 
liche Bedacht genommen werden muß: 

a) auf rückſtändige k. k. Steuern und Gaben, oder ſon— 
ſtige in die Steuercaſſe ſchuldigen Reſte; 

b) auf verſchiedene Stiftungsabgaben oder Zinſen, dann 
Zehenten an den Seelſorger, 

c) auf alle dem Grunde anklebende Roboth, dann fonflige 
Schuldigkeiten. Vid. Patent vom 13. Jänner 1775; 

6. daß für den abtretenden alten Wirth, oder die Witwe 
mit obrigkeitliher Bewilligung bedungene Audgedinge, — 

7. andere zwifchen den contrahirenden Parteyen verab- 
redete und felbft beftimmte Bedingnifle und Vertragspuncte 

8. die Ginverleibungdclaufel oder dad Befugniß, die 
Urkunde grundbücherlic) vormerken zu laflen; 

9. die Unterfchrift der contrahirenden Parteyen und 
aller Interefienten, 3. B. des Mitkäuferd, der Gläubiger des 
Grundabtreterö, welche von der Angabe bar bezahlet wers 
den, oder mit der Uebertragung ihrer Hypotheken: Forderungen 
an den neuen Käufer einverftanden find, dann der zwey eis 
gend erbethenen Zeugen, welde nach der allgemeinen Ge— 
richtöordnung FF. 140 und 141 weder bedenflih, noch ver- 
werflid find. Sollte eine Partey ded Schreibens unfähig 


‚feyn, fo muß die Urkunde von einem Zeugen, der den Nah: 
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. J 
men des Ausſtellers zu unterſchreiben hat, gefertiget werden. 
Vid. G. Ordnung $. 116. 


9. 59. 
Schon mittelſt Hofdecret vom 3. Auguſt 1786 wurde Ander—⸗ 
verordnet, daß, weil die Grundverſchreibungen hie und da weitige 

auf den Herrſchaften niemahls von den contrahirenden Par: , „Pr 
teven, fondern lediglich von den Oberbeamten unterfertige ſriften. 
zu werden pflegen, zur Vermeidung vieler hieraus erwachfen 
fönnenden Streitigkeiten von nun an alle Grundverfcreis 
bungen fogleihnad vollzogener Kaufdhandlung oder Er: 
theilung fchriftlich verfaßt, und von den Parteyen, um de— 
ren Recht es fich handelt, unterfchrieben, und, wenn fie nicht 
fhreiben Fönnen, ihre Unterfchrift durch andere fupplirt, 
endlih auch noch zwey Zeugen zur Beurkundung des Acted 
erbethen, und dann erft die Amtöfertigung mit der Unter: 
fhrift dem Jurißdictiond:-Beamten beygefüget werden follen. 

Zu Folge Hofdecretes vom 3. April 1788 find die Un» 
terthanen bey Schließung und Abfaffung ihrer Gontracte 
feinem fremden Einfluffe unterworfen , und hat der Antrag, 
den gemeinen Mann bey Errichtung der Urkunden an daß 
Ortsgericht unter Strafe der Nullität zu verweifen, nach der 
dermahligen Gefeßgebung nicht mehr Statt. 


(. 60. 


Das bürgerlicheißefegbuch enthält hierüber im Alge- Rah dem 
meinen Folgendes: Ä er, ers 
Zur Uebertragung des Eigenthumes unbeweglicher Sa> ne 
hen muß dad Ermwerbungsgefchäft in die dazu beflimmten bucht 
Öffentliben Bücher eingetragen werden. Diefe Eintragung 
nennt man Einverleibung. 


$. 61. | ar 
Bor allem ift zur Einverleibung in das öffentlihe Bub 8 gpd ün- 


nothwendig, daß derjenige, von dem dad Eigenthum auf gungen 


einen anderen übergehen fol, felbft ſchon ald Eigenthümer Pz'!*" 


einverleibt feye. 


— — — — 
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Neunter Abſchnitt. 


Von den Junkereyen. 


§. 62. 


Junke— Durch den Verkauf der Staatsgüter, durch die hierbey 
3 en, errichteten fogenannten Junfereyen:, Pacht: und ver- 
DactcomAußerungdempbiteutifhe Verträge find ſolche 

teacte Grundfäge aufgeftelet und Maßregeln feftgefeget worden, 
und em= welche auf die bisherige Landeöverfaflung Einfluß nahmen, 
ae und daher wegen den Zufammenhang und Ueberficht hier zera 


e Ber: si e 
Kußerun, sliedert aufgeführet werden müſſen. 


gen. 6.6. 


Borz Es ift daher nöthig, jene Vorſchriften vorauszufchiden, 
— welche durch Hofdecret vom 24. März 1789 dortmahls in 
Eaufe dieſer Beziehung ertheilet worden. - 

nes Diefe beſtehen wefentlic im Folgenden : 
Staats: 1. Daß zu dem Ankauf diefer-Güter und Realitäten , 
gutes im welche entweder zum Verkaufe oder zur Pachtung ohne Un- 
Ganzen. terfchied der fleigenden und fallenden, oder fogenannten fro= 
| denen Gefälle zu 5 von 100 beredynet, und zu Capital an- 

geſchlagen werden, nicht nur Jedermann, wie ed bisher ge= 
fhehen, mit alleiniger Audnahme der Judenſchaft zuzu— 
laſſen, fondern auch geftattet feye, daß Vormünder für ihre 
Mündel einen Theil des Vermögens der legteren hierzu an— 
wenden können. 

2. Daß es zwar bey der beftehenden allgemeinen Nor— 
mal:Berordnung fein Bewenden habe, nähmlidh, daß an dem 
Kauffhilinge da, wo außer dem zur Hnpothef bleibenden 
Gute oder Realität, noch eine andere Sicherheit geleiftet 
werden fann, ein Drittheil, obne diefen aber die Halbſcheid 
im baren Gelde, oder in öffentlichen Fondspapieren zu 4 von. 
100 nad) dem Gurfe, den fie zur Zeit des Erlages auf der 
Börfe haben, erlegt; daß dagegen zur Abtragung des Kauf: 
ſchillinges Fünftig im Allgemeinen zehnjährige Sriftenzahluns 
gen mit laufendem Intereſſe zu 4 von 100 eingeftanden, und 
diefe in befonderen Fällen auch noch weiter hinaus verlängert 
werden, ausgenommen, wenn ein — oder der andere Käufer 
felbft, den Kauffchillingsreft früher abtragen wollte. 
| 3. Daß bis zur gänzlichen Abtragung des Kauffhillings 
on auf dem erfauften Gute oder Realität vorgemerkt 

eibe; 


4. daß alle über den zum fundus instructus gehöri- 
gen Beylaß beftehenden Vorräthe, ald Wein, ‚Getreide, 
Wolle, Holz und Breterwerk, Flachs, Eifen, Ziegel, Kal, 
Fallwerk, u. f. w. in leidentlihen Preifen von dem Käufer 
abzulöfen,, widrigenfalld verfteigerungsweife zu veräußern 
ſeyen; | 
5. daß die Unterthansreſte vorläufig liquidiret , die un- 
einbringlichen ganz nachgeſehen, die einbringlichen aber dem 
Käufer mit einem Nachlafjfe von 15 bis 20 vom hundert in 
drey⸗, oder vierjährigen Friftenzahlungen übergeben werden ; 
und ſich übrigens überhaupt der größere oder geringere Nach 
laß, fo wie die längere oder fürzere Zumwartung immer nur 
mit billiger Rückſicht auf die Zahlungskräfte und übrigen 
Umftände des Unterthanes beftimmen laffe; endih 

"6. daß bey dem Unnftande, weil durch das neue Steuer- 
regulirungs= Patent nunmehr die Abgaben bereits beflimmet 
find, und daher jeder Käufer fchon willen kann, was er hieran 
zu entrichten habe, demfelben zwar die befondere Eviction 
lediglich in Anfehung der Urbarialfchuldigkeiten da, wo ber 
Herr und Unterthan fich hierüber noch nicht ausgeglichen 
baben, bid zum Verlaufe der in dem Patente feftgefegten 
Zeitfrift von zwey Jahren ausdrüdlicy geleiftet werde, daß 
ihm inzwifchen aber auch auf den Fall, wann dad erfaufte 
Eigenthbum von einem Dritten angefprochen werben follte, die 
gewöhnliche Eviction auf 3 Jahre und 6 Wochen zu Stat: 
ten fomme. ' i 

Anmerfung. Durd die gegenwärtig beym Verkauf 
der Staatögüter aufgeftellten Grundfäge findet die vorherige 
Eviction nicht mehr Statt. 


$. 64. 


Die auf gegenwärtige Erörterung Bezug nehmenden Vor: Einthei- 
Ihriften können unter drey Abtheilungen gebracht werden; lung. 
nähmlidh : ' 

I. Sn die Vorfhriften bey Veräußerung in 
kleinere Theile, oder fogenannte Jun: 
fereven. 

II. Sn die BVBorfhriften bey dem Paht auf 
längere Jahre; und 

UL. in die Borfhriften bey dem Erbpadte 
und empbiteutifhen Berfaufe. 


Junke—⸗— 
reyen. 
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1. VBorfhriften bey Veräußerung in Eleinere 
Theile, oder fogenannte Junfereyen. 


Eine fogenannte Sunferey ift lediglih und nidts 
anderes, ald eine große Bauernwirthſchaft oder Anſiedlung. 
Schon in diefer Beziehung, und nach den ausdrüdlichen 
Beſtimmungen folgt: j 

1. Daß der Junker in Anfehung bed Grundes gleich ei- 
nem jeden anderen Unterthan der obrigfeitlichen Gerichtsbar— 
feit unterliege, auögenommen, wenn fleinere Güter ganz 
zu Iunfereyen gemacht werden, in welhem Falle dem Jun= 
fer auch die grundherrlichen Gerechtfamen als Obrigkeit zu— 
fommen; 

2. daß ber Junker nichts ohne obrigfeitlihe Bewilligung 
von dieſer Befigung unter wad immer für einem Vorwande 
beitangeben dürfe ; 

3. daß der Junker zur Betreibung feiner Wirthſchaft 
Folgendes erhalte: 

a) Nebft den nöthigen Wohnungs und Wirthſchaftsge— 

bäuden, ald Scheuern , Schüttböden und dergleihen 
R das nöthige Zug- und Nutzvieh, dann 
c) die erforderlichen Wirthichaftögeräthfchaften gegen dem, 

* er dafür ein verhältnißmäßiges Ankaufscapital 
erlege, 

4. daß dieſes Capital durch öffentliche Verſteigerung be= 
ſtimmet, und zum Ausrufspreiſe der innerliche Schätzungs— 
werth dieſer Gebäude, des Viehes und der Wirthſchafts— 
geräthſchaften nach einem mäßigen Anſchlage angenommen; 

5. daß das durch öffentliche Verſteigerung ausfallende 
Ankaufscapital zur Halbſcheid gleich bar, und die zweyte 
Hälfte in zehnjährigen Friſten, nebſt den laufenden Intereſ— 
fen zu 4 von 100 bezahlet werde; \ 

6. daß der Junker zu diefen Wirthfchaftdgebäuden und 
Vieh eine verhältnigmäßige Anzahl Aecker, Wiefen und Hu: 
thungen zum Betriebe feiner Wirthfchaft erhalte, wovon er 
einen jährlichen Zins zu entrichten verbunden ift; 

7. daß diefer jährliche Zind, welcher nach den bey dem 
Frohnablöfungsfpfterne verfaßten Anfchlägen mit Rückſicht auf 
die wirkliche Fruchtbarkeit der Gründe beflimmt wird, jedes: 
mahl vierteljährig vorhinein in die herrfchaftlihen Renten 
um fo ficherer zu erlegen ift, al& im widrigen Falle; 

8. wenn der Sunfer 6 Wochen über die geſetzte Friſt mit 
der Zahlung zurückbleibt, dieſe Junkerey ohne gerichtliche 
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Berbandlung auf feine Gefahr und Verluft verfteigerungss 
weife hintangegeben werben folle: 

9. daß zur Sicherheit des Binfed, und zur Bedeckung 
des Fundus inftructus bis zu deſſen gänzlicher Berichtigung 
von dem Junker ein jährlicher Zinsbetrag ald Caution ent: 
weder bar erleget, oder mittelft einer anderweitigen Hypo: 
thek fihergefteller werde, von welcher Caution jedoch dem 
Junker der gewöhnliche Fruchtgenuß zu verbleiben hat; 

10. daß der Junker außer dem jährlichen Zinfe nicht 
fchuldig fene, eine Eontribution, oder außerordentliche Staats⸗ 
beyfieuer zu leiften, weil diefe von Seite der Herrfchaft, wo- 
bin er mit feiner Wirthfchaft eigentlich gehört, beftritten wer— 
den müflen; 

11. daß der Junker jedoch die Kriegslieferungen gegen 
Erhaltung der ausgefegten Vergütung (Bonification) zu lei: 
fen fchuldig feye, dagegen aber von Vorfpann, Militärein- 
uartirung , und anderen Rufticalbürden gleich jedem an- 
— Dominical:Grundbefiger, fo wie die Herrſchaft ſelbſt frey 

leibe ; 

12. daß nicht allein bey Feuer: , Waffer- und Wetter: 
ſchäden die jedem Grundbefiger zufließende Landesvergütung 
nit der Obrigkeit, wohl aber dem Junker zu Guten zu fom: 
men babe, fondern ihm auch die Obrigkeit noch indbefonders 
in Rückſicht des dur Waflergüffe oder Wetterfchläge be— 
fhädigten Grundes, und Fechfung eine verhältnigmäßige 
Abfhreibung an dem jährlichen Zinfe zuzumenden habe, wo: 
ben dem Junker nur obliegt, die nöthige Befchreibung, und 
Beweife des erlittenen Grundfchadens zu rechter Zeit bey: 
zubringen; | 

13. daß ber Junker beym Antritte der Wirthfchaft nad 
‚der allgemeinen Landesgewohnheit die Winter: und Sommer: 
bauförner unentgeldlih,, fo wie dad bi zur eintretenden 
Fechſungszeit erforderliche Raub: und Hartfutter für dad ge» 
fammte ihm übergebene Zug: und Nutzvieh nach dem ge— 
wöhnlichen Ausmaße bis zur Fechfungszeit erhalte, Endlich 

14. daß dem Junker zwar freyftehe, nach feinem eige- 
nen Gutbefinden und Bortheil feine Wirthfchaft ohne Rüd- 
fiht auf den dermahligen Beftand oder Betrieb zu benügen, 
daß er jedoch dagegen verbunden bleibe, diefelbe immer im 
aufrechten Stande zu erhalten, und die Gründe weder zu 
verfhlimmern, noch auf was immer für eine Art zu veräußern. 


I. 66. i 
Da die Frage entfland, wie weit bey einer Junkerey an Eigen: 
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tbums: den Uebernehmer Junker bad Eigenthum übergehe, und 
Rechte ei⸗ ob er, und wie weit er folches zu verpfänden berechti— 
nes June ger feye, endlich in wie weit ſolches in eine gerichtliche Ere> 
tere Cution gezogen werden fönne, wurde erfläret: daß eine 
Junkerey zwar als ein beſchränktes, jedoch wahres Ei- 
genthum ded Junkerd anzufehen feye, und diefem daher 
dad Befugniß zuftehe, ſolches zu verpfänden, und in 
die Erecution ziehen zu laflen, daß jedoch hierdurd dem 
auf der Junkerey haftenden Zins kein Abbruch geſchehe, 
fondern die Junkerey nur mit diefer Laft an die Pfandgläus 
biger oder Ereeutiondführer übergehe, fo wie auch daß durdy 
die geführte Erecution niemahls ein Stüd von der Junferey 
abgeriffen werden könne, fondern diefelbe ſowohl in den Ge— 
bäuden, und fundo instructo , ald auch in den zugetheilten 
Srundftüden ungetrennt verbleiben müfle, endlih daß bey 
der Landtafel die entitandene Junkerey bey der Rubrif des 
Staatöguteö, aud weldem fie entitanden ift, abgefchrieben 
werde. | 


$. 67, 


Befigan Da bie weitere Frage entſtand, wo ber Junker an ben 
(drei Befig zu bringen, und wo die Verpfändung zu bewirken 
en ſeye, fo wurde ein Unterſchied zwifchen jenen Junfereyen, 
an g. welde eigentlich nur für große Bauernwirthſchaften anzu= 
fiyen find, und wo der Junfer gleich einem jeden anderen 
Unterthan der obrigkeitlihen Gerichtsbarkeit, und zwifchen 
jenen gemacht, wo dem Junker zugleih auch die obrigkeit» 

lichen Gerechtfamen ald Obrigkeit überlaffen finv. 
Im erfteren $alle muß die Junterey in dad Grundbuch 
des Staatögutes, aud dem fie entftanden ift, übertragen , 
der Junker von diefer Herrfchaft vergewähret , und felbft die 
Kaufcontracte, Verpfaͤndungen und Erecutionen, fo wie 
jene der anderen Unterthanen bey den Grundobrigkeiten ver« 

handelt werden. 

‚ . Im zweyten Falle aber muß die Junkerey, , da diefe als 
wahre Edelfige in folhem Falle zu betradhten find, bey 
der Landtafel unter ihrer eigenen Rubrik aufgeführt, der Junz 
fer dafelbft ald der Beſitzer vorgefchrieben, die obgedachten 
Beſchränkungen feined Beſitzes vorgemerfet, und dafelbit 
die Kaufscontracte, VBerpfändungen und Erecutionen, fo wie 
jene anderer Befiger ftändifcher Realitäten verhandelt wer- 

ben; wie denn ein ſolcher Junker zu al jenem zu verhalten 
ift, was einem jeden anderen Befiter eines ftändifchen Gu— 
tes obliegt. Vid. Hofvecret vom 9. November 1789. 


43 
$. 68. | 
4, Vorſchriften bey dem Pacht auflängere$ahre. 


Die dießfälligen Vorſchriften beſtehen im Folgenden; Pacht 
nähmlich: auflän 

1. Daß die Pachtzeit auf 21 bis 30 Jahre feftzufeßen, gere Jah— 

2. daß der bey der Verfteigerung ald höchſte Anboth aus: NY" 
gefallene Pahtfchilling von dem Pächter im baren Gelde, 
und zwar immer vierteljährig vorhinein abzuführen, daß da— 
ber, wenn die neue Pahtfchillings - Anticipation 6 Wochen 
nad Berlaufjeded Vierteljahres nicht entrichtet iſt, der Pacht: 
verfrag ald erlofchen anzufehen, und die Obrigkeit befugt 
ſeye, die verpachtete Realität ohne alle gerichtliche Werhand- 
lung ſogleich zurüdzunehmen, auch mit derfelben nach ihrem 
Wohlgefallen eine andere Verfügung zu treffen; 

3. daß der zum fundus instructus gehörige Beylaß be: 
fhrieben, und ſowohl vor der Uebergabe, ald nach Ausgang 
der Pachtzeit ordentlich abgefchäßet werde, und fohin — fo 
wie der Pächter denfelben , nach dem erhobenen Werthe bey 
dem Antritte der Pachtung erhält, eben fo auch derfelbe nad) 
dem Werthe, der bey Ausgang der Pachtzeit befunden wird, 
von dem Pächter zurüdzuftellen feye; 

4. daß ſich mit vemfelben wegen Ablöfung der zu dem 
Wirthſchaftsbetriebe nicht gehörigen Vorräthe in einem bil: 
ligen Preife einzuverftehen feye; 

5. daß der Pächter in dem Wirthfchaftöbetriebe und 
in der unbefchränften Benützung feiner Felder, Wieſen, 
Teiche u. dgl., dann in deren Umflaltung oder Verwand⸗ 
lung nad eigenem Gutbefinden und Belieben, in fo ferne 
bieraud der Obrigfeit, oder einem Dritten fein Nachtheil er: 
wächſt, auf Feine Weife gehemmet, auch nicht verhalten wer: 
den folle, mit Auögang der Pachtzeit diefe Gründe in eben 
der Geftalt, in der fie von ihm übernommen werden follen, 
mit Ausgang der Pachtzeit diefe Gründe in eben der Geftalt, 
in der fie von ihm übernommen worden find, wieder zurüd: 
zugeben, und nur in diefer Beziehung ihm die Erhaltung 
der Wehren, Dämme, F$ludergräben, u. dgl., in fo weit nähm= 
lich diefelben zu dem Wirthfchaftöbetriebe nothwendig find, zur 
Pflicht gemacht werde; daß er aber auch außerdem verbunden 
fene, die eigentlihen Wirthfchaftögebäude fortwährend in 
gutem Stande und baulihem Weſen zu erhalten; 

6. daß dem Pächter eined Gutes zwar die Waldun: 
aen überlaſſen, Übrigens lediglich geftattet werde, da, mo 
die Waldungen bereits geometrifh aufgenommen find, bie 
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Abholzung nur auf dem Grunde der ohnehin beftehenden all- 
emeinen VBorfchriften, nad der Ausmaß und Eintheilung 
in ordentlihe Stellungen , außerdem aber indeffen, bis die 
geometrifche Aufnahme gefchehen kann, nach dem Berhältniffe 
der Area, oder nach einer anderen richtig und genau be» 
flimmten Ausmaß unter gewöhnlicher Auffiht vorzunehmen ; 
7. daß keine dem Ganzen nachtheilige Berftüdung , oder 
Veräußerung einzelner heile vorgenommen, auch feine neue 
Anfiedlung errichtet werde, ohne hierüber allemahl die obrig- 
feitlihe Bewilligung nachzuſuchen; _ 

8. daß die Kontribution ‚ dann alle durch die Zeit der 
Pachtjahre entflehenden neuen Steuern, die Befoldungen 
der Juſtitiaren, nebft allen übrigen Jurisdictions- und Pa— 
tronatdauslagen die Obrigkeit allein ohne Zuthat des Pächters 

u tragen habe, übrigens aber über die Abfuhr der Gontri- 
ution mit dem Pächter dad nöthige Einverftändniß dahin 
zu treffen feye, daß er zwar diefe Gontribution zu leiften 
habe, die dafür erhaltene Quittung aber an feinem Pacht— 
ſchillinge flatt baren Geldes in Aufrechnung bringe, fo wie 
hingegen der Pächter fehuldig feye, die audgefchriebene Lie- 
ferung der Raturalien gegen die Vergütung, welche von dem 
Lande dafür geleiftet wird, zu übernehmen, weshalb er aber 
auch wieder berechtiget feye, für alle an den Feind gefchebene 
Lieferungen an Naturalien die Vergütung von der Obrigkeit 
in jenem Preife zu fordern, den der Landesherr für die ge— 
leifteten Lieferungen bezahlt ; 

9. daß der Schaden ‚ der durch dad von einem Wetter: 
fchlage entftandene Feuer , oder durch eine fonft ohne Ber» 
fhulden des Pächterd, oder feiner Leute, allenfalld auch 
durch eine in der Nachbarfchaft ausgeftandene Feueröbrunft in 
einem oder dem anderen Herrfchaftögebäude verurfacht worben 
ift, dem Pächter nicht zur Laft gerechnet, fondern von der 
Herrſchaft getragen; nicht minder dem Pächter ein billiger 
Nachlaß an feinem Pachtfchillinge, und in jenem Falle ein- 
geflanden werde, wenn durch eine Ueberfhwemmung Grund 
und Boden folchergeftalt hinweggeriſſen wird , daß nad) den 
beftehenden Vorfchriften hiervon aud feine Steuer mehr zu 
bezahlen ift; 

10. daß Berbeflerungen, die nicht unmittelbar aus dem 
Grunde entſtehen, aber demfelben anfleben, und mit Aus— 
gang der Pachtzeit der Obrigkeit zufallen, ver Pächter bey 
feinem Außtritte, wenn ihm biefelben nicht abgelöfet werden 
wollen , für fi behalten, und mitnehmen, oder nach Belie— 
ben weiter veräußern könne. 
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11. daß der Pächter zur Caufion einen ganzjährigen 
Pachtſchilling zu erlegen habe, wovon ihm, wenn diefelbe 
im Gelde befieht, die Intereſſen zu Guten fommen, ihm je: 
doch die Leiftung diefer Caution im Baren nidt zur 
Pflicht gemacht, fondern frengeftellet werde, diefelbe auf eine 
andere gewöhnliche und annehmbare Art zu leiften ; 

12. daß der Pachtcontract auch auf die Erben des Päch— 

ters zu lauten habe, und demfelben nicht nur die Erlaubniß 
zur Annahme eined oder mehrerer Unterpächter bewilliget, 
fondern auch die Berficherung ertheilet werde, daß, wenn er 
gut gewirthfhaftet und richtig gezahlt hat, beym Ausgange 
der Pachtzeit gegen den Anboth annehmbarer Bedingniffe der 
Gontract mit ibm auch ohne Berfteigerung erneuert oder auf 
den Fall, wenn man ſich über die Bedingniffe nicht vereint: 
gen könnte, und alfo das überlaflene Gut in der Folge zur 
neuen Verpachtung öffentlich feilgebothen werden follte, ihm 
Pächter mit einem gleihen höchſten Anboth vor allen übri- 
gen Licitanten alemahl der Vorzug gegeben, und dad Gut 
weiter in Pachtung überlaffen werden folle; 
. 13. daß angefochtene Gerechtfame der Fiscus zu vertreten 
babe, und in allen in der Folge der Zeit durch höchſte Ver- 
ordnungen geminderten Urbarial » Präftationen oder anderen 
trodenen Gefällen demfelben Nachläffe gemacht werben ; 

14. daß es der Obrigkeit frey ftehe, Biergärten und an- 
bere fogenannte Voluptuarien, wenn folche der Pächter nicht 
übernehmen wollte zu veräußern, oder hierüber auf eine be: 
liebige Art zu verfügen. Endlich 

15. daß dergleichen längere Pachtungen fowohl ganz, 
als theilweife an fremde, oder eigene Unterthanen, a an 
ganze Gemeinden überlaffen werden fünnen. 
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Da übrigens ein zeitlicher Pächter nur Eigenthümer der Berpfän- 
hervorgebrachten Producte ift, fo folgt von felbft, daß weder dung, 


bey dem Pächter, noch Erbnußnießer eine Verpfändung mit: 


telſt einer Vormerkung oder Intabulation, viel weniger eine g ini 
Veräußerung Statt haben, fondern ein Pfandrecht nur auf rungen 
die beweglichen Güter durch Uebergabe in dad Haudpfand, eh 


oder die Sequeftration erhalten werden könne. 
Uebrigens ift der zeitliche Pachtcontract , eben fo, wie 
der Erbnugnießungsvertrag bey der Randtafel einzutragen. 
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I. Vorfhriften bev dem Erbpadte und emphi— 
teutifhen Verkaufe. 


empbis gen Pacht auf längere Fahre, nur mit folgenden Ausnahmen: 
u 1. Daß die erfteren zwey Veräußerungsarten auf feine 
Eauf. Beit befchränft werden , fondern immer fortdauern, und aus 
Berdem der emphiteutifhe Käufer für das an fih gebrachte 
dominium utile nebft dem Zinfe auch einien Kauffhilling, 
der ungefähr fo hoch, als die Caution ded Erbpädterd be— 

flimmt zu werden pflegt, zu erlegen habe; und 
2. daß die Vorräthe über den fundus instructus , fo 
wie bey dem Verkaufe im Ganzen vorgefchrieben wird, ent: 
weder von dem emphiteutifchen Käufer und Erbpächter bar 
auszulöfen feyen, oder von dem Eigenthümer durch Berftei: 
gerung veräußert werden, daß der emphiteutifche Käufer oder 
Pächter die Contribution felbft zu tragen En. dahingegen 
hierauf auch bey dem Anfchlage gehörige Rüdficht zu nehmen 
feye, daß erflerer wegen des ſchon entrichteten Kaufſchillin— 
ges feine weitere Gaution erlegen darf, dann daß übrigens 
in Betreff der Lieferungen, fo wie der Vergütung bey Feuer, 
und Waflerbefchädigungen feindlicher Berheerung , oder an» 
deren Unglüdöfällen, wie auch wegen der Eviction, die Ab» 
änderung der Gontractbedingnifle nach der in jedem Lande 
beſtehenden der Localität angemefjenen Gewohnheit getroffen 
werden; übrigens das, was oben auf 12. $. 65 gefagt wurde, 

. bier ganz wegzubleiben habe. 
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Berpfäm Im Abfiht auf Berpfändungen und Execu— 
dung undttondführumgen bey dem Erbpachte beftehen folgende 
Erecu-Vorſchriften, nähmlich: 

nr he 1, Daß bey dem Umftande, weil ein Erbpächter auf bie 
dem Erb. gepachtete Realität ein Eigenthum nicht erhält, derfelbe 
pacht. aud Fein Recht habe, von dem gepadhteten Gute etwas zu 
verpfänden,, und daher auch hierauf eine Erecution nicht ges 
führet, auch der Erbpächter von felbft bey der Landtafel als 
Befiger nicht angefchreiben werden könne. Vid. Hofdecret 

vom 9: November 17809. 
2. Daß fich in Abficht der dem Erbpächter gehörigen 
frurtus mit der VBerpfändung und Erecutiond: Führung fo, 
wie mit jedem anderen beweglichen Gute (wovon bereits das 
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Erforderliche beym zeitlichen Pachte angeführet wurde) zu 
achten ſeye; Übrigens aber dennoch der Erbpachtcontract in 
die Sandtafel bey der Rubrik der auf dem Gute haftenden 
Laften gleich nach Abſchluß desfelben eingetragen werde. Vid. 
Hofdecret vom 9. November 1789. 

3. Daß diejenigen Erbpädter, denen geftattet worden 
it, und welde annoch zu Folge höchſter Entfchliefung be- 
‚ rechtiget find, den Erbpachtzins mit einem fünfpercentigen ' 
Capital nah und nach zu reluiren, ehevor ald fie nicht über 
das eingelegte Cautionscapital den dritten Theil des Erb: 
zinfes in fünfpercentigen Gapitalien reluiret haben, fein Ei— 
genthum auf diefer Realität erhalten, fondern das Capital, 
deffen Eigenthum der Pächter beybehält, lediglich in Ver: 
wahrung genommen, und dem Pächter diefes Gapitald zu 
verpfänden und in die Erecution einzuziehen geftattet werde; 
dabingegen, fobald er ein Drittheil des Erbpachtzinfes re: 
Iuiret hat, dieſes Reluitionscapital, wenn ed anders noch 
unonerirt vorhanden iſt, in das Eigenthum des Fonds, hin: 
gegen die Realität in dad Eigenthum des Erbpaͤchters, und 
der Erbpadht in die Wirkungen des Verkaufes übergehe, 
folhergeftalt, Laß der rüdftändige Kauffhilling auf dem 
Gute haftend bleibe, bey der Kandtafel fo fort vorgemerket 
werde, und der nicht reluirte Erbpachtzind ald das Inter: 
efle des Kaufihillings anzufehen feye. 

Nach dem obbemeldten Hofdecrete hat es übrigens bey der 
befannt gemachten höchſten Entfchließung , nach welcher die 
Reluirung des Zinfes mit fünfpercentigen Gapitalien bey Erb» 
nusnießungen und Junkereyen eingeftellet wurde, fein Ver— 
bleiden, doch wird mit jenen, welchen noch vor diefer Ent» 
ſchließung die Güter unter dem ausdrüdlichen Bedingniffe 
der Reluirung eingeantwortet worden find, in fo weit eine 
Ausnahme gemacht, daß ihnen noch durch den Lauf von 10 
Ichren die zugefagte Reluirung nad) der obangeführten Mo- 
dalität eingeftanden werde, hingegen aber, wenn fie binnen 
diefer Zeit das Neluitionscapital nicht getilget haben, von 
diefem Reluitionsbefugniß abzutommen habe. 
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Der emphiteutifche Käufer erwirbt bey feinen Gütern, Empbi- 
welche hiermit emphiteutifch verfauft werden, wenn er teuti- j 
dann einen Theil des Werthes der Realität durch einen Kauf: ſcher nr * 
ſchilling bar entrichtet, das Eigenthum des durch dieſe Veräu— 
ßerungsart an ſich gebrachten Gutes, weßhalb er. auch in der 
Eandtafel als Beſitzer vorzumerken ift, er auch dad Recht er: 
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hält, dad Gut zu verpfänden, und die Erecution darauf füh- 
ven zu laflen, in Folge deflen fi allenthalben hierinfalls, 


‚wie bey jedem anderen Befiger einer landtäflichen Realität 


Rage 
folgte 
Bor: 
ſchriften. 


zu benehmen kömmt; wobey es ſich jedoch immer von ſelbſt 
verſteht, daß jene Laſt, welche aus dem titulo emphiteutico 
fließt, ſtets haftend bleibe, und von Beſitzer auf Beſitzer 
nothwendig übergehe, daher auch der emphiteutiſche Contract 
bey der Landtafel unter Einem vorgemerket werden muß. 
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Durch dad unterm 20. Juny 1790 nachgefolgte Hof: 
becret wurden nachftehende Veräußerungsarten der Staat: 
güter auf den längeren Zeitpacht allein befchränkt, 
und die für diefelben vorgefchrieben gewefenen Bedingungen 
durch folgende Zufäge theil& abgeändert theils berichtiget. 

Diefe find nachſtehenden Inhaltes, nähmlich: 

1. Daß die Pacht zeit auf 18 bis 21 Jahre beſtimmet 
werde, | 

2. daß der bey der Verfteigerung als höchfte Anboth 
ausgefallene Pahtfchilling von dem Pächter im baren Gelde 
und zwar immer vierteljährig vorhinein abzuführen ; 

3. daß in dem Falle, ald nah 6 Wochen nad) Verlauf 
eined Vierteljahres die neue Pachtſchillings-Anticipation nicht 
entrichtet würde, der Pachtvertrag als erlofchen anzufeben, 
und die Obrigkeit befugt ſeye, die verpachtete Realität ohne 
alle gerichtliche Verhandlung fogleih zurüdzunehmen, und 
mit derfelben nad ihrem MWohlgefallen eine andere Verfü— 
gung zu treffen, überdieß aber auch noch an den Pächter die 
Bergütung des — dem höchſten Aerarium, oder einem Fonde 
wegen des aufgehobenen Pachtcontractes erwachſenden Scha— 
dens und Nachtheileä zu fordern, und von der Gaution ab» 
zuziehen; 

4. daß der Pächter bey dem Antritte den fundum in- 
structum nad) vorhergegangener genauer Befchreibung und 
Abſchätzung dasfelben erhalte, den er aber bey dem Außtritte 
nach dem bey Ausgang der Pachtzeit beftandenen Werthe zu: 
rüdzuftellen hat; 

5. daß die bießfällige Befchreibung und Schäßung nad) 
folgenden Directivregeln zu gefchehen babe ; 

a) dem Pächter wird nebft allen Wirthfchaftsgebäuden, 
ald Beamtenswohnungen, Scheuern, Schüttfäften, Bräu- 
und Schenkhäuſern ıc. auch das vorfindige Adergeräthe das 
gefammte Zug: , Horn, Schaf:, Borften: und Flügelvieb, 
dann 
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b) an Sommer: und WBintergetreibde fo viel, als zum 
Anbau und auf die Deputate des geſammten Wirthfehaftsper: 
fonald erforderlich iſt, eben fo das nöthige Heu, Grummet 
und Stroh für das vorhandene und mitübergebene Vieh bis 
zur neuen Fechfung als fundus instructus beygelaffen, und 

c) wird dem Pächter in der Betrahtung, daß es ihm 
zu hart fallen würde, gleich bey feinem Antritte anfehnliche 
Summen für die Anfchaffung des Malzes und Hopfens bey 
den Bränhäufern, dann auf Schanfwein bey den Schanf: 
häufern auszulegen, obihon alle dergleichen Borräthe in 
der Rückſicht, daß die Erträgniß von diefen beyden Rubri— 
fen nur nah Abzug aller Auslagen in Anfchlag gebracht 
wird, keineswegs zu dem fundus instructus gehören, den» 
nob an Malz und Hopfen, wenn er vorräthig ift, der 
nöthige Bedarf von Zeit der Uebergabe bis Ende October, 
von den felbft erfehfenden oder BZehentweinen , aber die 
Schanferforderniffe bid Ende December in dem Erzielung: 
oder Ankaufswerthe übergeben, und mit der Bezahlung Jahr 
und Zag lang, allenfalls auch, wenn die Summe beträdt- 
lihher wäre, zwey und drey Jahre nachgewartet; wo aber 
der Fond ald Eigenthümer die Weine felbft anfaufen 
muß, bat ſolche der Pächter eben fo bar zu bezahlen, wie 
er auf den Kal, wenn ihm die Fechfung verbleibt, nicht 
nur feinen weiteren Beylaß zu fordern, fondern auch noch 
den Samen: und die Eultursköften zu erfegen ſchuldig wäre, 
übrigens wird 

d) dem Pächter frengeftellet, das unter dem Übergebe: 
nen ſandus instructus etiva befindliche unbraudhbare Vieh, 
oder die gänzlich verdorbenen Getreide: und Weingattun- 
gen ꝛc. auch gar nicht zu übernehmen, und die Zurüdgabe 
mit Ende der Pachtzeit wird ebenfalld auch ganz nach den 
eigenen Grundſätzen wieder zu bedingen ſeyn; 

6. daß mit dem Pächter wegen Ablöfung der zu dem 
Wirthſchaftsgebäude nicht gehörigen Vorräthe in dem Local— 
oder marftgängigen Preife dad Uebereintommen zu treffen 
fene, und, wenn fich derfelbe hierzu nicht einverftehen follte, 
ſolche verfteigert werden follen; ' 

7. daß der Pächter in dem Wirthfchaftöbetriebe, und 
in der unbefchränften Benügung feiner Felder, Wiefen, 
Zeihe u. dgl., dann in deren Umflaltung oder Berwand: 
Img nach eigenem Gutbefinden , in fo fern hieraus ber 
Obrigkeit, oder einem Dritten fein Nachtheil erwächſt, auf 
feine Weife gehemmet, auch nicht angehalten werde, mit 
Ausgang der Pachtzeit diefe Gründe in eben der Geſtalt, . 
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in welcher fie von ihm übernommen worden find, wieder 
zurüdzugeben ; daß jedoch der Pächter von jeder ſolchen Um— 
ftaltung der Gründe, oder einer anderen Hauptveränderung 
vorläufig die Anzeige zu machen, und bierzu die Einwilli— 
gung anzufuchen habe, die ihm auch, wenn die Erträgniß 
dadurch Feine Verminderung leidet, niemahls verfagt wers 
den wird; - 

8. daß dem Pächter die Erhaltung der Wehren, Fluder 
und Gräben ꝛc. nur in fo weit obliege, als foldhe zu dem 
MWirthfchaftöbetriebe nothwendig find, welches aber darum 
für keine Lajt angefehen werden fann, weil ſchon in dem 
Anfchlage hierauf Rüdficht genommen wurde; 

9. daß der Pächter außerdem verpflichtet fey, dieeigent= 
lichen Wirthfchaftsgebäupe fortwährend im guten und bauli— 
hen Stande zu erhalten; 

10. daß dem Pächter eined Gutes zwar die Waldungen 
überlaffen,, übrigens aber zur Befeitigung einer von Seite 
deöfelben zu beforgenden nadhtheiligen Gebahrung, einer übers 
triebenen oder unordentlihen Abholzung, folhem nicht eine 
bloß möglihe Holzbenußung angerechnet, fondern der nach 
ordentlicher Ab- und Eintheilung fämmtlicher Wälder wirk— 
lich ausfallende, mit gehöriger Rüdficht auf die Verſchieden— 
beit der Holzgattungen und ihrer Schlagbarkeit nah Klaf- 
tern in den Zocalpreifen über Abzug des Schlagerlohng, dann 
der Zufuhr zu Geld berechnete Waldantheil für die ganze 
Zeit feiner Pachtjahre übergeben, und auch hiernach der Pacht— 
anfchlag verfaßt werde; — daß aber dort, wo noch feine 
Gintheilung der Wälder in ordentliche Schläge befteht, ſolche 
unverweilt vorzunehmen , und dem Pächter einftweilen bie 
fonft gewöhnlihen Abholzungsbeträge zu feiner Erforder— 
niß auszuweiſen feren; 

11. daß hingegen der Pächter auf jeden Kal unter 
feiner Dafürbaftung verbunden bleibe, fo wie der zur. Auf: 
fiht in dem Bezirke beitellte Waldbeamte nach feiner In— 
firuction vorzüglich darüber zu wachen habe, daß das Holz 
zur gehörigen Zeit aus dem Walde geräumt, mithin der 
Wiederwachs nicht gehindert, noch dur Mood: oder Laub— 
rechen, Klaubholzſammeln, oder wohl gar durch den Vieh: 
trieb der junge Mais befchädiget werde; 

12. daß diefe Modalität bey jenen Herrfchaften, deren 
Hölzer für die Hauptftädte oder Eifenhämmer und Berg— 
werke vorbehalten werden, nur mit der Beichränfung Statt 
habe, daß nähmlich dem Pächter nicht der ganze Waldantheil 
überlaſſen, fondern von der jährlichen Holzabgabe nur fein 
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Bedürfniß ausgewiefen , das übrige Holz aber dem Fonde 
als Eigenthümer zu obgedachter Verwendung vorbehalten 
werde; 

13. daß von dem Pächter keine, dem Ganzen nachthei— 
lige Zerſtückung oder Veräußerung einzelner Theile vor: 
genommen, auch keine neue Anſiedlung errichtet werde, ohne 
hierüber ſtets die obrigkeitliche Bewilligung anzuſuchen; 

- 14. daß die Contribution, dann alle durch die Zeit der 
Pachtjahre entflehenden neuen Steuern, die Befoldungen 

der Zuftitiäre, nebft allen übrigen Jurisdictions: und Pa— 
tronats auslagen, wenn der Pächter erftere gegen Beziehung 
der Zargebühren, le&tered aber mit Nutzen und Laſt nicht 
etwa felbjt übernehmen will, die Obrigkeit allein ohne Zus 
that des Pächters zu tragen habe, jedoch über die Abfuhr 
der Contribution mit dem Pächter die Vorfehung dahin zu 
treffen feye, daß er zwar diefe Abfuhr der Contribution zu 
leiſten, die dafür erhaltene Quittung aber an feinem Pacht: 
fhillinge flatt baren Geldes in Aufrechnung zu bringen 
babe, daß hingegen der Pächter fchuldig feye, die ausge— 
fhriebene Lieferung der Naturalien gegen die Vergütung, 
welche dem ande dafür geleiftet wird, zu übernehmen, übri— 
. gend aber auch berechtiget fey , für alle Naturalien, die er 
an den Feind geliefert hat, die Vergütung von der Obrigfeit 
injenem Preife zu fordern, welchen der Landesherr für die 
geleifteten Lieferungen bezahlt; 

15. daß der Schaden, der durch das von einem Wet: 
terfchlage entflandene Feuer , oder dur eine fonft ohne 
Berfhulden des Pächterd oder feiner Leute, allenfalls auch 
in der Nahbarfchaft ausgebrochene Feuersbrunft, in einem 
oder dem anderen Herrichaftögebäude verurfacht worden ift, 
dem Pächter nicht zur Laſt gerechnet, fondern von der Herr: 
ſchaft getragen , und nebft Herftellung der beſchädigten Ge: 
bäuve auf Koften des Fonds dem Pächter auch der ganze 
durch das Feuer ohne feine Schuld verlorne fundus in- 
structus ‚, wenn folcher nur einen Theil des Gutes betroffen 
hat, pro rata fowohl an dem Stammvieh, ald den Samen 
und Deputatförnern, dann der Fütterung für dad Vieh 
wieder vergütet, nicht minder demfelben ein billiger Nach: 
lad an feinem Pahtfchillinge nach vorgängiger unparteyis 
ſcher Abſchätzung in jenem Falle eingeftanden werde, wenn 
durch eine große Ueberfchwemmung Grund und Boden fols 
chergeſtalt hinweggeriffen worden, daß nach den beftehen 
den Borfchriften hiervon auch Feine Steuer mehr zu bezah— 
len fümmt; 
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16. daß Verbefferungen, welche nicht unmittelbar aus 


dem Grunde entfpringen, oder demfelben ankleben, und da- 


Wirth: 
fh a ft.ös 
gebäude. 
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ber mit Ausgang der Pachtzeit der Obrigkeit nicht zufallen, 
von dem Pächter bey feinem Audtritte, wenn man ihm dies 
felben nicht ablöfen will, für fi behalten und mitgenom» 
men, oder nach Gefallen weiter veräußert werben können; 

17. daß der Pächter zur Caution einen ganzjährigen 
Pachtſchilling zu erlegen Habe, wovon ihm, wenn diefelbe 
im Gelde befteyt, die Intereffen zu Guten fommen, daf 
ihm jedoch nicht auferlegt werden fünne, die Caution im ba: 
ren Gelve zu erlegen, fondern ihm frey ſtehe, diefe auf jede 
andere gewöhnliche und annehmbare Art zu leiften ; 

18. daf der Pachtvertrag auch auf die Erben des Päch— 
terd zu lauten habe, und demfelben nit nur bie Erlaubs 
niß zur Annahme eines oder mehrerer Unterpäcdhter zuges 
ftanden , fondern auch die Berficherung ertheilet werde, daß 
der Pachtvertrag in dem Falle, als er gut gewirthſchaftet 
und richtig bezahlet hat, beym Ausgange der Pachtzeit gegen 
den Anboth annehmbarer Bedingniffe, mit ihm auch ohne 
Verſteigerung erneuert, oder auf den Fall, wenn man fid 
über die Bedingungen nicht vereinigen fönnte, und alfo 
das überlaffene Gut in der Folge zur neuen Berpadtung 
öffentlich feilgebothen werden ſollte, ihm Pächter mit einem 
gleichen höchften Anboth vor allen übrigen Licitanten allemahl 
der Vorzug gegeben, und das Gut weiter in Pachtung über: 
laffen werden würde; 

19. daß angefochtene Gerechffame ber Fiscus zu vers 

treten habe, und alle in der Folgezeit durch höchfte Werord- 
nung geminderte UrbartalsPraftationen oder andere trocdene 
Gefälle dem Pächter an dem Pachtſchillinge nachgelaffen 
werden; . 
20. daß ed der Herrfchaft frey ftche, Biergärten und ans 
dere Woluptuarien, wenn der Pächter ſolche micht übers 
nehmen will, zu veräußern, oder hierüber auf eine andere 
beliebige Art zu verfügen.. Endlich 

21. daf dergleichen längere Beitpachtungen fowohl ganz, 
als theilweife an fremde oder eigene Herrſchaftsunterthanen 
auch an ganze Gemeinden überlaffen werden. | 
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Hinfichtlih der Wirthſchaftsgebäude iſt mod 
Folgendes feftgefegt worden, nähmlich: 

1. Daß diefe Gebäude dem Pächter immer im guten 
Stande übergeben, und ſolche auch von bemfelben gegen 
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gewöhnliche Paffirung von 10 pCt. während der Pachtzeit 


» forthin aufrecht erhalten , und bey deren Ausgang in einem 


gleih guten Stande wieder abgetreten werben follen ; 

2. daß in dem Falle, ald an gedachten Gebäuden eine ; 
Hauptreparation vorzunehmen wäre, (movon der Pächter 
gleich bey dem Antritte feiner Pachtung die Anzeige um fo 
gewifler zu machen hätte, als er fonft nah Verlauf eines 
Sahres nicht mehr. angehöret würde) von Seite der Staats: 
güter-Adminiftration die Nothwendigkeit der Herftellung un 
verfchieblich unterfuchet,, und die durch Bauverſtändige ver: 
faßten Ueberfchläge zur Genehmigung vorgelegt, von dem 
Pächter aber nach der Hand der bewilligte Bau unter feiner 
Aufficht beforget, die auf dem Gute befindlichen Materia- 
lien, fo weit folche entbehrlich find , indem Erzeugungspreife, 
wozu derfelbe überhaupt für jeden Fall einer auf der Herr: 
fhaft ficy ergebenen Bauführung verbunden feyn fol, er: 
folget, und die ausgelegten Bauföften nah gänzlich zu 
Stand gebrahtem, aud ohne Audftelung befundenen Ges 
bäude an dem fchuldigen BZinfe abgerechnet werden. 
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Um übrigens bey derley Pachtungen für dad Kir Kirhein- 
hen und Waifenvermögen und feine Sicherftellung umd Bari: 
zugleich zu forgen, fo wurde hinfichtlich der Kirhengels Tenver: 
der auf die Anordnung hingewiefen, nad) welcher die vor- 
geſchriebene doppelte Sperre ber Kirchencaffa und die Vers geitung 
rehnung der Kirchengelder genau zu beobachten kömmt. bey fol— 

Hinfihtlihder Waifengelder wurde die allgemeine den Pads 
Berfügung getroffen: tungen, 

1. daß das Waifenvermögen gleich bey der Uebergabe 
des gepachteten Gutes ordentlich abgefchloffen (liquidirr) 
und vollkommen unterfucht ; 

2. daß zur Aufbewahrung der vorfindigen Schuldfcheine 
oder anderer den Waifen zugehörigen Driginalurfunden eine 
eigene Waiſencaſſa unter der Sperre des Pächters, des 
Ortsrichters und des Ortsſeelſorgers, wenn einer 
im Orte wohnt, errichtet; N 

3. daß alles, was an Gapitalien eingeht, fogleidh wie— 
der fruchtbringend angelegt, und dem Pächter zur Be: 
freitung der laufenden Ausgaben nur die dad Jahr hindurch 
eingehenden Intereffen in Händen gelaffen; endlich aber 

4. daß von ihm auch mit Ausgang jeden Jahres fiber 
das gefammte Waifenvermögen zu Handen der Staatsgü— 
ter-Adminiftration eine ordentliche Rechnung geleget werde. 
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Anmerfung. Die näheren und fpäteren Vorſchrif— 
ten binfichtlich der Gebahrung und Verwaltung ded Wai— 
fenvermögens werden in der Abhandlung über die per: 
fönlihe Gerihtsbarfeit, und bed dem Finanzpa: 
tente vom 20. Februar 1611 unterm 10. September 1812 
nachgefolgten allgemeinen Unterrichte8 erfcheinen. 
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Borfid Am Schluffe diefed Gegenftandes wird der Inhalt des 
ten bey Patentes vom 31. December 1800, am rechten Orte ftehen, 
aucr nad welchen die Maßregeln feftgefeget werden, weldje in 
Eraarg. jenen Fällen, wo Pächter oder Käufer eines Staatd- oder 
güter. eines anderen unter öffentlicher Verwaltung ſtehenden Gu— 
tes die eingegangenen DBerbindlichkeiten nicht erfüllen, eis 
nerfeitd dad Staatdvermögen unverzüglich ficher geftellet, 
andererfeits aber auch die den Pächtern gebührende Gerechs 
tigkeit daben nicht verleget werden, zu beobachten fommen. 

Diefe Mafregeln und VBorfichten beftehen im Folgenden, 

nähmlich: 

1. Daß in dem Falle, als ein Pächter eines unter der 
Staatdverwaltung flehenden Gutes eine folhe Handlung 
‚oder Unterlaffung fi zu Schulden fommen läßt, worauf 
in dem Pachtvertrage die Aufbebung der Pachtung und bie 
Burüdnahme ded Gutes ausdrüdlich bedungen worden ift, 
demfelben auf Anſuchen der verwaltenden Behörde durch 
dad Kreisamt bedeutet werde, daß er binnen 14 Zagen nad) 
Empfang des freisämtlichen Decretes dem Pachtvertrage ge: 
mäß, dad Bedungene zu erfüllen oder die Verkürzung gut 
zu maden, widrigenfalld zu erwarten habe, daß ihm das 
verpachtete But fogleich ohne gerichtliche Verhandlung ab: 
genommen , alles weitere Recht wider ihn der Ordnung 
nad angebracht werden würde, wie diefe Vorſicht ohnehin 
zu Folge der Patente vum 24. May 1789 und 20. Juny 1790 

allzeit einen Artikel des Pachtcontractes auszumachen hat; 

2. daß jedoch in dem Falle, als Gefahr auf dem Ver- 

zuge haften follte, befonderd bey übler Verwaltung der Kir: 

chen⸗, Stiftungd:, Waifen- oder Contributiondgelder, oder 
einer offenbaren Abwürdigung (Deterioration) des Gu— 

ted dem Kreisamte zur Pflicht gemacht werde, fogleih Je— 

mand an den Ort abzufenden, die Richtigkeit der Gefahr, 

und der gefchehenen Anzeige zu erheben, und nad Maßgabe 

der Erforderniffe berfelben die vorgefchriebene Zeit von 14 
Tagen abzufürzen, oder bis zu deren Berlauf einen vor: 

läufigen Befchlag (Sequeftration) zu verhängen; 
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3. daß weiters in bem Falle, als die gefette Zeit ver: 
firihen , und von dem Pächter die nach dem Pahtvertrage 
geforderte Borfehrung nicht getroffen ift, dad Kreisamt 
auf Anfuchen der verwaltenden Behörde zu der wirklichen 
Abnahme des Gutes zu fchreiten habe; 

4. daß aber für diefen Fall, damit dabey die beyderfeitiz. 
gen Rechte gleibmäßig gefichert werden, von dem Kreis. 
amte der Pächter vorgeladen werde, er hierbey felbft oder 
durch einen Bevollmächtigten zu erſcheinen habe, und dann 
dafeibft in feiner und eines Abgeordneten der verwalten: 
den Behörde Gegenwart, wie auch mit Benziehung zweyer 
benachbarten unparteyifhen Wirthfchaftsbeamten alle bey 
Erlöſchung der Pachtung nach derfelben Eigenfchaft und Bes 
f&haffenheit erforderlichen Befchreibungen, Schätungen und 
Liquidationen mit gehöriger Genauigkeit vorgenommen, biers 
über gleichlautende Duplicate verfaffet, diefe fammt den 
erwähnten zugezogenen Parteyen unterfertiget, und eines 
der verwaltenden Behörde, dad andere dem Pächter ausge— 
bändiget; endlich über die ganze Handlung ein Freisämtli« 
des Protokoll verfaßt, und dann einem jeden Theilnehmer 
eine Abfchrift hievon zugeftellet werde ; 

5. daß auch dazumahl, wenn ber Pächter aud was im- 
mer für einer Urfache felbft zu erfcheinen, oder einen Be— 
volmächtigten zu fenden unterlaffen, oder die oben gedachten 
Urkunden zu unterfertigen, ſich weigern follte, diefe deſſen— 
ungeachtet wider den Pächter in fo weit vollfommene Glaub» 
würdigfeit haben, ald er eine Unrichtigfeit derfelben rechts: 
Fräftig zu bemweifen nicht vermögend wäre ; 

. daß die verwaltende Behörde von diefem Zeitpuncte 
an , nebft dem Borbehalte alles , fowohl derſelben als 
dem bisherigen Pächter aus dem Pachtvertrage bis dahin 
gebührenden Anſpruchs, in alle jene Rechte wieder einzu: 
treten babe, die ihr vor der nun erlofchenen Pachtung zuge: 
flanden find ; 

7. daß dem Pächter, wenn er ſich gegen bie ad 1"" 
er ad oben angedrohte Einziehung rechtfertigen und ver: 
wahren zu fünnen glaubt , dad Recht vorbehalten bleibe, 
ald Kläger wider das freisämtliche Ermahnungspdecret das 
Fiscalamt bey den Landrechten zu belangen, welche nach 
Drbnung und Geſetzen zu verfahren, inzwifchen auch der 
wirflihen Abnabme des Guted Einhalt zu thun, jedody, 
wenn nicht fchon dad Kreisamt wegen Gefahr auf Verzug 
den Befchlag vorgenommen hätte, auf Anſuchen des Fis— 
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calamtes denfelben unter eigener Berantwortlichkeit fogleich 
einzuleiten haben; | 

8. daß der Pächter auch nach der fhon wirflich erfolg» 
ten Abnahme des Gutes, das Recht habe, auf gleihe Art 
feine Klage anzubringen , daß ed jedoch dann, bis zur rich» 
terlihen Entfcheidung bey der gefcbehenen Abnahme des 
Gutes fein Bewenden habe; übrigens aber dem Pächter in 
der Betrachtung, daß dad Staatövermögen nicht lange Beit 
Anſprüchen ausgefeßt bleiben kann, durch welche deffen weis 
tere Benüßung oder Veräußerung gehindert würde, in fo 
weit er die Zurüdgabe ded abgenommenen Gutes begehren 
zu fünnen vermeint, zur Anbringung feiner dahin gerich- 
teten Klage eine Frift von 45 Tagen eingeräumet werde, 
ie derfelben Verlauf folcher nicht mehr gehöret werben 
darf; 

9. daß alles bisher Angeordnete auch von dem ſämmt ⸗ 
lihen in’ dem Staatögute befindlichen, mit dem Wirthſchafts— 
betriebe verbundenen, oder aus Naturalvorräthen beftehens 
den beweglichen Eigentbum des Pächters, wenn in dem 
Pachtvertrage die Bedingung eingefchaltet wurde, nähm- 
lich, daß felbes al& ein der Herrfhaft nad) der Sequeſtri— 
rung oder Abnahme ded Gutes eingeräumtes Fauftpfand 
dergeftalt anerfannt werden foll, daß diefelbe fih daraus 
über ihre richtigen (liquiden) Forderungen ohne Rückſicht auf 
die von dem Pächter angebrachten Gegenforderungen bie 
Zahlung zu verfchaffen berechtiget ſeye, zu gelten habe ; 
‘10. daß, fo wie die Pachtungsrüdftände vermöge ber, 
den verwaltenden Behörden ertheilten WBorfchriften nicht 
durch längere Zeit anwachſen follen, auch diefes denfelben 
eingeräumte Pfandreht nur die Padhtungsrüdftände von 
einem halben Sabre zu treffen habe; 

11. daß die Schäßung (Feilbiethung) und Einantwors 
tung diefer Pfandfchaft bey den Landrechten anzufuchen, 
und von bdenfelben ohne weitere Schöpfung eines Urtheiles 
nach Vorſchrift der allgemeinen, Gerichtsordnung zu bewils 
ligen fey , in fo ferne diefe nicht etwa durch einen zur 
Zeit des gefchloffenen Anfuchens bereits verhängten Goncurs 

gehemmet wäre; endlich \ 

12. daß entgegen, wenn fich in Anſehung eined ver: 
fauften Staatöguted, in deſſen Befige der Käufer 
nah Erfüllung der in dem Patente vom 24. März 1789 
beflimmten Forderungen bereits eingefeget it, ein folcher 
Fall ergibt, der die Aufhebung des Kaufvertraged nach fich 
zieht, oder wenn der Kauffhilling in den beſtimmten Frl: 
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flen nicht entrichtet ift, wenn fonft die Verbindlichkeiten des 
Kaufcontractes unerfüllt geblieben, oder wenn fie verleht 
worden find, der Käufer zur Aufhebung des Kaufvertrages 
oder jur Erfüllung der in demfelben eingegangenen Verbind⸗ 
lichkeiten durch das Fiscalamt bey den Landredhten mir or: 
dentliber Klage zu belangen, und diefe fowohl , als die 
allenfuals von dem Fidcalamte anfuchende Sequeftrirung 
oder anderweitige Sicheritellung, fo wie jede andere Rechts: 
angelegenheit ordentlich abzuhandeln fey. 


Zehnter Abfchnitt. 


Nonder Erbfolge in die Bauerngüter. 


$. 77. 


‚. Um in Anfehung der Erbfolge in die Bauerngüter die Erbfolge 
dießfälige Verfaffung im Königreihe mehr überfhauen, „tr die 
und die Folgen der eingetretenen Weränderungen beffer bes ® re 
urtbeilen zu können, ift e8 zweckmäßig, die Hauptgrundfäße, Ä 
wie fie vormahls angenommen waren, vorauszuſchicken, und 
dann auf die gegenwärtig hierüber beftehenden Vorſchriften 
überzugehen. 


$. 28. 


- ‚Die wefentlihen Vorſchriften über diefe Erbfolge. wa- Vorige 
ren in dem Hofdecrete vom 10. April 1788 enthalten, welches Seſede. 
folgenden Inhaltes ift: | 
1. Wenn Eheleute ein Bauerngut gemeinfchaftlih zu 
gleichen oder ungleichen Xheilen beſihen, und es ſtirbt das 
Weib, fo behält der Mann dad ganze Bauerngut allein, 
ohne daß er fehuldig ift, jenen Theil ded Bauerngutes, wel: 
her der Mutter eigenthümlich war, bey feinen Lebzeiten 
an den älteften Sohn abzutreten, fondern er hat nur den 
a den mütterliden Erbtheil friftenweid hinaus zu 
jahlen; . 
2. wenn aber in folhem Falle der Mann ftirbt, fo 
fimmt es darauf an, ob die überlebende Mutter und der 
ältefte Sohn in Gemeinfchaft des ungetheilten Bauerngutes 
in jener Art, wie die Gemeinfchaft vormahls zwifchen ber 
Nutter und dem Vater beftanden , verbleiben wollen , wor: 
über fie fich gleihwohl einverftehen mögen ; ' 


Neuere 
Bor: 
ſchriften. 
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3. wenn aber ein folches Einverftändniß nicht zu Stande 
käme, fo ift da8 Bauerngut dem älteften Sohne nad) Vor— 
fhrift der Erbfolgeordnung in die Bauerngüter einzuants 
worten, die Mutter aber, wegen ded ihr angehörig gewes 
fenen Antheiles des Bauerngutes, den fie dem Sohne ab: 
getreten hat, mit Beobachtung ber geſetzmäßigen Vorſchrift 
in leidentlichen Friſten hinaus zu zahlen. 

§. 79. 

Durch das unterm 26. May 1791 erfolgte Patent wur: 
den mit Aufhebung der früheren , durch Patent vom 3. April 
1787. — Verordnung vom 5. November 1787 u. a. m. feſt⸗ 
gefegten bießfäligen Anordnungen für das Königreich Böh- 
men hinfichtlicb der Erbfolge in die Bauerngüter folgende 
allgemeine Vorſchriften erlaffen, nähmlich: 

1. Daß in Anfehung des gefeßlichen Erbrechtes auch 
bey dem Bauernftande die allgemeine unterm 11. May 17306 
fejtgefegte Erbfolgeordnung einzutreten habe. 

Bemerkung. Dur dad mit 1. Jänner 1812 in Wir- 


kung getretene bürgerliche Geſetzbuch, ift, — in fo ferne nicht 


befondere Ausnahmen nad der politifhen Verfaſſung eintres 
ten, in welchen fi (laut Inhalt diefes Geſetzbuches IT. Theils 
13. Hauptftüd $. 761 nur an diefe politifchen Anordnungen 
zu halten iſt), lediglich die Erbrechtsordnung diejes gegen- 
wärtigen bürgerlichen Geſetzbuches gefeglich feftgefeget. 

2. Daß es ingleichen in Anfehung der Vormundſchaf— 
ten über minderjährige Bauernfinder bey dem, was in 


dem allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuche im 5. Hauptftüde 


des 1. Theiles vorgefchrieben ift, dermaßen zur verbleiben 
babe, daß nur die dort angeführten Hinderniffe und fein 
anderes von der Vormundſchaft ausfchließen, und auf die 
———— oder Veräußerung des Pupillargutes wirken 
önnen. 

Bemerkung. Nach Inhalt des gegenwärtigen bür— 
gerlichen Geſetzbuches I. Theils, 4. Hauptſtück, F. 284 find 
die beſonderen Vorſichten bey der Vormundſchaft und Cura— 
tel des Bauernſtandes in den politiſchen Geſetzen enthalten, 
wovon an ſeinem Orte das Nähere vorkömmt. 

3. Daß niemand in Zukunft zugleich zwey geſtiftete 
Bauerngüter beſitzen, übrigens derjenige, welcher ſich ge— 
genwärtig ſchon im Beſitze von zwey oder mehreren Bauern= 
gütern befände, dieſe Güter zwar noch beybehalten Eönne , 
foihe aber nüch feinem Tode unter feine Erben vertheilet 
werden follen, daher der gegenwärtige Befiger keineswegs 
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befugt feve, bie zu einem Bauerngute gehörigen Grund: 
ſtücke dem anderen zujutheilen , fondern ıhm vielmehr ob— 
liege, die vorfindigen Wirthfchaftsgebäude im guten Stande 
ju erhalten; 

4. daß jedes einzelne Bauerngut mit allen Gründen, 
wie der lebte Beſitzer eö verlaflen hat, an den Erben ge— 
langen folle, diefem aber frey ftehe, das allenfalld zu große 
Gut zu zertheilen, oder die zu weit entlegenen Gründe nach 
der geſetzmäßigen Vorfchrift in fo ferne zu veräußern, daß 
jedoch bey einem Bauerngute auf dem flachen Lande wenig: 
ftenö der Grund von 40 Metzen Ausfaat verbleibe, daß 
aber tort, wo dad Bauerngut weniger hat, die Veräuße— 
rung weit entlegener Grundjtüde nur unter der Bedingung 
gefattet feye, eben fo viel an Grundftüden als der Beſitzer 
veräußert , durch Kauf, Zaufch oder auf andere Art wieder 
an fidy zu bringen ; 

5. daß in dem Falle der gefeglichen Erbfolge, und wenn 
nicht fhon der Vater dad Bauerngut einem Kinde nahment: 
lich zugedadht hätte, bey der Theilung zwifchen mehreren 
Kindern das Bauerngut allzeit dem älteften Sohne, wenn 
die Grundobrigfeit gegen denfelben feine gegründete Ein- 
wendung hat, fonft aber dem nächften an ihm, und im Ab» 
gange eines Sohnes der älteren Tochter zugetheilet wer— 
den folle; 

‚6. daß aber in dem Falle, wenn der überlebende Ehe: 
gatte, Mann oder Weib fhon in dem Miteigenthum des 
Bauerngutes fteht, einem wie dem andern geftattet fey, 
auch den erledigten Theil, mithin dad ganze Bauerngut 
an fih zu löfen, und nur wenn dad Bauerngut für 80 
Mesen Ausſaat, oder noch mehr Grundftüde hat, dasfelbe 
jwifhen den Ehegatten und dem Grunderben, wo fern dies 
fer ſchon großjährig ift, zu theilen; 

7. daß derjenige, der dad Bauerngut auf die in beyden 
vorftehenden Abfägen bemerkte Art an fih bringt, ſchuldig 
hey, die Erben oder Miterben nah dem wahren Werthe 
des Gutes, wie folder entweder durch gütliched Einverftänds 
niß oder Durch ordentliche Schätzung beftimmt wird, zu be= 
friedigen habe. Endlich 

8. daß ed, wenn der Befiser eined Bauerngutes, ohne 
Kinder verftorben ift, der Willführ der Erben, jedoch un— 
ter Beyſtimmung der Grundobrigfeit überlaſſen werde, wen 
aus ihnen fie das Gut zutheilen , oder ob fie ſolches ver: 
außern wollen. 


J. 80. 


Berwals In Abficht auf die nach Abfterben eines Beſitzers mit dem 
tung und Yupillar-Bauerngute zu treffenden einftweiligen VBorfehruns 
Berpah gen durch Interimswirthe, (Wirthſchaftsführer) oder wegen 


42 J Verpachtung oder ſonſtiger Verwaltung eines ſolchen Gutes 


güter. iſt durch Hofdecret vom 29. Auguſt 1795 und Verordnung 
vom 3. October 1795 feftgefeget worden, daß es in Folge 
des Patentes vom 26. May 1791 in Anfehung der Bormund- 
[haften über die minderjährigen Bauernfinder bey dem, 
was in dem bürgerlichen Gefeßbuche dießfalls vorgefchries 
ben ift, fein Bewenden habe, und Bauerngüter nad) Abfter= 
ben der Aeltern auf die nähmliche Art, wie ed dort vorge— 
fhrieben ift, folglich im Allgemeinen, oder in der Regel 
behandelt werden müflen; daß aber in dem Falle, wenn 
auf dem Bauerngute die Witmwe vorhanden iſt, folgende 
drey Fälle zu unterfcheiden feyen : 

1. Entweder vermag die Witwe, auch wenn fie Witwe 
bleibt, beſonders, wenn der ältefte Sohn bereit8 herange- 
wachen ift, die Wirthfchaft zu beforgen,, 

2. oder fie vermag diefed nur mit Hülfe eined Mannes, 
indem fie zur zweyten Ehe ſchreitet, oder endlich } 

3. find ‚die Umftände fo befchaffen,, daß eine zweyte 
Ehe nicht Statt hat, und daß die Witwe auch außerdem das 
Bauerngut zu beforgen nicht im Stande wäre. h; 

Hierüber werden folgende Borfchriften feitgefeget; und 


war: 
ad s"“" Iſt fih nach der ohnehin in dieſem Königreiche 
beftehenden, in den häuslichen VBerhältniffen des Bauern: 
ftandes. fehr wohl gegründeten Beobachtung zu ‚achten , 
nach welcher nicht nur die Witwen bis zur Großjährigkeit 
der Erben die Wirthfchaft fortführen , wenn fie in dem 
unveränderten Witwenftande verbleiben, fondern auch im 
zwenten Falle 
ad adım ift dem zweyten Manne ein gemeinfchaftliches 
Audgeding feftzufegen, welches der Witwe, wenn der Erbe die 
Wirthfchaft übernimmt, angewiefen werde, wodurd daher 
der zweyte Mann ein gemeinfchaftliches Intereffe hat, und die 
‚ Kinder, fo wie das Bauerngut, würden auch allemahl weit 
beffer verforgt, ald ed von irgend einem Pächter zu erwar: 
ten wäre. Endlich 
ad 3" iſt es weder vorgefchrieben noch nothwendig, 
daß in diefem Falle der Vormund die Wirthfchaft auf den 
* liegenden Gütern der Waifen felbft betreibe, fondern dieſe 
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fönnen, wenn der Bormund die Mirtbfchaft nicht felbft be- 
treiben fann, entweder verpacdhtet, oder nach Geftalt der Um» 
fände auf andere Art verwaltet werden. Doc) ift fünftig in 
ſolchen Fällen eine Beräußerung der Bauerngüter bis zur 
Bolljährigfeit des älteftien Sohnes niemahls vorzunehmen, 
indem eine folche Veräußerung in der That Feine Veräuße— 
rung feve, weil den fogenannten Interimdwirthen die we— 
fentlihen Rechte des Eigenthumes; näbmlich dad Recht dad 
Gut einzufchulden und im Wefentlichen zu veräußern, nies 
mahls eingeräumt werden fann; fo eine Veräußerung wäre 
alfo in der That nur ein Pacht auf längere Jahre, der folg— 
lih dad, was er if, heißen, und genannt werden muß. 
Würde diefer Paht eine Veräußerung genannt, und er: 
fhiene fo in den Grundbücern, fo würde dadurch dem wah— 
en Eigenthümer nur die Einantwortung des Gutes bey er» 
langter Boljährigfeit erfchweret, weil fi) der Interimswirth 
dur Verwendung verfchiedener Auslagen und Berbeflerung 
des Gutes länger im Befite zu erhalten trachtet, woraus 
unnütze Procefje entitehen. Darauf ruht auch der Anſpruch 
auf Ausgedinge, welches nur den abtretenden Eigenthiimern 
vermwilliget zu werden pflegt, und wodurch den Waifen das 
päterlihe Gut wider alles Recht und Billigfeit lang über die 
Boljährigfeit hinaus erfchweret wird. Auch pflegt derley 
Veräußerung ohne Licitation vorgenommen zu werden , 
welches gefegwidrig iſt, und zu vielen Unterfchleifen Anlaß 
gibt. Alle diefe Befchwerlichkeiten würden auch dadurch noch 
vermehrt , daß für die Einverleibung einer derley Veräu— 
ferung , die aber im Grunde nur ein Pacht ift, unnöthiger 
Beife Einverleibungstaren gefordert werden dürften. 

In Folge aller diefer Betrachtungen wurde ſchon durch 
Berordnung vom 20. November 1794, der beftandene Miß— 
brauch, Waifennüter bis zur Volljährigkeit der minderjäh— 
tigen Bauernfinder zu veräußern, abgebothen , und diefer 
Berboth durch Verordnung vom 3. October 1795 erneuert, 
eigentlich die vorige Anordnung aufs Neue beitätigetz zu: 
gleich hierdurch feftgefeget, daß dort, wo derley Veräuße— 
tungen in vorigen Jahren mit Willen und Willen der obrig— 
feitlichen Aemter fhon gefchehen find, den Interimswirthen 
ihr erworbened Recht zwar nicht mehr benommen werden 
inne, jedoch denfelben zur Vermeidung aller künftigen 
Irrungen zu bedeuten fen; —— 

a) daß ſie die erkauften Bauernwirthſchaften in keinem 
anderen Falle, als wo es die Nothwendigkeit und das Wohl 
der nachgebliebenen Waiſen erheiſcht, und dann nicht an— 


x 


— 
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ders, ald mit Vorwiſſen und Bewilligung der Obrigfeit, 
als DObervormundfhaft der Waifen einzufchulden befugt 
feyen, und daß 

b) noch jest, wenn es nicht gefchehen feyn follte, eine 
genaue Befhreibung und Schäßung des veräußerten Baus 
ernguted nachzutragen feye, Damit man wiffe, was fie fünf 
tig den wahren Eigenthümern zurüdzuftellen haben werden. 

Sn der Vorausſetzung alfo, daß derley Beräußeruns 
gen Fünftighin nicht mehr Statt haben follen, und daß die 
Wirthfchaft weder von dem beftellten Bormunte , noch von 
den nachgebliebenen Witwen mit dem etwa ſchon herange- 
wachfenen Sohne betrieben werden Ffünne , bleibt nichts 
übrig , ald dad Bauerngut bis zu dem Antritie des älteften 
Sohnes zu verpachten, bey welcher auf mehrere Jahre ein» 
tretenden Pahtung ohnehin die meifte , und jene Gefahr 
wegfällt, weldye die Verpachtung auf kürzere Zeit, unficher 
und bedenklich macht. 

Es muß ſich hierbey jedoch gegenwärtig gehalten wer: 
den, daß die Pachtung nicht unumgänglich gegen baren 
Pachtſchilling, fondern aud gegen dem angeftoßen werden 
könne, daß der Pächter die nahhgebliebenen Kinder, und 
auch allenfalld die nachgelafjene Witwe nähre, Fleide und 
pflege, endlich dann, wenn dad Gut mehr einträgt,, einen 
jährlichen Betrag zum Belten der Waifen in die Waiſen— 
caffa binterlege, fo wie auch einem ſolchen Pächter nebft 
feinem Unterhalte-ein mäßiger Gewinn erlaubt, und nad 
Beichaffenheit der Umftände und wenn es die Nothwendigs 
keit erheiſcht, ein gewiſſes Paufchquantum am Ende der 
Pachtung für die gute Verwaltung des Guted zugeficert 
werden darf. Uebrigens iſt es auch nicht unumgänglich noth— 
wendig, daß fich diefe Pactung bis in das 24. Zuhr des 
älteften Sohnes erftreden müffe, fondern fie kann auch mit 
Rückſicht auf deffen Fähigkeit auch nur auf dad 19. oder 20. 
Fahr befchränft werden, weil diefer Sohn bey guter Erzie= 
bung in diefen Jahren fhon im Stande feyn kann, fein 
Bauerngut anzutreten und zu verwalten, wenn er auch noch 
immer unter ter Vormundſchaft bleibt, und daher fein Gut 
nicht einſchulden kann. 

Unter ſolchen Modalitäten würde dieſe Verpachtung 
den Waiſen allerdings vörtheilhaft ſeyn, nur muß die vor— 
zunehmende Pachtung 

a) unter Einräumung einer hinlänglichen Friſt durch 
ein gewöhnliches auch in die Zeitung einzurüden kommendes 
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Edict, und hierbey aufder ganzen Herrſchaft an drey verfchies 
‚ denen Amtstagen befannt gemadht, und 

b) dad Gut und defien Gebäude, der fämmtliche Bey» 
laß, wie auch welche Felder gedungt oder nicht gedungt find, 
verläßlich befchrieben ; 

c) die Pachtbedingniffe, welhe nad Geftalt der Um⸗ 
fände verfchieden feyn können, fo viel möglich genau beftim- 
met; endlich 

d) die Pachtung felbft aber immer licitando gefchloffen 
werden. 

Wenn fi jedoch bey der Verfteigerung Fein Pächter 
finden follte, fo wird ed der Obervormundfchaft obliegen,, 
das Gut auf die befimöglichfte Weife einftweilen adminiftri- 
ren zu laflen. 

Soviel endlich den Umftand betrifft, ob und in welchem 
Falle etwa der Verkauf des Pupillargutes der dießfällis 
gen Verwaltung vorzuziehen wäre, fo find dießfalld die Vor— 
mundfchaftd =» Behörden lediglid auf das bürgerliche Geſetz— 
buch, und auf den 2. $. deö Patented vom 26. May 1791 mit 
dem Benfage anzumeifen, daß derley Beräußerungen nur 
in der dringendften Notb, wenn dad Gut wegen darauf 
baftenden häufigen Schulden für die Waifen nicht erhalten 
werden kann, dann aber nicht anders ald mit Vorwiſſen 
und Begnehmigung des Kreisamtes, und mit Beobachtung 
der gefeglichen Feyerlichkeit eintreten können. 

Bemerfung. Nah dem am ı. Jänner 1812 in Wir: 
fung getretenen bürgerlichen Geſetzbuche, wodurd das mit 
1. November 1786 fundgemadhte bürgerliche Geſetzbuch au: 
ber Wirkfamkeit geſetzt wurde, iftim J. Theile, 4. Hauptftüd 
$. 232 ausdrücklich enthalten, daß ein unbewegliches Pus 
pilargut nur im Nothfalle, oder zum offenbaren Vortheile 
des Minderjährigen mit Genehmhaltung des vormundfchafts 
lihen Gerichtes, und in der Regel nur vermittelft öffentli- 
her Berfteigerung veräußert, aus wichtigen Gründen aber 
auch eine folche Veräußerung aus freyer Hand von dem 
Gerichte bewilliget werden könne. 

Uebrigens ift bey Bauerngütern in diefem Falle 
nach ber en Anordnung doch insbefondere die Begnehmi— 
gung des k. Kreisamtes erforderlich. 
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Eilfter Abſchnitt. 


Von Schutzſtädten, unterthänigen Stäbten und 
Schutzunterthanen. 
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Bee Nach der Landeöverfafiung Böhmens beftchen dafelbft 

det känigliche Städte, Bergftädte, freye Städte, 
Städte. J— unterthänige Städte und Markt— 
ecken. 

Nach dem Zweck des gegenwärtigen Werkes kann ſich ei— 
gentlich nur in die Erörterung der Verfaſſung der Schutz— 
und unterthänigen Städte und Schutzuntertha— 
nen eingelaſſen werden. 
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’ ) 
Unterfchied Der Unterfchieb zwifhen untertbänigen Stäb- 
zwiſchen ten und Dörfern befteht lediglich darin, daß fie den Bor: 
und Dör, zug genießen, Städte genannt zu werden, und gewöhnlich 
fern, nur durd ein Stadtrichteramt unter der Aufficht des obrig- 
feitlihen Amtes geleitet werden.. Die Schupftädte 
haben hingegen gewöhnlich einen regulirten Magiftrat, wel 
chem eine audgedehntere Wirkſamkeit eingeräumt ift. 
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Beftim: Die Rechte der einen und der andern Claſſe diefer 
mungen Städte können mit Beflimmtheit nicht angegeben werden, 
a weil fie aus einzelnen Privilegien, Verträgen und durch lang: 
&täpee, wierig verjährten Befigftand grworbenen Vorrechten herrüh— 
ren, auf welche bey vorkommenden Anftänden Rüdficht ge— 

nommen werben muß. 
In dem — wegen der ftädtifchen Privilegien unterm 27. 
Sänner 1738 erlaffenen Patente kömmt nor, daß, weil dad 
Uneinvernehmen zwifchen den Obrigfeiten und ihren Städ— 
ten , Märkten und anderen Unterthanen öfters, und an vie: 
len Orten wegen der Privilegien und derfelben Ausbeutung 
ihren Urfprung genommen, auf feine Privilegien der 
untertbänigen Gemeinden, Bauernfchaft öder 
Unterthbanen, welde fie vor der Zeit der vormahligen | 
Unruben gehabt oder genoflen, ein Bedacht zu nehmen, fon= 
dern felbe insgeſammt für aufgehoben zu achten feyen, e3 
wäre dann, daß befagte privilegirte Gemeinden, Bauernicaf: 
ten und Unterthanen folche Privilegien und andere Rechte 
und Freyheiten nach den vormahligen Unruhen dürch ordent= 
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liche obrigfeitliche Verleihung , oder durch andere rechtliche 
Wege von Neuem erwarben und ad usum gebracht zu haben, 
rechtöbeftäntig darthun könnten, in welch legterem Falle fie 
— die Gemeinden, Bauernfchaften und Unterthanen bey die— 
fen ihren erworbenen Rechten gefhüget werden müſſen. 

Der Unterfchied liegt alfo eigentlich in dem Zeitpuncte, 
wann nähmlich: ob diefe Privilegien vor den ausgebroche— 
nen Unruhen Statt hatten, oder erft nach denfelben den 
Gemeinden, Bauernfchaften und Unterthanen auf gehörige 
Weiſe von den Obrigkeiten wieder verliehen wurden. In er: 
fierem Falle find ſolche erlofchen, und im zweyten Falle aber 
wieder erneuert oder neu verliehen. Nur auf legtere kann 
daher in vorfommenden Fällen von den Behörden Bedacht 
genommen werben. 
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Den Shupftädten fliehen insgemein folgende Rechte R 6 te ar 
u Bs 


zu, nähmlich: | 

1. Daß fie einem eigenen regulirten Magiftrate in Ci— 
weil, Polizey⸗ und Grundbuchögegenftänden unterfichen ; 

2. daß ihr Gemeindevermögen von tiefem Magiftrate 
verwaltet ; | 


3. daß von biefem Magiftrate das Gonfcriptiondwefen. 


und die Steuer:Subrepartition beforgt ; und 

4. daß ihre Gründe und Befigungen von dem eigent> 
lihen Bande der Unterthänigfeit (nexu subditellae) nicht be- 
fangen , folglich al jenes, was aus diefem Bande der Uns 
terthänigkeit hervorgeht, auf felbe nicht anwendbar fey. 
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fävıe. 


Die Schuldigfeiten diefer Schubflädte gegen ihre —— 
eiten 


Schutzobrigkeit beſtehen gewöhnlich in einem beſtimmten, in 
den Privilegien-Verträgen oder geſetzlichverjährten Beſitzſtan— 
de gegründeten Schutzgelde. Allfällig noch anderweitige 
Schuldigkeiten können lediglich aus gleichbeſagten Rechts— 
quellen entnommen und beſtimmt werden. 
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Den Schutzobrigkeiten ſtehen gegen die Schutz⸗ 


ſtädte ſolgende Rechte zu, nähmlich: 


dieſer 
Sch u tz⸗ 
ſt ädte. 


a‘ 


Rechte 
erSchutz⸗ 


1. Daß fie ben Berfegungen der Magiſtratsglieder ein igten 


ten gegen 


oder dem anderen Competenten, wenn gegründete Urſachen pie Schuß 


vorhanden find, die Exclusivam geben, 


ftädte. 
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2. daß fie in die Gebahrung mit dem Gemeindevermö⸗ 
gen Einfiht nehmen, und 
3. daß fie den Schutzzins, Schußgeld oder fonftige in 
den oben erwähnten Quellen gegründete Schußgebühren neh— 
men fönnen. , 
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Geſchäfts— Die unterthänigen Städte oder Marktflecken gehören 

Leitung. gewöhnlich mit der Juſtiz- und Polizeyverwaltung, fo wie 
mit der Conſcription zu dem obrigfeitlichen Amte, in fo ferne 
der gefeglich erworbene Befigftand nicht etwas Anderes aus: 
weifet. Hingegen wird von dem Stadtrichteramte lediglich die 
niedere Polizeyaufficht, die fädtifhe Grundbuchsführung und 
die Verwaltung des Gemeindevermögens beforgt. 8 
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Gintheis Die Juſtiz- und politifche Amtsverwaltung, dann 
lung. bie Aufficht über das fhusftädtifche und unterthänige Ges 
meindevermögen, wird nach folgenden Vorfchriften be= 
forgt, und theilen ſich hiermit in drey Gegenſtände: 
I. Sn die. Suflizverwaltung. 
II. Sn die politifhe Verfaffung. 
III. Sn die öconomifhe Berfaffung. 
$. 89. 
Regulis I Die Suftizverwaltung betreffend. . 
es de: Als die allgemeine neue Magiftrats:Regulirung vorges 
er nommen wurde, ift zugleich die Verordnung. erlaflen wor— 
den, alle Magiftrate ausfindig zu machen, welche in der Aus— 
übung der Gerichtöbarkeit ſtehen, und fodann bey jedem die 
betreffende Obrigkeit zu vernehmen, ob fie über diefe Aus: 
übung der Gerichtöbarfeit einige Bemerkungen made. Wenn 
über die vom Magiftrate angefprocdene unabhängige freye 
. Suftizverwaltung Anftünde, oder Zweifel fidy ergeben, müſ— 
fen diefe von dem Landrechte durch gütlihe Ausgleihung, 
oder im Wege Rechtens auseinander gefegt werten. 
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Kortfes An dem Falle aber, als über biefe freye Juſtizverwal— 
gung. fung ded Magiftrated fein Anftand oder Zweifel ſich ergäbe, 
wurde den Gemeinden ein eigener Magiftrat jedoh nur in 
fo ferne geftattet, al& die Gemeindeeinfünfte die dießfälligen 

Koften zu tragen hinreichten ; außerdem aber wurde die Ge— 
richtöbarkeit in ihrem Umfange an die Obrigkeit gegen dem 
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übertragen, daß felbe ‚gegen Uebernahme der einfließenden Ge⸗ 
richtstaxen in die obrigkeitlichen Renten, einen ordentlich ges 
prüften Juſtizbeamten (Suftitiär) Kefolden, und die Kanz⸗ 
leygeſchäfte beſorgen laſſen. 


$- 91. 

Wie fhon erwähnt wurde, ift nur jenen Gemeinden ein Erhal— 
eigener Magiftrat zugeftanden worden, welche auß ihren Ge, !ungsto: 
meinde-Einfünften, zu welchen nun aud) die Gerichtötaren ge— Ren. 
bören , nebft ibren fonftigen Gemeindeauslagen wenigftend 
die geringfien Koften eines organifirten Magiftrates zu 
beftreiten im Stande waren, und es würde keineswegs ge⸗ 
ſtattet, die Beſtreitung dieſer Koſten auf Ausſchreibungen 
jährlicher Beyträge zu gründen. 

In Folge deſſen ſind die geringſten Koften für einen or: 
ganifirten Magiftrat: 
‘ Für einen geprüften Syndicus oder Rathsmann we: 
nigftens auf einen Gehalt von . . Ne 9 

Für ein Kanzlevindivivuum uf 2 222. 
Und für einen Gerichtsdiener uf 2 2... 
feftgefegt worden. 

Nebſtbey mußte fich die Gemeinde erflären, daß des Ge- 
rihtövorfteherd und dreyer Rathsmänner Stellen von Män: 

nem aus der Gemeinde unentgeltlich verfehen werden. 

Nur da, wo ed die Kräfte der Gemeinde mit Rückſicht auf 
die übrigen Gemeindebedürfniffe zulaffen , können außer 
dem Syndicus und dem fubalternen Perfonal auch dem Vor: 
fleher und übrigen Rathbdmännern verhältnißmäßige Befol- 
dungen auögeworfen , oder letzterem zu einer Entfhädigung 
ein Emolument vom 20 bis 100 Gulden zugewendet, bey 
Bulänglichfeit der Einfünfte auch nad Verhältniß des Pos 
pulationsftandes ein größerer Perfonalftand geftattet werden, ® 
woben jedoch immer die Taren lediglich den Gemeinderen- 
ten, und nicht den Juftizbeamten zuzuweifen kommen. 


$. 92. 

Das Recht und, die Art der Anftelung beruht auf fol- Recht der 
‚genden Borfchriften: “ Ä Anftet: 

1. Daß die Aufnahme oder Anftellung des geprften Ba, TU» gem 
thes wie bey den öniglichen Städten den höheren Behörden 
zukomme; 

2: daß bey Erledigung einer Stelle eines geprüften und 
foftemmäßig befoldeten Bürgermeifterd, oder Rathes bey . 
Schutzſtädten der Concurs zur iederbeſetzung von dem Kreis⸗ 
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amte auszuſchreiben, und baher von bem Magiftrate der ein- 
tretende Fol einer folchen Erledigung fogleih dem Kreis: 
amte anzuzeigen fey; 

3. daß übrigens von dem Kreidamte bey jenen Magis 
ftraten , bey denen nur ein einzelner geprüfter Rath beſteht, 
zur Verhandlung der vorfallenden, befonders der dringenden 
Juſtizgeſchäfte, damit’ folhe nicht in der Bmwifchenzeit ges 
hemmet werden, eine proviforifhe Anftalt dahin zu treffen 
fey, daß entweder durch ein entbehrliched Subject eined nahe 
gelegenen Magiftrates oder Ortögerichtes, oder durch ein an 
dered bereits geprüftes Subject die erledigte Stelle einftweis 
len verfehen werde. Endlich 

4. daß das Kreisamt fofort den Goncurd auf 30 Tage 
in dem eigenen, und den unmittelbar angrängenden Kreifen, 
dann in der Hauptftadt auszufcreiben habe, damit ſich alle 
mit den vorgefchriebenen Prüfungszeugniffen verfehene Com» 
petenten in der vorgefchriebenen Frift zu melden im Stande 
feyen. Vid. Hofdecret vom 22. December 1788, 


$. 93. 
Erforr »  Seber Ganbibat ift verbunden, glaubwürbdige Beugniffe 
dermiffe fiber feine Rechtſchaffenheit und zugleih auch über geleis 
fiete Dienfte, und bierbey bezeugte gute Aufführung beyzus 
bringen, welche Beugniffe fodann von dem Kreißamte genau 
geprüfet werden müflen. Vid. Verordnung vom 8. März 1798. 


$- 94. 

DasAußs Zu einer erlebigten Stelle kann jeder Amtöwerber, wenn 
ſchlie⸗ er zu der wählenden (das ift, dermahl zu der Orts-) Ge- 
Pur 98 meinde nicht gehört, Übrigens aber mit dem Prüfungs 
recht. pecrete verfehen ift, fich bey dem Kreisamte melden, ohne daß 

der Grundobrigfeit ein Ausfhließungdrecht gegendier 
fen Sandidaten zukömmt. — 
Hingegen kann die Obrigkeit dieſes Ausſchließungsrecht 
gegen jene Bewerber geltend machen, die ſich in ihrer Ort s— 
gemeinde befinden, und deren perfünlihe Eigenfchaften 
der Obrigkeit befannt feyn fünnen, vorausgefest, daß fich 
die Obrigkeit vorher über das ihr vorhin eigen gewefene Recht 
der Beftätigung der Magiftratswahlen ausgewieſen bat, und 
diefed Beftätigungdrecht von den Behörden anerkannt wor⸗ 
den ift. Vid. Hofdecret vom 28. October 1791. 
Hierbey find noch folgende Vorſchriften feftgefeßt,nähmlich x 
1. Daß zu dem Ende, damit aus der verzögerten Aus— 
übung dieſes Mechted Feine Hemmung entftehe, und burch 


69 
den Mißbrauch derfelben nicht allenfalld auch fühlge Perfo- 
nen entfernet werden, die Gefuche der Competenten vorläus 
fig der Schngobrigfeit zu dem Ende mitzutheilen feyen, da— 
mit fich diefe des ihr zuftcehenden Ausfchliegungsrechtes, wenn 
felbe einen hintänglichen Grund bey dem Gandidaten fände, 
* dem an die Landesſtelle ergehenden Vorſchlag bedienen 

ne; 

2. daß von dem Kreisamte alle eingelangten Geſuche 
mit Vorſchlagung des Würdigſten an die Landesſtelle einbe— 
gleitet, und von dieſer mit Einverſtändniß des Appellations⸗ 
gerichtes die erledigte Stelle beſetzet. Endlich | 

3. daß der neu ernannte Rath fonach auf Delegation 
des Kreisamtes bey dem Magiftrate durch den ſchutzobtigkeit— 
liben Beamten in Eid und Pflicht genommen, und de per 
acto an dad Kreisamt Bericht erftattet werde. 

$ 05. 

Bey jenen Magiftraten, wo ein ungeprüfter Bür- Anftel: 
germeifter und ungeprüfte Rathsmänner befle-Tuna > 
ben, und zu welchen Stellen fih ohnedieß nur einheimifche — r 
Bürger, nicht aber fremde Candidaten melden, hat es bey ermeis 
ber bisherigen Wahl noch ferner fein Verbleiben, da= fter und 
ber eine Goncurdausfchreibung durch dad Kreisamt zu diefen Rathe: 
Stellen nicht einzutreten hat, und der Wahlact vorfchriftmä- männer. 
Big bloß aus dem Mittel der fich meldenden und wahlfähig 
anerkannten Bürger vorzunehmen ift. Vid. Verordnung vom 
21. März 1807. — Hofdecret vom 1. April 1808 

$. 96. 

Uebrigens ift bey jenen Gemeinden, welche die Wahl Wahl bey 
vorhin der Obrigkeit zur Beftätigung vorzulegen verpflichtet Sie m & ns 
waren, folche nicht vor einen Freisämtlichen Commiſſär, ſon— = tl 
dern vor der Obrigkeit oder ihrem Delegirten der Ordnung | ung der- 
nach vorzunehmen, auch von der Obrigkeit, oder ihrem Der Obrigs 
legirten von dem Gewählten der Dienfteid abzunehmen, und keit unters 
über den Wahlact dem Kreidamte, um diefe erfolgte Wahl liest. 
zur Wiffenfhaft zu nehmen, Bericht zu erftatten. Vid. Hofdes 
eret vom 22. July 1790. 
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Urn zu einer Stelle von Vorſtehern oder Rathsmän⸗ Erfor: 
ner , die ihre Dienfte ohne der fonftigen Prüfung, und un: d trniffe 
entgeltlich, oder gegen geringe jährlihe Emolumente leiften, — 
gewählt werden zu können, iſt es lediglich erforderlich, daß Stesien, 
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der aus der Gemeinde zu Wählende ein Mann von befann« 
ter Rehtfhaffenheit, guten Sitten und gefun- 
ber Bernunft hiermit fähig fey, über Gefchäfte ein zweck— 
mäßiges Urtheil fällen zu können. Vid. Hofdecret vom 19. 
December 1785. Verordnung vom 21. März 1807. 
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Bahble Bey einer folhen Wahl hat weder der Magiftrat , noch 
ausfhußpie Bürgerfchaft den geringften Einfluß zu nehmen, fondern 
ſolche ift lediglich dem dazu eigens befiellten Wahlausſchuß 

zu überlaffen. Vid. Hofdecret vom 3. Februar 1797. 

Es follen aber zu diefen Wahlausfhuß nur die Recht» 
fhaffenflen aus der Gemeinde gelangen, und haben die 
MWahlmänner nicht mehr für beitändig zu verbleiben, fondern 
follen zu jedem neuen. Wahlact vorläufig gewählt werben. 
Vid. Hofdecret vom 5. Juny 1797. 
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Bor Die Vorſchriften, die hinfichtlich der Einleitung und 

—— Rn Vornahme einer, in einer Schutzſtadt erledigten Bürgers 

wi — meiſter⸗ oder Rathsſtelle beſtehen, find im weſentlichen fol— 

me der gende, nähmlich : j 

Wahl. 1. Daß der Magiftrat, fobald eine ſolche Bürgermeifter: 

dder Rarhöftelle in Erledigung fümmt, ungefäumt der Obrig— 

feit die Anzeige zu machen habe; 
2. Daß der obrigkeitlihe Beamte ſonach der Bürger: 
fhaft einen Zag beftimme, um den Wahlausfhuß zu wäh— 
len, welches, um die Bürger nicht in ihrem Gewerböbetriebe 
zu ftören, an einem Sonn: oder Feyerfage nach dem nad)= 
mittägigen Gottesdienſt zu gefcheben hat; 

3. daß zur Wahl der Ausfhußmänner jeder Bürger 
feine Stimme geben fünne, und dazu in Fleinen Städten, wo 
die Magiftrate nach geringen Claſſen organifirt find, immer 
eine zu der Volksmenge und dem Gewerbitande verhältnißmä= 
Bige Anzahl von Ausfchußgmännern zu wählen fen, dod fo, 
daß diefe Anzahl niemahls die Zahl von zwanzig Individuen 
überfteige; % 1 

4 daf in größeren Städten, wo der Innungen fo viele 
fino, daß die Zahl der Ausfehußmänner füglich erreicht wird, 
ein oder zwey Individuen aud jeder Innung zur Wahl des 

Ausſchuſſes zu erfcheinen haben, und die Wahl diefer Indie 
* viduen unter der Leitung der Zunftcommiſſäre in der nähm— 
lichen Art, wie die des Ausſchuſſes vorzunehmen ſey, übri⸗ 
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gens diejenige Claſſe der Bürgerſchaft, welche zu keiner In— 
nung gehört, an eine Innung ſich anzuſchließen habe; 

5. daß Unmündige und unter der Subordination des 
Magiſtrates ſtehende Beamte und Advocaten außer bey wich: 
tigen, der Landesſtelle jedesmahl anzuzeigenden Umftänden, 
und worüber von Fal zu Fall die Difpenfation anzufuchen 
ft, niemahls zu Ausfhußmännern gewählet werden füllen , 
Vid. Hofdecret vom 27. December 1788. Bruns NR 

6. Daß e3 übrigens gleichviel fen, ob die Wahl einen, 
angefeherren oder unangelehenen Bürger treffe, weil diefe 
Wahl doch immer einen Beweis liefert, daß er für einen-uns 
befangenen und rechifchaffenen Bürger gehalten werde. Vid. 
Hofvecret vom 3. Februar und 20. Juny 1797. 

7. Daß der Wahlact felbft von dem obrigfeitlichen Beam: 
ten bey dem Magiftrate vorzunehmen, und von felben die 
Bahl der Ausfhußmänner, fo wie jene der Rathdmänner 
dem Kreidamte zur Beflätigung vorzulegen, den Obrigkeis 
ten aber freugelaffen oder vielmehr zur Pflicht zu machen 
fey, den dazu untauglichen oder unwürdigen Bürger unter 
der Vorficht , welche in Anfehung der Rathsmänner befteht, 
bie Ausfchließung (Exclusivam) zu geben. 

8. Daß bey der Wahl der Ausfhußmänner jeder Wäh- 
lende einzeln vorzulaffen und die Nahmen derjenigen, denen 
er feine Stimme zu Audfhußmännern gibt, anzumerken 
feven , wo fid dann am Ende zeigt, welche Individuen die 
meiften Stimmen ald Ausfhußmänner erhalten haben. 
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. Die vorzunchmende Wahl wird nicht durch gefchriebene Art der 
Zettel, fondern nad) der beftehenden Bolletirung veranlaßt. Wahlen. 
Damit aber die Wahlmänner nicht mehreren ald einen 
Candidaten für diefelbe Rathöftelle ihre Stimme geben fön- 
nen, wird den Ausfhußmännern an fhwarzen Kugeln eine 
weniger, als Gandivaten find, und nur eine weiße Kugel in 
die Hände gegeben. ie 
Die Wahl hat durch die Kugeln dergeftalt zu geichehen, 
daß über jeden Mitwerber beſonders bolletirt, und von 
dem Wahlcommiffär die Stimme, in Gegenwart des Magi: 
firates und der Wahlmänner gefammelt, und fohin durd den“ 
Actuar die Zahl der Stimmen, die jeder erhalten hat, in ein 
“ Protokoll aufgenommen werde. Vid. Hofdecret vom 19. De: 
tember 1785 und 3. Februar 1797. | 
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pflicht Bey dem Wahlacte ſelbſt iſt dem Wahlausſchuſſe ſeine 
— — Pflicht und die hieraus hervorgehende Verantwortlichkeit deut⸗ 
ri f" jich, und mit dem Beyſatze zu erklären, daß er in der Wahl 
weder Durch parteyifhe Rückſicht auf Empfehlungen oder ſon⸗ 
fligen Einfluß , fondern ledigli durch unparteyifhe Wer 
gleihung der Gompetenten ſich beflimmen laffen, und unter 
diefen Competenten vorzüglih auf Rechtſchaffenheit, gute 
Sitten und redliched Gemüth den Bedacht nehmen folle; zu 
welchem Ende es ihm frey fteht, in die Gefuhe und Zeug: 
niffe der Bittwerber Einſicht zu nehmen, um ſich in gehöri« 

ger Bergleihung derfelben beflimmen zu können. 
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Durch das Bon. der Fähigkeit zu einer Vorfteher: oder Rathsmann⸗ 

Gefeh fielle find in Städten und Märkten alle einer Polizeyfagung 

n —— unterliegenden Gewerbsleute, als Bäder, Fleiſchhauer u. dgl. 

ausgeſchloſſen, von welcher Regel jedoch nur im Nothfalle, und 

zwar nur gegen ausdrückliche Diſpenſation abgegangen wer⸗ 

den darf. Vid. Hofdecret vom 10. September 1768 und 13. 
December 1794» 

In Folge deffen ift in den Wahlprotofollen genau dars 
auf zu fehen, daß bey den Gewählten jedesmahl der Nah— 
zungd» und Gewerbäbetrieb angemerket werde. Vid. Hofes 
cret vom 15. July 1809. 

Endlich ift auch bey Magiftraten genau darauf zu fehen, 
daß die Anftellung der im erften Grade unter fi) verwands 
ten Magiftratöperfonen vermieden werde. Vid. Hofdecret 
vom 15. December 1789. 
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Abmwefens In Anfehung der bey dem Wahlacte nicht erfcheinenben 
2 & us Yusfhußmänner beftehen binfihtlich ihres Stimmenrechtes 
eur folgende Vorſchriften, nähmlich: 

Stimms 1. Daß die bey dem Wuhlacte abwefenden Ausfhuß> 
men: männer fo anzufehen feyen, als wenn fie den mehreren 
recht. Stimmen (der Anwefenden) beygetreten wären. Vid. Vers 

ordnung vom 8. März 1798. 

2. Daß jedoch für den Kal, als für verfchiedene Meis 
nungen gleihe Stimmen ausfielen, des Abwefenden Stimme 
durch feine Gitirung, oder Falls er doch nicht erfcheinen Fönnte, 
durch Abforderung feiner fchriftlichen Meinung zu erfegen 
feye, Vid, Hofdecret vom 7. Auguft 1795. 
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Sn dem Falle, ald ein mit einem Wahlausfhußmanne Ber 
verwandter oder verfchwägerter Sandidat gewählet wird, find, mandt« 
die Stimmen der Verwandten für ihn von feiner Wirkung y — ———— 
ſondern es iſt dann jener für gewählt anzuſehen, und ZU gen mit 
beſtätigen, der nach Abfıhlagung diefer Stimmen der Ver- einem - 
wandten die meilten Stimmen hat. Vid. Hofdecret vom 13, Wahl 
September 1793. | manne. 
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In dem Falle, ald aufmehrere Candidaten eine gleihe Wenn 
Zahl der Wahlftimmen fällt, ift jener fürzumählen, der bie — nn 
mebreren Dienftjahre in den vorhin begleiteten Aemtern zählt 


- n h 8 fals 
und erweist. Vid. Hofdecret vom 15. April 1784. — 


$. 100. 


Wenn tie Wahl vollendet ift, wirb bad Über den Wahl: Sinfen 
act aufgenommene Protofoll dem Kreisamte zur Beftätigung ® * 3 * 
eingeſendet, und ſodann der Beſtätigte in ei und Pflicht — 
genommen. | Les. 


$. 107. . 


Hinfichtlich der Dauerzeit der Amtirung der Bürgermeis Pau * 
ſter und Rathsmänner in den Municipalſtädten, des Ranges Na Ang 
des Rathsmannes und Syndicus, und der Befolgung der Befol— 
allgemeinen Gerihtöinftruction beftehen folgende Borfhrif: gung der - 
ten, nähmlich: Geridh‘ 

1. Daß die Bürgermeifter und Rathsmänner in den Mu: es ue⸗ 
nicipalſtaͤdten in ihrem Amte ohne neue Beſtätigung lebens» +9" 
länglich zu verbleiben haben; Vid. Verordnung vom 22. Aus 
guſt 1806. | | 

2. Daß bey allen nur mit einem geprüften Rathsmanne, 
das ift Syndicus organifirten Magiftraten diefer Syndicus 
gleich nach dem Bürgermeifter den Rang, und fohin den üb- 
tigen Rathömännern vorzugehen habe. Vid. Hofdecret vom 
14. Moy 1780. 

3. Daß ſich die Magiftrate der Municipalftädte ebenfalls 
nach den für andere Magiftrate beftehenden Gefegen und Vor—⸗ 
ſchriften zu benehmen, und fo viel es jedoch die allgemeine 
Gerichtöinftruction betrifft, fie diefelbe wenigftens in fotweit, 
als es nach ihrer Organifation möglich ift, befolgen follen. 

Vid. Hofdecret vom 9. September 1785. 

4. Daß in dem Falle, ald ein oder der andere Math 

bey einem vorkommenden Gefchäfte wegen unterwaltender 
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Sreundfchaft, oder wegen Erkrankung nicht interveniren könn⸗ 
te, und daher die zur Berathichlagung erforderliche Zahl von 
'  g.Räthen mit einem Präfidium mangelte, die dem Mägiftrate 
' beygegebenen ftädtifchen (Gemeinde) Repräfentanten mit or— 
dentlicher Stimme in das betreffende Gefchäft eintreten. Vid. 

‚ Hofdeeret vom 9. September 1788. | 
+5. Daß: für jeden richterlihen Schritt alle jene Räthe 
mit dem Bürgermeifter zu haften, und den erweißlichen Scha> 
den zu vergüten fehuldig ſeyen, welche durch ihre Stimme 
den nachtheiligen Schritt veranlaßt haben, ohne Unterfchied, 
ob diefe flimmenden Räthe bioß zum Juſtizfache gewidmet, 
oder beym Politicum angeftellt, ob fie im Rechtsfache geprüft, 
oder. nicht geprüft find. Vid. Hofdecret vom 5. Juny 1789. 
— 6. Daß nun in dem Falle, ald nad) unterfuchter Sache 
von dem Oberrichter gegen den unteren Richter der Erfaß 
des erweidlich verurfachten Schadens und der Unfoften er— 
” kennet worden, folchen die Ortögemeinde, der die Gericht3: 
“ 5% „barkeit zufteht, salvo, regressu gegen die Schuldfragenden 
| n leiften habe, und felbft nörhigen Falls executive auf ihr 
“5 Vermögen betrieben werden fönne, und dort, wo daß aera- 
rium civicum der Oberaufficht der politifhen Stelle unter: 
liegt, zur Vermeidung unnöthiger Erecutiondfoften durch das 
" Kreidamt die. Anzeige an die Landeöftelle zu machen fey, 
damit die ungefäumte Befriedigung aus dem Gemeindever- 
mögen geleiftet werde. Vid. Hofdecret vom 4. Februar 1787. 
7. Daß den Obrigkeiten. dad Recht zuftehe, diejenigen 
‚ Magiftratöglieder, welche ihr Amt nicht gehörig verwalten, 
oder fih auf eine Art benchmen, wodurch Uneinigfeit und 
Unordnungen entftehen, der vorgefegten Stelle zur erforder: 
lihen Ahndung und Fürfehrung anzuzeigen. Vid. Hofdecret 

vom 28. Dctober 1791. 
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Gericht s⸗ Um au beurtheilen, welcher Schuß: (Municipal:) Stadt, 
—— oder Markt die volle, oder die beſchränkte Gerichtsbarkeit, oder 
ae eigentlich ob le&tere eine, und welche Gerichtsbarkeit befige, 
kömmt zu unterfcheiden, ob-diefe Schusftadt mit einem Ma= 
giſtrat, das ift, wenigfiens mit einem geprüften Rath, eis 
nem ungeprüften Bürgermeifter und zwey ungepräften 
Rathsmännern, oder aber, ob felbe wegen Mangel der Eins 
fünfte gar feinen Magiftrat, fondern nur einen ungeprüften 

Studt: oder Marktrichter zum Vorſteher habe. 
Im erſten Falle ſteht diefem Magiftrate die volle unab: 
hängige Civilgerichtsbarkeit ſowohl in ftreitigen , ald nichts 
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fireitiaen Rechtöfachen über alle in dem ftädtifchen Gerichts: 
bezirk wohnhafte unadelihe Parteyen, und in denfelben be» 
findlihen Realitäten, wie den Magiitraten der k. Städte zu. 
Auch, wenn die Grundbücher der zum Stadtburgfried gehö— 
rigen Häufer und Grundftüde nicht unmittelbar bey dem Ma- 
giftrate, fondern etwa bey der Schußobrigfeit geführt würden, 
fo würden doch die über diefe Realitäten entftehenden Streitig- 
feiten,, und die Bewilligung der hierauf Bezug habenden 
Handlungen der Realgerichtöbarkeit zur Jurisdiction diefes 
Magiftrated gehören, und der Schugobrigfeit nur die Voll— 
firedung diefer Handlungen zuftehen. | 

Sm zweyten Falle aber wird die Perfonal: und Realges 
sihtöbarfeit von dem obrigkeitlichen Suftizamte verwaltet. 

Bemerfung. Die näheren Erörterungen hinſichtlich 
der Gerichtsbarkeit fommen in dem dritten Hauptflüde über 
die Gerichtöbarkeit vor. | 


$- 109. 

Da in Anfehung derley Schutz- und unterthäniger 
Städte und Märfte, welche nähmlich einen ordentlichen Ma: 
giftrat wegen Mangel der Einkünfte nicht erhalten, die Ans 
frage geftellt wurde, welche Suftizgefchäfte ferner bey den 
aufgehobenen Gerichten zu behandeln, und wie die Markt: 
richter zu belohnen fenen, von der k. Landesſtelle einverftänd: 


lich mit dem. Appellationsgerichte zur nöthigen Benehmung 


Folgendes feftgefest; und zwar: 

ad 1. Daß in Folge des höchften Hofdecreted vom 21. 
Augufi 1788, ſowohl die Führung des Grundbuches, ald 
auch überhaupt alle jene in diefem Hofdecrete $. ı von a bi 
c bemerfte Amtöhandlungen von den in Städten und Märk— 
ten ftatt den aufgehobenen Magiftraten Fünftig anzuftellens 
den Marftrihternund Gemeindeälteften ald Amts— 
vorftehern um fo unbedenklicher beforgt werden fünnen , ald 
folhe Amtsgeſchäfte auch von obrigkeitlichen Wirthſchaftsäm— 
tern bisher beforgt wurden ; daß Dagegen vermög obbemel- 
deten Hofdecreted $. 2 alle Übrigen Juftizgegenftände und 
Streitigkeiten, fo unter der gewöhnlichen Benennung als 
stricte judicialia verftanden werden, zu dem Gerichte jener 
Obrigkeit oder jenes delegirten Magiftrated, welcher die Be: 
forgung der Juftizpflege gegen Beziehung der Zaren über: 
nehmen wird, gehören, woben aud noch in diefen stricte 
Zudicialfällen der Verſuch eines gütlichen Vergleiched den 
Drtövorftehern geftattet ift. 


Kortfe: 
kung. 


76 


Die laut obigem Hofdecrete $. 1 von a. biß c. benterften 
Amtöhandlungen find folgende: 

a) Inden Grundbuhösgefhäften: bie Füh— 
rung ded Grundbuches, Ertheilung der Gewähren, Ausfer— 
tigung der Sabbriefe, Vormerkung und Zilgung ber die 
Realität betreffenden Laften, die Schägung, Licitirung, Se— 

- , queftration des Realid. 

b) Sn den Gefhäften des adelichen Rich— 
teramted: Die Beflellung des Bormundes, Auffiht auf 
das MWaifengut, die Beftätigung aller. die Mündel betreffen= 
den Gontracte, die in Waifengefchäften vorfommen, die Con— 
fensertheilungen, die Aufnahme und Berichtigung der Wai— 
fenrehnungen, die Berlaffenfhafts:Abhandlungspflege mit al= 
len dahin gehörigen Amtshandlungen,, die Entwerfung des 
Abhandlungsvertrages, oder der eigentlichen Verlaſſenſchafts— 
Einantwortung, welche jedoch über die Gefegmäßigfeit dem 
Ortsgerichte zur Einficht und Beſtätigung vorzulegen kömmt. 

c) In den Gefhäftendes Rihteramtesin 
Streitfahen: die Schuldflagen, wenn die Schuld ein 
geftanden wird, die Erecutiondführung, die Injurienhändel. 

ad 2. Daß nad) dem Sinne des Hofdecreted vom 19. 
December 1785, nad) weldyen bey der Regulirung der Ma= 
giftrate nach der le&ten Glaffe außer dem Syndicus und 
dem fubalternen Perfonale den Vorftehern und Rathömännern 

= Belohnungen von 30 bis 100 fl. zufließen dürfen, auch bey 
jenen Städten und Märkten, welche nun aufhören, dem Stadt= 
oder Marktrichter für feine Bemühung, in fo weit ed die 
Kräfte der Gemeindecafle zulaflen, eine Belohnung von 20 
bis 100 fl. verabreicht werden Eönne. Vid. Verordnung vom 
4. Juny 1791. 


$. 1 10. 


®Grunb: - Die an die Obrigkeit, Herrfchaft durch diefe Regulirun 

“. = F fübergegangene Gerichtsbarkeit zieht jedoch nicht die Folge 

meinde, Nah fi, daß die Gemeinde au dad Grundbuch an er= 
fiere übergeben müfle, fondern legtered hat fortan bey der 
Gemeinde, ber ed vorhin eigen gewefen, zu verbleiben. Vid. 


Hofdecret vom 6. Auguft 1787. 
11, 


IL, Die politifhe Berfaffung betreffend. 
—— ‚ Die Magiftrate in den Municipalſtädten, welche mit 
/ : ie in einem geprüften Ratheverfehen find, find eben fo wie die Ma» 

giſtrate in anderen Städten, die ordentliche politifche Obrig« 
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keit, in welcher Rüdficht ihnen fowohl die Polizey: ald die Munich 
politifche Gerichtöbarkeit zufteht, weßhalb fie auch unmittel, p a!Mäds 
bar den Kreisämtern und der Landeöftelle in diefer Bezie- *" 
bung untergeordnet find. Ä 


$. 112. 


Hingegen haben in jenen fehußunterthänigen Städten Kortfes 
und Märkten, wo feine organifirten Magiftrate beftehen,die dung. 
Grundobrigfeiten die Gerichtöbarkeit über ſchwere 
Polizeyübertretungen auszuüben, ſolche Ortfchaf> 
ten aber , die feine Dominicalobrigfeit haben, müffen fich 
mit geprüften Individuen verfehen. 


6. 113, 


- Weitere Verorbnungen enthalten Folgendes, nähmlih: Weitere 

1. Daß jenen Städten, die bloß unterthänige Stäbte Verords 
find, die wirkliche Aburtheilung politifcher Verbrecher niht nungen. 
eingeräumt werden könne, weil felbe feine andern Rechte be= 
fäßen, ald jedes Dorf, und nur des Vorzuges genößen, 
daß fie Städte genannt werden, ausgenommen, daß in ihs 
ren Privilegien Etwas darüber beftimmt wäre, in welchem 
Sale ihre Amtöhandlungen durch die Ortöobrigkeiten genau 
controllirt werden müflen; daß ihnen aber, wenn fie Schuß _ 
flädte feyen, die Ausübung durch einen geprüften Rath nicht 
fireitig gemacht werden könne, außer es ftünde ein Vertrag, - 
oder eine zur Präfcription gewordene Obfervanz; im Wege. 

Vid. Hofdecret vom 16. September 1794. 

2. Daß den Schugftädten die Befugniß zu Gewerbs—⸗ 
verleihbungen nidt flreitig gemacht werden könne, aus— 
genommen , ed ftünde ein Vertrag, oder eine zur Präfcrips 
tion erwachfene Obfervanz entgegen; daß jedoch den unter= 
thänigen Städten diefe Befugniß nicht eingeräumt werde, 
ausgenommen, wenn in ihren Privilegien etwas andere 
hierüber beflimmt wäre. Vid. Verordnung vom 17. May 1800. 


$. 114. 


II. Die döconomifche Berfaffung. betreffend. Dasfhugs 

Damit theildbey dem Municipal: theild unter obrig: Kädıtiice 
feitlihem Schuße ſtehenden, theild unterthbänigen ——— 
Privat oder ſogenannten Herrenſtädten, Städtchen und Märk— — Se 
ten einer übeln Gebahrung mit bem Gemeindevermögen und peperm br 
ihren Einkünften, fo wie ihrer Einfhuldungen vorgebeugt gen. 
werde, wurde fhon unterm 31. October 1776 eine befon- 
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dere Snftruction, als auch fpäterhin unterm 29. September 
1783 eine eigene beſtimmte Vorfchrift erlaffen. 


$. 115. 


Inhalt Zum Voraus find binfichtlich des Rechtes Schulden 
derfelben. zu contrahiren; folgende Vorſchriften find fefigefekt 
Geldauf „orden: 
nahme _ 1. Daß feine Stadt oder Markt befugt fen, ohne Gu⸗ 
bernial: Bewilligung einige Gelder aufzunehmen und Schuls 
den zu machen, oder die flädtifche corpora jura und rega- 
‚ » Jia zu veralieniren oder zu verpfänden, fondern daß fie je: 
desmahl, wenn fie Gelder aufzunehmen nöthig haben, fol: 
ches jedesmahl ihrer Obrigkeit anzuzeigen, den obrigkeitlichen 
Gonfend sub nullitate actus zu bewirken, folden an dad 
Kreidamt einzufenden, und von da die Bewilligung zu ges 
-wärtigen haben. 
2. Daß hiermit,da den Municipalftädten ohne Bewillis 
gung der Obrigkeit und der Landesſtelle bey Verluſt des 
Eapitald Niemand Etwas verleihen darf, allemahl bey Ems 


J pfang eines ſolchen Paſſivcapitals das Datum der Gubernial⸗ 
bewilligung anzuführen, und letztern in legaler Form beyzu- 
legen jey. | 

G. 116. | 
Red: In Beziehung auf den für das Gemeindevermögen bes- 


‚ aunge ſtellten Rehnungsführer, dann für den bey den Mu 
| De nicipalftädten nunmehr beftellten Wirthſchaftsanu— 
fhaftg, wald, und den zu diefem Ende ebenfalld beftellten Dre) 
anwalds bürgerlihenRepräfentanten find folgende Vorſchrif- 
Reprä: ten feftgefeßt ; nähmlich : i 
fentan: 1. Daß fein Gemeinde-Rechnungsführer auf Befehl einer 
ven einzigen Perfon, fie fey nun Bürgermeifter, Primad, 
oder jemand anderer aud den Rathsmännern unter eigener 
Verantwortung etwas aus der Gafie herausgehen dürfe, es 
fey dann im Rathe erwogen, und von dem Primas ’ eini⸗ 
gen Rathsmännern, Syndicus und den Gemeindeälteſten 
unterfertigt und approbiret worden; 

2. daß dieſe drey bürgerlichen Repräſentanten, welche 
zur Mitleitung und Controlle der ſtädtiſchen Dee’ 
nomie beftimmt find, auf eben die Art wie Die Rathsmänner 
zu wählen feyen, und wie bisher noch ferner perpetuirli 
in ihrem Amte belaffen werden können. Vid, Hofdecret vom 
"27. December 1788. | 
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3. daß nach der für die königl. Städte beſtehenden 
Inſtruction vom 10. July 1788 die Repräſentanten den 
Wirthſchafts⸗Conferenzen bey der Anwaldſchaft beyzufigen, 
und allen die ftädtifche Deconomie und dad Gemeindewefen 
betreffenden Beratbfchlagungen, Difpofitionen, Berbef: 
ferungen und Verwendungen mit Sitz und Stimme beyzus 
wohnen fchuldig feyen. 

4. Daß fih jedoch da über Deconomie Gegenftände nicht 
fo wie in juridifchen, gleich aus dem Stegreif durch die 
Zahl der mehreren Stimmen, als vielmehr durch eine Art 
von akademiſchen Beratbfchlagungen entfchieden werden 
muß, in bdiefen Wirthſchafts-Conferenzen nicht fo fehr auf 
dad Votiren, wo gar zu oft zum Nachtheil der guten Sache 
Majora herauögebracht werden können, zu binden fey, ſon— 
dern einem jeden Zeit und Freyheit gelaffen werden müffe, _ 
den vorliegenden Gegenftand durch mehrere Fragen fich 
aufklären zu laffen, und feine Anftände und Bmeifel pro 
et contra vorbringen, um ſodann erft feine Aeußerung 
beftimmt abgeben zu fünnen. 

5. Daß in dem Falle, ald der Wirthſchaftsanwald ent= 
weder über den genommenen Augenfcein eines öconomifchen 
Gegenftandes, oder fonft über vorhabende wirthfchaftliche 
Gebabrung, oder über einen erhaltenen Auftrag, biefes 
oder jenes Ens in eine befjere Benüsung entweder durh 
Berfauf oder Verpachtung, oder auf fonft andere Art zu 
bringen, den Antrag macht, von Seite der bürgerlichen 
Repräfentanten die Meinung ded Referenten wohl in Er: 
wägung gezogen, und jenes, fo das Fürträglichfte zu feyn 
erfannt worden, alsdann veranlaflet, und diefe Beranlaf- 
fung nicht der Willführ eines Einzigen Üiberlaffen werde. 

6. Daß weiters indem Falle, ald fich Gegenftände äußern, 
welche der Wirthfchaftsanwald mit den Nepräfentanten 
auszumitteln im Widerfpruche wären, zuerft der Anwald 
feine Meinung, und fodann die bürgerlichen Repräfentanten 
auch ihre abweichende Meinung zu Protokoll zu geben, und 
folhes fodann dem Magiftrate zu feiner Entfchließung vor: 
zulegen baben. - 

7.Daß in dem Falle, als ein bürgerlicher Nepräfentant 
da oder dort irgend eine Anftalt zum Beften der Gemeinde 
zu treffen nöthig findet, ihm nicht bloßunbenommen, fondern 
vielmehr zur Pflicht gemacht werde, foldhe bey der Wirth⸗ 
fhaftöconferen; in Vortrag zu bringen; Endlich 

8. daß alle bey der Gemeindecaffe vorfommenden Eins 
nahmen und Ausgaben, die wöchentlich von dem Wirthe 
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. ſchaftsanwald Iuftriret, und approbiret werben müſſen, 
auch den bürgerlichen Repräfentanten zu, eröffnen, und 
nicht anderd, ald mit ihrer Einverftändniß zu approbiren, 
und auf den Fall des Nichtübereintommens dem Magiftrate 
vorzulegen, von biefem ſonach entweder die Entſcheidung 
zu fhöpfen, oder erforderlihen Falls die Anzeige an die 
vorgefegte Behörde zu machen fey- 


$. 117. 
Befrels Wegen Beftreitung einer großen, oder ertraorbinären 
tung gr0s Yußlage beftehen folgende Vorfchriften,, nähmlich : 
ger und 1. Daß in dem Falle, ald fich eine außerordentliche 


——— und große Auslage ergibt, und ſelbe ſich auch wirk— 


Auslas lich als nothwendig darſtellt, weder der Magiſtrat noch 
gen. die Gemeinde berechtiget ſey, derley ungewöhnliche Aus— 
lagen für ſich zu machen, ſondern daß ſie in dieſem Falle 
ehevor die obrigkeitliche Bewilligung einzuhohlen 

fhuldig feyen; — 

2. daß in dem Falle, als die Obrigkeit den Fall 
nicht entfcheiden , oder in derlen außerordentliche Auslagen 
nicht einwilligen fönnte, der Stadt frey ſtehe, die Sache 

durch dad Kreisamt an dad Gubernium gelangen zu machen, 
welches dann nad vorläufiger Vernehmung der Obrigkeit 
hierüber zu entfcheiden hat. 


$. 118. 


Paffie Zufolge des Hofdecreted vom 29. Sänner 1800 ift den 
rung der Magiftraten überhaupt ohne zu einer befonderen Berichtd- 
A ale =. erftattung verpflichtet zu feyn, bie Pallirung ber ftädtifchen 
giftsate. Auslagen bis auf 50 fl., und der Eleineren bis auf 25 fl. 

geftattet. Wenn daher eine Audlage über 50 fl. bey grö— 

Berren eintretenden Bedürfniſſen, oder über 25. fl. bey 

kleinern Erforderniffen, ſich ergeben, bleibt eö immer 

bie Pflicht, die vorfchriftsmäßige Paffirung einzuhohlen. 
$. 119. 

Paffi- Nach eben dem Hofdecrete ift den Kreisämtern die 
Bi Mil Macht eingeräumt: 

für die „_ I Den größeren Städten und Gemeinden die Erlaub— 

Kreis: niß zu Auslagen bis auf 100 fl., und den Eleineren bis auf 

ämter. 50 fl. zugeben; 

2. zu Baureparationen, bie dringend find, bis auf 
100 fl. > nachherige Einbringung der Baurechnungen, 
wie au 
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3. zu Baulichkeiten in Städten, wenn fie nicht 100 fl. 

überfteigen, und aus dem Vermögen der Stadt beftritten 

werden, nach Berichtigung der Bauüberfhläge die Bewils 
ligung zu ertheilen. 


$. 1 20. 


Wenn nun eine große Auslage, und noch dazu vers Mebertres 
fplitterifch gemadht würde, ohne die obrigfeitlihe Bewil: tungen. 


ligung, oder die Gubernialverorbnung abzuwarten, fol 
von der Obrigfeit, fobald fie hiervon in die Kenntniß kömmt, 
alfogleih ein folcher Fürgang dur das Kreisamt ange- 
jeigt werden. 

Snöbefondere wurde mittelft Verordnung vom 26. 
April 1792 den Magiftraten zur Warnung bedeutet, daß 


in Hinkunft alle ungebührlichen und folche Auslagen, welde 


ohne die nad Umftänden dazu nöthige obrigfeitliche oder 
freisämtliche Approbation gemacht, und in der Rechnung 
in Ausgabe geftellet werden würden, ohne weiters im Stadt» 
rathe in gremio, da Einer für Alle, und Alle für Einen, 
fo wie für den Rechnungsführer zu haften haben, zum 
vollftändigen Erfaße erfennet werben müffen. 


'$. 121. 


Der Stadt wird übrigens beyfleineren Auslagen, Kleinere 
Auslas 
gen. 


die gewöhnlich zur Gonfervirung der sarta tecta nothwendig 
find, oder wo Gefahr auf Verzug haftet, dad Befugniß nicht 
benommen, die Verwendung zuthun, jedoch fo, daß hiervon 
der Obrigkeit die Anzeige gemacht, und die Paflirung von 
dem Rehnungsführer nit anders angenommen werde, 
ald wenn felbe im Rathe erwogen, und von dem Primas, 
einigen Rathsmännern, dem Syndicus und dem Gemeinde- 
älteften unterfertiget, und approbiret ift. 


6. 122. 


So wie den VBorftehern dort, wo die ftädtifchen Reali-Aufſicht 


täten nicht verpacdhtet find, fondern unter der ftädtifchen a 


Adminiftration ftehen, unter fehwerfter Ahndung die beite 
Gultur, Snduftrie und Verwaltung obliegt, haben aud) 
die Obrigkeiten auf die Verbefferung der ftädtifchen Oeko— 
nomie allen Fleiß zu verwenden, alles Schädlihe und Uns 
gewöhnliche abzuftelen, oder den wahrnehmenden Anftand 
dem Kreidamte zur Abhülfe anzuzeigen. 


brigs 
it. 


 Berpad» 


tungen. 
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Damit ſich die Luandesjtele in der Evidenz der guten 
Wirthfhaft der Städte, Märkte und Dörfer erhalte, 
wurde durch Hofdecret vom 26. May 1786 und 23. Suny 
1801 angeordnet, daß die Berpahtungen der Gemeinde— 
Realitäten, welche den Betrag von 1000 fl. nit überſtei— 
gen, alle Jahre in einem Berzeichniffe der Landesſtelle vor— 
geleget, und jene Realitäten, die bey einer neuen Verpach— 


tungnicht um ein Zehntel ſteigen, oder gar unter das vorige 


Berfteis 
gerums 
gen. 


Quantum berabfallen, mit den gehörigen Bilanzen eben- 
falls angezeigt werden, damit in diefem Falle, oder wenn 
nur Ein Licitant erfcheint, die zweyte Kicitation eingeleitet, 
und fomit das zwifchen der verfippten Bürgerfchaft zum 
Nachtheil der Gemeinderenten öfters berrfchende Einvers 
ftändniß wo nicht ganz befeitiget, duch erfchweret wurde. 


\ $. 124. : 


Nach dem Hofdecrete vom 24. September 1812 beftehen 
binfichtlid der Gontrahirungen, BVerfteigerungen folgende 
Borfchriften,, nähmlich: 

1. Daß bey Itrenger Berantwortung der Behörden, 
die es betrifft, Feine Gontrahirung, fie mag im Nahmen 
des Staates, der Stände und Gemeinden gefheben, 
Käufe oder Verkäufe, Verpachtungen, Leiftung der Zubren, 
oder Arbeiten betreffen, Fünftig anders als im Wege der 
öffentlihen VBerfleigerumg eingegangen werden 
dürfen; 

2. daß vor Ausfchreibung der öffentlichen Verfteigerung 
bie Contractsbedingniffe inımer gehörig entworfen, und 
über diefelben bey der vollen Kathöverfammlung der Be: 
hörde, welche die Berfteigerung auszufchreiben hat, votiret 
werde; 

3, daß ſich diefe in feinem Falle zu fiberfchreitende 
Vorfchrift auch die unterfiehenden Städte, Märkte 


„und Gemeinden zur unverbrüdlihen Darnachachtung 


Städti- 
ſche Wal⸗ 
bungen. 


ſtets gegenwärtig zu halten haben. 
$. 125. 


Hinfihtlic der ſtädtiſchen Waldungen beſtehen 
folgende Vorſchriften, nähmlich: | 
1. Daß es wegen den Fädtifhen Waldungen bey 
der Wald: und Holzordnung vom Jahre 1754, vermöge 
welcher die Municipalftädte ohne Schuß und obrigfeitlicher 
Einwilligung fein Holz verkaufen, noch auch felbes anders als 


83 


mit ihrer Approbation durch die Forfibeamten ausgewiefen 
und ausgezeichnet erhalten follen, fein Werbleiben habe; 

2. daß in allen Schuß: und Municipalftädten das 
ſtädtiſche Waldzeihen auf dem Rathhaufe in einem _ 
wohlverwahrten hölzernen Kaften, der mit zwey verfchiedenen 
Schlöſſern, nähmlih einem obrigfeitlihen und einem 
flädtifchen verfehen fenn muß, verwahrt, und davon ein 
Schlüſſel bey der Obrigkeit, der andere bey dem Stadtrathe 
aufbewahret werde. Vid. Hofdecret vom 13. Juny 1789. 

3. Daß in der Betrahtung, weil die Gemeinde 
waldungen dad Concretaleigenthum der ganzen 
Gemeinde, und nicht der einzelnen Mitglieder find, eine 
Theilung derfelben unter feiner Vorausſetzung zuläffig. ſey, 
befonderö, da hierdurch die der Obrigkeit zuftehende Forſt— 
aufficht über fo viele einzelne Forftantheile äußerft erſchwe— 
ret, die Befolgung der wegen der Gemeindewaldungen 
erlaffenen Borfchriften vereitelt, endlich nebft andern nach⸗ 
tbeiligen Folgen, auch der oft von fehr veränderlihen Um— 
Händen abbängende Bedarf an Bauholz, zumahl aber der 
aus dem Verkaufe und dem erübrigenden Holzüberfchuffe 
anzuboffende Goncretalnugen der Gemeinde entgehen dürf- 
te; daß daher die Kreisämter ſich die genauefte Hand» 
babung der Wald- und Holzordnung vom Jahre 1754, dann 
der fpäteren hierauf Bezug nehmenden Gefeße angelegen 
ſeyn zu laflen, die Kreiscommiſſäre zur ununterbrochenen 
Aufficht über den Stand der in ihrem Bezirke befindlichen 
Baldungen mit Nachdruck anzumweifen, und bey diefer Ges 
legenheit fich zugleich das höchſte Hofdecret vom 29. Sep⸗ 
tember 1803 mit der Erinnerung gegenwärtig zu halten 
haben, daß in jenen Fällen, wo die emphiteutifche Vers. 
pachtung, oder mit Zeritüdung verbundene Veräußerung 
der Dominicalgründe angeluht wird, hierüber immer die 
vorläufige Genehmigung der Kandesftelle auf dem bereits 
vorgefchriebenen Wege eingehohlet werden müffe. Vid. Ver» 
ordnung vom 12. December 1807. 


04 


Zwölfter Abſchnitt. 


Bon dem Bergbaubefugniffe der Unterthanen. 


$. 126. 


Diegfäl Den Unterthanen des Königreihed Böhmen ift nicht 
— verwährt, die auf ihren Gründen vorfindigen und ſich er— 
ENTE gebenden Steinbrüche aller Gattungen, als: Kalk:, 
terthas Marmor, Mauerszundandere Steine, dann Ziegel: 

nen. thon, Steinfohlen, Zorferde u. dgl. wie au 
die Erzeugung der Pottafche ald wahre Induftrial-Gegen- 
ftände auf was immer für eine Art zu benügen, indem alles 
diefes zur Oberfläche des Erdreiches zu zählen ift, und nach 
dem Steuerregulirungd: Patente vom Sabre 1785 fünftig vers 
fteuert werden muß, ja fogar auf die Erfindung einiger 
diefer Rubriken als 3. B.: der Steinfohlen, des Torfes 
n. dgl. von Seite ded Staated Prämien zur Aufmuns 
terung ausgefeßet worben find. Vid. Hofdecret vom 8. Jän⸗ 
ner 1789. 


$, 127. 


Bortfe Es fteht weiters jedem Unterthan der Bergbau auf 
BURG ale metallifhen, und mineralifchenErzeugniffe zu, 
ohne Rüdfiht, ob die dießfälligen Gründe ihm felbft eigen« 
thümlich oder einemanderen, oder der Herrfchaft angehören. 

Vid. Hofdecret vom 6. Auguft 1789. 


S. 128. 


Nadıge Durch Hofdecret vom 6. Auguft 1790 wurde erfläret, 

folgte Haß obftehende Hofdecrete vom 8. Jänner. und 6. Auguft 

— > 1789, nur auf die beftehenden Landesbergwerköverträge und 
3ER andere Berggeſetze zu verftehen feyen. 

Durch ein fpäteres Hofdecret von 28. October 1791 
wurde das Recht auf den Bergbau bloß den Obrigfeiten 
beftätiget, den Unterthanen aber jene Benüsungen geftattet, 
welche nach den Gefegen und nach der Natur der Sache 
zur Oberfläche feines Grundes und Bodens gehört. 

Indeffen dürfen die Unterthanen von ber Befugniß, 
auf edle oder mindere Metalleund Materialien, 
dann auch auf Steinfohlen zu bauen nicht ausge 
fchloffen werden, es ift nach dem Marimilianifhen Berg— 
werfsvergleihe Jedermann ohne Unterfchied des Stan: 
des, ber Neligion und des Herfommens, folglich auch der 


85 


Unterthan hierzu befugt, woben jedoch nur folgende Be= 
dingniſſe und Verbindlichkeiten genau zu beobachten kom— 
men; nähmlidh: 

1. Daß jeder Untertban oder bauluflige Gewerke, 
welcher entweder auf feinem eigenthümlichen, oder auf eines 
anderen, oder auf obrigfeitlihen Gründen, wenn folche 
nicht fhon von der Obrigkeit felbit, oder Jemand andern 
nad bergwerföordnungsmäßiger Muthung und Belehnung 
gebauet werden, einen Bergbau führen will, fhuldig ſey, 
ben dem Berggerichte und der Grundobrigfeit die Murhung 
und Belehnung ordentlich zu nehmen, und nach erhaltener 
Muthung und Beftätigung der Obrigfeit 

"2. den Bau regelmäßig, und nad den beftehenden 
Rechts- und Kunftvorfchriften zu betreiben , endlich 

3. dem Grundeigenthümer für die dur den Bergbau 
befhädigten fteuerbaren Grundftüde die billige Vergütung 
‚zu leiften; j 

4. daß endlich dem Grundbejißer, wer immer derfelbe 
ſey, auf feine Weife ein Borzug vor dem eriten Finder 
oder Muther zuftehe, da diefem, wenn er die Bergwerkös 
belehbnung ordnungsmäßig anſucht, diefelbe allemahl ertheis 
werden muß. Vid. Hofdecret vom 6. Auguſt 1790 und 10. 
Mir; 1793. 


| $. 129. | 

Auf die Anfrage; ob, unter weldhen Umjtänden der Ausnabs 
Kalkftein unter die bergämtlichen Belehnungen gehöre, mevon 
ift erflärt worden: daß auf Kalkftein, wenn diefer nicht der Be: 
als Gangort mit anderen Erzarten vermiiht bricht, und bauuns. 
als folcher behandelt, fondern als bloßer Kalkſtein geachtet, 
und auch als folcher benügt wird, weder Muthungen ans 
zunehmen, noch weniger zu beftätigen feyen, und fich hier— 
wegen nach der höchften Normalrefolution vom 20. Septems 
ber 1772, und der von unfürdenklichen Jahren hereinges 
führten Beobachtung , zu Folge welcher in diefem Königs 
reihe die Steinbrühealler Art, ald Kalf, Mars 
mor, Bau und aller anderen Steingattungen und 
Torf, dann alleanderen metallifchen Farb: und Erd« 
arten jederzeit unter die Induftrial-Gegenitände gehören , 
und nach Geftalt der Umftände veriteuert werden, auch fortart 
genau zu benehmen ſeye. Vid. Verordnung vom 27. Fans 
ner 1803. 


co 
oO 


Dreyzehnter Abſchnitt. 


VonsSicherſtellungderünterthans-—Forderungen. 


J. 130. 


Sicher⸗ Aus Mangel einer ausdrücklichen beſtimmten Vorſchrift 
a un war die Frage, an wen die Untertbanen in Anſehung 
tertbang, Ihrer aus dem Bande der Unterthänigkeit entitehenden For— 

Kordes derungen und Bergütungen in dem Falle einer mit dem Grund: 

rungen, befißer vorgehenden Veränderung ihren Anſpruch zu richten, 

und den Regreß zu nehmen haben, vorher zweifelhaft 
und unentfchieden geblieben. Erft fpäterhin wurden hierüber 
ausdrückliche und billige Vorfchriften ertheilet. 


% 131. 


Bors Durch dad Pütent vom 18. April 1784, wurden nun 
Ihriiten hierüber folgende Grundfäge aufgeftellet, oder eigentlich 

ie folgende Vorſchriften ertheilet: 
"1. Daß aus dem Grunde, weil die Veränderung der 
Befiger eined Gutes den Unterthanen die Verfolgung ihres 
Rechtes nicht erfchweren fünne, diejenigen Vergütungen, 
welche aus wad immer für au$ dem Bande der Un: 
terthbänigfeit geforderte und geleiftete Dienfte oder 
Entrihtung entftehen, als auf dem Grunde ſelbſt 
haftende Verbindlichkeiten anzufehen, und bie 
Unterthanen mit ſolchen Anfprüchen fich gerade an den gegen: 
wärtigen Gutsbefißer, derfelbe mag nun durch Erbfolge, 
Berträge oder Verleihung zu dem Befitse gelangt feyn, 

zu halten berechtiget find; 

2. daß jedoch, um die Anläffe zu diefen Unterthans- 
befhwerden nicht zu vervielfältigen, noch das Beforgniß 
der Güterbefiger in Anfehung derfelben zu verwiegen, um 
derlen Klagen anzubringen, eine drenjährige Friſt Dergeftalt 
feftgefeget werde, daß nach deren Berlauf diefelben nicht 
mehr angehöret werden follen ; 

| 3. daß nach deutlicher Verfügung ded Geſetzes die 
neuen Antreter eines' Gutes überhaupt auf ihre Sicher» 
‚ beit vorhinein durch Verträge, oder andere rechtliche Mittel 
zu fehen haben, ihnen auch allenfalls nach der Hand frey 
bleibe, an den ehemahligen Guts-, (Herrfchaft-) Befiger, 
oder an deflen Berlaffenfhaft die Schadloshaltung zu ſuchen; 
| 4. daß aber in jenen Fällen, wo Jemand durb Ber: 
leihbung einer geiſtlichen Pfründe oter Bene: 
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ficium$ zu den Beſitz eined Guted gelangt, bey einer 
folhen Veränderung die ſämmtlichen Unterthanen vorzus 
rufen und zu vernehmen feyen, ob fie auf eine aus dem 
Unterthänigfeitsbande entftehende Vergütung Anſprüche zu 
machen haben, in welchem Falle von dem Kreißamte wegen 
Sicherheit und Berichtigung diefer Vergütung die Vor— 
fehrung zu treffen feyn wird. | 


$. 132. 5 


Hinſichtlich der Glaffificirung und Bedeckung derley Kortfe: 
Unterthansforderungen enthalten die hierüber nachgefolg- Auan. 
ten Borfchriften Nachſtehendes: 

t. Daß denjenigen Unterthansforderungen , welche an 
die Obrigfeit, Herrfchaft vor Verlauf der obbemeldeten drey⸗ 
jährigen Frift angebracht worden jind, in fo ferne e$ die 
Falle für das Verfloffene betrifft, bey Concurfen die 
zweyte Claffe, nähmlidh das Pfandreht und zwar, 
wenn der über die Klage der Unterthanen ergangene Spruch 
ber politifchen Behörde bey der Kandtafel vorgemerfet wor— 
den ift, von dem Zage der Vormerfung, außerdem aber - 
nah allen landtäflich vorgemerften Gläubigern gebühre. 
Vid. Patent vom 10 July 1789. 

2. Daß eben nad) diefem Patente für die Fünftigen Fälle 
überhauptder achte Theil des Werthesjeder Herrs 
[haft (octava praedii) ein für alemahldergeftaltzur Sicher: 
beit gedachter Unterthansforderungen mit dem ſtillſchweigen— 
den Pfandrechte belegt werde, daß foldhem bis auf den achten 
Theil des Werthes auch ohne weitere Vormerfung der 
Vorzug vor allen übrigen vorgemerkten Gläubigern einges 
räumet feye; dad weitere Pfandrecht aber nur in 
fo weit diefe Octava zur Bedeckung der Unterthand:Forde« 
rungen nicht zureichte, entweder vor dem Tage der gefches 
benen Bormerfung , oder wenn feine gefchehen, nad) allen 
vorgemerften Släubigern einzutreten habe ; diefe gefeßliche 
Bormerfung aber des achten Theiles des Werthes des lands 
täflihen Gutes dermahl mit dem Beyſatze aufgehoben fey , 
daß, wenn eine Obrigkeit auf den Erſatz einer audftändigen 
Entrihtung an einen Unterthan geflagt wird, diefelbe im: 
Bege Rechtens (unter Vertretung des Unterthans⸗Advocaten) 
eingetrieben, und" bey Bejigveränderungen der Herrfchafs 
ten und Güter nachdem obigen Patente vom 18. April 1784 
verfabren werde. Vid. Hofdecret vom 28. Detober 1791 
Endlich 
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$. daß die Kreisämter die Forderungen ber Grunbhol- 
den an ihren Grundherrn bey Zeiten zu entdeden trachten, 
und Denfelben zur nöthigen Verfiberung und Bewirfun 
des (auddrüdlichen Pfandrechtes auf Effecten oder Reali— 
täten des Schuldners die nöthige Affiftenz ex oflicio leiften . 
follen. Vid, Hofdecret vom 24. Jänner 1795. 





1. Hauptitüd. 
Bon der Grundherrſchaft. 


$. 133. — 


Di Grund herrſchaft iſt jene Herrſchaft, Obrigkelt, 
welcher das Obereigenthum über eine Realität oder einen 
Grund zuſteht, und wovon der unterthänige Beſitzer, dem 
das Nutzungsrecht gebührt, beſtimmte unveränderliche Ge— 
bühren abzureichen verpflichtet ift. | 

$. 134. | 


Hiftorifd) genommen, kann der Urfprung diefes Nech- 


Urs 


tes mit Gewißheit nicht nachgewiefen werden. Indeſſen ift Iprung. 


es fehr glaubwürdig, daß urfprünglich unterthänige Rea— 
litäten und Gründe nicht vorhanden, fondern Grund und 
Boden ein Gigenthbum der Herrfchaft gemefen war, und nad 
und nad durch Verträge an eigene Befiker ohne, oder 
gegen Entgelt übertragen wurden , wodurd) dann das Ber: 
bältnıß des Unterthan gegen ihren Herrn, Herrfchaft ent— 
fanden ift. 


$. 135. 


Schon nad der k. 2. Ordnung und k. St. Recht fteht 
in Böhmen jedem Grundherrn dad Recht zu, fein unbe» 
weglihes Gut einem Andern gegenZins oder Dienft» 
pflichten auch erblich zu überlaflen, und wie der Grund: 
berr fi mit dem Erbzinsmanne verglihen, dem find fie 
benderfeits nachzukommen ſchuldig. L. Ord. M. 25. 26. St. 
Recht. L. 7. 10. 

Hieraus folgt alfo, daß die dießfälligen Erbrechtövers 
träge den Maßſtab zur Beurtheilung der gegenfeitigen Rechte 
und Berbindlichkeiten liefern, und daher nicht eine gleiche 
Berbindlichfeit unter allen Unterthanen gegen ihre Herrfchaft 
eintreten müſſe. Jeder dießfalls flreifige Fall muß daher 
vorerfi nach diefen vorhandenen Berträgen, oder in Ermanges 


"90 
lung bderfelben nach den gefeglich verjährten Beſitzſtand beur- 
theilt werden. 


6. 130. 


Die Ben Berfchieden können die Verträge ſeyn, welche hierüber 
träge zwifchen den Grundherrfhaften und dem Grundholden er: 
richtet wurden. Indeflen müflen fie doch in einen jener Ber: 
träge gehören, welche hierüber von dem bürgerlihen Gefeß: 

buche ald rechtöwirfend anerfannt und beflimmt find. 


$. 137. 


Erb: Der Erbpachtvertrag iſt derjenige, woburd Je— 
pacht ver manden dad Nugungdeigenthum eined Gutes erblich unter 
trag. der Bedingung überlaffen wird, daß er die jährlihen Nu— 
gungen mit einer jährlichen, im Berbältniffe zu dem Ertrage 
beftimmten Abgabe im Gelde, in Früchten, oder auch in ver— 
bältnißmäßigen Dienften vergelte. Vid. b. G. B. {. 1122. 


$. 138. 


Erbzins Der Erbzinsvertrag iſt derjenige, wodurd eine 

vertrag. geringe Abgabe von dem Befiger nur zur Anerkennung des 
Grundeigenthumes (in recognitioneın dominii) geleiftet wers 
den muß. Vid! $. 1123. 


$. 139. 


Boben- Wenn ein Eigenthum dergeftalt getheilt ift, daß einem 
zins. heile die Subſtanz des Grundes fammt der Benügung der 
Unterfläche, dem anderen Theile aber nur die Benügung der 
Oberfläche erblich zufteht, fo wird bie jährliche von diefem letz⸗ 
teren Befiger zu entrichtende N Bodenzind ge- 

nannt. Vid. $. 1125. 


$. 140. 


Im3wei⸗ Im Zweifel, ob ein Nutzungseigenthum ein Erbpacht— 
fel. gut, oder aber ein Erbzindgut fey, i auf den Betrag des 
jährlichen Zinſes und andere Schuldigkeiten Rückſicht zu 
nehmen. Wenn dieſer Betrag mit den jährlichen reinen Nu— 
gungen außer allen Verhältniſſen ſteht, fo iſt das Nutzungs— 
eigenthum — ein Erbzinsgut. Wenn fi aber wenigſtens 
von alten Zeiten her und bey ganz öde übernommenen Grün⸗ 
den ein Verhältniß denken läßt, ſo iſt es — ein Erbpacht- 

gut. Vid. $. 1124. 
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Der Grundherrfchaft als Obereigenthümer fteht insbe— 
fondere das Recht zu, dem Nusungseigenthümer nicht nur 
die Verringerung der Nutzungsſache, fondern auch alle Ber: 
änderungen zu unterfagen, wodurch die Ausübung feiner 
Rechte vereitelt oder erfchweret werden kann. Vid. $. 1129. 


S. 142. 


Die Grundberrfhaft fann daher verlangen, daß der 
Nubungseigenthümer für die Erhaltung und Beftellung der 
Grundftüde Sorge trage. meßhalb die Grundherrfhaft, 
wenn der unterthänige Grundbefiger ungeachtet der erhals 
tenen Warnung die Erfüllung diefer feiner Pflichten außer 
Acht läßt, oder die auf dem Grunde haftenden Laften zu 
tragen unfähig ift, auf die Ueberlaflung des Gutes an an» 
dere Erbpacht- oder Erbzindmänner dringen fann. Vid. 
$. 1130. 

Anmerkung. Die Entfegung von dem Befige iſt die 
eigentliche Abftiftung des Unterthans, welche nach befon= 
deren Borfhriften im politifhen Wege vorgenommen, und 
worüber an feinem Orte das Nähere vorfommen wird. 


$. 143. 


In der Regel befteht das vorzüglichfte Recht des Erb: 
pacht- und Erbzinsherrn in der Beziehung des jährlichen 
Zinfes und anderer bedungenen Gebühren. Diefe können 
unter feinem Vorwande erhöhet, von den zum Grunde nicht 
gehörigen Fahrniffen aber, fo wie von anderen beweglichen 
Sachen gar nit genommen werden. Vid. G. 1131. 

Anmerkung. Die Ausnahmen finden ſich in ber 
für jede Provinz beftehenden Berfaflung, und den dieß- 
fälligen politifchen Urbarialregulativen vor. 


Der Grundherrfchaft ſteht ald Erbpachtherrn in Anfe: 
bung des über Ein Jahr ausftändigen Zinfes die Wahl zu, 
entweder die Pfändung der Nubungen oder die gerichtliche 
Berfteigerung bes Erbpachtgutes zur Berichtigung der Rück— 
färde zu verlangen. Vid. . 11306. 

ach der Landesordnung M. u. St. Recht. &. 9. war ber 
Grundherr auch ohne ausdrüdlicher Ausbedingung beredh- 
tiget, wenn der Erbzinsmann mit dem aus der Vorſchrei— 
bung, (Handfeft) oder fonft erweislihen Binfe durch drey 


Weitere 
Rechte. 


Kortie 
gung. 


BKortfes 
gung. 


BHortfes 
gung 
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Jahre im Rückſtande blieb, ben Grund ohne weiters einzu: 
ziehen, und denfelben entweder für fih zu behalten, 
oder Jemand anderen erbzinslich zu überlaffen. 

“Bon diefem Rechte, dad Gut oder Grund wieder an 
fich zu ziehen, hat es gegenwärtig durch das bürg. Geſetz— 
buch und befonders politifche Anordnungen fein Abkommen. 


Erfter Abſchnitt. 


VBonden unterthbänigen Giebigfeiten. 
$. 145. 


Eintheis Es ift fhon bemerfet worden, daß dem Grundherrn 
lung. ſowohl nach den älteren Landesftatuten, als nad) den neue= 
ren Verordnungen das Recht zuftehe, von dem Unterfhan 
Dienitpflihten, perfönlidhe Dienflleiftungen, 
dann auch unveränderlihe Gebühren, Binfe zu 
fordern. 
Diefe Schuldigkeiten können daher unter folgende drey 
Abtheilungen gebracht werden; nähmlich 
I. in dieperfönlihen Dienſte; und 
II. in Dienfte inder Sade; und 
II. in Dienfte im Gelde. 


6. 140. 


perſön⸗ I. Die perfönlidhen Dienfte. 
liche Die perſönlichen Dienſte theilen ſich abermahl 
Dienſte. A, in die Roboth- und 
B. in die Hof- oder Waiſendienſte. 


$. 147. 
Die Re A. Die Roboth betreffend 
both. Die Roboth befteht in einer Arbeit, die der Unter» 
than der Srundherrfchaft zu leiften ſchuldig ift. 
$. 148. 


Urfprung Schon aus der Gefhichte Böhmens ift befannt, daß 
und Be pie Unterthanen großentheild leibeigen waren, daß fie Daher 
F * der don der Herrſchaft nach Belieben verwendet werden konnten. 
obouh. Die Roboth oder die Verbindlichkeit, der Herrſchaft per— 
fönlich Arbeiten zu leiſten, liegt daher ſchon in der früheren 

Zeit, welche anfängliche unbefhränfte Rechte der Herr: 
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fhaften nur nad und nach durch verfchledene Anordnun⸗ 
gen befchränft wurben. 

Durch Patent vom 13. Auguft 1775 wurben endlich 
alle die früheren Anordnungen über die Roboth zufammens 
gefaffet, und die dießfälligen Rechte und Sculdigkeiten 
deutlich auseinandergefeßt. 


(. 149. 


Diefed Patent befieht aus acht Artikeln, die im Kol Inhalt 
genden zergliedert aufgeführet werden. biefes 


Erfter Artikel. 


Ausmeffung dbervon jenen Unterthbanen, bientdt 

lieber bey ihren bisherigen Schuldigkeiten vers 

bleiben wollen, fünftighbin gefordert werden kön— 

nenden Robothen, Spinnfhuldigkfeit und bezahl—⸗ 

ten Arbeitstage; und vonben ffandhaften Grund» 
genoffen. 


Daten 
te6. 


Diefer Artifel enthält nachſtehende Beftimmungen: als 

1. daß die Robothen derlinterthanen nad den verſchie— 
denen Steuerclaflen der Unterthanen aus dem Grunde abges 
meflen werden, weil aus der größeren oder kleineren Steuers 
zahlung die Fleineren oder größeren dann befferen, oder 
fhlehteren Gründe und Vermögensumſtände der Unter 
thanen abzunehmen fenen; | 

2. daß diefe Glaffen nad dem Steuerfuße von 60 fl. 
auf jeden ganzen Angefeffenen eingerichtet , jedoch fo, wie 
im Jahre 1773 von ganzen Angefeffenen 57 fl. gefteuert 
worden, audgerechnet feven; 

3. daß aus der 1773jährigen Subrepartitions-, oder 
Gontributiond- Rechnung erfehen werden müffe, in was für 
eine Steuerclafle jeder Unterthan gehöre; unter welcher 
Steuer jedoch Feine andere Abgabe, fondern lediglich die 
ordinäre Gontribution zu verftehen ſey; ; 

4. daßim entftehenden Zweifel, in was für eine Steuer: 
oder Robothöclaffe ein Unterthan gehöre, dad Kreidamt fo« 
wohl der Obrigkeit, ald dem Unterthan einen kurzen Bes 
fheid hinauszugeben habe; , 

5. daß jene Unterthanen, welche biöher nur mit der Hand 
zu robothen fchuldig waren, auch künftighin nur mit der 
Hand zu robothen fehuldig feyen, fo wie auch jene, welche 
zwar bisher mit dem Zuge gerobothet haben, nad der im 


94 A 

Jahre 1773 gemachten Steuer-Subrepartition aber an ganz. 
jähriger Kontribution nicht mehr als 9 fl. 30 fr. zu entrid: 
ten gehabt haben, Fünftighin nicht mehr zur Zugroboth 

fondern bloß der ihnen ausgemeffenen Handroboth verhal: 
ten werden können; 

6. daß an Robothen die bloßen Handrobothen künftig: 
bin nicht mehr ald Folgendes zu leiften haben, nähmlich: 

a) Ein Inmann oder Inweib jährlich überhaupt mit 
einer Perfon — 13 Tage. 

b) ein behaufter Untertban, welcher im Jahre 1773 
jährlih nicht über 57 Er. zu fleuern gehabt hat, jährlid 
mit einer Perfon — 26 Zage; derjenige aber, der mehr 
als 57 fr., jedoch nicht über 2 fl. 51 fr. gefteuert hat, mit 
einer Perfon wohentlih einen Tag. 

ec) derjenige, welcher mehr ald 2 fl. 51 Er., jebod 
nicht über 4 fl- 45 Er. gefleuert hat, mit einer Perfon 
wochentlid ein und einen halben Bag; 

d) derjenige, der mehr als 4 fl. 45 fr. jedoch nicht 
7 fl. 74 Pr. gefleuert hat, mit einer Perfon wo hentlid 
zwey age; 

e) derjenige, welcher mehr als 7 fl. 74 Er., jedoch nicht 
über 9 fl. 30 Er. gefteuert hat, miteiner Perfon wo cent: 
lich zwey undeinen halben Tag; | 

f) derjenige, welcher mehr als 9 fl. 30 kr., und mie: 
viel immer darüber gefteuert hat , mit einer Perfon wor 
hentlich drey Tage. 

Hieraus folgt alfo, daß da$ Maximum der Roboth» 
tage in der Woche drey Zage nicht überfteigen dürfe, und 
diefe Verbindlichkeit einen weiteren Unterfchied hinſichtlich 
des höheren Steuerquantums nicht mehr bilde, folglich diefe 
dreytägige Roboth aud dann eintrete, wenn er z. B. zwan— 
zig oder dreyßig Gulden, der andere aber nur z. B. 12 fl. 
an der Gontribution bezahlt. 

7. Daß alle jene Unterthanen, welde bisher entweder 
mit dem Zuge allein, oder mit dem Zuge und mit ber 
Hand gerobothet, und im Jahre 1773 mehr ald 9 fl. 30 Er. 
gefteuert haben, auch noch fünftighin Zugrobothen bleiben; 

8. daß an Robothen die Bugrobother nicht mehr als 
Folgendes zu entrichten haben, als 

a) ein Untertban, welcher nicht über einen Biertlan: 
gefeffenen ausmacht, und folglich im Sabre 1773 nicht über 
14 fl. 15 Er. gefteuert hat, mit einem Stüd Zugvieh 
wochentlich drey age; | 
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b) derjenige, welcher mehr als einen Viertelangefeffenen, 
jebob nicht über einen Halbangefeffenen ausmaht, und 
folglich mehr ald 14 fl. 15 fr. jedoch nicht Über 28fl. 30 Er. 
gefteuert hat, mit zwey Stüd Zugvieh wochentlich 
drey Tage, und von Johannis bis Wenceslai 
wocentlih einen Zag Handroboth mit Einer Perfon ; 

c) derjenige, welcher mehr ald Einen Haldangefeffenen. 
jedoch nicht über Dreyviertelangefeffenen ausmacht, und 
folglich mehr als 28 fl. 30 Er. jedoch nicht über 42 fl. 45 ir. 
gefteuert bat, mit drey Stüden Zugviehes wochentlich drey 
Tage, und von Johannis bis Wences lai wochent— 
lich zwey Tage Handroboth mit Einer Perſon. 

d) derjenige, welcher mehr als Dreyviertel eines Ans 
geſeſſenen, und wieviel immer darüber ausmacht, folglich 
mehr als 42 fl. 45 fr., und wie viel immer darüber geſteu— 
ert hat, mitvier Stüd Zugviehes wohentlidh drey 
Zage, und von Johannis bis Wenceslai wochent— 
id drey Zage Handroboth mit Einer Perfon. 

Hieraus folgt abermahl, daß auch die Zugroboth das 
Maximum der drey Tage nicht überfteigen dürfe, und daß 
zwar der zur Zugroboth verpflichtete Unterthan, wenn er 
mebr als einen Btertelangefeflenen ausmacht, und mehr als 
14 fl. 15 Er. gefteuert hat, auch zu einer Handroboth vers 
pflichtet fen, daß aber auch dieſe Handroboth die Zahl 
von drey Tagen nicht Überfleigen, und auch zu einer ans 
deren Zeit ald zwifchen Sohannis und Wenceslai nicht 
gefordert werden dürfe; 

9. daß die hier oben ausgemeffenen Zugrobothsſtage 
von jenen Unterthanen, welche bisher nur mit Ochfen zu 
robotben verbunden waren, auch noch fernerhin mit Ochfen, 
von jenen, die bisher mit Pferden zu robothen ſchuldig 
waren, mit Pferden zuleiften feyen, auögenommen, daß fich 
die Obrigkeit und der Unterthan hierüber gutwillig etwas 
Anderes feftgefeget hätten; . 

10. daß aberin dem Falle, ald der Unterthan biöher 
die Wahl hatte, entweder mit Pferden oder mit eben fo 
vielen Ochfen zu robothen, dem Unterthan diefe Wahl be> 
vorgelaffen bleibe; 

11. daß jedoch in dem Falle, ald dem Unterthan nur die 
Wahl frey ftand, anftatt mit Einem Pferde mit zwey Ochſen 
zu robothen, diefem Unterthan lediglich erlaubt fey, anftatt 
mit Einem Pferde mit zwey Ochſen zu robothen, daß: es 
ihm jedoch unbenommen fey, wenn er die Roboth mit Einem 
Stück Viehes zu leiften fhuldig it, mit Einem Pferde zur 
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Roboth zu erfcheinen, daß er daher mit einem Stüd Ochſen 
zur Roboth nicht erfcheinen könne; 

12. daß ferners in dem Falle, ald ein fünftighin zur 
Zugroboth verbundener Unterthan bisher mit wenigeren 
Stüden Viehes zu robothen befugt gewefen, ald nach feiner 
Steuerclaffe bier oben ibm ausgemeffen worden, derfelbe 
die ihm vermöge diefes Patentes obliegenden drey Zugro— 
bothtage ebenfalld nur mit feiner bisherigen geringeren 
Befpannung zu leiften fhuldig ſey. 

Hieraus folgt, daß auch bier in Böhmen, fo wie in 
dem Erzherzogthume Defterreih doch immer der Befiß- 
ftand zu Gunften des Unterthans entfcheide. 

13. Daß weiters in dem Falle, als fih über die Gat— 
tung oder Anzahl des Robothviehes zwifchen der Herrſchaft 
und dem Unterthyan ein Streit oder Zweifel ergeben follte, 
die Enticheidung von dem Kreisamte zu begehren, und 
wenn ein oder anverer Theil ſich durch diefen kreisämt— 
lihen Ausfpruch befhwert hält, im Wege des Recurfes 
die weitere Entfcheidung von dem königlichen Landesguber— 
nium in Prag ruhig abzuwarten ſchuldig ſeyn folle. 

Es verfteht fi übrigens nad dem unterm 1. Septem— 
ber 1781 nachgefolgten Unterthbanspatente von felbft, daß 
ed jeder Partey fowohl der Herrihaft, als dem Unterthan 
frey ftebe, in dem Falle, als felbe durch den Ausfprud 
des Föniglihen Guberniumsd ebenfalls fich befchwert hält, 
den weiteren Recurs an die höchſte vereinte Hofſtelle, Hofs 
fanzley zu nehmen. 

14. Daß bey jenen Unterthanen , welche bisher obrig- 
feitlihen Flachs, oder Werg entweder unentgeldlich, oder 
um einen gewiflen Lohn zu verfpinnen fhuldig waren, auf 
den Kall, als fünftighin die ihnen in diefem Patente aus: 
gemeffenen Robothen leiften werden, Folgendes zu beobach— 
ten ſey; als 

a) daß ein Fünftiger bloßer Handrobother 
mehr nit aldein Stüd Garnes zu fpinnen; 

b) daß ein künftiger Zugrobother mehr nicht 
ald zwey Stüde Garnes zu fpinnen angehalten werden 
könne, endlich 

c) daß aber einer oder der andere, wenn er vorher 
noch weniger zu fpinnen fchuldig war, auch gegenwärtig 
mehr zu fpinnen nicht fchuldig fey. 

15. Daß zwar die Unterthanen bey den in diefem Patente 
entweder jährlich überhaupt, oder für jede Woche des Jah— 
red angemejjenen Hand» oder Zugrobothen Feine Ergeglich- 


07 
feiten fordern können, folchen aber ben den von Johan: 
nis bis Wenceslai ihnen ausdrüdlic” ausgemeflenen 
Handrobothen für jeden Tag alfogleich, oder fpäteftens 
zu Ende der Woche 15 Pfund Brot von der Herrfchaft ab: 
gereichet werde; 

10. daß jene Handrobother,, welche ihre Schuldigfeis 
ten fünftig nach dem Ausmaße diefes Patentes verridhten, 
jedoch weniger ald 3 Zage in jeder Woche des Jahres zu 
leiten haben werden, auf Begehren der Herrfhaft die Hand: 
arbeit um den Kohn auf folgende Bedingniffe mit einer 
Derfon zu leiften fhuldig feyen, nähmlich: 

a) Daß diefe Lohnarbeit überhaupt nicht mehr Zage 
ausmache , ald einem ſolchen Unterthan von feiner vorhin 
nigen Roboth abgefallen find; 


b) daß diefe Lohnarbeitstage mit den unentgeld: 


lichen Robothen zufammengenommen in einer Woche nicht 
mehr ald drey Zage betragen dürfen ; endlich 

c) daß jeder diefer Lohntage demfelben alfogleich, oder 
ſpäteſtens zu Ende der Woche, in welcher er einige derfels 
ben geleiftet hat, und zwar im Detober, November, 
December, Jänner und Februar mit 7 fu — in 
den Monathen März, Upril, May und Juny mit 
10 fr. — in den Monatben July; Auguft und Sep: 
tember aber mit 15 fr. bar bezahlet werde; c8 wäre 
dann, daß ein folder Unterthan feiner Herrfchaft für das 
nähmliche, oder für das gletch vorhergegangene Jahr etwas 
fhuldig verblieben wäre, in welchem Falle erlaubt iſt, daß 
demfelben nur die Halbicheid feines verdienten Arbeitslohnes 
bar bezahlet, die andere Halbfiheid aber an Obbefagten, 
jedoch keineswegs an älteren Heften abgerechnet wer: 
den folle ; 

17. daß die von ben Unterthanen vermöge Urbarien, 
rechtlicher Verträge oder Ausfprüce, und wohlhergebrach- 
ten Herfommens an Geld, oder Naturalien entrichteten 
tandhaften Grundzinfe von folchen wie bisher zu entrichten 
find, hingegen aber auch die Grundherrfchaften aller eigen= 
mächtiger Steigerung und Erhöhung diefer Grundzinfe 
fi zu enthalten haben. 


$. 150. 


Im Einflange mit den Vorfchriften und Grundfägen 
diefes obigen 1. Artikels ftehen noch folgende Vorfchriften; 
nämlid: 


Ander: 
weitige 


\ 
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Bor a) Daß dort, wo feine gemeflenen Scharwerfe oder 
fhriften. Robothen find, oder von der alten Ausmeflung bereits ab- 
efommen ift, Fein robothfamer Unterthban mehr ſchuldig 
ey, wald 3 Tage in der Woche zu robothen, damit der 
Unterthan die übrigen 3 Tage zur Beflreitung feiner Nahrung 
und Wirthſchaft anwenden könne; und 

b) daß die Unterthanen, die bey der Herrſchaft, wo 
ſie unterthänig ſind, die Roboth verrichten, nicht angehal— 
ten werden können, auf anderen von ihrer Herrſchaft neu 
erkauften, entlegenen Herrſchaften zu frohnen. Vid. Patent 
vom 28. July 1080. 

c) Daß die Unterthanen in jenen Orten, in welchen 
die Klaubung des Hopfens, Hafelnüffe, Kümmeld, Schwäm— 
me, und dergleihen aus rechtlichen Urbarien, Verträgen, 
Ausfprüchen und fonft wohlhergebradht ift, zwar noch fer: 
nerbin biezu gehalten feyen, ihnen jedoch nicht über die 
natürliche Möglichfeit, befonders wenn diefe Sachen nicht 
gerathen, auferlegt werde, mehr als fie in loco territorii 
wahrſcheinlich befommen fünnen , einzubringen, und 

d) daß fie zur Entrichtung eines Geldzinfes biefür, wo 
felber nicht fhon rechtlidy befteht, nicht angehalten werden 
dürfen. Vid. Patent vom 22. Februar 1717 und 27. Jän— 
ner 1738. 

e) daß jene unterthänigen Städte, Städtchen, Märfte, 
Dörfer und Unterthbanen, welche vermög rechtlicher Ur: 
barien, Verträge, Audfprüche, oder wohl gar hergebrachten 
Heriommens nicht zu einer Naturalroboth, fondern ftatt 
deren zu gemwiffen Binfen, oder anderen Schuldigfeiten, 
oder aber zwar zu der Naturalroboth, jedoch nur auch ge- 
wiffe Zage im Jahre, oder auf einen oder zwey Tage in 
der Woche, oder zu gewiffen gemeflenen Robothen bey die— 
fer oder jener Arbeit, oder bey diefem oder jenem Mayer: 
bofe, Wiefe, Aedern und dergleichen verbunden find, zu 
etwas mehreren, oder anderen nicht zu verhalten, fordern 
bey ihren bisherigen Rechten zu belaflen feyen. Vid. Patent 
vom 27. Sänner 1738. 

f) Daß die Herrfchaft nicht berechtiget fey , von jenen 
Unterthanen, welben nad) den fchon bejtehenden Berträ- 
gen oder Robothbüchern, und Urbarien zwar nit die 
Zahl der Tage, wohl aber die Gattung der Arbeiten feſt— 
gefeßet und beftimmt ift, mehrere, oder andere Gattung 
von Roboth — als der Unterthan bisher geleiftet hat, zu 
fordern; daß aber da, wo die Zahl der Tage fhon aus: 
gemeſſen und beftimmt ift, die Herrſchaft berechtiget 
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fen, folche von den Unterthanen zu jeder Gattung herr⸗ 
fchaftticher Arbeit zu fordern, jedoch nach Vorſchrift der bier: 
über ergangenen Patente, und ohne die von den Unter: 
tbanen vorhin geleifteten Robothtage zu überfchreiten. Vid. 
Hofdecret vom 6. März 1783. 

8) Daß die Häusler ohne Unterfchied,, fo wie die In— 
leute in Anſehung des Schuges bey ihren dermahligen vor- 
fhriftmäßigen Schuldigfeiten zu verbleiben haben, die fie 
mit Einverftändniß ihrer Herren ebenfalld im baren Gelde 
ablöſen, (reluiren) fönnen. Vid. Patent vom 10. Februar 
1789. 

Anmertung. Ueber die Art und Weiſe derley 
Ablöfungen wird an feinem Orte ausführlich gehandelt 
werben. 

h) Daß der Unterfchied der Häusler zwifchen jenen, 
die vor der Gataftrirung, und zwifchen derjenigen , die nad) 
derfelben auf Rufticalgründen angefiedelt wurden, in Ab— 
fibt auf die Berfchiedenheit ihrer bisherigen Robothfchuldig: 
feit ganz aufzuhören habe, und alle Häudler ohne Unters 
fhied in Abfiht auf die Robothſchuldigkeit jenen gleich zu 
halten feyen, fo nad dem Cataftrum auf Rufticalgründen 
geitiftet worden find. Vid. Hofdecret vom 30. April, und 
Berorbnung vom 18. Juny 1789. 

i) Daß zur Nobothleiftung die Unterthanen jedoch nach 
vorkäufig fruchtlos verwendetem Zureden und Vorweiſung 
ded Befehles, fo wie zu den Zohnrobothen mit Erecution 
angehalten werden können. Vid. Hofdecret vom 23. und 
08. December 1789. Endlich 

k) daß die Unterthanen überhaupt, da die Leiftung 
der Roboth die eigentliche Schuldigkeit derfelben in fo lange 
ift, als ſolche nicht durch Uebereinkommen mit der Obrigfeit 
in eine Geldgabe verwandelt wird, der Robothleiſtung will— 
fährig und ohne Widerfeglichfeit fih unterziehen. Vid. 
Patent vom 21. July 1790. 

Aus allen diefen Vorfchriften geht deutlich hervor, 
dag für feinem Falldenen Grundherrfchaften durch die neue: 
ren Robothgefege ein größered Recht, als fie vorher hatten, 
eingeräumt, vorzüglih auf den Befigitand bergeftalt 
fürgedadyt worden, daß die Herrichaften — fo wie der Grund- 
fat auch im Erzherzogthume Deflerreich befteht, felbft dazu» 
mahl, wenn durch dad Gefeß eine mehrere Roboth zuges 
ftanden würde, die jedoch ehedem von dem Unterthan nicht 
geleiftet wurde, nur die mindere Roboth nach den Be fiks 
ftand und nicht die höhere aus dem Geſetze fordern könne. 

7* 
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8weyter Artikel, 


Bonber den Unterthbanen zuftehbenden Wahl zwi— 
[hen ihren bisherigen, und den in biefem Patente 
- ausgemeffenen Robothfhuldigkeiten. 


Die in diefem vorher zergliederten erften Artikel aus— 
gemefjenen Robothfchuldigkeiten find nun das Höchfte, das 
fogenannte Marimum, zu was fünftighin die Unterthanen 
nach ihren verfchiedenen Vermögens: und Gteuerclaffen 
angehalten werden dürfen. ES bleibt ihnen übrigens bie 
freye Wahl übrig, bey ihren biöherigen bereitd etwa ſchon 
wirklich geringeren, oder ihnen doch leichter fcheinenden 
Robotbfchuldigkeiten ungeftört zu verbleiben, in welchem 
Falle diefelben denn auch alle dabey etwa zu fordern gehabten 
Ergesglichkeiten, Bezahlung, oder andere Vortheile ohne 
Ausnahme eben fo, wie bisher zu fordern und zu genie= 
Ben haben. J 

Bey dieſer Auswahl zwiſchen den bisherigen und den 
hier ausgemeſſenen Robothſchuldigkeiten ſind jedoch folgende 
Grundſätze und Vorſchriften; nähmlich 

1. daß jeder behauſte Unterthan, welcher bisher ent— 
weder wöchentlich, oder jährlich überhaupt zu einer gewiſ— 
ſen Anzahl Robothtage, oder zu einer ihm insbeſondere 
obliegenden benannten Roboth verbunden war, für ſich allein 
die Befugniß habe, ſich entweder zu den patentmäßigen 
neuen, oder zu ſeinen bisherigen Robothſchuldigkeiten zu 
erklären; 

2. daß jene Unterthanen oder ganze Gemeinden, welche 
nicht zu beſtimmten jährlichen, oder wochentlichen Roboths— 
tagen, ſondern zu benannten gemeinſchaftlich, oder reihen— 
weiſe unter ſich zu leiſtenden Arbeiten und Robothen, als 
zum Beyſpiele: zu gemeinſchaftlicher Bearbeitung und Be— 
ſtellung gewiſſer Felder und Wieſen, zu Herbeyführung 
des nöthigen Holzes, oder Verführung obrigkeitlicher Feil— 
fhaften, und dergleichen mehr verbunden waren, zwifchen 
ihren bisherigen und den in dem vorhergehenden Artifel 
ausgemeffenen Robothſchuldigkeiten auf obrigfeitlicher Amts— 
fanzley gemeinfcaftlich untereinander zu wählen , und fich 
nach der Mehrheit der Stimmen zu ridhten haben, mit der 
Beobachtung jedoch, daß, wenn fih bey der Auswahl widh- 
tige Anftände und Schwierigkeiten ergeben, von der Obrig— 
feit die alfobaldige umftändlihe Anzeige davon an das 
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Kreisamt , von diefem aber an das fönigliche Landesguber— 
nium gemacht werde, bis zum Erfolg der von legterem zu 
fhöpfenden Entfcheidung aber bey folchen Unterthanen 
. oder Gemeinden alles bey der alten Gewohnheit bleiben folle ; 

3. daß die bisher zu gleihen Robothfhuldigfeiten 
verbunden gewefenen Inmänner und Snweiber ebenfalls 
die Wahl zwifchen ihren ehemahligen und den oben aus— 
gemefjenen Schuldigfeiten auf der Amtskanzley nad der 
Mehrheit der Stimmen zu treffen haben; 

4. daß jene Unterthanen, welche bisher einen willführ: 
lihen , daS ift, einen von beyden Theilen auftündlichen 
Robothzins entrichtet haben, nicht berechtiget feyen, zwi: 
Ihen diefen Robothzind und den im vorhergehenden Artikel 
ansgemeffenen Robothſchuldigkeiten, fondern bloß zwifchen 
diefen legteren und ihren vormahligen Naturalrobothen zu 
wählen; welches aber nicht hindert, daß fie ſich mit der 
Grundobrigfeit ferner auf einen Robothzins verftehen, 
oder an die dießfalls etwa auf eine gewiſſe Zeit bereits 
gemachten Contracte und Berabredungen fich halten mögen; 

5. daß gegen jene Unterthanen oder Gemeinden, 
welche bisher jtandhafte und unauffündliche Robothzinfen 
geleiftet haben, zwifchen den im vorhergehenden Artikel ent= 
baltenen Robothausmaß, und zmwifhen ihren bisherigen 
Robothzinfen zu wählen, diefe Wahl auh, wenn es 
ganze Gemeinden betrifft, ebenfalls nach Mehrheit der 
Stimmen auf der Amtöfanzley zu treffen haben; 

6. daß die Unterthbanen oder Gemeinden nicht berech— 
tiget feyen, einen Theil von den alten, und den anderen 
Theil von denneuen Robothichuldigkeiten zu wählen, ſon— 
dern daß felbe gehalten fenen, ſich entweder ganz zu diefen, 
oder ganz zu jenen zu erflären; daß es ihnen jedoch frey- 
ftehe, mit der Grundobrigkeit fi) auf eine dritte ganz neue 
Art der Robothſchuldigkeiten fchriftlich zu vergleichen, wel— 
her Vergleich mittelft ded Kreidsamtes an das fünigl. Lan: 
— zur Einſicht und Beſtätigung einzuſenden 

ömmt; 

7. daß auf jenen Gütern oder Herrſchaften, wo die 
Robothſchuldigkeiten der Unterthanen durch einen Vergleich 
oder richterlichen Ausſpruch dermahlen ſchon beſtimmt ſind, 
die Unterthanen nicht zwiſchen ihren uralten, ſondern zwi— 
ſchen den-durch einen ſolchen Vergleich, oder Ausſpruch 
ausgemeſſenen, und zwiſchen den patentmäßigen neuen 
Robothſchuldigkeiten zu wählen, jener Orten aber, wo 
die bisherigen Robothfchuldigkeiten ftreitig, oder noch bey 
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einer Gerichtöftelle anhängig find, diefelben zwiſchen den 
neuen, und den in ber wirklichen Uebung fiehenden Roboth— 
fhuldigfeiten die Wahl zu treffen haben, wo fodann, wenn 
der richterliche- Spruch erfolgt, zwifhen den vermög Sen- 
ten; auf fie audgefallenen , und den neuen patentmäßigen 
Robotbfchuldigfeiten ihnen neuerdings die Wahl gelaffen , 
und hierzu ein Zermin von drey Monathen eingeräumet 
feyn folle; 

‚8. daß zu dem Ende, um die über bie bisherigen 
Robothſchuldigkeiten hie und da noch entftehen könnenden 
Streitigkeiten und Widerfprühe auf beyden Seiten ein 
für allemahl abzufchneiden und auf das fchleunigfte zur 
Entfcheidung zu bringen, nah Berlauf eines Jahres von 
dem Datum diefed Patented über die bisherigen Roboth— 
fhuldigfeiten Feine Klage mehr angenommen werde, daß 
fih aber die Untertanen bey fonft zu gewarten habender 
Strafe vor offenbar muthwilligen Befchwerden hüthen, ihre 
gegründeten Klagen auch in der durch die Generalien vorge: 
fhriebenen Ordnung anfänglicy bey der Grundobrigfeit, 
fodann aber bey dem Kreisamte mit Befcheidenheit anbrin: 
gen follen, welches die Klage nach vorläufiger Unterfuhung 
an das Föniglihe Landesgubernium einzubegleiten hat. 

Anmerfung. Zu Folge ded unterm 1. September 1781 
hiermit fpäter noch ald diefe Robothvorfchriften erlaffenen 
Unterthanspatentes ift für die Behandlung der Unterthans: 
befchwerden eine neue umfländliche Vorſchrift ertheilet wors 
den, an welche fich auch bey Robothbefchwerben gegenwärtig, 
und feit 1. September 1781 zu halten ift. An feinem Orte 
wird von diefer Vorfchrift das Umftändliche vorfommen ; 

9. daß fich über diefe verfchiedenen Auswahlen zwifchen 
den bisherigen und den neuen patentmäßigen Sculdigfei- 
ten fowohl die einzelnen Unterthanen, als Gemeinden, wo 
diefe nähmlich vermög obftehenden zweyten und fünften Punc— 
tes gemeinfhaftlic zu wählen haben, längftens bis 16. 
Dctober diefes Jahres bey der Grundobrigfeit oder deren er: 
ſten Wirthfchaftsbeamten erklären follen. 

Hierbey treten wieder folgende Beobachtungen ein, 
nähmlich: 

a) Daß in dem Falle, als die Unterthanen oder Ge— 
meinden bis den 16. October ihre bisherigen Robothſchul— 
digkeiten wählen, ſie bis nach Verlauf eines ganzen Jahres 
von dem Datum dieſes Patentes ohne Einwilligung der 
Grundobrigkeit nicht mehr in die neue Robothſchuldigkeit tre— 
ten können; 
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b) daß fie aber in dem Falle, als fie die neuen patents 
mäßigen Robothfhuldigfeiten wählen, fogleih von dem er— 
fien Montage des nächſtkommenden Monathed November, 
bis zu welcher Zeit alle Unterthanen bey ihrer biöherigen 
Robothöobliegenheit zu verbleiben haben, bloß zu ven neuen 
Robothsſchuldigkeiten und zu nichts weiterem mehr anzu⸗ 
m. feyen, aber auch ohne Bewilligung der Grundobrig- 
eit bis nach Verlauf eines ganzen Jahres von dem Datum 
diefes Patented eben nicht mehr auf ihre ehemahligen Roboth- 
ihuldigfeiten zurüdtreten können; Endlich 

c) daß die Unterthbanen und Gemeinden, wenn fie 
bis obbefagten 16. October fich weder zu neuen, noch zu Ih 
ren bisherigen Schuldigkeiten erflären, bis nach Verlauf eis 
ned ganzen Jahres von dem Datum dieſes Patentes zu den 
legten, nähmlich zu ihren bisherigen Robothfchuldigkeiten ver» 
bunden bleiben ; 

10. daß übrigens den einzelnen Unterthanen, ald jenen 
Gemeindeft, welche Durch die Mehrheit der Stimmen zu wäh: 
len haben, fie mögen bis den 16. October zu\ den bisheri« 
gen, oder den neuen Robothfchuldigkeiten,, oder zu feinen 
* — ſich erkläret Haben, eine abermahlige Auswahl ge⸗ 

attet ſey; 

11. daß — um den Widerſprüchen und Streitigkeiten 
vorzubeugen, welche wegen obberührter erſten ſowohl, ais 
zweyten Auswahl hie und da entſtehen dürften, die einzelnen 
Unterthanen ſowohl, als die Gemeinden über ihre getroffene 
Babl, auf der Wirthſchaftskanzley fih zu erklären haben; 
wo fodann diefe Erklärung fammt dem Datum, an wen 
diefe gefchehen ift, dem einzelnen Unterthan durch den Wirth» 
fhaftsbeamten in fein Handbüchel mit wenig Worten ein= 
zufchreiben , ganzen Gemeinden aber ein befonderer von dem 
Beamten unterfertigter Schein darüber zu ertheilen feyn 
wird; 

12. daß in dem Falle, ald einzelne Unterthanen durch 
dad Handbüchel, oder ganze Gemeinden durch gleich befag- 
ten Schein weder über die erfte bis den 16. October des Jah: 
tes freffende, noch über die zweyte bid nach Verfließung ei— 
nes Zahres nach dem Datum diefed Patente zu gefchehen 
babende Auswahl fich nicht ausweiſen, eine von beyden Ro— 
botbfchuldigkeiten gewählet zu haben, bdiefelben in dem er- 
ften Falle bis nach Verfließung eines Jahres nad) dem Das 
tum dieſes Patented, in dem zweyten Falle aber auf bes 
Händige Zeiten hin zu ihren bisherigen Robothſchuldigkeiten 
verbunden bleiben ; 
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13. daß die MWirthfchaftöbeamten ſowohl bey befagter 
erften ald bey der zweyten Auswahl unter fehwereften Ver: 
antwortung obberührte Ginfhreibung in das Handbüchel, 
oder Ertheilung des Scheines weder verfagen, noch verfchie- 
ben follen, und in einem ſolch eintretenden Falle der Unter: 
than ſich unverzüglidy bey dem Kreidamte zu melden, und 
fein Handbüchel mitzubringen habe, wo ſodann deffen Er— 
flärung von dem Kreisamte felbft in das Handbüchel einge- 
tragen, indem Falle, als einer ganzen Gemeinde der Schein 
über ihre Erklärung verfagt oder verzögert würde, dem Rich: 
ter und Gefhwornen ebenfall$ diefer Schein von dem Kreis: 
amte auögefertiget, der fahrläflige Beamte aber an das 
königl. Landesgubernium anzuzeigen feyn wird. 

Anmerkung. Es hat fich der Fall ergeben, daß einige 
Unterthanen und Gemeinden bey Gelegenheit des letzten Ro— 
bothpatentes vom 13. Auguft 1775 höhere Präftationen, als 
ihnen wirklich vorher obgelegen waren, gewählet haben. Es 
wurde daher durch Hofdecret vom 16. November 1781 ans 
geordnet, daß all denen in einem ſolchen Falle fi Befinden 
den frevftehen folle, binnen dem termino praeclusivo von 
6 Monathen a die publicationis auf ihre vorhin immer ge- 
leifteten Schuldigfeiten,, fo, als wenn fie die neuen nie aus— 
gewählct hätten, zurüdzutreten. 


G. 152. 
Dritter Artikel, 


Von Berrihtung der Robothen überhaupt. 


Die hinfichtlich der Verrihtung der Robothen überhaupt 
erlaffenen Vorſchriften beftehen in Folgendem, nähmlich: 

1. Daß an Sonn: und von der Kirche gebothenen Feyer: 
tagen fein Unterthan zur Roboth angehalten werde, hierunter 
aber zwar jener Fall nicht zu verftehen fey, wenn während 
einer von dem Unterthan zu leiftenden weiten Fuhr, oder eis 
ned weiten Bothenganges ein Sonn: oder Feyertag einfällt; 
— daß jedoch ſolches foviel möglich vermieden, die weiten 
Fuhren und Bothengänge, alfo von den Grundobrigkeiten 
nach Thunlichkeit fo eingerichtet werden, damit der Unters 
than die Sonn: und Feyertage nicht auf der Straße zubrin- 
gen zu müflen, gezwungen fey ; | 

2. daß wenn in jenen Wochen, in welden der Unters 
than in allen durch 3 Tage zu robothen hat, ein gebothener 
Feyertag einfällt, der Untershan deßhalb einen Nachlaß an 
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feinen Wochenrobothstagen zu fordern nicht berechtiget feye, 
daß ihm aber alsdann, wenn er wöchentlich durch mehr ald 
3 Zage zu robothen hat, eben fo viele Robothötage nad): 
zulaffen feyen, als gebothene Feyertage in der Woche ein- 
fallen, jedoch foldhergeftalt, daß, wenn der Unterthan in 
einer folhen Woche zur Zug» und Handroboth verbunden 
— dieſer Nachlaß ihm nur an den Handrobothstagen 
gebühre; 

3. daß ein ganzer Zug- und Handrobothstag, 
nicht minder ein vermöge des ſechzehnten Punctes des 1. 
Artikels zu leiftender bohnarbeitstag in kürzeren Tagen 
nähmlih vom 1. October bis legten März aus 8 Stun—⸗ 
den, in längeren Zagen aber, nähmlih: vom 1. April 
bis legten September aus ı2 Stunden beftehen folle, je: 
bob von den 8 Stunden in fürzeren Tagen 1 Raft: oder 
Zütterungsflunde und von den 12 Stunden in länge- 
ren Zagen das doppelte mit 2a Raft: oder Fütterung» 
ffunden zu verflatten und abzurechnen, nicht minder fo> 
wohl in kurzen, als in langen Zagen jene Zeit abzufchlagen 
ſey, welche der Unterthan verlieren muß, um von feinem 
Haufe auf den ihm angewiefenen Roboth- und Arbeitöplag, 
und von diefem wieder nach Haufe zu kommen; welch letz 
teres fich denn auch von den aus der Hälfte ded ganztägigen 
Stundenmaßes zu beftehen habenden halben Roboths— 
tagen verfieht; i 

4. daß jedoch von dem obigen Stundenmaße ber län» 
geren Tage die Schnittzeit auögenommen werde, in wel= 
her, wenn die Noth es erfordert , fowohl die Zug- als die 
Handroboth um eine, oder höchſtens zwey Stunden länger 
in der Arbeit aufgehalten werden kann ; 

5. daß die dem Unterthan obliegenden ganzen Zage ohne 
Einwilligung der Obrigkeit und des Unterthans nicht in dop» _ 
pelt fo viel halbe Tage verwandelt werden können, daß je 
doeh, wenn fhon Vormittags ein folches übles Wetter ein« 
fällt, wodurd die beflimmte Arbeit ohne Nachtheil der Wirth: 
fhaft nicht verrichtet werden, der Unterthan hingegen noch 
an dem nähmlihen Vormittage nach Haufe fommen kann, 
‚der nicht verrichtete halbe Tag in der nähmlichen oder näch— 
fin Woche nachgefordert werden fönne; daß aber, wenn dad 
üble Wetter erfi Nachmittags einfällt, der Unterthan zwar 
nicht verbunden fey, den unterbrochenen halben Tag nad): 
zutragen, dagegen aber bis zur Vollbringung der übrigen 
Stunden zu einer anderen durch dad üble Wetter etwa nicht 
gehemmten Arbeit angewendet werden könne; 
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6. daß die in dieſem Patente, auf einige Elaffen der 
Handrobother ausgefallenen halben Wochenrobothätage fol- 
ergeitalt in ganze Robothötage verwandelt werden fünnen, 
daß ein Unterthan, der 15 Tag zu robothen hat, in einer 
Woche nur durch einen ganzen Tag, in der nachfolgenden 
Woche aber durch zwey ganze Zage, und eben fo aud 
jener, der dur 24 Zage zu robothen hat, in einer Woche 
nur durch 2 — In der anderen Woche aber durh 3 ganze 
Tage zur Roboth verhalten werden fünne ; 

7. daß ein zu fpät in der Arbeit anfommender, ober 
zu früh davon abgehender Robother die verfäumten Arbeits 
ftunden an einem anderen Zage nachzutragen habe; 

8. daß jeder Unterthan für einen angefagten, von ihm 
aber verabfäumten Robothstag , wenn er die Unmöglichkeit 
der Erfheinung auf der Roboth nicht darthun kann, durch 
2 Zage zu robothen angehalten werden könne; 

9. daß dagegen jedem Unterthan die Robothen in einer 
jeden Woche fpäteflend am Sonntage vorher angefagt wer⸗ 
den müflen, e& wäre dann, daß wegen Veränderung der 
Witterung, oder aus anderen Urfachen in der Anlegung der 
Roboth eine jähe Aenderung gemacht werden müßte, in mel» 
chem Falle die Roboth jedesmahl zeitlich in der Frühe anzus 
fagen wäre; 

10. daß die Robothen durchaus durch taugliche , arbeit8- 
fähige Perfonen, welche aber von beyderley Geſchlechte ſeyn 
fönnen, dann durch gutes Vieh und taugliched Geräth ge— 
leiftet werden, fo zwar, daß dem Unterthan für die Roboth 
ſchlechtes Vieh und Geräth zu halten nicht erlaubt ; wohl aber 
in einem folchen Falle der Obrigkeit dad Recht eingeräumet fey, 
die Roboth mit jenem Vieh und Geräthe zu fordern, mit 
dem der Unterthan feine eigene Wirthfchaft zu beftellen pflegt. 

Anmerkung. Hieraus folgt alfo wohl von felbft, daß 
die Srundherrfchaft fi mit jenem Zugviehe des Unterthäns 
bey der Roboth begnügen müffe, welches derfelbe zu feiner 
eigenen Wirthfchaft anwendet, daß daher die Herrfchaft, wenn 
auch der Unterthan nur ein nicht ganz brauchbares Vieh, als 
Pferd oder Ochſen hält, von folchem nicht beflere, brauch= 
barere Pferde oder Ochfen zur Robothftellung verlangen fönne; 

11. daß mit einem zweyfpännigen Robothzuge entweder 
der Hauswirth zu erfcheinen, oder einen tauglichen Knecht 
zu fhiden, zu einem dreyfpännigen oder vierfpännigen Zuge 
aber zugleich noch einen Treiber zu ftellen habe; 

12. daß bey einem zweyfpännigen Robothzuge, bey wel: 
chem zwey bloß zur einfpännigen Roboth verbundene Unter> 
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tbanen zufammenfpannen, ebenfald nur einer aus ihnen, 
oder ein tauglicher Knecht zu erfcheinen fchuldig fey. Endlich 
13. daß jene Unterthanen, welche bisher zweyſpännig 
gerobothet haben, in Zukunft aber nur einfpännig zu robo— 
then ſchuldig find, anftatt dur 3 Zage mit einem Stüde 
turh 1 und 4 Zag mit 2 Stüden zu robothen die Wahl has 
ben, daß jedoch jene Unterthanen, welche bisher entweder 
jweyfpännig mit Dchfen oder einfpännig mit einem Pferbe 
zu other die Wahl hatten, durch gleichbejagten 1 und + 
Zag mit zwey Ochſen zu robothen nicht befugt feyen, ſon— 
dern die Roboth mit zwey Pferden zu leiften haben. 


$. 153. 
‚Bierter Artikel, 


Bon der Eintheilung und Verwandlung ber Robos 

then. Bon der Ladung und Arbeit überhaupt. Bon 

ber Ausmaß dbiefer legteren, dann vou berKoboth% 
befreyung gewiffer Unterthanen. 


terüber beftehen folgende Vorfchriften und Grundfäße, 
näbmlich : Ä 

1. Daß von jenen Unterthanen, welche vermöge dieſes 
Patentes im ganzen Jahre nur 13 oder 26 Handrobothätage 
zu feiften haben werden, von diefen Tagen nur einer in ei— 
ner Woche gefordert werben könne, ed wäre dann, daß fi 
diefelben freywillig zu mehreren verftünden ; J 

2. daß jene Robothen, welche vermöge dieſes Patentes 
in Wochen eingetheilet ſind, von einer Woche in die andere 
nicht verſchoben, noch im Voraus genommen werden ſollen; 

3. daß ein Unterthan, welcher zur Zug- und Handro⸗ 
both in der nähmlichen Woche verbunden ift , gegen feinen 
Willen an dem nähmlihen Zage zur Bug: und Handroboth 
zugleich nicht angehalten werden fünne; | 

4- daß ‚die Handrobothen wider den Willen ded Unter: 
thans niemahld in Zugrobothen verwandelt, dagegen aber 
geflattet werde, einen einfpännigen Zugrobothötag in einen 
Handrobothätag mit einer Perfon, und eine zwey⸗, drey: 
und vierfpännige BZugroboth in einen Dandrobothötag 
mit zwey Perfonen, oder in zwey Tage mit einer Perfon, 
zu verwandeln, daß jedoch diefe Verwandlung dem Unter: 
than in einer Woche nicht öfter, ald einmahl zugemuthet 
werden fünne; 

5. daß es nicht erlaubt fey, einem Unterthan wiber 
feinen Willen mit einer geringeren Befpannung zu mehreren 
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Robothstagen anzuhalten, als ihm durch diefes Patent aus- 
ar ift, oder endlich einen vier- oder zweyfpännigen 
tobothötag in ihrer zwey abzutheilen, und einem jeden der— 
felben eine eigene Arbeit anzuweifen, den alleinigen vier: 
fpännigen Zug beym Eggen ausgenommen, zu welcher Ars 
beit derfelbe in zwenfpännige Züge abgetheilet werden kann; 

6. daß bey der Nobotharbeit weder der Menſch, no 
das Vieh über feine Kräfte überladen werde; daher denn jene 
Urbeiten, welche bisher allzeit vierfpänmg verrichtet wur: 
den, fünftighin aber etwa von zweyfpännigen Bauern ver: 
langet werden, von 2 zwenfpännigen Robothern eben fo, wie 
jene Arbeiten, die vorhin allezeit zwenfpännig verrichtet wur= 
den, von 2 einfpännigen Robothern mittelft Zufammenfpan= 
nung zu leiften feyn werden ; 

7. daß jene Arbeiten, welche bisher vierfpännig ver: 
richtet wurden, von dem fünftighin zur dreyfpännigen Ro— 
both verbundenen Unterthanen auch dreyfpännig, und jene, 
welche vorhin dreyfpännig verrichtet wurden, von den fünf» 
tighin nur zur zwenfpännigen Roboth verbundenen Unter: 
thanen auch zweyfpännig zu leiften; jedoch in deſſen Rück— 
fiht denfelben in der Ladung ein proportionirlicher Nachlaß 
zu verflatten, und bey der Feldarbeit dad Vieh über die 
Kräfte nicht anzuftrengen,, noch zu übereilen fey; 

8. daß es nicht geftattet werde, dem Unterthan wiber 
feinen Willen eine gewiffe und gemefjene Arbeit aufjuler 
gen, als zum Benfpiele: fo viele Beete zu adern, foviel 
Getreide zu fchneiden, zu binden, und fo weiter, indem 
derfelbe nur ſtets feine fchuldige Roboth durch die ausgemeſ— 
fenen Stunden gut und fleißig zu verrichten hat. 

Ad Ausnahme hiervon gilt aber der Holzſchlag, bey 
welchem der Unterthan in einem ganzen. Handrobothötage 
mit einer Perfon eine halbe Kıafter Holz nach dem nieder=- 
öfterreichifchen Maße jenenfall$ zu fhlagen hat, wenn ders 
felbe von dem. Drte des Holzfchlages nicht über eine halbe 
Stunde weit .entfernt ift; wäre derfelbe aber weiter entfernt, 
fo hat die Obrigkeit ihm am gleichbefagten Ausmaße, ent— 
weder für jeden Zag, oder für mehrere Tage zufammenge> 
nommen einen verhältnißmäßigen Nachlaß anzugönnen. 

9. Daß alle elende, preßhafte oder 60 Jahre alte In— 
leute; alle ſowohl ledige ald verheirathete Söhne und Zöch- 
ter, welche bey ihren Xeltern oder Schwiegerältern im Dienfte 
ftehen ; alle auögetretenen Wirthe und Wirthinnen, welche 
nicht aus Lieberlichfeit um ihre Häufer und Gründe gefoms 
men find, wie auch alle Invaliden und verabfchiedete Sol⸗ 
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daten, in fo lange vön aller Roboth befreyet ſeyen, fo lange 
fie bloße unbehaufte Inleute find, daß fie aber, fobald fie 
ein Haus oder einen robothbaren Grund befigen,, der nähm- 
lichen Roboth unterliegen, zu welcher der vorige Beſitzer 
eined folchen Haufed oder Grundes verbunden war. 


$. 154. 
Sünfter Artikel, 


Bon weiten Fuhren und Bothbengängen, von jenen 
Arbeiten, weldhe an ber Robothb abzurehnen, und 
vonjenen, welche an ſolcher nicht abzurechnen find. , 


Hierüber enthält dieſer Artikel folgende Grundſätze und 
Vorſchriften; nähmlich: 

1. Daß unter weiten Fuhren und Bothengängen jene 
zu verſtehen ſeyen, wenn ein Unterthan an einen ſo weit 
entfernten Ort zu fahren hat, oder verſchicket wird, daß der 
Hin: und Herweg mehr austrägt, als wie weit der Unter— 
than vermöge des gleich nachfolgenden Punctes in einem gan» 
zen Zage zu fahren oder zu gehen fhuldig ift; 

2. daß vom 1. October bid legten März bey den Pferd> 
robothen und Bothengängen 3 Meilen, bey der Ochfenroboth 
2 Meilen vom erften April aber bis legten September für die 
Dferderoboth und einen Bothengang 4 Meilen, und für die 
Ochſenroboth 3 Meilen Weges folchergeftalt für einen ganzen 
Robothstag zu rechnen feyen, daß unter diefem Meilenmaße 
der Hin» und Hermweg zu verftehen, fomit alfo, zum Bey» 
fpiele in den 6 Monathen vom 1. April bid legten Septem» 
ber bey der Pferdroboth eine Entfernung von 2 Meilen von 
dem Haufe des Unterthand anzurechnen, deßwegen für einen 
ganzen Robothötag anzufehen fey; weil der Hinweg nur 
2 Meilen und der Rüdweg eben fo viel, das ganze alſo zus 
fammen 4 Meilen Weges beträgt; ; 

3. daß bey fehr gebirgigem oder üblem Wege dad ob» 
beſtimmte Meilenmaß von der Grundobrigkeit nad Erforder: 
niß der Billigfert um Etwas weiter herabzufegen ſey; 

4. daß die weiten Fuhren und Robothbothen nicht über: 
laden ‚, daher denn auch das mitzunehmende Kutter und Eſ— 
fen in der Ladung eingerechnet, dagegen aber geftattet werde, 
daß eine ſolche Fuhr oder ein ſolcher Bothe aud im Rückwege 
mäßig beladen werben fünne; 

5. daß den Unterthanen, wenn fie bey weiten Fuhren 
und Bothengängen durch Hinderniffe, die ohne ihrer Schuld 
entfichen, unterwegd oder an dem Auf: und Abladungdorie 


110 


aufgehalten werben, diefer Beitverluft an ihrer Roboth eben 
fo abzurechnen fey, ald wenn fie wirklich auf der Straße 
gewefen wären; 

6. daß dem Unterthan die bey weiten Kuhren oder Bo- 
ee zu bezahlende Weg-, Brüden-, Sperr und Ueber» 
ubhrgelder oder andere dergleichen Auslagen alfogleih bar 
zu vergüten, weiterd demfelben von der Herrfchaft auf j e— 
ded Pferd ı und zn. öfter. Maßel Haberfchrot, dann 
für jedes Stüd Zugvieh 1 Kreuzer Etallgeld, wie au für 
jede zu dem Zuge gehörige Perfon 7 Kreuzer, und einem Ro: 
bother 6 Kreuzer für jede Uebernachtung unfehlbar und alſo— 
gleih abzureihen fey, Übrigens unter dem gleichbefagten 
Maßel Haber des 32. Zheil eined n. öfter. Metzens verſtan— 
den werde; 

7. baß ber Unterthan zur Zeit der Saat, wie auch im 
Heu: und Grummetmaden, und während des Schnitted wi: 
der feinen Willen zu feiner weiten Fuhr anzuhalten fen; 

8. daß die einem Unterthan in einem Jahre auferlegten 
weiten uhren zufammengenommen mehr nicht ald 20 Mei: 
len im Hin: und 20 Meilen im Rüdwege, in allem alfo 
böchftend 40 Meilen ausmachen dürfen, auch diefe Fuhren 
niemahld aus dem Königreiche verfchidet werden; 

9. daß zwar geftattet werde, die Robothen von einem 
Gute auf eim andered, fo nicht gar weit davon entfernt iſt, 
und dem nähmlichen Grundherrn augeböret, anzulegen, daß 
jedoch hierbey das mit Einrechnung des Hin- und Herweges, 
dann der Futterungs- und Raſtſtunden weiter oben für einen 
ganzen Robothstag ausgemeſſene Stundenmaß nicht über: 
fhritten, ferners in dem Falle, ald die Wohnung ded Un: 
terthans von dem auf einem anderen Gute ihm angewiefenen 
Arbeitöorte fo weit entfernt wäre, daß der Hin- und Rück— 
weg ein größeres Meilenmaß austrägt, ald oben im zweyten 
Puncte diefes Artifeld fiir einen ganzen Robothstag feſtge— 
feget wurde, eine ſolche Robothsanlegung allerdings als eine 
weite Fuhr, oder ald ein weiter Robothstag angefehen, und 
fowohl die von dem Unterthan unterwegs etwa gehabten Geld— 
außlagen vergütet, ald auch für jede Uebernachtung dafelbft 
für Menſch und Vieh das Nähmliche abgereichet werden folle, 
was * ſechſten Puncte dieſes Artikels vorgeſchrieben wor— 
den iſt; 

10. daß ſich dieſe Vorſchrift auch auf jenen Fall verſtehe, 
wenn der Unterthan auf der nähmlichen Herrſchaft auf einem 
fo ſehr entfernten Robothsort angewendet wird, daß der 


Hin- und Herweg mehr, ald das im zweyten Puncte diefes 
Artikels vorgefchriebene Meilenmaß ausmacht; 

11. daß alle Dienfte und Arbeiten, welche die Grund: 
obrigfeit angehen, was fie immer für einen Nahmen baben 
können, folglih aud dad Jagen, Bothengehen, die Nacht: 
wade bey den berrfchaftlichen Feldern und Gebäuden und 
dergleichen, aus der Roboth zu leiften, und an diefer abzu: 
rechnen fey, Übrigens eine Nachtwache für einen ganzen 
Robothstag zu gelten habe; 

12. daß fein Unterthan zum Drefihen um das Drefcher: 
maß gezwungen, fondern diefed dem beyderfeitigen Einver— 
ſtändniſſe Üüberlaffen werde, übrigens aber den Grundobrig- 
feiten unbenommen fey, nit nur die von den Unterthanen 
ihnen unentgeltlich gebührende Handroboth ohne Abreichung 
bed Maßes, fondern aud die in dem erften Artikel dieſes 
Patente eingeräumten Lohnarbeitstäge zum Drejchen zu 
verwenden ; 

13. daß die Unterthanen fchultig feyen, die Nachtwa— 
den in den Dörfern, oder bey der Kirche, die Herftellung 
der Nachbarnwege von Dorf zu Dorf, die Beyhilfe bey 
Feuersbrünſten, Waflergefahren, und überhaupt alle Arbei- 
ten, welche die Zandesficherheit angehen, zu leiften, ohne 
daß die Gruntherrfchaft foldhe von den ihr gebührenden Ro: 
bothen abzurechnen ſchuldig fey. 


$. 155. 


Hierher fommen noch folgende Vorfchriften zu bemer- 
en; als: 

a) Daß bey außerordentlichen Vorfallenheiten, wo Ges 
fahr auf Verzug ift, zum Benfpiel: bey-Außreißung eines 
Zeiches ür. dgl., wo alfo fchleunige Hilfe von allen Seiten her 
zu fuchen ift, in allen diefen Fällen der verftatteten weiten 
Robothen alles dasjenige zu beobachten fey, was dad Ge: 
feg-ben den weiten Fuhren wegen der Schadloshaltung, Ein- 
und Abrechnung der in dem Hin: und Herfahren zuzubringen— 
den Zeit und möglichſter Schonung der Unterihanen feſtſe— 
get; außer, daß zur Zeit, wo der Unterthan außer der Herr: 
fhaft in der Roboth iſt; und etliche Zage verbleibt, den 
Haber zu reihen nicht nöthig ift, wann dafür die Natural: 
butweide auf obrigfeitlihen Gründen verftattet wird. Vid. 
Datent vom 27. Jänner 1738. 

b) Daß die weiten Fuhren in der Zeit der Saat, ded 
Heumachens und Schnitteö, dann der Weinlefe (wo der 
Unterthan einigen Wein baue) nicht gefordert werden kön— 
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nen, ed wäre dann, daß in befonder8 dringenden Fällen ber 
Wirthſchaftsbetrieb feinen Verzug leiden fönnte, wo den Do» 
minien derley weite Fuhren aud in befagter Zeit zu fordern 
geftattet, aber ihnen zur Pflicht gemacht wird, hiervon dem 
Kreisamte die Anzeige zu machen. Vid. Hofdecret vom 12. 
May 1770. 

c) Daß die Unterthanen auch für öffentliche Anftalten 
unentgeltlich eine Art Roboth zu leiften haben. So 3.8. ift 
durch dad Strafgefeßbucd I. Theil $. 460 und II. Theil 
N 445 auddrüdlich angeorbnet, daß die Fuhren zur Ablies 
erung eined Werhafteten von der Gemeinde unentgeltlich 
durch Vorſpann zu leiften fey. 


$. 156. 
Schöter Artikel, 


Bon ben in untertbänigen Handen befinbliden 
obrigfeitlihen Kirhen-, Pfarr=- und Gemeinde: 
gründen und Häuſern. Ä 


Die Vorfchriften und Grundjäge, welche durch diefen 
Artikel aufgeftellet werden, find folgende; nähmlich: 

1. Daß fich jene Unterthanen, welche obrigfeitliche Häu— 
fer, Mühlen, Wirths- und Branntweinhäufer Fleiſchbänke, 
Leinwandbleichen, oder andere obrigfeitliche Realitäten und 
Grundflüde miethungsweife gegen gewiffe Verbindlichkeiten 
inne haben, in Anfehung ihrer hierfür zu leiftenden Schuls 
digfeiten, und der dabey etwa zu genießender Ergeslichfeiten 
nad) dem dießfalls mündlich oder fchriftlich getroffenen Ab— 
fommen zu verhalten haben; 

2. daß in dem Falle, als hierüber Etwas fchriftliches 
nicht aufgefeßet worden wäre, ein ungeftämpelter Miethungs— 
contract unter der Auffchrift des obrigfeitlihen Beamten 
dem Unterthan einzuhändigen, und in demfelben die zu lei: 
fiende Schuldigfeit, die zu genießenden Nußungen, und die 
Zeit, auf wie lange der Contract dauern folle, verfländlich 
auszufegen ſey; 

3. daß in dem Falle, wenn nähmlich dergleichen obrig- 
Feitliche Realitäten den Unterthanen faufweife überlaffen wer— 
den, der Kaufdcontract zur Richtfehnur für Herrſchaft und 
Unterthanen diene, daß aber in dem Falle, als kein ſolcher 
Contract errichtet worden wäre, folder fogleich auszuferti— 
gen wäre; 

4. daß dasjenige, was hier von den in Händen der Un— 
terthanen befindlichen obrigkeitlichen Realitäten befohlen wors 


113 
den ift, ſich auch auf diejenigen, welche von der Kirche, dem 
Pfarrer oder der Gemeinde an einzelne Unterthanen kauf. und 
miethungsweiſe überlaſſen worden ift, zu erftceden habe; 


5. daß, wenn bey einem Unterthan, welcher nebft feir 


nen fteuerbaren Gründen auch noch obrigkeitliche Gründe ei- 
genthümlich eingekauft befigt, nicht auögewiefen werden 
kann, was für Robothſchuldigkeiten derſelbe bisher für die 
ihm zugehörigen obrigfeitlihen Gründe insbefondere zu lei- 
ften gehabt habe, demfelben frenftehe, in Anſehung ber 
feuerbaren Gründe diejenigen Rebothfchuldigkeiten auf fich 
zu nehmen, die ihm der erfle Artikel diefes Patentes zu⸗ 
weiſet, und dabey in Betreff der von den obrigkeitlichen 
Gründen befonderd zu leijtenden Sculdigkeiten mit: der 
Obrigkeit ſich zu vergleichen, oder aber fich zur Verrichtung feie 
ner von beyderley Gründen bisher geleifteten Robothſchuldig— 
keit zu erklären, in welchem letzten Falle dieſe feiner Zeit in 
das fchriftlihe Verzeichniß, wovon im folgenden Artikel Er. 
wähnung gefchehen wird, einzutragen, und ihm fammt dem 
Eigenthume diefer obrigkeitlihen Gründe dafelbft zu verfi- 
chern haben werde. 


$. 157. 


Im Nahhange diefes Robothpatentes ift erfläret wor; 
den, daß nicht nur die auf dem Grunde eines anderen Un: 
terthang befindlichen Häusler, fondern auch jene, welche fic) 
auf dem Grunde des Pfarrerd, der Kirche oder der Gemeinde 
befinden, gegen die Grundherrfchaft nicht ald behaufte Unter: 
tbanen, fondern bloß ald Inleute zu betrachten, fomit, wenn 
fie nicht etwa die von ihnen biöher geleiftete vieleicht noch 
geringere Roboth vorgewählet haben, zu feiner höheren, als 
der 13tägigen Inmanndroboth zu verhalten feyen. Vid. Hofe 
decret vom 17. Auguft 1776. 


$. 158. 
„Siebenter Artikel. 


Bie feiner Zeit die Robothen eines jeden fteuerbas 

renunterthans [hriftlich verzeichnet werden follen, 

und vonben nad derdand etwa zwiſchen Obrigkeit, 

und einzelnen Untertbanen oder ganzen Gemeinden 
erfolgendben Berträgen. 


Da die allerhöchfte Abficht dahin geht, daß die Fünftige 
wahre Robothobliegenheit eines jeden Unterthans entweder 
nad) Maßgabe des erfien Artikels, oder aber nach der von 
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dem Unterthan getroffenen Auswahl feiner bisherigen, oder 
etwa auf eine dritte Art verglichenen Robothichuldigfeiten für 
jede Gemeinde fchriftlich dan, und daß diefes Verzeich— 
niß mittelſt des Kreidamted dem königlichen Gubernium zur 
Einfidt und Betätigung vorgelegt werde, diefes alles aber 
erit alddann geichehen kann, wenn die Unterthanen und Ge— 
meinden in Folge deflen, was oben im zweyten Artikel ge— 
fagt wurde, bis nach Verfließung eines Jahres von dem Da— 
tum diefes Patented zwifchen ihrem bisherigen, und den 
patentmäßigen neuen Robothfchuldigfeiten das zweyte und 
legte Mahl gewählet haben werden, fo wurde — da bis dahın 
die dießfällige definitive Schlußfaflung erfolgt, die mittlers 
weilige Borfchrift zum Nachverhalt ertheilet und kundgemacht, 
welche in nachfolgenden Puncten befteht, nähmlich: 

1. Daß nad) verfloffenem Jahre die nach dem erften Ar: 
tifel diefed Patente von den Untertbanen gewählten, oder 
etwa auf eine dritte Art verglichenen Robothfchuldigfeiten mit 
allen Umftänden , das ift, mit Bemerfung der Befpannung, 
ber biöher etwa üblichen wenigeren Robothftunden, der dabey 
zu fordern gehabten Ergelichfeiten oder anderweitigen Vor— 
theile, weß Nahmens diefe immer feyn mögen, nit mins 
der, wo gemeflene und benannte Robothen eingeführet find, 
mit deren deutlichen Benennung, und dergleichen fo genau 
in gleich berührtes Robothverzeichniß eingetragen werden 
folen, damit für die Zufunft nimmermehr ein Streit hier: 
über entiteben könne; 

2. daß aber in dem Falle, als fich einige Unterthanen 
oder Gemeinden zu feiner Robothichuldigkeit erklären folten, 
für diefelben ohne weiterd die bisherigen Robothſchuldig— 
feiten in befagtes Robothverzeichniß zu fegen, auch ohne 
mindefte Nachficht Fünftig zur Befolgung zu bringen feyen ; 

3. daß von dieſen Kobothverzeichniffen ein Exemplar 
nicht nur die Grundobrigfeiten,, fondern auch eine jede Ge— 
meinde in ihre Hände befommen folle, welches leßtere fammt 
diefem Patente in der Gemeindelade unter doppelter Sperre 
aufzubehalten ift, wovon ein Schlüffel in den Händen des 
Richters , der andere in Händen eines Gefchwornen fenn foll, 
welche auf Verlangen der Gemeinde, oder auch einzelner Un= 
terthanen Eines oder dad Andere einfehen zu laflen, jedoch 
nach zugeftandener Einfiht wieder in Verwahrung zu neh— 
men haben; 

4. daß in dem Falle, ald die Obrigkeit, oder die Ge— 
meinde durch Feuer, oder auf andere Weife um befagtrö Ro: 
bothverzeihniß, oder um dieſes Nobothpatent fommen follte, 
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hiervon durch das Wirthſchaftsamt die Anzeige an dad Kreis: 
amt zu maden fey, damit derfelben wieder ein anderes 
gleichlautendes Robothverzeichniß oder Robothpatent verfchaf: 
fet werden fönne; 

5. daß in dem Falle, ald in dem Robothverzeichnifie 
Fehler in Hausnummern, Nahmen der Hauswirthe u. dgl. 
bemerfet werden, foldheö dem Kreisamte zu dem Ende an: 
gezeiget werde, damit derley Fehler durch das königliche Lan- 
desgubernium abgeändert werden können ; 

6. daß ed den gefammten Obrigkeiten, Beamten auf daß 
firengfte verbothen ſey, nur dad geringfte in den beftätig: 
ten Robothverzeichniflen eigenmächtig abzuändern , zuzufe- 
Gen oder auszulöſchen; 

7. daß es unerachtet diefer Robothverzeichniffe ven Grund» 
obrigfeiten und ihren unterthänigen Gemeinden, oder ein» 
zelnen Unterthanen für die Hinkunft noch allemahl frey und 
unbenommen bleibe, in Abſſcht auf die Zahl und Gattungen 
der Robuthen, oder was immer für andere Berwandlungen 
der Robothfchuldigfeiten durch freymwillige Verträge von dem: 
jenigen, mad mehr erwähnte Verzeichniffe enthalten, abzu: 
geben , und fich auf etwas anderes zu verfichen; daß jedoch, 
wenn ein folder Vertrag gültig feyn folle, folgendes beob- 
achtet werden müfle; nähmlich: 

a) Ein folder Vertrag kann ohne Einwilligung des kö— 
niglichen Landesguberniums nur auf 3 Jahre gemacht wer» 
den, nach deren Berlauf er zu erneuern, oder für erlofchen 
anzufehen ift. = 

b) Der Vertrag ist fchriftlich und deutlich aufzuſetzen, 
und jedem Theile ein von beyden Theilen unterfertigter ftem: 
pelfreyer Gontract unentgelflich einzuhändigen. 

c) Der während der Gontractzeit eintretende neue Wirth 
ift an denfelben nicht gebunden, fondern kann, wenn er will, 
fih alſogleich an das beftätigte Nobothverzeichniß halten. 

d) Wenn die Obrigfeiten und Unterthanen aber einen 
ſolchen Vertrag auf mehr ald 3 Jahre, oder wohl gar auf 
beftäntige Zeiten errichten wollen, fo wird der dießfällige 
Gontract dem Kreisamte einzufhiden, und dem Föniglichen 
Eandesgubernium zur Beurtheilung und Beftätigung vorzu— 
legen fenn, welche aber von demfelben nur in jenem Falle 
zu ertheilen ift, wenn ein folcher Vertrag im Ganzen betrach- 
tet dem Unterthan nicht etwa härtere oder größere Roboth— 
ſchuldigkeiten auferlegt, als vermöge des eriten Artikels die» 
ſes Patentes erlaubt find. 
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$. 159. 

Es kann auch der Fall eintreten, daß der Untertban 
entweder ſchon nach den vorhandenen Urbarien, Verträgen oder 
Ausfprüchen einen ausgemeſſenen Robothzind entweder ſchon 
entrichtet, oder aber daß die Obrigkeit die überflüffigen Ro— 
bothen in einen Geldzins verwandelt. Letzteres ift der Obrig— 
feit zwar zugeftanden,, aber dabey zu beobachten, daß der 
unter der Naturalverrihtung ſtehen bleibende Unterthan zu 
abjolute nicht8 mehr, ald was feine Schuldigkeit gefegmä- 
fig ift, angehalten werde, da er in diefem Falle dawider, 
daß fein Mitunterthan von der Naturalroboth entlafjen, und 
zu Zins gezogen wird, nichts zu fagen hat. Nebfibey kömmt 
das Zindquantum oder der jährlich abzureichende Betrag der= 
geftalt mäßig auszumerfen, daß der zu Zins gefchlagene Un- 
terthan ſich ſolchen Bins durch dad um. gedungenen Lohn, 
oder mit Feilſchaften auf die Wochen- und andere Märkte auf 
Verkauf und Gewinn treibende Fuhrweſen, oder in feiner 
eigenen Wirthſchaft felbft, und auf andere Weife wieder ges 
nüglich einzubringen Gelegenheit habe, und nicht im Wid> 
rigen etwa gezwungen feye, den Robothzins ohne eigene 
Nuͤtzſchaffung ſchlechterdings einzubüßen. Es ift daher der 
Unterthan zur Eingehung eines Robothzinfes mit Zwangsmit⸗ 
teln nicht anzuhalten, fondern die Entrichtung des Zinfed nicht 
anders ald mit feinem gutwilligen Einverfländniffe geftattet- 
Vid. Patent vom 27. Jänner 1738. 


$. 100. 


Nach dem Robothabolitiond:Syfteme wird die Schultig» 
feit nicht in der Natur, fondern an Geld und Geldeswerth 
entrichtet , weil bier die Dominicalgründe, zu denen fie einft 
beftimmet war, theild in Bauerngüter emphiteutifh gegen 
fefigefegten Zins überlaſſen, theilö den Unterthanen, oder 
wem immer in Erbpacht hintangegeben werden. In beyten 
Fällen werden die Zinfen entweder in Geld oder in Naturas 
lien entrichtet. 

Auf jenen Dominien, wo nad) dem Spfteme des Hof: 
rathes von Raab die Zerflüdung und emphiteutifhe Ber: 
theilung Statt hat, wird der zu entrichtende Zind die eriten 
10 Jahre in Geld nah den 4 Luualitätenclaffen im ng 
fhnitte abgeführt, 3. B. vom Megen Ausfaat, das iſt, von 
einem Stüd Oberflähe von 528 Wiener: Quadratflaftern 
wird durch 1 Jahr bezahlt ı fl. 30 Pr., dann an Naturalien, 
oder wenn zwifchen der Obrigkeit und den Unterthanen ein 
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Vergleich gefchloffen wird, wieder an Gelt. In Anfehung 
defjen muß zwifchen beyden Parteyen der Vertrag von 10 
zu 10 Sahren erneuert oder aber verändert werden. Die 
obrigkeitlihen Mayerhöfe, und die dazu gehörigen Gründe 
werden gleihfall$ unter die neuen Anfiedler, vorzüglich uns 
ter die Kinder der vermöglichen Unterthanen zum großen 
Theile vertheilet, und in einem wie in dem anderen Falle 
macht die wahre Lage den Maßſtab aller Entrichtungen aus. 
Bon den übrigen Bauerngründen und Nußungen wird das 
Robothreluitionsgeld gleihfald nad) den 4 Qualitäten-Glaf- 
fen ausgemeffen, und im Durchſchnitte der Herrfchaft mo- 
nathlich oder vierteljährig auf folgende Art abgeführt: 

1. Ein behaufter Unterthan, der jährlih überhaupt 13 
Zage zu robothen hatte — 1 fl. 30 fr. 

2. Ein Häudler oder Barafner , der vermög des Roboth— 
patented 26 Tage zu entrichten hatte — 3 fl. 

3. Ein Ehaluppner oder Bärtler, der nach dem Verhältniſſe 
feiner Rufticalgrünte zur Handroboth verbunden war: 
a) Für das Haus — 3 fl. | 
b) Für jeden Megen Rufticalgrund — 21 fr. 

4. Ein Unterthan, welcher vermög der Steuer: Subreparti: 
tion zur Zugroboth verbunden war, zahlt 
a) für das Haus — 0 fl. 

b) Kür jeden Megen Grund — 21 fr. 

Mit dieſem Robothreluitiondgelde hören nebft der Natural: 
roboth auch alle übrigen auf dem Grunde haftenden Gaben 
an Geld oder Getreide auf. Der Herrfchaft wird über alle 
den Unterthanen übgrlafjenen Gründe dad dominium direc- 
tum (das berrfchaftliche Obereigenthum) vorbehalten , kraft 
defien fie den Unterthan von dem übernommenen Nutzungs- 
eigenthum aud folgenden Urfachen entfegen kann: 

a) — er den Grund ganz vernachlaͤſſiget, und eingehen 
läßt; 

b) fich tief verfchuldet ; 

c) der Herrfchaft die Abgaben, wozu er fich verbindlich 
gemacht hat, und kraft des Urbarial-Gabenbücheld und 
Kaufbriefed ausgewiefen ift, nicht contractmäßig ent» 
richtet. 

Anmerkung. Dad Nähere über dad Recht und die 
Art diefer Entfegung wird unter der Abftiftung der Uns 
terthanen angeführet. , 

Hingegen find die Herrfihaften verpflichtet , ordentliche 
Dominical:S$rundbücher zu führen, worin die unterthänigen 
Schulvigkeiten, wozu fich der Unterthan vermög ded Con: 
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tractes bey ber Uebernahme der Gründe verpflichtet hat, ein— 
getragen werden müſſen. Die Grundveränderungen dürfen 
da nicht eingetragen werden, fondern es müſſen zu diefen 
Fällen eigene Beränderungsprotofolle gehalten, werden, in 
welche alles, was auf das Grundbuch, Bezug hat, einge: 
tragen werden muß. Vid. Patent vom 1. März 1777.  . 

Anmerfung. Die Vorfchriften, welche das diefem 
Datente ſpäter nachgefolgte Grundbuch in fich begreift, werden 
feiner Zeit bey der Behantlung und Erörterung des Grunds 
buches zergliedert und behandelt werden. 

Dbbemeldetes Patent enthält fernerd folgende weitere we⸗ 
fentlib auf die Verpflichtungen der Unterthanen gerichtete 
Anordnungen, nähmlich: 

1. Daß die Unterthanen der Herrfchaft Gehorſam und 
Unterwürfigfeit fchuldig bleiben, und ſolche in allen Fällen 
die Obrigkeit, folgli bey allen Klagen und Befchwerden 
die erſte Inſtanz fey. 

Anmerkung. Dad unterm 1. September 1781 nach—⸗ 
gefolgte böchfte Unterthantpatent enthält hierüber die nähe— 
ren deutlichiten Beftimmungen, worüber das Nähere feiner Zeit 
im Verlaufe diefes Werkes umftändlich erörtert werten wird. 

2. Daß die Unterthanen vermöge des Göntractes ihre 
Beſitzungen nicht verlaflen dürfen, ehe fie nicht der Obrig— 
feit einen anderen tauglichen Wirth (Befiger) geftellet haben, 
noch felbe ohne herrfchaftliche Einwilligung zerftüden. 

3. Daß der neue Befiter bey Grundveränderungen ver: 
bunden fen, der Herrfhaft vom Haus und Grunde das 
Laudemium oder Angelobungsrecht zu enttichten habe, wel» 
des in auf: und abfteigender Linie 5 von allen Übrigen 10 
vom Hundert beträgt, und zwar nad) einer von jweyen un— 
parteyifhen Männern vorzunehmenden Schäßung. 

Anmerkung. Das Nähere wird hierüber bey der Bes 
handlung des Laudemiums oder Angelobungdrechtes in 
diefem Werke vorfommen. 

4. Daß der gedungene Betrag im Gelde oder Geldes 
werthe ohne Rüdficht auf Feuer: und Wetterfchäden zu ent— 
richten fey, und dafür von der Gemeinde Ale für Emmen, 
und Einer für Alle haften müffen, fo zwar, daß fie alle zu— 
fammen und jeder unmittelbar Durch Die gewöhnlichen Zwangs= 
mittel von der Herrfchaft zur fhuldigen Zahlung angehalten 
werden können. 

5. Daß die Arbeiten, deren die Herrfchaft benöthiget, 
von den Unterthbanen nad einer rollarmäßigen und ber: 
umgebenden Ordnung gegen Bezahlung zu verrichten feyen. 
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Nach diefen Gruntfägen und Anordnungen , und in 
Folge diefed Robothabolitions-Syſtemes verwandelt die Herr: 
ſchaft ihre bisher auf eigene Rechnung gehabte Wirthfchaft 
“in Heine Bauerngüter und Bauernmirthfchaften unter der 
Hauptbedingniß einer vollfommenen Schadloshaltung für 
alle vorhin genoffene Einkünfte und Nugungen. Es wurde 
alfo ven Herrfchaften eingebunden, foldes Syſtem da, wo 
ed thunlich ift, anzunehmen und auszuführen. 


“ $. 101. 


Bermöge Hofpatent vom 24. März 1781 ward ed den Weitere 
Herrfhaften, Städten und geiftlichen Obrigkeiten frey ge; Perord: 
fieüt, auf ihren Gütern dad Nobothabolitiong:Spftem, wie """9 
ſolches bereitd auf den k. k. Cameral-Herrſchaften befteht, ein; 5 
zuführen, oder nicht; es wurde aber zugleich erfläret, daß 
dießfalls Fein Beytrag von dem Aerarium geleiftet werde. 

Durch weitered Hofdecret vom 4. September 1781 
wurde angeordnet, daß das Robothabolitiond Syſtem da, wo 
es beftehet, ausgeführet und genau fortgefeget werden folle. 


6. 162. 


Durch das Hofdecret vom 10. Februar 1783 wurde nun Fortfe 
beſtimmt angeordnet, daß das fowohl für den Staat, als dung. 
für den Grundherrn und für den Untertban vortheilhafte Ro« 
bothabolitiond » Syftem auf allen cameraliſchen, Erjefuiten- 
dann ſämmtlichen geiftlichen und Sundationsgütern, fie mös 
gen von aufgebobenen oder nicht aufgehobenen bifchöflichen 
Capiteln, Stiftern oder Klöftern herrühren, (welche indges 
fammt als Majorate, die unmittelbar unter der Aufficht und 
Verwaltung des Staates ſtehen, angefehen werden müffen), 
fo wie auch bey den Gütern fämmtlicher Städte eingeführet, 
oder wenigftend auf jedem diefer Güter verfuchet werden folle, 
ob nicht unter verfhhtedenen Modalitäten, welche die Lage 
und die Umftände diefer fo fehr unterfchiedenen Güter und 
Unterthanen fordern, doch folgende drey Hauptmaßnehmuns 
gen (da übrigens in diefem fo ausgebreiteten Geſchäfte feine 
gezwungene allgemeine Anwendung Pla finden darf), zu 
erhalten ſeyen; nähmlidh: z 

1. Die Abolition der Naturalroboth wenigftend zum größ— 
ten Theil; : 

2. die Bertbeilung der berrfchaftlichen Meyerhofgründe 
nah Maß ihrer Zahl und Lage; endlich 

3. die Einräumung des vollfommenen Eigenthumd der 
von den Unterthanen wirklich fchon befigenden Haudgründe. 


Bortfe: 
Yung. 
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Zu diefem Ende wurde auch angeordnet, daß Jedermann 
zur Beförderung dieſes wichtigen Geſchäftes der eigend aufge: 
ſtellten Robothabolitiond » Gommilflion thätigft an die Hand 
zu geben, und dad Möglichfte zu deſſen Ausführung beyzu⸗ 
tragen habe. 

§. 163. 


Nah Inhalt eines weiteren Hofdecretes vom 17. Juny 
1790 wurde verordnet, daß die Robothreluition auf alle thun— 
liche Art befördert, und da, wo die Unterthanen dieſelbe wün— 
ſchen, von den Obrigkeiten, fo weit es ihr Wirthſchaftsbe⸗ 
trieb zuläßt, hierzu die Hand geborhen, und Feine ungegrüns 
beten Schwierigkeiten und Hinderniffe in Weg gelegt wer» 


. ben. Den Kreisämtern wurde zugleich zur Pflicht gemacht, 


Kortfe: 


gung 


Fortſe— 
gung. 


die Obrigfeiten zur Beförderung dieſes Geſchäftes fo weit 
ed nur immer thunlich ift, aufzumuntern, übrigens aber = 
die Erhaltung der Ordnung und Ruhe eifrigft angelegen fe 

zu laffen, hervorkommende Anftände nad den erhaltenen = 
leitungen zu heben , und bedenflihe Unruhen durch die ih» 
nen eingeräumten Zwangsmittel zu unterdrüden, nab allen 
Kräften aber dafür zu forgen, damit den Obrigkeiten zur 
Beftreitung der jegt fo dringenden Feldarbeiten um fo mehr 
thätiger Beyftand geleiflet werde, ald dem Allgemeinen felbft 
daran gelegen ift. 


G 164. 


Das unterm 2. September 1790 erlaflene Hofbecret ent: 
bält die Weifung, daß fi in Anfehung der Robothreluitiong» 
Verträge, und des auf diefelben von Seite ded Kreisamtes 
zunehmenden Einfluffes lediglih an dad gehalten werden 
folle, was dad Patent vom Sabre 1775 dießfalls vorschreibt, 
in Folge deſſen derley durdy freymwillige Einverftändniffe zwi: 
fhen den Obrigfeiten und Unterthanen ‚su Stande gebradh: 
ten Reluitiondverträge, wenn fie auf längerer Zeit ald drey 
Jahre gemacht werden, den föniglihen Kreißämtern zur Be: 
Rätigung vorgelegt werden follen. 


$. 165. 


Durd) Verordnung vom 18. November 1791 wurde den 
Kreisimtern bey vorfommenden Unterfuchungen über Roboth: 
reluitiong: Bade een oder bey denen an dad Kreisamt felbft 
gelangenden Beſchwerden aufgetragen: 

1. Vorzüglich auf nachfolgende Umftände Rüdficht zu 
nchmen; nähmlich: 
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a) Was für Urbarialfehuldigkeiten ben Befisungen bes 
einzelren Untertband oder ganzen Gemeinden, um welde 
ed ſich handelt, feit dem Robothpatente vom Jahre 1775 und 
nach dem Beſitzſtande des Jahres 1789 oblagen ; 

b) wie die Beligungen der Untertbanen nach dem 
ESteuerregulirungdfuße vom Jahre 1789 in Rüdficht auf den 
Flächeninhalt und atjuflirten Grunderträgniß befchaffen find ; 

c) nah weldem Maßftabe die Obrigfeit den für die vor 
rige Naturalroboth zu leiftenden Reluitionsbetrag berechnet 
babe, und wie die gewöhnlichen Zug» und Handrobothlohne 
in der Gegend fich verhalten ; \ 

d) aus weldhen Gründen der Unterthan diefe Reluition 
zu fehr überfpannt findet; j 

e) welden Reluitiondbetrag die Unterthanen anbietben, 
und aud welchen Gründen fidy die Obrigkeit mit biefem Be: 
frage nicht zufrieden fielen zu fönnen glaubt; oder warum 
fie unbetingt auf der Naturalroboth befteht ; 

f) ob nah dem Gutachten des Kreißamtes die Reluition 
nit etwa den wirflihen Werth der Naturalroboth , deffen 
Surrogat fie feyn fol, nach den Localumfländen wirklich 
überfteigt-, oder ob in der Gegend fo wenig Gelegenheit zu 
Nebenverdienft, und dabey die Unterthanen fo unvermögend 
find, daß fie eine dem Nugen der Naturalroboth gleidhfom- 
mende, und alfo in fich felbft nicht unbillige Reluition gar 
nicht erfhmwingen können; 

g)ob etwa die Naturalroboth felbft in Verhältniß gegen 
die Erwerbungsmittel und den Wirthſchaftsbetrieb des Con— 
tribuenten fo überfpannt ift, daß fie mit dem nothwendigen 
Unterhalt und den nothwendigen Mirtbfchaftsarbeiten des 
Gontribuenten, nebft den Gontributions-Schuldigfeiten nicht 
beſtehen könnte; 

h) welche Art und welcher Betrag von Schuldigkeits- 
leiftung alfo nah Meinung des königlichen Kreisamted in 
Rückſicht auf die Localumftände nah Recht und Billigkeit 
Statt finden follte. Bey dem über einen jeden Punct zu ers 
ftattenten Gutachten hat dad Pönigliche Kreidamt über die 
Gründe beyder Parteyen feine motivirte Meinung zu fagen , 
und die Data umfländlid anzugeben, nach welchen dasſelbe 
zu diefer Meinung beflimmt wird. — 

2. Iſt auch einleuchtend, daß in ben Fällen, wo nad, 
den befonderen Umftänden der einzelnen Gontribuenten die 
Beſchwerden ganzer Gemeinden in Beziehung auf ein Indi- 
piduum eben fo gegründet, als unbillig in Beziehung auf 
ein anderes Individuum feyn Fönnen, die Befchwerdeführer, 


Kortfe 
gung. 


FJortſe— 
dung. 
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wenn ihrer mehrere ſind, immer erſt nach Beſchaffenheit ih— 
rer Beſitzungen und ihres Nahruygsſtandes unter gewiſſe Ca— 
thegorien gebracht werden müſſen, um ſodann über mehrere 
Collective ein Gutachten abfaſſen zu können; endlich 

3. ift auch bey Gefuchen, die im Nahmen zweyer Ges 
meinden oder Herrfchaften eingebracht werden, vorzüglich 
nöthig zu erörtern, ob nicht einige Individuen eigenmächtig 
und ohne Auftrag fih ald Vertreter der übrigen aufwerfen , 
und den Nahmen der Gemeinde mißbrauchen, weßwegen dann 
in Beziehung auf die Berichtigung des Umftandes, wer die 
Befchwerde führet, fi genau nad) den über diefen Gegens 
ftand und die Verfahrungsart Überhaupt beftehenden Vor— 
ſchriften zu achten kömmt. ‘ 

Anmerfung. Dad Unterthanspatent vom 1. Scptems 
ber 1781 enthält hierüber die nähern Beftimmungen, von 
welden in Verfolg diefed Werkes an feinem Orte die umſtänd— 
lihere Erwähnung vorfommen wird. 


$. 166. 


Durch das Hofdecret vom 2. Auguft 1793 find die Kreißs 
ämter hinfichtlich der Robothreluitions-Beſchwerden, da ſolche 
meiftend in dem Maßflabe des Patentes von Jahre 1775 an» 
gewiefen worden, haben vorzüglich dahin zu trachten, Daß 
fi die vermöglihen und ärmeren Grundwirthe, bis nicht 
eine allgemeine Ausgleichung erfolgt, dießfalls freywillig und 
einverftändlich unter einander ausgleichen, um. die indivis 
duelle Bertheilung der Roboth auf einen billigen Fuß zu feßen. 


„$. 107. 


‚„ Hinfichtlich der, bey Robothreluitionen fih ergebenden 
Differenzen und Zwiftigfeiten beftchen nach dem Hofdecrete 
vom 30. Auguft 1794 folgende Grundfäße und Vorſchrif— 
ten, nähmlich: 

1. Daß fi die Obrigfeiten und Unterthanen über 
eine billige Reluirung ohne erhebliche Anftände einverftehen ; 

2. daß in dem Falle, ald von der Obrigkeit billige 
Anträge zur Robothreluirung gemacht, ſolche aber von 
den Untertbanen aus Mangel der Einfiht oder aus Starrs 
finn oder Borurtheil u. f. w. nicht angenommen werden 
wollen, und dad Kreisamt mit allen Vorſtellungen einen 
billigen Reluitionsvertrag nicht erwirfen kann, die Unter: 
thanen zur Naturalroboth erforderlihen Falls auch mit 
Swang, und bey anhaltender Stärrigkeit mit Militärs 
afliftenz zu verhalten feyen. 
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3. daß aber in dem Falle, als die Unterthanen um 
die Robothreluirung anſuchen, und angemeffene billige An: 
träge machen, die Obrigfeiten aber auf unbilligen Forde— 
rungen bejiehen, und von dem Kreisamte durch feine Vor— 
ſtellungen von ihren überfpannten Forderungen abgebracht 
werden fönnen, von demfelben die Anzeige mit gründlicher 
und erfchöpfender Anzeige allee Umftände gemadht, ein 
Proviforium eingeleitet, und darüber die Entfcheidung ge: 
wärtiget werde. Endlich 

4. daß die Robothreluirung nicht nur da, wo ed den 
Unterthanen etwa an der nöthigen Befpannung mangelt, 
fondern überhaupt Statt habe, und nur dann, wenn Die 
Unterthanen billige Neluitiondanträge nicht annehmen wol» 
len, gleichſam zur Strafe ihres Starrfinnes zur Leiſtung 
der Raturalroboth anzuhalten feyen: 


$. 1608. 


Durch Hofdecret vom 18. Februar 1790 wurde für 
den Fall, al$ die Drtsgemeinden, entweder, weil Feine 
obrigfeitlihen Srundftücde vorhanden find, oder aus anderen 
Urſachen ihre Schuldigfeit nicht Durch Feldarbeit abtragen 
fönnen, folche aber aus Armuth im Gelde zu tragen außer 
Stande find, verordnet, daß diefe Unterthanen im Wirth: 
fhaftsjahre zu verfchievenen, der Obrigkeit außer dem 
Feld baue zuftändigen Arbeiten, als 3. B. Holzfchlagen, 
Getreid-, File, Wein: und Holzzuführen, u. dgl. jedoch 


nur nah Muß der feiigefesten Percente, und gegen dem, 


daß die Zahl der Lohntage die Zahl der vormahligen Frohn— 
tage nicht überfteige,, verwendet, hierzu angehalten, und 
wenn feine Reluition zu Stande fäme, nach) den in der 
Verordnung vom 19. May 1789 beftimmten Lohnpreifen bes 
handelt werden follen. 


$. 109. » 
Achter Artikel, 


Son der genauen Befolgung dieſes Patentes und 
der meuen Robotbvcerzeihniffe,dannvon Aufhebung 
des bisherigen Robothpatentes. 


Ueber die Befolaung diefed Patented und der Aufhe— 
bung des bisherigen Nobothpatentes beftehen folgende Grund: 
fäge und Borfchriften:: ’ 

1. Daß diefeö gegenwärtige Patent, auf deflen Befol- 
gung die Kreisämter und das k. Landesgubernium von Amts: 


Fortſe⸗ 
hung. 
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wegen eifrig zu wachen haben, den Obrigfeiten, Beamten 
und Unterihanen zur unabweidhlihen Richtſchnur dienen folle, 
und beyde Theile, fowohl Herrfhaft ald Unterthan wider 
alle Bevortheilung, insbeſondere der Unterthan wider alle 
Bedrüdung zu [hügen fey; 

2. daß in dem Falle, wenn Obrigkeiten oder Unters 
thanen etwa3 nicht deutlich verftehen, diefelben um die nä— 
here Erklärung bey ihren Vorgefegten anfuchen, legtere aber, 
wenn fie etwa felbft noch einen Zweifel hätten, gleichfalls hö— 
heren Orts ſich anzufragen haben; 

3. daß in dem Falle, als ein Unterthan in der Meinung 
ſtehe, daß ihm die Herrſchaft mehr, als dieſes Patent erlaubt, 
auferlege, die Obrigkeit verbunden ſey, demſelben auf ſein 
Anmelden die von ihm verlangten Robothen in das Handbü= 
chel deutlich einzufchreiben, mit welchem fich derfelbe zu dem 
Kreisamte zu begeben hat, welches ihm entweder fein Rede 
verfchaffen, oder ihn aber feines Irrthumes überweifen muß. 

Anmerkung. Dur das unterm 1. September 1781 
nachgefolgte Unterthandpatent ift eine Abweihung in diefem 
Verfahren vorgefchrieben , und wird daher hierüber an feis 
nem Orte, nähmlich bey Behandlung und Erörterung diefes 
Unterthandpatentd dad Nähere vorfommen. 

4. Daß für jene Unterthanen, welde ſich zu den in die— 
fem Patente auögemefjenen Robothſchuldigkeiten erklären, von, 
dem Zage an, als fie ſolche zu leiften anfangen, das biöhe- 
rige Robothpatent vom Jahre 1738, ald erlofchen, und hin— 
gegen dad gegenwärtige Patent für fie ſowohl, ald ihre 

rundobrigfeiten als dad wahre Robothgefeg anzufehen, je= 
doch alle diejenigen Gegenitände ausgenommen find, von 
welchen in dem gegenwärtigen feine Erwähnung gefchiebt, 
und wegen welchen forthin dad obgedachte Patent vom Jahre 
1738 zum Geſetze zu dienen hat. N 

Anmerfung. Hieraus folgt von felbit, daß das frü— 
here Robothpatent vom Jahre 1738 in fo ferne aufgehoben 
fey, ald durch das fpätere Patent vom Jahre 1775 Abän: 
derungen eingetreten find, oder durch nachgefolgte Erläute» 
rungen und Verordnungen aufgehoben wurde. Das frü— 
here Patent vom Jahre 1738 bleibt in der Hauptſache das 
Grundgefeg, welches nur in fo ferne feine gefegliche Wirfung 
verloren bat, als durch die fpäteren Gefege und Erläuteruns 
gen, Abänderungen Statt gefunden haben. 

5. Daß für jene Unterthanen, welche bey ihren biöheri- 
gen Robothſchuldigkeiten verbleiben wollen, das Robothpa- 
tent vom Jahre 1738 noch in fo lange vollkommen gültig ſey, 


‘ 
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bis die Gemeinde dad oftbemeldte Robothverzeichniß empfängr; 
daß aber daS gegenwärtige Patent auch auf diefelben anzu— 
wenden, und das ältere Patent ald erlofchen anzufcehen fen, 
wenn fie dad Robothverzeichniß empfangen hat, indem alle 
erlaubten Bortheile, deren fi fowohl die Thrigfeiten,, als 
der Unterthan bey den bisherigen Robothfchuldigfeiten zu 
erfreuen hatten, und deren fie vermög des gegenwärtigen 
Patentes etwa verluftig werden können, in dem befagten 
NRoborhverzeichniffe ausdrücklich angemerkt, folglich beyde 
Theile bey ihrem erworbenen Rechte hinlänglich, und um fo 
mehr gefhüst feyn werden, al& in allen jenen befonderen 
Fällen und Gegenſtänden, über welche dad Robothverzeich: 
niß austrüdlich etwas anderes, als diefed Patent enthält, 
und feftfegt, nicht diefes, fondern dad Robothverzeichniß zur 
Richtſchnur und Mafregel zu dienen haben werde. 

- Anmerkung Das ältere Robothpatent v. $. 1738 
ift daher nur bedingt aufgehoben, und in den vorfommenden 
Fällen, wo nicht dur die Robothverzeichniffe und nachges 
folgten Erläuterungen etwas anderes feflgefegt worden, noch 
immer als giltig anzufehen,, und ſich hiernach zu achten. 

6. Daß die Öruntobrigkeiten weder über dad, was die 
ihre bergebrachten Robothſchuldigkeiten wählenden Untertha— 
nen biöher zu verrichten hatten, noch über jenes, waß diefed Par 
tent für die in die darin ausgemefjenen neuen Robothſchuldig— 
keiten tretenden Unterthanen feſtſetzt, folglich auch weder über 
jenes, was feiner Zeit die Robothverzeichniffe mit ſich brin. 
gen werden, etwad Mehrered von dem Unterthan verlans 
gen, noch ihn zu etwas härterem anftrengen follen; daß aber 
auch hingegen ſowohl die unterthänigen Gemeinden, als cin- 
zeine Unterthanen, die nad) ihrer Auswahl, oder, wo fie nicht 
wählen wollen, nad) dem höchſten Ausfprud ihnen oblie— 
gende, feiner Zeit durch oftbemeldted Robothverzeihniß 
ſchriftlich zu verfichernde wahre Robothfchuldigkeiten ihren 
DO prigkeiten auf das treuefte und emfigfle abzutragen,, den- 
feiben auch den ihnen fohuldigen Gehorfam zu bezeigen ha» 
ben werben. | 

7. Daß jener Unterthan , welcher einen Ungehorfam in 
diefem Falle bezeigt, mit einer dem Verbrechen angemefle> 
nen Strafe beleget, bey nicht bezeigter Beflerung aber dem 
Kreisamte zur weiteren und fhärferen Beflrafung ange: 
zeigt werde. ar 

Anmerfung. Hinfichtlich der dießfäligen Vergehun- 
gen des Ungehorfamed der Unterthanen wird auf das unterm 
1. September 1781 Über die Behandlung ber Unterthanen 


Kortfe 
ung 
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erlaffene Patent hingewielen, und hierüber die nähere Gr: 
Örterung im Berlaufe dieſes Werkes an feinem Orte folgen. 

8. Daß den Grundobrigfeiten erlaubet werde, derglei: 
hen firafbare Untertanen mit Genehmhaltung des 
Kreisamted, weldes jedoch hiervon dem Landesguber: 
nium die Anzeige zu machen haben wird, in dad Zuchthaus 
abgeben zu lajlen. 

Anmerktung. Die veränderten Borfchriften finden 
fich in dem nacdhgefolgten obbemeldten Unterthanspatente vom 
1. September 1781 und in dem nacgefolgten Strafgefeg: 
buche, welched auch für dad Königreich Böhmen mit 1. Jän— 
ner 1804 in Wirkung getreten, worüber das Nähere fchon 
nach obiger Bemerkung an feinem Orte erörtert werden wird. 

9. Daß jene Unterthanen, welche von nun an gegen ihre 
Dbrigfeiten ungegründete Klagen führen , andurdy aber die 
Zeit im Müßiggang verlieren, ihr Vermögen verfplittern, 
und am Ende zu Grunde gehen, mit öffentlichen Strafar- 
beiten in Eifen und Banden, mit Spinnhaus, Feftungs- 
bau, Abftiftung vom Haus und Hofe, oder nah Beſchaf— 
fenheit auch noch mit empfindlideren Strafen belegt wer: 
den follen. 

Anmerkung. Aud für diefen Fall wird ſich auf tie 
oben ad 7. et 8, gemachten Anmerkungen bezogen. 


$. 170. 


Durch Berordnung vom 17. November 1789 wurde 
anbefohlen: 

1. Daß in dem Falle, ald einzelne Dominical-Grundbe » 
figer die fchuldige Roboth verweigern, folhe von der Obrig: 
feit durch die gefegmäßigen Zwangsmittel, und vermöge Pas 
tented vom 1. September 1781 gegen die Unterthanen eins 
geräumten Strafen zu ihrer Schuldigfeit anzubalten feven ; 

2. daß aber in jenem Falle, wenn mehrere, oder alle 
Dominical:Grundbefißer einer Gemeinde die ſchuldige Roboth 
zu leiften fich weigern, und hieraus eine Bufammenrottung 
und öffentliche Gewalt entftünde, eben die ratio publica ein» 
träte, wie in: Anfehung der von den Ruraliſten da und 
dort noch zu verrichten habenden Zohnarbeiten, daß nähm— 
lich diefe Arbeit geleifiet werden müffe, um den obrigfeitli: 
chen Feldbau zum Nachtheil des Univerfums nicht unbejtellt 
zu laffen ; 

3. daß hiermit in diefen Fällen die Kreisämter auf er: 
haltene Anzeige fib ebenfalls fogleih ad locum zu verfü- 
gen und zu frachten haben, dieſe Beſitzer in der Güte zur 
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Leiftung ber beftimmten Reboth zu vermögen; ſolche aber, 
wenn fie deſſen ungeachtet bey ihrer Weigerung verharren 
follten , fodann als widerfpenflige Unterthanen und Auf: 
rührer ex ratione publica zu beftrafen, allenfalls die fich 
unanftändig betragenden befonders flüßigen Wortführer mit 
einigen Stodftreihen belegen zu laffen, jene Urheber und 
Nadelsführer aber, die zu einer dergleichen ſchädlichen Wei; 
gerung etwa Andere gefliffentlich verleitet hatten, als Stö— 
zer der öffentlichen Ruhe dem Griminalgerichte zur weiteren 
Aburtbeilung zu übergeben haben. 

Anmerkung. Es wird hier abermahl auf das fpäter: 
bin mit 1. Jänner 1804 in Wirkung getretene Strafgefchs 
buch, inöbefonders für gegenwärtigen Fall auf das 8. und 9, 
Hauptftüd des I. Theiles hingewieſen, nach welchem jene 
Umftände angedeutet find, die entweder zum Verbrechen des 
Aufftandes oder der Öffentlichen Gewaltthätigkeit eignen. 


$. 171. 


Durch dad Patent vom 21. July 1790 wurden endlich Bortfe 
die Untertbanen wiederhohlt ernfllich aufgefordert, und ihnen dung. 
nahdrudfamft eingebunden, die bisherige Roboth, in fo 
lange folche nidht in eine Geldgabe durch Uebereinfommen 
mit der Obrigkeit verwandelt ift, fo wie die übrigen obrigs 
feitlichen Gaben willig, und ohne alle MWiderfeglichkeit zu 
leiften, alle verbothenen Zufammenrottungen, oder wohl gar 
Gewaltthätigkeiten zu vermeiden, ſich ruhig nach Haufe zu 
begeben, und feine Wirthfchaft zu betreiben, im vermeints 
lihen Beihwerungsfalle nach dem Unterthanspatente vom 1. 
September zu benehmen, widrigens gegen Widerfpenftige 
und Aufrührer nach aller Strenge der Gefeße fürgegans 
gen würde. 


6. 172. 


B. Die Hof: oder Waifendienfte betreffend. Hofr oder 

Der Hof: oder Waifendienft beftcht in der Verpflichtung Baifen« 
der Herrſchaft Durch einige Zeit in häuslichen Verrichtungen dienſte. 
yerfönlich Dienfte zu leiften. 


§. 173. 


Durch das Patent vom 1. November 1781 ift verordnet: Gegen 

1. Daß die vormahls üblichen Hofdienfte aufgehoben, Pärtige 
und der Unterthan nicht mehr ſchuldig fey, feiner Herrfhaft garite 
derſönlich Dienfte zu leiſten; 


Dienfte 
iader 
Sache. 


Abthei— 
lung. 


Ur: 
fprung. 


Berugb 
recht. 
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2. daß jedoch jene, deren beyde Aeltern verwaift find , 
wegen der von der Obrigkeit unentgeltlich zu beforgenten 
Dbervormundfchaft die üblihen Waifenjahre abzudicnen 
haben; e 

3. daß diefe Waifendienfte niemahls die Zahl von drey 
Kahren überſteigen; und 
| 4. daß fie nur in jenen Orten gefordert werden können, 
wo felbe ehedem Herkommens gewefen waren. 

Es folgt hieraus, Laß diefe Gattung der perfönlichen 
Dienftleiftung nicht eigentlich fo fehr aus dem grundherrli— 
hen Rechte, fondern eigentlih aus dem Rechte der Ober» 
vormundfchaft hervorgehe, weldye zwar in Böhmen, aber 
nicht in jedem anderen Erblante, mit der Grundherrichaft ver 
einbaret ift. 

Endlich folgt auch hieraus, daß nicht jeder Grund: 
berrfchaft die ſes Recht zuftehe, fondern daß felbe in dem ver: 
jährten Befige diefes Rechtes, um felbed auf oben befchräntte 
Weife ausüben zu fönnen, fich befinde, folglich im ftreitis 
gen Falle das Recht von der Herrfchaft petitoriſch erzwungen 
werden mülle. 

$. 174. 


I. Dienfteinder Sade. 
Die Dienfte in der Sache beftehen in der von dem 
Unterthan fchuldigen Leiſtung einer Sache in natura, 


§. 175: 

Dieſe Dienſte können wohl auch in zwey Gattungen ab— 
getheilet werden, nähmlich in Getreidedienſte und in 
die ſogenannten Kucheldienſte. Erſtere beſtehen in ber 
Naturalleiſtung an Korn, Weiten u. dgl. Letztere in Natu— 
ralleiftungen an Eßwaaren, Eyern, Schmalz u. dgl. 

⸗ $. 176. 

Der Urfprung dieſer Dienſte beruht fo wie bey den 
perfönlichen Dienften ohne allem Zweifel auf einen zwifchen 
dem Grundherrn und den Unterthan beftehenden Vertrag. 
Das Recht , Naturaldienfte zu fordern, ift daher nicht ein 
allgemein den Grundherrfchaften aud der Berfaflung zuſte— 
bendes Recht, und muß daher im Zweifel von denfelben ge— 
gen den Unterthan erwiefen werden. * 


$. 177. 
Das Bezugsrect ift daher nur dazumahl vorhan⸗ 
den, wenn die Grunherrſchaft den Bezug folder Dienfte in 


} 
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quanto, et quali entweder Durch Urfunden, oder wenigſtens 
durch einen verjährten Beſitzſtand gehörig ausweiſet. 


$. 178. 


Die Ablöfungen diefer Dienfte fönnen entweder zeit: Abd 
lich, oder auf ewige Zeiten eintreten. Die Grundherrfchaft. Fung- 
kann fich mit ihrem Unterthan über den jährlichen Ablöfungs« 
preiö feiner Naturalgabe einverfichen, fie kann ihn aber 
bierzu nicht zwingen. Diefe zeitlichen Ablöfungen find daher 
iprem benderfeitigen Uebereinfommen überlaffen. 

Ablöfungen aufewige Zeiten können jedoch nur nach ers 
wiederter Bewilligung des Kreisamtes Statt finden, und ift 
ih in diefem Falle nad dem Patente vom 1. September 
1798 (von welchem weiterd an feinem Plage näher gehandelt 
werden wird), genau zu benehmen. | 


$. 179. 
Die Dienfte müffen in mittlerer Qualität.gelie- Qualts 
fert werden , in fo ferne nicht allenfaUs durch den Vertrag „Fät der 
die Qualität inöbefondere beflimmt wurde. Dienfte 


$. 180. 


III. Dienfteim Gelde. 

DienfteimGelde find alle jne®eldabgaben, Dienfe 
die der Unterthan feiner Herrfchaft als eine denfelben zuſtän-im Gelde. 
dige Schuldigkeit zu entrichten hat. 


$. 181. 


So wie bie übrigen Dienftleiftungen auf einen Vertrag ur: 
beruhen, fo beruht auch dieſe Geldabgabe aufeiner folchen zwi» ſprung. 
fhen dem Grundherrn und dem Unterthan bey Uebertragung 
des nugbaren Eigenthums getroffenen Uebereinkunft, auf wels 
her auch die Art und Weife der Entrichtung beruht. 


§. 182. 


Diefe Geldabgaben können unter folgende vier Rub: Abtheis 
tifen gebracht werden ; nähmlich: tung. 

A. Grunddienft. 

B. Zaudemium. 

C. Abfahrtgeld. 

D. Grundbudhösgebühren. 


* 


Grund⸗ 
dienſt. 


Grund— 
dienſtes. 


10. 
G. 183. 


A. Der Brunddienft. 

Der Grunddienft, Grundzind (canon) ift jene 
unveränderliche Abgabe, welche der Unterthan feinem 
Brundherrn zum Zeichen der Anerkennung des Obereigenthu: 
mes jährlich abreicht. 

Diefe Abgabe im Gelde ift fchon zu Römers Zeiten be— 
kannt gewefen, und von ihnen auch in Deutfchland einge- 
führt worden. Allerdings ift foihe auch daß fichere und bil- 
ligfte Zeichen , wodurd der Nußungseigenthümer das Ober: 
eigenthum anerkennt, und hierfür zugleih den Grundherrn 
lohnet. | 

6. 184. 

Durch das Geſetz ift der Betrag bed Grundbienftes 

nicht beflimmt. Solcher beruht abermahl auf dem Vertrag, 


und ift in der Megel unveränderlich. 
Im Allgemeinen ift der Grundzind gewöhnlich gering, 


" und mehr als ein Beweis der Anerkennung des Obereigenthus 


dienſtes. 


mes anzuſehen, daher auch dazumahl zu leiſten, wenn der 
Nutzungseigenthümer von dem ihm überlaſſenen Grunde durch 
Elementar:, oder ein anderes außerordentliches Ereigniß in 
einem Jahre aller Nutzung beraubt würde. 


6. 185. .. 


Uebrigend Fann auch der Grundbdienft erlöfhen, und 
zwar in dem Falle, wenn der Grund und Boden, wovon 
biefer Grundzins entrichtet wird, auf irgend eine Art zu 
Grunde gebt, und alfo nußungslos wird. | 

Hierüber drüdt fih das bürgerliche Geſetzbuch im III. 
Theile III. Hauptftüd $. 1447 folgender Maßen aus: 

„Der zufällige gänzliche Untergang einer beflimmten 
Sache hebt alle Verbindlichkeit, felbft die, den Werth zu 
vergüten, auf. Diefer Grundfaß gilt auch für diejenigen Fälle, 
in welchen die Erfüllung der Verbindlichkeit, oder die Zah— 
lung einer Schuld durch einen anderen Zufall unmöglid wird. 
Sn jedem Falle muß aber der Schuldner dad, was er um 
die Verbindlichkeit in Erfüllung zu bringen erhalten hat, zwar 
gleich einem redlichen Beſitzer, jedoch auf ſolche Art zurück— 
ſtellen oder vergüten, daß er aus dem Schaden eines An— 
deren keinen Gewinn zieht.“ 

Uebrigens kann der Grundzins auch durch die Verjäh— 
rung erlöſchen, jedoch nur nach den in dem bürgerlichen Ge— 
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fegbuche III. heil IV. Hauptftüd vorgefchriebenen Erfor: 
dernifien. 


$. 186. 


B. Dad Laudemium. 

Das Laudemium ift jene Gebühr, welche der Grund: Das Lau: 
herr bey den in dem Vermögen des Unterthans fich ergeben Demium. 
den Veränderungen abzunehmen berechtiget ift. 


$. 187. 


Auch dad Laudemium beftand fchon zu Zeiten der Römer, _ Ur 
und ward dann auch in Deutfchland eingeführt und großen ſpruns. 
Theild beybehalten. 

Aber auch diefer Bezug gründet fih auf befondere Vers 
träge, oder in Ermanglung deren auf einen durch die gefeß- 
ee. Verjährungszeit gegründeten Befigfland und Her—⸗ 
ommen. 


x 


$. 188. 


Das bürgerliche Geſetzbuch drüdt fi hierüber im II. Rach dem 
Zheile XXV. Hauptflüd $. 1142 folgender Maßen aus: Bürger: 

„Die Abgabe, welche der Obereigenthümer zuweilen 9 
von einem neuen Nußungseigenthümer zu fordern hat, heißt, — 
wenn die Veränderung bey Lebzeiten geſchieht, Lehenwaare 
(Laudemium), geſchieht ſie aber von Todeswegen, Sterbele— 
ben. Beyde werden auch Veränderungsgebühren genannt. 
Ob und wie dieſe Rechte gegründet ſeyen, entſcheidet die 
Landesverfaſſung, die öffentlichen Bücher und Urkunden, 
oder ein dreyßigjähriger ruhiger Belig.« 

Ucberhaupt wird in der Geſchäftsſprache jede Verände— 
rung ald Laudemium benennt. 

$. 189. 

Nach den befonderen Borfchriften kann Befon: 

1. von der Obrigkeit ben vorjichgehenden emphiteutifchen dere Vor— 
Beräußerungen der Dominicalgründe dad Kaudemium fürſchriften. 
den Beränderungdfall ſich ausbedungen werden. Vid. Hofdes 
cret vom 23. November 1797- 

2. Kür dad Vergangene fteht aber den Obrigfeiten biefe 
Gebühr nur dazumabl zu‘, wenn felbe in Verträgen, Vers 
fhreibungen, oder im verjährten Befige gegründet find. Vid. 
Hofdecret vom 13. Auguft 1780 und 5. September 1791. 

3. Diefe Gebühr darf jedoch in feinem Falle zehn von 
Hundert überfleigen, und fann auch nur nad) dem Current» 


0% 
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preife, mithin nur nad dem von Kal zu Fall neu zu erhe⸗ 
benden Schägungswerthe abgenommen werden. Vid. Hofde: 
cret vom 27. Juny 1794. 

C. Das Abfahrtgeld. 


$. 190. 


Das Abs Dad Abfahrtgeld befteht in jener Gebühr, welche 
fahrt- von dem in dad Ausland oder nad Ungarn und Siebenbür: 
geld. gen gezogenen Vermögen abgenommen wird. 

$. 191. | Ä 
Bor: Durch Patent vom 1. Auguft 1783 wurden hinſichtlich 
ſchriften dieſes Abfahrtgeldes allgemeine Vorſchriften feftgefegt , die 
hierüber. im Mefentlichen in Folgendem beftehen: 

1. Daß dem Grundherrn ein Abfahrtgeld gebühre, fo oft 
ein unterthäniges Vermögen, das ift ein foldhes Vermögen, 
welche8 entweder einem Unterthan angehört, oder feiner Ei- 
genfchaft gemäß einer Grundberrfchaft als unterthäniges Gut 
unterliegt , aus feiner Gerichtöbarfeit gezogen wird ; 

2. daß diefed grundherrliche Abfahrtgeld nach Abzug 
aller Schulden, und anderer nothwendigen Ausgaben nie 
höher ald mit fünf pCt., oder 3 Kteuzern vom Gulden obne 
Unterfchied , in welches Erbland diefed Vermögen gezogen 
wird, und ohne Unterfchied, ob es auch in ein fremdes Land 
abgeht , abgenommen werden folle; 

3. daß diefed grundherrliche Abfahrtgeld auch in’ denje- 
nigen Fällen abgefordert werden Fönne, wo gegen ein ande 
red fremdes Land das Recht ded freyen Abzuges entweder im 
Allgemeinen beftebt, oder in einem befonderen Falle aller: 
höchſten Orts bewilliget, und daber der abziehende Unterthan 
von dem landesfürftlichen Abfahrtgelde befreyt wird, bier: 
mit diefe Befrenung von der Entridytung des landesfürftli- 
hen Abfahrtgelves dem ‚grundherrlihen Rechte nicht nach— 
theilig ſeyn ſolle; 

4. daß in demjenigen Falle, als der Unterthan oder 
Eigenthümer eines unterthänigen Vermögens aus einer Ge— 
richtsbarkeit nur in der Abſicht austritt, um entweder in den 
erbländifchen Kriegödienft zu treten, oder dem Staate auf 
andere Art zu dienen, das grundherrliche Abfahrtgeld nur 
von demjenigen Vermögen, welches wirfli aus der Gerichts- 
barkeit der Grundherrfchaft herausgeht, abgenommen werden 
dürfe, hingegen von demjenigen Vermögen, welches der vo— 
rigen ©erichtöbarkeit unterworfen bleibt, Fein Abfahrigeld 
zu nehmen fey; 
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5. daß auch von einem Vermögen, welches nicht die Ei- 
genfchaft eines unterthänigen Gutes hat, und zugleicd einem 
Eigenthümer angehört, der fein Unterthan ift, fondern ſich 
nur als Einwohner unter irgend einer Grundobrigkeit aufhält, 
— grundobrigkeitliches Abfahrtgeld nicht genommen werden 
Önne; 

6. daß die Grundobrigfeiten aufdie Fälle, wo ein grund: 
berrliched oder auch bürgerliches Vermögen in das Ausland 
gebt, wachſam fenen, und ſolche dem Fidcalamte bey fonfti- 
ger Strafe anzeigen follen ; 

7. daß von einem Fruchtgenuffe eined im ande verblei- 
benden Vermögens, ed mag in Binfen,. Intereffen oder 
fonftigen Nutzungen beftehen, ein Abfahrtgeld nicht Statt finde. 


$. 192. 

Durch das fpätere Patent vom 14. März 1785 wurden 
über diefen Bezug neuere Vorſchriften ertheilt, die im Wes 
fentlichen in Folgendem beftehen : 

1. Daß vom 1. May 1785 angefangen, in den fämmtlis 
hen böhmifch-äfterreichifchen Erbländern mit Einfchluß Galis 
jiend eine größere Srenzügigfeit einzutreten habe; 

2. daß ed daher Jedermann frey ftehe, in Zukunft in 
dem Bezirke der böhmifch = öfterreichifchen deutfchen Erblän— 
der mit Einfchluß Galiziend mit feinem Vermögen von einem 
Drte zu dem anderen zu ziehen, ohme daß unter was immer 
für einer Benennung ein grundherrliched , bürgerliched oder 
landesfürftliches Abfahrtgeid gefordert werden fünne; 

3. daß die Entrichtung eines Abfahrtgeldes alfo nur 
dazumahl Statt finde, wenn ein Vermögen aus einem der 
böhmifch » öfterreichifchen: deutfhen Erbländer entweder nach 
Ungarn und Siebenbürgen, oder nath dem Rande eined aus— 
wärtigen Staated gezogen wird; 

4. daß in diefem Falle nad Verſchiedenheit, ald das 
Bermögen unterthänig, bürgerlich, oder ohne einer dieſer 
beyden Eigenichaften ift, das Abfahrtgeld auf verfchiedene 
Art an die Grundherrfchaft oder an den Landesfürften, oder 
auch an beyde zugleich zu entrichten fey, jedoch dergeftalt, 
Daß das Ganze in feinem Falle 10 Percent überſteige; 

5. daß von einem unterthänigen, das ift einem ſolchen 
Bermögen, welches entweder einem Unterthane angehört, 
oder feiner Eigenfchaft gemäß einer Grundobrigfeit ald un: 
terthäniges Gut unterliegt, dem Grundherrn, in fo weit er 
das Recht, ein Abfahrtgeld zu beziehen, aus Verträgen 
oder einem fatirten und verjährten ruhigen Beſitze erweijen 


Kort: 
fegung. 
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fann, von bem wirklich aus ben böhmifch=öfterreichifchen deut⸗ 
ſchen Erbländern gehenden Vermögen das Abfahrtgeld mit 
5 pCt., oder 3 Kreuzer vom Gulden gebühre; 
6. daß von einem folhen Vermögen, welches die Ei. 
genſchaft eines unterthänigen Gutes nicht hat, und zugleich 
einem Eigenthümer angehört, der kein Unterthan, ſondern 
nur als Einwohner in einem Orte ſeßhaft iſt, ein grund⸗ 
herrliches Abfahrtgeld nicht genommen werden könne; 

7. daß gegen ſolche fremde Länder, in denen bey Ab⸗ 
zug eines Vermögens in die öſterreichiſchen Erbländer weder 
landesfürſtliches noch grundherrliches Abfahrtgeld abgenom— 
men wird, die genaue Reciprocität, Wechſelſeitigkeit beobach⸗ 
tet, und das in ein ſolch fremdes Land abziehende unterthä> 
nige Vermögen von dem grundherrlichen Abfahrtgelde eben 
fall frey gelaffen werden folle; 

8. daß die Obrigkeit genau darauf zu fehen habe, warın 
ein Vermögen, es mag nun dem grundherrlichen oder bür— 
gerlihen Abfahrtgelde unterliegen, oder nidyt, nad) Ungarn, 
nad Siebenbürgen oder nad) einem auswärtigen Staate gez0> 
gen werden follte, daß fonach die Anzeige dem Fiscalamte 
des Landes, aud welchem dieſes Vermögen geben fol, zu 
machen, und dad Vermögen vor erfolgender Entfcheidung 
nicht zu erfolgen , biemit jenen Obrigfeiten, welche fich dieß— 
falls eine Nachläfligfeit zu Schulden fommen laflen, zur 
ftirengften Verantwortung und Strafe zu ziehen feyen; 

9. daß dad Abfahrtögeld von dem beweglichen Vermö— 
gen, fobald dasfelbe einem ungarifhen oder fiebenbürgi» 
[hen Unterthanen, oder dem Unterthan eines fremden Lan— 
des zufällt,, oder daß der Eigenthämer dahin abziehet, im— 
mer fogleih genommen werde, wenn auch ein ſolches Ver— 
mögen noch in einem der böhmifch.: öfterreichifchen deutfchen 
Erbiänder gelaffen würde ; 

10. daß das Abfahrtgeld von unbeweglibem Vermögen 
nur bey deffen Verkauf oder Veräußerung abzunehmen ; 

11. dag vom Fruchtgenuſſe eined im Lande verbleiben- 
den Bermögend, ed mag in Zinfen, Sintereffen oder ſonſti— 
gen Nugungen beitehen, ein Abfahrtgeld nicht zu nehmen feye; 

12. daß diejenigen Gapitalien, welche eigentlich durch 
ein aus fremden Ländern eingebrachtes Vermögen entitan. 
den, einem Ubfahrtgelde nicht unterliegen ; es hätte dann 
der Eigenthümer derſelben zur Zeit, da er in ein fremdes 
Land ziehen will, ſich bereits durch zehn Jahre in den öfter- 
reichiſchen Erbländern aufgehalten, oder durch Ankauf eines 
unbeweglichen Gutes anfäßig gemadt; . 
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13. daß die Verbindlichkeit zur Entrihtung des Ab: 
fahrtgeldes allgemein fey, und daher auch die Söhne und 
Töchter der öfterreichifchen Unterthanen , welche fi in Un: 
garn, Siebenbürgen, oder in einem fremden Rande anfäßig 
gemacht haben, diefer Verbindlichkeit unterliegen, 


(. 193. 


Nach diefer legteren Borfchrift gebührt alfo der Grund» Gegen 
berrfchaft das Abfahrtgeld — wenn ſolche den Beſitz auszu: wärtiges 
weifen vermag, mit fünf von Hundert von dem nad) —— — 
zug der Schulden und ſonſtigen nothwendigen Auslagen 9°°° 
übrig verbleibenden Vermögen, und wird auf folgende Art 
abgenommen: | 

a) Bon dem aud einem der böhmifch » öfterreichifchen 
deutfchen Erbländer entweder nah Ungarn und Siebenbür— 
gen, oder in dad Ausland einer Grundberrfchaft feiner Pers 
fon oder Sache nach unterthäniger Unterthan binfichtlich 
ded aus der Jurisdiction der Herrfchaft ziehenden Vermö— 
gend. So 3. B kömmt das Abfahrtgeld,, wann ein der 
Grundherrfhaft N. N. unterthäniger Ruflicalbefiger N. N. 
fein Gut verkauft, und mit feinem ganzen Vermögen nad 
Eiebenbürgen abzieht, mit fünf von Hundert von dem un 
beweglihen Gute, dem erlöften Kauffhillinge und dem 
weiteren beweglihen Vermögen an die Grunpherrfchaft zu 
bezahlen. Sollte aber ein Adeliger 3. B. einen unterthäni» 

s m Grund befigen, und nah Siebenbürgen abziehen, fo 

ann die Grundherrfhaft N. N., unter welche diefer Grund 
gehört, nur von diefem liegenden Grunde, nicht aber von 
dem fonftigen Vermögen des Adeligen ein Abfahrtgeld ab: 
nehmen. 

b) Bon dem beweglichen abziehenden Vermögen wird ' 
dad Abfahrtgeld, wenn der Unterthban abziehet, fogleich 
bey feinem Abzug, felbft, wenn foldyes noch zurüdbleibt,, 
von dem unbeweglichen aber erft nach dejlen Veräußerung 
abgenommen. 

c) Bon dem beweglihen Vermögen kann die Grund- 
herrfchaft das Abfahrtgeld —in fo ferne das Vermögen nicht 
Ausflattungen der in andere Länder ſich verehelichenden Per: 
fonen und Fahrniffe betrifft — nad) einer Schäßung, von 
dem unbeweglichen Vermögen aber von jenem Werthe ab: 
nehmen, der in dem Kaufcontracte ald Kaufſchilling erjcheint. 
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$. 194. 
Ausnap: Die Srundherrfchaft Faun jedoch ein Abfahrtgeld in fol: 
men. genden Fällen nicht abnehmen: 

a) Wenn felbe den Beſitzſtand des Bezuges des Ab» 
fahrtgeldes gefeglich auszumeifen nicht vermag ; 

b) wenn dad unterthänige Bermögen in eine hierländige 
Provinz gezogen wird; 

c) wenn dad Vermögen zwar in dad Ausland gebt, 
aber zwifchen biefem Auslande und dem Inlande die Wed 

„ felfeitigkeit, Reciprocität beftebt und beobachtet wird; 

d) wenn die abziehenden Capitalien eigentlich durch ein 
aus fremden Ländern hierher gebrachted Vermögen entftan: 
den find; auögenommen, daß der Eigenthümer derfelben ſich 
bereit5 durch zehn Fahre im Lande aufgehalten, oder durch 
Ankaufung eined: unbeweglihen Gutes ſich anfäßig gemacht 
bat, in weldy beyden legteren Fällen das Abfahrtgeld genom: 
men werden kann; , 

e) wenn nur ber Fruchtgenuß eined im Lande bleiben: 
den Vermögens, er mag nun in Binfen oder fonftigen Nu: 
tzungen beftehen, nach Ungarn, Siebenbürgen oder in dad 
Ausland geht. Diefe Beftreitung erftredt fich aber nicht auf 
das Gapital felbft, in welchem Falle dad verfallene Intereſſe 
dem Gapitale zuzufhlagen und dad Abfahrtgeld vom To— 
talbetrage zu benehmen und abzunehmen ift; 

f) wenn Ausftattungen an die in das Audland ıc. fi 
verheirathende Perfonen oder Fahrniffe hinaus gehen. Vid. 
Hofdecret vom 5. July 1787. 


$. 105. 
Sreyzü- Mit mehreren auswärtigen Staaten beftehen Freyzügig— 
Hal, feitöverträge. Der vorzüglichere ift jener, welcher unter öfter: 
(hen Bun. teibifhen Mitwirkung und Beyſtimmung durch die Bun: 
desitaa. deöverfammlung zu Franffurt am Mayn mit Beſchluß vom 
ten. 25. Zuny 1817 zur Bollziehung des Art. XVILL lit. C. der 
Bundesacte zu Stande gekommen, worüber fhon mit Hof: 

decret vom 13. September 1819 die proviforifche Anordnung 

der Frenzügigfeit, nachhin aber das höchfte Patent vom 2. 

März 1820 erfolgt ift, und folgenden wefentlichen Inhaltes ift : 

1. Ben jeder Art von Vermögen, welded aus einem 

der öfterreichifchen Ränder und Gebiethe, mit welchem dem 
Bundesftaate bevgetreten wurde, und welche in der von der 
Öfterreichifihen Bundestagesgefandtfchaft in der fünfjehnten 

Sigung vom 6, April 1818 übergebenen Erklärung nahment- 
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lich aufgeführet find, in einen anderen beutfchen Bundes: 
ftaat, es fey aus Veranlaflung einer Auswanderung, oder 
aus dem Grunde eines Erbfchaftdanfalles, Verkaufes, Tau— 
ſches, Schenkung, Mitgift, oder auf irgend eine andere 

— übergeht, ſoll eine vollkommene Freyzügigkeit Statt 
nden; 

2. diefe Vermögensfreyzügigkeit hat in der Art Statt, 
daß diejenigen Abgaben, welche die Ausfuhr ded Vermö— 
gend in einem der zum deutfchen Bunde gehörigen Staate, 
oder den Uebergang des Vermögenseigenthumes auf Ange: 
hörige eines anderen Bundesftaates beſchränken, fie mögen 
nun biöher in die öfter. I. fürftl. Caſſen gefchloflen, oder etwa 
an Privatberechtigte und Communen zu entrichten gemefen 
fenn, aufzuhören haben, wodurch daher die I. fürftl. Nach: 
fteuer und Eınigrationdtare, fo wie das grundberrliche und 
bürgerliche Abfahrtgeld aufgehoben ift; 

3. diefe Frevzügigkeit beruht nad dem obgedachten Be- 
ſchluß auf dem Princip einer unter den deutfhen Bunvesftaa- 
ten gegenfeitig geltenden Gleihftelung (Wechjelfeitigfeit, 
Reciprocität) ded Inländers mit‘dem Ausländer. Daher 
haben auch alle jene Abzüge im Inlande Statt, welde im 
Auslande mit einem Exrbfchaftöfalle, Legate, Verkaufe, Schen: 
tung u. dgl. verbunden ift, wenn felbe ohne Unterfchied ent- 
richtet werden muß, od das Vermögen im Lande bleibt, oder 
binaudgezogen wird, und ob der neue Befiger ein Inländer 
oder ein Fremder ift; 

4. in dem bemeldten Bundeöbefchluffe ift der 1. July 
1817 als Zermin angenommen worden, von weldhem ange: 
fangen die Bermögendfrenzügigkeit- in den deutfchen Bundes: 
ftaaten zu beobachten fümmt. Hieraus folgen nachſtehende 
Anordnungen: 

a) Daß die vor oder nach dieſem Zermine Statt gefun- 
dene VBermögenserportation und der Verzicht auf das Unter: 
thansrecht ben der Frage der Zahlungdpflichtigfeit oder Be— 
freyung zur Richtfehnur anzunehmen ſey; und 

b) daß in allen denjenigen Fällen, wo feit dem 1. July 
1317 eine Bermögend-Erportation in einem anderen deutichen 
Bundeöftaate eingetreten ift, und etwa die landeöfürftliche 
Nachſteuer oder die Emigrationdtare , Oder dad grundherr- 
lihe und bürgerliche Abfahrtgeld bezogen worden ſeyn follte, 
ber ausfallende Betrag an die betreffende Partey in dem 
Sale zurüdzuerftatten fey, ald von derfelben im gehöri— 
gen Wege nachgewiefen werden kann, daß in dem deutfchen 
Bundesſtaate, wohin ein foldyes Vermögen abgezogen wurde, 
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wirklich auch mit Rückſicht auf den Termin vom 1. July 1817 
die VBermögensfreyzügigkeit gegen die öfterreihifchen Erblän- 
der und Gebiethe Aue dem Princip der Reciprocität (Wech- 
fetfeitigfeit) vollfommen beobachtet wurde; 

c) daß ſich diefer Bundestagbefchluß nur auf folgende 
öfterreichifche Erbländer und Gebiethe erftrede, als: 

1. auf das Erzherzogthum Defterreich ; 

2.» » Herzogthum Steyermark; 

3.» » » Kärntben ; 

A. »5 » Krain; 

5. » » Öfterreichifche Friaul, oderden Görzerfreis (Görz, 
Gradiska, Tolmein, Flitſch, Aquileja) ; 

6. auf das Gebieth der Stadt Trieſt; 

7. auf die gefürſtete Grafſchaft Tirol mit dem Gebiethe 
von Trient und Brixen, dann Vorarlberg mit Aus: 
nahme von Weiler; 

8. auf das Herzogthum Salzburg ; 

9. » » Königreich Böhmen ; 

10. » » Markgrafthum Mähren; 

11. » den öfterreihifchen Antheil an dem Herzogthume 
Schleſien mit Inbegriff der böhmifch = fchlefifhen Her: 
zogthümer Aufhmwig, und Zator; 

12. Hohengeroldseck. 

$. 196. 
Antheile So wie die öfterreihifhe Monardie nit ganz zum 
Ne — deutſchen Bunde gehört, eben fo gibt es auch Bundesſtaa⸗ 
ten. ten, die auch nur theilweife zu dem deutfchen Bunde gehö- 
ren; biefe find: 

1. Preußen — binfihtlih von Pommern, DBranden> 
burg, Schlefien, Sahfen, Weftphalen, Eleve, Berg und 
Niederrhein. . 

2. Dänemark — hinſichtlich auf Hollſtein; und 

3. die Niederlanden hinſichtlich des Großherzogthums Luz 

remburg, deſſen Umfang in dem LXVIII. $. der Wiener Con⸗ 
greßacte angezeiget ill. 


$. 197. 
Srenzüs Es ift fchon oben bemerkt worden, daß außer diefen 
— 1% deutfchen Bundesftadten noch andere Staaten mit Defterreich 
TenStau. Freyzügigkeitsverträge abgefchloffen haben; diefe find fol 
ten. gende? ' 
1. Das Königreih Dänemart— zufolge Hofdecreted vom 
3. April 1812. N 
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2. Dad Kaifertfum Rußland, rückſichtlich des König: 

reiches Pohlen in Folge Convention vom 3. May 1815, 

3. Das Königreih Schweden nad) dem Hofdecrete vom 
15. December 1820. | i 

4. Die fchweizerifche Eidgenoffenfhaft laut Eirc. Ver: 
ordnung vom 26. April 1818. 

5. Die Herzogthümer Parma, Piacenza und Guaftalla, 
laut Vertrag vom 7. November 1817. 


§. 198. 
Dad bürgerliche Abfahrtgelbd ift jenes, welches 
von einem bürgerlichen Vermögen abgenommen wird. 


$. 109. 

Nah Inhalt des Patente vom 14. März 1785, 6. 4 
bleibt den landesfürftlihen Städten und Märkten, denen 
aus befonderer landeöfürftlicher Gnade derzeit der Bezug ded 
landesfürftlichen Abfahrtgelded eingeräumet. war, noch fer= 
ners die Einhebung des Abfahrtgelded mit 10 pCt. oder 6 fr. 
vom Gulden von dem bürgerlichen Vermögen, das ift von jer 
nem Bermögen überlaflen, weldyes entweder einem Bürger, 
(Gewerbömann) angehört, oder ald eine bürgerliche Reali« 
tät, ein bürgerliched Gewerbe, oder ein Fond einer bürger- 
Fr Handlung die Eigenfchaft eines bürgerlihen Gutes an 
i at. 


ten in Folge ausdrücklicher landesſürſtlicher Privilegien in dem 
verjährten ruhigen Beſitze eines bürgerlichen Abfahrtgeldes 
find, fo beziehen fie hiervon nur 5 pCt., die übrigen 5 pEt. 
fommen jedoch als landesfürftliches Abfahrtgeld abzuführen. 

Nach den hinfichtlich des Abfahrtgeldbezuges gegenwär— 
tig befiehenden VBorfchriften findet das bürgerliche Abfahrtgeld 
nur noch in den Fällen Statt, wo’ ein Vermögen aus Böh— 
men nad Ungarn oder Siebenbürgen, oder endlich in das 
Ausland in einen ſolchen Staat gezogen wird, welcher nicht 
in dem deutichen Bunde begriffen ift, oder mit welchem ein 
befonderer Freyzügigfeitövertrag nicht befteht. - 


$. 200. 


Dad landedfürftiihe Abfahrtgeld ift jenes, 
welches von einem fulchen Vermögen genommen wird, fo 
weder unterthäniger noch bürgerlicher Eigenfchaft ift, und 
einem Eigenthümer angehört, der nicht Unterthan und Bürs 


Das bürs 

gerlide 

Abfahre 
geld, 


Nähere 
Beftim: 
mung- 


Wenn jedoch Municipalftädte und auch Grundherrfchaf: 


Das lan» 

desfürft: 

ide Ab: 
fahre: 
geld. 


Näbere 
Bc ftims 
mung. 


Grund: 
buchsge— 
bühren. 
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ger, ſondern nur als Einwohner in einem Orte fein Domi— 
cilium bat. 
| $. 201. 


Zufolge des unterm 12. September 1791 erlaflenen Pas 
tentes ift die Freyzügigkeit eines aus den hierländigen Pro> 
vinzen nach Ungarn und Siebenbürgen abgehenden Vermö— 
gend auch auf diefe beyden Länder nähmlih Ungarn und 
Siebenbürgen, jedoch nur binfichtlich ded landeöfürft: 
lichen Abfahrtgeldes audgedehnet worden. 

Das landesfürftliche Abfahrtgeld befteht alfo gegenwär— 
tig nur noch gegen jene auswärtige Staaten, welde nicht 
in dem deutfcben Bunde begriffen find, oder mit welchem 
ein Freyzügigkeitövertrag noch nicht beſteht. 


$. 202. 


Die Beſchwerden, die Über die Bemeffung, Abnahme 
eines Abfahrtgelded allenfaus erhoben worden, find nad 
Anhalt des Hofvecreted vom 8. April 1791, in Zukunft nicht 
von den Zuftizbehörden als ein Juftizgegenftand, fondern von 
den politifchen Känderftellen als ein bloß politifcher Gegen» 
ftand zu behandeln. 

$. 203, ; 

D. Die Srundbuhögebühren betreffend. 

Dad Grundbuch beiteht aus der Befchreibung aller 
zu der Grundherrſchaft gehörigen unterthänigen Realitäten 
und Grundftüde, aus der Benennung ihrer Befiger und 
aus der Bezeichnung der fich hierauf beziehenden Verände— 
rungen, endlich aus der Bormerkung aller dinglichen Zaften. 


$. 204. 


Das Recht, ein Grundbuch zu führen, ift in der Regel 
jeber Grunpherrfchaft zuftändig,, von welcher auch die Ge— 
richtsbarkeit ausgeübet wird. Nach dem Hofdecrete vom 6. 
Auguft 1787, kann jedoch auch eine Gemeinde, wenn ſel— 
ber auch eine Gerichtöbarkfeit nicht mehr zufteht, dad Recht 
des Grundbuches befigen, und noch fortan ausüben, 


$. 205. 


Die Führung des Grundbuches ift übrigens den Grund- 
herrſchaften, oder ben hierzu berechtigten Gemeinden mehr 
läftig, ald erträglich , indem doch immer wenigſtens ein eis 
gener beeideter Beamter hierzu verwendet werden muß, Da» 
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ber auch mit der Führung des Grundbuches befondere Bezüge‘ 
verbunden find. i 
Nach dem Hofdecrete vom 5. Yuguft 1791 iſt fich dieß- 
falls, bis eine neue Zarordnung deßhalb beflimmt werden 
‚ wird, lediglich an das Accidentienpatent vom 15. May 1779 
J. 172 zu halten. 

Nah dem Hofdecrete vom 5. July 1790 wurden bie 
dießfälligen Anftände und Anfragen, da der Bezug der Grund: 
buchsgefälle größten Theils mit dem nexu subditellae verfloch— 
ten ift, der Amtöhandlung der politifhen Behörden zuges 
wiefen. 

$. 200. 


Bufolge Hofdecreted vom 15. May 1819 dürfen diefe In wel— 
Gebühren vom 1. September 1819 angefangen in Conv. HerWähs 
Münze abgenommen werden. sung. 


—— 1.0... 


Zweyter Abfohnitt. 


Bonderen Ablöfungen unterthäniger Giebig: 
keiten. | 


— 


$. 207. 


Damit in Fällen, wo Güterbefiger über die Abldfung Gefebli— 
der Giebigfeitenleiftungen mit ihren Unterthbanen de Bor; 
Verträge fchließen, oder zu dem Gute (Herrfchaft) gehörige Fihten 
Gründe und andere Theile veräußern, bey ſolchen Gütern, an 
auf welche einem Dritten Rechte zuftehen, diefe nicht verlegt, fung 
zugleich die Unterthanen nicht befhädiget werden, wurden 
durh Patent vom 1. September 1798 folgende Vorfchriften 
ertheilet ; nähmlich: 

1. Daß jeder Vertrag, wodurch ein Gutöbefiger feinen 
Unterthanen die Entrichtung der Üblihen Perfonal: und 
Naturalgiebigkeiten gegen Erlag eined Geldbetrages 
auf immerwährende Zeiten erlöft, oder wodurch fämmtliche 
Grundſtücke, ein Meverhof, oder andere beträchtliche Be— 
ſtandtheile der Herrfchaft an die Unterthanenvertheilt 
werben, zwar von dem * ſeiner Errichtung, jedoch 
nur in dem Falle ſeine gültige Wirkung habe, wenn er von 
dem Kreisamte die Beſtaͤtigung erhält; 
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"9. daß daher jedesmahl unumgänglich bey dem Kreis- 
amte diefe Beftätigung nachgeſuchet, dem Anfuchen aber 
ern Auszug aus der Landtafel beygeleget werden müfle, 
woraus erhelle, ob dad Gut, von weldem ein Beltand- 
theil veräußert werden foll, mit einem wie immer befchaf: 
fenen Fideicommiß = Lehen oder einem anderen Bande be= 
haftet, auch ob, und wie ed mit Schulden belaſtet ift; 

3. daß in dem Kalle, als dieſes Gut, bey welchem dieſe 
Beränderung vorgeben fol, bey diefer Erhebung als allo— 
dial und fehuldenfrey befunden wird, dad Kreisamt bioß 
auf die innere Beichaffenbeit des Vertrages Rüdficht zu neh— 
men babe, nähmlich: ob diefer Vertrag deutlich, der Faſ— 
fung des Unterthans angemeffen, und auf.eine unzweydeu— 
tige Art aufgeſetzet fey, ob er Feine Gefeßwidrigfeiten ent= 
halte, und ob er der Aufrechthaltung des Unterthans zu= 
fage, daß daher dort, wo dieſe Eigenſchaft nicht bemerfet 
worden, nach vorausgegangener Verbeſſerung der Gebre= 
chen, wo diefe Eigenfchaften aber zufammen treffen, die 
Beftätigung ohne allem Anftande ertheilet werden folle ; 

4. daß aber in dem Falle, als der beygebrachte Land⸗ 
tafelauszug zeigt, daß das Gut mit irgend einem Bande 
oder Laſt behaftet ift, welche damit frey zu fchalten nicht 
erlaubt, auch von den Zheilnehmern und der Behörde 
die Bewilligung zu dem abzufchließenden Vertrage beyzu— 
bringen fey, und dad Kreisamt ohne diefer Bewilligung 
die Beftätigung nicht ertheilen könne; 

5. daß ſonach in dem Falle, ald das Gut mit Schul— 
ben belaftet ift, der Vertrag vorläufig durch da8 Kreisamt 
an die Landrechte zu fenden, und von lebteren fodann den 
ſämmtlichen vorgemerften Gläubigern zu dem Ende mit 
zutbeilen ſey, damit diefe binnen einer verhältnifmäßig zu 
beflimmenden Zeitfrijt die ihnen ſich allenfalld darbiethen— 
den Einwendungen, und die Erklärung über dasjenige, 
was fie zu ihrer Sicherftelung weiter für nothwendig hal— 
ten, den Landrechten vorlegen, und diefe hiernach die Zus 
läfligfeit des Vertrages beurtbeilen mögen ; 

6. daß die Landrechte, wenn mit den in der beftimme 
ten Zeitfrift mit ihren Einwendungen und Erklärungen 
eingetretenen Gläubigern die Sache in Güte oder durdh 
rechtlihe Entfcheidung abgethan iſt, oder fich Feiner deß— 
wegen gemeldet hat, hiervon dem Kreisamte die Eröffnung 
zu machen haben, damit diefes hiernach, wenn ſonſt der 
Vertrag die oben ad 3"”" bemerften Eigenfchaften befißt, 
legteren beflätigen oder die Beflätigung verweigern fünne; 


x 
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7. daß bie freisämtliche Beftätigung die Wirfung nad 
fi ziehe, daß nähmlich der Käufer oder Uebernehmer diefes 
Vertrages wegen von feinem der auf dad Gut verficherten 
Gläubiger, oder anderen Theilhaber angefochten werden 
könne. Nur habe der Käufer die Aufmerkfamfeit zu tragen, 
dad er durch voreilige Auszahlung eines Kaufſchillinges nicht 
zu Schaden fomme. Endlich 

8. daß — fobald ein folher Vertrag in gültige Wir: 
fung geſetzt ift, das Landtafelamt deſſen Inhalt in den 
landtäflihen, und das KRectificatorium in den KRectificas 
tionsbüdern vorzumerfen habe. 


(. 208. 


pe 


Die Vorfchriften über die emphiteutifche Deranperung. Bor: 


berrfhäftliher Gründe beftehen in Folgendem: 

1. Daß die Kreisämter bey den Kreid- und Bezirks: 
bereifungen auf die genaue Befolgung des Patente vom 
1. September 1798 die emphiteutifhe Veräußerung obrigs 


feitliher Gründe betreffend, genau zu feben haben, damit | 


nicht die heilfame Abficht des Gefetes vereitelt, und die — 
der Geſetze unfündigen Unterthanen in Schaden verfeget 
würden. Vid. Verordnung vom 13. Auguft 1801. 

2. Daß bey dem Umftande, weil nähmlich von meh: 
reren Herrfchuften die Dominicalgründe den Unterthanen in 
das emphiteutifche Eigenthum überlaflen worden, ohne daß 
bierüber vorläufig die gebörige Einwilligung der landtäf— 
lihen Gläubiger eingebvlet und die Betätigung, dann die 
Einverleibung der dießfälligen Contracte veranlaßt wurde, 
forgfältigft darauf zu fehen, damit folhe emphiteutiſche 
Veräußerungen nicht ohne Beobahtung obbemeldter For: 
malität (nad dem Patente vom 1. September 1798) vorge: 
nommen, noch weniger aber von den Unterthanen eher, als 
alle dießfalls gefeglich vorgefchriebenen Bedingniffe erfüllet 
werden find, der Kaufihilling berichtiget werde. Vid. Ber: 
ordnung vom 30. December 1802. 

3. Daß zu dem Ende, um in diefer Hinfisht nachtheis 
ligen Folgen vorzubeugen Ä 

. a) die emphiteutifche Verpachtung, wie auch jede mit 
einer Zerſtückung verbundene Veräußerung der Dominical- 


gründe ohne wichtiger Urfache nicht mehr zu geftatten, und. 


wo fie nad den Rocal: und anderen Urfachen Statt finden 
kann, fih zur Verhinderung kleiner Zerflüdungen genau 
an das Maß gehalten werden folle, welches für die Ber: 
ftüdung der Ruflicalgründe vorgefärieben iſt, und 


hriften 


tifde 
Berträs 
ge. 
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b) der Ankauf Ianbtäflidher Realitäten durch Unter> 
thanen und Kandtafelunfähiae, welche zum Lande nicht Has 
bilitirte, durch die momentane Nehmung des Bürgerrechts 
in den dießfalls privilegirten Städten hierzu fi zu befä— 
higen glauben, von nun an gänzlich abgeſtellet fey, und 
fih bierinfals nicht nur genau an die Landesordnung ges 
halten, fondern auch die auf diefen Gegenftand Bezug ha— 
benden höchſten Verordnungen vom Jahre 1053 und 1054 , 
befonders jene vom 23. May 1053, wo ed wörtlich heißt: 
dag nur jenen Bürgern der privilegirten 
Städte in Böhmen, welche dafelbfi wohnen, 
eigene Häufer befigen, und mit den Städten 
beben, legen und leiten, der Beſitz landtäf: 
liher Realitäten geftattet werde; nicht mehr, 
wie bisher zum Nachtheile des Allgemeinen umgangen wer: 
den. Vid. Hofdecret vom 29. September 1803. | 

Bemerkung. Bon der bey Funds: und Staatögütern 
dießfalls einzutretenden Ausnahme ift fchon im erſten Haupt⸗ 
ftüde diefed Werkes nähere Erwähnung gefchehen. 

4. Daß nah dem Sinne ded wiederholt kundzuma— 
chenden Patentes vom 1. September 1798 in allen Fällen, 
wo Güterbefiger entweder über die Ablöfung obrigfeitlicher 
Biebigkeiten , oder über die emphiteutifche Veräußerung zu 
dem Gute geböriger Grundfiüde und anderer Beitand« 
theile mit Unterthbanen Verträge fihließen, nicht eher die 
Obrigkeiten an Kauffchillingdgeldern Etwas einheben, und 
bie Unterthanen auf Abfchlag derfelben an ihre Obrigkei— 
ten und Wirchfehaftsamter Etwad bezahlen follen, als bis 
denfelben die dießfalls nach der verläufigen landtäfliden 
Prüfung von dem k. Kreisamte beftätigten Berträge einge— 
bändiget worden find; daß hiermit aud) dad Kreisamt diefe 
Beſtätigungen nicht eber ertheilen folle, als bis demfelben 
der umftändliche Landtafelamtsguszug, welcher jedem fol» 
chen Beftätigungdgefuche beyliegen muß, vorgelegt wird, 
aus welchem fich zeigen muß, ob das Gut mit irgend eis 
nem Bande, oder einer auch nur geringen Schuldenlaft be= 
haftet ift; endlich daß in diefem Falle die gedachten Ver— 
träge nebft dem Zabularertracte, und mit einem genauen 
Berzeichniffe aller vorgemerkten Gläubiger mit beygefügter 
Anzeige ihrer Wohnörter oder legitimirten Bevollmäch— 
tigten den fönigl. Kandrechten zur Amtshandlung einzufen= 
den, und nur nach der von denfelben erfolgten Begnehmi— 
gung die angefuchte Beftätigung — wenn übrigens ber 
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Vertrag alle gefegmäßigen Eigenfchaften hat, zu ertheilen 
fey. Vid. Verordnung vom 20. October 1803. 

5. Daß von den Kreisämtern den vorfommenden Ur: 
funden über Verkäufe oder Verpachtungen obrigkeitlicher, 
oder Gemeindegründe die gewöhnlichen Beftätigungsfor: 
meln unmittelbar felbft beygerückt, alle diefe Urkunden aber 
gutähtlic an das fönigl. Gubernium einbegleitet werden 
folen, damit, wenn die Sache feinem Anftande unterliegt, 
die erhaltene Gutheißung: fie felbft beftätigen zu dürfen, 
eingeholet, und dieſe erhaltene Gubernialgutheißung mit 
Aufführung des Zages und der Gefchäftszahl der Beftä- 
tigung beygefeget werde. Vid. Verordnung vom 2. No» 
vember 1803. s 

6. Daß alle in [eh 8 Wochen nach dem 1. November 
1803 in Betreff der an Unterthanen veräußerten Dominis 
calgründe zu Stande gefommenen Verträge nad) dem Patente 
vom 1. September 1795, und nad) der Verordnung vom 
20. October 1803 ; — die übrigen Gontracte aber, die erft 
nach diefen verfloffenen Termin zum Borfchein fommen, 
fireng nach dem Hofdecrete vom 29. September 1803 zu be: 
handeln feyen. Vid. Verordnung vom 9. März 1804. 

7. Daß in Folge der — dem Patente vom 1. Septem> 
ber 1798, nachgefolgten Gubernial: Verordnung vom 20. 
October 1803 , vermög welder ſämmtlichen Dominien die 
Einbringung individueller Verzeichniſſe der etwa ohne bie 
vorſchriftmäßig-kreisämtliche Amtshandlung, dann Beſtäti— 
Yung der verkauften obrigkeitlichen Gründe, oder veränder— 
ten Giebigfeiten nebft den dießfälligen landtäflichen Ertracs 
ten bey den Kreisämtern anbefohlen wurde, aus Gelegens 
beit angefuchter Loszählungen von diefen Eingaben — der 
Umftand über jene Verträge, die vor dem erlaffenen Pa= 
tente vom 1. September 1798 — und über jene Verträge, 
die n ach diefem Patente gefchloffen worden find, unterfchies 
den werden müflen. In Folge dieſer Unterfcheidung uns 
-terliegen 

a) jene Verträge, welche die Obrigfeiten mit ihren 
Unterthanen, ed fey nun über abgelöfte Giebigfeiten oder 
Robothen, oder Ueberlaffung einiger Dominical-Grundftüde 
an ihre Unterthanen ind emphiteutifhe Eigenthbum vor 
diefem Patente vom Jahre 1798 abgefchloffen haben, der Be— 
handlung nad viefem Patente nicht, mithin haben dieß» 
fals feine Eingaben an dad Kreisamt zu beftehen; jedoch 
müffen alle diefe Verträge, wenn es noch nicht gefchehen 
feyn fol, nach ausdrüdlicher Weifung der Hofverorbnung 

10 
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vom 24. Auguft 1789 bey dem Kreidamte angemeldet, und 
von diefem beftätiget werden; Hingegen unterliegen 

b) alle übrigen Contracte, welche erfi nach dem bes 
fannt gemachten Patente vom 1. September 1798 zu Stande 
gefommen find, der Behandlung nad diefem Patente, und 
der zur Handhabung deöfelben unterm 20. October 1803 
ergangenen Gubernial» Verordnung, wovon feine Obrig- 
keit losgezählet werden könne, und daher die nötbigen Ein— 
gaben an dad Kreisamt allerdings leiften müffe- Vid. Vers 
ordnung vom 3. May 1804. - 

8. Daß bey Veräußerung jener Rufticalgründe, 
welche fih vor dem Nahre 1748, cataftralmäßig in obrig— 
feitlichen Händen befinden, die Patentalvorfchrift vom 1. 
September 1798 beobachtet werden müffe, weil diefe Gründe 
nur in Anfehung der Steuer und Borfpanndleiflung von 
den übrigen Dominicalgründen unterfchieden, und weil die: 
felben in obrigfeitlichen Händen ohne nexu subditellae (ohne 
dem Unterthandverbande) fich befinden, daher einen inte- 
grirenden Theil ded DominicalsBejigftandes ausmachen, und 
in den rechtlichen Folgen und Verbindlidyfeiten desſelben mit— 
begriffen find ; daß jedoch ein anderes Verhältniß bey den 
feit. ver Recalculationsrolle des Jahres 1748, oder län» 
ger ſchon in Händen der Unterthanen befindlichen , bisher 
aber etwa. uneingefauften Rufticalgründen eintrete, welch 
legtern dem Untertban fhon in dem Landescatafter zuge: 
fchrieben find, und nur in Beziehung auf die daran kle— 
benden unterthänigen Berbindlichfeiten einen landtäflihen 
Beſtandtheil des Dominicalid ausmahen. Bey dem Ein: 
kaufe derfelben gebt in Anfehung des Realbefigftandes der 
untertbänigen Gründe feine neue Erwerbung, und für die 
den Einkauf fließende Obrigkeit feine Verminderung ibrer 
Gründe, noch ihres Eigenthumes vor; weil der Unterthan 
durch den Ankauf feines Grundes keinesweges ein Grund: 
eigenthbum, IEnDerR nur rem incorporalem, nähmlich das 
Recht des erblihen Nusgenuffes erwirbt, dad Grundeigens 
thum aber (dominium directum) und alle in demfelben ges 
gründete, und auf dem Grunde radicirte Pflichten, Dienfte 
und fonftige Giebigfeiten, welche der Grundinhaber der 
Obrigkeit zu leiften ſchuldig ift, und welche allein mittelft 
ihres Schätzungsanſchlages einen Theil tes landtäfliden 
Eigenthumes ausmachen, der Obrigkeit nach wie vor dem 
Grundeinfaufe angehören, noch ferner ihr Eigenthum, und 
in ihrem Grtrage zugleih unverändert bleiben. Der mei 
ſtens auf lange Friftenzahlungen flipulirte Einfaufspreis 
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kann auch in Hinficht auf dad Patent vom 1. September 
1798 , in feine Erwähnung gezogen werden , weil derfelbe 
nur ein Surrogat jener dem Unterthan verkauften rei in- 
corporalis wird, welche niemahls einen Theil des landtäf— 
lien Eigenthumes ausmadhte, woran alfo auch Fein Gläu— 
biger, noch fonft wer eine Hypothek oder anderes Recht 
baben fonnte, daher dann bey dem Einkaufe der uneinges 
kauften Nufticalgründe die Wirkfamkeit des Patentes vom 
1. September 1798 nicht eintritt, da diefer Einfauf nach 
den beftebenden Vorfchriften ftatt erſchweret, vielmehr er: 
leichtert werben fol. Vid. Berorbnung vom 12. July 1804. 
Endlich 

9. baß zur Befeitigung alles Unterfchleifes mittelft alls 
fälliger Burüddatirung von nun feine Gontracte über ges 
feswidrige Zerflüdung der Dominicalgründe, die vor dem 
Hofdecrete vom 29. September 1803 gefchehen, und wor» 
über nicht fhon gemäß Verordnung vom 20. October 1803 
die Berzeichniffe beym f. Kreisamte eingebracht worden find, 
mehr anzunehmen, noch auch zur Beitätigung geeignet 
feyen. Vid. Verordnung vom 26. July 1804. 


Dritter Abfchnitt, 


Bon bdler Erecution der Urbarialgaben. 
$. 209. 


Hinfichtlid der aus dem Unterthandverbande entfprins Erecn 
genden berrfchaftlichen Forderungen, und der hieraus erstion ber 
wachfenden Rüdftände ift in Bezug auf deren Beytreibung, Re 
Grecution, unterm 23. December 1807 die höchſte Entfhlies ger 
Bung im Nachflehenden erfolgt: 

„Um dem Gebrechen zu jteuern, welches ſich auch in 
Böhmen in dem Verfahren in Unterthansfachen eingefchlis 
hen hat, daß feit der Einführung der obrigkeitlihen Juſti— 
tiäre bie und da die fomohl aus dem Bande der Unter 
thänigfeit entfpringenden unterthänigen Schuldigfeiten , al8 
aud anderweitige Rentrefte von den obrigfeitlihen Beam— 
ten bey dem eigenen obrigkeitlihen Juſtizamte gerichtlich 
eingeklagt, und nad Vorfchrift der allgemeinen Gerichte« 
ordnung erecutirt werden, welches den beftehenden Gefegen 
offenbar zu wider ift, hat man folgende Weifung zu erlafs 
fen befunden :“ “ 

ı0 ® 


‘ 


Art der 
Eintreis 
bung 
beriel 
ben. 
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„Entweder ift dad Bezugdrecht der obrigfeitlichen For: 
derungen von ihren eigenen Unterthanen oder Empphiteuten 
ftreitig oder nicht. Iſt das Bezugsrecht der obrigkeitlichen 
Anſprüche felbft jtreitig, und ed handelt ſich nicht bloß um 
bie Erörterung des Factums, fondern ded Rechtes, wo das 
ber gemäß der |. 32 des Patented vom 1. September 1781, 
die Entfcheidung den ordentlichen Gerichtöjtellen zufteht, fo 
ift ein folder Streit zwiſchen Obrigkeit und Unterthan, 
oder ihren Empbiteuten von dem Landrechte der Provinz 
nah Weiſung der Jurisdictionsnorm zu vollführen. Iſt 
hingegen dad Bezugsrecht nicht ftreitig, fondern der Unter— 
than oder Emphiteut nur in Abführung desjenigen, was 
er feiner Obrigkeit entweder aus dem Bande der Unterthäs 
nigfeit, oder auch aus was immer geartetem Vortrage an 
Krohn, — Ablöfungd: Verträgen, Geld: oder Natural:Bins 
fen, Kauffchillings = Friftgeldern, emphiteutifchen oder zeit— 
lien Pachtgaben, oder auch an Rentreften für abgenom: 
mene obrigfeitliche Erzeugniffe, oder für die dem Unter: 
than an Samen, Vieh, Bauholz u. dgl. geleiftete Aus⸗ 
hilfe unwiderfprochener Maßen in der bedungenen Zeit zu 
bezahlen fhuldig ift, ſäumig; fo kann weder eine gericht- 
liche Erecution, noch weniger eine vorläufige, rihterlihe Ents 
ſcheidung Plag greifen, fondern den Obrigfeiten ift durch 
die politifhe Verordnung geftattet,, dergleichen unftreitige 
Forderungen durch bie LANDE SB DE AHUSDEN Zwangsmittel 
mit möglichſter Schonung des fundus instructus der Unter— 
thanen, und nach der vorher ſichergeſtellten landesfürſtli— 
chen Steuer im politiſchen Wege ſelbſt von den Untertha— 
nen beyzutreiben. In keinem Falle kann daher das eigene 
obrigkeitliche Juſtizamt zwiſchen Obrigkeit und Unterthan 
als Richter auch nur im Executionswege einſchreiten. Ueber 
die Hintanhaltung dieſes geſetzwidrigen Unfuges iſt daher 
ſtrenge zu wachen, und es find die untergeordneten Juſtiz— 
behörden an die gefetzliche Ordnung zu erinnern.« 
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Die Eintreibung rüdftändiger herrſchaftlicher Giebigs 
feiten kann daher weder auf den Grund eined geridhtlis 
hen Sprudes, und auch nidyt in jener Art, wie bey den 
landesfürftlihen Steuern, wo die Militärerecution Statt 
findet , eintreten. 

Die Zwangsmittel, die daher der Herrfchaft dießfalls 
übrig find, beftehen theild in der Pfändung desjenigen Mo— 
bilar-Bermögens des Unterthans, welches nach dem landes= 
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üblihen Bewirthſchaftungs-Syſteme nicht zum fundus in- 
structus gehört, theil$ auch in der endlichen Abftiftung, wenn 
auf andere Art die Giebigkeiten nicht mehr eingebracht wers 
den fönnen. i 


$. 211. 


Nach dem bürgerlichen Geſetzbuche, IL. Theil $.296 wird Fundus 
auch das Getreide, Holz, Viehfutter und alle übrigen, ob. !nstruc- 
gleich ſchon eingebrachten Erzeugniffe, fo wie aled Vieh, und '"* 
alle zu einem liegenden Gute gehörigen Werkzeuge und Ges 
räthfchaften in fo fern für unbemweglihe Saden gehalten, 
als fie zur Fortſetzung ded ordentlichen Wirthfchaftsbetries | 
bes erforderlich find. 

Die Herrfchaft kann daher auf diefe Stüde und Theile 
des Bermögens des Unterthand nur im Nothfalle ihr Recht 
geltend maden, und muß felbft dazumahl den Unterfchied 
swifchen den mehr oder minder entbehrlihen Theilen des 
fundus instructus beobachten, übrigens fürjeden Fall hiezu 
‚ die kreisämtliche Bewilligung einholen. 


$. 212. 


Für jeden Fall kann die Herrfhaft ihr Pfändungsreht Vorzug 
erft dazumahl ausüben, wenn die Abfuhr der landesfürft> & — J 
lichen Steuern des Unterthans nicht hierdurch gehemmet 
wird. Die I. f. Steuern haben daher immer den Vorzug. 


g. 213. 


Da mehrere Grundherrſchaften ven Weg ergriffen ha-Vormer⸗ 
ben, die Unterthansrüdftände auf ihre Realitäten grunds tung- 
büchlich pränotiren, oder auch vormerken zu laffen, fo wurde 
mit Einvernehmung der oberften Juſtizſtelle unterm 15. Fe: 
bruar 1821 , von der k. k. Hofkanzley die Verordnung ers 
folgt, daß es den Dominien nicht geftattet ſey, von ihren 
Unterthanen über Urbarial: Rüditände ſich Schuldbriefe 
ausftelen, oder auf was immer für eine Weife ſolche Rüds 
fände auf die Realitäten der Unterthanen intabuliren oder 
pränotiren zw laffen, indem für die Urbarialien im politis 
hen Wege eine eigene privilegirte Erecutiond-Orbnung be- 
ficht, nach welcher ſich ausfchließend benommen werden muß. 


— — — 





II. Hauptitüd. 


Don der grundherrlichen Gerichtöbarkeit. 


$. 214. 


Gericht®: Sn nad ben älteren Gefegen und Landesverfaſſung 


barkeit. 


“in 
Streit 


fadhen. 


en Zandordnung H 7. und St. Recht L 18) ftand jeder 
brigfeit, Herrfchaft, Dominium — das ift — jedem Eigen. 
thümer einer ftändifhen Gülte (Tandtäflihen Gutes oder 
Edelfiged) in feinem grundherrlihen oder zu feinen Gülten 
gehörigen Bezirke 

1: diePerfonalgerihtsbarfeit über die unade— 
lichen unterthänigen oder nicht unterthänigen Hausinhaber, 
oder Inwohnern zu, welche ihnen durch die Jurisdictions⸗ 
norm vom 11. Februar 1784, wenn fie folde vor derfelben 
ausgeübt hatten, benbelaffen wurde. 

2. Eben fo ift jeder Grundobrigfeit die Gerichtöbarkeit 
in den Gefchäften des adelihen Rihteramted als 
der Berlaffenfhafts-Abhandlung, und die Beforgung der 
Waiſen mit allen daraus fließenden Gerechtſamen, wozu fie 
ehedem jederzeit befugt gemwefen, über ihre eigenen Unterthas 
nen, und zwar auch felbit in jenem Falle eingeräumt, wenn 
ſolche gleih in Perfonalftreitfadhen (ihres domicilii wegen) 
einer anderen Gerichtöbarfeit unterftehen. Nur andere un— 
adeliche Gerichtöinfaffen bleiben der Grundobrigfeit, wels 
cher fie in Streitfachen unterfteben, aud in den adelichen 
Richteramtsgefchäften unterworfen. Vid. Zurisdict. Norm 
vom 11. Februar 1764 und Patent vom 10. Auguſt 1785. 
Endlich 

3. iſt auch jeder Grundobrigkeit die Realgerichts— 
barkeit über alle Häuſer und Grundſtücke eingeräumet, 
welche zu dem ihr unterftehenden Grundbuche gehören. Vide 


ibidem. 
$. 215. 


Die Perfonalgerichtöbarkeit in Streitfadhen ſtehet 
jedoch in jenen Ortſchaften, wo gemifchte Unterthanen, das 
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ift: unter verfhhiedene Obrigfeiten gehörige Däufer ſich be= 
finden, immer nur einer, und zwar derjenigen Obrigkeit 
zu, welche die Gerichtöbarkeit felbft ausübt. 

Wenn aber in einem folden Orte fein Juſtizamt auf« 
gefteller ift, fo gebührt die Gerichtsbarkeit fodann demjeni« 
gen obrigfeitlien Suftizamte, welches diefem Orte am 
nächſten gelegen ift | 

Da jedoch in einem ſolchen Falle die verfchiedenen Häu« 
fer und Grundftüde zu verſchiedenen Grundobrigfeiten 
gehören; fo gehört jede Streitigkeit wegen einer ſolchen 
Realität zur Gerichtöbarkeit derjenigen Grundobrigkeit, wel: 
er das Grundbuch unterfieht, zu welchem die Realität 
gehört. : 


$. 216. 


Endlich kömmt den Obrigfeiten ald unmittelbaren Ju» In Polis 
riöbicenten auf ihren Gütern, und ald Schubobrigfeiten senge 
iprer Schugftädte auch die Polizevaufficht zu, vermög geän 


welcher diefelbe für Zucht, Ordnung, Ruhe und Sicherheit 
in dem obrigfeitliben Bezirfe zu wachen berechtiget und 
verpflichtet find. Vid. Hofdecret vom g. November 1786 
— 27. April 1787. —F | Der 


F. 217. 


den. 


Für das Bergweſen beſteht eine eigene Verfaſſung, die In Berg— 
fidy größten Theils ſchon auf die für dieſes Königreich vorhan-werksan⸗ 
denen Bergwerkesverträge vom Jahre 1534 u. 1575 gründet. gelegem 

Da eine detaillirte Behandlung diefer Verfaſſung nicht Yeiten 


in dem Plan diefed Werkes liegt, fo kann lediglich auf die 
dießfalls beftehenden weientlihern Verordnungen hingewie— 
fen werden, 4 

Diefe find dad Patentvom 1.November 1781 
— insbefondere für Böhmen dad Patent vom 10. July 
1783, wodurch die dortigen Berggerichte feftgefeget «und 
die Normen ertheilet wurden. — Verordnung vom 
19. April 1785. — Verordnung vom 18. Dctober 
1795, wodurch vie Privat: Berggerichtsbehörden in Böhmen 
beftimmet wurden; Hofdecret, welches den vom Kai— 
fer Joſeph IL. vorgeſchriebenen Unterricht 
über die Manipulationsart der Berggerichte 
enthält, — Hofdecret vom 16. Juny 1788. — 
Hofdecret vom 3. März 1806. — Hofdecret vom 
3. Jänner 1789; wodurch nebſt den Städten Kutten— 
berg und Budweis die Bergſtädte: Joachimsthal, Ober» 
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tham, Weipert, Schladenwald , Przibram, Neufnien, 
Eule, Bergreichenflein und Proßnitz, dad Patronatdrecht 
erhalten. Hofdecret vom 13. Jänner 1801 :c. 


Erfter Abſchnitt. 
Vonderperſönlichen Gerihtsbarkeit. 
$. 218. 


Die per: Die perfönlihe Gerichtsbarkeit iſt jenes Recht, 
fönliche welches von der Grundherrſchaft über die Perfon bed Un: 
Gerichts: gerthans fowohl in Streitfällen, ald auch außer diefen 
barkeit. Streitfällen ausgeübet wird. 
$. 219. 
abtheis Diefes Recht kann daher in folgende vier Abtheilungen 
lung. gebracht werben; als 

A. in die Ausübung der Gerihtöbarfeit über die 

Unterthanenin politifhen Angelegenheiten; 

B. in die Ausübung der Gerihtöbarfeit in 

Streitſachen; 

C. in die Ausübung der GerihtöbarkeitinAbhand- 

lungsfällen; und 

D. in die Ausübung der Gerihtöbarkfeit in Cri— 

minalfällen. 

Dieſe letztere Gerichtöbarkeit wird noch immer im Nah⸗ 
men des höchſten Kandesfürften — und nicht bloß gegen den 
unterthänigen Befiger , Rufticaliften , fondern gegen jeden 
Bewohner von den aufgeftellten Behörden ausgeübet. Nach 
dem Bwede diefes gegenwärtigen Werkes kann daher in die 
Erörterungen biefer legteren Gerichtöbarkeit ſich nicht ein= 
gelaffen, und nur in befonderen Fällen bey eintretenden 
Beziehungen auf den unterthänigen Befiger, Rufticaliften, 
bie erforderliche Bemerkung beygefüget werden. 


6. 220. 


Ak. Die Gerihtsbarfeit über bie Unterthanen in 
politifhen Angelegenheiten. 


Recht und Die Grundherrfchaft ift die erfte politifhe In— 
nitict fanz der Unterthanen. Es fteht derfelben daher in allen 
cn zum politifchen Werfahren geeigneten Gegenftänden, Kla: 
desuunter, gen und Vergehungen der Unterthanen die erſte Unterfu: 


thans. Kung zu. 


153 


Die Herrfchaft kann in allen Dingen von ihrem Unter: 
than den fchuldigen und pünctlihften Gehorfam fordern , 
und ihn auch nöthigen Falls mit den geſetzlichen Zwangs⸗ 
mitteln zur Befolgung ihrer Aufträge anhalten. Der Uns 
tertban ift daher fhuldig, den erhaltenen Befehlen, Ans 
ordnungen der Herrſchaft, und ihrer aufgeftellten Beamten 
felbft dazumahl Folge zu leiften, wenn er fich durch diefen 
berrihaftlihen Auftrag gefränft , in feinen Rechten beeins 
trächtiget finden follte. 


Allein die Herrfhaft und ihre Beamte find ebenfalls 


verpflichtet, den Unterthban in allen billigen Dingen zu 
(hüten, jede Beläftigung und jeden Nachtheil von ihm, fo 
weit e$ möglich ift, abzuwenden, die von Zeit zu Zeit er: 
folgenden höheren und höchſten Verordnungen gehörig fund 
zu machen, zu erflären, ältere Anordnungen zu repubiicis 


ren, denfelben überhaupt nach den beftehenden Vorſchrif— 


ten und im Beifte der wohlthätigen öfterreichifchen Staats; 
verwaltung zu behandeln, endlich fih von allen Willkühr— 
lichfeiten , oder wohl gar Bebrüdungen und Bevortheilun: 
gen forgfältigft zu enthalten. 


$. 221. 


Damit jedoch der fo heilfame Zweck — dem Untertban Befon: 
den möglichſten Schuß zu verfchaffen, deſto ficherer er-dere Bow 


reicht, und denen Herrfchaften und ihren Beamten eine allge: Thrifte 


meine deutliche Richtſchnur zur Behandlung des Unterthans 


zur Hand fey, bat Kaifer Zofeph II. unterm 1. Septems 


ber 1781 zwey Patente erlaflen, wovon erftered die daß 
VBerfabren bey Unterthansbeſchwerden, letz— 
teres aber dad Verfahren bey Beflrafung des 
Unterthans behandelt. J 

Die Wichtigkeit dieſer beyden — feit 45 Jahren un⸗ 
verändert beſtehenden allerhöchſten Anordnungen erheiſchet 
beſonders nach dem Zweck dieſes Werkes eine nähere Ber: 
gliederung, welcher von $. zu $. jene Bemerkungen beyge⸗ 
gefügt werden, die aus einer langjährigen Praxis entnom⸗ 
men find und zur Verdeutlihung dienen können. 


6. 222. 


N, 


Über das Verfahren ben Befchwerben der Unterthanen Inpatt 


enthält das Patent vom 1. September 1781 folgendes. 
8.1. Wenn ein Unterthban an feine Grund» 

obrigfeit eine gerehte Forderung zu ftellen, 

oderdurd eine von der Obrigkeit, ober ihren 


bes erfteren 
Paten: 
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Beamten und Dienern an ihn geftellte For 
derung »gefränft zu feyn vermeint, hat ex 
vor allen ſich bey feiner Obrigfeit zu melden, 
und von felber gütliche Abhilfe anzuſuchen. 

Dierauß folgt: ' 

a) Daß jede von einzelnen Unterthanen, oder auch Ges 
meinden geitellte Forderung, oder überreichted Gefuch, wenn 
nicht ber erſte Befcheid der Grunpherrfchaft über die ange— 
brachte Beſchwerde beyliegt, von jeder anderen Behörde 
zurückzuweiſen fen; 2 

b) daß an diefe Vorfchrift auch jene Perfonen gebuns 
den find, welche zwar nach ihrer fonjtigen perfönlichen Ei» 
genfchaft nicht unterthänig find, indeifen aber ein unters 
thäniges Gut oder einen unterthänigen Grund befiten, und 
in diefer leßteren Beziehung fich gefranft finden, oder an 
die Grundherrfchaft diefes Gutes oder Grundes eine For— 
derung zu flellen haben ; . 

c) daß unter die Befchwerden, welche bie Unterthanen 
an ihre Grundherrfchaften erheben , unter die Forderungen, 
welche von letzteren an erftere geftellet werden, nicht bloß 
jene gehören, die lediglich aus dem Unterthansverbande 
(ex nexu subditellae, 5 B. wegen dem Frohndienft u. dgl.) 
entitehen, fondern daß hierunter alle wie immer geartete 
Beſchwerden und Forderungen gehören. 

F. 2. Jede Klage des Unterthans, in welcher 
nicht gezeigt iſt, daß dieſe Anmeldung bey der 
Obrigkeit geſchehen, iſt zu verwerfen, und der 
Unterthan an die Vorſchrift dieſes Geſetzes 
anzuweiſen. 

Dieſe Anordnung iſt eine Folge des im S. 1 aufgeftellten 
Grundfaßes, und bat nicht bloß auf den Untertban, fons 
dern auch auf die Herrfchaft Bezug, wenn felbe über die ges 
feslihe Drönung hinaus fohreiten, und allenfalld gegen 
den Unterthan fogleih ohne Beobachtung diefer gefeglichen 
Anordnung bey einer anderen Behörde einfchreiten wollte. 

$. 3. Diefe Anmeldung der vermeintlidhen 
Beſchwerde hat auf der obrigfeitlihen Kanz— 

len an einem Amtötage zu gefhehen; daher jede 
Obrigkeit von nun an wenigftend im jeder 
Woche einen eigenen Amtstag halten, und fel- 
ben den Untertbanen fund maden folte. 
Es iſt daher gewöhnlich, daß die Amtstage in ber herr: 
fhaftliben Kanzley auf einer Amtstafel angezeigt werden 
z. B. Montag oder Donnerötag ift der Amtötag: 
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F. 4 Außer den Amtstag if die Obrigkeit 
niht fhuldig, die Anmeldung einer Be 
ſchwerde anzuhören, außer die Befhmwerde 
wäre fo geartet, daß bey der mindeften Ver 
jögerung die Beſchaffenheit der Sade nicht 
mehr gründlidh erhoben werden fünnte; oder, - 
daß dem Untertban ohne alfogleich erfolgter 
Abhilfe ein unwiederbringlider Schaden zw 

inge. 
. Hieraus folgt von felbft, daß fich in einem folchen bes 
fonderen Falle nicht einmahl an die Amtsſtunden, viel wes 
niger an den Amtstag befonders in den Fällen zu binden 
fey, wo der Unterthan oft entfernt von der Herrfchaft liegt, 
und nach feiner Entlegenheit diefe Amtsſtunden zu erreichen 
nicht in feiner Macht hat. Die Beurtheilung , in wie fern 
Sefahr auf Verzug haftet, wird zwar der Grundherrfchaft 
anheim geftellt bleiben, doch bleibt felbe für jeden — aus 
einer gleichgültigen oder bequemen Amtshandlung — ents 
ſtehenden Nachtheil — verantwortli und haftend. Es ift 
dann die Sache des Kreisamted, den Fürgang der Herr» 
ſchaft aufzufaſſen, und die Nachläffigkeit derfelben zu rüs 
gen, oder dem Unterthan dın aus diefem Saumfal zuges 
gangenen Nachtheil eigentlich die hieraus entftandene Ents 
ſchãdigung — in fo ferne der Gegenitand zur politifhen Ents 
fbeidung gehört, zuzuſprechen, oder aber — in fo ferne ein 
rechtlicher Ausfpruch hiezu erforderlich wird, genau zu ers 
heben. 

8.5. Die Anmeldung der Beſchwerde hat 
folgenderMaßen zu geſchehen: a)daß nähmlich 
der Unterthan auf der obrigkeitlichen Kanz— 
ley erſcheine, dafelbftin Gegenwart der ohne _ 
bin bey jedem Amtstage anwefenden Ridter 
oder Geſchwornen ohne Ungeffüm, und mit als 
ler Befheidenhbeit mündlich oder fhriftlid 
beybringe, was er an feine Obrigkeit fürein 
Rehtfuhe, oder von weldher obrigfeitlihen 
Forderung er befreyet zu feyn verlange; b)daß 
er die zur Behauptung oder Vertheidigung 
ſeinesRechtes dienlihenlirfunden undZeugen 
 mitbringe, und zwar die Zeugen zurordentli. 
ben Vernehmung darftelle,dielirfunden aber 
in Original vorweifes und wenner felbe aus 
den Händen zugeben Bedenfen hätte, die Ab: 
fohriften hiervon, die er fih vorläufig beyzu= 
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Thaffen hat, falls fi die Urkunde nicht etwa 
fbon in der obrigfeitlihen Kanzley befände, 
einlege. 

Hieraus folgt, daB ed zwar dem Unterthan auch ges 
. ftattet fey, feine Klage oder Beſchwerde ſchriftlich beyzus 
bringen; allein es ift für den Unterthan immer räthlicher , 
feine Befhwerde mündlih, und fo auch feine Forderung 
anzubringen, theild wei er felten felbft eine brauchbare Schrift 
verfaffen fann, felten in die Hände eines zu diefer Audar: 
beitung geeigneten Mannes auf dem Lande geräth, mei- 
fientheil& alſo unberufene Rathgeber und Winkelfchreiber zu 
Hilfe genommen werden, durch weldye der Unterthan meis 
ftentheils auf die f[hädlichften Irrwege geführet wird, theild 
endlich , weil bey dem mündlichen Vortrage diefe feine Bes 
ſchwerde beſſer erörtert , der Unterthan vielleicht fogleich eis 
nes Anderen belehret, und die vermeintliche Befchwerde wo 
nicht gleich abgethan, doch wenigftens gründlich aufgenoms 
men werden fann. 

$.6. Die Obrigfeitift f[huldig, die ange 
brachte Befhmwerde des Unterthband, die aufs 
genommenen Ausfagen der Zeugen, bey de: 
nen jedoch niemahls ein Eid einzufdreiten 
bat, die aus Urkunden gezogenen Behelfe in 
ein ordentlihes Protofoll getreulih einzu— 
tragen, und wenn die Anmeldung der Be 
fhwerde vollendet it, dem Untertban dad 
PDrotofollvorzulefen,aud felbesvom Unter 
tban felbfi, und zweyender anwefenden Rich— 
ter oder Geſchwornen unterfertigen zu laffen. 
| $. 7. Wäre ein Untertdan des Schreibend 
niht fundig, fo foll ein Anderer der Anweſen— 
den deffen Nahbmen unterfchreiben: der Unter 
tban aber mit einem ihm gewöhnlihen Hands 
jeihen beftätigen, daß die Unterfertigung 
feines Nahmens mit feinem VBorwiffen und 
feiner Einwilligung geſchehen fey, wildes 
aub in allen Fällen, wo ed auf die Unters 
[hrift eines Untertband anfommet, zu beob- 
achten ſeyn wird. 

Es ift übrigens nicht genug, wenn biefer Dritte nur 
den Nahmen des Unterthans unterfchreibt. Diefer Dritte 
muß auch feinen eigenen Nahmen mit dem Beyſatze als 
erbetbener Nahbmensunterfhreiber — beyfegen. 
3.3. Wenzel Pauliz ald erbethener Nahmensunterfchreiber 
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bed — bed Schreibens unfundigen Johann Nepomud Mayr. 
Rebterer fügt dann ein ihm beliebiges Handzeichen bey. 

Selbſt auch außer allen Fällen, in welchen es ſich nicht 
um eine Unterthansbefhwerbe handelt, ift dazumahl, wenn 
Der Unterthan ded Schreibens unfundig ift, und feine Aus: 
fage in was immer für einer Beziehung von was immer für 
einer Obrigkeit aufgenommen wird, diefe obbemeldete Bor; 
fit zu gebrauchen, und fi) gegen allfällige nachhinige Er: 
ceptionen zu verwahren. 

$. 8. Ueber die foldhergeftalten geſchehene 
Anmeldung der Beſchwerde hat die Obrigfeit 
derfeliben Beſchaffenheit in reife Erwägung 
zu ziehen, und wenn fie diefelbe gegründet 
erachtet, dem Untertban die ungefäumte Ab: 
‚bilfe zu verfhaffen. Die Art der Abhilfe iit 
aber in das Protokoll einzutragen, oder mit- 
telft Ertheilung eines [hriftlihen Befheides 
zu bedeuten. 

Immer ift ed für den Unterthan räthlidher, wenn er in 
einem folchen Falle die Ertheilung des Beſcheides ſich er: 
bittet. 

6.9. Wäre aberdie Beſchwerde des Unter: 
thans nihtgegründet, und alfo zurobrigfeit- 
liben Abhilfe nicht geeignet, fo ift dem Unter 
tban an dem nach acht Tagen folgenden Amt: 
tag, oder wenn die Befhwerde von widhtige: 
rer Erwägung, und alfo geartetift, daß etwa 
von den obrigfeitlihen Beamten die Beleh— 
rung und Weifung der abwefenden Obrigkeit 
eingebolet werden müßte, längftens binnen 
30 Zagen der ſchriftliche Befheid durch den 
Ortsrichter gegen Empfangsſchein zuftellen 
sulaffen, und find in dieſem Befcheide die Ur: 
faben, wegen weldhen der Befhwerde nidt 
Statt gegeben werde, flar und deutlidh aus 
judbrüden. 

Hieraus folgt: i 

a) Daß der Unterthan für jeden Fall die Frift von 30 
Zagen abzuwarten habe, ‚weil ed nicht feinem Ermeffen 
und Beurtheilung überlaffen ift, von welchem Belange feine . 
Beſchwerde ſey, ob ſolche nicht von den Beamten an die 
abwefende Herrſchaft eingefendet werden müffe, ob die Bes 
amten nicht durch andere dringende Gefchäfte an der Erle: 
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digung diefer Beſchwerde in der Purzen Frift von 8 Tagen 
gehindert ſeyen; 

b) daß die Zuſtellung derley Beſcheide durch die Orts— 
ober Gemeinterichter ‚ nicht aber durch eigene Bothen zu 
gefcbehen habe, und der Unterthan mit Laufgeldern nidt 
unnötbhigerweife zu befhweren ſey, und 

c) daß jedoch in dem Falle eintretender Nothwendigs 
feit diefen eigenen Bothen nad der allgemeinen Zarords 
nung für. die Meile nur 15 Er. von dem Unterthan bezablet 
— dürfe, und hierbey auch der Rückweg einzurechnen 

omme. | 

$. 10. Der Untertban hat alfo nah dem Tage der Aus 

meldung annoch durch 30 Tage den obrigkeitlichen Befcheid 
ruhig abzuwarten, und inzwifchen fein Recht auf feine ans 
dere Art zu fuchen, auch der obrigfeitlihen Forderung ges 
gen ber ihm bey fünftig etwa entdedten Ungrund ohnehin 
zu Statten fommenden Entfhädigung Folge zu leiten, und 
eben fo ift der Unterthan den erhaltenen obrigfeitlichen Bes 
ſcheid, wenn er fih andurch auch wirklich gekränkt zu feyn 
erachtet, in gleicher Art zu vollziehen fchuldig. 
Hieraus folgt, daß der Unterthan, ohne hineinzuges 
ben, ob die berrfinaftliche Forderung in der Art der Leis 
ftung fi verändert habe, oder wohl gar eine Neuerung 
fey , der Herrfchaft das — was fie von ihm fordert zu leis 
ften, oder daß, was fie ihm zu unterlaffen anbefiehlt, auch 
fogleich zu unterlaffen, und den weiteren Ausſpruch des 
Kreidamtes zc. ruhig abzuwarten habe. So iſt er 3. B. ſchul⸗ 
dig, den Frohndienſt, wenn er ihn wirklich ſchon abgeläfet 
bat, und ihn die Derrfchaft doch wieder fordert, in der Art 
zu leiften,, wie er gefordert wird, wo es fich übrigend von 
felbft verfteht,, daß ihm von der Herrſchaft, wenn ihre Fors 
derung von der höheren Behörde als unftatthaft befunden 
wird , die verhältnißmäßige Entfhädigung geleiitet werden 
müffe, welche derfelbe abermah!s , wenn folche nicht ſchon 
in dem erfteren Erkenntnifle der höheren Behörde ausgedrüdt 
ift, bey feiner Herrfchaft beftimmt zu verlangen, und — 
wenn ihm foldhe verweigert oder nur theilweife zugeipros 
chen wird, im Wege des Recurfes bey höberer Stelle zu 
ſuchen, mit einem Wort, das nähmliche Verfahren zu be> 
obachten haben wird, welches er bey Anbringung feiner Bes 
ſchwerde in der Hauptfache zu beobachten hat. 

'$. 11. Sollte aber der Unterthan in gleiherwähnter 3O 
tägiger Beitfrift auf feine Beſchwerde den obrigfeitlichen Bes 
ſcheid nicht erhalten, oder ſich durch den erhaltenen Be— 


ſcheid wie immer gefränkt achten, fo fteht ihm frey, von 
der Obrigkeit eine getreue Abfchrift des Unmeldungsprotos 
kolles anzuverlangen, die ihm dann auch unweigerlich, und 
binnen 24 Stunden, aber nicht fpäter, zu ertheilen ift. Da 
anbey der Unterthan die Protokollsabſchrift anverlangt zu 
baben vorgeben Fönnte, ohne daß ſolches wahr fey; oder 
auch der Beamte das wirklich gefchehene Anverlangen ab« 
läugnen könnte, fo hat der Beamte dem Unterthan mit 
wenigen Worten ein Zeugniß, daß das Protofoll anders 
langt worden, zu geben, oder wenn der Beamte ed zu ge» 
ben verweigerte, der klagende Untertban, der diefe Abfchrift 
jedesmahl in dem Amte verlangen fol, fich von zweyen ge« 
genwärtigen wohlverhaltenen Männern ein fchriftliches Zeug. 
niß, daß er ed verlanget, geben zu laffen, um fich mit dies 
fem in dad Kreidamt zu verfügen, welchem obliegen wird, 
der Obrigkeit anzubefehlen,, das Streitige von dem Kiäger 
bis zum Ausgang der Sache nicht zu fordern. 

Hieraus folgt: 

a) Daß es zwar dem Unterfhan frey ftehe, nach Ver, 
lauf diefer Zotägigen Friſt von dem Tage der angebrac« 
ton Beihwerde an gerechnet fogleich bey dem Kreisamte, 
wenn er einen Beſcheid von der Herifhaft in diefem Ter— 
mine nicht erhalten haben fol, feine weitere Befchwerde ans 
zubringen, daß ed jedoch immer räthlicher für ihn fey, — 
ben der Herrfchaft um tie Zuftelung ſich zu befragen, weil 
ed doch möglich wäre, daß felbft in der Zuftellung ein Ber« 
floß unterlaufen fey, welcher hierdurch aufgededt und be« 
hoben werben fünnte; 

b) daß weiters, ald er zwar einen Befcheid in diefer 
Zeitfrift erhalten hat, ſich aber hierdurch gefränft finder , 
diefer Beſcheid allein zur Anbringung der Befhwerde, oder 
eigentlich ded Recurſes bey dem Kreisamte nicht hinreiche , 
fondern auch dad erfte Unmeldungsprotofoll in feinem vol» 
len Umfange und allfälligen Belegen beyzubringen fen, 
daher ed am zwedmäßigften ift, dem Unterthan — um ihn 
jeitraubende und foftfpielige Gänge zu erfparen, fogleich 
mit dem erfien obrigkeitlihen Befcheide au dad Anmel« 
dungsprotofoll, und alfälige Belege abſchriftlich behändi— 
gen zu laflen; Endlich 

c) daß nicht in jedem Falle von bem Kreisamte bie 
Berfügung getroffen werden müfle, das Streitige von dem 
Kläger nicht zu fordern. Es muß dem Ermefjen des Kreis: 
amtes überlaffen bleiben, ob nad allen bis dahin vorlie: 
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genden factifchen und rechtlichen Verhältniſſen das Streitige 
von dem Unterthan zu leiften oder nicht zu leiften fey. 

$. 12. Mit diefer Protofolsabfchrift hat fi der Un— 
terthan zu dem Kreisamte zu verfügen, die zur Erweifung 
feiner Kränfung oder zur Widerlegung der obrigkeitlichen 
Entfheidungsgründe dienfamen Behelfe an Urkunden und 
Beugenfchaften mitzubringen, und die eigentlihe Beſchaf— 
fenheit feiner Beſchwerde ordentlich vorzuftellen. 

Nah Inhalt des Hofverretes vom 9. September 1784 
wurde zwar vorgefehen oder zugelaffen,, daß der Unterthan 
feinen Recur3 gegen den obrigfeitlihen Befcheid bey dem 
Kreisamte auch ſchriftlich anbringen könne. Allein es ift 
auch hier für den Unterthan immer räthlicher, wenn er dies 
fen feinen Recurs bey dem Kreisamte mündlich anbringt, 
theild weil er auf dem Lande felten in der Lage ift, einen 
ordentlid zufammen gefaßten Recurs fih zu verſchaffen, 
theild weil fhon bey der mündlichen Aufnahme des Recurs 
fe8 von dem Kreisamte die Beſchwerde in allen ihren Thei— 
len genauer erhoben, und alles fogleih — ohne neue Nach» 
träge anzuordnen — erfchöpft werden kann. 

. 13. Sobald nun eine derley Beſchwerde oder Klage 
berm Kreisamte angebracht wird, fo hat dadfelbe, in fo 
weit, ald neue Umftände vorkommen, die in dem Anmelz 
dungsprotofolle entweder gar nicht, oder nicht hinlänglich 
erörtert find, alle dieſe Umftände mit ihren Behelfen in ein 
ordentliches von dem Unterthan zu unterfertigendes Proto= 
fol pünctli aufzunehmen, folche gehörig auseinander zu 
fegen, den eigentlihen Grund der Klage forgfältig zu er» 
heben und zu beflimmen , und wann felbe in facto berubet, 
die mit zur Stelle gebrachten Urkunden nachzuſehen und Ab— 
fhriften davon zu den Acten zu nehmen, die Zeugen gehörig 
zu vernehmen, überall das Vegehren des Unterthans genau 
und deutlich zu beflimmen ; überhaupt aber diefed Protokoll 
dergeftalt abzufaffen, daß der Unterthan ſich nicht erft tes 
Beyftandes eines Advocaten oder, fonftigen Rechtöfreundes , 
als welche davon gänzlich ausgefchloffen werden , gebrau— 
hen dürfe. 

Schon aus biefem Patentalabfage zeigt fi) der Vorzug 
einer mündlichen Recursanbringung vor einem ſchriftlichen 
Recurfe, da bey erflerem Verfahren alle Mangelbaftigkei: 
ten vielleicht auf der Stelle behoben, und alle Weitwendig- 
feiten befeitiget werden können. 

Soviel den Benftand eined Advocaten oder fonftigen 
Rechtsfreundes betrifft, fo find foldhe zwar bey den Ber: 
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bandlungen ber politifchen Befchwerbeführungen , bey ben 
Freisämtlihen Zagfabungen von jeder Vertretung oder In— 
tervenienz ausgefchloffen. 

Diefe Anordnung erjtredt fich jedoch nicht auf den Fall, 
als nähmlich der Gegenftand nad) vorausgegangener politis 
fher Behandlung auf den Rechtsweg gelangt, in wel: 
chem Falle der Unterthansvertreter nach der allgemeinen Ges 
richtsordnung fein Amt zu handeln , hiermit auch bey allen 
Tagſatzungen in der Bertretung des Unterthans perfönlich 
zu erfcheinen hat. 

Selbft die Unterthanen können in den Rechts-Streitig— 
keiten gegen ihre Herrfchaften in zwey Fällen von Advoca= 
ten vertreten werden, wenn nähmlich 

a) die Herrfchaft ein Staats: oder Fondsgut, eine lans 
desfürftl. Pfarren, Gotteshaus oder ein folder Körper ift, 
der dem Fiscus zu Folge der allgemeinen Fiscalinftruction 
zur Bertretung zugewiefen ift, in welchem Falle, da der 
Fiscus, und der ihm untergeordnete Unterthansadvocat 
nicht gegeneinander flreiten koͤnnen, nad der höchſten Anz 
orbrung vom 30. November 1789 fowohl für dad Staats: 
gut, Gotteshaus ꝛc., als auch für den Unterthan ein anderer 
berechtigter Rechtöfreund aufjuftellen fömmt ; und wenn 

b) der Unterthan felbjt aus Mangelan Vertrauen, oder 
aus einer anderen Urfache auf die Vertretung des Unterthans— 
advocaten Berzicht leiftet,, in welchem Falle er nach dem 
Hofdecrete vom 7. October 1797 nad vorausgegangener 
Belehrung binfihtlidy der ihm hierdurch entgehenden Wohl: 
thaten einen ihm beliebigen, jedoch berechtigten Rechtöfreund 
wählen darf. Ir Ä 

$. 14. Findet das Kreisamt ſonach die Befchwerde wir 
derrechtlih und ungegründet, fo hat dasfelbe ſich alle 
Mühe zu geben, den Beichwerbeführer davon zu überzeu: 
gen, und ihm bie Folgen eines fo muthwilligen Procef- 
ſes vorzubalten. —— — 

Beſtehet aber der Beſchwerdeführer gleichwohl auf der 
ordentlichen Ausführung ſeiner angebrachten Klage, ſo ſolle 
ſolche angenommen und nad) gegenwärtiger Vorſchrift fort— 
geſetzet; jedoch, wennees mehrere Unterthanen, oder ganze 
Gemeinden beträfe, fol den erſchienenen Deputirten eine Ab— 
ſchrift des Protofolld, in welchem alle ihnen gefhehene Vor— 
baltungen genau enthalten find, mitgegeben, und die Sache 
mit den Uebrigen ihrer Gemeinde zu überlegen, nachdrüds 
lid empfohlen werben. 

ne: 
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Es geht abermahl aud diefer Anordnung hervor, mie 
ungleich räthlicher und zwedmäßiger die mündliche Res 
eursanbringung fey. Wie viele Umtriebe, unnüge Gänge, 
Koften, ja felbit auch Streitigfeiten können fchon bier bey 
diefer mündlichen Verhandlung erfparet und befeitiget wers 
den! befonders, wenn es den fogenannten Deputirten Aus 
der Gemeinde nicht darum zu thun ift, fich durch die Anrech» 
nungen ihrer Mühe, Beitverluft, Zehrungsfoften — Vor— 
theile zu verfchaffen, fondern wenn ihnen lediglich nur an 
der Hintanhaltung — einer oft nur vermeintlihen Kräns 
fung, an einer richtigen Aufklärung über ihre Schuldigkeit 
gelegen ift. Die unbefangene richtige Darftellung des Kreiss 
amted, auf welches der Unterthan alles Zutrauen zu begen 
Urfache hat, Fann hier von entfcheidender Wirkung feyn, 
und nicht felten einen für den Unterthan oft fo nachtheiligen 
Prozeß in feiner Geburt erftiden. | 

$. 15. Wird hingegen die Befchwerde gegründet, und 
zur gehörigen ordentlihen Verhandlung geeignet, jedoch 
noch ein und anderes zur vollfommenen Aufflärung der 
Sache erforderlich zu fenn befunden; fo muß das Kreisamt 
dem Unterthan umftändlich bedeuten, was er zur günzlichen 
Erörtsrung der Sache annoch zu thun babe; zum Beyſpiele: 
daß er bey diefem oder jenem Puncte,'wo er noch mit feis 
sien Beweismitteln verfeben tft, fi darum bewerben, und 
foldhe binnen einer furzen, vom Kreisamte jedesmab! nach 
Umjtänden zu beftimmenvden Zeitfrift herbeyſchaffen, auch was 
etwa fonft noch zur Auseinanderfegung des facti nöthig 
ift, nachtragen ſolle, welche Verbeſcheidung nicht allein dem 
Unterthan Tchriftlich mitgegeben, fondern auch von Kreids 
amte umftändlich erfläret, und fo viel als möglich begreiflidy 
gemacht werden muß. 

Diefer Patentalabfat liefert einen abermahligen Bes 
weis von dem Vorzuge und Vortheilen der mündlichen Re⸗ 
cursanmeldung und wirklichen Recursanbringung. . Das 
Kreisamt Fann entweder auf der Stelle alled jene bemerfbar 
machen , wad zur Begründung des Recurfed noch mangelt 
und beyzubringen ift. Das Kreisamt fann den Unterthan 
oder die Ausſchüſſe, fogenannte Deputirte, wern der Ges 
genftand mehrere Unterthanen oder ganze Gemeinden betrifft, 
von der Lage ihrer Befchwerde, oder Forderung auf der 
Stelle umftändlicy belehren, und diefen oder diefe in den 
Stand ſetzen, fib um die noch erforderlichen Behelfe und 
Beweiſe zu bewerben, während ſelbe durch ſchriftliche Be— 
ſcheide erſt um neue Belehnungen ſich bewerben müßten, 
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und die Angelegenheit in ihrer Entſcheldung aufgehalten 
würde. AR 

$. 16. Wenn nun folcergeftalten die Beſchwerde Bes 
Untertband vollfommen inftruiret ift, fo. hat das Kreisamt 
der Obrigkeit die inftruirte Klage zujufertigen, und felbe 
ausdrüdlich anzumweifen, daß jie fi) auf alle Gegenſtände 
beſtimmt und deutlich zu äußern, auch wo dergleichen nö. 
thig fenn fönnte, auf den Gegenbeweid gehörig vorzuberei> 
ten, fomit die Urkunden und Zeugen beyzubringen haben 
werde; zu welchem Ende beyden Zheilen ag und Stunde 
zum Verhöre zu beflimmen ſeyn wird. 

Es ift übrigens in Prari angenoinmen, daß die Herr 
fhaft, welcher dad Befchwerdeprotofol des Uniterthand um 
ihre Gegenäußerung (Einrede) zugeftellet wird, diefe Gegen» 
äußerung vorerft an das Kreisamt erftatte, und ſodann erft 
von letzterem die Verhörestagfagung für Kläger und Ber 
Hagten anberaumet werbe. | 

Es ift aber auch nicht abfolut nothwendig ‚- in jedem 
alle eine Verhörstagfagung anzuberaumen , da durch die 
Gegenäußerung der Herrfchaft der Gegenftand zumeilen fos 
gleih in Erledigung gebracht werden kann, oder da der Ge: 
genftand der Beſchwerde oft fo geringfügig ift, daß die Kos 
ften einer Meife hierdurch nicht aufgewogen würden. Es muf 
alfo abermahl dem Ermefjen überlaffen bleiben, ob über die 
angebrachte Befchwerde eine eigene Verhörstagſatzung ans 
juberaumen „ oder ob auch ohne felber der Befchwerdege: 
genttand zur Erledigung geeignet fey. Nur in den Fällen, 
weldhe nach dem 32. $. diefes Unterthanspatentes zu behan— 
deln kommen, ift die Verhörstagfagung (wie ſich weiter 
unten zeigen wird) — nicht zu befeitigen. 

$. 17. Bey diefem Verhöre hat dad Kreisamt vor Als 
lem auf eine genaue deutliche und hinlänglich beftimmte Aeu— 
Berung der beflagten Obrigkeit zu dringen ; was von der 
Befhmwerde und den dabey zum Grunde liegenden Thatfas 
hen zugeflanden, und was davon geläugnet wird, Punct 
für Punct forgfältig auseinander zu feßen, auf die Einwen« 
dungen der Obrigfeit den befchwerdeführenden Unterthan 
mit feiner Antwort zu hören, und alles dergeftalt einzuleiten, 
daß der wahre und eigentliche Stand der Sache deutlich zu 
entnehmen , was liquid und was noch zu beweifen ift, hin- 
länglih ausgemittelt, und dad Kreidamt felbft die ganze 
Sache vollftändig zu Üüberfehen im Stande feyn möge. 
$ 18. Das über diefe Berhörsverhandlung aufgenom- 
mene ausführlihe Protofoll tft fofort beyden heilen, wie 
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auch den fonft_etwa dabey vernommenen Perfonen, in fo 
weit es ſolche betrifft, vorzulefen, auch nöthigen Falls zu 
verbollmetfchen, und, wenn feiner der darunter betroffenen 
Theilen etwas dabey zu erinnern findet, von folchen unter: 
fertigen ober von denen, die nicht fchreiben können, auf 
Beige und bereits vorgefchriebene Art unterzeichnen zu 
lajlen. 
Menn bey dem Kreisamte nicht ohnedieß Jemand, der 
zugleich feiner Perfon und Rectlichkeit nad) befannt ift, 
zugegen ſeyn folte, fo fann auch ein Freisämtlicher Bes 
amter ald Nahmensunterfchreiber gebraucht werden; übri- 
gend ift fich binfichtlich der Art und Weiſe der Nahmensfer— 
tigung an das zu halten, was oben ad $. 7”"" bemerket 
wurde. | 
9. 19. Da es bey diefer Inftruction der Sache lediglich 
auf Eruirung des facti anfommt, fo hat das Kreisamt fich 
an die fonft gewöhnliche Zahl der Säge, und andere Pro— 
zebförmlichkeiten gar nicht zu binden, fondern dasjelbe ift 
vielmehr fhuldig und befugt, alled von Amtöwegen anzu: 
wenden, was die Sache ohne Umfchweife in vollfommenes 
Licht zu feßen dienlich feyn Fann. 

Hieraus folgt: 

a) Daß ed nicht nothwendig fen, dad Protofoll nur in 
die vier gewöhnlichen Säge „ald Klage, Einrede, Replik 
und Duplik einzufchränfen; 

b) daß daher die Aeußerungen und Gegenäußerungen 
in fo lange fortgefchet werden Ffünnen, bis der wahre That— 
befiand der Sache vollftändig erhoben if. 

$. 20. Es ftehet daher Dem Kreisamte frey, wenn in 
der Folge fich erhebliche Umftände bervorthun, die durd die 
Ausfagen der Zeugen noch nicht hinlänglih ind Licht gefe- 
get find, die Abhörung derfelben über dergleichen Umftände 
zu wiederholen; fie, wenn fie einander in weſentlichen Punc— 
ten widerfprechen, zu confrontiren, und überhaupt alles zu 
veranlaffen, wodurd die Wahrheit und das eigentliche Fac— 
tum gründlich und volftändig, dann in möglichſter Kürze 
erläutert werden mag. 
| Uebrigens kann ſchon an und für fich in der politis 
Shen Verhandlung von den Zeugen niemahls ein Eid abge 
nommen werden, wie diefes fihon aus dem . 6 diefes Pa— 
tentes erhellet. 

Indeſſen ſteht es dem Unterthandvertreter , fo wie ber 
Herrfchaft unbenommen, in jenen Fällen, wo diefe Unter: 
thansftreitfache nach dem $. 32 diefes Unterthanspatentes 
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vom 1. September 1781 zu den rechtlichen Verfahren ge: 
langt, die Zeugen fogleih nad den Erforderniffen der 
allgemeinen Gerichtöordnung zum ewigen Gedädtniffe ab: 
bören zu laflen, und ſich die eidftättigen Ausfagen zu ver: 
fhaffen,, weil die im politifhen Wege aufgenommenen Zeu— 
genausfagen im rechtlichen Wege zum rechtsbeftändigen Bes 
weife nicht hinreichen würden. 

F. 21. Wenn daher ben einer folchen Sache die Beur- 
theilung von Kunftverftändigen, 3: B. Waffer: und Landbau— 
verftändigen, Feldmeffern, Schäßleuten zc. erforderlich ift, 
fo müſſen dergleichen Kunfterfahrne ebenfalls beygezogen 
werden. 

Aus diefer Anordnung geht jedoch nicht hervor: 

a) Daß diefe Kunftverftändige, als Wafler und Lands 
bauverftändige, Ingenieurd, Schägleute zc. für diefen Fall 
in Eid zu nehmen feyen. Vielmehr ift analog mit dem $. 6 
diefes Patentes ein Eid eben fo wenig von diefen Schäß- 
leuten, Sachverſtändigen, wie von den Zeugen abzuneh— 
men. Es geht jedoch hervor 

b) vaß diefe Sadhverftändigen und Schäßleute für diefe 
Mühewaltung aud eine angemeflene Entfhädigung nad) 
Maßgabe der allgemeinen Taxvorſchriften fordern fönnen, 
welche Entfhädigung einftweilen von jenem Theile zu lei= 
ften ift, welcher diefen Befund durch Kunft: oder Sachver—⸗ 
ftändige verlangt oder veranlaßt, oder auf den dießfälligen 
Beweis ſich berufen hat. Uebrigens kann 

c). diefer Befund wohl ben dem politifhen Er: 
fenntniffe zur Grundlage des Beweifes angenommen wers 
den, folcher fann aber, wenn der ÖStreitgegenfland nad 
dem $. 32 diefes Uriterthanspatentes zum rehtlihen 
Berfahren geeignet ift, nach der Vorfchrift ded 17. Capi— 
tels der allgemeinen Gerichts-Ordnung als ein rechtsbeftän- 
diger Beweis nicht aufgedrungen werden. | 

$. 22. Wenn alles diefes gefchehen, muß das Kreis: 
amt zwifchen den Partheyen ein gütliches Abkommen ernfts 
lich verfuhen, denfelben die Rage der Sache, und die aus 
der Fortfeßung ihrer Klagen entjtehenden Folgen wohl be- 
greiflich machen , vorzüglich aber Demjenigen Theil, welcher 
vermög der vorläufigen Inftrutrung die wenigite Hoffnung 
audzulangen für fich bat, den ungewiffen und bedentlichen 
Ausgang des Prozeffed , die hierbey immer unvermeidlichen 
Köiten und Verſäumniß insbefondere vorſtellen; der Bils 
ligfeit und beyder Theile Convenienz, foviel als möglich, 
gemäße Vergleichsvorſchläge machen, und foldergeftalten 
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die flreitigen Puncte wo nicht ganz, wenigftens zum Theil 
gütlich abzumachen ſich angelegen feyn laſſen. 

Es iſt die Wichtigkeit dieſer geſetzlichen Anordnung uns» 
verkennbar. Der Moment dieſes Vergleichsverſuches iſt oft 
ſehr folgenreich, beſonders in jenen Fällen, wo mehrere Uns» 
terthanen, oft eine ganze Gemeinde gegen ihre Herrſchaft, 
Obrigkeit Beſchwerde erhebt. Durch einen kreisämtlicher 
Seits bewirkten Vergleich wird einem oft durch lange Zeit 
fortdauernden, mit nachtheiligen Erbitterungen, und oft in 
den Vermögensſtand einzelner Unterthanen eingreifenden Pro» 
zeſſe ein Ende gemacht, und eine bis zur Gehäſſigkeit ausar— 
tende Gemüthsſtimmung beſeitigt, daher auch die Kreisäm— 
ter angewieſen ſind, ſo viel es nur thunlich iſt, wo nicht ganz, 

doch zum Theile einen Vergleich unter den ſtreitenden Par— 
tenyen zu Stande zu bringen, daher ed aber auch nothwendig 
ift, diefen Tagſatzungen alle Aufmerffamfeit zu widmen, und 
alle möglichen Verfuche anzuwenden, um den Zwed derfelben 
* einen für beyde Theile gleich billigen Vergleich zu er» 
reichen. 

$. 23. Wenn fein gütlihes Abfommen zu erreichen ift, 
fo hat das Kreidamt in jenen Fällen, in weldhen der Unter> 
than hauptfählid, und zwar bloß als Unterthan wider feine 
Herrſchaft, ald Herrn Flagt, mithin, wenn derley Beſchwer⸗ 
den das Gontributionale, oder fonftige Kandedanlagen an 
Geld, Borfpann, Necrutirung, Zransporten, Naturaliens 
lieferungen und Bonificationen, oder fonftige Cataftralanges 
legenheiten betreffen; ferner alle Klagen, die wegen Ros 
bothen und anderen patents und generalienwidrigen Ercefr 
fen entftehen ; unverzüglich salvo recursu an die politifche 
Landeöftelle zu entfcheiden und zu fprechen ; dem Unterthan 
diefen feinen Spruch, welcher ganz kurz die Wefenheit der 
Klage, und die darüber gefchöpfte Erfenntniß nicht minder 
die mit felber etwa verfnüpfte Strafe zu enthalten hat, beym 
Kreisamte felbft befannt zu machen, und abſchriftlich zu be» 
bändigen, auch unter einem felben zu befragen; ob er fich 
bey diefer Erfenntniß beruhigen wolle, oder was er noch 
Dagegen zu erinnern habe, mit dem Bedeuten: daß er feine 
bießfällige gravamina entweder gleich, oder längftens binnen 
14 Tagen ad protocollum anzeigen folle. 

Hieraus folgt: 

‚.. a) daß das Kreisamt in all jenen Gegenftänden, welche 
nicht nach dem 32. $. diefed Patentes auf den Rechtöweg ges 
hören, in zweyter Inſtanz die Entfheidung , dad Erkennt» 
niß zu fällen habe; 
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b) daß biefe Entfcheidung auf alle Beſchwerden, bie 
wegen Leiſtungen an die Herrichaft entftehen, fie mögen nun 
Landesanlagen,, oder Urbarialfchuldigfeiten betreffen, fich 
zu erftreden, nur nicht auf jene Befchwerden ſich auszudeh=. 
nen habe, bey welden es fihb um die Gültigkeit einer 
Urkunde, aus welcher die Schuldigfeit ſich ableitet, handelt ; 

c) daß zwar dem Unterthan in der Regel gleich bey der 
Zagfagung das Erkenntniß des Kreisamtes befannt gemacht, 
und demfelben behändigt werden fönne, nicht aber, daf dies 
fe$ in allen Fällen gefhehen müffe, auch nicht in allen Fäl— 
len geichehen fönnte, weil die Ausarbeitung der Entfcheis 
dungsgründe, dann die Mundirung und fonftige Manipu— 
lation befonders bey fo vielen dem Kreisamte zugewachfenen 
oft ſehr dringenden Gefhäften diefe alfogleiche Ausfertigung 
des Erfenntniffes und Zuftellung nicht immer zuläßt, folg» 
li dem Kreisamte die erforderliche Zeit befonders in Fällen, 
die eine Entfheidung dringend nicht verlangen, eingeräumt 
bleiben muß, welches ohnedieß befliffen ift, fobald thunlid) 
feinen Ausſpruch an den Unterthan und Herrfchaft gelangen 
zu machen. 

d) daß bie Necuröfrift nicht vom Tage diefer kreisämt— 
Iihen Tagſatzung, fondern von der erhaltenen Zuftelung 
des Sprudes zu laufen anfange. 

$ 24. Erachtet ſodann der Unterthan durch den kreis— 
ämtlichen Spruch noch ganz, oder zum Theil beſchwert zu 
ſeyn, und fein vermeintliches Recht weiter fuchen zu müllen, 
fo hat derfelbe auch entweder gleich, oder binnen, der auf 
den freisämtlihen Spruch angemerften Zeitfrift fein dießfäl« 
liges Geſuch fammt den Urfachen, warum er ſich durch den 
freisämtlichen Bejcheid befchwert zu fenn glaubt, beym Kreis: 
amte fchriftlich oder mündlich beyzubringen. Gleichwie auch 
der Obrigkeit, im Falle fie fi durch den freißämtlichen Spruch 
befhwert zu fenn erachtet, der weitere Recurs bevorfteht. 

Hieraus folgt: | 

a) daß der Unterthan feinen Recurd mündlich und fchrifts 
ih anbringen könne, daß er nicht verhalten werden könne, 
feinen Recurd am mindeften fogleih anzubringen, wiewohl 
eö, wie fchon oben bemerkt wurde, immer für den Unterthan 
rätblicher bleibt, die Gründe feines Necurfes anzugeben, und 
zu Protofoll nehmen zu laflen; 

b) daß der fchriftliche Recurd, wern der Unterthan 
mündlich feinen Recurs nicht anbringen will, oder auch, 
wenn ſolchen die Herrichaft ergreift, nicht unmittelbar bev 
der Landesſtelle, fondern inmmer bey dem Kreisamte überreicht 
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werben müfle, daher folcher, wenn er irrig an die Landes— 
ftelle unmittelbar eingereicht würde, zurüdzugeben, und ber 
Rerurrent an den Weg durch dad Kreisamt verwiefen wird. 
$. 25. Diefed Anmelden und die Gravamina, dann 
wad etwa zu deren Unterflügung vorläufig angeführet wirb, 
hat dad Kreidamt in ein ordentliche Protokoll aufzunehmen, 
auch, wenn diefelben offenbar ungegründet und muthwillig 
find, dem anmaßlihen Recurrenten feinen Unfug, und die 
daraus für ihn zu beforgenden neuen Weitläufigfeiten, Ko: 
ften, auch nad Umftänden zu gewärtigende Beftrafung zu 
Gemüth zu führen, und wie alles diefes gefchehen, umftand- 
lich ind Protokoll zu vermerken , und diefed Protofoll mit den 
Acten längftens binnen vierzehn Tagen an die Zandeöftelle 
einzubefördern. 

Hieraus folgt, daß in dem Falle, ald der Recurs ſchrift— 
lich überreicht wird, welcher wohl auch von der Herrfchaft, 
oder von beyden Theilen zugleich ergriffen, und hiermit erft 
nach erfolgter Zuftellung des Erfenntniffes in einer angemeſ— 
fenen von dem Kreisamte zu beflimmenden Frift überreichet 
werden fann, die Einbeförderung diefer Recurfe erfi nach Ein— 
langung demfelben jedoch in der Frift von vierzehn Zagen 
an die Kandeöftelle einzufenden ſey. 

$. 26. Die politiſche Landesſtelle hat derley an fie eins 
langende Recurdprotofolle und Acten in wichtigen und ver: 
widelten Fällen vorläufig dem Unterthansadvocaten zu dem 
Ende und mit dem Auftrage mitzutheilen, daß er binnen viers 
zehn Tagen mittelft eines einzureichenden Promemoria zu 
erflären habe; das er etwa zur Unterftügung deren von den 
Untertbanen erhobenen Gravaminum in facto zu erinnern, 
zu erläutern, oder nachzutragen finde, maßen auf dad punc- 
tum juris dabey gar nicht eingegangen werden darf. 

Hieraus folgt, daß der Unterthansadvocat in diefem von 
ihm abgeforderten Promemoria, Aeußerung oder Bericht in 
das meritum causae eigentlich gar nicht, einzubringen, fon= 
dern lediglich nur zu unterfuchen und zu bemerken habe, ob 
all dasjenige, was zur Begründung des Thatbeſtandes we— 
fentlich erforderlich tft; 3. B. ob die erforderlichen Urkunden 
beylagen,, Feine Beugenaudfagen mangeln u. dgl. auch wirf- 
lich beygebracht feyen. 

$. 27. Findet die Lanbeöftelle, daß in dieſem Prome- 
moria noch ein und anderer erheblicher Umftand in facto vor= 
gekommen, deffen nähere Aufklärung in die Entfcheidung der 

auptfache einen Einfluß haben könnte, fomit eine nochmah— 
lige nähere Unterfuhung der Sache an Ort und Stelle er— 
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forderlih fen; fo muß folhe dem Kreisamte aufgetragen 
mwerden , und diefed hat die Sache eben fo, wie in der * 
Inſtanz ad protocollum von Amtswegen zu inſtruiren, in 
Geftalt einer Unterſuchung, bey welcher von feiner Seite eine 
Dunkelheit, Zweifel und Ungewißbeit übrig zu laffen ift, zu 
verhandeln, und ein gütliche8 Abkommen zwifchen beyden 
Theilen nochmahl ernftlich zu verfuchen, ſonach aber das aufs 
genommene Protokoll an die Landesftelle einzufenden. 

Hieraus folgt aber eben nicht, daß in jedem Falle diefe 
Unterfuhung von dem Kreidamte an Ort und Stelle des 
Streited gepflogen werden müſſe. Diefe Anordnung erftredt 
fib nur auf den Fall eintretender Nothwendigkeit, z. B. bey 
einer Zocalbefichtigung, welche die Landesftelle anzuordnen 
für nothwendig befunden hat u. dgl., nicht aber aufjene Fälle, 
wo. nur mangelnde Urkunden, mangelnde Beugenaudfagen u. 
dgl. nachgetragen werden müjlen, die auch, ohne an Ort und 
Stelle des Streites fich zu begeben, fih von der Herrſchaft 
verfchafft, und als Ergänzungen nachgetragen werden kön— 
nen. Ueberhaupt bleibt ed ja immer der Beurtheilung des 
Kreisamted, wenn felbes nicht durch beftimmte Anordnungen 
der Zanvedftelle an etwas Anderes gebunden ift, überlaſſen, 
ob, und wie diefe nachträglichen Erhebungen zu pflegen, und 
ob — die Einſchreitung an Ort und Stelle nothwen— 
dig ſey. 

F. 28. Wenn dieſes Protofoll einkommt, hat die Landes: 
flelle entweder dad getroffene und billig findende Abkommen zu 
beftätigen, oder über die nunmehr vollkommen erörterte Sache 
zu fpredhen, und es wird mit der Kundmachung der von der 
Landesftelle gefhöpften Erfenntniß eben fo, wie mit dem 
freisämtlihen Spruche gehalten; daher denn auch das Kreis 
amt die Parteyen von dem ihnen annoch durch eine zwey— 
monatbliche Zeitfrift offen flehenden Recurd an uns felbft, 
zugleich aber auch von den daben in Erwägung zu ziehenden 
Bedentlichkeiten umftändlich ‚unterrichten muß. 

Hieraus folgt: 

a) Daß diefe Entfcheidungen der Länderftellen auf eben 
jenem Wege, auf welchen die Befchwerden dahin gelangt 
find , zurückzugehen, folglich folche durch dad Kreisamt den 
Parteyen der Herrfchaft ſowohl, ald dem Unterthan zu eröff⸗ 
nen ſeyen; 

b) daß dad Kreisamt bey dieſer Eröffnung und Zumitt— 
lung des Erkenntniffes der Landesftelle die Parteyen von den 
Folgen eines etwaigen muthwilligen und unbegründeten Res 
curſes genau zu belehren habe; endlich 
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c) daß, und zwar insbefonders nad bem Hofdecrete 
vom 23. Auguft 1793, nebit den EALDE DaRgER der Landes⸗ 
ftele auch die Beweggründe hinauszugeben kommen. 

$. 29. Die Anmeldung ded an und felbft zu nehmenden 
Recurfes wird zwar auf eben die Art, wie an die Randeds 
ftelle aufgenommen, und unfere landeöfürftliche Entfcheidung 
wird eben fo, wie die vorigen zur Publication gebracht; nur 
ift daben den Unterthanen auch jedesmal befonderd anzudeus 
ten, daß fie bey dem, was diefe feftgefegt , nunmehr ſchlech— 
terdings beruhen; den ihnen nochmahls zu erklärenden Ent— 
ſcheidungen in allen Stüden genau Folge leiften, und fich 
nn ferneren Querelirend bey fihwerer Strafe enthalten 
müjfjen. 

Es ift durch diefen Patentalabfat den Kreidämtern jur 
Pflicht gemacht, bey diefer definitiven Entfheidung die Uns 
terthanen nody einmahl von dem Ungrund ihrer Befchwerden 
oder geftellten Forderungen deutlich zu belehren, und ſolche 
auf die Folgen eined weiteren Verſuches, ihre Anſprüche 
geltend zu machen, aufmerkſam zu machen. Es iſt daher dem 
Kreisamte nicht unbenommen, bey beſonders eintretenden 
Umſtänden, z. B. bey wichtigeren, oder von ganzen Ges 
meinden geführten Prozeffen, die Unterthanen, die Ausſchũſſe 
zum Kreisamte vorzurufen, und ihnen bey Behändigung die— 
fer definitiven allerhöchſten Entſcheidung die angemeſſene nach⸗ 
drückliche Belehrung zu ertheilen, und ihnen die Strafe vor⸗ 
läufig anzudeuten, die ihnen bey einem weiteren Verſuche — 
ihre Beichwerden zu erregen, unausbleiblich bevorfiehen. 

$. 30. Es verftehet fib von felbft, daß die Stellen ders 
gleichen Erkenntniſſe möglichft zu befchleunigen, und bey deren 
Faſſung ale nur erfinnlihe Deutlichkeit und Beflimmung 
anzuwenden haben. 

$. 31. Ein Gleiches ift auch von den von den Kreis— 
ämtern errichteten Vergleichen zu verflehen , als welche nicht 
weniger fo deutlich, beflimmt und umftändlich als möglich 
gefaßt werden, und Die Kreisämter nicht etwa durch zwey— 
deutige und auf Schrauben gefegte Ausdrüde und Erfläruns 
gen die Parteyen zu Bergleihen induciren müffen, maßen 
darauf in Kurzem neue Befchwerden und Prozeffe, welche 
alddann mit noch größerer Erbitterung geführet werden, uns 
fehlbar zu entflehen pflegen 

Hieraus folgt, daß fich bey Bergleichen diefer Art des 
möglichft einfachften Gefchäftsftyles bedienet, und füc den 
gemeinen Mann in der faßlichiten Sprache ausgefertiget wers 
den. E8 folgt weiterd hieraus, daß in dem Falle, als der 
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Vergleich über mehrere und verſchiedene Streitpuncte zu 
Stande gebracht wird, dieſer Vergleich nicht ſummariſch, 
ſondern Punct für Punct ausgefertiget werde. — 

F. 32. Um nun aber auch in Anſehung jener Gegen— 
fände und Klagen der Unterthanen, welche nicht unter der 
Eigenfchaft ald Herr und Unterthan entitehen , und den Ne- 
xum subditellae nicht betreffen; wann nähmlich ein Herr 
von feinem Unterthan, oder der Unterthan von feinem Herrn 
etwas Fauft oder verfauft ; etwas in Beftand nimmt oder vers 
laſſet; leibet, oder zu leihen nimmt ; ferners in Waifen:Gus 
ratel:, Zeflamentd: und anderen derlen Streitigkeiten und end⸗ 
lich au in Fällen, wo die Streitigfeiten zwar ex Nexu sub- 
ditellae entſtehen; woben ed jedoch nicht um die Erörterung 
des facti, fondern des Rechtes zu thun ift, 3. B. wenn es 
um eine Roboth, einen Zins, oder was immer für eine ans, 
berweitige Schuldigkeit zu thun ift, welche ſich auf ein Urs 
barium, eine Handfefte, ein Privilegium gründet, deflen 
Giltigfeit aber von einem oder anderen Theile widerfpros 
hen wird, folglich deren Entfcheidung den Kreisämtern nicht, 
fondern den ordentlichen Gerichtöftellen zuftehet; die daher 
auch, fobald fie dahin gelangen, nah Vorſchrift der allges 
‚ meinen Gerichtsorbnung behandelt werden müſſen. Um alfo 
für derley Fälle das Erforderliche zu verfügen, fo verftehet 
fih von felbft, daß aud in Betreff diefer Klagen und Bes 
ſchwerden die Kreisämter auf gleiche Art fürzugehen, nad) 
volfommen aufgeflärter Sache ein gürliche8 Abkommen zu 
verfuhen, bey deffen Nichterreihung aber das zu Stande 
gebrachte Protofoll binnen den nächſten acht Tagen an den 
in der Hauptitadt eines jeden Landes aufgeftellten Unters 
thbansadvocaten gegen Recepiffe zur Amtöhandlung einzufens 
* und beyde Theile hiervon unter Einem zu verſtändigen 

aben. 

Aus dieſem ſehr weſentlichen Patentalabſatze ergeben 
ſich folgende Bemerkungen: 

a) Daß in allen denjenigen Fällen, wo nähmlich der 
Herr an feinen Unterthan , oder der Unterthan an feinen 
Herrn aus einem foldyen Privattitel, der nad) den bürgerli» 
hen Gefeßen zu beurtheilen und zu behandeln kömmt, biers 
mit aus allen Gattungen von Berträgen einen Anſpruch 
macht, und diefer Rechtstitel von einem oder anderen Theil 
widerfprochen,, oder aber auch nad folchen einem Urtheile, 
und in Folge befien dem weiteren Berfahren nach der allge: 
meinen Gerichtsordnung unterliegt, 3. B. bey einem liquid 
befundenen Darlehen, zu deffen Heimzahlung die Rechts: 
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mittel der Erecutiondführung nothwendig werben, zwar ans . 
fänglidy eben fo wie bey den zur politifchen Entfcheidung ge= 
börigen Befchwerden und Klagen vorzugehen, ein Vergleich 
zu verfuchen, fodann aber mit Befeitigung einer Entſchei— 
dung der inftruirte Act an den Unterthansadvocaten oder ei— 

entlich nach der fpäterhin für die Kiscaiämter erfolgten Amts 
inftruction an das Fidaclamt einzufenden fey. 

b) daß in jenen Fällen, wo zwar die Streitigkeiten ex 
nexu subditellae, nähmlich aus dem Verbande zwifchen 
Herrn und Unterthan, hiermit nicht aus einem befonde- 
ren Rechtstitel, 3. B. aus einem Pacht, oder aud einem 
Darleihensvertrage entſtehen, wo es ſich alfo zwar um eine 
untertbänige Schuldigfeit handelt, dod die Urs 
funde, das. Urbarium, Contract, Vergleich u. dgl. in ihrer 
Rechtsgültigkeit beftritten wird, wo ed fich alfo nicht 
um die Erörterung des facti, fondern um die Erörterung des 
Rechtes felbft — handelt, ebenfalls die politifche Verhand— 
lung nad den Vorfchriften diefed Patentes vorauszugehen 
habe, fodann aber der von dem Kreidamte inftruirte Act, wenn 
der Vergleich nicht zu Stande gefommen ift, an den Unters 
thandadvocaten oder wie oben ad a. bemerkt wurde, an daß 
in ae Provinz aufgeftellte Fiscalamt eingefendet werden 
müſſe; 

c) daß jedoch dieſes Verfahren nach dem Unterthanspa= 
tente in einer — zwifchen einer Herrfchaft und einem Uns 
terthan entftiehenden Privatitreitfache nicht einzutreten 
habe, wenn der Unterthan nicht eben diefer Herrfhaft, mit 
welcher aus einem Privattitel 3. B. aus einem Darleihens« 
vertrage ein Prozeß entfteht, entweder feiner Perfon oder 
der Sache nad) unterthänig iſt, folglih ein Unterthandvers 
band zwifchen ihnen nicht befteht ; ) | 

d) daß daher bey einer jeden Klage, welche ein Unter 
than gegen eine Herrichaft bey den Landrechten überreicht, 
wohl bemerft werden müffe, ob er feiner eigenen, oder ei— 
ner anderen Herrfchaft unterthänig fey, damit die Land— 
rechte in Stand gefeßt werden, entweder die Klage anzuneh⸗ 
men, oder auf die Vorfchrift ded Unterthanspatents vom 1. 
September 1781 anzuweifen und zurüdzugeben; 

e) daß in Anfehung jener vermifchten Beſchwerden, 
welche theils ihrer Eigenfchaft nad zum politifchen,, theil® 
zum rechtlichen Verfahren gehören, lettere von dem Kreis: 
amte ercinditet, und folhe fammt den dahin einfchlagenden 
Acten dem Unterthandabvocaten, refpective dem Fiöcalamte 
zur rechtlichen Einfchreitung zugemittelt, über erftern aber 
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en recursu von dem Kreidamte das Erkenntniß gefchöpfet 
werbe; 

f) daß in jenem Falle, wenn mehrere Unterthanen, bie 
verfhiedenen Grundherrfchaften unterthänig find, unter 
welden fi aber auch folche Unterthanen befinden , welche 
der Herrichaft, gegen welche der gemeinfchaftliche Streit be- 
fteht , unterthänig find, doch auch dad Verfahren nad) diefem 
Unterthanspatente einzlitreten haben werde, weil die zufällige 
Verbindung mehrerer verfchiedener Unterthanen in einen ges 
meinfchaftlichen Rechtsanſpruch doch nicht die Wohlthat, die 
dem Unterthan durch diefes Patent von dem höchften Landes: 
fürften zugedacht ift, vereiteln darf. 

Wegen der Wichtigkeit dieſes Patentalabfages dürfte die 
Anführung einiger Benfpiele für den angehenden Geſchäfts— 
mann am rechten Plate ftchen. 


Erftes Beyfpiel. 


Die Unterthanen der Herrfchaft A. verweigern die Lei: 
fung der Roboth aud dem Grunde, weil fie glauben , folche 
durch den mit der Herrfchaft abgefchlofjenen , und kreisämt— 
liher Seits beftätigten Ablöfungsvertrag ganz abgelöfet zu 
baben. Die Herrfchaft behauptet aber, daß nad) den Morten 
des —— — nicht die ganze Roboth abgelöſet wor— 
den ſey. 

In dieſem Falle findet nach vorläufiger politiſcher Ver— 
handlung das Rechtsverfahren Statt, und kommen daher die 
Acten an das Fiscalamt zu fenden. 


Zweytes Beyfpiel. 


Die Herrfchaft A. bezieht von ihren eigenen Untertha= 
nen den Zehent, welchen die Unterthanen bisher auch der 
Herrfchaft felbft zugeführt haben. Letztere verweigern nun die 
Verbindlichkeit, den Zehent zuzuführen, jedoch nur aus dem 
Grunde, weil jeder Zehentherr feinen Zehent felbft zu hoh— 
len f&uldig fey. 

In diefem Falle hat dad Kreisamt im Wege ded Necurs 
fed nach vorausgegangenem Verſuche des Vergleiches vie 
Entfheidung über die Verbindlichkeit der Zehentfuhren 
salvo recursu an die Landesſtelle zu erlajjen. 

Die Herrſchaft bezieht zwar den Zehent von den Unter: 
thanen ihrer Gemeinde B. und hat bisher ihren Zehent durch 
eigene herrfchaftlihe Fuhren gehohlt. Nun fordert jie aber 
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auch von den Unterthanen, refpective Zehentholden, daß Letz⸗ 
tere diefen Zehent der Herrfchaft zuführen follen, und zwar 
aus dem Grunde, weilfic ein Vertrag vorgefunden habe, 
laut weldyem die Unterthanen ſchuldig wären, diefen Zehent 
der Herrfchaft zuzuführen. J 

Die Gemeinde B. widerſpricht die Gültigkeit dieſes Ver— 
trages. In dieſem Falle findet wohl auch die kreisämtliche 
vorläufige Einſchreibung, nicht aber die Schöpfung eines 
Erkenntniſſes Statt, und müſſen daher die Acten — wenn 
ber Vergleich bey der kreisämtlichen Verhörstagſatzung miß— 
lingt, zur rechtlichen Einſchreitung eingefendet werden. 


Drittes Beyſpiel. 


Die Herrſchaft A. hat ihrem Unterthan B. eine Wieſe 
auf6 Fahre in Pacht verlaſſen. Im Verlaufe diefer Pachtzeit 
erleidet der Pachtnehmer durd) Elementarzufälle einen wes 
fentlihen Entgang an dem Gebrauh und Benützung dies 
fer Wiefe, und. hält ſich von der Verbindlichkeit enthoben, 
den Pachtzins zu entrichten. Die Herrfchaft glaubt jedoch, die— 
fen Pacht fordern zu können. 

In diefem Falle jtevt zwar dem Kreisamte die Erbes 
bung aller factifchen Umſtände, aber nicht die Entfcheidung 
in der Hauptfache zu. Diefe Entſcheidung kann nur im recht— 
lihen Wege entfchieden, und daher müflen alle die Erhebun: 
gen und behandelten Acten, wenn ein Vergleich von dem 
Kreisamte nicht zu Stande gebracht werden kann, zur rechts 
lihen Einfchreitung an den Unterthansadvocaten, oder eis 
gentlich an das Fiscalamt eingefendet werden. 

Anders verhält es fich, aber im folgenden Falle, wenn 
nähmlich die Herrfchaft einem — der Herrfchaft B. folglich 
einer fremden ee angehörigen Unterthan dieſe Wiefe 
in Pacht verlaſſen hat, und diefer legtere aus gleichen Ur- 
ſachen die Entrichtung des Pachtzinfes verweigert. Hier tritt 
das Verfahren nach dem Unterthanspatente gar nicht ein, weil 
zwifchen diefem Unterthan und einer fremden Herrſchaft ein 
Unterthansverband gar nicht befteht. In diefem Falle wird 
diefe Streitfache wie jede andere Streitfache behandelt, und 
ift das Kreisamt von der Einfchreitung, Erhebung u. dgl, 
nach dem Unterthanspatente nicht allein enthoben, fondern 
ganz ausgeſchloſſen. | 

Wenn daher wirklich ein folder — einer fremden Herr: 
fchaft angehöriger Untertban mit einem von diefer fremden 
Herrſchaft erhaltenen Beſcheide erfcheinen, und feinen Ne: 
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curs bey bem Kreidamte anbringen wollte, fo tft er ohne weis 
terö mit ſolchem — ald einen nicht zu dem Verfahren nach 
dem Unterthanspatente vom 1. September 1751 geeigneten 
Gegenftande zurüdzuweifen. | 


Viertes Beyfpiel 


Die Unterthanen der Herrfchaft A. befchwerten fi, 

1. daß fie von der Herrfchaft über die Zahl der gefegli- 
chen Roboth zu einer weiteren Roboth angehalten werden; und 

2. davon ihnen auch ein Robothgeld abgefordert werde, 
da fie doch einen Theil diefer Roboth vermög Vertrag abge» 
löfet haben. | Bi 

Die Herrfchaft verlangt die Zahl der Robothtäge aus 
dem Gefeße, und widerfpricht die Ablöfung eines Theiled der 
Robotbtage aus dem Geſetze, fo wie auch die Ablöfung 
eines Theiles der Robothtage aus dem Bertrage. A: 

In diefem Falle hat dad Kreisamt binfichtlich der Zahl 
der Robothtage aus dem Befege die Entfcheidung zu ſchö— 
pfen ; in Hinficht der Ablöfung aus dem Verträge aber, da 
diefer Vertrag in Streit gezogen wird, den Gegenftand auf 
dem rechtlichen Weg hinzuführen, fomit diefen letzteren Ge— 
genftand aus der Beſchwerde zu ereindiren, und die — Dies 
fen Beihwerdepunct betreffenden Acten an den Unterthand- 
vertreter, refpective an das Fiscalamt zur rechtlichen Eins 
fhreitung einzufenden. | | 

$. 33. Uebrigend hat dad Kreisamf auch für den Fall, 
daß entweder gar fein obrigkeitlicher Befcheid erfheilet wors 
den, oder daß dad Kreidamt den ertheilten für den Unter: 
than allzu befchwerlich erachrete, mit Nüdficht auf den vor 
der angemeldeten Befchwerde beftandenen Befitsftand ein fol« 
ches Proviforium zu treffen, damit feinem Theile bis zum 
rechtlichen Austrag der Sache ein unwiederbringlicher Scha— 
den zugebe. | — 

Hieraus folgt: u ü 

a) Daß dem Kreisamte die Macht eingeräumt ift, aud) 
in jenen Zällen, wo der Streitgegenfland nach demg. 32 zur 
rechtliben Einfchreitung bingewiejen werden muß, mit Hin— 
fibt auf den Befigftand über die mittlerweilige Leiftung oder 
Unterlaffung ein Proviforium (mittlerweilige Vorkehrung) 
zu treffen; nach welchen fich bi$ zur Entfheidung aud von 
beyden Zheilen zu achten iſt; | 

b) daß jedoch jedem der beyden freitenden Parteyen, 
oder beyden zugleich, wenn fie ſich durch dieſes Proviſorium 
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gefränft halten, unbenommen bleibe, ihren Recurs gegen 
diefe Freisämtliche Verfügung im gewöhnlichen Wege an die 
Landeöftelle, felbft an die höchſte Hofftelle auch in dem Falle 
zu nehmen, wenn der Streitgegenftand nach dem’ $. 32 auf 
den Rechtsweg gewiefen worden ‘wäre. 

$. 34. Findet der Unterthansadvocat in dem eingefen- 
deten Protokolle den Gegenftand der Streitfache zur Einreis 
hung ordentliher Klage noch nicht hinlänglich erörtert, oder 
die Befprehung mit dem Unterthan felbft unumgänglich nö— 
thig, fo hat er fich zur Ueberfommung der dießfälligen Nach» 
träge, oder zur Anmeifung des Unterthans zur perfönlichen 
Beſprechung unmittelbar an dad Kreisamt zu verwenden , 
welches ihm die Nachträge mit möglichfter Beförderung zu 
verfchaffen,, oder dem Unterthan felbft zuzuweifen hat, | 

Hieraus erhellt fchon von felbft die Nothwendigfeit, ei> 
ner fehr genauen und umfaflenden Erhebung aller Umftände 
und Beweismittel bey der Freißämtlichen Tagſatzung, damit 
nicht durch die nachträglichen Erhebungen die Sache in die 
Länge gezogen, aud von dem Unterthan eine mit Zeitver= 
luft und Reiſeköſten verbundene perfönliche Einvernehmung 
befeitiget werden Fönne. 

$. 35. Iſt dagegen in dem eingefenteten Protofolle Al— 
led erfchöpfet, fo hat der Unterthansadvocat längftend binnen 
acht Zagen. nach erhaltenem freisämtlichen Protofolle bey der 
Gerichtöbehörde feine Klage nah Vorfchrift der allgemeinen 
Gerichtdorbnung einzureichen, umd ift über derley Klagen, 
fo wie über jede andere Klage der Ordnung nach zu verfabs 
ren. Findet aber der Unterthansadvocat die Klage des Unter: 
thans ganz ohne Grund: fo folle er die Urfachen, warum er 
zu Hagen ſich nicht getraue, ber Landesſtelle anzeigen ; dieſe 
hat den Fiscus darüber zu vernehmen, und wenn derfelbe 
nebft der Landesftelle die Klage ganz unbillig fände, ſolches 
dem Unterthan zu erkennen zu geben, diefem aber frey zu 
laflen, fich wegen diefer Abweifung an die Hofftelle verwen- 
den zu mögen. . 

Wie fchon oben bemerft wurde, hat fich feit der Erlaf: 
fung der allgemeinen Fiscalinftruction der Standpunct des 
Unterthbandadvocaten in fo ferne verändert, daß er nun dem 
Fiscalamte untergeordnet tft, Übrigens die Unterthantangeles 
genheiten zu bearbeiten hat. In Folge deffen wird zwar die 
Bearbeitung eines ſolchen Gutachtens, wodurch eine folche 
Klage des Unterthans ald unvertretbar an die Landesſtelle 
vorgelegt wird, dem Unterihansvertreter überlaflen, doch von 
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dem Fidcalamte begleitet. Hinfichtlich der Procebur in einem 
folden alle kömmt zu bemerken: | 

a) Daß der Termin zur Ergreifung eines folchen Retur⸗ 
ſes gegen die von der Landesſtelle auf die Unvertretbarfeit 
einer ſolchen Klage erfolgte Entfheidung analog niit dem 
obigen $. 23 auf zwey Monathe fich erfirede; und 

b) daß diefer Recurd von dem Unterthan nicht unmit. 
telbar an die höchſte Hofftelle genominen werden dürfe, fon. 
dern bey dem Kreisamte angemeldet und ergriffen werden 
müffe, daher auch für diefen Recurs alle jenen Erforderniffe 
Statt finden, die fhon oben hinfichtlich der bey dem Kreis: 
amte anzubringenden Recurfe behandelt wurden; endlich 

c) daß die Landedftelle, welche als ſolche das Gutachten 
des Unterthandadvocaten, refpective des Fiscalamteg nicht bes 
gnehmigt, fondern die Klage des Unterthans als vertretbar 
erfennt, in der hierüber an das Fiscalamt zu gebenden Gr« 
ledigung auch die Anficht und die Gründe mittheile, nach 
welchen diefe Klage als vertretbar, und mit Hoffnung auf 
einen günfligen Erfolg ſich darftellet. - 

$. 36. Der Unterthansadvocat hat zwar den Unterthan 
ber erfolgten Erkenntniſſe durch das Kreisamt verftändigen 
zu laſſen; doch hat er, fo lang noch ein weiterer Recurs nach 
Vorſchrift der Gerichtsordnung offen ſtehet ſelben ohne An— 
ftage bey dem Unterthan gleich von ſelbſt zu ergreifen, und 
auf die zur Proſequirung des Recurſes beſtimmte Friſt den 
Bedacht zu nehmen; zugleich aber immer den Unterthan zu 
befragen; ob er mit der erfolgten Erfenntniß fich befriedige, 
oder aber die Sauce durch weiteren Recurs zu betreiben fin: 
de, wo dann der Unterthan jenen Falls, als er die Folgen 
feines Entfchluffes etwa nicht recht eingefehen hätte, noch 
immer darüber eines Beſſern belehret werden kann. 

Hieraus folgt: —— 

a) Daß nicht allein das Erkenntniß, dag ift — das land: 
rechtliche und appellatorifche, oder — wenn die Revifion ers 
griffen wurde, auch das Revifionsurtheil, fondern auch von 
eıfteren beyden Urtheilen die Beweggründe von dem Unter: 
thansadvocaten, eigentlich von dem Fiscalamte an dad Kreid> 
amt zu dem Ende zu fenden feyen, damit fich der Untertban 
belehren, oder vielmehr belehren laffen möge, welden Er; 
folg er im weiteren Zuge zu gewärtigen habe; 

b) daß daher zu diefem Ende in der dießfälligen Mit: 
theilung auch die Bemerkung beygefügt werde, ob im weis 
teren Zuge ein günſtigeres Urtheil zu erwarten, oder ob ed 
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für den Unterthan räthlicher wäre, von weiterer Prozepfüh- 
rung abzuftehen; 

c) daß es bey befonderen, wichtigeren Gegenflänten vor: 
züglich bey Prozeſſen mehrerer Unterthanen, oder einer Ge— 
meinde zweckmaäßig ſey, wenn der Unterthansadvocat dem 
Unterthan, oder die Ausſchüſſe perſönlich einvernimmt, und 
ſolche von dem wahren Stande der Streitſache umſtändlich 
unterrichtet; endlich 

d) daß in jenem Falle, als ber Unterthbandadvocat, oder 
eigentlich das Fiscalamt nad) dem obigen $ 35 gegen feine 
Meinung zur rechtliben Vertretung des Unterthand ange- 
halten würde, die erfolgenden richterliben und oberrichters 
liben Urtheile auch zur Kenntniß der Landeöftelle durch den 
Unterthansadvocaten zu bringen ‚feyen. 

$. 37. Wenn der Unterthan mit Außerachtlaffung ges 
genwärtiger Borfchrift und Ordnung fein Recht ſuchen will, 
ift er nicht zu hören, und wenn er nur um Abfprünge zu ſu— 
chen, und Unfere Stellen, oder Uns felbft zu bebelligen, aus 
Ger feinem Kreife fi begibt, iſt er nah Umftänden auch) 
noch zu beitrafen. 

Hieraus folgt: 

a) Daß der Unterthan immer vorerft an feine Herrfchaft, 
dann erit an dad Kreisamt u. f. w. fich zu verwenden habe, 
und daber, wenn er abfichtlich diefe ftufenmeife Beobach⸗ 
tung außer Acht läßt, und wohl gar mit ſchriſtlichen Klagen 
unmittelbar; bey höheren Behörden einſchreitet, immer wies 
der auf die Vorſchrift des Unterthanöpatentes ju verweifen 
fonıme; 

b) daß es ihm übrigeng nicht unbenommen bleibe, zu 
dem Untertbansvertreter, oder fonft Semanten, auf den er 
Vertrauen fegt, fi in der Abficht zu begeben, um über die 
Lage feiner Forderung, oder gegen berrfchaftlier Seit ge— 
machte Anfprüche Raths fich zu erbohlen, daß er daher in 
diefer Abficht zwar außer feinem Kreis fich begeben könne, übris 
gend aber zu feiner Bededung den nad) den politifden Vor— 
fchriften erforderliben Paß oder Paflierfchein ſich verfhaffe. 

$. 36. Was Wir von Befchwerdeführungen einzelner Unz 
terthanen feftgefeget haben, ift auch dann zu beobachten, wenn 
mehrere Unterthanen oder ganze Gemeinden Beſchwerden zu 
führen vermeinen, in weldem Falle jedoch diefelbe zwey Des 
putitte wählen, diefen eine fchriftlihe Vollmacht, welche von 
allen an der Klage Theilnehmenden zu unterfertigen ift, aus⸗ 
zuftelen; die Deputirten aber nach Vorfchrift gegenwärtigen 
Geſetzes durchgehends fich genau achten und benehmen follen. 
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Hieraus folgt aber nicht abfolut, daß bey folchen, von 
mehreren Unterthanen oder ganzen Gemeinden anhängig zu 
machenden Prozeflen und Anzubringenden Befchwerden nicht 
au ein Dritter ald Deputirter wenigitens fubjtitutive ges 
wählet werde, damit diefer im Verbinderungs- oder Erkran— 
fungsfalle der beyden erjteren Ausſchüſſe oder Bevollmächtig» 
ten fogieich den leeren Plaß ausfüllen könne, und hierdurch 
eine neue weitwendige Ernennung oder Beſtellung eines Be> 
vollmäcdhtigten befeitiget werde. 

Uebrigens kömmt bey Auöfertigung und Unterfertigung 
ber Vollmacht alle Vorfiht anzuwenden. Es foll fich daher 
nit mit der Beyrüdung eined Handzeichens begnüget, ſon— 
dern inöbefondere der Nahme des Nahmensunterfchreiber 
für jeden — des Schreibens unfundigen Theilnehmer beyge— 
rüdet werden, um in der Folge, vorzüglich dazumahl, wenn 
es auf die Vergütung der laufenden Unföften ankömmt, als 
len möglichen Ausweichungen und Streitigkeiten vorzubeugen. 

$. 39. Die Deputirten follen den Übrigen Unterthanen, 
oder der Gemeinde feine übermäßigen Unköften verurfachen 
noh auch übertriebene Gebühren aufrechnen ; daher diefelben 
fowohl über die Koſten, ald ihre Gebühren ein genaues und 
verläßliches Verzeichniß zu verfaflen, hierbey aller überfpann 
ten Anforderungen ſich zu enthalten, und nad geendigtem 
Geſchäfte diefes Verzeihniß dem Kreisamte zur billigen Mä— 
ßigung zu überreichen haben. 

Wie nothwendig diefe gefeßliche Vorſicht fey, lehret leis 
der! die Erfahrung, welche genug Benfpiele andeutet, daß 
diefe. Bevollmächtigungen mißbraudt, unnöthige Gänge ges 
macht , Auslagen angefegt wurden, die gar nicht nothwendig 
waren, oder auch nicht einmahl Statt fanden. Eine firenge 
Genfur derley Rechnungen ift daher nicht allein zweckmäßig, 
fondern wirflih fehr norhwendig. 

F. 40. Wenn eine Befchwerde von mehr, dann zweyen 
Deputirten, oder wohl gar von einem Haufen der Unterthanen 
angebracht werden wollte, iſt folde nirgends anzuhören, 
oder anzunehmen, wohl aber find die unter einem ſolchen 
Haufen begriffenen Unterthanen , wenn fie auf den erften 
Befehl der Obrigkeit nicht alfogleich auseinander gehen, ems 
pfindlich zu flrafen, auch nad) Beſchaffenheit der Umſtände 
als Störer der öffentlichen Ruhe halsgerichtsmäßig zu be⸗ 

andeln. 
Letzterer Fall tritt nach dem mit 1. Jänner 1804 in Bir: 
fung getretenen Strafgefegbuche achten und neunten Haupt» 
ftüdes dazumahlein, wenn mehrere Unterthanen durch Zufams 
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menrottung der Obrigkeit mit Gewalt Widerftand leiften, oder 
auch wenn mehrere — jedoch ohne Zufammenrottung der Obrig- 
feit — wiewohl ohne Waffen und Verwundung, jedoch mit 
gefährlicher Drobung oder wirklicher gewaltfamen Handans 
legung fich widerfegen. 

(. 223. 


Inhalt Eben fo wichtigen Inhaltes ift auch das unter dem nahm» 
des zwey⸗ lichen Zag und Jahr, nähmlich unterm 1. September 1781 
ven Pas pinfichtlich der Vergehungen und der dießfälligen Beftrafung 
HERREN Der Unterthanen erlaffene Patent, deſſen Abſätze im Nach» 

ftehenden näher zergliedert, und mit den dahin gehörigen 
Bemerkungen begleitet werden. 

$ 1. Zeder Unterthan ift nicht nur Unferen eigenen höch— 
ften Befehlen, dann den Entfcheidungen, Ausfprücen und 
Verordnungen Unferer landesfürftlihen Stellen, fondern 
auch den Berfügungen und Anordnungen feiner Grundeb— 
rigfeit und ihrer Beamten Gehorfam und Unterwürfigieit 
fhuldig. ' 

Hieraus folgt, daß der Unterthan ohne Ausnahme allen 
Anorönungen und Befehlen, weldye nicht allein unmittelbar 
von den landesfürftlichen Behörden an ihn gelangen, fons 
dern welche er von einer Obrigfeit, der er aud was immer 
für einem Grunde untergeben ift, zu gehorchen fchuldig fen. 
Nicht alfo bloß in Begenftänden, welche aus dem Bande der 
Unterthänigkeit fließen, fondern auch in allen jenen Gegens 
fländen, in welchen der Unterthan durch politifhe Anordnuns 
gen einer Obrigkeit zugewiefen ift, muß folcher den erhaltes 
nen Befehlen pünctlih Folge leiften. 

$. 2. Sollte dem Unterthan der Auftrag unbillig fcheis 
nen, und er fih dadurch gefränft achten, fo ftehet demſel— 
ben doch nicht zu, fein eigener Nichter zu feyn, fondern er 
hat gegen einen ſolchen Auftrag lediglich feine Beſchwerde 
ordnungdmäßig anzubringen, inzwifchen aber den Auftrag 
um fo gewiffer zu vollziehen, ald ihm, wenn feine hierüber 
führende Beſchwerde gegründet zu fenn erfannt würde, eine 
binlängliche Entfhädigung und Genugthuung von der Grunde 

4 odrigkeit oder ihren Beamten verfchafft werden foll. 

$. 3. Jeder Unterthan, der diefe Folgeleiflung verweis 
gert, ift firafbar, und wollen Wir die Beflimmung der Strafe 
feiner Obrigkeit überlaffen ; nur wenn die Strafe eines ders 
ley ungeborfamen Unterthans von Uns felbft, oder von einer 
Unferer landesfürſtlichen Stellen verhängt worden, fann die 
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Obrigkeit den Unterthan wegen des nähmlichen Vergehens 
mit einer befonderen Strafe nicht mehr belegen. 

Hieraus folgt aber noch nicht, daß jede Außerachtlafs 
fung ver obrigkeitlihen oder fonfligen Aufträge fogleih als 
ein Vergehen anzufehen und zu behandeln fey. Unter leg: 
tere gehören nur ſolche Handlungen des Unterthand, wodurch 
er die Abfiht, den Vorſatz, diefe obrigkeitlichen Befehle 
nicht befolgen zu wollen, an den Zag legt. Hierher gebören 
alſo alle Handlungen der Widerfpenfligkeit, und find daher 
jene Nußerachtlaflungen des Unterthand, bey denen diefe Wis 
deripenitigfeit nicht eintritt, oder wo er im geſetzlichen Wege 
feine Beſchwerde anbringt, nicht unter jene Vergehungen 
re ‚ Über deren Beflrafung gegenwärtige Vorfchrift 
beitebt. | 

$. 4. Und eben alfo find jene Unterthanen, welche fi 
als Aufiwiegler betragen, und mehrere Unterthanen oder ganze 
Gemeinden zum Ungehorfam gegen ihre Obrigfeit verleiten, 
dann auch jene, deren Ungehorfam mit einer gewaltthätigen 
Wiverfegung, mit Störung der allgemeinen Ruhe, oder mit 
Bergreifung an den Obrigfeiten und ihren Beamten begleis 
tet wird, nach ihrer alfogleich zu gefchehen habenden Arres 
tirung dem nächften Halögerichte nebſt einem fchriftlichen 
Auffage ihres’ Verbrechens zur peinlien Aburtheilung zu 
‚ Übirgeben. 

Seit dirfem Patente vom 1. September 1781 iſt das 
Strafgefegbud mit 1. Jänner 1804 in Wirkung getreten, und 
hierdurch — wie fhon oben ad $. 40 des Unterthanspaten» 
teö vom 1- September 1781, binjichtlich der Behandlung der 
Unterthansbeichwerden bemerkt wurde, die Gränzlinie ange: 
dentet worden, wann fich derley Aufwieglungen und Wider— 
feglichfeiten der Unterthanen zum peinlichen Verfahren eig» 
nen. In fo lange alfo nicht folhe Thatumſtände eintreten, 
welche zur Bebandlung ald öffentliche Gewaltthätigkeit oder 
wohl gar Aufftnd, Aufruhr führen, in fo lange fommen 
derien Widerfeglichfeiten nach der VBorfchrift des gegenwärs 
tigen Patentes zu behandeln, und von der Grunvobrigfeit 
zu beftrafen. Außerdem aber ift leßtere, wenn das peinliche 
Yerfahren eintritt, wenn felbe nicht zugleich Griminalbehörde 
it, von dem Verfahren ausgeſchloſſen. 

$.5. Bevor die Grunvobrigfeit oder ihr Beamter was 
immer für eine Strafe gegen einen Unterthan verhänget, if 
diefem fein Vergehen beym Amte in Gegenwart feines Rich: 
terd oder zweyer wohlverhaltenen und unverfangenen Mit« 
nahbarn vorzuhalten, und desſelben Entſchuldigung, fals 
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er eine vorzubringen hat, gelaffen anzuhören. Findet fodann 
die Grundobrigfeit oder ihre Beamten, daß der Unterthan 
über die ihm zur Laſt gelegte Handlung oder Unterlaflung ſich 
nicht hinlänglich gerechtfertiget habe, oder daß er ungehindert 
feines Läugnens entweder Durch Die Sache felbjt, oder durch 
das Zeugniß wohlverhaltener Männer überwiefen fen, fo ift 
demfelben von Obrigkeitswegen eine feinem Vergehen ange— 
mefjene Strafe zu beflimmen und auszumeſſen. 

6. 6. Es ift aber von nun an jede Obrigkeit fhuldig , 
fiber derley Verhandlungen cin eigenes Verhör- und Straf: 
protofoll auf der Amtskanzley einzuführen und aufzubewah— 
ren. In diefed Strafprotofoll ift jedesmahl. alfogleih, und 
in Gegenwart der bey dem Verhöre des Unterthand anwe— 
fenden Richter oder Mitnachbarn das eigentliche Vergeben 
ded Unterthans mit der Bemerkung, ob er deſſen geftändig, 
oder durch die Sache felbjt, oder aber durch Zeugen übers 
wiefen worden, dann auch die auferlegte Strafe fammt dem 
Tage der Verhandlung getreulich einzutragen, und fonach 
dad Protofoll felbft vorzulefen und von den dem Verhör 
bevgezogenen Mitnachbarn zu fertigen. 

Es ift zwar in diefem Patentalabfae nicht inöbefondere 
ausgedrückt, daß der Unterthan felbft auch das ihm vorges 
lefene Protokoll zu fertigen, oder durch fein Handzeichen, 
wenn er des Schreibens unfundig ift, und Dur einen Nah— 
mendunterfchreiber zu beftätigen habe. Allein es fließt ſchon 
aus der Natur der Sache, und insbefondere aus dem, we— 
gen Behandlung der Befchwerden der Unterthanen erlaflenen 
Datente vom 1. September 1781, daß auch in diefem 
gegenwärtigen Kalle der Unterthan in dem Protokolle feinen 
Nahmen zu unterfhreiben, oder foldyes durch fein Hand. 
zeichen und durch einen Nahmensunterfchreiber mitzuferti> 
gen habe. | 

$. 7. Sullte die auferlegte Strafe dem Unterthan, den 
fie betrifft, unbillig oder übermäßig ſcheinen, fomit derfelbe 
hierüber ſich beſchweren wollen, fo ftehet ihm frey, von der 
Obrigkeit eine getreue Abfchrift der Verhandlung aus dem 
Verhör- und Strafprotofolle anzuverlangen, die ihm aud uns 
weigerlich und unentgeldlich zu ertheilen iſt; doch kann die 
TI hrigfeit fogleih mit Vollziehung der Strafe vorgeben. 

Durch diefen Patentalabfaß wird Übrigens nicht aus- 
drüdiic angeordnet, daß die Obrigkeit aub in dem Falle, 
als jich der Unterthan über die ausgeſprochene Strafe be— 
fchwert findet, und zur Anbringung feiner Necurdbefchwerde 
einen Auszug aus der Verhandlung ded Verhör: und Straf: 
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protofolles verlangt, die Strafe auch fogleich vollziehen 
müſſe, fondern es wird gefeslich nur zugelaffen, daß die 
Obrigkeit die Strafe vollziehen fönne. Immer bleibt es in 
einem folchen Falle, wo ein Recurd von dem Unterthan er: 
griffen wird, für die Obrigkeit räthlicher, mit der Vollzie— 
hung der Strafe einzuhalten und die kreisämtliche Entſchei— 
dung abzuwarten. | EEE | 

$. 8. Unter den der Erkenntniß der Obrigkeit, oder des 
fie vorfiellenden Beamten überlaflenen Strafen’ wollen Wir 

a) einen anftändigen und der Gefundheit offenbar uns 
nachtheiligen Arreft, allenfalls bey Waller und Brot, 

b) die Strafarbeit, 

c) die Verfchärfung des Arrefted und der Strafarbeit 
mit Anlegung der Fußeifen, dann 

d) die Abfliftung von Haus und Hof verflanden has 
ben ; und folle bey deren Verhängung auf das hohe und gar 
niedere Alter, fo. wie überhaupt auf die Keibesbefchaffenheit 
des fchuldigen Unterthans die billige Rüdficht genommen, 
auch die fehimpflicheren und härteren Strafen nur gegen jene 
Untertbanen angewendet werden, bey welchen die vorausges 
gangene gelindere ohne Wirkung geblieben iſt; daher in 
dem Strafprotofolle die vorausgegangenen Bellrafungen ie: 
desmahl in Kürze beyzurüden find. Zudem wollen Wir auch 
ausdrüdlich verordnet haben, daß die Verhängung des Ars 
reſtes und der Strafarbeiten zur Zeit der dringenden Feldar— 
beiten fufpendiret, und nur nach deren Vollbringung diefe 
Strafen erequiret werden follen. 

Unter diefen bier benannten Strafen ift die ad d. be- 
merkte Strafe der Abftiftung gewiß die ſchwerſte, Die da— 
ber auch nur in befonderen, von dem Geſetze ausdrüdtich 
benannten Fällen anzuwenden ift. Es wird daher am Ende 
der Erörterung dieſes gegenwärtigen Patentes die Frage, 
wann und wie die Abjtiftung vorzunehmen wäre, umjländ» 
liher behandelt werden. 

$. 9. Wollte aber eine Obrigkeit ihren Unterthan über 
abt Zage lang mit Arreft oder Strafarbeiten belegen, oder 
mit der Abitiftung vom Haus und Hof beftrafen, fo ſoll felbe 


über eine derley Beftrafung vorläufig die freisämtlihe Ger 


nehmbaltung einzubohlen verbunden feyn, zu welchem Ende 

$. 10. die Obrigkeit dad Strafprotofoll dem Kreisamte 
einzufenden,, und mit einer furzen Anzeige zu bemerken hat, 
in welcher Art fie die Beftimmung der Strafe verlange. Das 
Kreisamt hat fonach das Strafprotofoll zu durchgehen, und 
wenn «3 in felbem die Beſchaffenheit des wider den Unters 
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than hervorgefommenen Vergehens hinlaͤnglich erörtert fände, 
unverzüglich), und zwar längftend binnen acht Zagen ber 
Obrigkeit die wider den Unterthan zu verhängende Strafe zu 
bedeuten; anfonften aber in die weitere gehörige und ordentliche 
Unterfuchung einzugeben, und biernac mit möglichfter Beför⸗ 
derung die dem Vergehen angemeſſene Strafe zu beſtimmen. 

In Folge der, für die Kreisämter erlaſſenen Inſtruction 
ſind derley, gegen ungehorſame Unterthanen zu verhängende 
Strafen nicht allenfalls im Orte des Kreisamtes, ſondern an 
Ort und Stelle, wo ſich die Herrſchaft befindet, zu dem Ende 
zu vollziehen, damit ſich die übrigen Unterthanen ein war— 
nendes Beyſpiel hiervon zu nehmen im Stande ſind. 

F. 11. Der Unterthan hat für den Arreſt an der fogenann- 

ten Sitzgebühr nichts zu bezahlen, und kann auch keineswegs 
an Geld oder Geldeöwerth geftrafet werden. Dahingegen foll 
in Zälen, wo ed um den Erfaß eines der Obrigfeit, oder 
jemand anderen zugefügten Schadens zu thun ifl, die [huls 
dige und billige Entfhädigung allerdings, jedoch erſt, wenn 
ber Schaden zuvor mit Beyziehung unparteyifher Schätz⸗ 
männer gehörig erhoben, und der Ausſpruch eines folden 
Erfages beym Amte eben fo, wie im fünften Puncte bey den 
Strafen verordnet worden, in dad Verhör- und Etrafprotos 
foll mit allen Umſtänden eingetragen worden ift, Statt haben. 

Hierbey haben zu Folge nachgefolgter Verordnungen 
nachſtehende Beobachtungen einzutreten: 

a) Daß nach Inhalt des Hofdecretes vom 21. November 
1785 die zur Strafarbeit verurtheilten Unterthanen nie» 
mahls zu einer grundobrigfeitlicen, fondern lediglich zu einer 
öffentlichen Arbeit verwendet werden dürfen; 

b) daß die Unterthanen von den Obrigkeiten zu Folge 
Hofdecreted vom 16. Februar 1793, ohne Begnehmigung ded 
Kreisamted mit der Strafe von Stodftreihen nicht zu beles 
gen, und jene Beamte, welche ſich eine forche Behandlung 
erlauben, im Gelde abzuftrafen feyen. 

$. 12. So feft und unabänderlihb Wir nun entf&hloffen 
find, den zur guten Ordnung und allgemeinen Wohlfahrt uns 
umgänglich nöthigen Gehorfam auf die anmit vorgefchries 
bene Art mit allem Nahdrud zu handhaben, eben fo ernft- 
lich befeblen Wir auch den Grundobrigfeiten und ihren Bes 
amten, den Unterthanen nicht Ungebührliches juzumutben, 
wohl dber felbe bey ihren Rechten und Befugniſſen nach allen 
Kräften zu ſchützen. Daher auch jene Obrigkeiten, die wider 
beſſeres Verhoffen ihren Unterthanen etwas, zu dem dieſe 
nicht verbunden ſind, auftragen ſollten, dem gehorſamen Uns 
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terthan nicht nur eine vollfländige Entfchädigung und Ge— 
nugtbuung zu leiflen ernjtlich angehalten, fondern auch nach 
Beichaffenheit der Umftände zur frengen Verantwortung und 
Strafe gezogen, und zu bdiefem Ende von den Kreisämtern 
nit nur allein jeder Unfug unverzüglich abgeftellet, und 
biermwegen die gebührende Ahndung und Strafe unausbleibs 
lich verhänget, fondern auch an Unfere lantesfürftliche Stellen 
hiervon die Anzeige von Viertel zu Vierteljahr mittelft Einfens 
dung ordentlicher Protofolle, in welchen die Beftrafungsurfas 
hen und die Verhängten Strafen ganz furz zu bemerken find, 
zur Einfiht und MWiffenfchaft gemacht werden fol, hierbey 
treten noch folgende Beobachtungen und Bemerkungen ein: 

a) Durch Hofdecret vom 18. December 1784 wurde in 
ber Abficht, um die Unterthansbedrüdungen möglichft hintan— 
zubalten, ausdrüdlich verordnet: daß die Grundobrigfeiten 
für alle geſetz- und billigfeitöwidrigen Ueberhaltungen oder Be— 
drüdungen der von ihnen angeftellten Beamten, Pächter u. 
dgl. salvo regressu zu haften haben, folglich die dem Unters 
- than aus irgend einer Amtshandlung ded Beamten oder Ein 
griff des Paͤchters zuzukommende Entfchädigung aus den herr= 
ſchaftlichen Renten geleiftet werden müſſe 

b) Daß fid übrigens diefe Vorfchriften nicht auf jene 
Fälle ausdehnen, wo die Herrihaft gegen den Unterthan 
nicht mehr ald Grundherrfchaft, fondern als die unterfuchende 
und firafende Obrigkeit über ſchwere Polizeyübertre: 
tungen einfcreitet, in welchen Fällen ſich lediglich an die 
Grundfäge und Vorfchriften des mit 1. Sänner 1804 in Wir: 
kung getretenen Strafgefegbuches genau zu achten fümmt. 


$. 224. 
B. und C. Von der Behandlung derlinterthbanen 
in Streitſachen und in Abhandlungsfällen. 


Die Gerichtsbarkeit iſt in Böhmen den Ortsgerichten, Berichte: 
das iſt dem in jedem Ortsbezirke beſtehenden Magiſtrate oder barkeit. 
Gtundgerichte, und für beſondere Fälle, oder ausnahmsweiſe 
bey Perfonen oder Körpern den böhmifchen Landrechten zus 
gewieſen. 

Mir erſtem July 1784, wurden in Böhmen alle ſonſtige 
Saflizinftanzen und Gerichtöbehörden für aufgehoben erklä— 
ret und außer Wirkſamkeit gefeget. 

Nah den Grundfägen der Jurisdictionsnorm vom 11. 

Februar 1784, unterftehen in der Regel die Unterthanen 
und Bewohner fowohl in Streirfachen, als in Abhandlungs— 
füllen dem Magiftrate oder dem Ortsgerichte. 


Audnabs 


men. 


* 
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Von biefer gleihbenannten Gerichtöbarfeit ſowohl in 
Streiffahen ald in Abhandlungsfällen find jedoch folgende 
Derfonen und Körper ausgenommen : nähmlich 

1. jeder, der zu dem Prälaten-, Herren oder Ritter: 
ftand des Landes Böhmen gehört. 

2. Die böhmischen Stände, wenn fie incorpore (insge— 
fammt) belangt werden. | 

3. Die landesfürſtlichen Ortfchaften. 

4. Diejenigen Ortfchaften , welche unter feiner Grund— 
obrigkeit ftehen. 

5. Jeder, der fih über einen ihm eigenen in: oder aus: 
ländifchen Adel auszuweiſen vermag. 

6. Die Stifter, Klöfter, Capitel, und andere unter ei= 
nem ordentlichen Dbern ftehende Gemeinden, wenn fie in cor— 
pore (indgefammt) belanget werden. 

7. Jeder, obfhon unadeliche Befiser einer fändifchen 
Gülte, wenn ihm vermög diefes feined Beſitzes indem Orte, 
wo er feinen Wohnfig hat, die Ortögerichtöbarfeit felbft und 
allein zuſteht. 

8. Seder fih in Böhmen aufhaltende Unterthan der otto= 
manifchen Pforte. 

9. Die Geiftiichfeit. Jeder Geiftlibe ohne Ausnahme uns 
terfteht zufolge Hofdecreted vom 2. April 1802, von 1.Nos 
vember diefes Jahres, den Landrechten. Hierher gehört auch 
der griechifch = Fatholifche Gierus und die Glieder der augs— 
burgifchen und helvetifchen Gonfeflion , welche die Ordina- 
tion zum Predigeramteerhalten haben. Nach dem Hofdecrete 
vom 26. October 1804 ift dem Clerus nicht einmahl geftat: 
tet, der demfelben eingeräumten privilegirten Gerichtsbarkeit 
zu entjagen. 

10. Die Militärperfonen. Die Militärperfonen gehören 
in der Negel unter die Militärgerichtöparfeit entweder nach 
Berhältniß ihrer Gathegorie unter Dad Negimentögericht, oder 
unter dad Judicium delegatum milit, mixtum, 

Es find hinſichtlich diefer Gerichtsbarkeit folgende Grund» 


ſätze aufgeſtellet; nähmlich 


a) daß ein zum Militärkörper gehöriger begüterter oder 
unbegüterter Landmann in landgerichtlichen (Criminal) Fal— 
len, es mag ſich um ein Militär-, oder andere Gattung von 
Verbrechen handeln, unter die Militärgerichtsbarkeit geböre, 
und lediglich erforderlich fen, das Griminalurtheil dem Chef 
der Stände zu dem Ende mitzutheilen, damit derfelbe aus 
dem Gatafler der Stände ausgelöfcht werde; 
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b) daß in Givilangelegenheiten der zum Militärförper 
gehörige Kandmann , der weder begütert, noch ein Fideicom: 
mißbejiger iſt, zur Militärgerichtöbarkeit gehöre; 

c) daß hingegen ein zum Militärförper geböriger Lands 
mann, der eine ftändifche Mealität, oder ern Fideicommiß be: 
fist, in Civilangelegenheiten der Gerichtöbarkeit der Land: 
rechte unteritehe, den Fall ausgenommen, wenn in einer Schuld= 
fahe auf die Gage Anſpruch gemadt wird; 

d) daß unter den Kandrechten, wohin ein folcher Land» 
mann gehört, diejenigen zu verftehen find, welche für das 
Land beftimnt find, wo die Güter oder das Fideicommiß 
befindlih, oder wofern ein folcher Landmann zugleih in 
mehreren Ländern begütert wäre, dasjenige zu verftehen fen, 
mo er feinen Aufenthalt hat, oder verftorben ift. Vid. Hof- 
deeret vom 19. May 1785. 

e) Daß alle Haudofficiere und Bediente auch jenen 
Militärperfonen, weiche als begüterte Landleute den Rand: 
tehten unterſtehen, unter die Militärgerichtöbarfeit, hinge- 
gen alle beyderley Militärperlonen im Dienfte flehende Be— 
amte, Secretäre, Gaflierd, Kanzelliiten ıc. ohne Unterfchied, 
ob fie auf den Landgütern derfelben oder in dem Orte, wo 
fih die Miiitärperfon aufhält, verwendet werden, der Civil: 
jurisdiction unterworfen feyen. Vid. Hofdecret vom 7. Aus 
guſt 1786. 

ſ) Daß alle jene Individuen, welche ohne einem ander 

weiten Berdienft in publico lediglich bey der f. k. Leibgarde 
im Dienfte fich befinden, und fonit feine andern Eigenfchaf— 
ten auf fich haben, unter die Jurisdiction der Garde, jene 
bingegen,, welche überhaupt dem publico einem jeden für 
Geld, mithin auch der Garde auf diefe Art dienen, zu dem 
dorum gehören, weldes ihnen zukömmt, wenn fieder Garde 
nit dienen. Vid. Hofdecret vom 12. July 1787. 
) Daß auch jene Gemahlinnen der Militaren, die für 
Ihre Perfonen begüterte Landſtände find, nach dem Hofde— 
trete vom 19. Man 1785, der Gerichtöbarkeit der Landrechte 
unterftehen. Vid. Hofdecret vom 16. März 1790. 

h) Daß jene Individuen , weldhe aus dem Civilftande 
jur Legion getreten, dabey eine Dfficieröftelle wirklich begleis 
tt haben, und. nachhin von der aufgelöften Legion mit Bey: 
bebaltung der Legionsuniform und Ehrenzeichen in ihren 
vorigen Stand zurüdgetreten find, unter die Eivilgerichtöbar: 
— wieder zurücktreten. Vid. Hofdecret vom 27. Septem⸗ 
tr 1501, 
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N i) Daß die auf unbeflimmte Zeit beurlaubte Fuhrwe⸗ 
fensmannfchaft gänzlich unter die Givilgerichtöbarkeit gehöre. 
Vid. Verordnung vom 20. Auguft 1802. Endlid) 

k) daß die über den completten Stand beurlaubten Milis 
täriften , die wie andere Zaglöhner vom Gewerbe leben, die— 
fen glei zu halten feven, folglih der Civilgerichtsbarkeit 
unterftehen. Vid. Hofdectet vom 19. November 1803. 

11. Dad wienerifhe Großhandlungsgremium, weun ed in 
corpore (indgefammt) belangt wird. Diefe Ausnahme grüns 
det fih fhon auf das im Jahre 1774 , demfelben verliehene 
Privilegium, nach welchem ſolches der Gerichtöbarfeit der 
Landrechte zugewiefen wurde. Vid. Hofdecret vom 8. Februar 
1790. Endlich 

12. die Perfonen, die nad dem Hofdecrete vom 14 Des 
tober 1785, und den hierin enthaltenen Weifungen dem Hof: 
marfchallamte unterfteben. 

13. Die Freyfaffen. Nach der Verordnung vom 5. Aus 
guft 1800. 
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Ausnabs In Anfehung der Gegenftände beftehen folgende Aus» 
men in An— nahmen; nähmlich 
Icbeng ber 1. alle dem — in Prag aufgeftellten. k. Fiscalamte zu 
fi * ſeiner Vertretung zugewieſene Geſchäfte, und dazumahl, wenn 
" ſolches als Kläger auftritt. Die Gerichtsftelle für alle diefe 
Geſchäfte ift das k. Landrecht in Prag. Das Fiscalamt mag 
nun active oder paflive dad Amt handeln, fo ift audfchlies 
Bend das Landrecht in der Regel die Gerichtsinſtanz, und 
der Magiftrat oder Ortsobrigkeit kann für diefen Fall die 
Gerichtöbarfeitörechte gegen ihren Bürger oder Unterthan 
nicht ausüben. Vid. Fiscalinftruction. 
2. Alle Streitigkeiten in Mercantil: und Wechfelgefchäf- 
ten, welche nach dem Wechfelpatente vom 22. December 1763, 
ausdrüdlich dem Mercantils und Mechfelgerihte zugewieſen 
find, und die nun unter die Gerichtöbarfeit des böhmischen 
mit dem Magiftrate zu Prag vereinigten Mercantil: und Wech— 
felgerichte8 gehören. Vid. Wechfelordnung- 
"Hierbey treten folgende Bemerkungen ein: als 
a) daß zwar dem mit dem Magiflrate zu Prag vereins 
ten Wechfelgerichte, fo weit ein bewegliched Gut in die Wech- 
felerecution genommen wird, in dem ganzen feiner Gerichts— 
barkeit zugewiefenen Bezirke die Verwaltung ded Richterams 
tes zufomme, folglich ſolches auch Schägungen und Feils 
bietyungen der beweglichen Güter nicht nur felbft bewiligen, 
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fontern auch durch feine Abgeordneten vornehmen kann, übri« 
gend aber demfelben unbenommen fey, die Bornehmung dies 
fer Handlungen des Richteramted der in dem Drte felbit be- 
findlihen Gerichtsbehörde zu überlaffen, und diefelbe hierum 
zu requiriren; 

2. daß jeboch dem Werhfelgerichte in dem Falle, als 
ein unbewegliched Gut in die Erecution gezogen wird, fein 
anderes Recht zuftehe, ald die Erecutionöfchritte der Ordnung 
nach zu bewiliigen, die Vollziehung aber der Realgerichtö» 
barkeit des in die Erecution gezogenen Objectes überlaflen 

teibe. Vid. Hofdecret vom 6. April 1789. 

3. Alle Gefchäfte, weldhe nach dem Patente vom 1. No— 
vernber 1781, der bergrichterlihen Gerichtöbarkeit vorbehals 
ten wurden, und nad) der Anleitung ded Patentes vom 10. 
July 1783, entweder vor dem für den Bezirk des Sakır:, 
Elibogner:, Leitmeriger und Pilfner:Kreifes mit Einbegriff de$ 
Egerifhen Bezirkes beflimmten Berggerichte zu Joachims— 
thal, und vor den — demfelben zugewieienen Berggerichtös 
fubflitutionen,, a) zu Bleiftadt, b) zu Platten, c) zu Got: 
tesgab, d) zu Aberthan und Beringen,, e) zu Proßnig und 
Meipert, Sonnenberg, Sebaftianberg, Kupferberg und Haus 
enftein,, f) zu Katharinenberg und Kloftergrab,, g) zu Kom— 
mothau, h) zu Schladenwald fammt Schönfeld und Lau— 
tetbach, ı) zu Mieß, oder vor dem — für den Bezirk des 
Berauner, Prabiner, Rakoniger und Kaurzimer Kreifes bes 
fiellten Berggerichte zu Przibram, und vor der — demfelben 
untergeordneten Berggerichtsfubflitution zu Eule und Kein, 
oder aber endlich vor dem — für den Bezirk des Gzaslauer , 
Deiner, Chrudimer, Königgräßer und Bunzlauer Kreis 
feö zu Kuttenberg beftehenten Berggerichte, und vor den — 
demfelben zugegebenen Berggerichtöfubflitutionen zu Rudolph— 
fatt, zu Deutſchbrod, dann jener zu Iglau, welche für den 
Bezirk von Mähren und Schlefien beflimmt find , abzuhan- 
deln fommen. Vid. Berggerichtsordnung. 

4., Alle Unterfuhungen und Erfenntniffe in Wucherge: 
Kbäften, worüber den Landrechten ausfchließend die Amts— 
handlung zufteht. Vid. Patent vom 2. December 1803. 

5. Alle Streitigkeiten wegen Auflöfung des Ehebandes. 
une find dem Landrechte zugewiefen. Vid. bürgerliched Ges 
etzbuch. 

6. Alle Streitigkeiten, welche über ein königlich böhmiſches 
Ehen im Lande im Bezirke des Lehensherrn liegendes Lehengut 
entftehen, und der Privatlehensherr felbit ald Partey verflochten 
ft In dieſem Falle ift der Streit nicht bey feiner eigenen 
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Lehenftube, fondern ben der Perfonalinftanz des Lehensherrn 
zu verhandeln. Vid. Hofdecret vom 6. December 1784. Hier— 
Durch wird jedoch die in Anfehung der auswärtigen f. böb— 
mifchen deutfchen — der Krone Böhmen incorporirten Krons 


lehen beftehende Verfafjung und Gerichtöbarfeit der königliche 


Remer: 
tungen 
für Prag. 


böhmiſchen deutſchen Lehenshauptmannſchaft nicht verändert. 
Vid. Verordnung vom 8. Februar 1785. 

7. Alle Bauſtreitigkeiten, welche in Beziehung eines in 
dem Burgfried der Hauptſtadt Prag gelegenen Grundes, oder 
eines auf demſelben gebauten Hauſes vorfallen. Dieſe ſind 
auch dann vor dem Magiſtrate der Stadt Prag abzuhandeln, 
wenn der Grund oder das Haus wirklich unter ein anderes 
Grundbuch gehöret, ausgenonmen diefes Haus oder Grund 
wäre bey der böhmifchen Landtafel als ein ſtändiſches frenes 
Gut inne gelegen, in welchem Falle diefe Bauftreitigkeiten von 
dem böhmifchen Kandrechte abjuhandeln fommen. 

8. Alle jenen Streitigfeiten, welche zwiſchen Untertha— 
nen und ihren Herrfchaften und Obrigfeiten entflehen, und 
nab dem Unterthanspatente vom 1. September 1781 zur 
rechtlichen Verhandlung geeignet find. Alle diefe Streitigkei« 
ten gehören vor das Landrecht. Die dießfällige nähere Erör— 
terung findet fich bey der Erflärung des obbefagten Unters 
thanspatentes vom 1. September 1731. Endlich 

9. alle jenen Fälle, in welchem zufolge der allgemeinen 
Gerichtdordnung Ausnahmen von der Ausübung der Gerichts— 
barfeit eintreten fönnen. 3. B. bey der Widerflage — bey 
Klagen, die wegen eines ſächlichen Nechted in Betreff eines 
unbeweglichen Gutes entflehen. 
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Ehedea war Prag in vier Städte eingetheilet, und hier» 
mit auc vier Magıftrate befteliet. In Folge Hofdecreted vom 
27. Februar 1784 wurde Prag als die Yauptftadt des Kö— 
nigreiche$ zu einer einzigen Stadt erhoben, ein einzige$ aera- 
rium civicum etabliret, und der Unterfchied, zwifchen den 
Bürgern der ehemahligen vier Pragerftädte aufgehoben; es 
wurden hiermit nach diefem Grundfate diefe vier Magiftrate 
in einem einzigen Körper, nähmlih den Magiftrat der 
königlichen Hauptftadt Prag vereiniget, 

Diefer Magiftrat iſt ald das — innerhalb den Gränzen 
der Stadt allein beitehende allgemeine Ortögericht für alle 
Diejenigen, die nicht unter die Gerichtsbarkeit der Landrechte 
gehören, beitimmt, und e8 haben daber die vormahls beſtan— 
dene Jurisdiction der bifchöflichen Gonfiftorien, des consi- 
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storu academici, der Prager Univerfität, bie vier Prager 
Magiftrate, die dortzeit beftandenen Prager Dominicaljuriss 
dictionen, fo viel es bey den letzteren die Perfonalgerichtd» 
barkeit betraf, gänzlich aufzuhören, wo ihnen übrigens die 
diesfäligen Juristictionen in Realſachen und die grundbüch» 
liche Gerechtfamen, fo wie die hieraus fließenden Emolumens 
te, Beränderungsgebühren, Zaren ıc., fo weit fie fih indem 
rehtmäßigen Befige befinden, und denen dießfälligen Vor— 
föriftien nicht entgegen find, Fünftighin beybelaſſen bleiben. 
Mit 9. Auguft 1784, trat der neu organifirte Magiftrat in 
Prag in Activität, folglich war die Gerichtöbarkeit des acas 
demifhen Magiftrates, fämmtlicher Nebenrechte und Zus 
denälteften mit dem 8. des beſagten Monathes zu Ende. Vid. 
Verordnung vom 29. Suly 1784. 

Ehedem beftand auch für fib in Prag ein eigenes Mers 
cantil- und Wechfelgericht. Solches wurde laut Hofdecret 
dom 17. März 1785 in diefer felbftftändigen Eigenſchaft aufs 
gehoben, und mit dem dortigen Magiftrate dergeftalt vereis 
niget, daß die Mercantil: und MWechfelgefchäfte unter der vo— 
rigen Benennung des Mercantil- und Wechſelgerich— 
tes fortgeführet, unter diefer Benennung von den Parteyen 
eshibiret, und von dem Magiftrate erpediret werden. 


$. 228. 


Das rechtmäßige Ortögericht ift jener Magiftrat, jene @rundfä 
Herrfhaft, jene Obrigkeit, oder jenes Grundgericht, wel: de in Anfes 
bed derzeit Die Gerichtöbarfeit ausgeübet. An Folge deſſen hat vun as 
es noch ferner bey derjenigen Perfonalgerichtsbarkeit fein Ber: z, nase 
bleiben, welche den Dominien, oder den Eigenthümern einer geridts. 
föndifhen Gülte in ihrem grundherrlichen, "oder zu ihren barkeit. 
Gülten gehörigen Bezirke über die unadelichen Hausinhaber 
oder Einwohner vor Kundmachung der Jurisdictionsnorm 
eigen gewefen ift. Vid. Patent vom 10. Auguft 1785. 

Hinſichtlich der Regulivung der Gerichtöbehörden, fo 
weit die Gerichtsbarkeit derzeit dur Dominien ausgeübt wor: 
den, find folgende Beftimmungen feftgefeger: nähmlich 

1. daß auf dem Lande nicht alles zum Gerichtsſtande ge⸗ 
zogen, ſondern folgende Juſtizgegenſtände vor dem Wirth— 
ſchaftsamte derjenigen Grundobrigkeit verhandelt werden ſollen, 
unter welche in Streitſachen der Beklagte, in den Grund» 
duhsgefchäften die Realität, in den Gefchäften des adelichen 
Richteramted der Waiſe, ober der Erblaffer gehöret. Bur 
Behandlung des Wirthfhaftsamtes gehören alfo: 
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a) in den Grundbuchsgefchäften, die Führung des Grund: 
buches, Ertheilung der Gewähren, Ausfertigung der Satz- 
briefe, VBormerfung und Zilgung der die Realität betreffen— 
den Laften, die Schägung, Verfteigerung, Sequeftrirung des 
Realis, 

b) in den Geſchäften des adelichen Richteramtes, die 
Beſtellung des Gerhaben, Aufſicht auf das Waiſengut, die 
Beſtätigung aller den Mündel betreffenden in Waiſengeſchäf— 
ten vorfommenden Gontracte, die Confendertheilungen, die 
Aufnabme und Berichtigung der Waifenrehnung, die Vers 
lafjenfchafts: Abhandlungspflege mit allen Amtöhandlungen, fo 
dahin gehörig find, die Entwerfung des Abhandlungsverlafs 
ſes, oder der eigentlichen Verlaſſenſchafts-Einantwortung, wel: 
che über die Gefegmäßigkeit dem Ortögerichte zur Einficht 
und Beftätigung vorzulegen kömmt; 

ce) in den Gefchäften des Nichteramtes in Streitfachen , 
die Schuldflagen, wenn die Schuld eingeftanden wird, die 
Erecutiondführung , die Injurienhändel. 

Anmerkung. Nah dem mit 1. Jänner 1804 in Wir: 
fung getretenen Strafgefeßbuche können Injuriengegenftände 
zu Folge 12. Hauptitüd, II. Theil als fchwere Polizey: Leber: 
tretungen zur Amtshandlung der für diefe Fälle beflimmten 
Dominien fich eignen. 

2. Daß’ alle übrigen Juſtizgeſchäſte und Streitigkeiten 
nicht bey dem grundobrigfeitlihen Wirthſchaftsamte, fondern 
bey dem Grundgerichte angebradht werden follen, ſich aber 
die Parteyen, ehe und bevor fie die Streitfache bey dem 
Drtögerichte wirklich anhängig machen, bey dem Wirthſchafts-⸗ 
amte zu dem Ente anzumelden haben, damit durch dieſes 
die Zuſtandbringung eines Vergleiches vorläufig verſucht wer« 
den möge. 

3. Daß derjenige, der fi durch das Benehmen, des 
grundobrigkeitlichen Wirthfchaftsamtes in den an dasſelbe ei: 
gend gewiefenen Fuflizgefchäften gefränft glaubt, und fich 
dießfalls zu befchweren gedenfet, den weiteren Zug an das 
k. Appellationsgericht zu nehmen habe. 

4. Daß als Ortögericht (wie fchon oben bemerft wurde) 
dasjenige Dominium beftimmt werde, welches derzeit die Ge— 
richtöbarfeit in einem Orte audgeübet hat, jedoch mit der 
austrüdlichen Bedingung, daß diefed Dominium zur Ber: 
waltung der Nechtöpflege in dem Orte felbft einem Juſti— 
tiär, Das iſt, einem von dem Appellationögerichte geprüften 
und zur Verwaltung dieſes Nichteramtes fähig befundenen” 
Mann aufftele, daß es jedoch nicht verbothen fen, wenn ein 
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folher zum Richteramt berufene Mann au das. Wirthfihafts: 
amt ganz, oder zum Theil beforgen will. 

5. Daß es bey jenen Ortfchaften, in welchen fich vers 
miſchte Unterthanen, das iſt, unter mehrere verfchiedene Do: 
minien gehörige Häufer befinden, von der dermahlen von 
jedem Dominium ausgeübten Gerichtöbarfeit in den zum Orts— 
gerichte gewiefenen Gefchäften abzufommen habe, in jedem 
folden Orte nur ein Ortögericht beſtehen, und hierzu jenes 
Dominium beftimmt feyn folle, welches die Zuftizverwaltung 
mit Beftelung eines Juftitiärd im Orte felbft ausübt, oder 
wenn fein ſolches befteht, welches dem Orte am nädhften gele: 
gen ift, und zwar ohne Rüdjicht, ob die mehrere oder mindere 
Zahl der im Drte befindlichen Häufer dieſem — die Gerichtös 
barkeit auszuübenden Dominium unterliege. 

6. Daß in jedem Kreife der deutfchen Länder drey in dem 
Kreife wohlvertheilte und bequem gelegene, durch die ders 
mahlige Regulirung wenigftens mit zwey befoldeten geprüf- 
ten Juftizräthen verfehene Magiftrate als diejenigen Ortöge» 
richte beftimmet werden follen, an deren nächftes fodann je» 
des Dominium, fo die Juſtiz nicht felbft verwalten, fondern 
diefelbe delegiren will, die Delegation weifen mag, wo fo« 
dann jedem ſolchen Magiftrate ein dritter Juſtizmann zuzus 
geben ift, und hiermit alle andern Delegationen, wie foldhe 
Immer befchaffen find, oder in Antrag kommen mögen, ver 
bothen feven. ’ 

7. Daß die Koften für die Vermehrung, die der ald 
Ortsgericht eintretende Magiftrat an feinem Perfonale erhal, 
ten muß , zuförderft von den im Juftizfache eingehenden Tas 
ven, die dem Gerichte auf Verrehnung zu überlaffen find, 
beftritten, in fo weit fie aber nicht zureichen, der Abgang von 
den delegirenden Gerichten nach der Häuferzahl, jedoch ohne 
mindeften Beytrag der Unterthanen ergänzet werden folle. 

8. Daß ed jedem Dominium bevor bliebe, die Delegas 
tion zurüd zu nehmen, jedoch nicht anders, ald wenn Spt 
in dem Gerichtöbezirfe mittelft Aufftellung eines Juſtitiär 
die Zuftiz felbft verwaltet. 

9. Daß die auf obbemeldte Art beftellten Ortögerichte in 
dem weiteren Rechtözuge von dem Appellationdgerichte ad: 
hängen, jedoch jeder delegirenden Obrigkeit die Befugniß ein- 
geräumer werde, fi in dem Falle an das Appellationdyes 
tiht zu wenden, wenn fie darzuthun vermag, daß dad dele— 
girte Gericht ihren Unterthanen nicht fo, wie es ſich's gebührt, 
die Juſtiz verwaltet. Vid. Hofdecret vom 21. Auguft 1788. 
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Zweyter Abſchnitt. 
Vondem Walfenvermögen. 


Das Wai—⸗ Unter die vorzüglichen Obliegenheiten, die aus dem 

fenvers Mechte der Gerichtsbarkeit der Herrſchaft, Obrigkeit her— 

mögen. vorgehen, gehört auch die Sorgfalt, Aufſicht, Sicherung des 
Waifenvermögend. Die Grundlage für alle dahin abzielenden 
Vorfchriften ift gegenwärtig nach fo vielfältig erfchienenen 
Verordnungen hauptſächlich das bürgerliche Geſetzbuch. 


$. 229. 


Einthei⸗ Alle dieſe Vorſchriften können unter vier Hauptabthei— 
lung. jungen gebracht werden, nähmlich: 
1. Unter die VBorfchriften über die Verwaltung des 
Waifenvermögens überhaupt. 
1I. Unter die Vorfchriften der fruhtbringenden 
Anlegung deöfelben. 
I1I. Unter die Borfchriften von Führung der Büs 
ber, der Berrebnung und Controlle, und 
IV. in die Borfhriften über die Abfertigung der 
Pupillen. 


$. 230. 


1. Berwaltung des Waifenvermögend,. 
Verwal— Es fließt wohl ſchon aus dem Begriffe der grundherr— 
tung des lichen Gerichtöbarkeit, daß felbe nicht bloß in einem Rechte 
el der Ausübung, fondern aud in der Erfüllung einer Verbind» 
gene. lichkeit beftehe, und wo ift diefe letztere wohl felbft den na— 
türlihen Gefegen mehr angemeilen, als in der Obforge für 

minderjährige, entweder ganz: oder halbverwaifte Kinder. 
Sn Folge diefes allgemein angenommenen Grundfas 
Ge find ſchon in den älteren Zeiten angemeflene Verordnun— 
gen hierüber erlaffen, und insbefondere für dad Vermögen 
der Waifen Sorge getragen worden. 

Snöbefondere wurde durch die allgemeine Snftruction 
vom 9. September 1785, II. Abtheilung, IV. Abfchnitt $. 48 
hierüber angeordnet, daß dad Vermögen des Pupillen genau 
zu erheben und zu protofolliren, auc dabey zu forgen ſey, 
daß dad Vermögen , nad Vorfchrift der Geſetze ficherge- 
fiellet, die Sculdbriefe und Prätiofen aber fogleih in die 
gerichtliche Verwahrung gegeben werden, daher bey auffallen« 
den Zmeifeln der Vormund vorzurufen, die Beſchaffenheit 
der Sache aufzuklären, über die nöthige Vorſehung Berath— 
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fhlagung zu pflegen, und dem Vormunde die nöthige Wei: 
fung zu geben fomme. Ä De, 


$. 231. 


Das bürgerliche Gefegbuch enthält hierüber folgende Rah dem 
nähere Vorfchriften : Ä allg. 
1. Daß es dem vormuntdfchaftlichen Gerichte obliege, zu: bürgl. 
erft dad Vermögen des Waifen zu erforfhen, und ſolches ee 
durch Sperre, Inventur und Schätzung ficher zu flellen; eye 
Vid. I. Theil, IV. Hauptftüd, $. 222. 
2. Daß die Geräthfchaften durch die gerichtliche Sperre 
nur dann, wann es zur Sicherſtellung nothwendig ift, in 
Verwahrung zu nehmen, die Inventur aber, daß ift, ein 
genaued Verzeichniß des fämmtlichen dem Waifen zugehörts 
gen Bermögend aber ftetö ohne Rüdficht auf das Verboth des 
Baters oder eines anderen Erblaffers zu errichten fey. $. 223. 
3. Daß das Berzeichniß des Vermögens, und die Schüs 
ung der beweglichen Sachen ohne Zeitverluft allenfalld auch 
vor Beftellung eines Vormundes vorgenommen, dad Invens 
tarium bey den Berlaflenfchaftsacten aufbewahret, und dem 
Bormunde eine beglaubigte Abfchrift hiervon mitgetbeilet, die 
Schätzung des unbeweglichen Gutes, fobald ald «3 thunlich 
if, vorgenommen werde, übrigens aber, wenn der Werth fich 
aus anderen zuverläfligen Quellen varftellet, ganz zu unters 
bleiben habe. $. 224. s Ä 
‚ Anmerkung. Im Übrigen ift ſich bey den unterthäs 
niger Bauerngütern nad der Erbfolge in die Bauerngüter 
und dem Hofdecrete vom 29. Auguft 1705 zu benehmen, wor: 
über das Nähere bereitd in dem Abfchnitte über die Erb; 
folge in die Bauerngüter verhandelt worden, und in 
welchem fich die einzelnen Abweichungen von der Regel als 
Ausnahmen darftellen. un 
4. Daß in dem Falle, ald ein unbewegliched Gut ded 
Minderjährigen in einer anderen Provinz, oder gar in einem 
fremden Staate liegen follte, die vormundſchaftliche Be— 
börde den. ordentlichen Gerichtöftand der anderen Provtuz oder 
deö fremden Staates um die Inventur und Schägung, und 
um die Mittheilung dedfelben anzugehen, diefem Gerichtö- 
ftande aber die Beſtellung eined Guratord Über deſſen But 
zu überlaflfen habe. Vid. $. 225. 
5. Daß in dem Falle, ald diefed unbewegliche Gut in 
der nähmlichen Provinz, aber unter einer anderen Behörde 
liegt, dieſer zwar alle auf dad Gut fih beziehenden Rechte, 
ı3 * 
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folglich au die Invenfur und Schäbung gebühre, jedoch 
der vormundfcaftlihen Behörde auf Verlangen nit nur 
eine Abfchrift hiervon mittheilen, fondern auch dem Vormunde 
die freye Verwaltung überlaffen müſſe, ohne fich über feine 
vormundfchaftlichen Handlungen eine Art von Gerichtsbar— 
feit anzumaßen. Vid. $. 220. 

© Daß diejenigen Mobilien, welche ſich auf einem un» 
beweglichen Gute befinden, um beftändig auf demfelben zu 
verbleiben , als ein Theil diefed Gutes anzufehen, alle übri- 
gen Mobilien, auch Schuldbriefe und felbit die auf einem uns 
beweglichen Gute haftenden Gapitalien unter die vormunds 
fchaftlihe Gerichtsbarkeit gehören. Vid. $- 227. 

7. Daß der Bormund oder Curator, fobald er dad Ber: 
mögen übernimmt , ſolches mit aller Aufmerkſamkeit eines 
redlichen und. fleißigen Hausvaterd zu verwalten, und für 
fein Verfchulden zu haften habe. Vid. $. 228. Endlich 

8. daß der Vormund in .allen Geſchäften, weldhe nicht 


zu dem ordentlihen Wirthfchaftsbetriebe gehören, und welche 


de Wai: 
fehver: 
mögen. 


bon größerer Wichtigkeit find, nichtö ohne gerichtliche Eins 
willigung vornehmen , hiermit eigenmäcdtig feine Erbſchaft 
ausfchlagen oder unbedingt annehmen, feine Veräußerung 
ber feiner Verwahrung anvertrauten Güter vornehmen, kei— 
nen Pachtvertrag abfchließen, Fein mit gefeßmäßiger Sicher: 
heit anliegended Capital auffünden, feine Forderung abtre= 
ten, feinen Rechtsſtreit vergleichen, Feine Fabrit, Handlung 
oder Gewerbe ohne gerichtliche Genehmigung anfangen, fort: 
fegen oder aufheben könne. Vid. $. 233. 


| $. 232. 
Wenn ſich unter bem Vermögen des Waifen ein unbe— 


⸗ wegliched Gut befindet, fo ift es die Pflicht des Vor: 


mundes, ſolches bis zur Großjährigfeit des Mündeld wie ein 
guter Hausvater zu verwalten, oder in dem Falle, als die 
Verwaltung eincd ſolchen Gutes von dem VBormunde nicht 
übernommen werden fünnte, die Einleitung zur Verpachtung 
dedfelben mit vormundfchaftlicher Genehmigung zu treffen. 

Uebrigend kann ein fold unbewegliched Gut nur im Noth— 
falle, oder zum offenbaren Vortheile ded Minderjährigen mit 
Genehmpaltung des vormundfchaftlihen Gerichtes, und in der 
Regel nur im Wege der Öffentlichen Verfteigerung veräus 
Bert, übrigens aber auch jedoch nur aus widtigen Grün- 
den eine Veräußerung aus freyer Hand von dem Gerichte be: 
williget werben. Vid. $. 232. 
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Ehedem war in Böhmen audy zu einer ſolchen Beräu: 
ferung die freisämtlihe Bewilligung nadzufus 
den und zu erwirken vorgefchrieben. Allein diefe Nothwen— 
digkeit ift aut Hofdecret vom 27. Jänner 1820 weggefallen ; 
da nach Inhalt desfelben fi fünftig au in Böhmen bey 
Beräußerung der Pupillargüter des Bauernfan, 
des lediglich nah den Vorſchriften des a. b. Gefegbuches, 
und der Patente vom 29. Dctoder 1790, und 26. May 1791 
zu bencehmen fen , und e& bey der Verordnung vom 7. Aus 
guft 1795 fein Bewenden haben könne. Da nun die Verord» 
nung vom 7. Auguft 1795, fo:wie in der Juſtizſammlung 


eingefchalter ift, den Beyſatz wegen der freisämtlihen Ber 


wiligung nicht enthält, fo bat es von dem Hofdecrete vom 
25. Detober 1813 (in der Juſtizſammlung, Sahl 1074), wels 
des das in der gedrudten Verordnung vom 7. Auguft 1795 


binweggeluffene Erforderniß der kreisaͤmtlichen Bewilligung 


bey Veräußerung. der .Pupillar: Bauerngüter wieder aufges 
nommen bat, hiermit abzufommen. 

Es können daherdie unbeweglichen Pupill Bauerngüter, 
ohne Intervenirung des Kreisamtes, lediglich mit Begneh— 
migung der Bormundjchaftsbehörde veräußert werden. | 


> $. 233. 


Schon in der älteren Zeit war man über die Gränzlinie 
joifhen dem unbeweglichen und beweglichen Gute 
nicht einig, daber in -der Landesordnungs-Declaration Fer: 
dinand KIT, 1. Februar 1740, die nähere Beflimmung, was 
eigentlich unter das Mobilar oder beweglide But gehört, 
ju zählen fen. Ä — 

Dieſe Declaration lautet hierüber folgender Maßen: 


RK. k. XXVIII. 


Maß aber Vnter dem Wortt der Mobilien, vnd Fahr; 
nus in vorgefagten onderfchidlichen fällen zu verfiehen, wiffen 
wür vnnß guetermaflen zu berichten, daß vnter den Rechts: 
gelehrten vill ſachen, ob Sie für beweglich oder vnbeweglich 
zu halter noch ſtarkh controvertirt, auch in den Gemeinen 
kayſerlichen Rechten etliche fachen vor Mebilia außgefaget wor: 
den, welche fich auf dieß vnſer Erbfhönigreihd Böhaimb, vnd 
deilelben Güetter , und Würthfchafften nicht allerdings fügen 
wurden: Damit aber Menniglich wille, waß wür vnter dies 
fem Wortt der Fahrnuß in vnſerm Erbkhönigreich verftan: 
den haben wollen; Alß haben wür vor Guet angeſehen, bies 
ber mit Nahmen Zu fezen, waß in dieſen gegenwerttigen 


Beweg—⸗ 
tided 
Bermös 
gen. 
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fällen vom Mobilia oder Fahrnuß aigentlich vermeint wer: 
den fol, alß nemblidy 

1. Alles baare Geld , Goldt, vnnd Silberne Münze. 

2. Gleinodien, auffer waß die Hauß, oder Geſchlechts 
Gleinotien fein, fo ſtehts bey den Eltern deß Geſchlechts zus 
verbleiben pflegen. 

3. Daß Silber Gefchmeidt. 

- u. Die Bilder, aufgenommen, was zur Bierde eines 
Gebeues deftinirt, vnnd ftehts auffgemadht ift. 

5. Die Deppicht, und Dappenereyen, ed würd, dann 
erwifen , daß ſolche Dappeyereyen mit allem Fleiß, und auß: 
drucklich an ein Orth deftinirt werden, daß Sie allzeit dafelbft 
verbleiben follen. 

6, Alles Reingewandt, Bethgewandt, vnnd Zühngefäß, 
jedoch daß wann ſovill vorhanden, Hieuon dem Männlichen 
Erben, oder da derſelbe mehr, Jedwederen ein aufgerichtes 
Beth, ein gedeckhte Taffel, vnnd waß darzu von Zühngefäß 
gehörig iſt, vorbehalten werde. 

7. Daß Getraidt fo fchon zeſchnitten, oder auff dem Ka= 
fen, oder Boden liegt; nicht aber, fo noch auff dem Felde 
ſtehet, und noch nicht gefchnitten ift, noch dieß, was zum 
Samen gehört. 

8. Daß Viech, Jedoch mit dieſen Vnderſchied, waß 
die Pferdt anlanget, follen diefelben alle auferwaß jum 
Adherbau vnnd Würthicafft gehalten worden, vor Mobilia 
erfhent werden; Jedoch daß in ſolchem faal dem Männlichen 
Erben, oder da denfelben mehr alß imer vorhanden, einem 
Jeden ein Pferdt von der Theillung außzuwehlen frey fey; 
Waß aber die Khüe und Schaff anlanget, fol in gegenwer: 
tigen faal.allein di von Mobilien, vnnd Fahrnuß darunter 
gehalten werden, waß vber die Anzahl, fo den Winter vber 
pflegt onderhalten zu werden, ſich belaufft, dad vbrige ge- 
hört vnter die Immobilien. 

9. Die Wolle, die von den Schaffen fhon abgenommen. 

10. Wein, fo fhon gelefen, oder im Keller ift. 

11. Die Fiſche, fo in den Halten oder Abfeylein Cu- 
stodiae gratia auffgehalten werden, nicht. aber die in den Teu⸗ 
chen, oder flieſſenden en feindt. 

12. Daß Holz, fo in den Wäldern ſchon gefället ift, 
oder fonft Klaffterweiß aufgehalten wirdt. 

13. Daß Erzmetall, oder die Stein fo auß den Bergh— 
werfhen vnnd Steinklufften, oder Steinbruch ſchon gewons 
nen, oder gebrochen feyndt. & 
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14. Bnd dann Shließlichen alle andere Mobilia, fo von 
einem Orth zu dem andern bewegt werben fünnen, jedoch daß 
hierunter nicht verflanden werde. 

1. Eine bewegliche Sache, fo Grundt onnd Boden defti- 
nirt, vnnd bereitf®würdlih, vnd dergeftalt darzu applicirt 
worden, daß fie dabey bleiben folle, alß da find flüdhe Mörs 
fer u. dgl. tormentaria instramenta fambt der Munition, 
item Gärner und Neze, fowohl auch die Englifhen Hunde, 
Tockhen, Rüden, Spier, Ladt-Jagt: vnnd andere dergleichen 
Hunde, vnnd waß font zur Waidtmannfhafft gehöret, Item 
die Bette vnd Lainngeräde in der Herrfchaft aigenen Würthö» 
häuſern; | 

2. Werden hievon auch außgenommen die Waffen, alß: 
Mußqueten, gezogene, ond vngezogene Röhr, Dolch, und Rap: 
pier, Schlachtſchwerdt, Hellepartten, vnnd waß dergleichen 
Militaria instrumenta mehr feynd. 

3. Die Mannß Kleyder. 

4. Die Bücher, wie aud) 

5. Die Instrumenta artium, alß da feindt Spherac, 
Globi vnnd andere geometrifche, vnd Mathematifhe Inftrus 
mente, vnnd dann 

6. alle Schuldbrieff, fo auff ligenden Gründen verfi- 
chert, welche aber auff kheine Güetter verfichert, erklären wür 
biemit vor Mobilien, alfo daß hierdurch in der Neuen Lan⸗ 
desordnung lit. O. erleittert wird. BR 

Die Neue Landesordnung lit. O. XXVIIL enthältnams . 
lid in terminis: 

„Und demnach biöhero zum öfftern der mobilien, und 
»Farnuß gedacht, vnd aber vor diefem die verbriffte Schulz 
„den, vnter die mobilien nicht gerechnet: So fol. ed aud) 
„nochmals darbey verbleiben und gebrahte Schulden unter 
»der disposition, fo von denen mobilien gemadt, nicht 
‚verſtanden werden.“ 


$. 234. 
Das bürgerliche Geſetzbuch drüdt fich hierüber folgen Rad dem 
der Maßen aus. b. Gefep: 
Das bewegliche Vermögen befteht entweber bud. 


1. aus Juwelen und anderen Koftdarkeiten, oder Schuld: 
briefen , oder 

2. aud anderen Geräthfchaften, oder 

3, aud barem Gelde. 


Numelen, 
Koftbar: 
feiten u. 
Schuld: 
briefe. 
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Auf 1. In Hinficht der Juwelen, anderer Kojtbarkei- 
ten und Schuldbriefen enthält das bürgerl. Geſetzbuch, daß 
Juwelen , andere Koftbarfeiten und S®uldbriefe fo wie 
alle wichtige Urkunden in gerichtliche Verwahrung zu neh» 
men, von den erfteren der Bormund ein Verzeichniß, und 
von den leßteren die zu feinem Gebrauche nöthigen Ab: 
fohriften zu erbalten habe. Vid. $. 229. 

Hinfichtlih der Schuldbriefe enthält felbes folgende 
befondere Vorſchriften: 

a. daß der Vormund Fein Recht habe, die mit Sicher: 


- beit anliegenden Capitalien aufjufünden, daß er, wenn 


diefe Auffündigung nothwendig werden follte, früher die 
Genehmigung des vormundfchaftlien Gerichtes einzuhop: 
fen babe. Vid. $. 233. 

b. Daß ein Vormund für fi allein Fein Capital des 
Minderjährigen, wenn es zurüd bezahlt wird, in Empfang 
nehmen fünne, der Schuldner, dem ein ſolches Capital 
aufgefündet wird, fich zu feiner Sicherheit von dem Vor: 
munde die gerihtlihe Bewilligung: zur Erhebung 
des Eapitales vorzeigen laffen und fih nicht mit der Quittung 
des Vormundes allein begnügen müffe, fondern ibm auch 
fren ftebe, die Zahlung unmittelbar an dad Gericht felbjt zu 
leiften. Vid. $. 234. 

c. Daß der Vormund, fo oft ein ausftehendes Capital 
eingebt, für deffen vortheilhafte Verwendung die Anftalt 
zu treffen, und zur wirflichen anderweitigen Berwendung 
die Genehmigung des Berichtes einzubohlen habe. Vid. \. 235. 

d Daß über Sculpdforderungen, zu deren Bemeife 
feine Urkunden vorhanden find, der Vormund ſich Urfuns 
den zu verfchaffen,, und diejenigen, welche nicht ficher ge= 
fteller find, fo viel möglich fiher zu ftellen „oder zur Ber: 
fallzeit einzutreiben babe, daß jedoch den Altern des Min- 
derjährigen,, wenn dad Vermögen des Ichteren auch nicht 
gefegmäßig mit Pragmatical » Sicherheit verfichert ıft , der 
Minderjährige jedoch wahrfcheinlich feiner Gefahr eines Ver: 
luſtes ausgefeget ift, nicht aufgefündet werden dürfe, in fo 
ferne ihnen die Zurüdzahlung ohne Veräußerung ihres un= 
beweglichen Gutes oder Abtretung von ihrem Gewerbe ſchwer 
fallen würde. Vid. $. 236. 

Anmerkung. Letzterer Fall ift vorzüglich bey ben 
unterthänigen Gütern vorhanden, bey welchen der nad): 
folgende Befiger bey mehreren Erben die übernehmenden 
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Schulden, worunter die Erbtheile begriffen find, gewühn- 
lih pragmaticaliter nicht verfichern könnte. 


$. 236. 


Auf 2. Das übrige bewegliche Vermögen, welches wes rrärtd: 
der zum Gebrauche des Minderjährigen, noch zum Anden, [Baften. 
fen der Familie, oder nad Anordnung ded Vaters aufzu— 
bewahren ift, noch auf eine andere Art vortheilhaft vers 
wendet werden kann, muß im Allgmeinen öffentlich feil ge— 
bothben werden. Das Hausgeräthe kann. man den Altern und 
den Miterben in dem gerichtlihen Schäßungspreife aus 
freyer Hand überlaffen ;-Stüde, die bey der öffentlichen 
Berfteigerung nicht veräußert werden , fann der Bormund 
mit Bewilligung des vormundfchaftlichen Gerichtes , auch 
unter dem Schäßungspreife verfaufen. Vid. $. 231. 

Aumerkung. In Hinfiht auf die ben den Bauerns 
gütern vorhandenen Geräthſchaften, fundi änstructi ,ift 
ih an das zu halten, was hierüber bey der Erbfolge 
in bie Bauerngüter insbefondere erörtert worden. 


$. 237. 


Auf 3. Von barem Selde fol nur fo viel in Händen Bares 
des Vormundes bleiben, als zur Erziehung des MWaifen, Seid. 
und zum ordentlichen Betriebe der Wirthſchaft nöthig iſt; 
das Uebrige muß vorzüglich zur Tilgung der etwa vorhande— 
nen Echulden, oder zu einem anderen vortheilhaften Ges 
brauche verwendet, und wenn fein vortheilhafter Gebrauch 
zu machen ift, auf Zinfen in öffentliche Caſſen, oder gegen 
geſetzmäßige Sicherheit auch bey Privatperfonen angeleget 
werden. Vid. $. 230. 


$. 238. 


‚ Die gefegmäßige oder Pragmatical: Sicherheit ®ragma- 
ft nur dazumahl vorhanden, wenn durch die Sicperftellung Kt}, eg 
mit Einrechnung der etwa vorhergehenden Koften, ein Haus a i 
nit über die Hälfte, ein Landgut (unterthänige Rea« 

lität) oder Grundftüd aber nicht über zwey Drittheile 

feines wahren Werthes befchweret wird. 


$. 259. - 


II. Anlegung des Waiſenvermögens. 
Bey Anlegung der WBaifencapitalien find folgende vier 
Puncte befonders zu berüdfichtigen , nähmlich: 


Gumulas 
tive An: 
legung. 
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1. die cumulative Anlegung, oder jene auf den 
Nahmen des Waifen; 

2. ter Betrag des anzulegenden Capitals; 

3. die Bedingung der Binfen, und 

4. der Ort, wo dad Capital anzulegen ift. 


$. 240. 


Auf 1. Bekanntlich beftand beynahe bey allen Baifens 
cajfen die cumulative Behandlung des Waifenvermögens; 
welche darin befteht, daß fo wie ein Vermögen eines Mais 
fen in die Waifencaffe einfloß , diefes, wenn es in öffentlis 
hen Fondsobligationen beftand , nit den Pupillen, 
fondern der Waifencaffe zugefchrieben, die Fondsobli— 
gation auf die Waifencaffe der Herrfhaft umgefchrieben, 
und dem Waifen fein Anfpruc auf den berechneten Betrag 
der eingelegten Obligation in den Waifenbüchern vorges 
fchrieben wurde. 

Auf diefe Art verlor der Waife feinen unmittelbaren 


Anſpruch auf die ihm gehörige, in die Waifencaffe zuges 


fhriebene Obligation,, und erhielt lediglich auf den nahm» 
licher Betrag derfelben, ein Solidarreht, gleih denen 
übrigen Waifen dergeftalt an die Waifencaffe der Herrfchaft, 
daß ſämmtliche Waifen ald die gemeinfhaftlidhen Eis 
genthümer der aus ihrem Vermögen vermengt Ddotirten 
Waifencaffe betrachtet wurden. 

Hieraud ergab fich die rechtliche Folge, daß alle Wais 
fen nur ein gleihes Recht an die Waifencaffe nah Pros 
yortion ihrer Einlage hatten, und auf den aus der frucht— 
bringenden Anlegung des Waifenvermögeng erzielten Vor— 
theil ein verhältnißmäßiges gleiches Recht, aber auch hin— 
gegen eben fo gleichmäßig den Schaden tragen mußten, 
wenn eine Waiſencaſſe zu Verluſt Fam, das Waiſenver— 
mögen von dem Herrfchaftöbefiger für fih verwendet, und 
diefer durch Goncurs zahlungsunfähig wurde. 

Diefe cumulative Behandlung war mit der Verſiche— 
rung des Eigenthumsrechtes eines jeden einzelnen nicht vers 
einbarlich. E3 wurde durch Hofverorbnung vom 14. März 
1812 angeordnet, daß die MWaifengelder, -fo weit ed die 
Größe des Betrages nur irımer zuläßt, auf den eigenen 
Nahmen des Pupillen abgefondert, und nicht mehr auf 
den Nahmen der Waifencafle anzulegen feven, woraus denn 
folgt, daß in vem Falle, ald den Waifen öffentlihe Fonds» 
obligationen zufallen, oder aus dem, denfelben zufallenden 
barem Gelde, folde Fondsobligationen eingelöfet wer: 
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den, folche nicht mehr auf die herrfchaftlibde Waifencaffe, 
fondern auf den Nahmen des Pupillen, dem fie eigenthüms 
lich angehören, umzufchreiben feyen. 

Der hieraus für den Pupillen hervorgehende Vortheil 
it jihtbar und übrigens aber auch diefe gegenwärtige Be— 
handlung dem Eigenthumsrechte eines jeden einzelnen Pus 
pillen mehr zufagend. So 3. B. kann der Pupille, der 
nun eine auf feinen Nahmen umgefchriebene Fondsobliga— 
tion beſitzt, und diefe in die vom Staate angeordnete Se: 
rialverlofung fällt, entweder in Umfegung der Binfen auf 
Gonventiond: Münze, oder in den ausgefegten Prämien eis 
nen befonderen Gewinn erhalten. Eben fo, und was fehr 
wichtig ift, bleiben dem Pupillen, deffen auf feinen 
Nahmen lautende Obligation in der, von der Rentcafle 
abgefonderten Waifencafle vorhanden ift, feine Rechte un 
MH ‚ wenn auch der Herrfhaftsbefiger in Concurs 
verfällt. 


. 241. 


Auf 2. Hinfichtlich ded Betrages ded anzulegenden Betrag. 
Baifencapitald enthält die allgemeine Maifeninftruction 
vom Jahre 1789 $. 13, daß die von den Waifen unbehoben 
gebliebenen Sntereffen erſt alsdann, wenn fie die Summe 
= 50 Gulden erreicht haben, verzinslich angelegt werden 
ollen. Be 
Da nun durd) die in dem 10. $. diefer gleichbemeldten 
Inftruction vorgef&hriebene Anlegung ded nach Beſtreitung 
der Erforderniffe in der Gaffe, bleibenden Geldbetrages, in 
der Waifencafle nothwendig UÜberfhüffe entitehen mußten, 
inzwifchen auch Fleine Beträge ſowohl für fih allein, als 
in Verbindung mit anderen angeleget werden fonnten, und 
die Waifen felbft vermöge des $. 11 auf die vonihnen noch 
fo geringen Erbfhaftscapitalien laufenden 4 pGt. Intereffen 
einen rechtlichen Anfprudy haben, fo wurde durch Hofver« 
ordnung vom 7. April 1806 für die Zukunft, und um bie 
Waifen in Hinfiht der Zindbenügung nicht zu verfürzen, 
der anlegbare Betrag von 20 Gulden feftgefeget- 


{. 242. 


Auf 3. Schon mit Hofdecret vom 13. Man 1782 und Bedin 
13. May 1784 wurde der beftandene Unfug, die bey den gung der 
Dominien anliegenden Pupillengelder der Unterthanen mig dinfen. 
geringeren, ald den gewöhnlichen Interefien zu verzinfen, 
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aufgehoben, und hierdurch diefen Capitalien der Bezug der 
landesüblihen und gefeglichen Intereffen gefichert. 

Nah dem bürgerlihen Geſetzbuche fünnen als geſetz— 
liche Zinfen durch Vertrag bey einem gegebenen Unterpfande 
5:, ohne Unterpfand 6 von Hundert auf ein Jahr, von Je— 
dermann bedungen werben. Vid. $; 994. 

Hieraus folgt, daß, da die Pupillengelder niemahls 
ohne Unterpfand hindangegeben werden dürfen , fondern 
entweder Öffentliche Fondspapiere eingelöfet , oder ben Pris 
vaten gegen Pragmatical: Sicherheit auf Häufer, Realis 
täten angelegt werden müſſen, nie ein höheres Intereſſe als 
5 von Hundert, Statt finden Fönne, 


$. 243. 


Yus ber Auf 4. Ehedem beftand die Belchränfung , bad die 
Ante DWaifencapitalien nur in öffentlichen Fonds fruchtbringend 
gung. angeleget werden durften. Diefe Befchränfung wurde jedoch 

mit Patent vom 22. Februar 1791 aufgehoben, in welchen 
ausdrüdlich vorfümmt, daß es nunmehr ‚geitattet fen, die 
Waifengelver allgemein, folglich für Pupillen in Städten 
eben fo, wie auf dem flahen Rande gegen gefegmäßtge Si- 
cherheit auch bev Privaten an,ulegen, oder, wo fie ſchon 
auf eine folche Art anliegend find, liegen zu laffen, weiters 
daß als gefegmäßige Sicherheit, (Die Pragmatical. Sichers 
beit von der fihon oben $. 233, die Rede war), diejenige 
zu verftehen fen, wenn durd die Hypothek des Puptllars 
capitales, und der demfelben vorgehenden Pojten, das Haus 
nicht über die Hälfte, das verpfändere Landgut oder Grund» 
fü nicht über zwey Drittheile des wahren Werthes be: 
fhweret ift, daß es übrigens den Vätern und Vormündern 
frey ftebe, Waifengelder auch in den öffentlichen Staats: 
creditcaffer auf die, bey diefen Eaffen allgemein übliche 
Verzinſung anzulegen. | 8 

In Gemäßheit deffen, fönnen nunmehr die Waifencas 
pitalien entweder 

a. im öffentlihen Fonde, oder 
b. bey Privaten angeleget werden. 


$. 244: 


In öf: a) In Hinficht der Unlegung der Waifencapitalien in 
a ir ———— Fondscaſſen beſtehen im Weſentlichen folgende 

N Vorſchriften: | 
5ond8, 1. Daß in dem Falle, ald Waifencapitalien in öffent- 
lichen Fondscaſſen angelegt werden, diefe Anlegung ledig— 
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lich durch börfenmäßigen Anfauf von Staatspapieren, welche 
nah dem abgefchloffenen Kaufe vun der betreffenden Gaffe 
nah dem Hofdecrete vom 5. November 1796 und Hofvers 
ordnung vom 14. März 1812 auf den Nahmen des Pupils 
len umzufchreiben find, zu gefcheben habe; — 

2. daß dieſe umgeſchriebene Obligation ſodann bey der 
Waiſencaſſe aufzubewahren, und dieſes, daß nähmlich ſolche 
zur herrſchaftlichen Waiſencaſſe in Aufbewahrung genom— 
men worden, auf der Rückſeite mit Beydrückung des Amts— 
figiU8 und Fertigung des Amtsverwalters anzumerfen fey; 

3. daß daher eine ſolche vinculirte Obligation, wenn 
folhe in Berluft auf was immer für eine Art geräth, mit 
giltigem Titel an ſich gebracht werden Fönne; ; 

4. daß in dem. weiteren Faue, ald eine folhe Obliga- 
tion wieder verkauft werden folle, hierzu die Bewilligung 
von dem vormundfchaftlichen Gerichte wieder darauf anges 
merfet, oder auch, wenn diefe Obligation dem Pupillen, 
ber inzmwifchen großjährig geworden ift, ausgefolget werden 
folle, diefer Umftand darauf beftätiget werden müffe, da» 
mit hierdurch dad Recht der freyen Difpofition beftätiget 
werde, i | 

5. daß in dem Falle, ald fi ben dem Einfaufe einer 
Obligation ein Gewinn ergibt, zu Folge Hofdecretes vom 
5. December 1796, ten Pupillen mit Audfolglaffung der 
öffentlichen Fondsobligationen auch der zur Zeit des Eins 
faufes an der Agiotirung bezogene Gewinn, und die von 
diefen fich ergebenen höheren Geldbeträgen abfallenden In— 
tereffen berechnet und vergütet werden, der erwirthfchaftete 
Betrag auch in den MWaifentabellen und Waifenbüdhern 
gleih nah dem Anfaufe der öffentlichen Fondsobligationen 
anzumerfen fomme. 

Die Kreisämter find insbefondere durch Hofdecret vom 
7. April 1803 angewiefen, bey ihren Kreisbereifungen nad» 
zufehen und zu forgen, daß diefer Gewinn ordentlich ange: 
jeigt und berechnet werde. 


$. 245. 


b. In Hinfiht der Anlegung bey Privaten kömmt zu Ben Pris 
unterfcheiden: daten. 

1. ob die Waifengelder bey den eltern der Waifen — 
oder 

2. bey anderen Privaten, oder 

3. bey der Herrſchaft felbft, welches zugleich vormund⸗ 
ſchaftliches Gericht ift, angelegt werden. . 
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6. 246. 


Ben den Auf 1. Wenn Walfengelder bey den Aeltern der Min 

Aettern. derjährigen anliegen, fo tft zwar auch bey denfelben auf 
Sicherſtellung zu fehen, auch von ihnen ein ordentlicher 
Schuldbrief abgefordert werden müſſe, übrigens aber fchon 
nad dem oben angeführten $. 236 d. a. b. Gefetbuches auf 
die firenge Pupillarficherheit in dem Falle nicht gedrungen 
werben fönne, wenn bey ihnen die Zurüdzahlung ohne Ver— 
äußerung ihres unbeweglichen Gutes, oder Abtretung vom 
Gewerbe nicht leicht möglich wäre. Vid. Hofdecret vom 26. 
November 1794. Ä 
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Beyam Auf 2. Es ift bereitö durch dad Patent vom 22. Februar 
deren 4791 geftattet worden, Waifencapitalien auch wieder bey 
Privas Privaten fruchtbringend anzulegen. 

ie Die näheren und weiteren Borfchriften enthalten, daß 
die Herrihaften nicht ſchuldig fenen, das an fie bar ges 
langte Waifencapital in öffentlichen Fonds anzulegen, fons 
dern letteres auch bey Privaten gegen gewöhnliche, und 
‘den betreffenden Gefegen angemeflene Hypothek (gegen bie 
fchon oben bemeldte Pragmatical: Sicherheit) anzulegen, 
daß die Herrfchaft fodann dem Waifen bey Erfolglaflung 
ſeines Waifengutes nur die Obligation und den Satzbrief 
auszufolgen, und dann für nun in fo weit regrefloriih zu 
baften habe, als bey Ausleihung deöfelben die gefegmäßige 
Sicherheit nicht beobachtet worden wäre, und hierdurch der 
Waiſe zu feinem Gapitale, wenn er foldhes in der Berfalls 
zeit gehörig eingetrieben hat, nicht ganz gelangen könnte, 

oder deflen gänzlich auf diefe Art verluftiget würde. 

Zur Erreihung diefes Zweckes, um die Sicherheit für 
ein, bey einem Privaten anzuleaenves Capital für den Pu— 
pillen zu erhalten, muß nicht allein eine Schuldurkunde, 
Schuldbrief ausgefertiget und in folhen der Darleiber, 
das Capital, Zinfen, Art und Zeit der Zurüdzahlung ans 
gefeßet, fondern auch die facultas intabulandi und die Bes 
dingung bengefeget werden, daß der Gläubiger berechtiget 
werde, dad Capital fogleich durch gerichtliche Zwangsmittel 
einzutreiben, wenn die Zinfen 6 Wochen nach ihrer VBerfalls 
zeit nicht bezahlet worden wären. Vid. Patent vom 18. 
October 1792. 
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Es ift fhon oben bemerfet worden, daß die Pragmas Werth 
tical-Sicherheit nur dazumahl vorhanden ſey, wenn ein des Gw 
Haus nicht Über die Hälfte, und ein Landgut oder Grund: !*®- 
flid nicht Über zwey Drittheile ded wahren Werthes hiers 
durch verfchuldet wird. | 

Es kömmt alfo auf die Beitimmung ded wahren Wers 
thes an. Diefer fann eigentlich nur jener ſeyn, welcher durch 
die gerichtlihe Ehäkung erhoben wird, da der Kauf- oder 
Derfauföpreis einer Mealität zu fehr von Umftänden und 
von der Willführ der Parteyen abhängt, ald um in diefem 
letzteren Kauföverfauf: oder Uebernahmspreis einen fichern 
Maßſtab finden zu können. | 

Das Hofdecret vom 4. Auguft 1502 enthält austrüds 
ih, daß vor Ertheilung der Bewilligung zur Anlegung der 
Kirhen-, Waifen: und Stiftungsanftalten bey Privaten, 
jeded Mahl der wahre Werth des verpfändeten Haufes, 
Landgutes oder Grundflüdes , gehörig und vollfiändig, 
biermit auf eine nicht den mindeften Zweifel übrig laffende 
Art audgewiefen werden müffe. 


$. 249. 


Da der Kal eintreten fann, daß ein Waife ein Mit» Sider: 
eigentbumsrecht auf eine Realität befist, fo ift ſicfellung 
nah dem Hofdecrete vom 28. November 1795 zu beneb: en 
men, welches folgenden Inhaltes ift: he 

»Ueber eine in Betreff der Sicherftellung des Waiſen- Witei:- 
und Guratelvermögens gemachte Anfrage, wie ſich nähmlich gen: 
die Grundobrigkeit oder die Gerichtsbarkeit zu benehmen thums— 
babe, wenn nach Abſterben eines Unterthans oder anteren kedte. 
Befigerd, der Erbe an dem übernommenen Vermögen die 
Premspige Sicherheit nicht Teiften Bann, ift zu entfchließen 

efunden worden, daß die Patente vom 22. Februar 1791 
und vom 18. October 1792, wegen der gefegmäßigen Si— 
berheit der Pupillarcapitalien nur in dem Falle den Aus: 
fhlag geben, wo Jemanden aus dem Waifenvermögen ein, 
Darlehen gegeben wird, in jenem Falle bingegen, wenn 
der Schuldner aus einem Kaufe oder Uebernghme einer 
Realität, worauf die Pupillen ein Miteigenthums— 
recht haben, fehuldig geworden ift, diefe Patente gar nicht 
anwendbar feven , fondein dafüber die Patente von der 
Erbfolge in die Bauerngüter, entfcheiden ſollen, weldye 
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die in den oben angeführten Geſetzen ben den bargeliehenen 
Sapitalien vorgefchriebene ‚Sicherheit nicht fordern. 


§. 250. 


Den der Auf 3. Die Dominien find zwar berechtiget , die Wai- 
Herr: ſengelder auch bey fich felbft anzulegen, jedoch find fie ver: 
TORTR pflichtet, hierzu die Begnehmigung der Landesſtelle zu ers 

wirfen. Vid. Verordnung vom 18. October 1792. 

Sn diefem Falle ift übrigens feinedwegs aus dem Bes 
griffe der bey jeder Herrſchaft zur Sicherftellung der uns 
terthänigen Forderungen beflimmte Octava auszugeben, 
fondern in derley Anlegungen bey der Derrfchaft gleich bey 
den übrigen Privaten fürjugeben , hiermit auch eigene, zur 
Iandtäflihen Vormerkung ganz geeignete Schuldbriefe aus— 
zuftellen, und folhe zur Vormerkung zu bringen. Vid. Hof: 
decret vom 28. März 1797. 

Die Octava ift aus dem Grunde zur Bedeckung eine 
folhen Darleihens aus dem Waifenvermögen nicht binrei> - 
chend, weil in diefer Octava alle Forderungen der Unters 
thanen, in fo ferne foldhe aus dem Untertbansverbande ent= 
ſtehen, ihre Bededung finden follen, und diefe hierin mit 
dem Rechte der Waifen rüdfichtlich ihrer Forderungen gleiche 
mäßig concurriren. Vid. Patent vom 1. September 1765 
und 10. July 1799. 


$. 251. 


Befonde Die befonderen Vorfihten, welche wegen Anlegung der 
re Bor Maifencapitalien bey den Herrichaften beobahter werden 
ſichten. ſollen, find durch das Uebereinvernehmen des oberften Ge» 

richtshofes von der kak. Doffanzley unterm 18. Auguft 1820 
erlaffene Decret beſtimmt, welches Nachftehendes entbält: 

1. Daß von nun an vierteljährige Berlaffenfhaftsaug- 
weife von den Dominien ben Kreisämtern vorzulegen feren, 
in welchen die vorgefommenen Sterbefälle mit der genauen 
Angabe ihres Zeitpunctes, fo wie die Nachweiſungen über 
den Anfang und Fortfchritte ded Abhandlungsdactes, dann 
die Bemerkung enthalten müffen, ob hierbey ein Waifen- 
vermögen eintrete oder nicht, und ob felbes ſchon in vie 
Waifenbüher aufgenommen worden fey oder nicht ? 

Diefe Ausweife haben den Kreisämtern zum Anhalts» 
puncte bey ihren Unterfuchungen der Waifenämter , vors 
züglich in der Hinficht zu dienen, damit nicht durch Verzö— 
gerungen in den Abhandlungen die Waifengelder durch län—⸗ 


209 


gere Zeit der Waifencaffe vorenthalten werden, und fomit 
ohne Sicherftellung , und ohne Intereffengenuß bleiben ; 

2. daß zur Anlegung eines Wailencapitaled vorher 
die freisämtliche Bewilligung über vorläufige Einverneh- 
mung der Landrechte erforderlich fen; 

3. daß die Dominten zur Sicherheit der bereitö von 
ihnen angelegten Waifencapitalien binnen einem Monath 
anzuzeigen haben, ob fih ben ihnen Waifengelder befinden 
oder nicht ? — daß daher im erften Kalle die nachträgliche 
Ausweifung und Berfhaffung der pupillarmäßigen Sicher⸗ 
heit, oder die Rüdzahlung der entlebnten Gelder, und die 
anderweitige Anlegung derfelben mit Feftfegung angemefle- 
ner Termine unnachfihtlich zu bewirken fey. 

4. daß auf die Bermengung der in die Waifencaffe ges 
börigen Maifengelder mit den berrfchaftlichen Mentgeldern 
für die Zukunft eben jene Strafbeitimmungen feitgefeßt fenen, 
welhe für die Vermengung der landesfürftlihen. Steuern 
mit den Rentgeldern durch die Erecutionsordnung vorge- 
fhrieben find. 

5. Daß die Güterbefißer, welche die Verwaltung des 
Baifenvermögens felbjt beforgen, ohne Unterfchied der Pers 
fon und des Standes, wegen gewiffenhafter Beforgung die: 
fes Befchäftes einen Eid nach der vom höchſten Orte vorge- 
fhriebenen Formel bey dem Kreisamte abzulegen haben; 
fo wie bey denjenigen Dominien, wo die Verwaltung der 
Raifengelder eigens aufgeitellten Beamten übertragen iſt, 
diefe nach einer auf ihr Dienftverhältniß angepafite Form, 
den Eid abiulegen fchuldig find. 

Anmerfung. Der fhon einmahl beeidete Beamte 
darf ben dem Wechfel der Amtirung nur an den fchon abge: 
legten Eid erinnert werden. 

6. Daß die fhon beftehenden Anordnungen wegen der 
freisämtlihen Nachſichtspflege bev den herrfchaftlichen Wai- 
fenämtern in den Fällen von Kreisbereifungen, und bey 
Gelegenheiten von Rocalcommiflionen den Kreisämtern 
u eingefchärfet werden. 

7. Daß bey den Waifengeldern , welche bey den eige— 
nen Herrfchaften angelegt worden , Fünftig eine fünf per: 
tentige VBerzinfung Statt zu finden habe; womit alle zu ei— 
nem minderen Bindfuße angelegten Waifencapitalien der 
Herrihaft entweder aufzufüinden, oder die Ginlegung neuer 
Schuldbriefe, in welchen die Verbindlichkeit zu einer fünf: 
percentigen Berzinfung enthalten ſeyn muß, zu bewirfen fev- 

14 
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Hinfihtlic des Rechtes der Herrfchaft, Waifengelder 
bey fich felbft anzulegen, finden folgende Ausnahmen Statt; 


als: 

1. Ben den Pfarrherrfhaften. Das Hofdecret der 
oberften Suitizftelle vom 24. Jänner 1793 drüdt ſich bier: 
über in Folgendem aus: „Dain der Abfiht, damit die bloß 
zeitliben Befiger, und fomit bloß Nusnießer der pfarrli— 
en Grundbücer , nicht' Waifengelder an fich ziehen, und 
dadurh den Schaden verurfaben, daß MWaifengelder bey 
Abgang anderweitiger Zahlungsmittel in Verluſt geratben, 
den Landerftellen, und durch dieſe den Kreisämtern (an 
welche eben in der Abficht fhuldiger Oberaufſicht die Pu: 
pillartabellen gelangen), aufgetragen worden, dafür zu for: 
gen, womit von Befisern von pfarrliben Grundbüchern 
feine Waifengelder an fich gezogen werden dürfen , weldyer 
fogeftalte höchſte Befehl den unterftehenden Behörden zum 
Nacverbalt fund gemacht wird.“ 

2. Die zur Serial: Berlofung berufenen 
Staatdobligationen. Hierüber enthält das Hoffanz= 
leydecret vom 16. April 1819 Kolgendes: »In der Abjicht, 
den Pupillen,, welche Eigenthümer von Staatsobligationen 
aus der Glaffe der älteren Staatsfchuld find, die Vortheile 
der mit Putent vom 21. März 1818 angeordneten Serials 
Verloſung zu fichern, ift die Hoffanzlen mit dem oberften 
Gerichtshofe darin übereingefommen, daß den Dominien 
von nun an nicht geftattet feun ſolle, die in den Waiſen— 
caffen befindliben,, zur Serial - Berlofung berufenen Obli= 
gationen, fie mögen nun einzelnen Waifen oder mehreren 
gemeinfchäftlich gehören , zu Darleben ben fich felbit oder 
anderen Privaten zu verwenden, und bierdurd in der Sub— 
ftanz des Gapitald eine Yenderung vorzunehmen, jondern 
daß fie gehalten fenn follen, Obligationen diefer Art uns 
verändert in den Waifencaflen zu Gunften der Pupillen aufs 
zubehalten , von welcher Negel nur in folben einzelnen 
Fällen eine Ausnahme gemacht werden darf, wenn ein 
Nothfall, oder ein offenbarer Vortheil des Pupillen es er» 
heiſchen ſollte.« 

»Die untergeordneten Behörden find hiernach unge— 
ſäumt anzuweiſen, und insbeſondere iſt den Kreisämtern 
die ſtrengſte Wachſamkeit über die genaue Befolgung Dies - 
fer Vorfoprift und über die gehörige Evidenzhaltung der 
einzelnen , in den Waifencaflen befindlichen öffentlichen 
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Obligationen nach ihrem Betrage, Datum, Nummer und 
Bindfuße und nach den Antheilen einzelner Theilnehmer bey 
gemeinfhaftlichen Obligationen aufzutragen.« 
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II. Führung der Bücher, Verrehnung und Maifen: 
Gontrole. büder. 

Dad allgemeine bürgerlihe Geſetzbuch I. Theil, IV. | 
Hauptftüd $. 207, enthält fhon Überhaupt die gefegliche 
Anordnung, daß jedes vormundfchaftlihe Gericht verbun- 
den fen, ein fogenanntes Bormundfchafts: oder Wai— 
fenbuch zu führen, in welhem die Vornahmen, Fami—⸗ 
liennahmen, dad Alter der Minderjährigen , und alles, 
was ſich bey der Uebernahme, Fortdauer und Endigung 
der NAT: Wichtiges ereignet hat , eingetragen 
werden. 

Nah dem weiteren $. 208 d. b. Geſetzbuches fol in 
diefem Buche auf alle Belege dergeftalt hingewiefen wer» 
den, damit ſowohl das Gericht felbft, ald auch in der Folge 
die volljährig gewordenen Waifen Alles, was ihnen zu wif: 
fen nützlich iſt, in beglaubigter Form einfehen können. 

Die Inftruction für die Zuftizftelen vom 9. Septem- 
ber 1785 verordnet , II. Abtheilung, VI. Abſchnitt $.52, 
das das Waifenbuch mit folgenden Rubrifen zu führen fen, 
oder zu enthalten habe: i | 

1. den Nahmen ded Pupillen oder Guranden, 
wi Rubrik ift auch dad Alter des Mündels an» 
zulegen; 

2. den Nahmen des Vormundes, Curators, 
oder Ad minijtrators; 

3. den Aufenthalt und die Erziehungdart des 
Mündels; : 

4. dad Bermögen des Mündels mit kurzer Be- 
merfung, wie dieſes befchaffen, und woher ed dem Pupillen 
zugefloffen ift, und mit Beziehung auf die Arfunden, aus 
denen davon mehrere Aufflärung erhoben werden fann; 

5. die Anmerfung von Jahr zu Jahr, ob, und - 
an welchem Zage ſich der Bormund über die vom verflof: 
fenen Sabre gepflogene Rechnungsrichtigkeit gehörig ausge» 
wiefen habe; 

6. die Bewilligungen, die während der Minder— 
jährigfeit in wichtigen Angelegenheiten eingeholet werden; 

7. Abtheilung, ded Vermögens bey denjeni- 
gen Mündeln, die ein gemeinfchaftliches Bermögen befigen; 

14 
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8. Erlöfhung der Vormundſchaft, mobey 
die Uebergabsurfunde mit anzumerken kömmt; 

9. die etwa erfolgte Erflärung der Unfähig— 
feit zur Großjäbhrigfeit. 

Durch diefes Waifenbub fol der die Waifengefhäfte 
beforgende Beamte, eine ftäte Ueberfiht über die Verhält— 

niſſe des Waifen, fowohlrüdfichtlich feiner Perfon, ald auch 

feined Vermögens erhalten, daher es ſich von felbft verftebt, 
daß, wenn dem Minderjährigen neue Erbſchaften zufallen, 
auch diefe, überhaupt jede Vermehrung oder Verminde— 
rung ded Vermögens in dem Waifenbudhe anzumerken fey. 
Vid. Hofdecret vom 20. Februar 1800, 
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Uebrigen Die übrigen Bücher, welche bev dem Wirthichaftdamte 
Büch er. in Waifenſachen geführet,werden, betreffen die Verbu— 
chung des den Waiſen gehörigen Vermögens. 

Dieſe Bücher ſind die Journale, Caſſebücher 
und das Hauptbuch. 
Sobald das einem Minderjährigen Gehörige an Ca— 
pital oder Intereſſen zur Waiſencaſſe gelanget, kömmt fol= 
ſches in das Journal einzutragen, in welches nad der 
Zeitfolge ohne Unterfchied der Pupillen oder ihres Vermö— 
gend alle Poften, welche von was immer für einem Waiſemein— 
laufen, nach fortlaufenden Nummern eufgenommen werden. 
Aus diefem Journale werden dann auf die für jeden 
Pupillen indbefondere eröffneten Conti, die jeden -betref: 
fenden Poften in die Activ- und Paffivbüdher, und 
aus diefen in das Hauptbuch nach dem Refultate des 
jährlichen Abſchluſſes übertragen. 
Zur deutlicheren Ueberſicht wird 
sub A ein Formular des Journals, 
sub B ein Formular des Activbuches und 
sub C ein Formular des Paſſivbuches beygeſchloſſen. 
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J 
Hierüber enthält das allgemeine bürgerliche Geſetzbuch 
folgende Beſtimmungen; nähmlich 

1. daß der Vormund bey Antretung der Vormundſchaft 
nicht ſchuldig ſey, Caution zu leiſten, daß er auch in der Folge 
hiervon befreyt bleibe, ſo lange er die durch das Geſetz zur 
Sicherheit des Vermögens beſtehenden Vorſchriften genau beob— 
achtet, und zur gehörigen Zeit Rechnung legt. Vid. (. 237; 

2. daß in der Regel jeder Vormund und jeder Eurator 
verbunden fen, über die ihm anvertraute Verwaltung Rech: 
nung zu legen, daß der Erblafjer zwar den VBormund von 
ter Rechnungslegung in Anfehbung ded von ihm freywillig 
vermachten Betrages, aud das vormundfchaftliche Gericht, 
wenn dad Einfommen die Auslagen für den Unterhalt und 
die Erziehung ded Minderjährigen wahrfcheinlich nicht über: 
fteigt , ihn hiervon losfprechen fünne, allein daS in der In— 
ventur aufgenommene Heuptvermögen und Gapital in allen 
Füllen auöweifen, auch von dem Zuftande feines Pflegebefoh- 
lenen, wenn darin eine wichtige Veränderung vorgeht, Be» 
richt erftatten müffe. Vid. $. 238. 

3. Daß die Rechnungen mit jedem Jahre, oder längftens 
innerhalb zwey Monathen nad) deffen Verlauf mit allen er: 
forderlichen Belegen dem vormundfcaftlichen Gerichte über: 
geben, in diefen Rechnungen die Einnahme und Ausgabe, 
der Ueberfhuß, oder die Verminderung genau beflimmt wers 
den mülffe. 

4 Daß in dem Falle, ald unter dem Bermögen des 
Minderjährigen eine Handlung begriffen, dad Gericht mit 
dem vorgelegten bealaubigten Rechnungsabſchluſſe, oder mit 
der fogenannten Bilanz fich zu begnügen, und ſolche geheim 
zu halten Habe, 

5. Daß dad vormundfchaftliche Gericht gegen einen Vor: 
mund, welcher in der beftimmten Zeit die Rechnung zu le— 
gen unterläßt, die den Umftänden angemeffenen rechtlichen 
Bwangsmittel anwenden folle. Vid. $. 239. 

6. Daß in dem Falle, wenn der Minderjährige in verfchie» 
denen Provinzen unbewegliche Güter befigt, deren Verwal— 
tung einen Bormunde allein anvertraut ift, der Bormund 
für jede Provinz eine befondere Rechnung führen, und der 
dortigen Bihörde vorlegen müfle, daß ed ihm aber frenge- 
ftellt bleibe, zum Beften des Minderjährigen den Ueberfhuß 
des in einer Provinz gelegenen Vermögens in einer anderen 
zu verwenden. Vid. $. 240. 


— 
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7. Daß das vormunbfchaftliche Gericht verbunden ſey, 
bie Rehnungen des Vormundes nad den befonderen Vor: 
fhriften durch Rechnungs: und Sachverftändige prüfen und 
berichtigen zu laffen, und die Erledigung darüber dem Vor: 
munde mitzutheilen. Vid. $. 241. 

8. Daß für den Fall, als fih die Bormundfchaft endi- 
get, der Vormund verbunden fey, längitens binnen zwey 
Monathen nach geendigter Vormundſchaft dem Gerichte feine 
Schlußrehnung zu übergeben, wornach er von dem leßteren 
nah gepflogener Richtigkeit eine Urkunde über die redlich und 
ordentlich geführte Verwaltung feined vormundfchaftlichen Am— 
tes zu erhalten hat, durch welche Urkunde aber derfelbe 
von der Berbindlichkeit einer fpäter entdedten argliftigen Hand— 
lung nicht freygeſprochen wird. Vid. $. 242. | 

Uebrigens ift die Art und Weiſe, wie diefe Rechnungen 
geprüft und berichtiget werden müffen, durch die allgemeine 
Inſtruction für die Zuftizftelen vom 9. September 1785), 
UI. Xbtheilung , VII. Abfchnitt, näher angedeutet. 

Endlich kömmt zu bemerken, daß in Prari in derley 
Fällen auf dem flachen Lande, befonders bey Eleineren Do- 
minien nicht mit diefer Umftändlichkeit fürgegangen , fondern 
von dem Wirthſchaftsamte fogleich ohne Einfchreitung fons 
figer Rechnungdverftändigen, die-von dem Vormunde aufge: 
nommene Gerhabfchaftsrechnungen mwenigftend alle Jahre re: 
bidiret,, berichtiget, und bey erreichter und anerkannter Groß: 
lährigkeit abgefchloffen werden. 
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Hinfihtlih der Controle in Bezug auf bie Verwal: Gontrote 
tung des Waifenvermögend enthält dad Hofdecrret vom 14. 
März 1799 Folgendes. 

»Die häufigen Gebrechen , welche man im Rechnungs— 
welen über dad Vermögen der Waifen vorzüglich auf dem Lande 
entdeckt hat, und mwodurd nicht nur die Pupillen um das i 
Ihrige gefommen, fondern auch diejenigen, welchen die Ver: 
waltung ded Waifenvermögens obgelegen, in Weitläufigkei— 
ten und Prozeffe verwidelt worden find, machen ed unum- 
gänglich nöthig, eine ſolche Rechnungdmanipulation einzu« 
führen , wodurdh Ordnung, Evidenz und leichte Ueberficht 
in dieſem Gefchäfte erhalten wird.« “ 

»Diefer Zweck wird aber fidher am beften dadurch erreicht, 
wenn dad Rechnungsweſen in Waifenfahen; nad den bier 
beyfommenden zwey Formularien (sub Nro. 1. et 2.) von 
Ein ſchreibbücheln, wovon eines dad Activ: und dad andere 
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das Paffiv» Vermögen der Waifencaffe darf, geführet wird. 
Die Landesſtelle erhält daher den Auftrag, diefem gemäß 
dad Nöthige an die Kreisämter zu erlaffen, und denfelben 
noch befonderd auf dad ſchärfeſte einzubinden, bey den perios 
difhen Kreidbereifungen über die Vollziehung diefer neuen 
Einrihtung unnacficbtlich zu wachen.« 

Diefe Einfhreibbücheln müffen jedem Vormunde einge⸗ 
händiget werden, vertreten aber nur die Stelle der Quit— 
tungen und Gegenſcheine, und ſind in Anſehung der darin 
unter jedesmahliger Fertigung des Waiſencaſſebeamten ein— 
getragenen Poſten, als bloße Auszüge aus den Activ- und Paſ— 
fiv » Waifenbühern der Herrfcbaft zu betrachten. Es müſſen 
daher auch — abgefehen von diefen Einfchreibbücheln, von den 
Wirtbfhaftsämtern dennoch die Waifenbücher , insbefondere 
die Activ: und Pafliv:-Gapitalienbücher nach obiger Weifung 
geführet werden. 
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III. Abfertigung der Waifen. J 
Die Abfertigung der Waiſen bat dann einzutreten, wann Abferti— 
ber Pupill entweder durch fein normalmäßiges Alter, oder aung. 
dur dad Geſetz die Großjährigkeit erreicht, oder als groß: 
jährig erfannt und erklärt wird. 
& 
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In Bezug auf dad Lebensalter wird in der Regel mit Rad dem 
Ende des 24. Jahres die Großjährigkeit erreicht. Vid.b. G. büral. 
B. gF. 21. Seles⸗ 

Es kann jedoch auch die Großjährigkeit mit erreichtem BUS 
20. Zahre eintreten, in dem Falle, ald das vormundfchaftliche 
Gericht nah eingeholten Gutachten des Vormundes, und 
allenfalls auch der nächſten Anverwandten den Minderjähri- 
gen als großjährig erfläret. Auch wird der Minderjährige, wenn 
Ihm der Betrieb einer Handlung oder eined Gewerbes von 
‚der Behörde verftattet wird, hierdurch zugleich volljährig. 

Die Erklärung der Wolljährigfeit hat ganz gleiche rechtliche 
Wirkung mit der wirklich erreichten Volljährigkeit. Vid. $. 252. 

In diefem Falle. hat nun die VBormundfcaft aufzuhö⸗ 
ren, und der Vormund iſt dann verpflichtet, längſtens bins 
nen zwey Monathen (Vid. $. 262) feine Schlußrehnung zu 
legen, und dad Bermögen — in fo weit folches in feinen 
Händen fich befindet, nach der von dem Gerichte ausgeſpro⸗ 
chenen Großjährigkeit dem Pupillen zu übergeben, fo wie 
auch die Herrſchaft ſchuldig iſt, die in der Waiſencaſſe für 
den großjaͤhrig gewordenen Pupillen inliegenden Gelder, 
Privatſchuldſcheine mit den betreffenden Satzbriefen und an— 
deren Urkunden, und die auf deſſen Nahmen lautenden öffents 
lichen Fonts: und Staatsfchuldverfchreibung ıc. den großjähs 
tig Gewordenen gegen deffen Empfangsbeftätigung erfolgen 
zu laflen. Vid. Hofdecret vom 5. November 1790. 
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Ehedem war e3 gewöhnlih, bey derley Abfertiguns Reverfe. 
gen dem Waiſen befondere Reverfe abzufordern und einzu: 
legen. Das Patent vom 6. September 1781 , enthält hierüs 
ber, und über die dießfälligen Mißbräuche Folgendes: 

1. Daß die Dominien ihren großjährigen Erben ihre 
Erbſchaften und andere Gelder aub obne Nevers, und 
ohne der Betingung, dem Dominium im allfälligen Fünf- 


Erbe 
bung. 
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tigen Verarmungsfalle zur Verpflegung nicht zur Laſt zu 
fallen, erfolgen lafjen follen ; 

2. daß ed von der Gepflogenbeit , den Unterthanen ihr 
Vermögen nur bey Ausmeifung einer Anftiftung auf ein 
Haus, oder Antretung eines fichern Gewerbes hinausgege: 
ben werde, abzufommen habe, und 

3. daß den Unterthanen nicht Etwas wegen ihrer fünf: 
tigen allfälligen Verpflegung zurüdbehalten werbe. 

Es find hiermit die bis dahin üblich geweſenen Reverfe, 
Verzichtleiftungen u. dgl. ald verbothen erklärt, und fomit ift 


‘auch feine Herrichaft berechtigt, unter dem Vorwande einer 


fünftigen Verarmung, Verpflegung des Unterthans nur dad 
Geringſte von feinem Vermögen zurüdzubehalten. 
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Hinfihtlich der Erhebung des Waifenvermögens beftehen 
folgende weſentlichere Vorſchriften: 

1. Daß die Großjährigen angehalten werden, ihre Gel— 
der aus der Waiſencaſſe alſobald zu nehmen, damit die Do— 
minien, Obrigkeiten und Magiſtrate nicht mit unnützer Haf— 
tung der Pupillen und Depoſitengelder beſchwert werden. 
Vid. Hofdecret vom 15. März 1806. 

2. Daß für die Trennung und Abſonderung der Capita— 
lien der großjährigen Waiſen von der Waiſen- und 
Depoſitencaſſe, wohin erſtere nicht mehr gehören, geſorget, 
und ſelbe insbeſondere verrechnet und verwaltet werden. Vid. 
Hofdecret vom 28. May 1818. 

3 Daß in dem Falle, als die großjährig gewordenen 
Waiſen ihr Pupillarvermögen nicht ſogleich zurückverlangen, 
oder aber dieſes zwar verlangen, aber die Abfertigung von 
Seite der Herrſchaft aus was immer für einem Grunde ver— 
zögert wird, der großjährig gewordene eben noch nicht als 
ein ftilfchweigender Darleiber feines Waifenvermögens an: 
gefehen werben könne, folglich ihm die den Waifengeldern 
gefeglich zufommenden Begünftigungen zu Statten fommen, 
und zwar in fo -lange, bis der Waife nicht nur effective die 
Großjährigfeit erreicht, fondern auch hierüber unter beyder= 
feitiger Einwilligung ein Vertrag errichtet, oder von dem 
Unterthan unter feiner Fertigung die freywillige Erflärung 
zu Protofoll gegeben wird, fein Waifencapital als Darleie 
hen bey der Herrfchaft liegen laffen zu wollen, in welch 
legterem Falle diefed Waifenvermögen feine vorige Eigen— 
haft ablegt, und in die Cathegorie eines Privatdarlehens 
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tritt, hiermit auch nur nach den Grundfäßen des Privat; 
rechte3 behandelt werden fann. Endlich 

4 daß ed die Pflicht der Herrſchaft ſey, die großjäh— 
rig gewordenen Pupillen vorzurufen, im Beyſeyn ihrer Gerz 
haben abzufhließen, und die Abquittirung, Abfertigung vors 
zunehmen, übrigens aber Abweſende — deren Aufent: 
halt unbefannt ift, edictaliter durd) die Zeitungen vorzurufen, 
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Um den wichtigen Zwed der Sicherfiellung des Wai: Waifen: 
fenvermögens defto ficherer zu erreichen, find Liquidatio: vermd- 


i en6=-kis 
nen erforderlich, 8 ihr 
Sn 262. . tion. 
Diefe Liquidationen können in allgemeine und be: Einthei: 
fondere untergetheilet werben. lung. 
$. 263. 


Eine allgemeine Liquidation ift diejenige, Altges 
weldhe überhaupt auf höhere, oder höchfte befondere An: meine 
ordnung vorgenommen wird. Liquibdas 

Eine Liquidation diefer Art ift z. B. diejenige, welche ||" 
mit Patent vom 10. September 1812, in Folge des wich- - 
tigen Finanzpatented vom 20. Februar 1811, hinfichtlich 
des Waifenvermögend vorgenommen, und worüber ein eis 
gener Unterricht ertheilet wurde. 

Die nähere Erörterung diefes gleichbefagten Patentes 
und Unterrichtes vom 10. September 1812, folgt im. Theile 
diefes Wertes bey der dort vorfommenden Erörterung ded 
FAinanzpatented vom 20. Februar 1811, mit welchen die auf 
das Waifenvermögen Bezug nehmende nachgefolgte Liqui— 
dation im Zufammenhange fleht. | 


$. 264. 
Die befonderen Fiquidationen find entweder Befons 
1. zufällige und fummarifche, oder dere Cis 
2. beabfihtigte und umffändlide in 
$. 265. 


Die zufälligenund fummarifchenkiquidationen Zufäls 
find diejenigen, welche von den Kreisämtern gelegenheitlich 119° 
ihrer Kreiöbereifungen — oder anderen hier und da eintre: 
tenden Gefchäftsreifen vorgenommen werden. 


15 
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— Diefe können daher nicht füglih in das Detail drins 
gen, und find daher gewöhnlich nur fummarifch vorzuneb: 
men. Uebrigend Fann aus einer folchen zufälligen Liquida— 
tion auch eine um ſtändliche hervorgehen, je nachdem fich 
bey der erfteren ſolche Gebrechen darftellen, daß eine nähere 
Unterfuhung , Liquidation , nöthig wird. 
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Beabfic Die beabfihtigte, umftändlidhe Liquidation 
tigte iſt diejenige, weiche eigens, und zwar aus dem Grunde, 
bey einer oder andern Obrigkeit vorgenommen wird, weil 
fi entweder ein gegründeter Verdacht einer übeln Gebah— 
tung mit dem Waifenvermögen darſtellt, oder aber weil 
mebrere Gläubiger bey einer Herrſchaft zufammentreffen, 
und zu vermuthen ift, daß die Waifencapitalien nicht die 

gefetlihe Sicherheit dafelbft haben. 
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Bor Im Allgemeinen find binfichtlich der zufälligen Li» 
fhriften quidationen die Kreisämter fhon dur Hofverordnungen 
bey zus vom 9. Juny 1785, 5. October 1786, 27. Auguft 1787, 
— —————— Uuguft 1788, 7. April 1803, 14. September 1805, 
a 20. Februar 1800, 10. September 1812 angewiefen, bey 
Ihren allgemeinen oder fpeciellen Kreisbereifungen auf die 
Verwaltung des Waifenvermögens aufmerkfam zu feyn, 
und die Dominien genau zu controliren. 

Das Hofdecret vom 20. Februar 1806 enthält hier— 
über insbefondere Folgendes: 

„In Hinficht auf die Sicherheit des MWaifenvermögens 
und der Kirchengelder ben allen Dominien, Ibrigfeiten 
und Magiftraten wird der Landedftelle in Folge einer neuer— 
lihen a. h. Entſchließung aufgetragen, fammtlichen Kreis- 
ämtern auf das Nahdrüdlichfie einzubinden, Daß fie auf die 
zwedmäßige Verwaltung und Sicherheit ded Pupillar» und 
Kirhenvermögens dur öftere unvermuthete Bifitationen 
und Fiquidationen, befonders bey der jährlichen Bereifung 
des Kreifes, wodurd allein Beamte in Sorge und Ordnung 
erhalten werden können, fehen, und durch gehörige Durch» 
gebung der Bücher ich hiervon überzeugen, die fi zeigenden 
Gebrechen auf der Stelle entweder abthun, oder die Anzeige 
an die Randesftellemahen, überhaupt aber darauf fehen fol= 
Ion, ob die Waiſenbücher vorfchriftmäßig geführt, die vor: 
gefhriebenen Einfchreibbücheln hinausgegeben, die Abfer- 
tigung der Pupillen vorgemerfet, und daß über die bey 
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Privaten haftenden Erbfchaften und Pupillargelder die 
Schuldbriefe mit Rüdfiht auf die Pragmatical » Sicherheit 
derfelben errichtet und ausgeftellet, die jährlichen Bormund: 
ſchafts-Rechnungen gelegt, und daß endli die Abhand» 
lungen auch nach den verftorbenen Pupillen unverzüglich zu 
Stande gebracht, dann die den binterbliebenen Pupillen 
neu angefallenen Erbfchaften in den Waiſenbüchern vorge: 
fhrieben werden. Wie denn auch den Dominien einzubin- 
den ift, daß fie für Alles zu haften haben, wann über lang 
oder kurz fich zeigen follte, daß durch ihre oder ihrer Beam: 
ten Vernachläſſigung den Pupillen etwas zu Schaden ge: 
gangen iſt.“ 

„Damit aber die Dominien, Obrigkeiten und Magi— 
frate nicht mit unnüßen Haftungen der Pupillens oder 
Depofitengelver befchweret bleiben, müffen vorzüglich die 
Sroßjährigen angehalten werden, ihre Gelder aus der Wai- 
fencaffe zu nehmen, die Deyofiten aber find nah Verlauf 
der gefegmäßigen Zeit durch die Zeitungen fund zu maden, 
und die darauf Anfpruchhabenden vorzufordern,, nach Ver: 
kauf diefer Zeit iſt, wenn fich niemand gemeldet hat, mit 
diefen Depofiten vorfchriftmäßig vorzugehen.“ 

»Nebſtdem find die Kreisämter insbejfondere anzus 
weißen, daß fienicht nur die bey den Kreisunterfuchungen bey 
einem oder anderen Dominium, Magittrate oder Obrigkeit 
in dem Pupillenweſen bemerften Gebrechen, fo weit folche 
zur alfogleichen freisämtlichen Behebung nicht geeignet wä— 
ren, gleich nach derfelben Entdedung zur Abhülfe dem Appels 
lationögerichte anzeigen, fo wie es ihnen in Gemäßheit des 
Hofderreteö vom 2. December 1791 obliegt, fondern auch, 
daß fie zu Ente jeden Jahres die Anzeige derjenigen Do— 
minien, bey welchen das Pupillar= und Depofitenwefen in 
guter Ordnung und Richtigkeit ohne Gebrechen befunden, 
oder die nothwendige Berbeflerung von dem Kreisamte ſo— 
gleich veranlaßt worden ift, eritatten follen.« 
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| Die allgemeine Borfchrift für beabfichtigte kiquis Bor: 
dationen begreift fehon im fich felbit die eigene Abord- Schriften 
nung eines Kreiscommiffärs an Ortund Stelle, dem d*» — b⸗ 
auch nach Umſtänden ein Rechnungsverſtändiger Aa .n 
beyzugeben kömmt. | quidatior 

Die Obliegenheiten des abgeordneten Kreiscommiſſärs nen. 
defteben hierbey wefentlich im Fuigenden: 
37 


Nortfe 
gung 
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1. Daß er vor Allem die vorhandenen Waifencaffe:, Paf: 
ſiv- und Activbücher durchſuche, und erhebe, ob folche nady 
dem Unterrichte vom 10. September 1812 liquidirt feyen, ob 
die Rechnungsreſte, die Intereflen, der allfällige Rabatt ors 
dentlich verrechnet, die VBormundfchaftsrehnungen gehörig 
gelegt, und cenfuriret find; 

2. daß er fodann die Bücher zur Gewinnung eines 
Zotalausmeifes abzufchließen habe; Ä 

3. daß er fich ‚die jeden einzelnen Waifen betreffent 
Berlaffenfchaftsabhandlung vorlegen laffe, und ſolche rück— 
ee ded Vermögens mitden Waifencaffe- Büchern ver: 
gleiche; | 

4. daß erfämmtliche Vormünder, in fo weit es nur thun— 
lich ift, vorrufe, ihre Waifen- Einfchreibbücel einfehe, 
und ſolche mit Rüdficht auf die Waifenbücer über das 
Waifenvermögen des Waifen überhaupt , oder über die ob- 
waltenden Anftände befrage, mit ihnen ein ordentliches 
ProtofoU aufnehme, und foldhes von ihnen fertigen laſſe; 

5. daß bierbey vorzüglich auf die Beweife der Bededung 
und Sicerftelung ſowohl des bey der Herrfchaft, als bey 
nn. anliegenden Waifenvermögens NRüdficht zu neh: 
men fey; 

6. daß über die hierdurch vorgefommenen Anftände die 
Herrfchaft, Obrigkeit zur Verantwortung gezogen, und zu 
Drotofol vernommen , endlich 

7. daß über den ganzen Stand des Waifenvermögens 
die Waifenbücher » Abichlüffe, Zabellen und Ausweiſe, fo 
wie das Protofoll von dem Herrfchaftöbefiger,, oder in Er— 
manglung defien, von dem Verwalter unterfertiget werde. 


$. 269. 

Nach diefer von dem Kreiscommiſſär gepflogenen Un 
terfuhung und gemachten Erhebungen, find 

1. die Elaborate von dem Kreiscommilfäre in einer 
ER zufammenzuftellen, und fodann dem Kreisamte vor- 
ulegen; | 
. 2. bad Kreisamt hat alfobald, als an dasfelbe ein fol: 
ches Fiquidationsoperat gelangt, wenn nicht fhon von dem 
Liquidationdscommiffär die erforderlihen Verfügungen ges 
troffen wurden, jene Verfügungen zu treffen, welche zur 
Befeitigung der Gefahr eines Berluftes dringend nothwen= 


* dig find, und 


3. ift in dem Falle, als fich bey diefer Liquidation ſol— 
che wefentlihe Gebrechen veroffenbaren, welche zu beheben 
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nicht in der Macht des Kreisamtes liegt, oder welche gar 
aus einer gefegwidrigen Amtshandlung hervorgehen, unge: 
fäumt die Anzeige dem Appellationsgerichte zu machen, und 
demfelben gemäß der Dofdecrete vom 2. December 1791 
und 14. September 1805 das Liquidationdoperat zur weis 
teren Amtshandlung vorzulegen. Es verfteht ſich, daß auch 
unter einem die Landesſtelle hiervon in die Kenntniß gefegt 
werden müſſe. 
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Hinfihtlih des in Folge einer folhen Unterfuchung 
eintretenden weiteren Verfahrens kömmt zu unterfcheiden: 

1. obesfih umeinde finitiveds@rfenntnißüber 
die Unordnungen und Gebrechen, welche indem Waifenvermös» 
gen bey irgend einem Patrimonialgerichte entdedt worden, 
und um eine Erfasverbindlichfeit handle, oder 

2. 0b lediglich eine augenblidliche Sicherftelung noth— 
wendig, und anzuordnen wäre. 
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Ad 1""”. beſtehen die Vorfchriften im Folgenden: 

a) Daß das Kreisamt verpflichtet fey, die entdedten 
Gebrechen gründlich zu erheben, und auf ihre Abſtellung 
ju dringen; 

b) daß es dem Kreisamte auch zuftehe, im erforberli- 
ben Falle ein angemeffenes Proviforium zu treffen, 
oder augenblidlihe Maßregeln zur Sicherſtellung des ge= 
fährdeten Waifenvermögend einzuleiten. 

c) daß jedoch das Kreisamt.zur Fällung eines definiti- 
ven Erfenntniffes tiber den Erfaß, welchen die Herrfchaft 
zu leiften hat, nicht berechtiget fen, noch hierüber im Be» 
rufungswege von Seite der politifchen Oberbehörden ent» 
fhieden werden könne, fondern ein foldy geartetes Erkennt» 
niß audfchließend dem Appellationsgerichte, ald der 
betreffenden Juſtizoberbehörde zuitehe, an welches auch die 
von dem Kreisamte aufgenommenen Unterfuhungsacten uns 
ter Miteheilung der allenfaus getroffenen proviforis 
(hen Verfügungen zur weiteren gefeslihen Amtshand- 
lung zu leiten find. Vid. Hofdecret vom 17. Februar 
1820. 


6. 272. 


Sobald das Appellationdgericht diefe Acten von dem 
Kreisamte erhalten und geprüft hat, fchreitet dasfelbe von 


a 


Fortſe— 
gung. 


Sm 
erfteren 
Falle. 


Fortſe— 
Kung. 


Sm 
zweyten 
Falle. 


Fortſe— 
kung. 
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Amtöwegen entweder baburd ein, daß felbes die land— 
täflihe Pränotirung der betreffenden Erfagpoften und Uns 
terfuhungs-Urkunden den&andredhten aufträgt, und un 
ter Einem der betreffenden Herrfchaft die Berichtigung, oder 
volltommene Sicherftellung des Erfaßes innerhalb eines bes 
flimmten Zermines unter Androhung der Sequeflrationgs 
verhängung auferlegt, oder auch nebeu der angeordneten 
Pränotirung zugleich die Sequeftration wirflid verhängt, 
und die dießfällige weitere Amtshandlung dem Kreisaınte 
aufträgt. 

Die Kammerprocuratur (Fiscalamt) hat ſonach für Die 
Rechtfertigung der Pränotirung, und wenn das Er: 
fenntniß hierüber erfolgt, und zu Rechtskräften erwachſen 
ift, auch für die landtäflihe Einverleibung zu 
forgen. 

* J. 273. 


Wenn es ſich aber nicht um ein definitives Erkennt— 
niß, um den von der Herrſchaft dem Pupillen zu leiſtenden 
Erſatz, ſondern um ledigliche Sicherſtellung handelt, ſo hat 
dad Kreisamt die Anzeige mit Anſchluß ſämmtlicher Liquida— 
tionsacten an die Landesregierung zu machen, und letztere 
der Kammerprocuratur (Fiscalamte) aufzutragen, ihr Amt 
zu handeln. 
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Die dießfällige Amtshandlung beſteht nun im Folgenden: 
a) Daß die landtäfliche Pranotirung eingeleitet, und 


nach Erwirfung derfelben die Vormerkungs-, Rechtferti— 


gungs= (Auftificirungsklage) wider die betreffende Herr— 


‚Schaft überreichet, nach hierüber erfloffenem Urtheile, oder 


nad) erhaltener landtafelmäßiger Erklärung des Herrfchafts: 
befißerd die erwirfte Vormerkung für gerechtfertiget zu er: 
kennen, oder nach getroffenen gerichtlichen- Vergleich diefes 
Urtheil, oder die Erklärung, oder der Vergleich landtäflich 
einverleibt, und 

b) in dem Kalle, ald nad) der auf diefe Art erwirften 
Sicherſtellung auf Zahlung oder Execution gedrungen wer— 
den wolle, eine ordentliche Klage auf Zahlung überreichet, 
und erſt nach hierüber erhaltenen richterlichen Erkenntniſ— 
fen um executive Sequeſträtion oder um erecutive Einverlei— 
bung des Urtheiles das Anlangen geſtellet werde. 
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Dritter Abfhnitt. 
Bon dem Depofitengefhäfte 


i §. 275. 


Unter dem Depofitum > jenes bare Geld, öf- Begriff 
fentliche Staatspapiere, Privat chuldſcheine u. dgl. ver⸗des Depo— 
ſtanden, welche der Es in Verwabruns übergeben tum“ 
werden. 
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Die Depofiten entſtehen nicht immer. aus dem Vers Unter: 
hältniffe der Minderjährigkeit, in welchem Falle die Abs fhied. 
bandlungsinftanz das diepfälige Vermögen des Pupillen 
in Verwahrung nehmen muß, fondern auch; aus der Wills 
führ der Partey, welche der Obrigkeit ein fahrendes Gut = 
freywillig zur, Aufbewahrung übergibt. Z. B. wenn daß 
Eigenthumsrecht eines fahrenden Gutes ftreitig wird, oder 
der Gläubiger von feinem Schuldner den Schuldbetrag nicht 
annehmen will, legterer aber zu feiner Bebedung dieſen 
Betrag bey der Obrigkeit hinterlegt. | 
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Die wiftenfhaftlihe Vorſchrift, welche hinfichtlich des Vorſchrif— 
Depoſitengeſchäftes befteht , iit dad Patent oder die allges ten- 
meine Inftruction für die Suftizftelle vom g. September 1785. 


(. 278. | 
Dieſes Gefchäft läßt fich in vier Bweige abtheilen; — 
dieſe ſind: 
I. Der Erlag. 


II. Die Aufbewahrung. 

III. Die Erfolglaffung. 

IV. Die Controle ober Daftung 

$. 279. 

I. Der Erlag. Erlag. 

Es beſtehen dießfalls folgende Vorſchriften: 

1. Daß in der Regel jeder Erlag mittelſt eines ſchrift— 
lichen Anbringens gemacht werden ſolle; 

2. daB jedoch auf dem flachen Lande der Erlag auch 
mündlich gemacht werden könne, in diefem Halle aber 
von ber Obrigkeit ein Protofoll aufzunehmen, in ſolchem 
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der Gegenſtand des Erlaged genau zu befchreiben, und das: 
felbe fowohl von der Obrigkeit, ald dem Deponenten zu 
unterfertigen , leßteren den Erlagfchein zu behändigen, den 
Erlag felbft in dem Depofiten:Tournale vorzumerfen, und 
der deponirte Betrag in die Depofitencaffe fogleih zu hin— 
terlegen ſey; 
3. daß ben einem fehriftlih zu machenden Erlag das 
 Einlagsanbringen in dem Einreihungsprotofolle desfelben 
Tages, an welchem der Erlag gemacht wird, fogleid vor» 
gemerket und durch den Secretär dahin decretiret werde, 
daß die Depofitencommiffäre das Erlegte in die Depofitens 
caffe übernommen haben, wornad fi die Depofitencoms 
mifläre mit dem Deponenten fogleich in den Ort der De- 
pofitencaffe zu begeben, dafelbft die Eigenfchaft ded Depo⸗ 
fitums in Augenfchein zu nehmen, und fi über die Rich— 
tigfeit dedfelben zu verfichern, die Barfchaft mit aller Vor⸗ 
fiht zu zäblen’, und den Geldfäden, oder, wo es fonft im» 
mer thunlich it, das Petfchaft der deponirenden Partey 
Aufdrüden zu laffen haben; 
4. daß nad hergeftellter Richtigkeit auf alle drey zus 
becretirte Anbringen der Erlagfchein audgefertiget werde, 
in welchem der‘eigentlihe Betrag und die Beſchaffenheit 
bed Depofitums genau auszudrücken, und zugleich das Fo— 
lium, in welches dad Depojitum in dem Protokolle der De— 
pofitencommiffion einkömmt, anzuzeigen , fämmtlihe Er— 
lagfcheine aber die Depofitencommiffäre zur Bewährung ins— 
gefammt zu unterfertigen haben; 

5. daß die Erlagfcheine den Parteven, und zwar in 
ben Fällen, wo für Minderjährige ein Erlag gemacht wird, 
dem Vormunde; bey einem Concurfe dem Goncurdmaffes 
vertreter zc. und fo auch bey Anlegung der Sperre von einem 
Amtsindividuum diefem Individuum zuzuftellen fommen ; 

6. daß fowohl auf die öffentlihen, als Privatfchulds 
verfchreibungen , wenn felbe gerichtlich hinterlegt werden, 
der Umſtand, daß fie Depofita geworden, anzumerken, 
dieſes Gertificat von den Depofitencommiffären zu unters 
fertigen, und dad Amtöfigill beyzubrüden fey; endlich 

7. daß insbefondere nah den Hofdecreten vom 6. No= 
vember 1783 und 29. October 1813 zur Befeitigung aller 
Bevortheilungen nebft Beyfügung des Amisſigills auf den 
dbeponirten Staatspapieren die Anmerkung gefetet werde. 
»Diefe Obligation ift bey dem M. N. Depofitenamte hinter: 
legt und folder das Amtöfigil beygedrudt worden.« 
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1I. Die Aufbewahrung. Aufbes 

Hierüber beftehen die Vorſchriften im Folgenden: wabhrung. 

1. daß jedem Rathögremium die eigene Beforgung ber 
an felbes gelangenden Depofiten, und demfelben aud die. 
Wahl der Leute, welchen die Depofiten anvertraut werden 
wollen , überlaffen bleibe; 

2. daß zur ficheren Aufbewahrung überhaupt ein wohl 
verwahrter, gegen das Einbrechen nad Möglichkeit geſicher— 
ter Drt im Gerichtshaufe zu beflimmen, und dahin eine 
nach dem Berhältniß der einlangenden Depofiten, binläng: 
lich geräumige Truhe zur Depofitencaffe zu verfhaffen, 
folhe an den Boden feſt anzufchrauben, und mit einem flat: 
fen, dem Erbrechen nicht leicht ausgeſetzten Schloffe in der 
Mitte nebft Arben an der Seite zu verfchiedenen ftarfen 
Anhängfchlöffern zu verfehen fey, auch die Eaffetruhe unter 
mehreren Schlüflfeln gehalten werden fünne; 

3. daß ſelbſt aud da, wo die Herrfhaftsbefig.r und 
Pächter diefe Caffe dort aufbewahren fönnen, wo fie hin— 
länglihe Sicherheit zu finden glauben, diefe Freyheit nicht 
auf offenbar untauglihe und unfichere Drte fich ausdehne, 
fondern es doch auch dem Ermeſſen, ded dad Depofiten- 
weien controlirenden und vifitirenden Kreisamtes überlaf- 
fen bleibe, die Sicherheit mit Rückſicht auf den Ort der 
Aufbewahrung zu beurtheilen, zu bemeflen, und nöthigen 
Balls die dießfalls erforderlihen Verfügungen zu treffen. 
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Mit dem Gefhäfte der Aufbewahrung kann nun Verwal 
auch die Verwaltung des Depofitenvermögend verbun-kung. 
den werden, die auch den Dominien in ber Regel obliegt. Hier: 
bey kömmt vorzüglic die Behebung der Intereffen der de— 
yonirten öffentlichen Fondspapiere zu berüdfichtigen, wor: 
über die Hofdecrete vom 17. Auguft und 17. November 1810 
befondere Borfchriften enthalten. 
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Die dießfälligen Vorſchriften beftehen nun darin: Interefs 

1. Daß vom September 1810 angefangen feinem Des febehe: 
He DObligationsintereffen ausbezahlt werden, wenn buns. 
richt 

a. die Obligation auf den Nahmen des Depofitenam 
tes lautet, oder | 


Erfolg: 
laffung. 


Art ber 


Erfolg: 
taffung. 
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b. wenn fie nicht in den von der betreffenden Ge: 
richtöbehörde verfaßten Gonfignationen über jene Obligas 
tionen , deren Sntereffenbehebung dem in der Gonfignation 
genannten Depofitenamte zufteht, enthalten ift; oder 

c. wenn für den Fall, daß fie in diefen Confignatios 
nen, benen alfogleihe Vormerkung in dem Greditsbuche 
der BancosHauptcaffe zur ftrengften Pflicht gemacht wird, 
nicht enthalten ift, dad Depofitenamt nicht die legitimirende 
Berordnung der betreffenden Gerichtsbehörde beybringt, 
oder endlich 

d. dad Depofitenamt fhon im Greditöbuche vermöge 
einer früher fchon beygebradhten Kegitimationd-Verordnung 
der Gerichtsbehörde, ald zur Erhebung der betreffenden In— 
tereffen vorgemerkt ift; 

2. daB nach dem Hofdecrete vom 25. Jänner 1311 
die Anzeigen und Ausweife der Depofitenämter. über die 
von ihnen zu erbebenden und zu quittirenden Intereffen öfs 
fentliher oder ftändifcher Obligationen, unmittelbar an bie 
betreffende öffentliche Caſſe zu überfenden feyen. 
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III. Die Erfolglaffung. 

In Betreff der Erfolglaffung der Depofiten, tritt 
abermahl eine dreyfache Abtheilung ein; nähmlich: 

1. die Art der Erfolglaſſung; 

2. das Zählgeld, und 

3. die caduken Depoſiten. 
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Auf 1. Nähmlich hinſichtlich der Art der Erfolglaſ— 
fung beſtehen die Vorſchrifken im Folgenden: 

a. Daß in dem Falle, als die Erfolglaffung eined ges 
richtlihen Depofitums gefhehen folle, das gehörig inftruirte 
Erfolglaffungsgefuh bey dem Einreihungsprotofolle übers 
geben, wie die übrigen Erhibiten behandelt, und die an— 
gefuchte Erfolglaffung in die erforderliche Berathung ge: 
nommen werde; 

b. daß in dem hierauf zu ertheilenden Befcheide der 
Betrag und die Befchaffenheit des Depofitumd wohl aus: 
zudrüden, auch gegen weſſen Quittung die Erfolglajfung 
gefchehen könne, deutlich zu beflimmen fen; 

c. daß jeder Befcheid über eine bewilligte Erfolglaffung 
nicht bloß von dem Secretär zu unterfertigen, fondern auch 
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von dem Präſidium: »Geſehen“ eigenhändig beyzufegen, 
und dad Amtöfigill aufzubrüden komme ; 

d. daß fodann diefes erledigte Anbringen der Partey 
aus;uhändigen fen, damit fich diefe der Erfolglaffung we— 
gen bey dem Depofitencommillär an dem in dem Beſcheide 
auszudrüdenden Orte, Tag und Stunde anmelden könne; 

e. dab binfihtlih der im Militärdienfte ſtehenden 

Sndividuen der vom Feldwebel abmärts dienenden Manns 
fhaft, fie möge nun im wirklichen Dienfte oder in Beur— 
laubung fteben, ohne fohriftlihen Gonfens ihres Regiments» 
oder Corpscommando von dem ihr, vor Antretung bes 
Militärdienftes fonit zugefommene Vermögen weder das 
ganze, noch ein Theil ausgezahlet werden dürfe, widrigens, 
wenn die Defertion ded Mannes , dem die Auszahlung ges 
ſchehen iſt, erfolgt wäre, . derjenige, der ohne ſolchem 
Conſens die Zahlung geleiftet hat, dem Aerarium den. ausbes 
zahlten Betrag jedoch nie weiter, als bis zu einer Summe 
von 30 fl. mehrmahl zu bezahlen habe; daß fich übrigens der 
Berbotb nur auf die Auszahlung des Gapitales, und aber 
auch auf diefes nicht zu erftreden habe, wenn fie ein von 
dem Soldaten während des Militärdienited felbit er: 
worbenes Bermögen betreffen würde; 
. daß fih die Partey, welche die Erfolglaffung vers 
langt, mit Einlegung des Driginalbefcheides zu legitimiren ' 
habe, worauf gegen eine Original: Quittung deöjenigen , 
an welchen die Erfolglaffung bewilliget wurde, das in dem 
Beſcheide ausgedrudte Depofitum fogleich zu erfolgen, und 
die Quittung bey dem Protofolle in einem biezu beftimm: 
ten verfchloffenen Kaften aufzubewahren fey; 

g. daß aufdem Lande, wenn um die Erfolglaf- 
fung eines Depoſitums angelangt wird, alles das, was 
bisher entwidelt wurde, zu beobachten ſey, nur mit dem 
Unterfchiede , baß hierüber, fo wie das Verfahren bey dem 
Erlage Statt fand, auch bey der Erfolglaffung ein Protos 
koll ———— und allerſeits gefertiget werden müſſe; 
endli 

h. daß bey Erfolglaffung der Obligation die hierauf ges 
machte Anmerkung wieder dadurch gelöfchet werde, daß 
näbmlich unter Beyfügung und Fertigung der Depofiten= 
Commiſſäre nach dem Hofdecrete vom 29. October 1813 die 
Worte oder der Zuſatz beyzuſetzen koömmen: »Diefe Obligation 
iſt dem NM. N. von dem. N. Depofitenamte erfolgt wors 
den.“ Wenn diefe Geflion oder Indorfirung erfolgt ift, ſteht 
in Folge Hofdecretes vom 6. November 1783 demjenigen, 


Das 


3ählgeld. . 


Caduke 
Depoſi— 
ten. 
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der folhe aus dem Depofitenamte erhalten hat, frey , um 
die Umfchreibung bey der betreffenden Behörde anzulangen. 


J. 285. 


Auf 2. Nähmlich das 3 ählgeld betreffend. 

Das Zählgeld ift derjenige Theilbetrag, welder 
von dem depofitirten Vermögen bey defien Erfolglaffung 
der Obrigkeit, Herrfchaft, dem Gerichte, von welchem die: 
fe8 Vermögen in Aufbewahrung genommen wurde, als 
Entgeld für die Pflicht der Haftung für dad Depofitum, 
und für die Obforge der Verwahrung gefeglich beftimmt if. 
Vid. Hofdecret vom 19. September 1783. 

Hierüber ift jedoch, da das Zählgeld unter die gericht» 
Iihen Zaren gehört, bey Erörterung des Patentes in Streit: 
fahhen vom 1. November 1781, und des adelichen Richter: 
amtes vom 13. September 1787. da8 Nähere audeinander 
gefegt , weßhalb fich lediglich hierauf bezogen wird. 


$. 286. 


Auf 3. Caduke Depofiten. 

Unter einem cadufen Depofitum wird ein jeded 
bey dem Gerichte hinterlegte Vermögen verftanden, deſſen 
Eigenthümer oder Erben nicht aufgefunden werden. 

Hinſichtlich dieſer Depofiten beitehen folgende Bor: 
fchriften : 

a. daß alle Magiftrate und Obrigfeiten, bey denen fich 
Depofiten befinden, zu melden ſich feit 32 Jahren Fein 
Eigenthiimer vorgefunden hat, foldhe mögen nun von bier: 
ortigen Verlaffenfihaften, oder gerichtlichen Erlagen ber: 
rühren, verpflichtet feyen, die @dictaleinberufung der Eigen- 
thümer mit Feftfegung einer Frift von einem Jahre, ſechs 
Wochen und drey Tagen zur Darthuung ihrer Anfprüde 
einzuleiten ; 

b. daß in dem Falle, als fih Jemand innerhalb dieſer 
anberaumten Edictalfriſt mit Anſprüchen auf ein Depoſi⸗ 
tum meldet, die vorfordernde Obrigkeit verpflichtet ſey, 
die Legitimationsurkunden der k. k. Kammerprocuratur mitz 
zutheiſen, welche dieſelben mit ihrem Gutachten über die 
Rechtsbeſtändigkeit der Forderung begleitet, der Obrigkeit 
zurückſtellen wird; 

c. daß von der Obrigkeit ſodann die Entſcheidung ex 
officio nobili unter Vorbehalt des Recurſes zu fällen, und 
ſolche der kak. Kammerprocuratur bekannt zu machen wäre, 
damit dieſe zur Aufrechthaltung der landesfürſtlichen Rega— 
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lien berufene Behörde das dem Cameral⸗Aerarium vorbehal- 
tene Recht der Einziehung erblofer, oder berrenlofer Güter 
geltend zu machen im Stande fey; 

d. daß auch in dem Falle, wenn ſich innerhalb der 
Evdictalfrift Niemand meldet, und die Obrigkeit felbft aus 
was immer für einem Grunde dad Heimfalldrecht nicht in 
Anfprud nimmt, von legteren ebenfalls die Anzeige an bie 
f. f. Kammerprocuratur zu maden fey; 

e. daß in dem Falle, als die Obrigkeit ein der Einzie- 
bung an das Gameral-Aerarium unterliegendes Vermögen \ 
verfchweigen follte, felbe den dritten Theil des verfchwiege: 
nen Bermögens als Strafe zu erlegen, und diefer Betrag 
dem allfälligen Anzeiger zuzufommen habe. 


6. 237. 


Bon diefer allgemeinen Anordnung find jedoch folgende Ausnabe 
Falle ausgenommen: men biete 

a. Wenn nah dem 17. Hauptftüde des Strafgefegbu: ’°" 
des um ein entfremdeted und befchriebened Gut binnen 
Jahresfriſt fih Niemand meldet, folches durch öffentliche 
Verfteigerung verkauft wird. — In diefem Falle kömmt der 
erlöfte Betrag dem betreffenden Griminalgerichte zu übers 
geben, und, wenn fich binnen der gefegmäßigen Verjäh— 
rungdzeit der rechtmäßige Eigenthümer hierüber nicht mel— 
det, oder aber fein Eigenthumsrecht nicht ausweift, der 
Caffe, aus welder insgemein die Griminalfoften beftritten 
werden, zuzuwenden; 

b. wenn bey Erbpacht⸗ und Erbzinsgütern der Nußungdr 
eigentbümer feinen rechtmäßigen Nachfolger binterläßt, und 
dad Obereigenihum mit dem Nußungdeigenthum fich verei= 
nigt. Vid. bürgerliche Geſetzbuch IT. Theil, 25 Haupt: 
ſtück, $. 1149, und Patent vom 20. December 1790. 

. © Wenn Jemand für diefen Fall ein befondereö Pris 
silegium produciren könnte, z. B. wenn ein Dominium 
durch ein landesfürftliches Privilegium darthun könnte, daß 
felbem alle Gaducitäten von ihren Unterthanen ohne Aus— 
nahme zufallen follen; endlich 
‚ .. d. wenn den Schuldnern Gerechtſame aus dem Rechts— 
inflitute der Verjährung zu Statten kommen. 


§. 288. 


IV. Die Gontrole und Haftung. ‚ Gontrote 
In Bezug auf die Gontrole und Haftung beftchen tie an Bf. 
wefentiihen Vorfchriften im Folgenden: 3- 
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1. Daß über das ſämmtliche Depofitenwefen ein ge 
naues Protokoll zu führen , in diefes jedes Mahl das Da: 
tum der gefhehenen Depofitirung , der Nahmen des Depo: 
nenten, die Urfache des Erfages, und wem daS Depofitum 
eigentlich gehöre, der Betrag und die Beichaffenheit des 
Depofitumd, dad Datum. der wegen der Zurüdjtelung er: 
gangenen Verordnung, und die mündlich gefchehene Verab— 
folgung einzutragen, und diefed Protokoll von dem hierzu 
beflimmten Individuum eigenhändig zu führen, und Poft 
für Poft von den Depofitencommiflären nah der ordentiis 
— Vidirung und befundenen Richtigkeit zu unterfertigen 
ey; 

'4. daß auch in dem Rathsprotokolle mit wenigen Wors 
ten der Nahme degjenigen, der das Depofitum überbracht 
bat, und die damit gefchehene Benehmung einzutragen fev; 

3. daß bey der Rathsverſammlung felbft von einem eis 
gen hierzu ernannten Rath ein Regifter über alle vorkom— 
menden Depofiten zu führen fey, welches zugkbeich dem 
Depofitenprotofolle zu einiger Gontrole dienen kann; 

- 4. daßin diefem Gontrolirungd-Protofolle die gefchebene 
Erfolglaſſung, da8 Datum der dießfalld ergangenen Ber: 
ordnung, der Tag, die Perfon, an welcde eigentlich die 
Erfolglaffung geſchehen, mit Berufung auf die erbaltene 
Quittung anzuzeigen ; und jede dießfalld gefchehene Ein: 
tragung von den ernannten Commiſſären felbft, mittelft ih— 
rer Fertigung, zu befräftigen fey; 

5. daß am Ende jeden Jahres die Commiffäre dem Bor: 
figer der Stelle ein VBerzeichniß der im Jahre eingefommenen 
Depofiten und Erfolglafjungen fammt den vom verfloflenen 
Sahre geichehenen Ubertrage einzuhändigen, und von jeder 
Gerichtöftelle einem verläßlichen Manne aufzutragen fen, dies 
ſes Verzeichniß mit dem Rathsprotofolle und dem Regifter zu 
vergleichen, und wenn fich dießfalls eine Srfung ergeben jollte, 
zu deren Aufflärung ſogleich das Erforderliche zu veranftalten; 

6. daß dad Präfivium des Gerichted bey befundener 
Nichtigkeit einen Tag zu bejtimmen, und mit Zuziehung des 
Vicepräfidenten den wirflihen Stand der Depofitencafle 
zu fcontriren, und ob alles, was nad) den überreichten Pro: 
tofolisertract als noch vorhanden erfcheint, auch wirklich 
vorhanden fen, zu erheben habe; 

7. dab außerdem dem Vorſteher des Gerichtes noch 
insbefondere obliege, während des Jahres nah Gutbefund 
den Devofitenftand unvermuthet zu unterfuhen, um bey 
einer jih nur im mindeften zeigenden Gefahr ohne Zeit: 
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verluft die zwedmäßigen Vorkehrungen treffen zu können. 
Endlich 

8. daß alle die hier angezeigten Beſtimmungen eigent- 
ih nur für Landrechte und organifirte Magiftrate erlaflen 
feven , übrigens aber die Dominien auf dem Lande, diefe 
Vorſchriften, fo viel es thunlich ift, auch auf ihre Amtss 
handlung anwendbar machen follen. 


$. 289. 


Nach dem Patente vom 9. September 1785 liegt die Solidar: 
Haftung bey den organifirten Magiftraten diefer Stelle in Haftung. 
Solidum , ben den Dominien aber der Herrſchaft ob. 

Endlich find die Kreisämter im Allgemeinen verpflichs 
tet, und indsbefondere durch die ‚Hofdecrete vom 11. July 

1785 und 15. März 1800; angewiefen, bey ihren Kreisbe— 
teifungen aud auf die Nichtigkeit bed Depofitenwefens ihre 
Aufmerffamfeit zu richten, und die vorgefundenen Gebres 
den, wenn ſolche nicht fogleich abgeftellet. werben fönnen, 
der vorgefeßten Behörde anzuzeigen. 





Bierter Abfhnitt. 


Bonden Taxen. 


$- 290. 
Mit dem Rechte der Ausübung der Gerichtöbarkeit ine a. 
Streitfahen fowohl, als im adelihen Nichteramte, find Uns 
föften verbunden, von welchen den Zurisdicenten-Obrigfeis 
ten, von der höchſten Staatsverwaltung billigerweife bins 
Ähtlich der dabey eintretenden Amtöhandlungen auch vers 
hältnißmäßige Bezüge als Entſchädigung zugewiefen find, 


$. 291. 

Die vorzüglihen Vorfchriften über deren Bezug be Bor: 
ruben f[hriften 

A. auf die allgemeine Taxordnung für Ausübung dierüber. 
des Richteramtes in Streitfadhen, und 

B. auf allgemeine Zarordnung für Ausübung des 
adelihen Rihteramtes. 

Erftere wurde mit Patent vom 1 November 1781; ‚ 
letere mit Patent vom 13. September 1757, fundgemadht. 
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J. 292- 

Vorläus Vor der Zergliederung diefer beyden Patente fommen 

fige Bes folgende Bemerkungen vorauszuſchicken: 

— a⸗ 1. Daß nicht bloß die landesfürſtlichen Gerichte, ſon— 

SEM dern auch die magiſtratlichen und Dominical-Ortsgerichte, da 

das Bezugsrecht der Taxen ſowohl in Streitſachen, als in 
adelichen Richteramtsgeſchäften aus dem Rechte der Aus— 
übung der Gerichtsbarkeit fließt, die in dieſen beyden Tax— 
ordnungen angezeigten Taxgebühren zu beziehen, und ſolche 
daher, fo wie die erſteren in die landesfürſtliche Caſſe ein» 
fließen, ad aerarium civicum, oder in ihre Rentcaſſe ein— 
zufließen haben ; 

2. daß daher bey Vormerfungen und Nachficht diefer 
Zaren in Fällen, wo die Partey ihre Unvermögenpeit glaub» 
würdig durch pfarrliche und obrigfeitliche Beftätigung aus— 
weifet, zu unterfcheiden fey, ob diefe Taren in die Staats— 
caffen als Gameraltaren,, oder in die Rentcaffe der Domis 
nical= Ortöobrigfeit einzufließen habe; 

3. daß hiermit im erfteren Falle fiber derley, in öffent 
lihe Fonds einzufließende Karen von den Parteyen bey der 
vorgefesten Landesfteleum Bormerfung und auch nah 
Beichaffenheit der Umſtände um Nahficht eingefhhritten 
werden müfle. Vid. Hofdecret vom 7. July 1796, und 

4. daß im zweyten Falle den Gerichtöbehörden, Die 
ihren eigenen Zarfond haben, wo alfo die Targebühren in 
die Renten derObrigfeit einfließen, unbenommen fey, über 
ne den Parteyen überreichte Geſuche zu entjheiden, 
endli 

5. daß es der Landesſtelle obliege, auch bey ſolchen Ge— 
richtsbehörden auf die Verwaltung des Taxfondes genaue 
Aufmerkſamkeit zu wenden. 

Letzteres kann übrigens bey denen für ſich beſtehenden 
Ortsgerichten in der Hauptſache nur in ſo ferne anwendbar 
ſeyn, daß nicht durch eine unrichtige Gebahrung den Par— 
teven, Unterthanen eine größere Laſt, als die Taxordnun— 
gen zugeſtehen, auferleget werde. 


§. 293. 
A. Allgemeine Taxordnung in Streitſachen. 


Tarord⸗ Früher als die Taxordnung in Geſchäften des adelichen 
nung-in Richteramtes erfchien mit Patent vom 1. November 1781, 
— J für die Geſchäfte des Richteramtes in Streitſachen eine 

"neue allgemeine Zarordnung‘, durch welche alle bisherige 
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« Larordnungen, Geſetze und Gewohnheiten aufgehoben, und 

nun die gegenwärtige Taxordnung als die einzig geſetzlich 
geltende Vorſchrift feſtgeſetzet wurde. 


F. 294. 


Der $. 1. enthält die Anordnung, daß mit 1. May Inpatt 
1782 angefangen, alle Gerichtötaren in Streitſachen dieſer Tax— 
nur nad der durd dieſes Patent bekannt gemachten Tax-ordnung. 
ordnung abgenommen werden dürfen. 


S. 205. 

Der $. 2. enthält die Unordnung, daß Jedermann Fortfe 
obne Rückſicht des Standes diefer —— unterliege, Gans 
und jene Partey, über deren Anſuchen eine gericht: 
lihe Amtshandlung vorgenommen wird, die are zu ent« 
tihten habe, daß hiervon nur jene Parteven ausgenom— 
men feven, welche außer ihren unentbehrlichen Lebensbe— 
dürfniffen nichts befißen. 

$. 296. / 

Der $. 3. enthält die Anordnung, daß diefe Taxe (wie Fortfe 
fhon bemerfet wurde, jene Partey bezahlen müffe, überde: Kung. 
ren Anſuchen die richterliche Amtshandlung erfolgt ift, mit 
Ausnahme der Sprotulirungs:, dann der Urtheilss 
tare, welche von beyden Theilen zugleich Zu entrichten 
kömmt. 

Bemerkung. In wie fern hinſichtlich der Urtheils— 
tare eine andere geſetzliche Beftimmung eintritt, wird weis 
ter unten bemerket werden. 


$. 297. 


Der $. 4. enthält die Anordnung, daß die Zaren der Kortfe- 
er ſten Glafle für die in der Haupıfladt jeder Provinz bes Lung- 
findlihen Gerichtsbehörden beftimmt, übrigens für die in 
einer Hauptftadt befindlichen Grundobrigfeiten, denen auch 
innerhalb diefer Hauptftadt die Ausübung der Gerichtöbars 
= bisher gebührte, nur die Zaren der vierten Glaffe zu: 
ommen. 


5. 298. 


Der $. 5. enthält die Anordnung, daß die Zaren der Kortfes 
zweyten Elaffe von den Magiftraten der injedem Lande Hung. 
beftehenden großen Städte abzunehmen feyen. 
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| $. 299. 
Fort ſe— Der $. 6. enthält die Anordnung, daß die Taxen der 


Kung dritten Glaffe von den minderen, jedoch nicht ganz gerin- 
gen Städten abzunehmen feyen. 


$. 300. 


Fortfe Der $. 7. enthält die Anordnung, daß die Zaren der 
gung. vierten Claſſe bey den Gerichten der geringften Städte, 
Märfte und Dörfer abzunehmen feyen. 

Bemerkung. Hieraus folgt, daß auch in diefer Lars 
ordnung vier Glaffen befteben, bey denen jedoch nicht wie. 
in der adelichen Richteramts Taxordnung das Vermögen, 
fondern die Eigenfhaft des Ortes, wo der Streit 
verhandelt wird, zum Grunde gelegt iſt. Aber auch hier fin: 
den wieder neun Rubriken der rihterlichen Amtshand⸗ 
lungen Statt, welche mit Bezug auf die Claffe den Ma: 
ftab zur Bemeflung der Tare geben. 


$. 301. 


Fortſe⸗ Der $. 8. enthält die Anordnung, daß jene, welche 
Kung durch ein obrigkeitliches Zeugniß ihre gänzliche mittellofigs 
‚keit darzuthun im Stande find, von der Entrichtung der 

Taren enthoben, diefe aber in dem Falle, als eine folde 

arme Partey mit einer vermöglichen Parten ftreiten folte, 

zu dem Ende vorzumerfen wäre, damit, wenn der Ber 

mögliche in den Erfaß der Gerichtsunkoſten verurtheitetwird, 

‚ vom legteren die Zaren eingebracht werden können. 


(. 302. 


Fortſe— Der $. 9. enthält die Anordnung, daß ber Richter auf 

sung. jedes einzelne Stück, fo der Tare unterliegt , dieſe anmers 
fen, die Darten aber folche ebeitend dem Richter, oder der 
von ihm aufgefteliten obrigfeitlihen Gericht&perion zu ent: 
richten babe, widrigens die Partey dem Richter für bie 
nicht eingegangene Taxe, ungeachtet der an einen Dritten 
geichebenen Entrichtung zu haften, und hiermit die Taxe 
wieder zu entrichten haben würde: 


$. 303. 
Kortfe Der $. 10. enthält die Anorbnung , daß wegen un 
gung. terlaſſener Berichtigung der Taxe mit Feiner richterlichen 
Amtöhandlung eingehalten, fondern die Taxe einftweilen vors 


gemerkt, und die Ausftände,mit Ende eines jeden Monathed 
eingetrieben werden follen. | 
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$. 304. 


Der$.11. enthält die Anordnung, daß der unterfertigte 
Rechtöfreund für die Taxe feiner Partey zu haften habe, übri- 
gend aber berechtiget fen, zu feiner Sicherftelung von die: 
fer einen angemeſſenen Vorſchuß zu verlangen. 


$. 305. 


Der $. 12. enthält die Anordnung, daß der Richter den 
faumigen Rechtsfreund, oder wo deren feiner eingefchritten 
ift, die Partey felbft nach Verlauf des Monathes durch den 
Gerichtödiener, von der , binnen den nächſten acht Tagen zu 
berichtigenden Taxe erinnern lafle, und wenn diefe Grinnes 
rang fruchtlos verftreiht, den Ausftand durch den fchleunig« 
ſten Weg der Erecution nah Vorfchrift des $.307 der allge- 
meinen Gerichtsordnung eintreibe. 

Bemerfung. Wenn die Erecution auf Habfchaften 
vorgenommen wird, fo verfteht es fich von felbft, daß bier: 
unter das einer Partey zuftändige, zum Betriebe ded Gewer— 
bed nothmendige Werkzeug, und die Theile des fundi in- 
structi nicht begriffen feyen. 


$. 306. 


Der $. 13. enthält die Anordnung, daß von den Kunft: 
verfländigen, denen durch diefe Anordnung eine gewiffe Taxe 
nicht beftimmt ift, für den Fall, als fich die Partey mit fel: 
ben nicht gütlich einverflände, die Belohnung von dem Rich: 
ter nach Vernehmung des einen und des anderen Theiles 
beftimmt , und bierbey auf die Befchaffenheit ihrer Kunft 
und Stand Rüdficht genommen werden folle. 


$. 307. 


Der $. 14. enthält endlich die Anordnung, daß es den 
Schiedsrichtern zwar frey flebe, fich wegen ihrer Belohnung 
mit den Parteyen einzuverftehen, daß jedoch in dem Falle, 
ald unter ihnen hierüber ein Einverftändniß nicht zu Stande 
kömmt, die Zaren nur nach diefer Ordnung genommen wer: 
den follen. 

Nun folgt die allgemeine Taxordnung, welche, wie fchon 
beinerfet wurde, neun Rubriken der richterlichen Amtshand— 
lungen enthält, nach welchen mit Hinficht auf die Glaffe die 
Zaren im Nachfolgenden zu bemefjen fommen. 

ı6 * 


Fortfe 
dung. 


Kortfe 
bung. 


Nortfes 
gung. 


Fortfe 
gung. 


I. 
Rubrik 


II. 
Rubrik. 
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$ 308, 

I. Rubrik. 
I. Glaffe. | II. Glaffe. | III. Glaffe. | IV. Claſſe. 
fl. fr | fl. : ie. fl. kr. | fl. Er. 
— | — — 3 | — 


In dieſe Rubrik gehören: 

a) Jeder Beſcheid, ſo von dem Richter über ein einge— 
reichtes Anbringen entweder in dem Zuge des ordentlichen 
Verfahrens, oder in der Executionsführung ertheilet wird, 
und nicht ausdrücklich mittelſt gegenwärtiger Ordnung in eine 
andere Rubrik geſetzet iſt. 

Bemerkung. So iſt z. B. die Bewilligung einer 
Executionsführung wohl auch als Beſcheid anzuſehen, die— 
fer Beſcheid wird jedoch nach der II. Rubrik tariret. 

b) Jede Anſchlagung eines Edictes. 

c) Jede Zufteliung einer gerichtlichen Verordnung. Wenn 
jedody) die Zuftellung in einem Drte zu geſchehen bat, der 
von dem Gerichtöorte eine Meile, oder mehrere entfernt ift, 
follen dem Gerichtödiener für jede Meile 15 Er. gereichet, und 
in die Berechnung der Meilen auf dem Rückweg eingeredy= 
net werben. 


$- 309. 
II. Rubrik. 
— ———— — — ——— —— — — 
I. Claſſe. II. Claſſe. | III. Claſſe. IV. Glaffe- 


— — — — 
# 


.® | rk “ee IE kr. 
= —— —— 


ierher gehört: 
8 Die Aufnahme einer mündlichen Klage in dad Pro— 
tofol $. 18 der allgemeinen Gerichtöorbnung. 
b) Die Berwilligung des Arrefted. $. 276. 
€) Die Verwilligung eined Verbothes auf fahrende Gü- 
ter. F. 254. 
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d) Jede WVermwilligung einer gerichtlihen Erecutions- 
führung. $$. 302, 304, 305, 307, 309, 310, 312, 314, 
320, 321, 322. 

e) Zeder Befcheid, mittelft deffen eine Tagſatzung er: 
firedet wird. $. 32. . 


$. 310. 
III. Rubrik. 


BE —— U U „ne — — 
1 Claſſe. | I. Glaffe. | III Gtaffe. | IV. Glaffe. - 

















Hierher gehört: 

a) Jede Ausfertigung des Edicted. $$- 73, 326, 360, 
391, jedoch ohne Rüdficht, ob folches in mehreren Orten ans 
zuſchlagen fey. 

b) Zedes Erſuch-, oder Remißfchreiben, fo an einen 
anderen Richter, vder an eine Obrigkeit ergeht, wegen Vers 
nehbmung eines Zeugen. $. 150 Beförderung der Zeugenvers 
böre. $. 159. Bufendung des Weifungsprotofolles. $. 158. 
Ausführung einer bewilligten Erecution. 99. 302, 304, 312, 

315, 320, 321, 322, .: 

c) Zeder Befehl, fo an einen Gerichtdabgeordneten, 
Gerichteviener, Kunftverlländigen, Verwalter ded Vermö— 
gend, Vertreter der Maſſe, Sequeiter in einer bloßen Pars 
teniache ergeht. ‚ 

Bemerkung. Uebrigens ift hier nur die Mede von 
Erteilung ſchriftlicher Befehle ıc., ed können alfo all« 
fällige, mündliche an den Gerichtöpdiener zc. erlaffene Aufträge 
nicht für eine tarbare richterlihe Amtshandlung angefehen 
werden. 

d) Jede von dem Gerichtödiener vorgenommene Exe— 
tutionshandlung. $$. 305, 307, 314, 341. 

e) Jede gerichtliche Vidimirung einer Abfchrift von einer 
Urkunde u . 

Bemerkung. Diefe Taxe ift nur für die Vornahme 
der Vidimirung zu verftehen, und hierunter die Gebühr für 
die Abfchrife nicht verftanden. 


UI, 
Rubrik. 


IV, 
Rubrik, 


6. 311. 
IV. Rubrik. 


I. Glaffe. | II. Glaffe. | III Gfaffe. 





IV. Glaffe. 








Hierher gehören: 
a) Alle Urtheile über folgende Angelegenheiten: 
„Ueber Rechtfertigung des Ausbleibens bey einer Zagr 
faßung.« $. 33. 
„Ueber Ertheilung einer die gefegmäßige überfteigende 
Frift zur Erftattung einer Satzſchrift.“ $$. 38, 45, 51- 
” „Ueber die Einwendung, daß dem Richter die Gericht: 
barfeit nicht gebühre.“ $. 40. 
»Ueber die Erftattung der in der Replik oder Duplif 
bengebrachten Neuerungen.* $$. 48, 54. 
„Ueber die Frage, ob die Vertretung Statt habe.“ $. 00. 
„Ueber die Auflage ded ewigen Stillfhweigens bey einer 
Aufforderungsflage.« $. 71. 
„Ueber die Richtigkeit der Forderung eines fih bey dem 
Concurfe meldenden Gläubigers.« $. 81. 
»Ueber die Beitellung eined gemeinfchaftlichen Rechts— 
freunded.« $ 86. 
„Ueber eine Vorrechtöflage.« $. 87. 
»Ueber die Beftellung oder Beftätigung eined Verwals 
terö der Mafle oder Ausfchufles der Gläubiger.« $. 91. 
»Ueber die wegen Bertheilung der Concurdmafle ange: 
brachte Einwendungen.« $. 69 
„Weber die Beftimmung der Frift zur Erledigung einer 
Rechnung.« $. 100. 
»Ueber die gerichtliche Einficht einer Urfunde.« $. 126. 
»Ueber die Frage, ob eine bedenflihe Urkunde bey Ge— 
rihtöhanten aufzubewahren fey.« $. 128. 
»Ueber die Erneuerung einer Urkunde.« $. 152. 
»Ueber ein Urtheil, fo auf Befchwörung der Zeugniſſe 
ausfällt.« 6. 180. 
»Ueber die Veranlaſſung eined Beweifed durch Kunſtver— 
ftändige.« $. 187. 
»Ueber die ftreitige Legung einer Urkunde.« F. 245. 
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„Weber die Sicherſtellung, Bedeckung oder andere ge: 
rihtliche Vorkehrungen bis zu erfolgendem Appellationsur: 
theile.« $. 259. 

„Ueber eine Nullitätsklage. «$. 264. 


»Ueber die Zulänglichkeit einer zur Hemmung der Eyes 


cution angebothenen Sicherſtellung.« |. 250 — 289. 

»Ueber die anſuchende Sequeitration.« $. 299. 

»Ueber die zuerfannte Erecution auf eine eingeflandene 
Schuld.« $. 298. 

„Weber * Frage, ob Jemand bey Behandlung der 
ent den mehreren Stimmen beyzutreten ſchuldig fey.« 


358 
„Ueber das Begehren wegen Abtretung der Güter.« 


$. 375 
b) Die Ausfertigung einer gerichtlichen Urkunde, 
a c) Die Aufnahme eined Eided von einem ftreitenden 
eile: 
»Bey Beſchwörung eines Zeugniſſes.« $. 184. 
„Von einem Kunſtverſtändigen.« F. 194. 
»Einer eidlichen Angabe.“ $. 219. 
d) Kür die Inrotullrung der Acten.“ $. 240, 
e) Zur Zuftandbringung eines gerichtlichen Vergleiches, 
re oder einer gerichtlichen Behandlung der Gläubiger.“ 


$.3 


6. 
„Ueber die angefudhte Einfegung im vorigen Stanbe.« 


6. 312. 
V. Rubrik. 


ö ————— —————— ———— —— —— — — 


1. Glaffe. Im Glaffe. | 111. Claſſe. IV. Claſſe. 


m 














fl. kr. | fi. kr. 


1 — — 45 





Dieſe findet Statt: 
a) Für jedes Glaffificationdurtheit. $. Bı. 
b) Für jeden Tag, wo der Richter oder deſſen Abge- 
ordneter einfchreitet : 
s * Verhörung eines Zeugen in dem Gerichtsorte.« 
15 
in deſſen Wohnung.« $. 168. 


V. 
Rubrik. 


VI. 
Rubrik. 


= 
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»Zur Beſchreibung, Schätzung, Feilbiethung, in die 
Sperrnehmung eines im Streit oder Concurs verflochtenen 
Gutes« $$. 75, 86, 201, 223, 331. 

„Zu Beaugenfheinigung einer Streltſache.« $. 189. 

»Und wird in die Zahl der Tage auch die auf eine etwa 
eintretende Meife verwendete Zeit eingerechnet. Wo übrigens 
den Gerichtöabgeordneten die ihrem Charakter anftändige 
Fuhr und Koft unentgeldlich von der Partey zu verfchaffen ift. 


F. 313. 


VI. Rubrik. 














I. Glaffe. .| II. Glaffe. | III. Claſſe. IV. Glaffe. 
R.. Be; fe Er. |. fl. Er. | fl. Er. 
12 — 0 — 4 30 | 3 — 


Hierher gehört jedes Urtheil, das in der vierten 
Claſſe nicht enthalten ift, wodurch ein Endfpruch in der 
Hauptſache erfolger, wenn auch dad Urtheil nur auf einen 
Beweis audfiele, oder bedingnißmweife gefhöpft wurde. 

Bemerkung. Wenn alfo 3. B. die eingeflagte For: 
derung nur für den Fal dur Urtheil richtig erfannt wird, 
wenn ber Kläger die Nichtigkeit derfelben durch den Zeus 
genbeweis darthun kann, fo ift fowohl für Diefes 
Urtheil 3. B. in der Hauptftadt Prag die Urtheildtare mit 
12 fl., ald auch nach gefchebener Bemweisantretung und 
erfolgtem Endurtheil abermahls die Urtheildtare mit 12 fl. zu 


bezahlen, 


Nah Inhalt diefer Taxordnung darf jedoch für bie 
Berfaflung des Protofolld bey den mündliben Noth— 


durftshandlungen $. 2B.der a. ©. O. nichts gefordert, 


und alfo für die den Parteyen hinausgegebenen Beweggründe 
bed ergangenen Urtheild® F. 251 nichts anderes, als bie 
Schreibgebühr entrichtet werben. 

Endlich ift für ein Urtheil des höheren Richters, wo: 
durch jenes des unteren Richters beflätiget wird, dad dop— 
pelte deffen zu bezahlen, was für dad Urtheil des unteren 
Richters bezahlet worden ift. 


| . 249 
6. 314. 





























VII. Rubrik. un 
Für jede Abfchrift, fo die Partey von bem Richter ver- —— 
langt, iſt zu bezahlen für die Seite 
I. Claſſe. IT. Claſſe. III. Claſſe. IV. Claſſe. 
fl. Er. | fl. Er. RB fl. kr. 
— 4 | Br — — — 








und ſoll der Richter ſich hierbey gegenwärtig halten , die 
Parteyen Durch zu große Weitläufigkeiten nicht zu befchweren. 

















$. 315. 
VIII. Rubrik. VIll. 
Rubrik. 
Für bie gerichtliche Verwahrung eines in Streit verfan- 
genen Gutes ift da, wo fein ordentliches Depofitenamt vor: 
banden ift, bey Grfolglaffung desfelben für dad bare en 
zu bezahlen vom Gulden 
| mn nn — — — ———— —_ nn mn nn nme nen nm — 
I. Glaffe. | II. Claſſe. | III. Glaffe. | IV. Glaffe. 
fl. Er. fl. Er. fl. Er. fl. Er. 
-ıl- yl-vl-% 
für Schuldbriefe. 
- NY NY — 
»Wo dagegen eigens beftellte Depofitenämter vorhans 
den find, hat ed bey derfelben Einrichtung zu verbleiben. 
$. 316. 
IX. Rubrik. IX, 
Rubrik, 


„Für Bewilligung der Advocatur ift zu bezahlen: 
in ber Hauptftadt mit Einbegriff der Prüfung . 100 fl. 
auf dem Rande 28 fl. 
Doch fol diefe Taxe dem auf dem Sande angenomme« 
nen Advocaten damahls, wann er fodann in die Hauptfladt 
angenommen wird, zu Guten gerechnet werden. 
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Eriäute Ueber verfchiedene hinfichtlich diefer Taxordnung in Streits 
zungen ſachen geftellte Anfragen, oder auch felbft zur Erläuterung 

— ſich dargebothene Fälle, erfolgten mehrere — deren 
ee — Inhalt im Folgenden beſteht, nähmlich: 

Daß jene Beſcheide, durch welche die Parteyen auf 
die —8 der allgemeinen Gerichtsordnung verwiefen wers 
den, nach der erften Rubrik der Zaroronung , folglich in der 
erften Claſſe mit 6 Er., in den übrigen drey Glaflen der Ort: 
fhaften mit 3 Er. zu behandeln ſeven; 

2. daß in Streitfahen, Berichtöabforderungen nur von 
Amtöwegen eintreten, folglich eine Tarabnahme nicht -Statt 
haben fünne; 

3. daß die zur Inventirung, Schäßung u. dgl. für jeden 
Tag beftiimmte Zare mit drey Gulden, und aud d azumahl 
nicht mehr genommen werden fünne, wenn mehrere Gerichtöe 
abgeorbnete dabey zu erfcheinen haben; endlich 

4. daß für ein Intimationddecret des höheren 
Richters eine befondere Zare nicht genommen werden dürfe. 
Vid. Hofdecret vom 27. Jänner 1783. 


trä 


§. 318. 


Fortfe: Zur Vermeidung der wegen Bemefjung der Urtheils— 
gung. taxen entitehen könnenden Irrungen , wurde verordnet : 

1. Daß für ein Urtheil der eriten Anftany die beflimmte 
Zare von jeder der fireitenden Parteyen bezahlet; 

2. daß für ein Appellationsurtheil, wodurd) der Spruch 
erſter Inſtanz beſtätiget wird, von derjenigen Partey, welche 
appelliret hat, das Doppelte der in erſter Inſtanz bezahl— 
ten Urtheilstaxe entrichtet, hingegen von der Partey, gegen 
welche appelliret wurde, in diefem Falle eine Urtheildtare 
R Br: bezahlet ; - 

3. daß für ein Appellationsurtheil, wodurd ein Spruch 
der erften Inſtanz abgeändert wurde, von jeder Partey die 
gleihmäßige Urtheilstare entrichtet werden müſſe. Vid. Pas 
tent vom 7. Auguft 1782. 

4. Daß für den Fall, wenn beyde Parteyen, die 
Appellation ergreifen, die Appellationsurtheilötare von jeder 
zus zu entrichten fomme. Vid, Hofdecret vom 9. Septem⸗ 

er 1705. 

5. Daß bey den über Schuldforderungen zu ſchö— 
pfenden Urtheilen darauf zu fehen fey, ob die eingeflagte 
Schuld von dem Beklagten eingeftanden, oder widerfproden 
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worden fey. Im erfteren Falle ift die Zare nach der vierten 
Kubrif der Zarordnnung lit. a und im zweyten Falle nad) der 
ſechsſten Rubrif abzunehmen; weßhalb die Gerichtöbehür: 
den in jedem dießfälligen Decrete beſtimmt auszudrüden 
haben, ob von dem Beklagten die Schuld eingeftanden , oder 
aber widerfprochen worden jey. Vid. Hofdecret vom 17. 
Sinner 1783. | 

6. Daß von einem Glaffificationdurtheile die 
Ürtheilötare nur einmahl abgenommen, und von den Aus—⸗ 
jügen aus diefen Urtheilen don jedem Gläubiger nur vie 
Schreibtaxe nach der fiebenten Rubrik der Zarordnung wie 
bey jeder anderen Abfchrift abgefordert werden mülfle. Vid, 
Hofdeeret vom 12. Juny 1780. 

7. Daß in dem Falle, als das Urtheil zwar beſchloſſen, 
ſolches aber noch nicht zugeftellet, in der Zwifchenzeit aber 
von den Parteyen fich verglichen wurde, und lediglich die 
Zuſtellung felbft mangelt, diefe Urtheilstare dennoch, 
als wäre dad Urtheil wirklich fchon zugeftellet worden, zu 
u fey. Vid. SHofdecret vom 11. September 1781; 
endli | 
8. daß aber eine eigene Zuftellungstare, wenn 
die Zuftellung nicht erfolgt ift, auch nicht zu nehmen fey. 
Vid. Hofoecret vom 5. September 1782. 


$. 319. 


65 ift zwar durch die allgemeine Gerichtdorbnung dem 
Richter dad Recht eingeräumet, die Gerichtöfoften von Amts 
wegen zu mäßigen. Diefed Recht erftredt fich jedoch nicht auf 
die geſetzlich beſtimmten Taxgebühren, fondern nur aufandere 
von der Partey angefeßte Unköften. Kür diefe Mäßigung oder 
Moderirung, findet eine befondere Zare ohnedieß nicht Statt. 

Es kann ſich aber der Fall ereignen, daß die Parteyen 
miteinander über die Frage, was, und wie viel zu erfes 
ben wäre, in Streit gerathen, und bdiefer Streit entweder 
abermahl durch Urtheil entfchieden werden mülle, oder aber 
die Parteyen fich hierüber vor Geriht vor Schöpfung des 
dießfälligen Urtheiles vergleihen würden. 


In diefen beyden Fällen kann zwar feineswegs eine befons 


dere Moderirungstare , fondern im erften Falle die in der 
Zarordnung für Streitfachen beftimmte Urtheilötare nad) 'der 
ſechsten Rubrik , und im zwenten Falle jene Taxe abgenom- 
men werden, welche nach der vierten Rubrik diefer Taxordnung 
lit, e für diefen Vergleich eben fo, wie für die Zuſtandbrin— 


Bäh: 

rung 
dieſer 
Taren. 


Befrey—⸗ 
ungen. 
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gung eines jeden anderen gerichtlichen Vergleiches abgenom: 
men werden darf. Vid. Hofvecret vom 22. Jänner 1788, 


$. 320. 


Durch Hofdecret vom 15. May 1819, wurde befannt 
gemacht, daß die Zaren für gerihtlide und obrig- 
itliwe Amtöhbandlungen nad ihrer urfprünglichen 
Ausmaß nicht nur ben Städten, fondern auch bey allen Do: 
minien, Obrigkeiten in, Sonventiond » Münze vom 1. Sep: 
tember 1819 an, Statt finde. ' 
Es verfteht fih, daß ſich diefe Beflimmung nicht auf 
dad Urbariale ausdehne. 


$. 321. 


Von der Entrihtung der Zaren in Streitfahen find 
folgende Perfonen oder Parteyen befreyet : 

1. Ale jene Perfonen, welche ihre Mittellofigkeit 
durch glaubwürdige obrigkeitliche Zeugniſſe darthun können. 
In Folge deſſen hat die Partey bey dem Gubernium mit 
Beylegung des obrigkeitlich beſtätigten Dürftigkeitszeugniſſes 
um die Tax- und Stämpelvormerkung einzuſchreiten, wel— 
ches dann nach geprüfter Richtigkeit des zur Führung eines 
Prozeſſes nicht hinreichenden Vermögensſtandes die Vormer— 
kung der Taxen anordnet, und ſonach, wenn die Partey 
durch den Prozeß nicht ein zur Berichtigung dieſer Koſten 
hinreichendes Vermögen erhält, und ihre Mittelloſigkeit hier— 
durch nicht gehoben wird, die Abſchreibung dieſer Zaren, 
oder aber im entgegengefeßten Falle die Eintreibung diefer 
inzwifchen nun vorgemerften Zaren verfügt; 

2. dad Armeninſtitut undder Invalidenfond. 

Das Armeninititut ift ohne Unterſchied, ob folches zum 
Univerfalerben eingefeßt wird, oder nur ein Vermächtniß aus 
einer VBerlaffenfchaft erhält, von Entrihrung aller Zaren, 
mithin fowohl der Abhandlungs- ald Gerichtätaren befreyet ; 
woraus denn erhellt, daß das Armeninftitut, dasfelbe mag 
nun als Kläger oder ald Beklagter auftreten, dasſelbe mag 
nun ein Recht, eine Erbfchaft, ein Wermögen behaupten 
oder nicht, unbedingt von Bezahlung der Prozeßkoſten, bier« 
mit der Zaren in Streitiachen enthoben fey. Vid. Hofde— 
cret vom 23. Februar 1792, und wurde diefe Begünftigung 
auch auf den Invalidenfond ausgedehnt durch Hofdecret 
vom 26. März 1792. 

3. Der Maffevertreterin Goncuröfällen. 

Hierinfalld enthalten die Verordnungen Folgendes : 
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a) Daß in dem Concursprozeſſe der Vertreter ber Maſſe 
tarfrey fen; daß jedoch alle jene Gläubiger, die fich mit une 
gegründeten Forderungen bey dem Goncurfe gemeldet haben y 
und daher in den Erfaß der Unföften verurtheilet wurden } 
auch alle diejenigen Zaren zu bezahlen ſchuldig ſeyen, welche 
der Vertreter" der Maffe, wenn er nicht tarfren wäre, zu 
bezahlen fehuldig ſeyn werde; | 

b) daß daher, und zwar fchon insbefondere nach dem 
Hofderrete vom 19. October 1789 dergleichen den Maifever- 
treter betreffende Tax- und andere Gebühren biß zum völlie 
gen Ausgang des Concursproceſſes bey den gerichtlichen 
Zarämtern vorzumerken feyen, um felbe alsdann von der 
in den Erfaß der Unkoften verurtheilten Partey entweder ein« 
dringen, oder wenn diefer Fall nicht eintritt, abfchreiben zu 
können; endlich | 

c) daß alle jenen Über eine Concursforderung eintretenden 
gerichtlichen Verhandlungen in dem Falle tarfrey feyen, wenn 
dieangemeldete Forderung die Summe von ſechs und fünf 
zig Gulden nicht Überfteigt, daß daher auf jeder Schrift, 
die im Laufe der Liquidirung einer folchen an die Goncurs: 
maſſe geftellten Forderung überreicht wird, von außen auf 
der Rubrif auch der Betrag, die Summe der angemeldeten 
Forderung angefeßet werde. Vid. Hofdecret vom 26. Sänner 
1.87, 7. September 1789; 19. October 1789 und Patent 
vom 20. Februar 1704. 

4. Der Fidcus, und der demjelben untergeordnete 
Untertbansadvocat. Der erftere, in den ihm jur Ders 
tretung nach der Fiscalinftruction zugewiefenen Fonds; der 
zweyte, in den nad dem $. 32, ded Unterthanspatentes vom 
1. September 1781 zugewiefenen Unterthansprozeffen. 

Bemerkung. In der Sauptfache ift es alfo das Fis— 
— in den Cameral⸗, den Fonds- und Unterthanspros 
zeſſen. 

Uebrigens können auch hier drey verſchiedene Fälle ein— 
iteten; nähmlich: 

a) Daß in einem ſolchen, dem Fiscalamte zur Vertres 
er Prozeffe die Gerichtöfoften gegenfeitig aufs 
gehoben ; 

; b) vaß der Gegentheil in den Erfa der Unkoſten oder 
aber audi. 

c). das Fiscalamt in diefen Erſatz verurtheilet wirb. 

\ In diefen drey Fällen ift folgender Maßen vorzugehen; 
und zwar 

ad a. werden die für den Fiscus oder den Unterthands 


Zurück— 


ſtellun 
abge: 


nomme— 
ner Ta— 


ren. 
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abvocaten vorgemerften Zaren aud dann abgefchrieben, wenn 
ftatt des Fiscus oder flatt ded Unterthantadvocaten in einen 
und demfelben inftructionsmäßig zugewiefenen Prozefle ein 
anderer Rechtöfreund aufgeftellet wurde, 

Anmerkung. Hierüber wird in Anfehung der Ver: 
tretung dad Nähere in dem Hauptfiüde von der 
Bertretung der Unterthbanmen behandelt werden. 
“ad b. Iſt ed die Pfliht ded Fiscalamted, von der in 
den Erfaß der Unköften verurtheilten Partey die vorgemerften 
Zaren einzutreiben; endlih * | 

ad c. bleibt zwar der Fiscus oder Unterthansadvocat 
für feine Perfon, nicht aber der Fond oder der Unterthan 
vom Erfaß der Koften und Zaren frey. In diefem Falle muß 
felbft das höchſte Aerarium, wenn der Fiscus in den Erfaß 
der Koften verurtbeilet wird, hiermit jeder Kond, alfo auch 
der Unterthan den Erfab der Koften, zu welchen er verurthei— 
let wird, leiften. Es verſteht fih übrigens von felpft, daß 
in den Fällen, wo das höchſte Aerarium in die Koflen vers 
urtheilet wird, von dem Erſatze jener Gebühren , die doch 
wieder ad Aerarium einzufließen hätten, dieſer Erſatz 
nicht denkbar, und nur auf andere Fonds, Studien: Reli: 
gionsfond anwendbar fen, von weldhen in derley Fällen die 
Landesitelle die Anmweifung zu mahen hat. Vid. Hofdecret 
vom 30. Juny 1785 und 7. November 1791. 


6. 322. 


Die Fälle, wo die Gerichtöbehörben über anhängige, 
oder auch fchon ganz abgeführte Prozeffe, die hiervon bezo— 
genen Zaren an die Partey zurüderfiatten müffen, find fols 
gende: | | 
1. Wenn die Grundherrfchaft auf dem Rande GStreitig- 
keiten der Unterthanen in erfier Inftanz ald Nectägegenftände 
behandelt, die doch zur politifchen Behandlung gebören, 
und daher einverftändlic durch das Appellationdgericht und 
die Landesſtelle, auf den politifchen Weg verwiefen werden; 
in diefem Falle muß die Gerichtsbehörde alle bezogenen Zaren 
der Partey ohne Ausnahme zurüderftatten ; und 

2. wenn der obere Kichter in den Verhandlungen des 
unteren Nichterd eine Nullität wahrnimmt , und, das bis— 
berige rechtliche Verfahren aufhebt ; in diefem Falle fommen 
ebenfalls die bezogenen Zaren zu erfehen , aud) Darf nicht für 
die Auöfertigung der dießfälligen Aufpebungsverordnung eine 
— BEN DEINEN werden. Vid. Hofderret vom 10. Septem: 

er 1789. Ä | 
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$. 323. 
Dießfalls beſteht die Anordnung, daß ſich die Juſtiz— 


ſtellen weder in einen über den Betrag der eigentlichen Ge— hwer- 


rihtötare vorfommenden Anftand, noch in eine Bormerkung, _ 
Vachſicht, oder Abſchreibung einzulaflen, fondern fich die 8 


denge 
en Lars 
red: 


Parteven in derley Hallen an die Kantesftelte ihrer Provinz nungen. 


ju verwenden, folglich die mit derley Befchwerden, Bitten 
u. dgl. einfchreitenden Parteven an die politifhe Behörde 
zu verweifen haben. Vid. Hofvecret vom 7. April 1790. 


Alphabetifhed Regiſter 


aler in Streitigkeiten vorlommenden, einer Taxe unterfie: 
genden richterlichen Amtshandlungen. 


It | I. am. 














tin store star — 
x, n “ef fe er |. |fr. 
Abſchrift für jede Seite .- . - 41-| 22—| ai] 2 


Doh foll der Richter durd) große Weit: 
läufigkeit die Parteyen nicht beſchweren. | | 
Abfhhriftsoidimirung von einer Ur: 
funde . I- 40— 20- 15- ſio 
Abtretung der Güter, wenn folce 
angefutht wird, Urtheil darüber, $. 366 
d. a. ©. 09. 
Abvocatutsbewilligung fammt | 
ber Prüfung in der Hauptftadt 100 fl. 
auf dem Lande. . 5 Ä 
Doc foll dieſe Taxe dem aufdem ande auf: 
genommenen Advocaten damabis, wenn 
er fodann in die Dauptftadt aufgenom: 
men wird, zu Guten geredhnet werden. 
Kereninzotulirung jeder Partey 


2 | 30 — 1201 — 15 











Angabe Teidtiche) des Vermögens 0 oder der | 
Schulden. d. 219. . ; 
Anfhlagung eines Eis .1 | 























Arrefiverwiltigung. $. 276 . . 30 —|ı5l—|ı2|—/ı0 
Aufnabme einer — Klage in| J 

das Protokoll. $ 18 . . — 15 12— 
— eines Eided von einem ftreitenden Theile — 30 — 20 — 15 
— eines Eides bey ——— eines Pi | 

niffes. 8. 184 . — 30- 20 — 15 
— eines Eides von einem Kunftoerftänti- | | 

gen. $. 194 . . . u | 1 —|50—]20—]|15 
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u It, fer 
—— Sur Glaffe |Stafe 
1 


















ft. ler.if. ſerſa je. ‚er. 
Aufnahme einer eidlichen Angabe bes 
Vermögens oder der Schulden. $. 2ıg || ı) - |—150j —|201—|15 
Augenfhein über eine Streitfache. d. 189 | 
für jeden Tag . 3l—| 1/30 1l—il-- 145 


Ausfertigung bes Edictes, ohne Küd: 
ſicht, ob felbes an mehreren Orten an: 

- zulchlagen fen. — 40 — |20|—!151— 10 
— über die Eröffnung des Goncurfes. $. 23. — 40! - |20)— 115 — |10 
— über die breymahlige Feilbiethung 9. 326. — 40 - 20— 15 
— über die Vorforderung der Gläubiger bey 
einer angeſuchten Behandlung. $. 360. 

— wodurch einem außer den Erblanden 
wohnhaften Beklagten bekannt gemacht 











.— 40: 20:— 15 |—lı10 


wird , daß er allenfalls winen anderen > | | 
Sadwalter beftellen follte. d. 391 . — !40jl - 20 - 15 - ıo 
— einer gerihtlihen Urkunde . 1 ||- 130 — 20-115 
Ausfchuffes der Släubiger, Beftelungs: ; 
oder Beftätigungsurtheil. 9.21. . 1\—||—130|ll—'20|l-.. 115 
B. 


Beaugenfheinigungeiner Streitfade, 
wenn der Beweis durch eine gerichtliche 
Erfenntniß veranlaffet worden ift. $. 189 
für jeden Sa. . 

Und wird in die Zahl der‘ Zage auch die 
auf die etwa eintretende Reife verwen: 
dete Zeit eingerechnet. Wo übrigens den 
Gerichtsabgeordneten die ihremGharafter 
anftändige Koft und Fuhr unentgeldlid 
von der Partey zu verfhaffen ift. 

Bedeldungsurtheil bis zum erfolgen: 
den Appellationsurtheile.d.259 . . 11 i— 130 - [20-118 

Befehl an einen Gerichtsabgeorbneten Ges 
richtödiener, Kunftverfländigen , Ber: 
walter des Vermögens, Bertreter der 
Maffe, BAUR einer bloßen Partey: 





abe . 
Beförderun 9 der Beugenverhöre ‚ das 
bierwegen erlaffene Grfuchfchreiben. 





$. 159. & — 40 — 20-1 10 
Behandlung (gerichtliche) der‘ Stäubis 
ger. $. 358 11301201115 





Belohnung ber "Kunftverftändigen wird ' 
für den Fall, daß fi die Parteyen 
mit benfelben nicht gütlich einverftehen, 
dem Ermeflen des Richters Überlaffen 1) —I—I—11 u 

Befheid, der von dem Richter über ein 
eingereichtes Anbringen entweder in dem 









er.\\fl. 


| 


— Ali. 


Zuge bes ordentlichen Verfahrens oder “ouo * 
in der Executionsführung ertheilt wird, 
und nicht ausdrücklich in eine andere 
Rubrik geſetzt iſt . 

Beſcheid, mittelſt deren eine Zaofagung 
erftredt wird, $. 32 

Befhreibung eines in Streit oder Gon: 
wire verflodhtenen Butes — Tag. | | 
6%. 75, 88, 201, 325, 331 31 

Belhmdrung eines —— wenn 
der Eid bey der Lasſaduns auigenom⸗ 
men wird. $. 184 . ı- 

Beweggründe eines ergangenen urthei⸗ 
les. $. 251. — Nichts anderes als die 


Schreibgenühr. . 1 
Beweife durch Kunftverftändige, Veran: 

laffungsurtbeile. $. 187 : . ‚ ı 
Bewilligung des Arreftee. $. 26 ; -|30 
— eines Berbothes auffahrende Güter. $. 284 = 30) 
— der Abvocatur in der Hauptftadt 100 fl. |— 
— der Advocatur auf dem Lande. 25 fl. —— 
— einer gerichtlidhen Erecutionsführung auf 

ein liegendes Gut. d. 302 . . — 130 
— auf ein dingliches Necht eines tiegenden 

Gutes. $ 304. . — 30 
— der Executionsführung "auf ein beftimm: 

tes fahrendee Gut. $. 305 . — 50, 
— aufein unbeflimmtes fahrendes@ut. d. 305 |— 30) 
— auf eine Arbeit. $. 309 und 3io. . —| 50! 
— auf die Befoldung. $. 312 . —130 
— auf ein Darlehen oder binteriegtes € But 

(Depofitum) 65:4. . : —|30 
— auf die Früchte. $. 320 und 3... —|30 
— auf ein liegendes Gut. d. 322 . . —1301| 


C. 
e—er eurtvdeit. 8.81. - || 3/1 


Depofitenämter bleiben bey ihrer ſchon 
befigenden Einrihtung. 
Diäten für jeden Tag, wo der Richter, 
‚oder beffen Abgeordneter einſchreitet 31 
— zur Beſchreibung, Schätzung Feilbie— 2 
thung, in die Sperrnebmung eines in 
Streit ober Goncurs verflodhtenen Gus || 
tes. 85. 75, 80, 201, 254, 351 . 1 OR 
Und wird bie Zahl der Zoge, auch bie 
auf bie etwa eintretende Reife verwen 


bete Beit eingerechnet. Wo Übrigens ben 
Gerichtsabgeordneten bie ihrem Charak⸗ 
ter anftändige Koft und Fubr unentgeld— 
lich von ber Partey zu verſchaffen ift. 


T 8. 


Edietsaugfertigung, jedoch ohne 
Rückſicht, ob ſolches an mehreren Orten 
anzuſchlagen ſey, Über die Eröffnung 
des Goncurfes. 8. 73. 

— ber die dreymahlige Feilbiethung. $. 326. 

— über die Borforderung der Gtäubiger bey 
einer — Bebandtiung. d. 360. 

— wodurd einem außer Erblanden wehn: 
haften Beklagten befannt gemacht wird, 
daß er allenfalld einen anderen Sach⸗ 
walter beſtellen fol. $. ög1 . — 

Edictsanfhlagung . . 

Eidesaufnahme von einem ftreitenden 
Sbeile . » . — 
— von einem Zeugen. $. 184 ; 

— von einem Kunftverftändigen. 8. 194. 

— don einem, der fein Vermögen oder 
Schulden angegeben bat. d. 219 . 

Sinfesung in den vorigen Stand, an: 
geſuchtes Urtbeil darüber. $. 575 ie 

Erfu ch⸗ oder Remißſchreiben, fo an 
einen anderen Richter oder an eine an 

dere Obrigkeit ergebt, wegen Verneh⸗ | 
mung eines Zeugen. ). 150 . . 
_ ee der Zeugenverhöre. 
.4 FE 
— NT des Weifungeprotott 
les. 

= wegen Ausführung einer bewilligten Gre: 
cution, auf daß Jemand an das Gigen« 
thum gebracht werde. $. 302 . 

— auf daß der Sprud oder Vertrag wie 
jeden Orts üblich iſt, der Kandtafet 
oder dem Grundbuche einverleiber werde. 
$. 304. » 

— wegen der Gregutioneführung auf die 
Bıfoldung. $ 312 . . 

— wegen ber Eretutioneführung auf ie 
Früchten. $. 320 und 321 . . 

— auf ein liegendes But. $. 322 . . 

— auf daß eine dem Gläubiger eingeant: 
wortere Forderung, die auf ein liegen= || 
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Glaffe Claſſe Claſſe |Gtaffe 
fl. |Er.lift. |er lie. kr. I. ler. 















des Gut verſichert iſt, nach jedem Orts⸗ 
_ gebraudhe vorgemerket werde. $ 315. 
Ereeutionsführung, fürderfelben ge: 

richtliche Bewilligung. 88. 302, 304, 

305, 507, 309, 310, 312, 3ı4, 320, 

321, 322. Siehe Bewilligung eis I | | 

nergerihtliden Erecution. PR IB 16 
Ereeution bewilligte Ausführung. | 

$$. 302, 304, 312, 315, 320, 321,322. 40 20|— Pr IR 10 
Erecutionshbandlung von dem Ges 

sihtödiener vorgenommene, über die Abs 

nahme eines unbeftimmten fahrenden Gu— 


— 40 


20 16i0 


gar 
o 
| 











IE ee —|40|| * 
— über die Abnahme eines beſtimmten fah— *25 * 

renden Gutes $. 3053.* -a0 - 25— 
— über die Abnahme eines Schuldſcheines. 

N RR —40/—]201-|15_],0 
— über die vorgenommene Pfändung. 3. 341. |—!40 ie 
Erecution, dur Urtheil zuerfannte, auf | 

ein? eingeftandene Schuld. $. 298. - . | ıl— (5 


Greeutionsurtheil über die Zuläng: 
lichkeit der zur Hemmung der Grecu: 
tion angebothenen Sicherftellung. $. 280, 
289 





 I1 
16) u © 
Zen ER © 
Br 
| 
OO 





Br Eee eh ee oe 1 — — 50 = 20/—|ı5 
” 5: 
Keilbiethung eines in Streit oder Gon: | 
eurs verflochtenen Gutes. $. 88, 331, 
ür jeden Zag . BE Le '3l—| ılzcll ı ss 
Fdriſtürtheil zur Beſtimmung derfeiben 
wegen Erlegung der Rechnung. $. 100 || 1 3. 20|_|ı5 


— Über die Ertheilung einer, die geſetzmä— 
Fige Überfleigende Friſt zur Erjtattung 
einer Sagfchrift. $. 38, 45, 51 - -- 

Fuhr und Koft ift den Gerichts = Abaeorbd: 

neten charactermäßig unentgeldlich von 

| 
N 


| 


= [301— 201-145 











ben Parteyen zu verfhaffen. Siebe 
Diäten | 
G: | 

Gerihtsbarkeit, über ftreitige, das | 

Urtheil. $. 40, » SEEN 1 —130|| - |20 15 
Gerihtsdiener haben für jede vorzu— | 

nebmende Erecutionshandlung. 8. 505, 

307, 314, 341. Siehe Erecutions:|) | 

TORE AT ira PeaEea !6R sol 20) -isl-]ıo 


x 2 I,» 


200 
7 mm 
fr. . 
— Claſſe IStae! Claſſe 
en 


= 


it. |er.lif. er.fi. rin. itr. 

Geridtsdiener, für die Zuftellung einer || | 
gerichtlichen Verordnung in einem Orte, 
der von dem MEANODEG feine Meiie | 
entfernt ift - 

Wenn ter Ort eine Meite — — | | 
re entfernt ifl, follen dem Gerichtsdiener | | 
für jede Meile 15 Pr. gerechnet, und in 
die Berechnung der Meilen auch der 
Rückweg aerechnet werben, 

Geld, gerichtlich depoſitirtes, ben beffen BR 
Erfolglaffung im Baren von Scutben| 
— für Schutdbriefe » » - + +.“ 

Dieß jedoch nur dann, wenn im Orte 
des Berichtes feine Depofitenämter vor 
banden find, | 

Gläubiger, dberfelben Behandlung. $.35g. || I ze —|30[|—|20ll 








er tr .3 


















Parteyen augleich su entriepten gaben, 


J 
Inrotulirung der Xcten, welche beyde 
d. 240. 12—3— 


K. 


Klage, mündliche, ae Auinapme in || 
das Protokoll. $. - |30||_ 1511 _ | — "0 
Kof und Fuhr iſt en Berichte, Abarord- 
neten ihrem Charakter gemäß anftändig 

von ber Partey unentgeldlich zu — 


ſchaffen. 





| 
Laufgeldber der Gerichtsbotben ben Zus 


| 
fellung einer gerichtlichen Verordnung | 
von jeder Meile 15 fr., und fol Br 





Rüdweg eingerechnet werden, 


M. 


Maffevertreter, für jeden an denfel: | 
ben in einer bloßen Partedlache erge 
benden Befehl - - - - 14o0l| - | 201 5-—]10 


N. 


| 

Neuerung d:lrtheil über die Geftattung | | 
derfelben in ber Seplit oder Duplit. \ 
$. 48, 54. - - . 
Nullitätstlage. urtheil darüber. s, 264. | 








1 l—lzoli— 204 - 115 
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1. il. Ill. || AV, 
Glaffa Claſſe Staff: || Etaffe 


fl. kr.fl. Br It. jer.lift. ‚Br. 






































O. 


Dbligationen depoſitirter Erfolglaſſung, 
wo feine eigenen Depofitenämter vor» 


handen find, vom Gulden » - » - —| 31-1] 21] 31] & 
P. 
Protofollirung einer mündlichen Klas 


ge. 8. 1 Fe —— — 30 i5 |12/—ı0 
Prorokollsverfaffung;bey den münd— | 
lichen Nothdurftshandlungen wird nur 
die Schreibgebühr bezahlt. 9. 28. 


R. 


Rechtfertigung des Ausbleibens bey 
einer Tagſatzung; Urrheil darüber. 8. 33, 
Rechtsfreundes, des gemeinfhaftlichen, 
Beftelung. Urtheil darüber. 5.86. - - 
Remiß-, oder Erſuchſchreiben, foan 
einen anderen Richter, oder an Pine ans 
dere Dbrigkeit ergebt, wegen Vorneh— 





mung eines Zeugen. $- 158. - - - » -» —|s0l - |2 
— wegen Beförderung der Zeugenverhöre. | 
4.2159. 0000. 8 + lgol—!go 


— megen Bufendung des Meifungsproto: 
kolles. H. 156. » «Soon 0. 

— megen Ausführung einer bemilligten Ere: 
eution. $$, 302 , 304, 312, 315, 320, 
521, 522. Siehe Bemilligung 
der gerihtlihen Erecution. 


©. 


Schähung eines in Streit oder Concurs 
verflodtenen Gutes, $$. 201, 523, für 
jeden Zi - rennen 

Shreibgedühr für die Beweggründe 

des ergangenen Urtheiles und Verfaſ— 
fung des ‘Protofolles bey einer münd: 
pr NRothdurftshandlung für jede Seite, | 

a a en a ee N 

Stauefter, für jeden an denfelben in einer, 
bloßen Partenfadhe ergebenden Befehl: — 40 

Sequeftration. Urtheil über das Anfuchen | I | 
beöfelben. $. 293. - er... I 2] - 1301 —|20 

Sidherftellungsurtheil bis jum er: 
folgenden Appellationsurtbeile. $. 259. || 1)——130 

Sperrnehmung eines in Streit oder 
Concurs verflodhtenen Gutes. 6. 75, für | 
jeden Bo nennen 3 —130 |! 


— 40 — 20 —15—- 10 











262 






























ts BUN nl 
lc Giaffe 
ft. ji. er. A. te. A. (Er. 
Stillſchweigen, ewiges, bey einer Auf— | 
torherungetlage durch Nabel aufgeieg« | | | 1 
tes. d. 71. » — 30120115 
Streitfade. Reaugenfeinigung (fr je: | | | 
den Tag. $. 189. - al! alzoll 1115 
Schuldbriefg, depofitirte, wenn fe erhoben | | 
werden, vom Gulden +» — 44 u 
II 11 |. 
TJ. 
Sasfanungserkretung durch Be: |} 
fheid. $. 32. - - — |3j0/—115/— 1121,10 
U. 
Urkunde, geriqhtuiche, Ausfertigung der. 
ſelben. - - 1130| 20-115 
— *2 gericgtlicee Ginfichteurtheil | — 
§. 126. 1—— 30 — 20 ı5 


— Urteil über bie Brage, ob eine RN 
lihe Urfunde bey Derimtadanden auf. 


zubemwahren fen. d. 128. - - I 
— über die Grneatrung, ‚berfelßen urtbei | a 








$. 132. 
— über die Brite besung berfeben Urs 
theil. $. ... 1 
Urtheil über vie Kuflage des ewigen Siiu. 























Eweigens ven einer ———— — | 

8. 21,» | N — — 30— 20 — 15 
— über die Kusbleibenstegtfertigung ben l | - 

einer Zagfaßung. $. 33. - - 1130 ,— 120) 19 
— über das Begehren wegen Abtretung der! A \ | f | | 

Güter. %. 366. - . -» i—30 20 PP 
— über die Herftellung eines gemeinfd) äfte| we; | N 

lihen Rechtsfreundes. 8. 86. » - - » KH 1 j—|30—i20,— 16 





— ber die Beftellung oder Beftärigung eines 
Verwalters des Vermögens ober Aus: | 

















fchuffes der Gläubiger. 9.91. + “= 11 — 301/20 1D 
— über bie Ginfegung in ———— ONE | —J. 44 | F 
. 379. | 1—j- 30—i2 1 

— über die gerichtliche Sinfiht einer ur⸗ | 1 | 
kunde. $. 126. - - } 1 — 20- 16 

— über die Einwendungen , daß ben Kid: l | | 

ter von ber Gerichts barkeit nichts ge⸗ | 
bühre. $. 40. —30 t20l 119 

— über die Erneuerung einer Gar ,. 132.1 1130| 20ll—il 





Bige Überfteigende Frift, zur Erſtattung 
einer Satzſchrift. 88. 38, 45, 55.. 
— fiber die zuerkannte Execution auf eine 
eingeftandene Schuld, die Schuld mag || 





| 
— über die Ertbeilung einer, bie gefegmäz |) 
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F II. III. || IV 
Staffe Elaſſe Claſſe Claſſe 


fl. 


















ausdrüdtichruder ſtillſchweigend im münd⸗ 
lichen oder ——*—8 Berfahren einge: 
ftanden werden. $. 298. = + +... 
Urtheil über die Frage, ob die Vertretung 
Statt babe. 9.60. - en ee. 
— über die Frage, ob Jemand bey Behand: 
lung der Gläubiger den mehreren Stim: 
men benzutreten ſchuldig fen. d. 358. 
— über die Friſtbeſtimmung zur Erlegung 
der Rechnung. — > 
— über die Frage, ob eine bedenkliche Ur: 
kunde bey Gerihtshänden aufzubewah— 
zen fey $. BE Ei 
— über die Gattung der in der Replik 
oder Duplit beygebraditen Neuerungen 
. CE '_ 12.7 Pace Br Be ee 
— über die ftreitige Legung einer Urkunde. 
$. ZB See reed 
— über die Nullitätsktage. * 214. + +» 
— über die Richtigkeit der Forderung eines 
ſich bey dem Goncurfe meldenden Gläu— 
bigere. $. 81. + een 0. 
— über die angefuchte Sequeftration. $. 293. 
— über die Sicyerftellung, Bededung, oder 
andere gerichtliche Vorkebrung bis zum 
erfolgenden Appellationsurtbeit. $. 259. 
— über die Veranlaffung eines Beweifes 
dur Kunftverftändige. $. 187. - » - 
— über die wegen Bertheilung der Goncurs: 
maffe angebrachten Einwendungen. $. ch 
— fiber eine Vorrechtsklage. d. 87. - 
— über die Zeugnißbefhwörung. $. 182. . 
— über bie Zulänglichkeit einer zur Hemmung 
der Erecution angebothenen Sicherſtel— 
fung. 8. 280 , 289g. » ++... 
— jedes andere (urtheit), das in der vierten 
Rubrik nicht enthalten, und folglich bis: 
her nicht benannt worden ift, wodurd) 
ein Endfprud in der Hauptſache erfolgt, || 
es mag bedingnißiweife auf was immer 
für einen Beweis, oder über acführten 
Beweis durch Zeugen zur gänzlichen Bes 
endigung des Streites wiederholt in der 
Hauptſache geſprochen werden, bezahlt 
vermög Verordnung vom 10. Kebr- 1785. | 
Für ein Appellationsurtbeil, wodurd) 
der Sprud) erfter Inftanz beftätiget wird, 
zahlt diejenige Partey, die appellirt bat, 
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nn BA Eiaffe Elaſſe 
ft. ler... tr.fl. tr. ſI. 
















das Doppelte der Taxe, die von ihr für 
das Urtheil erſter Inſtanz bezahlt wor: 
den ift; dagegen bat jene Parten, wis 
der weiche die Appellation. ergriffen wor: 
den ift, in diefem Falle keine are zu 
bezahlen. Wenn aber durch das Appel: 
lationsurtheil der Spruch erfter Inftanz 
abgeändert worden wäre, fo hat jede 
Partey diejenige Urtbeilstare, melde 
von ihr für das Urtheil erfter Inftanz 
bezahlt worden ift, zu entrichten. Pa— 
tent vom 7. Auauft 1762. 

Urtheil, für das Revifionsurtheil bezahlt 
allezeit jede Partey die Urtheilstare erfter 
Inſtanz. 


V. 
Be et ligung auf fahrende 
Güter. 8. 284.» » «nen 
Berfaffung des Protofolles, bey münd: 
lichen Notbdurftsbendlungen wird nur 
die Schreibgebühr bezahle. $ 28. 
Vergleihzuffandbringung, wel 
cher als folcher gerichtlich geſchieht. 8.269. 
Verhörung eine deugen in bem Ge— 
richtsorte $. 151, oder in deffen Woh— 
nung; $. 168 für jeden Tag, wo ber 
Richter, oder beffen Abgeordnete eins 
fhreiten ee es 
Berthbeilung ber Goncursmaffen, Ur: 
theil Über die wegen derfelben, Ein: 
mwendungen. 8.69. +... 
Bertreter der Maffe, für jeden an 
benfelben in einer bloßen Parteyſache 
ergangenen Befehl" » - en... — 
Vertretungsurtheil, ob ſolches Statt 
habe. 8. 7 ee a ee a ee 
Berwabrung, gerichtliche, eines in! 
Streit verfangenen Gutes, da, wo fein 
eigentliches Depofitenamt vorbanden, iſt 
bey Erfolglaſſung desſelben zu bezahlen, | 
für das bare Geld vom Gulden - - ge ı 1 


ui 


— für Schuldſchein vom Gulden - - - » -» — 4— 
Wo dagegen eigens beſtimmte De | 





pofitenämter vorbanden find, bat es bey 

derfelben Einrichtung zu verbleiben. 
Verwalter bes Vermögens, Beftellungs: 

und Beftätigungs = Ran $.g1..- [ja 
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Etaffe Claſſe Claſſe Claſſe 
Emm 


ft. |kr.lifl. er. fi. ke. l. er. 
































Vidimirung, gerichtliche, einer Abfchrift 





Seh.Kinee Urkunde - +» iu. + — 40 -!20/—15/—lıo 
Vorrechtsklage, derſelben Urtheil. $.87. | ı —- 130) |20—|ı5 
W. 








Beiſungsprotokoll ⸗Erſuch, oder 
Remißfcreiben, wegen Bufendung 
desfelben. 9. 158. - .- -... —40—|20—[ı51—iı0 


3. 
Beugenverhbör:Erfud, oder Remiß— 
fhreiben wegen Beförderung derſelben. 
5 











richtes, oder in deffen Wohnung für je: 

den Zap. $. 151, 168. + +... 3i—| ı[30) 1] —1--|45 
Zeugnißbeſchwörung für die Auf: | 

nahme bes Eides. $. 184. : +» -» 1)——1301—]20|—|ı5 
— Urtbeil, fo auf Beſchwörung des Zeug: | 

niffes ausfällt. $.ı82.- - »- »- +.» ——|301—1201—i16 


3ufendbung bes Beifungsprotoßolles, das | 
befwegen erlaffene Erfuch: ober 4 

















fchreiben. $. 158. + + +00. 40—]20—|15|—lıo 
Buftandbringung eines gerichtlichen | 
Bergleiches $. 269, oder einer gerichtlis | 
Ken Behandlung der Gläubiger. $. 359. —i—150/—|20—[ı5 
Zuftellung einer geridtlichen Verord— 
nung an einen Ort, der nicht eine Meile — — 
— 3l- 3 





vom Gerichtsorte entiegen ift.- - + - 5 
Wenn die Zuftellung an einem Ort | | 
zu gefcheben bat, der von bem Gerichte: 
orte eine Meile, oder mehr entfernt ift, 
follen dem Gerichtösdiener für jede Meile 
$. 324. 


15 Er. gereicht, und in der Berechnung 
ber Meilen auch der Rüdweg eingerech— 
net werben. 
B. AllgemeineadeliheRihteramtötarorbnung. 

Dur das Patent vom 13. September 1737, wurben Taxor d⸗ 
die früber größten Zheild nah dem Herfommen und verſchie- nung füc 
denen Vorſchriften für die Amtshandlungen ded adelihen ey 2: Lie 
Richteramtes abgenommene Zaren für ſämmtliche deutfche 7. ra er 
Erbländer allgemein beftimmet , und alle die bisher beftan- ; 
denen verfhiedenen Uebungen aufgehoben. 
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Diefe Taxordnung trat zu Folge dieſes Patentes mit ı. 

ı November 1787 in ihre allgemeine Wirkfamkeit, und vo 
diefem Tage an, ift jede Amtöhandlung nur nach diefer neue 
Taxordnung mit der Zare zu bemeifen. . 


$- 325. 


Subatt ° Der $. 1. enthält, daß Jedermann, wellen Standes, 
dieſer Mürde oder Religion er immer ift, bey Gefchäften ded adeli: 
Zarords chen richterliben Amtes, auf gleiche Art zu behandeln 
nuns. ſeye, und zwifcen den Eingebornen, und den in gleich‘ 
Geſchäfte verflochtenen $remden fein Unterfchied Statt finde 
Bemerkung. Hieraus folgt aber eben noch nidt, 
daß für jede Amtöhandlung des adelichen Richterd eine Kare 
ohne Unterfchied entrichtet werden müffe. Die dießfälligen 
Audnahmen werden jedoch in diefem Patente und in den nads 

gefolgten Verordnungen ausdrüdlich angedeutet. / 


$. 326, 


Fortſe⸗ Der $. 2. enthält, daß die Taxe ſtets von jemer Par 
‚gung. tey bezahlet werden müſſe, Auf deren Anlangen die der Zart 
unterliegende richterliche Erledigung, Verfügung , Zuftellung 
oder fonftige Einfhreitung geſchehen ift. 
Ausgenommen hiervon ift der Fall, wenn eine richters 
liche Verfügung auf ein folched Anfuchen ergeht, welches zum 
Vortheil eines Mündels geſchieht, in welchem Falle die 
Taxe aus dem Vermögen des Mündels zu entrichten kömmt. 
Sämmtliche Zaren des adelihen NRichteramtes werden 
nach diefen Patentalabfaß in vier Claſſen nad) ihren man: 
cherley Rubriken untergetheilt. Die dießfällige Ordnung wird 
der Erörterung diefed Patentes am Ende beygefügt. 


$. 377. 


Kortfes Der $. 3. enthält, daß die Taxe der erften Claſſe 

gung. dazumahl entrichtet werden müffe, wenn das Verlaflenfihafts, 
Pupilkar- oder Guratelövermögen, nach Abzug der rihlig 
erfannten Schulden, wenigftens zwanzig Kaufen? ul 
den beträgt, oder die richterlihe Amtshandlung über ein 
Particulargefchäft eintritt, deflen Gegenftand wenigſtens an 
einen Werth von vier Tauſend Gulden reicet. 


6. 328, 


Rorties Der $. 4. enthält, daß die Tare der zwenten Cleilt 
sung. dazumahl abzunehmen fen, wenn daß obbemeltte Bermd: 
gen nach Abzug der ald liquid erfannten Schulden wenigfiens 
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sehn taufend Gulden beträgt, oder dad Particulars 
— bis zu dem Werth von zwey Tauſend Gulden 
teicht. 
J. 329. | 
‚Der $. 5. enthält die Beftimmung für die Zaren der 
dritten Glaffe, welche ein Vermögen von wenigftens fünf 


Kortfe: 
gung. 


taufend Gulden, und bey einem Particulargefchäft den 


Berth von ein Tauſend Gulden vorausfekt. 
$. 330. 


Der $. 6. enthält die Beſtimmung, daß in allen den 
Fällen nach der vierten Glaffe die Zare zu bemeffen fey, 
welche nicht einer der drey höhern Claſſen durdy gegen 
wärtige Anordnung ausdrüdlich zugemwiefen wurden, 

Bemerkung. Aus diefer Anordnung geht alfo hervor, 
daß nur die Summe, der reine Betrag jenes Vermö— 
gend, über welches eine richterlihe Amtshandlung eintritt, 
ohne fonftiger Rüdfiht auf Stand oder Würde, oder fons 
fige Eigenfchaft der einzige richtige Maßſtab fen, nach wel- 
hem die Taxe mit Hinfiht auf die Rubrifen, wovon fpäter 
> —— folgen wird, bemeſſen und abgenommen wer⸗ 
en fönne, 


$. 331. 


Der $. 7. enthält die Anordnung, daß in dem Falle, 
als das Vermögen nach Abzug der richtig erfannten Schul 
den nicht wenigftend hundert Gulden beträgt, folches 
einer Taxe gar nicht unterliege, fo wie auch, daß in dem 
Falle, wenn jemand in einem Particulargefhäfte durch obrig- 
feitlihes Zeugniß, eine folche Mittellofigkeit darthun könne, 
daß er nähmlich außer denen unentbehrlichen Lebensbedürf— 
niffen nichts befige, eine Abnahme der Taxe nicht Statt finde. 


$. 332. 


Der $.8. enthält die Artund Weife, wie manmit der 
Berehnung und Beftimmung ded Vermögens, von welchem 
die adelichen NRichteramtstaren zu entrichten kommen, für: 
zugeben babe. 

In Folge deffen ift hiervon angeordnet: _ . 

a. daß wegen Bemeffung der are nie eigene Schä> 
sungen vorgenommen, fondern, wenn nicht ohnedieß eine 
ſolche vorhanden ift; 


— 


Kortie: 
gung. 


Kortfe: 
‚gung. 


“ 


Fortſe— 
zung. 


Fortſe— 
gung. 
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b. die ftändifchen Realitäten nach dem Betrage der Ein« 
lage in den ftändifchen Katafter; 

c. die übrigen Realitäten aber nach dem Werthe, der 
in dem legten Kaufbriefe, der Erb3einantwortung, oder ans 
deren legten Bejisveränderung vorfümmt, und aud bie 
grundherrlichen Zaren oder Zodfalldgebühren abgenommen 
worden, angefegt werben follen; 

d. daß in dem Falle, als ein Contract mehrere Puncte 
oder mehrere wechfelfeitige Verbindlichfeiten enthält, oder 
auf mehrere Jahre gefchlagen wird, das Ganze des Betra: 
ges, und zwar für alle Sabre zufammen genommen, und die 
Taxe von diefem ganzen Betrage bemeflen werde; endlich 

.  e. daß die Zare, fo lang eine Verlaffenichaft, die meb: 
re Erben, oder ein Pupillar- oder Curatelsvermögen, das 
mehrere Eigentbümer hat, ungetheilt befteht, nach dem Be: 
trage des Ganzen angerechnet, auch hierüber nur eine 
tarbare Erpedition erlaffen werden folle. 


$. 333. 


Der $. 9. enthält die Anordnung, daß eine Zare in 
jenem Falle, wenn nähmlich über verabfäumte Amtöpfliht 
gegen den Richter der eriten Inſtanz, und hiermit von dem 
höheren Richter von Amtswegen eingefchritten wird, über 
ein ſolches Gefchäft nicht abzunehmen, doch le&terer bey 
der Erledigung des Necurfes darauf zu fehen habe, ob die 
Partey den Recurs muthwillig ergriffen, oder der Richter 
folchen durch feine Schuld veranlaßt habe, in wel einem 
oder anderen Falle die Partey oder der Richter zu einer 
verhältnißmäßigen Geldftrafe, welche in den Zarfond zu 


. fließen bat, zu verfällen if. 


Kortfe 
rung . 


$. 334. 


Der $. 10. enthält die Anordnung, daß von dem Ric: 
ter der Betrag der Zare auf jedes einzelne, der Zare uns 
terliegende Stüd, genau anzumerken , die Partey aber dies 
fen Betrag am eheiten abzuführen, die Abführung der Zart 
an den Richter felbit, oder an die von ihm zur Erhebung 
der Tare eigens beſtimmte, beeidete Gerichtöperfon zu gt: 
fchehen , endlich die Partey, ungeachtet der an einen Drit— 
ten geſchehenen Entrihtung, dem Richter für die allenfald 
nicht zugefommene Zare zu haften habe. 

Bemerkung. Gewöhnlich aefchieht die Entrichtung 
ſogleich ben Zuftellung der richterlichen Erpedition an den 
beeideten Gerichtöbedienten. 
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$. 335. 


Der $. 11. enthält die Anorbnung, daß wegen Unters 
laffung der Berichtigung einer Zare mit feiner richterlidhen 
Verfügung und Zuftelung zurüdzubalten, fondern der Bes 
trag der Zare einftweilen vorzumerfen, am Ende jeden Zah: 
res, aber die haftenden Ausftände einzutreiben feyen. 


$. 330. 


Der $. 12. enthält: daß dem Richter dad Befugniß ein- 
geräumet fen , denjenigen, der im Nüdftande bafıet, nad 
Berlauf eines Monaths durch den Gerichtsdiener erinnern 
zu laſſen, den Rückſtand binnen acht Tagen zu berichtigen, 
daß diefer aber nach fruchtlos gemachter Erinnerung nad 
Vorſchrift der allgemeinen Gerihtöordnung $- 307 , einges 
trieben , fomit ein Gerihtödiener an den Rückſtändner ab: 
georbnet werde, um, fo viel die Taxe beträgt, von den 
vorfindigen Habfchaften abzunehmen, daß dad Abgenom: 
mene bey der nächſt vorfallenden gerichtlichen Feilbiethung 
verkauft , die Taxe berichtiget, und die allenfalld erübrigte 
Barfhaft dem Eigenthümer erfolget werde. 

Bemerkung. Unter den Habfhaften wird jedoch dad 
zum Gewerbe gehörige Werkzeug und die Theile des Fundi 
instructi von diefer Erecution von felbft ausgenommen. 


$. 337. 


Der.$. 13. enthält die Anordnung, daß in dem Falle, 
als in diefen adelichen Richteramtögefchäften auch Kunſtver— 
föndige beyauziehen find, die Beftimmung ihrer Belohnung, 
Zare, dem Richter überlaffen fey, welcher in jedem einzels 
nen Kalle von Amtöwegen auf die Befchaffenbeit der Kunft, 
und Ar Stand der Kunftverfländigen, Rüdfiht zu nehs 
men hat. | 


$. 338. 


Ders. 14. enthält endlich die Beftimmung, in melde Gaf: 
fen tiefe Zaren einzufließen haben. Alle die in diefer Zar: 
ordnung ausgemeflenen Zaren haben bey landeöfürftlichen 
Stellen in den Zarfond , bey Magiftraten in die ftädtifchen 
Caſſen, bey Dominicalortöger: ten in Die herrſchaftlichen 
Renten, bey Dynaſten und Jurisdicenten in derſelben ei— 
gene Caſſen einzufließen; unter feinem Vorwande aber dür—⸗ 
fen Zaren von einem zur "Amtöverwaltung beftimmten Beam: 
ten, welcher fith mit feiner Befoldung zu begnügen hat, bezogen 


Brite 


Fortis 
kung. 


Fortſe— 
dung. 


Fortſe— 
dung. 
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Een diefer 
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Nu 
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werden, nur mit Ausnahme jener Geſchäfte, welche er ent- 
fernt von dem Orte feines Gerichtöflanded zu verrichten hat, 
* wofür ohnedieß ſchon die Ausmaß in dieſer Taxordnung 
beſteht. 

Schlüßlich enthält dieſes Patent die Anordnung, daß 
dieſe Taxordnung in der Kanzley zur beſtändigen Einſicht 
aufzubehalten ſey, die Parteyen ſich ſolcher unweigerlich 
zu fügen, der Richter ſich aber aller Ueberſchreitung zu ent⸗ 
halten habe. 

Bemerkung. Hieraus folgt, daß e8 jeder Partey frey 
ſtehe, felbft in der Kanzley in diefe Taxordnung Einficht zu 
nehmen, und daß auch der Richter ſchuldig fey, einer folchen 
Dartey, wenn fie binfichtli der Anrechnung oder Ausmaß 
einer Zare Zweifel erhebt, die erforderlichen Erklärungen zu 
maden, und ihr die Claffen und Rubriken diefer Taxe deut: 
li anzuzeigen. 

Ä $. 339. 

Es ift fhon oben bemerkt worden, daß diefe Taxord⸗ 
nung mebrere Rubriken enthält, bey’ welchen jedoch die Eins 
gangs erwähnten vier Glaffen zum Grunde gelegt find. Diefe 
Rubriken enthalten alle Zweige der Amtshandlungen des ade 
lihen Richters, und find folgende neun: 


G 340. 
Die I. Rubrik beträgt in der 




















I. Elaffe. IL Claſſe. III. Claſſe. IV. Glaffe. 
fl. & fl. ir. fl. kr. | fl. kr. 
— * — 5 — 3 — 2 








In dieſe Rubrik gehört: ce. 
a) Jeder Beſcheid, fo von dem Richter über eine eins 
gereichte Bittſchrift ertheilet wird , und nicht ausdrücklich 


mittelſt gegenwärtiger Ordnung in eine andere Rubrik ge: 


est ift. ’ 
Bemerkung. So z. B. ift die Erledigung einer Erbs— 
erflärung oder die Verwilligung eines Verbothes auf fahrende 
Güter, wohl au als ein Beſcheid anzufehen, indeflen 
ift für diefe Erledigung, refpective Befcheid, eine höhere Taxe 
in der zweyten Rubrik angewiefen. 


o) Jede Anfchlagung eines Edictes; 

c) jede Zuftellung einer gerichtlichen Verordnung. 

Wenn jedoch die Zuftellung an einem Orte zu gefchehen 
bat, der von diefem Gerichtsorte eine Meile, oder weiter 
entfernt ift, follen dem Gerichtödiener für jede Meile 15 Kreu- 
zer mit Einrehnung des Rückweges abgereichet werden. 


$. 341. 
Die II. Rubrik beträgt in der 


I. Claſſe. II. Claſſe. III Glaffe. | IV. Glaffe. 


fl. kr. fl. Br. fl. %. fl. kr. 
— 30 — 15 — 12 — 10 


Hierher gehört: 

a) Die Erledigung einer Erbserklärung; 

b) die Aufnahme eined mündlich vorgetragenen Befchäf- 
tes in das Protofol; . 

c) die Ausfertigung eined Decretes zur Anftelung eines 
Bormundes oder Curators, eincd Vertreterd der Berlaffen- 
ſchaftsmaſſe, und Vertreters abweſender Theilnehmer ; 

d) die Verordnung zur Vormerkung einer legtwilligen 
Anordnung bey einer Landtafel oder Grundbuche; 

e) die Berwilligung eines Verbothes auffahrende Güter ; 

f) die Hinausgebung der Beweggründe einer richterlis 
hen Verordnung. 

Bemerkung. Es ift alfo hier nur von jenen Beweg— 
gründen die Rede, welche mittelft Befcheid über eine richter: 
lihe Berordnung herausgegeben werden, und die fi) daher 
von den Beweggründen eined rihterlihen Urtheiles 
unterfcheiden. | 








4 


6. 342. 
Die III. Rubrif beträgt in der 





—) — 
I Glaffe. II. Glaffe. | Ill. Glaffe. | IV. Claſſe. 


nn — u — — 
— ———s—— 











te. | ve fll. kr. | f. f. 


— 40 — 20 — 15 — 10 


—II. 
Rubrik. 


NMubrik 


IV, 
Aubrif. 
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ierber gehört: 

a) Jede Audfertigung eined Ebdicted zur Feilbiethung, 
zur Erörterung der haftenden Schulden, zur Vorrufung eine 
Theilnehmers, deſſen Aufenthaltsort unbekannt ift, zur Amor: 
tifirung einer Urfunde, jedoch ohne Rückſicht, ob das Eric 
an mehreren Orten anzufchlagen, folglich in mehreren Erpe- 
ditionen zu erpediren fey; 

b) jeded Erſuch- oder Antwortfihreiben, fo an einen an: 
deren Richter oder Obrigkeit ergeht; 

c) jeder Befehl, fo an einen Gerichtsabgeordneten, 
Gerichtödiener, Kunftverfländigen, Vormund, Vermögens» 
verwalter erlaffen wird. 

Bemerkung. Es verfteht ſich wohl von felbft, daß 
mündliche Befehle an einen Gerichtödiener ıc. nicht in diefe 
Rubrife gehören. 

d) Jede Verordnung Über die von einem Vormunde an: 
gefuchte gerichtliche Bewilligung zur Veränderung des Auf 
enthaltöortes ded Mündeld oder Suranden, zur Beftimmung 
von deffen Erziehungdart, zur Veränderung feines Standes, 
zur Beftreitung einer Ausgabe, zur Veräußerung eines Pu: 
— ‚zur Erhebung eines Theiles des Pupillarver 
mögend; | 
e) jebe obrigkeitlihe Vidimirung der Abfchrift einer 
Urkunde. 


$. 343. 
Die IV. Rubrik beträgt in der 


Me nf a Zn m m nn U nun u 














— = a 
I. Claſſe. | IL Claſſe. | III. Glaffe. | IV. Claſſe. 
fl. kr fl. kr. | fl. 8. | fl. kr. 

ii — — 30 | — 20 | — 15 
Hierher gehört: . 


a) Die Auöfertigung einer gerichtlichen Urkunde ; 

b) die Aufnahme eines Eives; 

c) dad Vorzuhalten Über den Erlag eined Depoſitums; 

d) die Erpedition über die Finalerledigung einer Red: 
nung. 


$.. 344. 


Die V. Rubrif beträgt in der 


* 


1.Glaffe. | II. Glaffe. | III. Claſſe. | IV. Claffe. 




















fl. fr. fl. kr. fl. kr. fl. Er. 
— | 1 30 1 — — 45 


Dieſe findet Statt: 
a) Für die Kundmachung der lehtwilligen Anordnung, 
ſie mag in einer oder mehreren Urkunden beftehen. 

Bemerkung. Unter diefen Urkunden werden hiermit 
auch die Codicille verftanden. 

b) Für jeden Tag, wo der Richter, oder deffen Abges 
ordneter, es mögen deren einer oder mehrere feyn, einfchreis 
tet, zur Anlegung oder Abnahme der Sperre bey Berlaffen- 
ſchaftsabhandlungen, zur Verhörung eined Zeugen in dem 
Gerihtöorte oder deſſen Wohnung, zur Beaugenfcheinigung 
eined in eine Verlaſſenſchafts-, Pupillars oder Curatelsmaſſe 
gehörigen Gutes, zur Recognoscirung einer Handfchrift, zur 
Vornehmung der engen Sperre, zur Errichtung eines Invens 
tariums, zur Feilbiethung eines Pupillar: oder Verlaſſen— 
ſchaftsgutes. 

Hierbey kömmt zu bemerken: 

1. Daß in die Zahl der Tage auch die allenfalls aufdie 
Reife verwendere Zeit eingerechnet werde; “ 

2. daß den Gerichtsabgeordneten damahls, wenn fie 
außer dem Gerichtöorte dad Amtsgefchäft vorzunehmen has 
den, die ihrem Charakter angemeflene Koft und Fuhr von 
der Partey zinentgeldlich zu entrichten fey, und 

3. daß jedoch für die Verfaſſung des Protokolles, und 
Erftattung der Relation nichtd gefordert, und für die den 
Parteyen auf Anlangen hinausgegebenen Abfchriften nichts 
anders ald die Schreibgebühr entrichtet werden dürfe. 

c) Die Ratification eines Vergleiches, eined Heiraths— 
briefes , eines Kauf: , Taufch-, Beſtand-⸗, Koſt- oder fonft 
wie immer gearteten Gontractes, der in einem Vormund— 
ſchaft s⸗, Euratelds oder Erbfchaftsgefchäfte errichtet wird. 

18 


N. 
Rubrik. 


Vi, 
Rubrik. 


vi. 
Rubrik. 
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Die VI. Rubrife beträgt in ber 


I —— 


L. Claſſe. | II. Glafje. | III. Glafje. | IV. Glaffe. 


— — 











fl. kr. fl. kr. fl. kr. 
12 — 6 — 4 — 1 
Diefe findet Statt: 


a) Für die gerichtliche Verordnung zur Einantwortung 
der VBerlaflenfchaft ; 

b) für die gerichtliche Werorbnung zur Einantwortung 
ded Pupillargutes, wenn ein Mündel großjährig erkläret, 
oder ihm die Nachficht ded Alters ertheilet wird; 

Bemerfung. Durh die höchfte Anordnung vom 4. 
Jänner 1790 ward hinfichtlich auf dieeinem Mündel ertheilte 
Nachficht des Alter (venia actatis) eine befondere Vorſchriſt 
ertheilet, und au befondere Taxen zugeflanden , wos 
durch die obbemeldte Zare lit. b, aufgehoben ward. Nunmehr 
ift aber diefe Vorſchrift durch fpätered Hofdecret vom 1. Sep: 
tember 1818 wieder aufgehoben , und diefe oben ad b wegen 
Nachſicht des Alterd angeſetzte Taxe nach obiger Bemefjung 
in vorfommenden Fällen abzunehmen. 

c) Für die Finalverorbnung, über die Abfonderung ber 
Allodialgüter von Fideicommiflen, Subftitution oder Lehensgü⸗— 
tern, Über Onerirung eined Fideicommiffes, über Depura: 
tionsnachfehung , über Verfaufung einer fiveicommifjarifchen 
Realität, über Bertaufhung eines Fideicommißgutes; ed mag 
nun die gerichtliche Verordnung über einflimmiges Einver— 
ftändniß der &heilnehmenden erfolgen, oder bey getheilten 
Meinungen eine richterlihe Verfügung eintreten ; 


d) Ueber Bermögensabtheilung zwifchen Erben, Mün: 
deln und Guranden. 





6, 345. 


Nah der VIL. Rubrife fümmt für jede Abfchrift, 
fo die Parten von dem Richter verlangt, bey den inder Haupt: 
fladt jeder Provinz befindlichen Gerichtöbehörden für eine 
Seite vier Kreuzer, bey den Übrigen außer dem Bezirke 
der Hauptftädte befindlichen Gerichtöbehörden zwey Kreu— 
zer zu bezahlen, und hat ſich der Richter hierbey gegenwär: 


tig zu halten, die Parteyen durch zu große Weitläufigkeit nicht 
zu befchweren, 


$. 346. 


Nach der VI. Rubrik ift für die Aufnahme einer 
Rehnung von dem Betrage der Einfünfte nach Abzug der 
Intereflen von den etwa haftenden Schulden, der landesfürft: 
lihen Gaben , der zur Erhaltung des Pupillargutes unent— 
behrlichen Ausgaben, wie auch der demfelben zu entrichten» 
den jährlichen Laften in wittiblicher Unterhaltung, lebensläng— 
lihen Legaten und Penfionen, die Raittare mit fünf 


VI, 
Rubrik. 


pCt. zu entrichten, und foll die hier auögemeffene Raittare 


von dem ganze Betrage der Einfünfte, nach den ausgezeich— 
neten NRüdfichten auch dann abgenommen werden, wann 
über ein unzertheilted Vermögen, wovon ein Theil Groß: 
jährigen angehört, Rechnung geleget wird. 

Dagegen find von der Raittaxe befreyet: 

3 Alle Stiftungsrechnungen; 
b) die in Concurs verfallenen Rechnungen; 

c) diejenigen Pupillar- und Adminiſtrations-Rechnun— 
gen, wo nad obgedachten Abzügen, die reinen Einkünfte 
nur drey Hundert Gulden oder weniger betragen ; 

d) die fämmtlichen Pupillarrechnungen bey den Domis 
nical » Ortögerichten. 

Ueber die hier ausgemeſſene Raittare ift für die Bemäng- 
tung und Erläuterung der Rechnungen für derfelben Begneh— 
migung und Ertheilung ded Abfolutoriumd eine befondere 
Zare nicht abnehmen. | 


6. 342. 


Nah der IX, Rubrik ift für die, bey Verwaltung 
des adelichen Richteramtes vorfallende Verwahrung eines zu 
Gerichtshanden erlegten Gutes, bey deflen Erfolgiaflung zu 
bezahlen. 

Für bares Geld, und die Prätiofen nah Schäßung 
oder billigem Anfchlage vom Gulden ein halber Kreuzer, 
für Schuldbriefe- ein ahtel Kreuzer. Bon diefer Ent: 
richtung ift jedoch dad Pupillar-Depojitum frey zu laſſen. 

Bemerkung. Nach dem Hofdecrete vom 24. December 
1787 find alle Zaren, welche nach dem Vermögensbetrage 
ausgemeffen werden müflen, fo lang leßterer nicht bekannt ift, 
lediglich vorzumerfen, und dann erfi, wann nad) geendigter 
Abhandlung der Betrag beflimmt ift, von den betreffenden 
Darteyen einzuheben. F 

1 


IX. 
Rubrik, 
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$. 348. 


Erläute Zur Fefthaltung diefer Vorfchriften wurden durch nad» 
rungen trägliche Verordnungen inäbefondere eigene Strafen feſtge— 
und ſetzet, fondern auch für manche Fälle Erläuterungen nachge: 


$. 349. 


Strafe So erfolgte die höchfte Anordnung, daß von dem Tage 
des per Kundmabung Diefer Zarortnung von den Unterthanen 
dTert 03 Feine anderen Zaren und Schreibgebühren, als in folder ent: 
halten find, bey Strafe des vierfachen Erſatzes, wel: 
cher zu Hanten des gefränften Unterthans zu erlegen kömmt, 
abgefordert werden dürfen. Vid. Hofdecret vom 8. July 1788. 
Weiterd wurde feltgefeget, daß nebft diefem Pönale des 
vierfachen Erſatzes auch noch überdieß eine empfindliche 
Strafe für den Fall verhänget werden ſoll, wenn ſich .ein 
DOrtögericht den Unfug anmaßen follte, bioß zur Vergröße— 
rung der Zarbezüge, folde Erpeditionen und Verordnun— 
gen zu erlaflen, welde nach den eintretenden Umſtänden be: 
fonderd bey dem Landvolke ganz und gar überflüflig find, 
oder auch Zaren von foldhen Erpeditionen abzunehmen, welche 
gar nicht erlaffen worden find. Vid. Hoſdecret vom 22. Des 
cember 1791. - 


$. 350, - 


Beams In die Nubrif der nicht mehr zuläffigen dießfälligen 
— Taxen gehören alfo die ſogenannten Beamteng: oder wie 
*en. immer Nahmen habende derleyige Gerichtstaxen, und kön— 
nen daher in dieſem Geſchäfte in Streitſachen oder im ade— 
lichen Richteramte keine für ihm eingehende Taxen angeſe— 
tzet werden; ja es iſt, wie in dem betreffenden Patente aus— 
drücklich vorkommte, nicht einmahl geſtattet, dieſe Taxen 
als Emolument, oder in partem salarii zu beziehen, damit 
alle Gelegenheit entfernet werde, die Beamten wegen ihres 
eigenen Vortheiles zu ungefeglihen Anrechnungen zu ver: 
leiten. 


$. 351. 


Anwen: Durch diefe neue Taxordnung für das adeliche Richters 
dung amt wurden Übrigens nur jene Zaren vom 1. November 1787 
N. angefangen, aufgehoben, welche über diefen Gegenftand, 
nen Zap. nähmlicy über dad adeliche Richteramt beftanden, oder 


welche bis dahin gewöhnlich abgenommen wurden folglich, 
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da folche mit den Zandtafels, Stadt: und Grundbuchd-, dann ord num 
Bürgerrechtötaren in feiner Verbindung ftehen, ſolche leg: Yen. 
tere in fo ferne unbeirret bleiben, als nicht eine oder die andere 
dießfällige Amtshandlung in die neue adeliche Richteramtd: 
tarordnung aufgenommen wurde, in welchem Falle eine ſolche 
Targebühr nach der Landtafel:, Stadts, Grundbuchs- und 
Bürgerrechtstarordnung nicht mehr erfcheinen, oder abgenom» 
men werden dürfe. 

Uebrigens bleiben diefe Zarordnungen auch nurir fo lange 

in ihrer Wirfung, ald nicht neue Regulative an ihre Stelle 
treten. Vid. Hofdecret vom 24. December 1787; 3. April = 
1788; 23. November 1790. | 


$. 352. 


Durh die höchſte Anorpnung vom 4. Jänner Venia 
1790, wurde in Bezug auf die einem Mündel ertheilte Nach- actatis- 
fiht an Jahren (venia aetatis) von der allgemeinen adelihen Fart 
Richteramtstaxordnung abgewichen, und eine eigene Borfchrift 
ertheilt, wodurch die in der obbemeldten allgemeinen Tax— 
ordnung zur fehöten Rubrik lit. b, bemefjene Taxe aufgeho— 
ben ward. 

Durch ein fpätered Hofdecret vom 1. September 1818, 
wurde jedoch diefe obige, für die Nahficht an Jahren er: 
tbeilte WVorfchrift abermahl aufgehoben, und das adeliche 
Richteramtöpatent, eigentlich die dießfällige Taxordnung dach 
der ſechſsten Rubrik lit, b. wieder in Wirkung gefegt. 


$. 353., 


Aus dem Grunde, weil felbft nach dem Patente vom Zeit der 
13. September 1757 die Bemeflung der Taren nur nach Abnahme 
dem Bermögensbetrag Statt finden Fann, folgt zwar 
ſchon von felbit, daß diefe Zaren nicht eher abgenommen 
werden können, als diefer Vermögensſtand genau bekannt ift. 
Snöbefondere wurde jedoch auch verordnet, daß über 
biefe Zaren von der Obrigkeit lediglich die Bormerfung ges 
führet, und folche erft nach beendigter Abhandlung von den 
betreffenden Parteyen abgefordert und eingehoben werden 
follen. Vid. Hofdecret vom 24. December 1787. 


$. 354. Bi 
In dem adelichen Nichteramtöpatente kann nach der ah: Rait— 
ten Rubrik für die Aufnahme einer Rechnung von dem Be, Fark 


trage der Einkünfte nah Abzug der Intereſſen von den etwa 
baftendpen Schulden, der landesfürftlihen Gaben, der zur 


In wtls 
der®ähs 
rung die— 
fe Zaren 
abzuncebz 

men, 


Me: 
ſchwer— 
ben. 
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Erhaltung des Pupillargutes unentbehrlichen Auslagen, wie 
auch der von demfelben jährlih zu entrichtenden Laften die 
Naittare mit 3 pCt. aud) dann genommen werden, wenn 
über ein unzertheiltes Vermögen, wovon ein Theil Großjäh- 
rigen angehört, Rechnung geleget wird. 

Hieraud hat fi die Frage ergeben, welche Rait: 
tare in dem Falle abzunehmen fen, wenn das einem Mais 
fen oder Guranden gehörige Vermögen ganz, oder zum Theil 
in einer Handlung verflodten if. 

Es erfolgte hierüber unterm 11. November 1791 die höchfte 
Entſchließung dahin, daß in diefem Falle nur von jenem 
Theile der wirklich eingebrachten Handlungsnußung, weldye 
nach der jährlichen zu verfchaffenden,, und dem Gerichte vor— 
zulegenden Handlungsbillany den unter der Vormundſchaft 
oder Guratel ftehenden Individuen gebührt, es möge folde 
in der Handlung belaffen, oder auf was immer für eine Art 
verwendet werben, dieRaittare abgenommen werden fönne; 
übrigens aber, wenn ein heil der Handlungsnußung im 
lesten Jahre vor Auflaflung der Bormundfchaft oder Curatel 
im Ausſtande bleibt, von demfelben inzwifchen vorzumerfen, 


und nad) gefchehener Einbringung gedachten Handlungsauss 


ftandes nachzutragen ſey. 

Wenn endlich ein mit dem Waiſenvermögen vermengtes, 
mit der freyen Verwaltung einer dritten Perſon zuſtändiges 
Gut verbunden iſt, ſo kann von einem ſolchen der freyen 
Verwaltung unterliegenden Vermögen eine Raittare nit 
abgenommen werden. 


$. 355. 


Durch die Hofdecrete vom 15.May und 13. Juny 181g, 
wurde fänmtlichen Ortögerichten, Dominien, das Recht eine 
geräumet , die biöher in Papiergeld bezogenen Zaren, 
ſomit au die adelichen HRichteramtötaren vom 1. Septem: - 
ber 1819 angefangen, in Conventionsmünze anzurechnen und 
abzunehmen. 

Es verſteht fih, daß diefe Begünftigung nur auf die 
Zargebühren, nicht aber auf dad Laudemium, Urbarialgiebigs 
feiten fich ausdehne. 


$. 356. 


Die Anftände, die fih wegen einer folhen Taxanrech⸗ 
nung ergeben, fommen lediglich im politifhen Wege zu be— 
handeln und die Entfcheidungen hierüber zu ſchöpfen. Die 
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Juftizftellen find hierbey von aller Intervenirung oder Ent= 
fheidung auögefchloffen. Vid. Hofdecret vom 7. April 1790. 
Hinfihtlich jener Beſchwerden einer Zarbemeflung, die 
fih_zwifchen Unterthanen und ihren Herrfchaften erheben, 
iſt ſich übrigens fireng nach dem mittelft des Unterthanspa« 
tentes vom 1. September 1781 angeordneten Verfahren zu 
abten, in Folge deflen der Unterthan feine Befchwerde 
vorerft bey der Herrſchaft felbft dießfalld anbringen muß, le» 
tere aber salvo recursu an dad Kreisamt den Befcheid hier: 
über zu ertheilen hat. 





Alphabetifhes Regifter 


aller in Geſchäften bes adelichen Richteramtes vorkom— 
menden, einer Taxe unterliegenden Amtshandlungen. 
















F 11, tl. IV. 
Slaffe Claſſe Bus Etaffe 
} fl. |er. 


J. 


Abſchrift einer Urkunde, welche die Par: 
ten verlangt. Hiefür ift in Hauptſtäd⸗ 
ten für die Seite vier Kreuzer in ben 
übrigen Bezirken zwey Kreuzer zu be: 
zahlen. 

— einer Urkunde, obrigkeitlihe Vidimirung. |— 140) — |20 

Abfolutorien über die Rechnungen uns 
terliegen Feiner Raittare, » -» + + + - ——— 

Amortifirung einer Urkunde, die dieß— | 
fällige Ausfertigung des Edictes. - 401] -|20—1r5 

Anlegung und Abnehmung der Sperre 
bey Berlaffenfchaftsabhandlungen für je» 
den Tag. oa ee ee 3l—!| 1130| 1] -l 145 

In die Zahl der Tage wird auch bie 
allenfalls auf die Reife verwendete Zeit | 
eingerechnet. Gleichfalls ift den Gerichts⸗ 
abgeordneten damahls, wenn fie außer 
dem Geridhtsorte das Amtsgeſchäft vor: 
zunehmen haben, die ihrem Gharafter 
angemeffene Koft und Kubr von der Par: 
ten unentgeldlich zu verfchaffen. | 

Anordnung legtwilliger Kundmadhung , 
fie mag in einer, oder mehreren Urkun— 
den beftchen. wit ie | 3 — 1 

Anfhlagung eines Edicts Siehe Edict. 

Antwortfhreiben, fo an einen andern 

Richter, oder Dbrigkeit ergeht. » 
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Aufnahme eines Eites - - 1) - 1301 —1 1511-10 
— eines mündlich vorgetragenen Geſchetti 

in das Geſchäftsprotokboll— 30-ο 


— einer Rechnung. ‚Siebe Raittare. 
Ausfertigung eines Decretes zur Auf: 
ftellung eines Vormunbes, Gurators, ei: | N | | 
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nes Vertreters der Berlaffenfchaftemafle, 
eints ——— der — Seile 



































nehmer — [= 30 is —jıo 
— eines Edictes zu Amortiisung einer Urz |) | | 
funde - - 140 — 201 — 15 —[10 
— eines Edictes zur geitdiethung, zur Er⸗ 
drterung der haftenden Schulden. u 40- 20- 16-i⸗ 
— einer gerichtlichen Urkunde | eu iz 20. —lı5 
B. | 
Befehl, leder an einen Gerichtsabge eord⸗ | 
netten. * + Heer een — 14041 — |20 10 
Beſcheid jeber, ſo von dem Richter über! | 
eineeingereichte Bittfhrift ertheitet wird, | 
und nicht ausdrücklich mittelft gegen— 
wärtiger Tarordnung in einer andern | 
Rubrik gefegt ift. - - ni) 6 2 
Beweggründe, Hinauegebung derſeiben -30 10 
C. I 
Guranden für die Verordnung zur ange⸗ | 
fuchten Bewilligung zur Veränderung 
deſſen Aufenthaltsortes, bes Standes, 
zur Beftreitung einer Ausgabe - «» - |—i40 10 
Gurators. Ausfertigung ner Deeretee zu | | 
deffen Aufftelung » - -» 30 10 
D. 
Decret. Siehe Ausfertigung. . 
Depofitum. Das Borzupalten über beffen 
Erlag. - - E I- 15 
Depofitenaufbewiahrung. Für felbe | 
iſt bey Erfolglaffung zu begabten: | | 
Für bares Geld und Prätiofen nad 
Schäßung ober biligen Auflage, 
vom Gulden — 4 4 
Für Schuldbriefe » - + + +++ dh ä 
E. 
Edicetsanſchlagung, jebe- er Baal 8 
— Ausfertigung zur Feilbiethung, zur | 
Grörterung der haftenden Schulden, zur 





. 281 





Borrufung eines Theilnehmers , beffen 
Aufenthaltsort unbekannt ift; zu Amor» 
tifirung einer Urkunde, jedoh ohne Rüd: 
fit, ob das Edict an ‚mehreren Orten 
anzuſchlagen, folglich in mehreren * 
peditionen zu expediren ſey 
Gidesaufnabme. . 
Einantwortung ber Veriaſſenſchaft des 
Pupillargutes. Verordnung hierüber 
ErbserklärungssErledigung . 
Erlag eines Depofitums Über das Vorzu: 
halten beöfelben . 
Erledig ung ber Groscrktärung 
Erfuhfhreiben aneinen anderen win 
ter oder Obrigkeit 
Erpebitiomüberbie Binatertedigung einer 
Rehnung .» .- » . — 1 


F. 
deilbiethung. Siehe Gerichtsab— 
geordnete. 


Bine —— Siehe = 






n9- 

HE er — — — einer Rechnung, Er: 
pebition hierüber i 

Binalverordnung über Abfonderung 
ber Allodialgüter von Fideicommißz, 
Subſtitutions- oder Lehensgütern. 

— über Onerirung eines Fideicommiffes ; 

— über Depurationsnachſehung; 

— über Verkauf einer fideicommiffarifchen 
Realität; 

— über Bertaufhung eines Fideicommiß: 

%; 


gute 
- über Bermögensabtheilung zwifchen Erben, 
Mündeln und Guranden —— 


Geld, Bäres, depofitirtes. Siche Dep o: 
fit tum. 

Gerihtsabgeordnete, zur Anlegung 
und Abnahme der Sperre; 

— zur Berbörung eines Zeugens; 

— zur Beaugenfheinigung eines in einer 
Berlaffenihafts:, Pupillen: oder Gura: 
telömaffe gehörigen Gutes; 

— zur Recognoscirung einer Handſchrift; 


— zur Borncehmung der engen Sperre . 3j—Il 1130 
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I. 18. I IN. IV. 
Claſſe FClaſſe Claſſe |Elaffe 
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l 
Gerihtsabgeorbnete, zur Errichtung 
eines Inventariums; 
— zur Feilbiethung eines Yupillars oder 
Berlaffenfchaftsqutes , für jeden Tag 
Nebftsey ift ihnen audı von den Par: 
teyen die ihrem Charakter angemeflene 
Fuhr und Koft unentgeiblich zu flellen. 
Gerichtsprotokoll. Gintragung einrs 
; mündlich vorgetragenen Gefchäftes in 
BIER 2. 1 er 
Geſchäft, mündlich vorgetragenee, fiche 
Gerichtsprotokoll. 
Guts, eines in die Maſſe gehörigen, Be: 
augenfheinigung für den Zug . 


9. 
Handſchrift NRecognoseirung . 
Sollten hierzu mehrere Tage erfor: 
dertich ſeyn, fo ift für jeden Tag diefe 
Taxe zu bezahlen. 


Se, 
Xnventariums-GErridtung . 


Wenn zur Errichtung dieſes Anven: 
tariums mebr als ein Tag — | 
| 


3i—l 11301 2] —i—145 











ift, fo kommt dieſe Zare für jeben Tag 
zu entrichten. 


K. 


Kundmachung einer letztwilligen An: | | 
ordnuna, fie maa in einer oder in meh: | | 
reren Urkunden beftchen . . 3i— ı 30] ı 

Kunftverftfändige. Jeder Befehl "nl N 








ihn erlaffener ne ; —140 





pillen. 


P. 
Prätioſen. Siehe Depoſitum. 
Pupitlargutes, in einer Verlaſſen“ 
ſchaft gehörigen, Seaugenſcheiniguns. | 
Keilbietbung,, für den Sag. . 31—] 113 
— (FSinantwortungs =» VBeroronung . . 12 | 6-1 Hd ı)- 


m. | 
Mändel. Minderjährige. Siehe Pu— 


— — — — 
— Er 


— Rechnungen. Giche Naittart. 
Pupillen. Verordnung über die ange— 
fuhte Bewilligung zur Weränderung 





deſſen Aufentbaltsortes, zur Beftim: 
mung feiner Erziehungsart, Weräns 
derung feines Standes, zur Beftreitung 
einer Ausgabe, zur Veräußerung eines 
Dupillargutes, zur Erhebung eines ze 
les beifen Vermögens. 


R. 


ittaxe (Rechnungstare) iſt bey Aufs 
nehmung einer Rechnung von dem Be— 
trage der Einkünfte nach Abzug der In— 
tereſſen von den etwa haftenden Schul: 
den, der lanbesfürftiihen Gaben, der 
zur Erhaltung des Pupillargutes unent: 
behrlihen Ausgaben, wie auch der von 
demfelben zu entrichtenden jährlichen 
kaſten mit 3 pro Gento abzunchmen. 
Ausgenommen find biervon: 
a) alle Stiftungsrechnungen ; 
b) die in Goncursgefchäften vorfallens 
ben Rechnungen ; 
ec) diejenigen Pupillars und Admini— 
firationsrechnungen, wo nach obge: 
dachten Abzügen die reinen Ein: 
Fünfte nur 300 fl. oder weniger 
betragen ; 
d) die fänmtlihen Pupillarrechnun: 
gen beyden Dominicalortsgerichten. 
Ratification, für jeden Vergleich, Bei: 
rathedrief , Kauf, Tauſch, Beſtand, 
Koft, oder für jeden font wie immer 
gearteten Gontract,, ber in einem Bor: 
mundfchafte:, Guratel= oder — 
ſchäfte errichtet wird. 
Rehnungen. Siehe RKaittare. 
Relation eines Gerichtsabgeordneten un— 


= 
5 


terliegt Reiner befonderen Zare. Rur ift| 


für die von ben Parteyen auf ihr An: 
langen binausgegebenen Abfchriften den: 
ſelben die gewöhnliche Schreibgebühr zu 
entrichten. Siche Abſchrift. 


©. 


Schuldbriefe, depofitirte, ben deren Er- 
bebung wird bezahlt vom Gulden 
Schulden haftende, zu deren Erörterung, 

Ausfertigung eines Edictes . 
Sperranleaung und Abnah me. 
Sicht Gerihtdabgeorbnete. 


I, 
Glaffe 


mm m 
fl, (Er. |ft. [er.ift. Jer.lle. [er. 








Claſſe 


II. 





III. 


203 
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f, I. I DE. W IV, 
Eiaſſe Ciaſſe ClaſſeGlafſe 


fl. Br.lifi. jEr. ia. lEr.iift. ser. 
V. 


| 

Berbotheverwilligung auf fahrende 

Güter. —F —'301- 1512 410 
Berfaffung des Protopolles eines Be | | | 
richtöabgeorbneten Über die vorgenom: | 

mene Sperre 2c. Diefür ift feine Zare, 

fondern nur für die von ber Partep! |! 
er 





U. 


urfunde, Abſchrift. Siehe Abſchrift. 
— Amortifirung. Siehe Ediet, 


dießfalls verlangte Abfchrift bie gemöhn: 

liche Schreibgebühr zu entrichten. Siehe 

Abſchrift. 
Verkauf einer fideicommiſſariſchen Reali— | 

täts-Rinalordnung hierüber . . AB 
Berlaffenfhafts»- Gutsfeilbiethung. 

Siche Gerihtsabgeordnete. | 
— Ginantwortung, Verorbnung hierüber fız || 6 
Bermögensabtheilung. Sich Ber] |’ | 











orbnung.. | 
VBerorbnung zur —— der Be⸗ | 
mweggründe . 30/1 5l- 1210 
— zur Einantwortung ber Berlaffenfchaft 12 -| 6 - 
— zur Einantwortung bes Pupillarautes |ı2 6i-| 4/-j ı 
— ($inal-) über Abfonderung der Allodial: I. | | 
güter von Fideicommiß:, Subſtitutions⸗ | | | 
und Lehengütern. 12] 161 
— über DOnerirung eine gi deicommiſſes 2—6 ä 
— über Depurationsnachfehung . .- 12 | 6|-il 4 
— über Berlauf einer fideicommiifarifchen | 
Realität . 12) 61 - 
— tiber Bertaufchung eines Fide icommiffes 12 = 6] 
— über Bermögensahtheilung zwiſchen Er f 
ben, Mündeln und Guranden . 12 =| 6 
— zur ONE einer letztwilligen An: | 
ordnung. . — 1350 - 
— {iber die von einem Bormunde angeſuchte 
gerichtliche Bewilligung zur Werände— 


rung eines Aufenthaltsortes, Beſtimmung 
ber. Erziehungsart, Veränderung dee]. I 
Standes des Mündels, zur Beftreitung | 
einer Auslage für denfelben, zur Vers 
äußerung eines Pupillargutes, zur Er⸗ 
bebang eines Theiled des N 





mögene. . 
— deren Bufte Hung. Siehe Zuft ellung 
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| 4. Al III. AV, 
Sta fie Elaſſe Claſſe Claſſe 


f. te.fl. ox. fl. tc fl. etrc. 








Bertreters der Verlaſſenſchafts- Maſſe 
oder eines abweſenden Theilnehmers Auf⸗ 
Beammasdeetet . —— 9 

Berwahrung des Vermögens. Siehe D es || 
pofitum. | 

Bidimirung der Urkunden. Siehe Ab: 
fhrift. | 

Bormunds = Anftellungsdecret sy 

Bornebmung der Sperre Eiche Gr 
richtsabgeordnete. 

Vorzuhalten über Erlag eines Depofiz | 
tums. Siehe Depofitum. 
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MW. - 
Baifen. Siehe Pupillen. | 
3. 
Suflellung der Verordnungen u 
Wenn jedoch die Zuftellung in einen! 
ſolchen Ort zu’gefheben hat, der vom | 
Gerichtsorte eine Meile, oder weiter ent⸗ 
fergt ift, follen dem Gerichtödiener für 
jede Meile 15 Kreuzer mit Einrechnung 
des Rückweges abgereicyet werben. ji 


$. 357. _ 


Dad Mortuarium, Sterbtare, (von welder ges Mortu: 
genwärtig die Rede iſt, und welches fi von dem Zodten» arium ) 
Pfunde, Zodtenfallfrengeld eines unterthänigen Vermögens Ld:er 
unterfcheidet, und von welch letzterem ſchon im erften Theile er 
gehandelt wurde) ift jene Gebühr, welche von der Abhand: . 7% 
lungsinftanz von dem rüdgelaffenen Vermögen berechnet 


und abgenommen wird. 


i—! 5 31-1 2 





$. 358. 

Die hierüber beftehenden anmendbaren älteren und neues Bor: 
ren Vorſchriften enthalten die Richtfhnur Über das Recht,ihriften 
Art und Weife der Abnahme, Maß der Gebühr und ihre bierüber. 
Befreyungen. 

$. 359. ' 
Es ift der Zweifel entftanden , wie weit das bey einer Bey ei: 


deutfchen erbländifchen Abhandlungdbehörde in einem Nach: nen un: 
laffe vorfindige Vermögen ald ungarifches, folglich dergariigen 


Ber: 
mögen. 
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Erbfteuer und der Sterbtare nicht unterliegendes Gut, 
und auch ob der Erblafjer in dieſer Abficht als ein Ungar zu 
betrachten fey. 

Dad Patent vom 7. September 1782 enthält nun hier: 
über Folgendes, nähmlich: 

1. Daß in dem Falle, alö bey einer in einem öfter: 
reihifchen oder böhmiſch-deutſchen Erblande beftehenden Ge: 


‚richtöbehörde die Verlaflenfhaftsabhandlung nad) einem Erb: 


laffer gepflogen wird, der fein Ungar ift, als ungariſches 
Vermögen nichtd anderes anzufehen und hiermit von der 
Erbfteuer und Sterbtare nichtd anderes frey zu laffen fey, ald 

a) die dem Erblafjer eigenen, in dem Königreiche Uns 
garn und den damit vereinten Provinzen gelegenen Herrſchaſ⸗ 
ten fammt dem dazu gehörigen fundo instructo; 

b) die in Ungarn ihm angehörigen Häufer, fammt den 
darin befindlichen Geräthfchaften oder der fogenannten Haub: 
einrichtung ; 

c) die dem Erblaffer angehörigen auf eine ungarifhe 
Realität wirklich intabulirten Schuldforderungen. Dagegen 

2. in dem Falle, ald die Verlaflenfchaft eines Erblaſ— 
ferd abgehandelt wird, der ein Ungar ift, nebſt den eben 
angezeigten noch folgende Habfchaften ald ungarifces Ber: 
mögen anzufeben, und daher von der Erbfleuer und Sterb- 
tare frey zu laffen feyen, nähmlich: 

a) Ale Schuldbriefe, worin eine ungarifche Realität 
zum Unterpfande verfchrieben worden, wenn auch eine In: 
tabulirung diefer Realität nicht erfolget iſt; 

b) alle Schuldforderungen,, wo die Zahlung bey einem 
ungarifchen öffentlichen Fonde angewiefen, oder auch nur dir 
Zahlung ausdrüdlich in Ungarn bedungen worden ; 

c) alle Schuldbriefe , die von einer ungarifchen Ge: 
meinde oder einem ungarifhen Privatmann in Ungarn aus: 
geltellet worden, wenn fchon Fein eigener Zahlungsort ange: 
wiefen, oder feine Hypothek verfehrieben worden ift. Iſt hin: 
gegen in einem Sculobriefe zwar eine ungarifche , zugleich 
aber auch eine andere, in einem der k. f. deutfchen Erblän 
der befindliche Hypothek bedungen, foll Ä 

d) nur die Hälfte von dem Betrage der Schuldferde 
rung als ungarifches Vermögen angefehen , folglich auch nur 
tie Hälfte von der Sterbtare und Erbfteuer freugelafien 
werden, 

3. Daß in Anfehung der Perfon derjenige Erblafle 
als ein Ungar zu betrachten und zu behandeln fey , melde 
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in dem Königreiche Ungarn, oder in einer, der Damit verein- 
ten Provinzen gebürtig ift, und 

a) welcher zu der k. k. ungarifchen Hoffanzley , oder 
fonft einer anderen, in den k. k. deutſchen Erbländern be: 
findlihen Behörde in landesfürftlihe Dienfte getreten ift, 
feine Dienftleiftung und fein Aufenthalt während derfelben 
in den E. E. Erbländern mag, wie lange aud) immer, ge: 
dauert haben ; 

b) derjenige , welcher ungehindert feines in einem k. £. 
Erblande gewählten, auch noch fo langen Aufenthaltes den- 
noch in Ungarn, oder einer der Damit vereinten Provinzen 
wirklich anfäßig geblieben ift; 

ec) eben fo jeder, der fih in einem k. k. deutfchen Erb: 
lande nicht durch fogenannte Anſiedlung, wirkliche Anfäßig: 
feit, oder einen ununterbrochenen zehnjährigen Aufenthait 


nationalifiret hat. 


4. Daß das bloße Indigenat, ohne dem Befit einer Reali» 
tät nicht die Eigenfchaft eined Ungard in Beziehung auf tie 
Befreyung von der Sterbtare und Erbfteuer, wofern nicht 
etwa ein folcher Sndigena bereit vorher in Ungarn begütert 
oder anfäßig gewefen wäre, begründe, in welch lesterem 
Halle er auf die Art angefehen werden fol, wie es in dem 
vorhergehenden Abfage wegen der ungarifchen Landesfinder 
vorgefchrieben iſt; endlich 

5. daß auch die Eheweiber, wenn ihre Männer ald Un: 
gar anzufehen find, wie auc die Witwen, fo lange fie nicht 


zur zweyten Ehe fchreiten, nach gleichen Rechten zu behan— 


“ 


dein feyen. | 
$. 300. 


Hinfichtlich jener Anftände, welche fich bey dem Bezuge 
des Mortuariumd ergeben können, find vermöge Hofdecret 
bom 28. September 1780, folgende Grundfäge aufgeftellet 
worden, nähmlidh: 

1. Daß ſich die Juſtizſtellen in Streitigkeiten, welde 
wegen des bey einer landesfürftlichen Gerichtsbehörde einzu: 
bebenden Mortuariumd entftehen, hierin nicht einmengen 
folen , indem ein derley Mortuatium in das landesfürftliche 
Zaramt fließe, und alle dießfälligen Bedenklichfeiten ledig: 
li ad camerale gehören ; 

2. daß fich eben fo wenig die Juftizftellen in jene Sterb: 
oder Zodtenpfundgelder einzumengen haben, welde von den 
Grundherrſchaften und Obrigfeiten von den Verlaſſenſchafts— 
gütern ihrer Unterthanen oder Srundholden abgenommen wers 


Behör: 
den in 
ſtreiti— 
gen Fäls 
len. 


Ausmaß. 


Grrid: 
tung eis 
nes Ins 
ventari:; 
ums, 
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den, indem diefe Gebühren ex nexu subditellae entſtehen, 
und zur politifchen Behandlung nach dem Unterthandpatente 
ehören, 
di Anmerkung. Die dießfällige Erörterung und Be: 
handlung ift im eriten Theile diefes Werkes vorausgegangen. 
3. Daß Alſo der Juſtizverhandlung nur jene Anftände 
vorbehalten bleiben, wo Particularjuftizbehörden in den Fäl— 
len , daß der Verſtorbene mit felben in feinem nexu subdi- 
tellae geftanden, das Mortuarium bezichen. 


$. 361. 


Durch die allgemeine adeliche Nichteramtstarordnung, 
welche mit 1. November 1787 in Wirfung trat, iſt eine Eins 
förmigkeit in dem Zarbezuge eingeführet, den Erben in vie: 
len Puncten eine Erleichterung verfchafft worden. 

Um nun hingegen auch den Zarfond zu deden, fo wurde 
nach dem Hofdecrete vom 5. October 1787, die allerböchfte 
Willensmeinung befannt gegeben, nad) welcher auch bey den 
Landrechten jener Provinzen, wo der Beit ein Mortuarium 
nicht abgenommen worden, wohl aber die Erben mit anter= 
weiten, nunmehr aufgehobenen Giebigkeiten belafter waren, 
vom 1. November 1787 anzufangen, das Mortuarium von 
dem ee und zwar von den Realitä— 
ten mit 1 pCt., von dem Mobilarvermögen aber mit 1 Kreus 
zer vom Gulden aufgerechnet , und in den Zarfond abgefüh: 
ret werden folle, da hingegen alle anderen in der Taxordnung 
für das adelihe Richteramt nicht audgedrüdten Giebigfeiten, 
unter was immer für einer Benennung aufzubören hätten. 

Durch fpäteres Dofdecret vom 10. Februar 1792, wurde 
der Bezug ded Mortuariumd , und bey den böhmiſchen Lands 
rechten dahin gemäßiget, Daß von den Notherben, das iſt, 
von den Erben abfleigenter Finie das Mortuarium von den 
ftändifchen Realitäten, und den anf eine ftändifche Realität 
Tandräflich verficherten Gapitalien nur zu einem halben pCt.; 
von dem übrigen Vermögen aber nur mit einem halben Kreus 
zer vom Gulden aufgerechnet werde. x 


. $. 302. 


Aus der VBerpflihtung zur Entrihtung des Mortuari- 
ums folgt nicht die Nothwendigfeit der Errichtung eines ge— 
richtlichen Inventariums. Außer den Fällen, wo ein Inven— 
tarium nach eigenem Willen des Erben oder nad) Vorſchrift 
der Gefege errichtet werden muß, ift zur Bemeſſung des 
Mortuariums die Einlegung des eidftättigen Vermögensbe— 
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fenntniffes der Erben hinreichend, und die Sterbtare hier: 
nach zu bemeffen. Vid. Hofdecret vom 4. Jänner 1788. 


$. 363. 


Durch dad Hofdecret vom 29. Jänner und 10. Juny Anwen: 
1788 wurde verordnet, daß ſich rüdfichtlich des Bezuges dung 
des Mortuariumd fireng an die, ohne alle Bedingniß be uf Ma: 
fimmt und entfcheidend erlaffene Verordnung vom 5. Oct, st Rrate 
ber 1787 zu halten, und in allen feit 1. November 1787, 
entftandenen oder entftehenden Berlaffenfchaften diefes Mor: 
tuarium einzuheben fey, übrigens aber diefe höchſte Anord- 
nung nur auf die landesfürftlichen Landrechten, nicht aber 
auch auf Magiftrate, und noch minder aber auf Dominical» 
juridictionen ſich zu erjtireden habe. * 

$: 364. 


Da die Beflimmung und Ausmeffung der Rait- und Amts: 
Sterbtaxen fo wie aller übrigen Gerichtätaren ein Geſchäft, Hand: 
ter Taxämter zu verbleiben hat, fo fol von den landesfürft: ut 
lihen Gerichtöbehörden in allen vorfommenden Fällen das: * Se 
jenige Vermögen, welches der Sterb: oder Raittare unter: 
liegt, den Taxämtern jederzeit zuverläflig befannt gemacht 
werden. Vid. Hofdecret vom 14. Februar 1768. 


$. 365. 


Hinfihtlih der Beſtimmung jener Vermögensgegen: Gegen 
Hände, die einem Mortuarium unterliegen, fo wie der Per: fände 
fonen, welche diefed zu entrichten haben, find folgende Grunds der 
füge aufgeftellt worden, nähmlich: Stierb: 

1. Daß die in Erbfteuerfällen beftehenden Befreyungen tare 
auf dad Mortuarium nicht anzuwenden feven; 

2. daß auch die in einer Verlaflenfchaft vorfindigen Prä— 
tiofen und Fahrniffe, fie mögen den Erben oder einem Kega- 
tar zufallen,, dem Mortuarium unterliegen; 

3. daß das Mortuarium von dem Univerfalerben von der 
ganzen Verlaſſenſchaft entrichtet werde, ohne Rüdficht, ob und 
was für Vermächtniſſe davon zu bezahlen feyen, daß jedoch 
dem Erben fohin frenftehe, jedem Legatar den Antheil, welcher 
fein Legat betrifft, anzurechnen, und bey Abführung dee Lega— 
5 abzuziehen; 

4. daß alfo auch jenem, welchem der Fruchtgenuß eines 
Sapitaled legiret worden, an gedachtem Fruchtgenuffe von 
dem Univerfalerben foviel abgezogen werden könne, was der 
Bins von jenem Betrage abwirft, welcher von dem Capital 
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felbft für die Sterbtare entrichtet werden mußte; woraus 
denn auch folgt, 

5. daß jene Legate, welche für die Teſtamentsexecution 
gemacht werden, diefer Abgabe unterliegen ; 

6. daß weiterd dad Mortuarium von allendurdh die Land— 
rechte abgehandelt werdenden Berlaflenfchaften ohne Ausnahme 
abzunehmen; 

7. daß bey deſſen Berechnung vorläufig die Paſſivſchul— 
den abzuziehen, und der Betrag ded Mortuariums fodann 
nur von dem reinen VBerlaffenfhaftsvermögen 
einzubeben ; 

8. daß die liquiden Paffiofchulden, fo weit fie nicht auf 
eine Realität landtäflid vorgemerket wären, von dem Mobi: 
larvermögen, die landtäflich vorgemerften Pafliva aber von 
dem Anfchlage der Realität, auf der fie haften, abzuziehen 
ſeyen; Endlich 

9. daß es bey dieſer angeordneten Ausmaß und feſtge— 
ſetzten Beſtimmungen ohne Unterſchied der Nothſeiten oder 
fremden Erben ſein Verbleiben habe. Vid. Hofdecrete vom 
14. April, 29. May und 18. July 1788. | 


$. 366. 


Kortfes Ucher die Anfrage, wie man fih in Fällen, wo bie 
Kung Entrichtung der Sterbtare mit der Abführung der Erbfleuer 
zufammentrifft, bey Ausmeſſung diefer beyden Gebühren zu 
benehmen habe, wurde erflärt, daß diefe Taxe pro nobili ofli- 
cio judicis, (für das adeliche Richteramt) in Gemäßheit des 
Patentes vom 13. September 1787 von den Realitäten nad 
jenem Werthe, welcher bey der legten Befigveränderung in 
Anſchlag gefommen ift, die Erbfteuer aber nad) Vorſchrift 
des Erbiteuerpatentes abgenommen werden folle. Vid. Hof: 

decret vom 28. May 1789. | 


$. 367. | 


Bortfes Das Hofdecret vom 22. October 1789 enthält weiters , | 
gung. daß dad Mortuarium auch von jenem Vermögen des Erblai: 
ferd angerechnet werden foll, welches an den Überlebenden 
Ehegatten aud was immer. für einer Diöpofition mortis causa, | 

als ein erft nah dem Tode ihm zufallendes Vermögen übergebt. 

5.308. = | 

Mortums . s 

rinmvon Da von felbft au die Schenkungen dem Mortuartum 
Shen: unterliegen, fo wurden zur Befeitigung einer Verkürzung 
tungen. dieſes Gefäls, folgende Vorfchriften ertheilet, nähmlich: | 
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1. Daß von demjenigen Vermögen , das ein Erblafler 
ſchon bey Lebzeiten verfchenkt hat, welches daher einen Theil 
der Verlaffenfchaft nicht mehr ausmacht, ein Mortuarium 
nicht bezogen werden könne, wenn ſich auch der Schenker 
auf lebenslang den Fruchtgenuß vorbehalten, oder den Be— 
ſchenkten auf irgend eine Art in der freyen Schaltung mit die: 
fem feinem Eigenthume befchränft hat; 

2. daß jedoch diefe Schenfung unter Lebenden rechtögül: 
tig und wahrhaft zu Stande gebracht, daher entweder das 
geſchenkte Gut, oder wenigftend die Schenfungsurfunde dem 
Beſchenkten wirklich übergeben feyn müffe. 

Anmerfung. Die Rechtmäßigkeit einer Schenkung 
ft nah dem, mit 1. Jänner ıBı2 in Wirkung getretenen 
bürgerlichen Gefegbuche und nach den im I Theile 18. Haupt- 
Rüde aufgeftellten Grundfägen zu beurtheilen. 

3. Daß bey Schenkungen, wodurch erfi nach dem Tode 
des Schenferd dad Eigenthum an den Beſchenkten übertra» 
gen wird , fie mögen ald widerruflich oder unwiderruflich 
dargeftellt feyn, das Mortuarium von dem verfchenkten Gute 
in gleicher Art, wie von dem ererbten abzunehmen fey. 
Vid. Hofdecret vom 25. September 1795. 

4. Daß bey Schenkungen unter Lebenden, wofern fie 
nah dem Tode ded Schenkers der Mortuargebübr nicht un» 
terliegen ſollen, nicht nur dem Beſchenkten die Schenkungs— 
urfunde behändiget , fondern aud noch bey Lebzeiten des 
erſten erweislich, die vollfommene Uebergabe des Geſchenk— 
ten dergeftalt erwiefen feyn müffe, daß dieſe Uebergabe bey 
Shenfungen eines unbeweglichen, den Kandtafeln oder Grund» 
büdern einverleibten oder allda vorgemerften Gutes, durd) 
de landtäfliche oder grundbüchliche Anfchreibung des Beſchenk⸗ 
ten gefchehen, die Schenkungen eines beweglichen Gutes aber 
nebf der Schenkungsurkunde auch das Gefchenkte felbft vor 
dem Ableben des Schenkerd wirklich übergeben worden fey. 
Vid. Hofdecret vom 5. März 1797. Ä 


$. 369. 
Don der Entrihtung der Sterbtare find 
1. alle Vermächtniſſe zum Armeninftitut, dann 
‚.% alle frommen Bermädtniffe (legata pia) befreyet. 
Vid, Hofdecret vom 3. Februar 1801. 


Befreyr 
ungen. 
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Sünfter Abſchnitt. 
Vonder dinglichen Gerihtsbarßeit, 


$. 370. 


Dings Die dinglihe Gerichtsbarkeit iſt dasjenige Recht 
lie Ber der Gerichtöbarkeit, welche die Herrfchaft, Obrigkeit, über 
—— Ar alle ihre unterthänige Realitäten, Güter und Gründe ausübt. 

Zu Folge deffen find diefem Nechte alle jene gerichtliche 
Handlungen und Streitigkeiten zugewiefen, welde ein uns 
———— unbewegliches Gut zum Gegenſtande 
haben. 


$. 371. 


Einthei— Dieſes Recht läßt ſich in zwey Hauptrubriken eintheilen: 
Tung. I. In das Recht des Grundbuches, und 
I. indas Recht der Abftiftung des Unterthans. 


$. 372. 


Das 1. Das Recht des Grundbuches. . 
= unds Dad Grundbuch ift bekanntlich jened Bud, in wel» 
’ ” hem die einer Herrfchaft unterthänigen Güter und Gründe 
mit ihren Beſitzern, fich ergebenden Veränderungen, Schul: 
digfeiten und Belaftungen aufgezeichnet find. 


$. 373. 


Abtheis „, Das Grundbuch enthält eigentlich brey Bücher, nahm: 
tung. ih das Dienſtbuch, Urbarium, dann das Gewähr 
bud; endlih das Satz buch. 
9. 374. 

Das Das Dienfibuh oder Urbarium, enthält die Be 
a re nennung des unterthänigen Gutes oder Grundes, fammt 
“ dem Nahmen des Befigerd, mit Beziehung auf dad Folium 
des Gewährbuches. 

F. 375. 
Stockur— Dad Stockurbarium iſt eigentlich das alte Grund— 
barium. buch, in welchem die Beſchreibung aller Beſitzer, der, der 
Herrſchaft dienſt- oder zinsbaren Gründe einer Dorfsge— 
meinde ſammt den davon an Frohndienſten, Geld- oder Na= 


—— zu entrichtenden unterthänigen Schuldigkeiten 
enthält: 
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» Das Hofdecret vom 4. September 1780 drüdt ſich hins 
fihtlih der Beweiskraft diefer Stodurbarien dahin aus, 
daß unterthänige Schuldigkeiten, welche weder in den alten 
Stiftbüchern, noch in den alten Kaufbriefen ausgedrüdt 
find, wenn gleih indem Stodurbariumdavon Meldung 
geihieht , nur damahls gefordert werden fünnen, wenn das 
Stodurbarium mit Einfluß der Unterthanen zu Stande ges 
fonımen „ und mit ihrer Unterfchrift verfehen ift, widrigens 
bey einem fich ereignenden Widerfpruche,, und wenn befon> 
derö dad Dominium in Anjehung der geforderten Schuldig» 
keiten auch nicht einmahl einem zwey- und dreyßigjährigen 
ununterbrochenen Befig zu erweifen vermag, ein dergleichen 
Stodurbarium eben fo wie dad Rectificationsurbarium tan- 
quam scriptura propria zwar wohl gegen, niemahlö aber 
l ür * Verfaſſer einen rechtsbeſtändigen Beweis auszuma= 

en hat: 


$. 376. 


Das Gewährbuch enthält den Titel zum Beſitz Gewähr: 
der Realität, oder ded Grunde, und die hierauf haftenden buch. 
Laften mit Beziehung auf das Satzb uch. 


$. 377. 


Dad Satzbuch enthält endlich alle aufdiefes unbeweg: Das 
lihe Gut von Zeit zu Zeit gefummenen dinglichen Laften Saebuch. 
nuch der Zeitreihe mit den dahin gehörigen Inftrumenten. 

In dieſes letztere Buch werden alfo die Inftrumente felbft, 
ald Gontracte, Zeftamente u. dgl. wörtlich eingefhaltet. 


$. 378. - 


Das Patent vom 9. April 1789 enthält wegen richtiger Vor— 
Führung desGrundbudes folgende wefentlihere Bor: ſchrift 
ſchriften: | wegen 

1. Daß zur Führung des Grundbuches , diefes mag Büb: 
der Herrfchaft oder einer Gemeinde zuftehen, jederzeit ein ,.; 
eigened und beeidetes Individuum angeftellet werden fol; Grund: 

2. daß dort, wo die Führung ded Grundbuches einer duches. 
Gemeinde zufteht , weder eine Verſchreibung, no Vormer— 
tung ohne Vorwiſſen der Obrigkeit geſchehen, daß jedoch letz⸗ 
tere , wenn alles in Ordnung befunden wird, die Genehmi- 
gung nicht verzögern dürfe; und 

3. daf dort, wo der Herrfchaft die Führung ihres eige— 
nen, oder ded Gemeindegrundbuches zufteht, die Bormerkuns 
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gen immer in Gegenwart der Richter oder Ausſchußmänner 
vorgenommen werden follen. 


$. 379. | 
Gebühr Die bießfälligen Gebühren werben, in folange nicht ein 
ven. —endliches Regulativ erfolgt, nach dem Accidenzienpatente vom 
15. May 1779 abgenommen. 

Es verfteht fich übrigens von felbft, daß ſolche Gebüh— 
ven, welche auf Amtöhandlungen des adelicyen Richterd, oder 
in Streitfahhen Statt finden, nur nad) den fchon oben behan» 
delten Zarordnungen vom 1. November 1781 und 13. Sep⸗ 
tember 1787 genommen werden dürfen, und für diefe Fälle 
das Accidenzienpatent nicht mehr anwendbar fenn Fönne. 

Es fünnen alfo nur wirkliche Grundbuchshandlungen, 
die weder im Gefchäfte des adelichen Richters, noch des Lohns 
richterd eintreten, abgenommen werben. 


$. 380. 


Gewähr: Aus dem dinglichen Rechte der Gerichtöbarkeit fließt auch 

ertbei: das Recht, dem Unterthan die Gewähr zu ertheilen. Der Be: 

lung figer ded Gutes oder Grundes, der dad nußbare Eigenthum 

überfömmt, erhält von dem Obereigentbümer die Gewähr 

feiner Beſitzung, das ift, der vorige Befiger wird als Eis 

genthiimer ab:, ber neue Befiger ald Eigenthümer ange: 
ſchrieben. 

Die 669. 321 und 322 des bürg Geſetzbuches enthalten, 
baß der rechtmäßige Befik eined dinglichen Rechted auf 
ein unbewegliches Gut nur durch die Eintragung in die öffent: 
lihen Bücher , Landtafel, Grundbuch erworben, und jeder 
andere, der nicht als Beliger angefchrieben ift, von dem 
Beſitzrechte ausgefchloffen fen. 

Die Gewährertheilung befteht alfo in der von der Grund: 
obrigfeit vorzuncehmenden Ab: und Anfchreibung des vorigen 
nachgefolgten Befigerd, und feines Befigtitels. 3. B. Kaus 
fes oder Erbfchaft. 


$. 381. 


Gewähr Nach Inhalt des $. 433 des bürgerl. Geſetzbuches, ift 
ertheis bey Bauerngütern binfictlih der Gewährertheilung 
i Ey „ binlänglich ‚ wenn ber Uebergeber und Uebernehmer , oder 
ande, Auch nur der Uebergeber allein, vor der Grundobrigkeit 

ericheinf, und die Einverleibung des Erwerbungsactes in das 


Grundbuch erwfrfet. 
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6. 382. 


Die Rechtswirkung einer gehörig vorgenommenen Ge: 
währanfchreibung ift diefe, daß der angefchriebene Befiger 
ein volftändiges dingliches Recht auf das Eigenthbum der 
Sache erhält, und nur derjenige ald rehtmäßiger Eigenthü- 
mer angefehen wird, der als folcher in dem Grundbuche ange= 
fhrieben fteht. Es ift alfo die wirklich erfolgte Anfchreibung 
zur volftändigen Gemwährertheilung erforderlich. - 


$. 383. 


Ein Sag (Hypothek, Pfand) ift ein auf einem unbe» 
weglichen Gute haftendes, und in dem Grundbuche diefes 
Gutes eingetragenes Pfandrecht. 


$. 384. 


Ein Satz kann nur durch die grundbüchlich erwirkte Vor: 
merfung erworben werden. Durch diefe Vormerkung tritt 
das perfönliche Recht in die Gathegorie der dinglichen 
Rechte ein. | 


$. 385. 


Die Sätze theilen fih ia Hauptſätze und in Su: 
perfäße. 

Der Hauptfas begreift die erfte, oder urfprünglich 
vorgemerfte Verbindlichkeit , Laft in ſich. 

Der Superfag ift die, aufdiefem erften oder urfprüng: 
lihen Sag von einem Dritten zur Vormerkung gebrachte 
Bormerfung. 

Sowohl der Haupt: ald der Superfaß unterliegt bey 
der Erwerbung, ald auch bey der Löſchung einer gleichen 
Rechtsform, und für beyde treten gleiche rechtliche Wirkun— 
gen ein. 


$. 386. 


Nicht allein Schuldforderungen, fondern auch andere 
auf die Subſtanz, oder nur einen Zheil, oder nur auf die 
Früchte des Gutes beftehende Anfprüche, können zur Vor: 
merfung gebracht werden. Daher können auch Mieth:, Pachts 
verträge, Dienftbarkfeiten u. dgl., lebtere indbefondere nach 
dem F. 481 des bürgerl. Gefeßbuches zur Vormerkung ge— 
bracht werden, wodurch diefe erft ein Recht in der Sade 
erwerben. 


Rechts⸗ 
wirkung 


e 
Gewährs 
ertheis 
lung. 


Begriff 
eines 
Satzes. 


Erwer 
bung. 


Abtheis 
lung 
ber 
Säpe. 


Begens 
ſtand 
der 
Sähtze. 


Yusfer: 

‚tigung 
eines 

Saks 


briefes. 


Silgung 


oder Lö: 
[dung 

eines 
Satzes. 
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$. 387. 


Für den Fall, als die grundbüchliche Vormerkung in 
der Ordnung vollbracht worden, und die Ausfertigung eines 
en Satzbriefes von der Partey verlangt wird, ift erfor: 
derlich: F 

1. Daß der Tauf- und Zunahme desjenigen, zu del: 
ſen Gunſten die Vormerkung geſchehen iſt; | 

‚2. die Realität, auf welche die Bormerfung Statt ge- 
funden bat; 

3. der Zauf- und Zunahme desjenigen, dem die 
-vorgemerkte Verbindlichkeit zu erfüllen obliegt; 

4. die Beſchaffenheit derfelben; 

5. der Erwerbungdtitel mit Berufung auf bie 
Urkunde, die diefen Zitel nachweift, und 

6. ver Tag, Monath und Jahr, wann die Vor—⸗ 
merkung gefchehen ift, ausgebrüdet, und dann dad Blatt 
des ION wo die Vormerkung erfcheint, angefüh— 
et werbe. 


$. 388. 


Die Tilgung ober Löſchung eined Sakes oder vor: 
gemerkten Laft, kann entweder dur freywilliged Ein, 
verffändniß oder burh gerihtlides Erfenntniß 
geſchehen. 

Im erſteren Falle kann auf dem Lande dieſe Löſchung 
auch mündlich durch die zu Protokoll zu nehmende gericht⸗ 
liche Erklärung des Satzgläubigers ꝛc., außerdem aber auch 
ſchrifthich mit Beylegung einer von zwey Zeugen mitge— 
fertigten cum clausula intabulandi verſehenen Quittung, 
oder durch Einſchreitung des Satzgläubigers geſchehen. 

Im anderen Falle geſchieht die Tilgung in Folge eines 
zu Rechtskräften erwachſenen Urtheiles, oder einer von höhe— 
rer Behörde gegen die von der Grundbuchsbehörde bewilligte 
Vormerkung erwirkte Verordnung. 

Bey vorgemerkten Dienſtbarkeiten kann die Tilgung durch 
Verjährung, oder auch durch Aufforderung geſchehen, 
jedoch nach jenen Erforderniſſen, welche dießfalls in dem 
bürgerl. Geſetzbuche enthalten ſind. 


$. 389. 
Die Pränotirung einer Forderung, Verbindlichkeit, 


Laſt befteht wohl auch in einer grundbüchlichen Vormerkung, 
nur mit dem Unterfchiede, daß eine unbedingt grundbüchlich 
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erwirfte Vormerkung einer weiteren Rechtfertigung nicht bes 
darf; 3. B. ein mit allen Erforberniffen und cum clausula 
intabulandi verfehener Schuldbrief , da hingegen eine nur 
pränotirte Forderung 3. B. ein in einem Briefe enthaltenes 
Geftändniß einer Schuld, erft durch eine förmliche Klage 
gerechtfertiget werden muß. - 


$. 390. 

Durch dad Hofdecret vom 1. December 1796 wurden Nähere 
folgende Vorſchriften ertheilet: Bor 

1. Daß dem Pränotirungswerber frey fiehe, mit dem Prä- —90 * 
notirungsgeſuch zugleich die Juſtificirungs- oder Rechtferti— 
gungsklage, jedoch letztere bey der Perſonalinſtanz des Schuld⸗ 
ners einzureichen, daß er aber, wenn er dieſe Klage nicht 
zugleich überreichen ſollte, verpflichtet ſey, ſolche binnen 
vierzehn Tagen bey dem perſönlichen Richter anzubringen; 

2. daß, wenn das Pränotirungsgeſuch, und die Klage 
bey zwey verſchiedenen Richtern angebracht wird, ſich der 
Pränotirungswerber vor jenem Richter, wo die Pränotirung 
erwirft worden iſt, gehörig dahin ausmweifen müfle, daß er 
nähmlich die NRechtfertigungsklage in der obbenannten Frift 
von vierzehn Tagen bey dem Perfonalrichter überreichet habe, 
und felbe gerichtsordnungsmäßig fortfeße. 

Anmerfung. Bon diefer Anordnung ift jedoch ber 
Fiscus audgenommen, der die Rechtfertigungdflage vor 
dem Foro privilegiato den Landrechten anzubringen hat. 

3. daß dem Pränotirungswerber, wenn er die zur Bes 
gründung feiner Rechtfertigungsklage nöthigen Documente, 
oder Behelfe in der vierzehntägigen Frift fich nicht verfchaffen 
ann, frey ſtehe, um eine weitere Frift anzulangen, welde 
ihm auch in fo weit zu bewilligen ift, al& er darzuthun im 
‚Stande ift, daß er dad Hinderniß, zu heben fih bemühe, 
ſolches aber ohne feinem Verſchulden noch beftehe ; 

4. daß aber in dem Falle, ald die Klage in diefer geſetz⸗ 
lichen oder bewilligten Friſt nicht eingereichet würde, die be> 
wirkte Pränotirung auf Anlangen ded Gegnerd wie 
der aufzuheben, und diefe wiederhohlte Aufhebung oder Zils 
gung in dem Grundbuche ausdrüdlich anzumerken fey. 


$. 391. 
Eine Ceſſion ift nichts anders, als eine freywillige Geſſion. 
förmliche Abtretung eined Satzes im Ganzen, oder auch nur 
zum Xheil an einen Dritten. 
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Hieraus folgt, daß der Geflionar (das ift alfo derjenige, 
welchem dad Recht abgetreten wurde) entweder im Gans 
zen, oder zum Theil in die Rechte des Satzgläubigers eintrete. 

Damit jedoch auch fein Recht gehörig gefhüget werde, 
ift e8 erforderlich, auch diefe Geflion, das ift, die Abtretungs- 
urfunde,, wenn felbe mit den gefeßlichen Erforderniffen ver: 
fehen ift, vormerken, oder nah Umftänden pränotiren zu laf: 
fen, in welch letzterem Falle demfelben abermahl die Verbind⸗ 
lichkeit obliegt, die Rechtfertigungsklage bey der Perfonals 
inftanz des Gedenten , binnen der Frift von vierzehn Tagen 
anzubringen, oder die Zerminsverlängerung zu diefer Ueber: 
reihung nach obiger Vorfchrift anzufuchen. 

Ueberhaupt gelten für die Superfäge und Ceffionen alle 
jene Vorſchriften, welche hinfichtlid der Säge überhaupt feft: 
gefeget find. 


$. 392. 
UI. Das Recht der Abftiftung bed Unterthans. 


Abftif- Einen Unterthan abftiften heißt: fein Haus und Grunds 
tung. ftüde, überhaupt fein liegended Gut im Wege der öffentli- 
hen Berfteigerung verkaufen , und ihm den nad Abzug der 
Schulden an dem Kauffchillinge verbleibenden Reſt hinaus: 
zuzahlen. 
$- 393. 


In wel- Diefe Abftiftung kann im gerichtlichen und im politi= 
hen We⸗ſchen Wege eintreten, und vorgenommen werden. In er: 
gen diefe fterer Beziehung fließt die Amtöhandlung gegen den Unterthan 
ns A aus dem Nechte der Gerichtöbarkeit; im zweyten Wege aber 
treten Aus dem grundobrigkeitlichen Rechte. 
kann. Im erfteren Wege kann die Abftiftung nur auf Anrufen 
der Partey, des Öläubigerd, oder mehrerer Gläubiger gegen 
den Schuldner, nah Vorſchrift der allgemeinen Gerichtsord— 
nung im Wege der Erecution Statt finden. Im zweyten Wege 
fchseitet die Grundherrfchaft von Amtswegen ein, und find 
für diefen Weg die Vorfchriften der allgemeinen Gerichts: 
ordnung nicht anmendbar, fondern ed muß fi in diefem 
Falle nach den dießfalls beftehenden befonderen Normativen 
gehalten werben. 


$. 394. 


Vor Die beſonderen Borfchriften, welche hinfichtlich der Ab— 
(hr ER fliftung eines Unterthans im politifchen Wege beftehen , und 
hierüber. don welch leßterer Art der Abftiftung gegenwärtig nur die Rede 
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ift, find in dem Patente vom 1. September 1781 und in der 
höchften Verordnung vom 29. July 1791 enthalten. 

Nach Inhalt des erfteren Patentes wird den Grundherr- 
ſchaften dad Recht eingeräumet, den Unterthan jedoch nur in 
denn Falle abzuftiften, wenn alle vorhergegangenen gelindern 
Mittel ohne Erfolg geblieben find. 

Nach Inhalt der weiteren höchften Verordnung vom 29. 
July 1791, wird die Art und Weiſe beftimmt, wie diefe Ab- 
fiftung vorzunehmen fen, in Folge deſſen die Grundherr⸗ 
ſchaft das Vermögen des Unterthand durch zwey unparteyiſche 
auswärtige Beamte mit Beyziehung des Unterthans, oder 
in deſſen Abweſenheit mit Beyziehung eines aufzuſtellenden 
Vertreters zu unterſuchen, zu liquidiren, und das wohl in— 
firuirte Protokoll an dad Kreisamt einzuſenden hat, welches 
über eine ſolche Abſtiftung wie über eine andere zwifchen Herr: 
fhaft und Unterthan entftehende Streitigkeit zu verfahren, und 
salvo recursu zu entfcheiden angewiefen ift. 


$. 395. | 
Es können zur Abftiftung eines Unterthand ſechs Fälle Bälle 
eintreten , und zwar elf b⸗ 
Nwegen gemeinſchädlichen Ungehorſam und Aufwieg— — 
lung gegen die Herrſchaft; 
‚2. wegen Berfhuldung der Realität über zwey Drits 
theile des Werthes; 
- 3. wenn der Unterthan feine Grundflüde aus Nachläſſig⸗ 
keit gänzlich herabkommen, aböden läßt; 
. wegen Steuerausfländen; 
5. wegen rüdfländigen Dominicalabgaben ; und 
6. wenn fich der an der Gränze gegen frembe Staaten 
befindliche Unterthan mit Schwärzung ausländifcher Waaren 
befaßt. 
$. 399. 


Auf das Erfte, nähmlich wegen Ungehorfam kõmmt Wegen Um 
zu bemerfen , daß die Abftiftung nicht allenfalls fogleih auf gehor- 
den erften Fall, fondern erft dazumahl einzutreten habe, wenn ſam. 
von der Herrſchaft die übrigen ihre eingeräumten Strafmittel 
ſtufenweife fruchtlos verſucht und angewendet wurden. » 
| Hierzu ift daher nicht allein durch das Patent vom 1. 

September 1781 angeordnet, daß dergleichen Strafen ber 
kreisämtlichen Beftätigung bedürfen, fondern es ift den Kreid= — 
ämtern durch die ihnen ertheilte Inftruction insbefonder$ 
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zur Pflicht gemacht, daß felbe die Abftiftungen der Untertha- 
nen den Dominien nur aus den allerwicdhtigften Urſachen, 
und auf den legten und äußerften Sal geftatten follen. 

Es folgt hieraus, daß das Kreisamt in einem folchen 
Balle die von einem Dominium, wegen Ungehorfom, Widerz 
fpenftigkeit, Aufwieglung, vorgelegte Abftiftung eines Unter: 
thans nur dazumahl begnehmigen könne , wenn aus den 
Acten erfichtlich ift, daß Alle andern gelindern Strafmittel 
an den Unterthan fruchtlos verhänget wurden, und fein Aus: 
weg mehr offen ftehe, diefen Unterthan zur Ruhe, zum er 
borfam zu bringen. 


$. 397. 


Auf das Zweyte, nähmlih Verfhuldung des Unter⸗ 
thans, kömmt zum voraus wohl zu bemerken, daß hier nicht 
von jenen Schulden eines Unterthans die Rede fen , welde 
von einem Gläubiger im gerichtlichen Wege eingeflagt wer: 
den, und wo im Berlaufe der Erecutionsführung nach der 
Vorfchrift der allgemeinen Gerichtsordnuug auch der Berfauf 
des Hauſes, Grundes eintreten kann. Der Unterthan wird 
wohl aud) auf diefem Wege abgeftiftet, allein nicht von Amts: 
wegen durch feine Grundherrfchaft, fondern auf Einfchreiten 
der Parten von feiner Gerictäinftan;- 

Die Abftiftung , von welcher hier die Rede ift, wird im 
politifhen Wege von Amtswegen von der Grundberrfchaft, 
wenn felbe auch nicht Perfonalinftan; des Unterthans ift, das 
ift, wenn ihr nicht nebftbey auch die Givilgerichtsbarfeit Über 
ihn zuftebt , nach eigenen Vorſchriften vorgenommen und 
von dem Kreisamte beftätiget, oder verworfen. 

Das an ſämmtliche Appellationsgerichte erlaffene Hofdes 
cret vom 18. April 1785, enthält hierüber Folgendes: 

a) Daß Ihon nah der höchſten Beſtimmung vom 11. 
Juny 1784, die Geſchäfte der Abſtiftungen der Unterthanen, 
die nicht durch fürmliche Einflagung der Schuldner, fondern 
von Obrigfeitöwegen , entweder aus Strafe, oder aus über: 
bäufter zwey Drittheile des Vermögens überfteigenden Ein: 
ee vorgefehrt werden, ad politicum gehören ; 

daß bey antragender derley Abftiftung ‚, dad Ber: 
mögen des Unterthand durch zwey auswärtige, mithin defto 
mehr unparteyifche, ehrliche und verſtändige Beamten mit 
> Beyziehung des Unterthans feibft, oder in deſſen Abwefen« 
heit eines aufzuftellenden Vertreters unterfucht, und der Schuls - 
denſtand liquidiret werde; 
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c) daß hiermit und in Folge deſſen die Schätzung der 

Grundſtücke und Fahrniffe, durch verfländige Schägmänner 
zu geihehen habe; 


d) daß die Gläubiger im gehörigen Wege zur Anmel: 


dung ihrer Forderungen aufzufordern ſeyen; 

€) daß fodann der Activ: und Paflivftand in ein Inven- 
tarium zufammen zu fegen, ſolches von den dazu beflimmten 
Beamten zu fertigen, und von der Herrſchaft an das Kreis— 
amt einzufenden; endlich 


’ 


f) daß dad Kreisamt hierüber wie mit jeder anderen 


Unterthansfache zu, verfahren, den Unterthan und Herrjchaft 

einzuberufen , endlich Salvo recursu zu entfcheiden habe. 
Nach einem fpäteren, für Böhmen unterm 27. März 1789 

erlaffenen Hofdecrete wurde den Herrfchaften dad Recht zuges 


fanden, ftatt der Abſtiftung, die Sequeftration, Admini- . 


frirung oder Verpachtung eines verfchuldeten Bauerngutes 
ju verſuchen und einzuleiten. 

Aus allem diefen geht hervor, daß die Abftiftung wegen 
Ueberfhuldung des Unterthand eigentlich nur Dazumahl ein: 
irete, wenn gar feine Hülfsmittel mehr vorhanden find, 
um den Schuldenftand zu mindern und die Gontributiond« 
fähigkeit zu erhalten. | 


J. 398. 


Auf dad Dritte nähmlih, wenn der Unterthan aus 
Nachläſſigkeit feine Gründe nicht beurbaret, fondern veröden 
läßt, kömmt zu bemerfen, daß nad dem Patente vom 30. 
November 1766, ein Unterthan in dem Falle abgeftiftet wer 
den könne, wenn er feine Gründe ungebaut erliegen, oder 
in Verödung verfallen läßt, und ein folcher Unfleißiger durch 
drey Jahre fruchtlod ermahnet wurde. 

Es folgt aber nicht hieraus, daß jede Außerachtlaffung 
der Beurbarung der Gründe diefe Abftiftung zur Folge haben 
müſſe. Nur bey offenbarer Nachläffigkeit eines Srundholden 
kann diefe Verfügung eintreten. Unglüdöfälle, die den Un: 
terthan außer Stand fegen, fein Gut zu beurbaren, machen 
von diefer Regel eine Ausnahme, und iſt die Herrſchaft viel⸗ 
mehr verpflichtet, den Unterthan nach allen Kräften zu unter: 
fügen und ihm aufzuhelfen, Es liegt daher abermahl in der 
freisämtlichen Beurtheilung und reifern Erwägung aller Um: 
Rände, nach welchen die gehörige Beurbarung unterblieben 
it, und ob wirflih nur Fahrläfligkeit ses Untertbans zum 
Grunte liege. 

20 


Gründe. 
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$. 399. 

— Auf das Vierte, nähmlich wegen Steuerausſtänden 
* afi - tömmt zu bemerken, daß nach Inhalt der Hofverordnung 
den. vom 10. Auguft 1812, $. 4, den Dominien freugelaffen fey, 
in jenem Kalle, als alle gelinderen Zwangsmittel, hiermit 
auch die Militärererution gegen den mit feinen Steuern in 
Rücftand bleibenden Unterthan fruchtlos geblieben ift, die 
Abftiftung des Unterthand bey dem Kreidamte nachzuſuchen 
Es folgt hieraus, daß das Kreisamt dieſe Abſtiftung 
nur dazumahl begnehmigen könne, wenn ſich ſelbes die volle 
Ueberzeugung verſchafft hat, daß dieſe Steuerausſtände auf 

keinem anderen Wege eingebracht werden können. 


§. 400. 


Wegen Auf das Fünfte, nähmlich wegen 'ausftändigen ber 
— Ben fchaftlichen Gaben kömmt zu bemerken, daß eine Abftiftung 
en nach der Verordnung vom 1. December 1784, nur in dem. 
fhafrtis Falle eintreten könnte, wenn der Unterthan über drey Jahre 
hen mit diefen Giebigkeiten im Rüdftande bleiben, alle Ermah— 
Gaben. nungen nichfd nügen, Übrigens derfelbe nicht durch Metterz, 
Feuer- und Waflerfhäden, oder andere unglückliche Zufäle 
an der Entrichtung gehindert wird. Im letzteren Falle ift die 
Herrſchaft vielmehr verbunden, den Unterthanen angemeflene 
Zilgungs- und Zahlungdfriften zu beftimmen, und das Kreis— 
amt hat immer in vorfommenden Fällen auch darauf Rüd: 
ficht zu nehmen, daß die landeöfürftlichen Giebigkeiten hiers 
bey nicht in Hemmung kommen, da legtere ftetö den Vorzug 

haben. 

$. 401. 


Wegen Auf das Sechste nähmlich, wenn der an der Gränze 
.Shwärs gegen fremde Staaten wohnende Unterthan, fi mit Schwaͤr⸗ 
sung. zung ausländifcher Waaren abgibt, wird lediglich auf das 
ollpatent vom 2. Zänner 1788 hingewieſen, welches in dem 
$. 117 ausdrücklich enthält , dad derley Unterthanen von det 
Gränze abgeſchafft, und falls fie anfäßig find, abgefliftel 

werben follen. . 
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1. Hauptftüd. 


Bonden Steuern 


“ 


$. 1. 


Messe: wichtig ift das Verhältniß, in welchem der Widhtig: 


Unterthan binfichtlich der Steuerentrichtung gegen feine Obrig. keit dies 
keit fteht. Uebrigens ift hier nicht die Rede von jenen Entrih- |*% ® 


tungen an Gaben, welche dem Unterthan in der Eigenſchaft 
als Grundhold oder unterthäniger Inwohner an feine Grunds 
obrigfeit zu leiften hat, worüber bereit das Erforderliche im 
Berlaufe diefes Werkes umftändlich erörtert wurde. Gegen 
wärtig ift nur die Rede von den landesfürftliden 
Steuern, welde von den Öbrigfeiten beygetrieben, und 
in die Staatdcaflen abgeführet werden. 

Diefe Schuldigfeit des Unterthans fließt alfo nicht aus 
dem Unterthänigfeitöbande, fondern aus dem landesfürftlichen 
Hoheitsrechte. Es fann daher auch über die Schuidigfeit, 


e» 
genftans 
des. 


über dad Recht derſelben nie von einer Beſchwerde oder Klage - 


des Unterthans die Mede ſeyn, wohlaber kann die Befchwerde 
über die Urt der Belegung und Einhebung in fo ferne Statt 
finden , als die repartirende oder einhebende Obrigkeit nicht 
denen höchſten VBorfchriften gemäß handelt, und auf diefe 
Weiſe den Unterthan bevrüdt. 

Es ift daher dem Zwecke diefed Werkes ganz entfprechend, 
in eine nähere Erörterung diefes, für den Unierthan fo wiche 
tigen Gegenftandes ſich einzulaflen, und die verſchieden hier— 
bey eintretenden Berhältniffe anfchoulich zu machen. ⸗ 


— 


Bekanntlich wurden in der tiefen Vorzeit, fo lange nähm⸗ 


Urs 


lich Die Menfchen in einem nomadifchen Zuſtande lebten, die ſprung 
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gemeinfhaftlihen Bedürfniſſe durch Tauſch, oder perfönliche 
Dienftleiftungen befriediget. Eine Abgabe war dortmahls eben 
fo wenig befannt, ald auch nothwendig. 

In der Folge aber, da fi die nomadifchen Familien in 
eine größere Geſellſchaft vereinten, und allgemeine Bedürf— 
nifje zu ihrer Aufrechthaltung eintraten, reichte dieſes Tauſch— 
mittel nicht mehr hin, und man nahm nun die Zuflucht zu 
andern Mitteln, die theil& in Abreihung von Naturalpro: 
ducten, endlih in Abreihung von Geldbeträgen gefunden 
wurden. 


$. 3. 


Der eigentliche Urfprung der Steuern im Königreice 
Böhmen läßt fidy nicht mit Zuverläffigkeit nachweifen. Die 
Landesordnung vom 10. May 1627, enthält hierüber nur 
Folgendes: 


A, V. (pag. 6). 


»Betreffend aber die Contributiones haben Wir für Uns 
ond die Nachkommende Könige und Erben zum Königreich 
Vns dahin aus Gnaden resolviret, daß Wir diefelbigen auff 
denen Land Zägen, vnd anders nicht dan gegen gewöhnli— 
hen Reversen von denen Ständen begehren laflen wollen, 
Als Uns dan nicht zweiffelt, Vnſere getrewe Stände, Bns: 
fere vnd deß Vatterlands jedesmahld vorfallende Norhwen: 
digfeiten Ihnen treübergig zu Gemüt ziehen werden, Wir 
auch nicht nachfehen fünnen, noch wollen, daß die von Vns 
begehrte Contributiones, Vns durch vnbillige Conditiones, 
fo etwan gegen Vnſerm fönigliben Stand, Hochheit, vnd 
Whürden lauffen möchten, als durch Suchung newer Privile- 
gien, vnd Freiheiten, oder dergleichen Vnſerer proposition 
nicht anhengige einwenden, wie etwan biöhero gejchehen , 
conditioniret, oder auffgehalten werden.« 

Die Contributionen find daher fchon vor längerer Zeit 
beftanden,, ungeachtet die Verpflibtung zum Kriegsdienfte 
tortmahld auf jeden Landſaſſen und Unterthan perfönlich ders 
geitalt ruhte, daß derjenige, fo nicht felbft zu Felde ziehen 
konnte, an die beflimmten Pläge einen tauglihen Mann zu 
ftellen verbunden war. Die befagte Landesordnung enthalt 
hierüber Folgendes: 


A. XI. (pag. 10), 


„Obwohl Wir Vnus allezeit vielmehr den heilfamen Fries 
den belieben laſſen wie noch, ald daß Wir unnöttige Krieg 


— — nn nu 
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anzufangen begehrt heiten, und derowegen die Ständ und 
Inwohner biefes Vnſers Erb Königreichs künfftig mit Krieg 
jo vil immer moͤglich, gnedigift gerne verfchonen wollen; Je— 
doch aber da es ſich zutrüge, daß einer oder mebr auffer: oder 
innerhalb Kants fich gegen Vns oder Bnfern Nachfommen 
vnd Erben zum Königreih, heimb, oder offentlich auffwerf: 
fen , mit gewaffneter Hand widerfegen,, oder etwas machi- 
niren, oder aber Wir oder ermelte Nachtommende Könige, 
vnd Erben fonften mit böfer Correspondenz;, Krieg, Bn: 
ruhe vnd Bheden angefochten würden: So fol nit allein 
ein jeder Bnfer Landſaß vnd Vnterthan, welcher dergleichen 
Practid in Erfahrung gebracht, oder bierumb wiſſenſchafft 
hette, dieſelbige Vns, oder obgedachten Vnfern Nachkommen 
vnd Erben, bey Vermeidung der Straff der Beleidigten Mas 
jeſtät, getreulich eröffnen, Sondern es feind auch alle Stände, 
vnd Inwohner dieſes Vnſers Erb Königreichs ſämbtlich, 
vnd ein jeder inſonderheit ſchuldig, vnd verbunden, Vns 
vnd denen Nachkommenden Königen, vnd Erben, als Ih— 
rem rechtem Natürlichem Erbherren in allweg zu agsistiren ; 
vnd alle möglihe Hülff zu leiften, Auch, nach dem Sp auff 
Vnſern oder Ihren gnedigiſten Befehl deßhalben auffgeforvert, 
vnd ermahnt worden, bey Verluſt Leib, Ehr, vnd Gutt, 
auch Vermeidung der Straff der Beleidigten höchſten Maje— 
ſtät, zu pariren, vnd auffzuſeyn, vnd auff die Ihnen 
ernannte Zeit vnd Oerter entweder ſelbſten ſich gehorſambiſt 
einzuſtellen, oder ja, wofern einer, oder mehr auß rechten 
Chehafften, Perfönlich mit erfcheinen könnten, taugliche Per. 
fonen mit Ihrer Macht vnfehlbarlich zufciden.« 

Aus allen diefen geht hervor, daß ſchon dortmahls, ald 
aud noch die perfönlichen Dienflleiftungen für ale Untertha- 
nen, doch auch Sontributionen oder Steuern Statt fanden, &e 
alfo wohl auch fürandere Staatdaudgaben nothwendig erfannt 
wurden. ’ i 


$. 4. | 
Nebft diefen Gontributionen oder jährlichen Steuern be- 3olte 
fanden auch früher fhon Zölle und Mautben, und 13 uw 


wurde durch obbefagte Landesordnung ausdrücklich feſtgeſetzt, re 
daß Niemand in diefem Königreihe, was Würden, Stan: ' a: 
des oder Wefend er auch ſeyn mag, einigen Zoll oder Mauth 

zu Waſſer und zu Land, unter was immer für einen Nahmen 

ohne der föniglichen Begnehmiqung aufzurichten befugt fey. In 

der älteften Zeit war Daher diefe Geldabgabe ſchon unter die 
Regalien gerechnet, und fo wie nun die Gontributionen unter 

1 br} 
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die directen Steuern zu rechnen find, kaum letztere in der 
Eigenfchaft ald indirecte Steuern anzufehen und zu behan: 
dein. Diefe Zölle finden ſich ſchon im eilften Jahrhundert, 
wo nur alle ordentliche einheimifche, und ausländifhe Waa— 
ren verzollt werden mußten. Herzog Borziweg II. hatte fhon 
im Sabre um 1111 in Prag das Hauptzollamt im Teyn, 
das alte Ungeld errichtet. 


$. 5. 


Nähere In dem alten Böhmen gab es ſchon der Steuern vieler: 
en > u⸗ ley, theild ordentliche, theild auch außerordentliche. 

für ir So z. B. beftand fhon im Jahre 1220, eine Kopffteuer, 
ältere die vom König Dttofar I. ausgefchrieben wurde, und aud 
Zeit. zum erſten Mable die Geiftlichkeit betraf. 

Im Jahre 1297 forderte König Wenzel lI. eine Bey: 
feuer zur Beftreitung der Koften feiner Krönung, und zu 
anderen Bedürfniflen des Staates, von der Geiftlichkeit, die 
eben nicht eine ganz neue, fonft niemahls beilandene Steuer 
gewefen ſeyn mag, da Papſt Bonifaz VIIL, deſſen Ein: 
mwilligung der König nach dem dortmahligen Zeitalter begeb: 
ret hatte, in der Bulle, durch die er diefe Einwilligung er: 
theilte, fi auf Die uralte Gewohnheit berufen hatte. 

MWeiterd erhob König Johann, ald auch fein Enkel 
Wenzel IV., erfterer im Jahre 1320, der zwente im Sabre 
1384, den zehnten Zbeil der reinen Einkünfte aller geiftlichen 

Pfründen, woraus fich auf die Steuer auf die übrigen Un: 
terthanen der Schluß von felbft machen läßt. 

Auch eine Bermögensfteuer fand ſchon dortmahls Statt. 
Garl IV. forderte diefe Steuer im Jahre 1378 von Jeder: 
mann, der ein Vermögen batte, ohne Ausnahme. Diefes 
mußte aud) ſchon dortmahls vorläufig getreu angegeben wer» 
den, und wurde auch mit aller Strenge eingetrieben. 

Die vorzügiichfte ältere Steuer in dem alten Böhmen 
if diejenige, welche unter dem Nahmen Berna vorfümmt. 
Diele Benennung leitet fih ab von dem böhmiſchen Zeitwert 
Beru (ic nehme), bedeutet alfo lediglih, eine Einnahme, 
In dem damahligen Latein wurde dad Wort: Berna bevs 
behalten, und gewöhnlich das Wort: Regalis (föniglich) 
dazu gefeßt. Auch wurde diefe Steuer: Collecta generalis 
(eine allgemeine Sammlung), dann Tributum (eine Steuer 
überhaupt), und zum Unterſchiede, daß fie nicht eine außeror= 
dentliche Eteuer war, Tributum annuum (jährliche Steuer), 
endlich Tributum pacis (eine Friedengfteuer) , weil felbe zu 
Sriedenszeiten gewöhnlich war, benannt, unter welchen Be— 
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nennungen dieſe Steuer in den Iandeöfürftlichen Urkunden 
auch vorfümmt. 

‚Der Urheber diefer Steuer war König Wenzell., 
der im Jahre 1250 von einer jeden Hube (böhmiſch Lan) diefe 
Steuer forderte, König Johann hat foldhe mit einer biöher 
ungewöbnlihen Strenge eingetrieben, fo zwar, daß fie im 
Jahre 1325; 05,000 Mark, nach unferm Gelde 1,900,000 
Gulden abwarf. 

Diefe Steuer traf übrigens nicht allein den Unterthan , 
ſondern auch deri Bürger der königlichen, als der Herren; 
ſtädte. Sie wurde nach der Anfälligkeit ausgefchrieben. Unter 
König Johann, Earl und Wenzel betrug die Berna 
von einer jeden Hube fechzehn böhmiſche Groſchen. Zur Eins 
nahme diefer landesfürftlichen Gefälle waren in gewillen Städ— 
ten Steuereinnehmer (Tributarii) beftimmt, an welde auch 
dienächitgelegenen Herrfchaften ihre Steuern abführen mußten. 

Ungeachtet, befonderd bey dem damahligen geringen 
Preile des Getreided und der Naturalpreducte, diefe Steuern 
gewiß nicht unbedeutend waren, fo liefert und überdieß auch 
ein Benfpiel aus der älteren Geſchichte, daß die böhmifche 
Nation in Zeit der Noth auch außerordentliche und. beträcht— 
liche Benfteuern dargebracht habe, Ferdinand L. erhielt 
naͤhmlich, da er durch den Türkenkrieg fo fehr in das Ges 
dränge fam, und die Türken beynahe ganz Ungarn fchon 
verfhlungen hatten, eine Kriegsbenfteuer auf drey Jahre, 
die jedes Jahr 8,871,953 Meißner Schod (d. i. mehr als 
sehn Millionen Gulden) betrug. So gab ed alfo fchon in der 
älteren Zeit, ordentliche und außerordentliche Contributionen, 
welch letztere fich insbefondere nach den Umfländen der Noth« 
wendigfeit einrichteten. 


$. 6. 


Diefe unter dem Nahmen Berna vorlommende Steuer 
reichte unter dem erften Nahmen nicht einmahl auf die Zeiten 
derdinand des I. hinauf. Diefe Steuer ward eigentlich nur 
auf ſechs Jahre von den Ständen zum Unterhalte ded Heeres 
beflimmt. Die nachfolgenden Regierungen veroffenbarten den 
Bunfh, dem Bürger und dem Bauer die Laft, welche diefe 
bis jest allein getragen hatten , zu erleichtern , welchem 
Wunſche und Beſtreben die biöherigen Befreyungen der ade: 
lichen Gründe im Wege flanden. 

Es ward endlich ein Ausweg darin gefunden, daß von 
den Grundherren , unbefchadet ihrer etwaigen Befreyungen, 


ne Beyfteuer begehret wurde. Ä 


! 


Nähere 
Undew 
tung 
für die 
neuere 
Zeit. 


Ubthei: 
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Diefe Beyfteuer follte in neun und zwanzig, und einem 
Drittheil vom Hundert des Ertraged ihrer Gründe beſtehen, 
fo wie man die Bauerngründe mit dem dritten Theile des 
Ertrages belegte. Ein Angefeflener, zu welchem wenigitens 
ein Hundert und achtzig Gulden an Nußungen erfordert wur— 
den, fieuerte daher von nun an ſechzig Gulden, alfo den 
dritten Theil von feinem Ertrage pr. ein Hundert achtzig 
Gulden. Dicfer leßteren Steuer von den Unterthanen wurde 
nun der Nahme: Militär-Ordinarium, jener aber von 
den Sruniherren: Ertraordinarium bengelegt. Diele 
beyden zufammen betrugen, vier Millionen, zweymahl Hun⸗ 
derttaufend Gulden. 

Zu diefer eigentlich zum Unterhalt der beftändigen Kriegs— 
macht beftimmten ordentlien und außerordentlichen Steuer, 
famen noch unter der Benennung des Camerale jährlich 
eine Million, fiebenzig Zaufend, vier Hundert acht und acht» 
zig Gulden, die indbefondere zur Zilgung der Schulden be: 
ſtimmt waren , fo daß das Land überhaupt an Steuern fünf 
Millionen, acht und ſechzig Zaufend, neun Hundert fiebenzig 
Gulden, 30 Kreuzer, und hiervon die Unterfhanen drey Mil: 
lionen, zweymahl Hundert, vier und zwanzig Zaufend, eins 
hundert fiebzehn Gulden, die Grundherren eine Million acht« 
mahl Hundert vier und vierzig Zaufend, acht Hundert zwey und 
fünfzig Gulden zu entrichten hatten. 

Diefe Steuer ward unter der Regierung Marien The 


reſiens zwar anfangs nur auf zehn Jahre feſtgeſetzt, jedoch 


ihre Beybehaltung ift durch die Umftände nöthig geworden. 

Unter der Regierung Joſeph LI. follte.die Grundfteuer 
zu Folge der im Sabre 1789 zu Stande gebradten neuen 
Audmeffung und Schäßung von vier Millionen, zweymahl 
hundert Zaufend, oder, wie ed der Gatafterbejtand damabhls 
auswies, von vier Millionen , zweymahl Hundert , fechzebn 
Zaufend, zwen Hundert vier und fiebenzig Gulden, 354 Kreu— 
zer; auf drey Millionen, ſechsmahl Hundert ſechs und vier— 
zig Tauſend, fiebenzchn Gulden und 9 Kreuzer herabgefeget 
werden. 

Nah dem Tode Kaifer Joſeph II. warb bekanntlich 
ber alte Steuerfuß bergeftellt. Allein die Etänte Böhmens 
faßten den väterlichen Entfhluß, zur Erleichterung des Un— 
terthand , mit legterem im gleihen Verhältniffe zu fteuern. 


Eu 


Aus diefer vorausgefchidten hiſtoriſchen Darſtellung zeigt 
ich, daß es in dem Königreiche Böhmen directe und undi— 


* 
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recte Steuern ſchon vor Alters her gegeben habe, die theils der 
noch beſtehen, theil$ in einer anderen Art und Benennung Steuern 
eriheinen und eingehoben werden. aber⸗ 

Nach dem Plan dieſes Werkes kann ſich in die Erörterung baupt. 
der Indirecten Steuern nicht eingelaffen, fondern ed muß 
fih lediglich auf die Behandlung der dDirecten Steuern 
befchränfet werden. 

8. 


Nach dem gegenwärtigen Beftand können in dem König: Einthei: 
ns wefentlicdheren directen Steuern — — 
unter folgende Abtheilungen gebracht werden; nähmlich: 

I. In die — ⸗— — — 
II. In die Erwerbſteuer. 

II. Sn die Claſſenſteuer. 

IV. In die Perfonalfteuer. 

V. In die Erbfteuer. 

‚E85 gibt wohl noch andere Nebenfteuern, ald Militär: 
fleiſchbeytrag, Beytrag zum Straßenbau u dgl., die jedoch) 
ald minder erheblich hier nicht näher behandelt werden. 


— — — — — 


Erſter Abſchnitt. 


Bonder Grundſteuer. 


$. 9. 
‚Die Grundfteuer ift unter allen directen Steuernzu Die 
verläflig die erfte, die vorzüglichſte Steuer. Grund 


Bekanntlich ift Deiterreich im Allgemeinen genom- feuer. 
men, Fein Handelöftuat, fondern mehr Zerritorialftaat, wel: 
her feine Einkünfte vorzüglich in der Befteuerung des Er» 
werbes durch unbewegliche Güter, hiermit in dem Erträgniife 
des Grund und Bodens fuchen und zieben muß. 

„Aus der oben vorausgefchidten gefhichtlihen Darftellung 
iſt es fchon erfichtlich geworden, daß ehedem mehr eine Vers 
mögens: ald eine allgemeine Grundfteuer in Böhmen Statt 
fand, und daß durch die aus der Vorzeit fich erhaltenen Pri: 
dilegien die Laft der Grundſteuer nur auf den unterthänigen 
Beliger gemwälzt war. | 

. , Die DOefterreichifchen Regenten haben fchon früh genug 
dieſes Mifverhältniß wahrgenommen, und mißbilliget, allein 


8 s 

noch waren ihnen immer durch bie Zeitverhältniffe die Hände 
gebunden, um dieſem Mißverhältniffe auszubeugen , und 
zwifchen allen Grundeigenthümern ohne Hinfiht auf ihre pers 
— Eigenſchaft ein billigeres Ebenmaß in dieſer Laſt feſt— 
zuſetzen. | 

Mit rubigem , aber fiheren Schritte würde inzwiſchen 
an dieſes wichtige Werk Hand angelegt, und fo wurden ſchon 
im Sahre 1713, von Unterthbanen und Obrigkeiten Befennt: 
niffe über ihr Einkommen von Grund und Boten, von Ges 
werben und Dominicalnugungen, wohin aud Mühlen, Bräus 
werfe u. dgl. gehörten, abgefordert, und dann unter Mas 
rien Therefiens Regierung dur das befannte Steuer— 
rectificatorium vom Jahre 1748 der Grund zu einer billigen 
Grundfteuer geleget, und die dießfällige umfaffende Arbeit 
im Jahre 1768 vollendet. Kaifer Joſeph II., dem es nicht 
entging, daß durch diefe erfte Regulirung noch weſentliche 
Gebrechen hinfichtlich einer billigen und richtigen Grundfteuer» 
bemeflung unbehoben blieben, legte nun auch an dieſes große 
Merk mit der Ihm eigenen raftlofen Thätigkeit Hand an, und 
mit dem Hinblid auf die von feiner erhabenen Mutter gezo— 
genen Grundlinien ordnete er, nachdem die Verordnungen 
vom 23. Sänner, 15. April 1785 vorauögegangen waren, 
durch dad Patent vom 20. April 1785, die neue Steuerregu— 
lirung an, die jedoch durch feinen früberfolgten Zodfal nicht 
ganz vollendet wurde, ſondern einftweilen unter der Regie— 
rung Kaifer Leopolds IL, aufdie Vorſtelluugen der Stände 
der alten Steuerverfaflung wieder Plag machen mußte. 

Mährend der gegenwärtigen Regierung Sr. Majeftät 
Kaifer Franz I. hatte fi die Sorgfalt dieſes Negenten immer 
auch auf diefen wichtigen Gegenftand geriebtet. Nur die ſchwe— 
ren, langjährigen Sriege ftanden der Ausführung einer Uns 
ternehmung entgegen’, zu welher Ruhe vorzüglid erfor: 
dert wird. | 

Bald jedoch, ald diefe Ruhe wieder eintrat, legte diefer 
forgfältige Landesfürft Hand an diefes große Werl, indem 
die vereinte Hoffanzley im Jahre 1806 durch die allerhöch— 
fien Gabinettöbefehle vom 2. Auguft und 28. October den 
Auftrag erhielt, dad Grundfteuer-Regulirungsfpftem in die . 
* Bearbeitung zu nehmen. 

Durch ein weiteres Gabinettöfhreiben vom 21. Auguft 
1810 wurde die Grundfteuerregulirungs=Hofcommiffion aufge 
ftellt, welche die Aufgabe zu löfen hatte, die Regulirung nad 
den Örundfägen einer richtigen Theorie mit Rückſicht auf Die 
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befonderen Verhältniſſe ber Provinzen gleihförmig in Aus» 
übung zu bringen. 

Unterm 23. December 1817, erfolgte Dann das merfwürs 
dige Patent, welches das ganz neue Grunpfteuerfyftem ents 
bält, und die ficheriten Grundfäße über die Allgemeinheit der 
Grundfteuer, fo wie die deutlichiten Vorfchriften über bie 
Bemeſſung, Anlegung und Bertheilung, Erhaltung ded Gas 
tafterdö, und über die Ausführung der Grundfteuer in fi 
faßt, und erörtert. 

Füglih Läßt fich diefe Steuerregulirung mit Rüdfichts 
nahme auf die fhon früher erhaltenen Operate in drey Epos 
hen eintheilerr, nähmlich: 

A. In die Epoche der Thereftanifhen, — 

B. in die Epoche der Jofephinifhen Rectifica- 
tion, und | 

C. in die Epoche ded gegenwätigenGrundfteuer- 
Syſtems unter Kaifer Franz I. 


| J. 10. 
A. Sherefianifhe Rectification. 


Das Thereſianiſche Rectificatorium fand feine Orunds Zhere: 
lage, wie fchon oben bemerfet wurde, auf die fhon im Jahre ſianiſche 
1713 abgeforderten Befenntniffe (Faflionen) der Unterthanen Reetifis 
und Obrigfeiten über ihr Einfommen vom Grund und Bo, Fo 
den, von Gewerben- Dominicalnugungen, welches Rectifica— 
torium nach den, durch Zocalunterfuhungen vorgenommenen 
Prüfungen und Berichtigungen im Jahre 1748 theilweife eins 
geführt, und erft im Jahre 1768 vollendet wurde. 

SovieldenreinenErtragderDominicalgrunds 
ſtücke betrifft, wurde derfelbe durch controllirte Bekenntniffe, 
welhe sub fide nobili, et sacerdotali abzulegen waren , 
erhoben, und zu denfelben das ausgemittelte Einfommen an 
Nebennugungen , ald Zinsgründen, Mühlen, Bräuwerken, 
obrigkeitlichen Häufern, fallenden und fteigenden Gefällen 
u. dgl. geſchlagen, und das ganze vereinte Einfommen mit 
29 pCt. verfteuert. 

Bey der Audmittlung der obrigfeitlichen Nebenbe: 
nußungen fand eine fehr gelinde Behandlung Statt, und 
es wurden Abzüge aller Art zugelaffen. 

Die Dominicalbäufer waren nad ihrem beyläu— 
figen Gapitalöwerthe in fieben Claffen eingetheilt, wo» 
von eine Hälfte außer der Befteuerung blieb, dieandere Hälfte 
su 5 pCt. ald reiner fieuerbarer Betrag veranfchlagt wurbe, 
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Mühlen wurden nah den Geld. oder Naturalzinien 
in die Beſteuerung genommen, 

Bey den ftandphaften Zinsnutzungen wurdeein 
Drittbeil, bey veränderlidhen die Hälfte frengelaflen. 

Bey Naturalzinfen wurde der fatirte Gelowerth 
benbehalten und wenn er in dem Bekenntniſſe nicht beygeſe— 
get war, nach eigenen Regeln, und im Verhältniſſe des 
Localpreifes des Roggens feſtgeſetzet 

Soviel nun aber den unterthänigen Beſitzſtand 
betrifft, wurde der reine Grundertrag ſammt dem Ein— 
kommen, welches aus den als ad miricula angenommenen 
ſieben Erwerbszweigen floß, wahrſcheinlich berechnet, jedes 
Geſammteinkommen von 180 fl. als eine ganze Anſäßigkeit 
angeſehen, und mit 60 fl. (dem Drittheil) beſteuert. Man 
war jedoch nicht im Stande, ſo viele Anſäßigkeiten im gan— 
zen Lande zuſammenzubringen, als die Beſtimmung der To— 
talſumme erforderte. Es wurden daher Anſäßigkeiten erdich— 
tet, und die auf dieſe fallende Steuerquote wurde als ein Zu— 
ſchlag unter dem Nahmen Fictitium auf jenes Einkommen 
gelegt, welches den Bürger und Bauer von einem Indu— 
ſtrialgewerbe bezog. 

Dieſes Fictitium war zweyfach; das reale, ftabile, 
und das perſonale. 

Das erſte laſtete auf 5 Häufern, Bräuereyen, Mühlen. 
Zum Behufe der Beiteuerung wurden die Städte in 5 Glals 
fen getheilet, in der erften Glaffe zahlte jedes Haus 15 fl. 
und in den folgenden immer um 3 fl. weniger, und nur die 
Häufer inder Stadt Prag entrichteten dad Doppelte der Glafle, 
zu der fie gehörten. Die Häufer in unclaffificirten Städten, 
und in jenen Dörfern, die einen fleinern Grundbeſitz als einen 
Strich hatten, waren mit 1 fl. 12 fr. belegt. 

Ben Mühlen wurde auf die Stättigfeit ded Waſſers, 
und die in der Gegend üblichen Körnerpreife, bey Bräues 
reyen auf die im Jahre 1748 vorgemerfte Biererzeugung 
Rüdficht genommen. “ 

Zur Einbringung des Perfonal -» Fictitiumd thetite man 
die Gewerböleute in 4 Glaffen, wornach mit Rüdficht auf 
die WVerfchiedenheit ded Ortes, wo dad Gewerbe betrieben 
wurde, auch die Belegung erfolgte. 

Dieſes ift der wefentliche Inhalt des Zherefianifchen 
Rectificatoriums in Beziehung auf Böhmen, und man wird 
fbon hierin die Spuren der gegenwärtigen Gebäude und 
Erwerditeuer wahrnehmen, und fich die Ueberzeugung ver: 
ſchaffen fönnen, daß diefe gegenwärtigen unter dieſem Nah— 
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men vorfommenden directen Steuern nicht ganz neu erfchaffen, 
fondern nur in einer anderen Geftalt und Modalität ausge— 
meſſen feyen. 


- 


$. 11. 
B. Joſephiniſche Rectification. 


Schon oben wurde bemerfet, mit welder Thätigkeit Sofeppi- 
Sofeph II. diefes, feinem Herzen fo nahe gelegene Gefhäft niſche 
zur Hand nahm. Kaum waren die erften Vorfchriften über Rectifi— 
die Vorarbeiten mit Dofentfchließung vom 23. Jänner 1785 Fatıom. 
ertheilet, und für die Aufftellung der leitenden Behörden 
eitungsobrigfeiten) , der Steuerregulirungd = Hof:, Ober: 
und Untercommiflionen geforgt, als fchon am 20, April 1735 
dad Patent der eigentlichen Regulirung und der Vorbereitun: 
gen zur Herſtellung eines neuen Steuerfußes erfolgte, wel: 
cher in Böhmen, Mähren, Schlefien, Galizien, Defterreich 
ob und unter der Enns, Steyermarf, Kärnthen, Krain, Gör; 
und Gradisfa in Anwendung kommen follte. 

Da dab dießfällige Syſtem im Königreiche Böhmen größ- 
ten Theild bepbehalten wurde, fo ift es auch zwedmaßig, 
die Brundfäße diefed Zofephinifhen Syſtems, oder Recti— 
ficatton näher zu erörtern, und dieſes Syſtem in feinen 
wifentlicheren Zweigen etwas ausführlicher zu behandeln. 


$. 12. 


Die ganze Operation flügte man zum Voraus auf die Alıgt: 
eigenen Bekenntniſſe (Faflionen) der Unterthanen, Meine 
jedoch fo, daß hierbey eine genaue Gontrolle eintrat, durch re ar 
welche jede Gelegenheit zu einer unrichtigen Angabe benom: ar 
men wurde. 

Die Leitung wurde den Ortdobrigfeiten oder Ju— 
riödicenten , ihren Stellvertretern oder Beamten, und einem 
Ausſchuſſe von ſechs Männern, die das Bertrauen der Ges 
meinde hatten, und yon leßterer auch gewählt wurde, über: 
tragen. Diefe empfingen die weiteren Anordnungen und Weis 
fungen von den Untercommiflionen, legtere aber von der in 
jedem Lande aufgeftellten Obercommillion. Ä 

Der Zeitraum, binnen welden die Befenntniffe ge- 
macht fenn follten, wurde Anfangs nur bis Ende October 
1785 feftgefeget , fpäterhin aber mittelft des Patente vom 
18. Auguſt 1785 , bis auf den 1. April 1780 erftreder. 

Verſchwiegene, bey diefer Negulirung nicht fa— 
tirte Gründe wurden als berrenlofes Gut erfiärt „und 


Haupt⸗ 
abtheis 
lungen. 
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fielen dem Angeber, Anzeiger unentgeldlih und erblidy als 
fein Eigenthum zu. 

Um in die fihere Kenntniß aller Gründe zu fommen, 
mußten diefelben ſämmtlich nah ihrer topographifhen 
Lage aufgefhrieben, alle Gründe, welche in den Umfang 
einer Gemeinde bereitö gehörten, oder fünftig dahin gezogen 
werden follten, nach ihrem Flächenmaße abgemeffen, und 
dad Erträgniß aus der Menge und Gattung der Producte 
erhoben werden. Mit eben dem Patente vom 20. April 1785 
wurde über den Gang diefer Operationen eine eigene Beleh— 
rung für die Ortsobrigkeiten, Jurisdicenten, oder ihre Stells 
vertreter und Beamten, wie auch für die Gemeinden, und 
eine weitere, wie die Ausmeſſung der Gründe von den Ges 
meinden practifch zu vollziehen fey, zu gleicher Zeit ertheilet. 


$- 13% , 


Die dießfälligen Vorſchriften laſſen fich unter vier Haupts 
abtheilungen bringen, welche zufammen das ganze Syſtem auds 
machen. 

Diefe vier Hauptabtheilungen enthalten: 

3 Die Vorſchriften der Aufſchreibung; 

. b) die Vorfchriften der Nusmeffung der Gründe; 

c) die VBorfhriften der Ausmitttung ihres Erträgs» 
niffed; und - 

d) die Ausführung des Rectificatotiums, und Eins 
führung des neuen Steuerfußes. . 


$. 14 


a) Die Vorſchriften der Auffhreibung. 

Der Zweck diefer Auffhreibung war, in die Kenntniß 
alled benugbaren Eigenthumes innerhalb der Gränzen einer 
Gemeinde‘, fie mochte nun wirklich beftehen , oder in der Ab: 
fibt, um daraus einen Ausſchuß zu wählen, aus einzelnen 
Häufern zufammengefeget worden fern, zu gelangen, und 
zugleich bie Arrondirung, es mag gehören, wem es wolle, 
hierdurch zu bewirken. 

Die dießfälligen Vorſchriften beftehen im Wefenttichen im 
Folgenden: 

1. Daß jeder Grundbefißer feine, in der Gemeinde lies 
genden Gründe, nach ihren topographifchen Nummern angebe ; 

2. daß derfelbe auch diefe Angabe nad der im Lande 
beftehenden Benennung einzurichten habe, weil nach der Ge= 
— der Länder faſt für jede Gattung der Gründe ein 
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—— Grundmaß, und eine andere Benennung eingefüh— 
vet iſt; 

3. daß jedoch der gefammte Flächeninhalt in Joche zu 

1584 Quadratklafter, nach der fpäteren Hoföverordnung vom 
13. May 17085 auf die gerade, und bis # Theil oder 25 
Quadratflafter, ohne Bruch untheilbare Summe von 1600 
Quadratklaftern reduciret werde; 

4 daß hinſichtlich der Controlle die Bekenntniffe oder 
Faſſionen, legtere im Benfeyn ded Richters und der Ge— 
| ſchwornen der Gemeinde, der drey Ausfhußmänner von dem 
Grundeigenthümer, oder einem annehmbaren Bevollmächtig— 
ten, für welchen der Grundeigenthümer jedoch zu haften hat, 
auf freyem Felde abgegeben werden müflen ; 

5. daß Übrigens die Abfendung eined Bevollmächtigten 
nur fremden Obrigkeiten und höheren Standesperſonen, 
in fo fern folche innerhalb der Gemeinde Gründe befigen, ans 
‚deren Grundeigenthümern aber nur bey befonders erheblichen 
Umfländen zugeftanden werde; endlich 

6. daß das Bekenntniß, gder Faflion bey jenen Grüns 
den, welche im zeitlichen Pacht überlaffen waren, von dem 
Eigenthümer, bey den Erbpadhtgründen von dem Erbpädter, 
bey den einer Kirche, Stiftung oder Gemeinde angehörigen 
Gründen aber vom demjenigen, der diefe Gründe verwaltet, 
bey Pfarrgründen aber von dem Pfarrer abgeleget werde. 


$. 15. 


Zwifchen der Auffhreibung und der Bermef; Befigtis 
fung der Gründe gab «3 eine Gränzlinie, und diefe ift die gung. 
Befichtig ung der Gründe. Dieſe wurde über alle in dem 
ganzen Umfange der Gemeinde liegenden Gründe angeord— 
net, und der rund und Boten in Pläße, das iſt, in Haupts 
felder, oder Fluren eingetheilet. 

‚ Die leßtere Benennung erhielt jede Strede Erdreichs, 
die durch nebenherlaufende Wege, Bäche, Heden und ans 
dere natürliche Gränzen von anteren Bejigungen abgefondert 
war, oder die an Gründe von ganz verfhiedener Benügungds - 
art angränzte, fie mochte aus Adern, Wiefen, Weingärten, 
Waldungen, oder aus was immer für Grundtpeilen beftchen. 

Gründe von einer ganz verfchiedenen Benennungsart, 
wenn fie gleich auf einer over der andern Seite zufammens 
hingen, befonderd, wenn es um größere Strerten zu thun 
war, Turften jedoch nicht in einen Play zufammengefaßt wers 
den, wenn anders die Berfhiedenheit nicht bloß zufällig war; 

» B. wenn ein Weingarten, welcher mitten unter anderen 
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lag, nur kurze Zeit ald Grasland benützt wurde. In Fällen, 
wo ein Plag feinen Nahmen hatte, follte ihm mit Einftim: 
mung der Gemeinde, um ihn aufichreiben zu fönnen, ein 
willkührlicher Nahme erfchaffen werden. 

So bildete auch das Dorf, der Fleden oder dad Stävt. 
den mit den dazu gehörigen Hausnummern, den Ortsplatz, 
der in der Faflionstabelle zu erfcheinen, und nur dann, wenn 
die Gemeinde aus zerfireuten Häufern beftand, ganz hinweg» 
jubleiben hatte. 


$. 10. 
b) Die Ausmeffung. 


Ausmef Der Zwed ber Ausmeſſung beftand darin, den Flächen— 
iultg inhalt einer Strede Grundes, ohne Rückſicht auf die Art ſei— 
ner Benügung, oder auf die Eigenfhaft des Eigenthümers 

zu beftimmen. 

— wurden im Weſentlichen folgende Vorſchriften 
ertheile 

1. Daß dieſe Bermeffung-von dem Richter und Gefchwors 
nen, wenn fie mit erforderlichen Meßinftrumenten verfeben, 
und hierzu dur Uebung vorbereitet waren, vorzunehmen ſey; 

2. daß mit einem obrigfeitlichen Grunde der Anfang zur 
Ausmeſſung gemacht werde, damit fich der Richter und Ges 
ſchworne von der Art und Weife, wie man richtig ausmejle, 
practiſch unterrichten könne; 

3. daß jedoch eher, als zur Ausmeſſung der einzelnen 
Gründe geſchritten wird, die Gränzen eines jeden Gemeinde— 
umfanges, damit bey der nachfolgenden Operation ale Ir⸗ 
rungen beſeitiget ſeyen, beſtimmet werden; 

4. daß in dem Falle, als die Häuſer oder Gründe ein: 
zeln und zerſtreut liegen, ſolche, wie kleine aneinander ſtoßende 
Gemeinden in eine Gemeinde zuſammenzuziehen, und bier: 
aus ein gemeinſchaftlicher Ausſchuß zu wählen ſey. 

$. 17. 
Urt ber Die Art der VBermeffung war PER Ne ‚ nahm: 
Bermeh fih: einebäuerifche, welche durch das Landvolk unter der 
lung Aufſicht der leitenden Obrigkeiten; und eine geometrifche, 
welche durch beeidigte Ingenieure vorgenommen wurde ; 

Erftere wurde gewählt, um das Zutrauen zu befördern, 
und Zeit und Koſten zu erſparen; 

Letztere wurde in Fällen angewendet, in welchen nur 
Kunftverftändige richtige Angaben zu verfhaffen im Stante 
fint. 
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Bey erflerer Art maßen Richter und Gefehworne die 
Länge und Breite eines jeden Grundes nach der Ordnung, 
wie jie lagen, ohne Unterſchied des Befigerd und der Culturs— 
gattung. Wenn gleiche Figuren ausfielen, fo wurde die Fänge 
mit der Breite multipliciret, daraus die Anzahl der Qua: 
dratklafter, und aus diefen die Anzahl der Joche beftimmt ; 
und da die Operation der Ausmeflung unter einem mit der 
Beſchreibung und Erträgniß » Erhebung auf dem Grund und 
Boden felbjt vorgenommen werden mußte, fo deichah fie 
durch die zur Operation überhaupt beftimmten Perfonen , 
woben derjenige, welcher in der Gemeinde Dad Ausmeſſungs— 
geichäft leitete und des Schreibens fundig war, verpflichtet 
wurde, bie in jeder gemefjenen Kinie enthaltenen Klafter und 
Schuhe aufzufhreiben, welche letzteren nur ald Bruchtheile 
der Klafter angefeßet werden durften. 

Man fuchte hierdurch Einfachheit in diefed Gefhäft zu 


bringen, welche noch insbefondere dadurch befördert wurde, . 


daß man ſich nicht viel mit Parcellar-Mappirungen abgab, 
fondern die erhaltene Ränge und Breite eines jeden Grund: 
füded durch denjenigen, der bey der Audmeflung zur Aufs 
fbreibung gebraucht wurde, glei in die, in der Faſſions— 
tabelle entworfene Rubrife eingetragen ward, und jeder Be: 
amte die Berechnung des durdy die bäueriſche Ausmeſſung 
fi ergebenen totalen Flächeninhaltes bey jeder Gattung des 
Grunded, in den hierzu eigend eröffneten Nubrifen nad 
den Soden und Klaftern, fo wie der Ingenieur die von ihm 
aufgenommenen irregulären Grundflüde nad den Flächen 
inhalt anzufegen hatte. | | 

Die zweyte Art der Bermeffung hatte dann Statt, wenn 
ungeformte , auf viele Eden und Winkeln hinauslaufende 
Figuren vorfommen, zu deren Berechnung die den Richtern 
und Geſchwornen ertheilte Belehrung nicht hinreichte, 3. B. 
bey fteiten Bergen, bey Waldungen, Seen u. dgl. In dies 
fen Fällen mußte die Anzeige an die Untercommiflion erftattet 
werden, damit ein Ingenieur zur Abmeflung und Berechnung 
abgefhict werden Tonnte. 


$. 18, 


Oöðjecte der Vermeſſung waren alle Grundflüde, welche 
Innerhalb den Gränzen eines Ortes lagen, Die, fobald fie be: 
ihrieben wurden, auch zu gleicher Zeit zu meffen waren, 
fie möchten herrfchaftliche oder untertbähige, Pfarr: oder Kir: 
Gengründe, angebauet, oter bisher unbebauet, oder ganz öde 
ſeyn, einheimifchen oder fremden Befigern zugeböten. 
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$. 19. 
Xusnaß Bon diefer Vermeſſung waren jedoch auögenommen: 
men 1. Die Poſt- und GEommerzftraßen; 
hiervon, 2. andere allgemeine Wege; Feldwege, Hohl: 


wege, Bäche, und jedes todte Geſtein, auf weis 
hem nichts wählt; 

3. diejenigen öffentlihen und Privat-Domis 
niengründe, welde bereitö geometrifh, und unter öf— 
fentlicher Aufficht audgemeffen wurden; es verfteht fich daher 
von ſelbſt, daß hier nur von der bäuerifchen Ausmeſſung die 
Rede fey. 


$. 20. 
€) Die Ausmiftlung des Erträgniffes. 


Ausmitt> Wenn die Ausmeffung vollzogen war, ging man auf 
tung die Erhebung und Beftimmung des Erträgniffes über, welche 
tekenip dann im der nähmlichen Ordnung, und in Gegenwart der 
eg,  Hähmlihen Perfonen, wie ed bey der Auffchreibung, und 
vorzüglich bey der Ausmeſſung vorgefchrieben war, zu ges 

ſchehen hatte. 

Die dießfälligen Grundfäße und Vorfchriften beftchen 
im Wefentlichen in Folgendem: | 

1. Daß jeder Grundeigenthümer oder Befiter das Er— 
trägniß von’ feinem Grunde felbit fatiren, das eigene Be— 
fenntniß von allen Gattungen des nugbaren Grundes ables 
gen, und der Ertrag auf die vier Dauptgattungen 
ber Gründe, ald Aeder, Wiefen, Weingärten und 
Waldungen reduciret werden fünne; - 

2.daß übrigens neun Gattungen des nußbaren Grunded 
anzunehmen feyen ; nähmlich 1. Xeder, 2. Zrifh:und Rotts 
äder, 3. Leiche, 4. Wiefen, 5. Öärten, 6. Hut: 
weiden, 7. Gefirippe, 8. Weingärten, 9. Wals 
Dungen; 

3. daß fodann, wenn auf obgedachfe Weife die einzelnen 
Ausmeffungen und Fatirung bey der Obrigkeit und Gemeinde 
geendet waren, von den obrigfeitlichen Beamten die Faſſions— 
tabelie durch Addirung aller Poften abgefchloflen, die vier 
Hauptförnergattungen in eine Summe zufammengejogen, 
und hieraus der einjährige Betrag berechnet wurde, aus wel= 
chem ſich durch die Divifion der Durhfchnitt in Kömern und 
— Nutzungen für jedes Joch und für jeden Metzen 
ergibt; 
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4. daß die auf dieſe Art vollendeten Faſſionen von dem 


obrigkeitlichen Beamten, der die erſte Controlle führt, unter— 
fertiget, und aus demſelben die Summarien für,die Unter- 
commiſſion verfaßt werden ; 

5. daß endlich zur Veranfchlagung des ausgemittelten 
Naturalertrages zu Geld, die Preistabellen der zunächft lie- 
genden Wochenmarftpläg: anzunehmen, hierbey aber wegen 
der bey Verführung der Körner eintretenden Abnüßung des 
Viehes und Fuhrzeuges, Zeitverluftes und Verſchiedenheit 
der Entfernungen von dem Durchſchnittspreiſe der Körner 
auf dem Wochenmarftplage für jene Gemeinden, welche eine 
halbe Meile davon entfernt find, bey Weißen und Korn 
kr.; bey Gerften und Haber hingegen # fr. ; bey weiter ent— 
legenen Gemeinden aber für jede ganze Meile bey Gerfte 


und Haber 1 Er. ; bey Weisen und Korn 14 fr. , abgefchla» _ 


gen werden. 
6. 21. 


Wie bereitö oben bemerfet wurde, fo beftehen eigent: 
id neun Gattungen ded nußbaren Grundes; nähmlich: 
. Xeder, 2. Triſch- und Rottäder, 3. Teiche, 
7. Biefen, 5. Gärten, 6.Hutweiben, 7. Öeftrippe, 
8. Weingärten,g. Waldungen, deren Ertrag aufdie 
vier Hauptgattungen der Gründe, nähmlich Aeder, Wie: 
ſen, Weingärten und Waldungen reduciret werden. 

Es beftehen nun aber für jede diefer neun Gattungen 
des nutzbaren Grundes bey Ausmittlung des Ertrages befon- 
dere Vorſchriften und Grundfäße, daher ift ed aud) erfors 
— von jeder dieſer neun Gattungen insbeſondere zu 
andeln. 


§. 22. 


1. Die Aecker. Hierüber beſtehen folgende Vorſchrif— 
ten, nähmlich: 

1. Daß die Faſſion der Aecker nach dem Körnerertrage 
und zwar nach den vier Hauptgattungen, als Weitzen, Korn, 
Gerſte und Haber, wie ſie insgemein nach der gemeindeübli— 
chen Cultur / an Sommer und Winterfrucht gebauet werden, 
abzulegen, und der Eigenthümer zu befragen ſey, wie viel 
er auf fein Feld anſäe, und wie viel er in einem mittelmäßig 
fruchtbaren Zahre Körner an Winter» und Sommerfrudt 
ernte, wo dann aus dem ganzen Betrag der Ernte ohne 
Abzug des Samenkornes und der Eulturkoften die Ausmitts 
lung des mittleren rohen Ertrages vorzunehmen komme; 


II, 2 


Fortfe: 


Ruug. 


Srifd: 
felder. 
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2. daß bey den Faflionen des Ertraged der verpachteten 
Gründe meder das Pachtgeld des zeitlichen Pachtes, oder dei: 
fen, was der Eigenthümer hiervon von dem Pächter empfing, 
noch die Abgabe an dad Dominum directum bey dem Erb: 
pachte abgefchlagen werde; 

3. daß in dem Falle, wenn feine von den vier Haupt: 
gattungen, fondern andere Nebenf:üchte gebaut werden fol: 
len, diefe leßteren nicht zu fatiren, jondern die Gründemit 
anderen der Fruchtbarkeit gleich fommenden Grundftüden 
zu vergleichen, und nach dem hieraus. entfallenden Rrfultate 
dad Erträgniß in die Rubrifen der vier Hauptgattungen an 
zufeßen ſey; E 

4. daß die Obrigkeiten, Pfarrer, Bräuer, und alle Grund: 
befißer , welche ordentliche Rechnungen führen , verpflichtet 
feyen, ihr Kürnererträgniß mittelft neunjähriger Rechnungs: 
auszüge, nähmlich vom Jahre 1774 bis 1782 auszuweiſen, 
und zwar bey jedem Meverhofe indbefondere, aus welden 
Auszügen ſich jodann von felbft der Ertrag von drey Jahren 
an Sommer: , und von drey Jahren an Winterfrucht erge: 
ben muß, wovon das Drittheil als ein einjähriger Ertrag 
von jeder Gattung bey den unterthänigen Gründen in der 
Fafliondtabelle einzutragen fomme ; 

5. daß aber in dem Falle, als die obrigkeitlichen, pfarr- 
lichen und dergleihen Gründe durch alle neun Jahre unaud 
gefebt bebauet wurden, immer der für ein Jahr audfallende 
Ertrag nad) der angebauten Gattung an Winter: und Som: 
merfrucht in der Faſſion anzufegen fen; endlich 

6. daß bey Gründen, die aus Nachläffigkeit, oder einer 
anderen Urfache nicht gehörig gepflogen find, und ſich daher 
nicht einmahl ein, ihrer Eigenfchaft angemeſſenes Mitteler: 
trägniß angeben läßt, der Ertrag in VBergleichung mit den 
übrigen Gründen einer gleichen Eigenfchaft einzutragen fey- 


$. 23. 


2. Die Triſche, Zrifchfelder oder Roträder. 

Trifhfelder werden gewöhnlich jene genannt, welche 
nicht ordentlich, wie die gewöhnlichen Aderfelder, fontern 
nur alle 3 oder A Jahre, oder auch noch feltener bebauet; 
außerdem aber meiftentheil& als Hutweiden benüßet werden. 

Hierüber wurden folgende Vorſchriften ertheilet: 

1. Daß die Zrifche, Zrifchfelder, oder fogenannte Rott: 
äcker doch als aderbarer Grund zu behandeln, und 

2, daß die wirklichen Zrifchfelder nach ihrem Ertragt 
und wie fie benüget werden, in der betreffenden Rubrif des 
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Körnererträgniffes anzufegen, und zugleich anzumerken fen, 
in wie viel Fahren dergleichen Zrifchfelder bebauet werden. 


$. 24. 


3. Die Teiche. 

Die Ausmittlung des Ertraged der Teiche ift von der 
Ausmittlung der übrigen Erträgniffe etwas abgewichen. 

Es beftanden nähmlich dießfalls folgende befondere Vor— 
ſchriften: 

1. Daß die Teiche nach ihrer Oberfläche mit dem Er— 
trage der ackerbaren Gründe zu vergleichen, und daher mit 
dem Körnererträgnifle der ihnen am nächften gelegenen , und 
in der Fruchtbarkeit gleichfommenden Aecker, jedoch mit der 
ausdrücklichen Bemerkung, daß fie Teiche feyenzin die Faf- 
fion eingetragen, und 

2. daß bey den Seen erhoben, und durch eigene Ver: 
gleichniffe angezeigt werde, ob und wer dad Privateigen: 
ıhum der Fiſcherey genieße, und wie hoch ſich der jährliche 
Genuß nah Gontracten , oder einem controllirenden Be: 
fenntniffe des Eigenthümerd’ belaufe. Vid. Hofdecret vom 
14. Suly 1785. 
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4. Die Biefen. 

Hinſichtlich der dießfälligen Ausmittlung wurden fol: 
gende Beſtimmungen feftgefeget : 

1. Daß der Ertrag der Wiefen nach der Anzahl der da- 
von fommenden Fuhren an Heu und Grummet zu erheben, 
und fodann nach dem Mittelertrage im Gewichte in der Faf: 
fionstabelle anzufegen,, und 

2. daß die nußbringenden Oberflächen der Feſtungs— 
werke in Anfehung der Gräfer , welche darauf genommen 

werden , zu fatiren feyen. Vid. Hofdecret vom 8. July 1785. 


6. 26. 


5. Die Bärten. 

Hiexüber erfolgten nachftehende Vorfchriften: 

1. Das Gärten von allen Gattungen eigentlicy unter 
die Gatttung der Wiefen gehören; 

2. daß ihr Ertrag ohne weitere Berüdfichtigung nad) 
der beften Gattung der Wiefen angenommen , und 

3. daß nur Gärten von gar ſchlechter Eigenfchaft nad) 
dem Maße ihrer Grundbefhaffenheit mit dem Ertrage von 

2 * 


Die 
Seide, 


Die 
Wiefen. 


Die 
Bärten. 
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Wieſen minderer Gattung verglichen, und hiernach fatiret 


werden. 
. §. 27. 
Hutwei— 6. Die Hutweiden. 
den. KRüdfichtlih diefer Gattung Gründe wurden folgende 


— feſtgeſetzet: 

Daß die Hutweiden immer nach der Eigenſchaft der 
Wieſen zu beurtheilen, jedoch nur mit der geringſten 
Gattung der Wieſen zu vergleichen, und hiernach der Ers 
trag in der Faſſion anzuſetzen, dann 

2. daß aber jene Hutweiden, die von fehr fchlechter Ei: 
genfchaft feyen, und nicht anders ald Weide benüget wer: 
den können, mit ihrem noch geringeren Erträgniffe zu fati: 
ven, ige aber die Urfache in ber Srundbefhreibung ans 
zumerfen fey. 

fommen au die Alpen, dann die Sand— 
und Lehmgruben einzureihen. 

Bey den Alpen war das Heu oder Grummet, welches 
auf denſelben gemähet werden kann, oder wenn fie verpach— 
tet find, der Pachtſchilling als Grträgniß anzunehmen, und 
das Nalurale unter der Rubrik von 0 Ahle aufzuführen. Aus 
ßerdem hatte aber bie VBergleichung der Alpen mit denjenigen, 
die ihnen am nächften gelegen waren, einzutreten, und wurde 
hiernach ihr Ertrag fodann ausgemittelt. 

Bey Sand- und Lehmgruben, wo der Grund 
ſchon ausgegraben ift, und welche nicht wieder ald ackerbares 
Feld hergeftellt werden Fönnen, kömmt das Erträgniß eben 
fo,.wie bey den Hutweiden in Anſchlag zu bringen. 


$. 28. 


Das Ge: 7. Das Geftrippe. 
ftrippe, Eben fo kömmt das Geſtrippe ober — wel⸗ 
ches für keine Gattung Wald angeſehen werden kann, als 
Aria zu betradhten, zu behandeln, und dad dießfällige 
rträgniß nach diefen Grundfägen N: 


$. 29. 
Die 8. Die Weingärten. 
Bein Für diefe Gattung Gründe wurben folgende Vorſchriften 


gärten— Re 


Daß bey MWeingärten der Ertrag eben fo, wie bey 
den übrigen Gründen von den RR felbft fatirct , 
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und derfelbe in der Tabelle nach den im Durchfchnitte für 
ein Jahr auögefallenen Eimern eingetragen; | 
2. daß jede) von den Obrigkeiten und Gemeinden bey 
dem Umftande, weil nähmlich bey Weingärten der Ertrag 
des einen Jahres gegen das andere oft fehr verjchieden aus: 
fat, eine befondere Aufmerffamkeit darauf verwendet, und 
nit eine zu geringe Angabe ald richtig angenommen werde. 
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9. Die Waldungen. Die Wal: 

Ungleich fchwieriger ald bey den übrigen Gattungen der dungen. 
Gründe war das Ausmittlungsgefhäft bey den Waldungen 
vorzüglich darum, weil diefe Ausmittlung auf einer Abfchä- 
gung beruhte. R 

Es wurden nun für dieſe Ausmittlung folgende Vorfchrif: 
ten ertheilet: 

1. Daß die Wälder forftmäßig abgefchäßet ; ’ 

2. daß bey diefer Abſchätzung nicht nur die verfchiedene 
Gattung, und der Wachsthum deö Holzes, fondern auch der 
mögliche Anwerth und Preis, dann die Gegend, Lage und 
geitumftände beobachtet , Übrigens 

3. daß Wälder, die weder durch Holzung, noch durd) 
eine andere Benügung einen Ertrag zu verfhaffen im Stande 
find, wie Geftrippe und Hutweiden zu behandeln feyen, 
jedoch auch ihr noch fo geringer Ertrag unter der Rubrik ver 
Waldungen aufgeführet werde. . 

Mehrere nachträgliche Verordnungen waren erforderlich, 
um dieſes fo fehmierige Gefchäft der Abfhägung der Wälder 
im Gange zu erhalten. Diefe bezogen fi größten Theild auf 
die näheren Beſtimmungen der bereitd vorhandenen VBorfchrif: 
ten, ald die Einsheilung der Wälder in Streden, des Schla— 
ges nach Jahren, der Abſchätzung durch eigene oder fremde 
Forftverftändige u. f. w. Vid. Hofdecrete vom 16. Auguſt 1785 ; 
vom 2. Suny, 27. July und 20. October 1785. 


6. 31. 


Nebft diefen hier behandelten neun Gattungen von Grün= Andere 
den gab es aber auch noch andere Gegenftände, weldye in * 
den Aufſchreibungs-, Ausmeſſungs- und Erträgnißfaſſionen Fnä— 
zu erſcheinen hatten, nähmlich: Bergwerke, Salzcul— 
turen, Steinbrüche, Felſen, unfrucht bare Ges 
birge, Straßen, Wege, die zu neuen Beerdigungs— 
oder Kirchenplätzen, Pfarr und Schulgebäuden 
beſtimmten Gründe. 
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‚ Für diefe Gattungen von Gründen wurden folgende Vor: 
fchriften ertheilet. 


... 3. 


Bera- Bergwerke von Gold, Silber, Steinfohlen u. dgl., 

— dann die Salzculturen, endlich die Steinbrüche wer— 
* a den ald Zweige der öffentlichen Induftrie lediglich nach ihrer 
Stein. Oberfläche in den Auffchreibungs-, Ausmeſſungs- und Er- 
beüche. trägnißfaflionen arigefeßet. 
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gelfen Helfen, ganz unfruhtbare Gebirge, Mo: 

. un: räſte, welche nicht zur Weide, oder auf andere wirthfchaft: 

ann. liche Art benütet werden können, dann Strafen, Fubr: 

birge z. und Holzmwege, Wafferriffe, und dergleichen 
Grundtheile, die gar nichtd ertragen, find in der Faſſion 
ganz wegzulaflen, und folhe nur ald unfruchtbare Gründe 
nach der topographifchen Ordnung zu bemerken. 


\p 3 


Gründe Sene Gründe, welche zu Beerdigungs-, Kirhens, 

sur de Pfarr und Schulgebäuden beſtimmt waren, wurden 

— nicht als nutzbringend angeſehen, und folglich der allgemei- 
“nen Befteuerung nicht unterzogen. 

Weil es jedoch, um die fortfchreitenden Operationen nicht 
zu hemmen oder zu ſtören, nothwendig war, daß diefe Be— 
ftiimmung eines folhen Grundes weder zu lange zweifelhaft 
blieb, noch auch zu einem allfälligen Mißbraudy Anlaß gebe, 

-fo mußte wenigftend in jenen Ländern, wo die neue Pfarr: 
einrichtung fhon zu Stande gefommen war, vor Abichliegung 
der Faflionen dad Maß jener Gründe, nad) den Quadrat— 
Flaftern, und mit Beylegung befonderer öffentlicher Zeugniſſe 
audgewiefen, und in ber. Faflionstabelle angegeben werden. 
Vid. Berordnung für Böhmen, vom 5. September 1785. 
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Streis Aulle die hier oben erörterten Vorfchriften fanden auch 
— hen in jenen Fällen ihre Anwendung, wenn dad Eigenthum eines 
" Grunde flreitig war. 
Es wurde fich hiernach nach dem Beſitzſtand gerich- 
tet. Entweder war in einem folchen Falle der Befisftand be— 
kannt, oder er war nicht bekannt. j 
War er bekannt, fo mußte ſich derjenige fatiren, der fich 
' zur Beit der Faflion im Beſitze befand. 
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War er aber nicht befannt, fo mußte die Fatirung des 
Grunde, wenn nicht der Streit inzwifchen auf eine andere 
Art ausgeglichen werden fonnte, mit Vorbehalt der Rechte 
einer der fireitenden Parteyen nach dem Ermefjen der Unter: 
commiſſion aufgetragen werden. 

Uebrigens fonnte diefe Fatirung keineswegs auf bie Ent: 
fcheidung über das Eigenthumsrecht felbit, und die daraus 
fließenden Rechte Bezug haben, und daher hierdurch dem 
Privatrechte nicht der mindefte Abbruch gefchehen. 


$. 30. 
 d) Ausführung bes Rectificatoriumd und euer 
Einführung des weuen Steuerfuße®. Steuer: 


Durd tie raftlofen Anftrengungen der Behörden, war Fuß. 
die Ausmeflung‘ der Gründe, und die Erhebung ihres Er: 
trages in einem Zeitraume von vier Jahren zu Ende gebracht. 

Es haudelte fih nun um die Feilfegung eined gerechten: 
Maßſtabes zur Bemeflung und Belegung, und einer am 
mindeft Eoftipieligen Einhebung. 

Durd) das Patent vom 10. Februar 1789, und Hof: 
becret vom 15. September 1789, wurden auch hierinfallö die 

 beftimmteften Vorfchriften ertheilt, welche auf alle Länder, 
wo diefe Regulirung Statt fand, nur mit Ausnahme Gali— 
ziens , welches hinfichtlich der Bemeflung gegen die übrigen 
geringer behandelt wurde, fi erftredte. 


$. 37. 
Diefe Höchften Anordnungen enthalten im Wefentlihen Snyact 
folgende Vorſchriften; nähmlich : diefer 


1. Daß durch diefed neue Syſtem der alte Steuerſuß Por 
ganz aufgehoben ſey, und die bisherige Gontributiondfumme 
wegen der unentbehrlichen Staatöbedürfniffe nicht vermindert, 
doch auch nicht erhöhet werde; Ä . 

2. daß jedoch zum Beſten der allgemeinen Landwirthz. 
fbaft der Gontribution der Ertrag derjenigen Zwiſchenmäuthe 
zugefchlagen werde, die dem freyen Abfage ber ——— 
hinderlich ſeyen, folglich neben der überall gleichen Verſteue— 
rung des Grundertrages nicht mehr beſtehen könne, daher 
mit 1. November 1789, als dem Zeitpuncte, in welchem mit 
der neuen Einrichtung der Anfang gemacht wird, aufzuho- 
ren habe; | 

3. daß die Übrigen, unter ber bisherigen Contribu— 
tion begriffenen Nebenabgaben bis zu ihrer allgemeinen Aus— 
gleihung beybehalten werden , und mit Zuſchlag deſſen, 
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was biöher von den Häufern des Bürgerflandes, des Adels 
und der Geiftlichfeit bezahlet wurde, und des Ertrages der 
aufzuhebenden Zwiſchenmäuthen einzig und allein al$ Grund: 
feuer auf Grund und Boden zu haften habe; 

4. daß zur Bededung der Gontributiondfumme von 100 
Gulden des fatirten und controllirten Grunvdertrages im Durch⸗ 
fhnitte 12 Gulden, 135 Er. entrichtet; 

5. daß dieſe Belegung, um den durch die Verfchieden- 
beit der Sulturdauslagen auch verfchieden entfallenden Ertrag 
zwifchen den Gattungen der Grundftüde in ein angemefjen® 
Berhältniß zu bringen, auf folgende Weife, jedoch ohne Rüf: 
fiht auf Stand und Eigenfchaft des Beſitzers untergeibelet 
werde ; nähmlich: daß von ordentlich baubaren Aedern, Triſch⸗ 
feldern, Zeichen, die nach ihrer Eigenfchaft mit Aeckern ver: 
glihen werden, von Weingärten, wie auch von Seen und 
Flüffen 10 fl. 374 fr. vom Hundert ; von Wiefen, unt den 
mit Wiefen verglichenen Gärten und Zeichen 17 fl. 55 fr. 
vom Hundert: von Hutweiden, Geftrippen und Waldungen, 
bey welch Letzteren nach Abfchlag des Schlagerlohncs der 
erhobene Anwerth oder Holzpreid zum Gegenftande dr Be: 
meflung genommen wurde, 21 fl. 15 fr. vom Huntert zu 


“entrichten fomme. 


Meguli— 
rung 
des Ur— 
barial— 
ſyſt ems. 
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Diefes neue Steuerfuftem hatte nicht allein den Zweck 
vor fih, die Grundbefiger in einem contributionsfähigen Zus 
ftande zu erhalten, fondern auch feinen Fleiß aufzumuntern 
und zu beleben. 

Um diefen Zweck volllommen zu erreichen, wurde in ber 
weiteren Betrachtung, daß bey all diefen vorauögegangenen 
Steuerregulirungd: Operationen lediglih der Brutoertrag 
erhoben , hiermit weder Samen, noch die baren Culturs— 
koften abgerechnet waren, Überdieß der Grundbeſitzer feinen 
häuslichen Unterhalt, die Gemeinde » Auslagen u. dgl. zu 
beftreiten hat, auch eine Regulirung des Urbarials 
ſyſtems vorgenommen, und hierbey Folgendes feftgefeget: 

1. Daß dem Unterthan zur Beftreitung diefer gleich be= 
meldeten Erforderniffe von dem fatirten und controllirten Bruto- 
ertrag im Durchfchnitte wenigftend 70 Gulden vom Hundert 
frengelafien, und nur die übrigen 30 Gulden vom Hundert 
zur Bedeckung der landesfürftlichen Grundfteuer und Beitrei- 
tung der obrigfeitlichen Forderungen, und zwar für bie erftere 
mit 12 fl. 133 kr., und für die leßteren mit 17 fl. 465 fr., 
und zwar auf folche Art gewidmet werden, daß unter dieſen 
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17 fl. 5 Er. alles begriffen fen, was ber Unterthan feinem 
Grundheren und geiftlihen oder weltlichen Zehentherrn zu 
leiten fhuldig ift, e& fey nun in Barem oder in Naturalien, 
in Zug- oder Hanbrobothen, wie auch an den üblichen Ta— 
ren, Sterb: und Veränderungsfällen,, welche legtere nur in 
fo weit, ald fie Realität und Gewerbe betreffen, nach einem 
‚Mittel von zwanzig Jahren anzufchlagen, und hiernac in 
eine beſtimmte jährliche Zinsgiebigfeit zu verwandeln wären ; 
2. daß nad) dem Benfpiele der Grundfieuer für die Be- 
rehnung der Urbarialfchuldigfeiten nach der Verfchiedenheit 
der Grundgattungen ein beftimmted Verhältniß aufgefteliet, 
ſonach als höchſten Maßſtab fin die Schuldigfeiten von Aeckern 
und Weingärten 15 fl. 25 fr., von Wieſen, Gärten und 
Zeichen 26 fl. 22 kr., von Hutweiden und Waldungen 30 fl. 
50 fr. , und von Seen und Flüſſen 15 fl. 25 fr. vom Huns> 
dert angenommen , und hiermit der im Ganzen nie zu über: 
rg Hauptdurchſchnitt von 17 fl. 46% fr. erreicht wurde; 
endli 
3. daß es dort, wo der Unterthan weniger leiſtete, auch 
bey dieſer minderen Leiſtung ſein Verbleiben, dort aber, wo 
er bisher erweislicher Weiſe mehr leiſtete, eine Herabſetzung 
einzutreten habe. | 


$. 39. 

Da hie und da, gegen die Bemeſſung, und gegen bie 
bierüber gemachte fchriftliche Anweifung Reclamationen ein= 
traten, fo wurden folche zwar zugelaffen,, jedoch dießfalls 
ein Termin von vier Wochen anberaumet, binnen welchen 
diefe Reclamationen vom Zage der Zuftellung der fhriftlichen 
Anweifung angerechnet , übergeben werden mußten. 


$- 40. 


- Bu Folge Hofdeereted vom 15. September 1789 wurden 
eigene Bezirköfteuereinnehmer in der Eigenfchaft als landes- 
fürftlihe Beamte gegen einen mäßig zu leiftenden Perceps 
tionsbeytrag, und zwar in ber Art angeftellet, daß Feine, der 
denfelben zugetheilten Gemeinden über zwey Meilen von fel= 
ben entfernt ‘war. 


$. 41. 


Recha— 
matidb— 


nen. 
* 


Einbes 
bung. 


Nah Inhalt des Patente vom 17. September 1789, Zeit ber 
follte die landesfürſtliche Grundfteuer in monathlihen Entri 


driften, und zwar immer zum Voraus entrichtet werden. 


tung 


ch⸗ 


Bemer 
tung. 
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§. 42. 


So ward in der Hauptfache diefed große Werk vollendet, 
welches, wenn ed auch noch nicht alle Ungleichheiten behob, 
doch größten Theils die beftandenen wefentlicheren Gebrechen 
entfernte, und wodurch der feſte Grundflein zum gegenwärs 
tigen Syſtem dauerhaft gelegt wurde. | - 

Wie fhon oben bemerfet wurde, fo hat nach Joſeph IL. 
Tod auf die allfeitigen Vorftellungen der Stände Kaifer Leo— 
pold II. diefes neue Steuerregulirungsfyftem aufgehoben. Sn 


Folge diefer Aufhebung wurde nun auch die Steuer auf Häu— 


Einle i⸗ 
tung. 


fer, Mühlen, Bräuerenen, Gewerbe und Dominicalbenü- 
gungen von der eigentlichen Grundſteuer wieder ausgefchie- 
den, die leßtere nach dem durch die Jofephinifchen Erhebungen 
ausgemittelten Erträgniffen umgelegt. Die erfte aber nach den 
im Restificatorium der Kaiferinn Maria Therefia (vom Jahre 
1757) ausgemittelten Schätungsdanfchlage repartirt, wobey 
auf die ehemahlige Anfäßigkeit 49 fl. 16 Er. entfielen. 

Bon den hierüber unterm 5. May 1790, und 30. Suny 
1792 erlaffenen Patenten wird weiter unten das Erforter: 
liche an dem hierzu mehr geeigneten Plate angeführet werden. 


5. 43. 


C. Neues Grundfteuerfpfiem unter Kaifer 
Franz J. 


Wie ſchon früher bemerket wurde, ruhte das väterliche 
Auge unſeres gegenwärtigen allerhöchſten Landesfürſten Kai» 
ſer Franz J. immer auf dieſen, ſeinem Herzen ſo nah gele— 


genen Gegenſtand der Steuerregulirung. Sobald es nur eini— 


Das 
Patent 
vom 23, 
Decems 
ber 1817. 


ger Maßen die Ruhe der Staaten zuließ, wurben die obbe— 
meldten Gabinettöbefehle erlaffen, und nach mehreren vorläu= 
figen Erhebungen und Berathungen unterm 3. October 1817 
die allerhöchſte Willendmeinung dahin ausgefproden , daß 
bey’ der neuen Regulirung das Mayländerfpftem zum Mufter 
genommen werden fol. 
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. Unterm 23. December 1817 erfolgte nun dad wichtige 
Patent, welches fhon im Eingange die allerhöchſte gerechte 
Abſicht an Zag legt, daß Allgemeinheit und Gleid: 
heit der Grundfleuer eintrete; denn es heißt wörtlich: 

»In Erwägung der Mißverhältniffe, welche bey der Anz 
legung der Grundfteuer nach dem befiehenden Maßftabe der 
Vertheilung für ganze Provinzen, Kreife, Diftricte,und Ge: 
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meinden, wie für einzelne Contribuenten hervorgehen, haben 
Bir nad) der reifen Erwägung diefes Mißftandes, und der 
jwedmäßigften Mittel, ihm aufzuhelfen, den Entfchluß ge- 
foßt, in Unferen fämmtlihen Deutfchen und Stalienifchen 
Provinzen ein in feinen Grundfägen billiges, und in feiner 
Anwendung fefted Syſtem der Grundfteuer in Ausführung 
zu bringen , Unfere leitende Gefidhtöpuncte bey diefem allge» 
mein nüglichen Unternehmen waren: die Anwendung deB 
Begriffes der firengften Gerechtigkeit, die vorzliglich Durch eine 
rihtige Ausmaß der Grundfteuer bedingte Aufmunterung der 
Eandescultur, und die möglichfte Beförderung ihrer heilfamen 
Fortſchritte.“ 
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Aus der Gerechtigkeit geht Allgemeinheit und 
Gleichheit der Gruntfteuer hervor. Die allerhöchſte Wil— 
Insmeinung iſt daher vorzüglich [hon dahin gerichtet, daf 
Sedermann, ohne Rüdficht auf feine Perfon, Stand, Würde, 
der einen Grund beſitzt, in der Regel zu den Staatöbebürf- 


niffen aus dem Erträgniffe feines unbeweglihen nugbaren 


Eigenthumes in einem billigen Ebenmaße beytrage. : 

Um diefen Zweck zu erreichen, muß dieſes Syftem auf 
Grundfäge und Vorſchriften gebaut werden, die in einem 
harmonifchen Verbande, ald dauerhafte Stützen fich darftellen. 

Diefes Syſtem kann daher unter folgende fünf Abthei- 
lungen gebracht werden; als: 

I. Vorſchriften der Gleichheit. 

U. Borfchriften ver Bemeffung.. 

UL Vorſchriften der Umlegung und Ber: 
theilung. 

IV. Borfhriften der Erhaltung ded Cata— 
ers; und 

V. Vorſchriften über die Ausführung der 
Grundfteuer. 


$. 40. 


I. Borfhriften der Gleichheit. 

Schon Maria Therefia und Joſeph II. haben 
bey der Kectification und Steuerregulirung den Grundfaß 
aufgeftellet , daß die Verpflichtung zur Steuerentrichtung 
lediglich auf Grund und Boden ruhe, und auf die perfön: 
hen Eigenfchaften der Befiser feine Rüdfiht zunehmen fey. 


Einthei⸗ 
lung. 


Gleich: 
beit. 


Beit- 
weife 
oder 
immer 
wäh: 
rende 
Befrey: 
ungen. 


Nähere 
Beſtim—⸗ 
mungen. 
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Diefer Grundfag ift auch im gegenwärtigen Syſteme 
beybehalten , und der firengften Gerechtigkeit entfprechend. 


. 47. 


Indeſſen gibt es doch Fälle, wo von dieſer ſo gerechten 
Regel Ausnahmen einzutreten haben. 

Dieſe Ausnahmen werden vom obbeſagten Patente ſelbſt 
bezeichnet, und können in zeit weiſe oder immerwäh— 
rende, und in theilweiſe oder gänzliche Beftey— 
ungen von der Grundfteuer abgetheilet werden. 


§. 48. 


Zeitweife Befreyungen können bey folchen Ele: 
mentarunfällen eintreten, durch welche der, der Berfiene: 
rung unterliegende reine Ertrag zeitweife ganz, oder 
ann Theil verfehlungen wird, in Folge deſſen dann entwe: 

er zeitmeife gänzliche, oder theilweife Grundfteuernachiäfle 
geflattet werden. 

Gänzliche Befreyungen können nur bey jenen 
Glementarunfällen eintreten, durch welche dad Object ter 
Grundfteuer fürimmer zerftöret wird, 3.3. bey Ucberfchwen: 
mungen. 

§. 49 


In der zweyten Beziehung find von der Grundſteuer 
losgezählet: 

1. Alle Oberflächen, welche im Wege der Urproduc⸗ 
tion nicht benützet werden können; als: unfruchtbare 
Gebirge, Steinfelſen, öffentliche Straßen, 
Flüſſe und Canäle. 

2. Beerdigungsplätze, ſo lange ſie dieſelbe Be— 
ſtimmung haben; 

3. Staatsgebäude, Kirchen, Militär-Ca— 
ſernen und Spitäler. 

Die Anzahl der befreyten Objecte iſt daher nicht groß. 


Der ausgeſprochene Grundſatz der Gleichheit und der Allge— 


meinheit zeigt ſich hier in feiner Wirklichkeit, beſonders wenn 
man erwägt, daß weder Cameral-, noch Fondsgüter, ja 
nicht einmahl $amiliengüter Sr. Majeftät dießfalls eine Be: 
freyung fürfich haben. n 
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II. Borfhriften der Bemeffung. 
„, „ Um den Bwed der Gleichheit zu erreichen, ift vor allen 
übrigen 
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’ 1. Die genaue Beftinnmung der Grundfleuer 
objecte; 
2. eirie richtige Bermeffung des Flädheninhal: 
tes; und — 
3. eine verläßliche Schätzumg des Ertrages noth— 
wendig. 


$. 51. 


Auf 1. Beflimmung ver Örundfteuerobjecte, 

Ald Dbjecte der Grundfteuer find alle Nugungen 
von Grund und Boden, dann die Nugungenvon 
Gebäuden anzufehen und zu behandeln. 

Zu den Nusungen von Grund und Boden gehören alle 
productiven Oberflächen (im Berhältniffe der zu Geld 
veranf&hlagten Producte), welche fie bey Anwendung des ge> 
wöhnlichen Fleißes einbringen können. 

Zu den Nugungen an Gebäuden gehört der Ertrag, 
weldhen die Area, die dad Gebäude einnimmt, im Wege 
der Urproduction abwerfen fann , wenn fie in folcher benü— 
get würde, und der Zins, den dad Gebäude felbft trägt, 
oder zu tragen vermag, foll der Grundſteuer einbezogen werben. 
Es ſind zwar hierdurch die Objecte der Beſteuerung 
im weiteften Berftande angedeutet. Allein ed kann bey der 
Verſchiedenheit der Gründe, ihrer Lage, ihrer Benützung 
des Culturaufwandes u. dgl. dDiefe Belegung zu einem gerech— 
ten Maßſtab nicht hinreichen,, daher es auch nothwendig 
ift, hierbey in das gerechte und billige Ebenmaß näher ein- 
— Dieſes läßt ſich nun in dem reinen Ertrage 

nden. 
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Der. reine Ertrag, gegenüber des Brutoertrages, 
befteht in dem Erträgniffe, welches der Grundbefiger von 
jeder ihın angehörigen productiven Oberfläche nach der der: 
mahligen Gulturdgattung bey Anwendung der gemeindeübli- 
hen Gultivirungsart in den Jahren einer gewöhnlichen Frucht: 
barkeit nach Abfchlag der nothwendigen und gemeindeübli= 
ben, auf Bearbeitung ded Bodens , Saat , Pflege und 
Einbringung der Producte verwendeten Auslagen bezle— 
ben kann. 

Bey den Gebäuden hingegen wird auf die nothwendige 
Erhaltung derfelben, und auf den im Verlaufe einer beſtimm— 
ten Zeit, ganz oder zum Theil zu Grund gegangenen Gas» 


Grunb: 
fteuerob: 
jeete, 


Reiner 
Erteag. 
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pitalswerth durch einen verhältnißmäßigen Abſchlag Rüd: 
fiht genommen, und dadurch der reine Ertrag in die Ber: 
fleuerung gezogen. 


. 53. 


Ausmite Die Ausmittlung des reinen Grund- und ‚Häufer 
en hr n : — ertrages erfolgt im Wege der öconomiſchen Vermeſſung und 
Ertrages. Mappirung, dann der Schätzung. 
$. 54. 
Auf 2. Vermeſſung und Mappirung. 


Bermefs Die Vermeffung und Mappirung kömmt lediglich durch 
fung undeigene wiflenfchaftlich gebildete und practifch geübte Felp- 
Mappis meffer aus dem Militär: und Civilftande vorzuneb: 
Fund men, für welhen Kal die mit der Ausführung beauftragten 
Behörden und Individuen dießfalld eigene ausführliche In— 
fiructionen erhalten. 

Die Behörden, welchen die Leitung diefer Ausführung 
übertragen ift, find folgende; nähmlich: 

a) Die Grundfleuerregulirungd » Hofcom- 
miffion. | 

b) die Provincial:; 

c) die Kreiöfteuerregulirungs:Commiflion , und 

d) die trigonometrifhe Triangulirungs-Direction, und 
Unterdirection. 

Zu dem Perfonale, welched mit der Detaild: Zriangu- 
lirung und Bemeffung beauftragt ift, gehörendie Provins 
ctalsMappirungd-Directoren und Unterdirecs 
tionen, die Vermeffungd:Infpectoren, die Geo» 
meter, die Adjuncten, die Indicatoren, und end 
lih die Handlanger. Diefe werden aus dem Civil: und 
Militärftande gewählt. 
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Aus dem Aus dem Civilftande können die Individuen nur 
Sivil- dazumahl aufgenommen werden, wenn fie ſich über ihre gute 
Rande. Moralität, über ihre Kenntniffe in der höheren Rechenkunſt, 

der practifhen Geometrie, Planimetrie, über den Gebrauch 
bed Meßtiſches, Über die Kenntniß der Landesſprache jener 
Provinz, in welcher fie verwendet werden wollen, durch legale 
Beugniffe audzumeifen im Stande find. 


$. 56. 


ee Bey dem Militärftande iſt diefe Legitimirung aus 
Miti: dem Grunde nicht nothwendig, weil ohnedieß nur folde In— 


- 
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dividuen zu diefem Gefhäft auögewählet werden, welhe tär: 
wegen ihrer Zriangulirungd: und Vermeſſungskenntniſſe den ande. 
Chefs der Directionen ſchon befannt find. 


$. 57. 


Die erfte Aufnahme hat in der Eigenfchaft als Ad: Adjunce 
junct zu geſchehen, der aber auch, in fo ferne deſſen Fähigs! ten- 
keiten bewährt befunden werden, auch fogleich ald Geome: 
ter angejtellet werden kann. Außerdem können nur Adjuncte; 
welche durch einige Zeit Beweife ihrer binlänglihen Fähig— 

Feit abgelegt haben, in die Glaffe der Geometer vorrüden. 


$. 58. 
Die Geometer find die nächfifolgenden. Diefe werden Geom e— 
abermahl in drey Elaffen abgetheilet. ter. 


Der Geometer dritter Claffe (der geringeren) erhält täg« 
lich 2 fl. 30 Er. Conv. Münze, oder in den Provinzen , wo 
dad Papiergeld circuliret, 2 fl. 30 Er. W. W. mit einem Zu: 
fhuffe von 1 fl. 15 fr. C. M. 

Die Geometer zweyter Claſſe, wenn fie fich durch gutes 
Betragen, Genauigkeit und Fertigkeit im der Arbeit auszeich- 
nen, erhalten 3 fl. C. M., oder denfelben Betrag in den 
Provinzen, wo dad Papiergeld im Umlaufe ift, in W. W. 
P. G. fammt dem halben Zufhuffe in E. M. 

Die Geometer erfter Claſſe erhalten 3 fl. 30 Fr. C. M. 
oder in ben Provinzen, wo dad Papiergeld circuliret, eben 
a Betrag in W. W. P. G. fammt dem halben Zufchuffe 
in C. 


$. 59. 

Die Infpectoren, denen die Operationen in den Infpecs 
Provinzen anvertraut ift, beziehen täglich 5 fl. C. M., oder toren. 
in den Provinzen, wo dad Papiergeld circuliret, dad nähm» 
liche in W. W. P. G. und in der Hälfte Zuſchuß in C. M. 

In die Gathegorie der Infpectoren rüden jene Geometer 
ein, die fih in ihrem Gefchäfte auszeichnen. 

Sene Infpectoren aber, die fich befonderd hervorthun , 
erhalten den Rang von Infpectoren erfter Glaffe, mit tägli- 
hen 6 fl. C. M. oder in den Provinzen, wo dad Papiergeld’ 
circuliret, mit täglichen 6 fl. W. W. P. ©. und 3 fl. C. M. 
Zuſchuß. 

$. 60. 


Indicatoren find diejenigen Perfonen, welche ben Inbicas 
Geometern die erforderlihen Ausfünfte über die Begränzung toren. 


Hand— 
langer, 
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der Gemeinde, der einzelnen. Grundſtücke u. dgl. geben. Die 
Mahl derfelben wird der Gemeinde überlaflen. ES verfteht 
fih von felbfi, daß hierzu nur ſolche Leute gewählet werben, 
deren Rechtlichkeit bekannt ift. 
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Handlanger find jene Perfonen, welden die Errich: 
tung der Pfähle, die Tragung der Inftrumente, und derglei: 
chen Arbeiten übertragen find. 

Das ganze Perfonal fteht in genauer Verbindung mit 
der leitenden Behörde, und leßtere mit der Grundfteuerregu: 


lirungd: Hofconmillion. 
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Die Leitung der Detaild-Triangulirung und 
Vermeflung ift dem Prov. Mappirungstirector übertragen, 
weicher alle Berfügungen unter der Auffiht und Genehm— 
haltung der Prov. Regulirun,dcommiflion zu treffen hat. Un— 
ter ihm ftehen der Unterdirector, die Infpectoren und Geo: 
meter. Die Adjuncten find nur Gehülfen der Infpectoren oder 
der Geometer, und find auch legtere für die Amtshandlung 
der erfteren verantwortlich. 


$. 63. 


Das vollendete Gefchäft der Vermeflung wird nun für 
jede Gemeinde mittelfl einer zu verfaffenden Mappe darge: 
ftelt. In diefer Mappe findet fih der Umfang der Ge 
meinde ihre Begränzung, und jede einzelne inner 
derfelben gelegene Grundfläche nah Verſchieden— 
beit der Gulturögattung, der Perfon des Eigen: 
thümers, der natürlichen oder Fünftliben Begränzung 
in der topographbifhen Lage, Figur und in dem 
angenommenen Maßſtabe bildlich aufgezeichnet , welche 
bildlihe Darftelung Mappirung genannt wird. Wie 
Üübrigend bderley Mappirungen Statt zu finden haben , 
wird durch befondere den Geometern ıc. ertheilte Inftruc- 


tionen beflimmt. 


Bey 
ftreis 
tigen 
Grüns 

den. 
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Wie fbon oben bemerfet wurbe, fo ift in dem Fall, als 
über die Gränzen Streitigkeiten entftehen, und diefe nicht 
durch Audgleihung bengelegt werten können, nicht hinein» 
zugehen, wer der rechtmäßige Beſitzer fen, fondern fib nur 
an den Beſitz zu halten, daher auch der Geometer bey der 
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Vermeſſung nur an den Damahld vorhandenen Beſitzer fich: 
zu halten hat: * | | 


6.65. | 


Auf 3. Der Zwei der Schätzung ift eigentlich die Schä— 
Ausmittelung des jährlichen gewöhnlichen reinen Geld: Lung 
ertraged für jeded einzelne der Grundſteuer unterliegende 
Object. ur er 0 J 
$, 66. 

Damit dieſer Zweck am ſicherſten erreicht werden könne, Durch 
haben eigene, mit dem Locale, und ven —conomi⸗Commiſ⸗ 
ſchen Verhältniſſen des Diftrictes, für welchen ſie aufgeſtellt Färe. 
ſind, genau bekannte, in der practiſchen Laudwirthſchaftwohl⸗ 
unterrichtete, durch Rechtlichkeit, und Unbefangenheit ers 
probte Commiſſäre die Schätzung nad) eigenen detaillir— 
ten Inftructionen vorzunehmen. Vid. obiges Patents. 10, 

15, und Inftruction zur Probefhägung vom 18. 
Auguft 1817. ER e 
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As Hilfsarbeiter find ein Gontrolleur, und zwey, oder gitfear:. 
mehrere Indicatoren beflimmt. Der ort3obrigkeitliche Ober- beiter. 
beamte iſt Controlleur; follte: jedoch der Commiſſät gegen dies 
fen ein gegründetes Bedenken erheben, fo dat er einen ans 
deren rechtlichen der Deconomie , übrigens auch des Leſens 
und Schreibens fundigen Mann aus der Mitteder Gemeinde 
vorzufßplagen. | 2 

Schon aus dem Nahmen erhellet die Beihäftigung des 
Controlleurs; er it nähmlich verpflichtet , die Handlungen 
des Commiſſärs zu beobachten, uud im Falle.er ein unrich» 
tiged Benehmen wahrzunehmen glaubte, denielben aufmerk⸗ 
fam zu madyen. Ä ae Yu 

Die Indicatoren, welche nadı oben vorausgeſchickter Be⸗ 
merkung aus der Gemeinde gewählet werden, haben dem 
Schägungdcommiflär alle factifchen Auskünfte, Die er. vers 
langt, zu ertheilen. ' ae er 

Endlich find die Ortöobrigkeiten, der Gemeindevorſtand 
und die betreffende Grundherrfhaft verbunden, jede Un- 
terflügung, und alle von dem Commiſſär geforderten Be— 
beife zukommen zit kaflen. | le a er 

Die Dilfsmittel, die er zu benügen hat, find die durch 
die Bermeflung erhaltene Mappe, die hierüber verfaßte Er: 
Häuterungstabelle, die Eingaben der Gemeinde — ben Cul⸗ 

IE, 
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turdftand im Allgemeinen, über den Bauvertrag, ben ge⸗ 

wöhnlichen Eulturaufwand u. f. w. die Wirthſchaftsrechnun⸗ 
en, Bebentregifter, und die nody vorhandenen Operate der 
ofephinifchen Steuerregulirung. 


"ER. 08 in 


Abthei: Die Schätzung erſtreckt ſich entweder auf die prod uc⸗ 
tung. tiven Oberflächen, oder aber auf die Gebäude. 
$. 69. 

S q a⸗ Das ganze Geſchäft hinſichtlich der Schatzung der pro— 
gung derductiven Oberflächen theilt ſich in folgende Hauptzweige; al& : 
probucti« a) Indie Etaffifichrung, —* 
nn DT 29 indie Yusinfittelung d es Natural-Brutos 

fraͤcht gutraged; En 

c) in die Beranfhlagung ded Ertrages zu 
dent mittleren Geldwerth in Metal-Münze; 
d) in dem Abfhlag dersnothwendigen Cul— 
tursfoften im Gelde ; endlich .. 
e) in die Darftellung des re inen Geldbe 
trages. 
Blaffifio 4) Die Gtaffificirung, oder Glaffification 
cırung. befteht in der Beſtimmung der Abflufungen, in melde fi 
die Grundftüde der nähmlichen. Gulturdgattung nad) Ver: 
ſchiedenheit Der. natürlichen Belchaffenheit des Bodens, des 
rößeren oder minderen Ertrages ber Fruchtgattungen in 
er Bemeinde theilen. Die Miſchungen der Beſtandt heile 
dd Grundes und Bodens find ſehr mähnigfaltig; der eine 
bringt bey mittelmäßigem Fleiße edle, Im hohen Werthe ſte⸗ 
hende Früchte hervor ‚- während der andere bey den größten 
Bemühungen der befleren Beurbarung, bey allem ordentlis 
hen: Fleiß nur gemeine Fruchtgattungen ſich abzwingen läßt. 
- Um numin die wahre Kenntniß der Beihaffenheit und 
Verhaͤltniſſe zu gelangen , iſt es die Pflicht ded Schätzungs⸗ 
commiffäres , alle Grundftüdfe felbft abzugeben, und vor« 
züglich dad Urtheil der Grundbeſitzer Über die Eigenfchaft und 
Unterfdjied der Gründe, und aber die Urſachen dieſes Un- 
derſchiedes einzuholen, und nach allen erhobenen Verhält⸗ 
niffen in Glafien, deren Anzahl weder zu groß, noch zu 
gering ſeyn darf ‚ einzutheilen. Es verfteht ſich übrigens 
von felbſt, daß jede befondere Cultursgattung, als Aecker, 
Wiefen u, ſ. w. auch insbefondere zu claffificiren feyen. 
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b) Bey diefer Ausmittelung kömmt es aufdie Auflöfung Ausmitte- 
der fehr wichtigen Frage an; wie viel fann ein beflimmteslung des 
Flähenmaß von jeder Gulturögattung und in jeder Claſſe Natural: 
denfelben bey Anwendung der gemeindeüblihen Gulturart Bruto: 
in einem Jahre von mittlerer Fruchtbarkeit an den, der Guls Ertrages 
turgattung eigenthümlichen Naturproducten einbringen, wie 
viele Megen Getreide kann z B. das Joch Aderland in der 
jweyten oder dritten Claſſe, wie viele Eimer Wein Das Jod) 
Weingarten in der erften oder dritten u. ſ. w. Elaffe in mit» 
telmäßigen Jahren abwerfen?“ 

Die Wichtigkeit dieſer Frage iſt einleuchtend, indem ſich 
nah. Abſchlag des Culturaufwandes der reine Ertrag ers 
gibt, auf welden ſich ſodann die Bemeſſung fügt. Insbe— 
fondere muß fih bier die Recdtlichkeit des Schatzungscom⸗ 
miffärd bewähren. Hauptſachlich full er fein Augenmerk auf 
die gemeindeübliche Gultur richten, welche er aus dem Bers 
fahren und der Beurbarung der Mehrzahl ableitet, wo er 
fodann den Durchſchnitt von mehreren Jahren anzunehmen, 
und mit Berüdfichtigung der Belcbaffenheit des Bodens, 
der erhaltenen Behelfe, mittelft eigener Ueberzeugung und 
mit Zuhilfnahme des Urtheiled anderer rechtlicher Männer die 
Ausmittelung des Natural: Bruto:-Erträgniffes der Wahrheit 
ſehr nahe bringen fann: — 

Ueberſpannte Schätzungen würden für die Steuerholden 
eben fo drückend, als zu geringe Anſchläge dem Staate nach» 
theilig ſeyn. — 
| Der Schätungscommiffär hat nun dieſe allgemeinen 
Grundfäge genau vor Augen, und fich firenge an die insbe 
fondere ertheilten Belebrungen zu balten. iur 

Bu den befonderen Gattungen gehören : Aderland, Weins 
gärten, Wiefen, Yutweiden und Geftrippe, Alpen, Wals 
dungen, Gärten, gemifchte Eulturen, und die Oberflächen, 
welche Steindrühe, Kalt, Sand u. dgl. einnehmen, die 
mit. denen ihnen zunäcft gelegenen Grundftüden, welde 
wirflich im Wege der Urproducrion benüßet werden, zu vers 
gleichen, und nach den geringften Glaflen der. verglichenen 
Gründe in Anfchlag zu bringen find. 


$. 72. 


c) Für die vier Hauptlörnergattungen,nähmlich: Weis Weran 
gen, Korn, Gerfte und Hafer werden die Durchſchnittspreiſe I * 
von fünfzehn Jahren von dem Jahre 1795 bis u sa gung. 
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1800 zum Maßſtabe genommen; für alle übrige Fruchtgat- 
tungen die Rocalpreife aus der nähmlichen Epoche in Anwen: 
dung gebradht. 

Bey Probucten , auf deren Preid auch ihre Güte einen 
Einfluß Hat, muß derfelbe nad der verfchiedenen Qualität 
der Producte mitbeflimmt werden. Diefe Beflimmung erfolge 
nach dem öjterreichifchen Maß und Gewicht; im Falle aljo 
der Ertrag nach einemandern Maß und Gewicht berechnet 
würde, müßte hiernach eine Reduction eintreten. 

Die Marktdurchſchnittspreiſe werden nach eigenen For» 
mularien erhoben. Jede Ortsobrigkeit, wo Wochenmärkte 
abgehalten werben , bat in einer Zabelle für jedes der oben 
erwähnten fünfzehn Jahre die Preife der Hauptlörnergattuns 
gen dergeftalt audzumeifen, daB unter Bufammenziehung der. 
Refultate der einzelnen Wochenmärkte die Durchfchnitte für 
jeden Monath in der beflimmten Colonne, in der dreyzehn—⸗ 
ten Golonne die Summe ber zwölf vorhergehenden Monats 
Colonnen, und in der vierzebnten der ganzjährige Haupt= 
durchſchnitt erfichtlic wird. Alle fünfzehn Rubriken der fünf: 
zehn Sabre find dann am Schluſſe zu fummiren, und in der 
legten Colonne der Generaldurchſchnitt aller Jahre 
anzufegen. | 

Dort, wo türfifher Weisen, Heiden u. dgl. auf dem 
Wochenmarkt verfauft wird, ift au für diefe Fruchtgattuns 
gen ein befonderer und ähnlicher Ausweis zu verfaffen. 

In den Orten, wo feine Bormerkungen über die Marft: 
preife beftehen , find von der Obrigfeit die Preife aus ben 
—— der Herrſchaft, des Magiſtrates, rechtlich bes 
kannter Landwirthe u. dgl. zu erheben. 

Dieſe Ausweiſe find von dem Marktorte an bad Kreiss 
amf einzufenden , von welchem aus den einzelnen Eingapen 
die Kreistabelle nad; einem befonderen Formular zu verfaf: 
fen, und unter Abſchließung der Kabellen aller Marktorte an 
die Landeöftelle einzubegleiten ift, von welcher fie ſonach der 
Staatsbuhhaltung zuzumitteln und dann ber Hofcommillion 
zu übergeben kommen. Bon bdiefer werden die Preistariffe 
begnebmiget , wornad) der Schägungscommiffär erft den für 
jedes Jahr in jeder Eulturdgattung, und in jeder Claſſe ders 
felben auögemittelten Natural»Bruto-Ertrag im Gelde vers 
anfchlägt. 

6. 73. 


arg —— d) Bey dieſem Zweige der Ausmittelung wird als Grund⸗ 
gungber fat und Regel angenommen, daß nur der Gemeinde 
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üblide und nothwendige Aufwand in Anfchlag ge: not h wen⸗ 


bracht werden lönne. Auf den außerordentlichen Aufwand 


digen 


und die Nichtanwendung der gemeinen Cultursauslagen darf Ir ta 


keine Rückſicht genommen werden. | 

Zudemnothbwenpdigen Aufwand gebörendie Ko: 
fen der Saat, ber Bearbeitung des Bodens, der 
Sammlung, der Einyringung der Früchte, der 
Unterhaltung der Schußmittel gegen Verwü— 
fungen der Elemente. 

Diefe Auslagen beftehen entweder in Naturalien, 
oder im baren Gelde, oder auh in Arbeit. 

Diefe Auslagen find durchaus auf Geld, und zwar auf 
Metall Münze zurüdzuführen, und zwar: bey Naturas 
lien nach dem nähmlichen Preistariff , nach weichem der 
Natural Bruto: Ertrag angefchlagen wurde; bey den Geld⸗ 
auslagen nah dem Durchſchnittscours, und bey den Ar: 
beiten entweder nach der Erhebung der fünfzehnjährigen 
Durchſchnittsepoche, oder wenn dieſe nicht Statt finden kann, 
nah dem Verhältniß ded angenommenen Kornpreifes und 
des gegenwärtigen Arbeitölohnes. 

Es wird fib wohl Niemand bey foihen Abzügen über 
die Geringfügigkeit derfelben mit Grunde befhweren fönnen, 
aber ereignen fönnte ed fich wohl,daß befonders bey Gründen 
in den legteren Glaffen fein reiner Ertrag zum Vorſchein 
fomme. Dieß kann jedoch nur dann vermieden werden, wenn 
der Schätzungscommiſſär in den geringeren Glaffen aud) den 
Sulturdaufmand im Berhältniffe zu den höheren geringer 
annimmt. — 

Außer diefen Auslagen wird Fein Abſchlag geflattet. 


$. 74. 


enim 
Gelde. 


e) Nach dem Abſchlag der für ein beſtimmtes Flächen-Darſtel⸗ 
maß in Gelde ausgemittelten Summe des Gulturaufwandedlung bes 
für jede Gulturgattung , und jede Glaffe derfelben von dem Feinen 


für dadfelbe Flächenmaß im Gelde erhobenen Natural:Bruto: 
Erträgnifle ſtellt fich der reine Gelvertrag von felbft dar. Der 
Ausfpruch des Schätzungscommiſſärs über denfelben iſt übri: 
gend keineswegs entfcheidend ; man fucht durch ihn nur auf 
Sad und Ortöfenntniffe gegründetes Urtheil zu erhalten, 
welches in der Folge durch die Reviſionscommiſſion und die 
Grundbefiger geprüft, und von der Hofcommiſſion beftätis 
get werden muß. ‘ 

Eben daher wird ihm auch geftattet , feinen Ausſpruch, 
wenn er ſelbſt finden follte, daß er von der Wirklichkeit bes 


% 


Gelder 


trages. 


38 


deutend abftehe, nach den Pahhtcontracten und den kurz vor⸗ 
ausgegangenen Kaufd und Verkaufsverträgen abzuändern. 
Eine ſolche Abänderung kann aber nur unter der genaueften 
Beobachtung aller Bedingungen der Gontracte, und einer 
umftändlichen Rechtfertigung Statt finden, indem man ben 
Shägungscommiflären allein, eine Erhöhung oder Vermin— 
derung des reinen Geldertraged, welchen er durd die Bez 
folgung der Inſtructions-Grundſätze erhalten bat, unmöglich 
Überlaffen fann. 
Endlich werben über die Refultate der Schäungdopes 
ration nach eigenen Formularien Tariffe entworfen. 


F. 75. 


Glaffis Sobald nun die endlihen Tariffe feftgefeget find, fo 

sung. hat foldbe der Echäbungscommiffär den Beſitzungen der eins 
zelnen Grundeigenthümer in dem Umfange der Gemeindean: 
zupaffen, welches im Wege der Clafſirung zu geſche— 
ben bat. 

Glaffiren heißt: den für ein beflimmtes Fläcen- 
maß jeter Gulturdgattung, und jeder Glaffe derfelben nad 
den Beftimmungen ver über die Schätzung oben aufgeftell- 
ten Girundfäße, und biernab entworfinen Zariffe auf die 
einzelnen Gruntfläcen jedes Grundbeſitzers in der Gemeinde 
im VBerbältnifle des Flächenmaßes, welches die Grundſtücke 
einnchmen, anzuwenden, nachdem jedes derfelben nad ſei— 
ner Gulturgattung (aus welcher es zur Zeit der Schätzung 

«  benüset wird) der Claſſe, die es betrifft, mit Rückſicht auf 
die ee und die Befchaffenheit des Bodens angereihet wor: 
den iſt. 

Die Claſſirung gefhicht von dem Schäßungscommiffär 
in Begleitung des Gontrolleurd, und der Indicateren an 
Ort und Stelle eines jeden Grundes. Untertheilungen des— 
felben Gruntitüdes zum Behufe der Glaffirung fünnen nur 
dann vorgenommen werten, wenn es die bedeutende Ber: 
ſchiedenheit der Beicaffenbeit, und der Güte ded Bodens 
erfordert. Kleine Differenzen inder Beichaffenheit, oder felbft 
auch große auf einem verhältnigmäßig kleinen Hläcenrau- 
me fönnen daher nicht berüdjichtiget werden, weil fonft im 
entgegengefegten Falle zu viele Detaillirungen die Einheit 
der für die einzelnen Grundflüde entworfenen Zariffe leicht 
erfchweren könnten. 


$. 76. 


Sch a⸗ Die Schätzung ber im Umfange der Gemeinde be— 
Yung der findlichen Gebäude wird 
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1. durch Schätzung ber Area und | Ge: 
2. dur Erhebung bes Binndertrageß. bäube. 
6,77; 


Durch die Vermeſſung ift bereitö der Umfang berXArea Die 
erhoben, und ihr Werth wird durd die Perification, Area 
dad ift, durch die Vergleichung mit den zunächftliegenden 
Grundſtücken dergeftalt beftimmt, daß man derfelben nad 
dem Maße des Klächeninhalted, den fie einnimmt, den nähm⸗ 
lien reinen: Geldbetrag beylegt, welcher für dad zunächſt⸗ 
liegende Grundftüd ausgemittelt wurde. 5 

Wenn jedoch die Erdfläche an mehrere Grundflüde von 
verfchiedener Gulturgattung , oder von der nähmlichen Gats 
tung, aber von verfchiedenen Claſſen derfelben angränzen foll« 
te, fo wird der Anschlag der Urca immer aus der höheren 
Eulturgattung in ihrer höheren Claſſe gemacht. 

Endlih wird zur Area auch der Hofraum gerechnet, 
übrigens aber auf den Umftand, ob das Gebäude, meh: - 
rere Stodwerfe hat, hinfichtlich der Beftimmung der Erd⸗ 


fläche nicht beachtet. 


$. 78. 

Die Erhebung bes Zinsgrtrages geſchieht — 
Wege der Faſſionen, welche der Schätzungscommiſſär — 
durch die Einſicht der Driginalcontracte, durch Die mündlihe "rages, 
Einvernehbmung der Parteyen u. f. w. zu prüfen hat. 

Die Reduction ded Zindertraged, mag er in Geld, oder 
fonftigen Nutzungen beftehen, geſchieht auf Metall» Münze 
(Sonventiond- Münze) und wird von ihm nah Abſchlag der 
auf die nothwendige Unterhaltung ded Gebäudes erlaufende 
Koften, und aufden im Berlaufe einer beflimmten Zeit ganz, 
oder zum Theil zu Grunde gehenden Capitalswerth in eis 
nem paffenden Verhältniß auch noch der reine Ertrag, nad) 
welchen vie Area des Gebäudes in Anfchlag gebracht worden 
it, abgezogen, wo fich fodann der Reſt ald der reine Zins— 
ertrag von felbft ergibt. 

5. 79. 

Es iſt fich hierbey der Grundfag gegenwärtig zu halten, Weitere 
daß die Schägung der Grundftüde und Gebäude Immer ohne _ Bio r-, 
Rüdficht auf die perfönlichen Verpflichtungen der Eigenthü- Brift. 
mer, oder Befiger gegen Dritte vorzunehmen fey, ed mögen 
nun diefe Verpflichtungen rein perſönlich, oder auf der Reas 
lität hypothecirt ſeyn. | 


umle 
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Hieraus folgt, dag Capitalsſchulden, Gelb: 
Dienfi-Natural-Abftattungs- Robot: und 3 
bentverbindlidhfeiten, aus mad immer für Ziteln 
fie entfpringen, bey der Schägung des reinen Grund: und 
Haudertrages nicht berüdfichtiget werden dürfen. 

So wie endlidy über die Operation der Schätzung der 
Grunpftüde Zariffe und Zabellen entworfen worden, eben 
fo findet diefed auch bey Gebäuden Statt. Die Refultate 
der Grund: und Häuferfhägung werden in eine fummarifche 
Ueberficht gebracht, weldhe zufammen genommen mit jener 
über die Vermeflung die Operationen des Cataſters als voll: 
endet darftellen. 


6. 80. 
II. Vorſchriften der Umlegung und Ber 


gungunbtheilung. 


Vercbeis 


Hierüber enthält dad obbefagte Patent, baß die Res 


Tun  fultate der Vermeflung und Schätung, ehe nod die Steuer 


Grhals 


nach ſolchen umgeleget wird, zur Kenntniß der Inter 
effenten gelangen müffen, melden es dann unbenom; 
men bleibt, ihre Einwendungen und Belhwerten dagegen 
anzubringen, welche auch angehört, unterfuht, und in fo 
fern fie gegründet find, ausgeglichen und zur definitiven 
Entfheidung gebracht werden müflen. 

Auf die nah Anhörung und Ausgleihung der vorger 
fommenen NReclamationen berichtigten Refultate der Vermeſ— 
fung und der Schätzung wird fovann die jährlich, nach den 
Bedürfniffen ded Staates, ausgeſprochene und pollulirte 
Sum.ne der Grundfteuer in der Art umgelegt, daß jede Pro> 
vinz, jeder Kreis, jeder Diftrict, jede Gemeinde und jeder 
einzelne Grund: und Haudbefiger vom Hundert des aus— 
gemittelten reinen Erttages einen der feſtgeſetzten Steuers 
fumme entfprehenden gleihen Antheil ald Grundfteuer 
an den Staat zu entrichten hat. . 


6. 81. 
IV. VBorfhriften der Erhaltung bes Cata— 


tung deeſters. 


(Ss atas 


ſter s. 


Sobald nun die Reſultate der Bemeſſung und die nach 
Maßs derſelben definitiv feſtgeſetzten Steuerquoten in Ver— 
zeichniſſen und Rollen dargeftellt find, ſobald alſo auf dieſe 
Art dad ftabile Catafter vollendet ifi, muß auch dafür 
geforget werden, daß auf jede Veränderung, welche auf 
pie Perfon des Steuerpflichtigen, oder auf die Erhöhung 
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oder Verminderung des Steuerantheiles Einfluß hat; die 
erforderliche Rückſicht genommen werde. 

Das Patent enthält hierüber: daß tie im Laufe der 
Zeit vorfommenden Veränderungen in der Perfon ded Be: 
figerö, und im Umfange des Befigthumes aufgenommen, 
und in der Art in Evidenz gehalten, daß die Anforterungen 
der Grundſteuer immer an den wirkliben Befiger der Rear 
litäten, auf die fie angelegt ift, und im Verhältniſſe ihres 
Umfanges geftellt werden ; Daß dagegen die neu zuwachſen— 
den Dbjecte der Grundfteuer nähmlih: Alluvionen von 
Grunpftüden, neu errichtete Gebäude u. f. w. mit Rüdficht 
auf die ‚erforderliche Ermunterung zu landwirthfchaftlichen 
Verbeſſerungen, und zur Aufführung neuer Gebäude der 
Verſteuerung einbe;ogen werden. 


o 
J. o2, 


V. Vorſchriften der Ausführung der Grund— 
ſteuer. 


Ausfüp 
tung. 


Nach Inhalt obigen Patentes vom 23. December 1317, 


folte zur Ausführung diefer neuen Grundfteuerverfaflung 
möglihft fchnell gefchritten werden, Übrigens aber, da nicht 
gleichzeitig im ganzen Umfange der deutfchen nnd italienir 
(ben Provinzen mit foldher vorgegangen werden konnte, wurde 
die alerhöchfte Willendmeinuny dahin ausgefprochen, daß Lies 
ſes Geſchäft länderweife vorgenommen werde. Das Pa: 
tent trüdt fih hierüber folgender Maßen aus: 
- „Ueberzeugt von der Nothwendigkeit und dem vieljeis 
tigen Bortheilen diefer Einrichtung ift es Unfer Wille, daß 
die Ausführung derfelben möglichſt befchleuniget, und die 
zu Gebothe ftehenden Mittel im volften Maße benüpet 
werden.* | 

„Da jedoch der erforderlihe Aufwand an Zeit, Koften 
und Hülfdarbeitern zu groß ift, als daß damit gleichzeitig 
im ganzen Umfange Unferer deutfchen und italienifchen Pros 
vinzen vorgegangen werden kann, fo wollen Wir diefelbe 
länderweife vornehmen.“ j 

„Wir behalten Uns vor, die Länder zu beflimmen , fo 
wie fie an die Reihe der nad) diefen Grundfägen vorzuneh— 
menden Negulirung der Grundfteuer zu treten haben, und 
die Behörden bekannt zu geben, welchen ‚die Leitung und 
die Ausführung Übertragen wird. 

„Um jedod denjenigen Ländern, in welchen dad Sy- 
fem früher zur Ausführung gebracht wird, die Wortheile 
desſelben noch vor der allgemeinen Ausgleichung in Bezie— 
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ziehung auf die Vertheilung im Innern zuzuwenden, wird 
die dermahl im Ganzen angelegte Grundfteuer- Summe im 
Innern der Provinz nach den MRefultaten der neuen. Erbe: 
bungen umgelegt, die eigentlich ftabile Quote für die Pro- 
vinz im Ganzen aber erfi dann beilimmet , wenn aud der 
Vollendung der Erhebungen in allen Provinzen das richtige 
Verhältniß derfelben untereinander hervorgegangen ift. 


$. 83. 


In Be— Es iſt leicht zu begreifen, daß ein ſo weitläufiges, eine 

ug große aus verſchiedenen Provinzen beſtehende Monarchie, ums 

— Boͤh⸗ faſſendes Werk nicht in einigen Jahren zu Stande gebracht 
men. werden fönne. Aa Ä 

Um jedoch den Gebrechen, welde in dermahligem Maß⸗ 
ſtabe der Grundfteuer liegen , einiger Maßen abzubelfen,, 
baben Se. Majeflät mit alerhöchfter Entfhließung vom 8. 
Februar 1819, die Einführung eined Grundfteuer-Pros 
viforiumd anzuordnen befunden, weldes fo lange in 
Wirkſamkeit zu bleiben hat, bi6 dur dad mit dem obigen 
Patente vom 23. December 1817, decretirte allgemeine Ca» 
tafter die bleibende Einrichtung erfolgen kann. 

In diefed Proviforium iſt jedoch das Königreih Böh- 
meh nit gezogen, fondern ſolches nur auf das Erzherzog⸗ 
tbum Defterreih, Inner Deflerreih, Mähren, Schlefien und 
Galizien ausgedehnt worden, indem für die übrigen Pro— 
vinzen größten Theils früher proviforifche Anordnungen ges 
troffen worden waren, oder bdiefelben ohnedieß im Grund: 
fleuerfache auf dad Joſephinum bafirt, oder nah dem 
lombardifchen Cataſter organifiret find. 

Es ift daher erforderlich, einfimeilen auf jene Anordnun= 
gen zurüdzufehen, welche nah Aufhebung der Joſephini— 
fben Rectification oder Steuerregulirung für Böhmen er: 
olgten. 
ni Diefe Anordnungen beruhen auf dim Patente vom 9. 
May 1790 und 30. Juny 1792. 


$. 84. 


Patent Es ift Schon oben fowohl von diefem Patente vom 9. 

vom 9. Mav 1790 und 30. Juny 1792, sub $. 42, vorläufige Er» 

.. wähnung gefchehen, und es fcheint hier der mebr geeignete 

. Piab zu fern, das Wefentlichere aus diefem Patente aus: 
zuheben. | 

In dem Cingange des Patentes werden lediglich die 

Urfachen und Beweggründe angegeben, aus melden das 
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feit dem 1. November 1789, eingeführte Steuer: und Ur: 
barialfyftem aufgehoben wurde. Es drüdt ſich hierüber 
im folgenden aus: . — | | 

„Durd die Unterfuchungen der Wirkungen, welche die: 
felben (diefe Einrihtungen) auf dad Wohl von Grundobrig- 
keiten und Unterthanen , ‚und das allgemeine Befte bervors 
gebracht haben , find Wir überzeugt worden , daß weit ent: 
fernt die väterlihen Abjihten , aus welchen ed von weiland 
feiner E. k. Majeſtät, Unferem geliebteftlen Herrn Bruder 
eingeführet wurde, zu erfüllen, dieſes Syſiem vielmehr 
nod unter feiner Regierung würde aufgehoben. worden feyn, 
wenn alle widrigen Folgen bdesfelben durch die Erfahrung 
damahls fchon fo beftätiget gewefen wären, al& fie gegens 
wärtig vor Augen liegen.“ | 

„Für dad Erfte ift die durch die neue Steuer- und Urs 
barialregulirung abgezielte Hauptabficht der Beförderung des 
Wohlſtandes der Unterthanen nicht erreicht worden.“ 

„In der Ausmaß berrfcht Unrichtigfeit, indem vielen 
Grundbefigern mehr, und vielen weniger zugemeffen wurde, 
ald der wahre Fläkheninhalt war, einige Grundfaflionen 
find auf eine nicht möglihe Naturalerträgniß hinaufgeftei- 
gert, andere hingegen. zum Schaden ihrer Mitunterthanen 
tief unter die wahre Erträgniß gefeget, und bey der Beſtim- 
mung der Körnerpreife die Zufuhröfoften auf die Wochen: 
märfte nicht in Betrachtung gezogen worden.“ R 

„Die Vergleichung, oder fogenannte Parificirung aller 
Erjeugniffe des Unterthand mit den vier Hauptförnergattuns 
gen hat die Faffionen theild unrichtig, theild den Fatenten 
felet unverftändlich gemacht.“ 

„Die Belegung ift ungleich auögefallen, da auf die Urs 
barungstoften feine Rüdficht genommen, folglich die Erträg- 
nig eined ungleich mehr Arbeit und Koften in feiner Gultur 
erfordernden Grundes mit jener, welche ein befferer Grund, 
der weniger Koften und Arbeit nöthig bat, abwirft, gleich 
gehalten, und die Nebenfrücte fo, wie alle Induftrialnu= 
gungen, welche doch einen fo beträchtlichen Unterfchied in 
dem Bermögendflande der Befiger gleich großer, und gleich 
ſtuchtbarer Gründe verurfacht, ganz Übergangen worden find.“ 
‚. „So wie die hieraus entftehenden Mißverhältniffe für 
viele Unterthanen drüdend find, eben fo ift die anftatt des 
Naturalzehentes eingeführte Urbarialgeldabgabe läſtig, weil 
fie bey Mißwachs wie in fruchtbaren Jahren immer gleich , 
und an vier beflimmten Friften entrichtet werden muß, wo 
der Unterthan oft nicht bey Gelbe, noch eines zu erwerben 
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tm Stande ift, und ihm, um den feine Wermögenskräfte noch 
mehr fhwächenden Erecutionsmitteln zu entgehen, nichts übrig 
bleibt, ald feine Producte unter ihrem Werthe loszuſchla⸗ 
gen, wohl gar fein Vieh zu Ferfaufen, und Schulen zu 
machen , damit er ſowohl die monathliche Vorausbezahlung 
der landedfürfilichen Steuer, ald die quartalige Zahlung der 
Urbarialgaben beftreiten möge; hingegen bey der Naturalab: 
. gabe ded Zehented mußte der Zehentinh aber alle ungefäh— 
ren Fälle mittragen, mithin bey fchlechterer Ernte (Feb: 
fung) fib mit einer geringeren Einnahme begnügen, und 
bey gänzlihem Mißwachſe fogar allem Bezuge entfagen.“ 
„Die Bezahlung des Veränderungspfundgeldes, wels 
ches vorhin nach dem Tode des Unterthand von feinem Er: 
ben, der bey Ueberfommung eines nicht gehabten Vermö— 
gend die Laft der Zahlung weniger empfand, entrichtet wurde, 
wird ihm durch das neue Syſtem vermittelt einer jährlichen - 
Abgabe bey Lebszeiten aufgedrungen, und die gegenwärtig 
lebenden Unterthanen mülfen die bereitö bey der Uebernahme 
ihrer Gründe und Häufer bezahlten Gebühren in einer jäbts 
lichen Abgabe wieder neuerdings entrichten.“ 
„Die Haftung ber ganzen Gemeinde für die Contribu: 
tion fällt befonder8 dem fleißigen Wirthe, der für die unfle- 
Bigen, und fogar für die in Abführung ihrer Steuern faum: 
felige Grundobrigkeit zahlen muß, zur befchwerlichften kaſt, 
und bereitet allmählich den Ruin ganzer Ortfchaften vor, ſo 
wie fie jedem Gontribuenten ſchon deßwegen läftig ift, weil 
feiner im Boraus willen kann, wie viel er Über feine eigene 
Steuer für andere jedes Jahr beyzutragen haben werde, mit: 
bin, worin eigentlich feine jährliche Schuldigkeit beftehe ; me: 
gegen bey der vorigen Verfaſſung die Grundobrigkeit nicht 
nur die Haftung, und den Vorſchuß für die Steuer des 
Unterthans übernahm, fondern auch ihm Gelegenpeit ließ, 
feine Ernte um gute Preife an Mann zu bringen, und ihr 
den Vorſchuß nab Thunlichkeit zu erfegen.* 
„Viele Unterthanen haben anftatt der gehofften Erleib- 
terung an den landesfürftlichen Steuern mehr als vorhin au 
entrichten, und felbft diejenigen, die weniger zahlen, müls 
fen da, wo fie Feine Nebenverdienfte haben, durch die Ber: 
wandlung der Urbarialfchuldigkeit in eine Geldgabe, welche 
nun die Grundobrigfeiten unnachfichtlich eintreiben müflen, 
in Rüdftände verfallen, und daraus häufige Abſtiftungen 
entfiehen. - 
‚ „Die Einführung bed neuen Syſtemes hat zu der vor 
bin mit feinen Unkoften für den untrübfam verbundenen Ein 
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hebung der landeöfürftlihen Steuer eine Menge Beamten 
nothwendig gemacht, deren Befoldung die Steuer felbft um 
mehr ald ein Zwölftel erhöhet.« j 

„Es ift hieraus für den Unterthan noch die weitere Be: 
ſchwerde in der Art der Abfuhr enıftanden, daß mancher feine 
‚ Steuern monathlih an mehrere, zum Theil weiter entlegene 
Steuerrichter abgeben, und fo auch wieder die Urbarial— 
Schuldigkeiten, wo deren Bezug unter mehrere Obrigfeiten 
getheilt ift, quartaliter an unterfchiedenen Orten hätte ent⸗ 
tihten müffen.« 

Nach dieſen vorausgefhicdten wefentlihen Betrachtuns 
gen über die Zofephinifche Steuer: Rectification, und fo durd) 
dad Patent vom 10. Hornung 1789 feit 1. November 1789 
In Birfung getretenen neuen Steuer: und Urbarial Syſtemes 
folgt fodann die a. h. Willensmeinung im Folgenden: 

nDiefe wefentlihen Betrachtungen haben Uns bewogen, 
ale, die neue Steuer: und Urbarial:Regulirung betreffenden 
Anordnungen überhaupt , und insbefontere die Patente vom 
1.Ceptember 1788 bis 10. Februar und 17. Scptember 1789 
aufzuheben, und außer Kraft zu feßen, gleich wie Wir foldje 
für aufgehoben und außer Kraft gefegt hiermit erflären.« 

In Folge deſſen wurde nun anbefohlen, daß mit 1. May 
1790 angefarsgen, in Anfehung der landedfürftlihen Steuer, 
der Eindebungsart der Steuer und der Haftung der Grund» 
odrigfeiten alles auf den Fuß, wie ed in dem verfloffenen 
Nilitärjahre 1789 befland, provisorio wieder hergeftellt wer: 
den folle, biß ruhige Zeiten erlauben werden, die Gebrechen, 
weldye ſich allenfalls in dem alten Steuerfuß befinden mö« 
gen, in reifere Erwägung zu ziehen, und nad Einverneh— 
mung der Stände, die den Umfländen angemeffenfn Berfüs 
gungen zu treffen. a 

Hinfihrlih der Präftationen der Untertbanen an ihre 
Grund:,‚Bogt:,und fomohlweltliche,alögeiftlihedes - 
hentherren, drüdt fich befagtes Patent im Folgenden aus: 

„In Anfehung der Präftationen der Unterthanen an ihre 
Grund:, Vogt:, und ſowohl weltliche, als geiftliche Zehent⸗ 
herren, fo wie der Urbarial-Schuldigkeiten überhaupt, befeh⸗ 
Im Bir, daß ſolche für das laufende Militärjahr mithin vom 
1. November 1789 an die Xheilnehmer, die vorhin einen Ans 
fprud daran hatten, ganz entrichtet, fo wie auch. von den- 
felben für das ganze Jahr verfteuert werden follen: wobey es 
fi) von ſelbſt verfichet, daß dasjenige, was der Unterthan 
auf Abfchlag des durch dad Patent vom 10. Februar 1789 
ausgemeſſenen UrbarialeProcented an feinen Grund⸗, Vogt⸗ 


Das Pa: 


46 


oder Zehentherrn bereitö in der Zwifchenzeit entrichtet hat, an 
den Urbarial-Schuldigkeiten abgefchricben werden muß.« 
„Bon der ganzjährigen Urbarial Schuldigkeit, zu deren 
Leiftung Wir die Untertpanen verpflichten, find jebod die 
Natural: oder durch befondere Eontracte zwiſchen Herren und 
Unterthanen Yeluirten Robothen vom 1. November vorigen 
Jahres bis 1. May diefed Jahres ausgenommen, weldye wer 
der von den Unterthanen nachzutragen, noch bey der zwiſchen 
ihnen und ihren Obrigfeiten in Unfehung des bar bezahlten 
Urbarial:Procentd zu pflegenden Ausgleihung mit in Anz 
ſchlag zu bringen find u. f.w.e | 
Hinfichtlich diefer AUusgleihung wurde nun weiter feft 
efeget, daß es dort, wo derley Ausgleihungen, Einver— 
Röndniffe nicht zu Stande fommen, bey derjenigen Schul: 
digkeit in der, Leiftung oder Keluirung der Robot zu verbleis 
ben. habe, zu deren Forderung die Grundobrigkeiten bis leg: 
ten Dctober vorigen Zahred berechtigt waren, fo wie audy 
dort, wo die Reluirung im Gelde vor Einführung des neuen 
Steuer-Syſtemes fhon’bedungen war, nad den beftehenven 
rechtmäßigen Verträgen für die feftgefegte Zeit der Jahre ſich 
zu achten ſey. 

Endlich ſollen, wenn in Abſicht auf die Roboten, Dienfts 
körner, Bergrecht, Grundbuchsgebühren oder andere Schul» 
dipfeiten hier und da überfpannte Forderungen und Miß— 
bräuche beftünden, die vorfommenden Klagen von Fal zw 
Fall unterfucht, und nad Maßgabe des Unterthand: Paten 
tes vom 1. September 1781 behandelt werden. | 

Dieſes ift dad Wefentlichere des Inhaltes diefed Paten: 
tes, welches aber felbft auch fchon vie Benbehaltung der vor: 
mahligen Steuerbelegung und Einhebungsart nur ald pro: 
viforifch erklärt, und die Behebung der hierin vorhandes 
nen Gebrechen auf einen ruhigen Zeitpunct anweilt. 


$. 85. | 
An Verfolg des früheren Patente vom 9. May 1790 


tent vom erfchien nun unterm 30. Sunius 1792 ein weitered Patent, 
30. Zunius welches ein vorläufiges Steuer:Syftem für das Kö— 


1792, 


nigreih Böhmen in fi begreift, folgenden wefentlichen 
Inhaltes ift, und alfo lautet: 
„Wir Franz x. | 
»Das erft im Jahre 1789 eingeführte Steuer: und Urs 
barial:Syftem wurde bereitd von Unſers hochgeehrten Herrn 
Baterd, weiland ded Kaiferd Leopold ded Zweyten Majeftät 
durch das Patent vom 9. May 1790 auch in Böhmen einzig 
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mit der auf das Wohl des Ganzen gerichteten Sorgfalt 
aufgehoben, um die Grundfäge und Vortheile dieſes Sy⸗ 
ſtemes in Rüdfiht auf die Gontribution (da die Beſtim⸗ 
mung der Urbarial:Gaben nad) dem gedachten Syfteme nicht 
für billig erfannt wurde, fo wie auch Mir diefelbe nicht für 
billig erkennen, und daber in Anfehung der Urbarial:Gaben 
Alles lediglich bey dem Patente vom 9. May 1790 bewens 
den laſſen, deſto genauer prüfen, um darüber mit voller. 
Kenntniß einen Entſchluß faflen zu können; und es war be— 
reits on dem, daß mit dem Eintritte des Militärjahres 1792 
dem Königreiche die ihm gebührende Erleichterung in der 
Steuer zugeiwendet werden follte, die Wir nunmehr in die 
Wirklichkeit zu feßen Uns veranlafßt fehen.« 

„Denn Wir finden Uns durch die VBorftellungen unferer 
getreuen böhmiſchen Stände überzeugt, daß die Summe der 
Gontribution mit den im Sahre 1757 dem Lande zugerech— 
neten mehreren Angefeflinet zu übermäßig war: Wir finden 
weiter, daß die nad dem Syſteme oben diefes Jahres ange⸗ 
nommene Vertheilung der Contribution nicht billig, und das 
ber ein Randedinfaß gegen den anderen unverhältnißmäßig 
belegt war.« — 

Es entdeckt ſich endlich, daß mehr als 2 Millionen Joh 
außer der gehörigen Verſteuerung geblieben, und dadurch 
die Steucrantheile der Übrigen vergrößert wurden.«  ' 

„Die Sorgfalt, zu der gemeinfchaftlid für den Wohls 
ftand aller Claſſen Uinferer gelichten Unterthanen- verpflichtet 
find, erlaubet daher nicht, diefe Gebrechen zu fennen, ohne 
denfelben abzuhelfen.« | 

„Die Wichtigkeit des Gegenftanted hat jedoch nicht ges 
ftatter; info kurzer Zeit ein fo volllommened, von Mißvers 
bältnifien ganz freyed Syftem zu Stande zu bringen; doch 
waren Wir bedacht, Über die Vorftellungen Unferer getreuen 
Stände, wenigften® mittlerweile ſolche Verfügungen zu trefs 
fen, Durch welche dad Drüdende der Steueranlage vom Jahre 
1757 gleich jegt behoben, und die Gleichheit in der Steuers 
vertheilung um viel genauer hergeftellt werde.« 

Nun folgen die dießfäligen näheren, allerhöchſten An⸗ 
ordnungen; und zwar enthält ee 

der $. 1 dieſes Patented die Bewilligung, daß von der 
jährlichen Gontribution der Betrag von fünfmahl hun: 
dert fiebenzig taufend Gulden, und zwar vom 
1. November des Militärjahrcd 1792 angefangen, gänzlich 
abge ſchrieben werde. * 

Da aber die gegenwärtigen Umſtände dieſe Summe fo: 
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gleich jegt zu entbehren nicht geitatten, fo wird diefe Erleich- 
terung mit der Bedingung verbunden, daß diefe Summe 
noch durch drey Jahre ald eine freywillige Gabe in die lan#* 
deöfürftliche Caſſe entrichtet, und von den Ständen durch ein 
Anlehen eingebracht werde. 

Das Capital und die Zinfen diefed Anlehend find vom 
1. November dieſes Militärjahred angefangen in zwölfjähri: 
gen Friften zu tilgen, die jährlihe Zilgungsfumme aber fo 
wie die Binfen nach dem Steuergulden der Gontribution bloß 
auf die Untertyanen, welchen allein der bewilligte Steuer» 
nachlaß von 570,000 Gulden zu Guten fommt, nady einer 
Berechnung einzutheilen, die den Ständen allerhöchſten Orts 
aud bereitö zugefommen iſt. Nach getilgter Schuld wird ſo— 
dann auch der gegenwärtig hierauf zu verwendende Betrag 
der unterthänigen Contribution zu Guten gehen. 

Der $. 2 enthält: daß von der übrigen Contributions— 
Summe aud) noch der Betrag der Steuer von Häufern und 
Mühlen, fo wie jene Steuer, welde von den Gewerben 
und Nebennugungen unter der Benennung: Fictitium per- 
sonale, reale, Adminicula, eingehoben wurde, in fo weit 
leßtere, die Adminicula, nicht bereitd der Grundfteuer mit 
eingerechnet find, ausgenommen, und folcergeftalt Grund 
und Boden nach der wahren Beſtimmung nur mit dem Uebers 
refte der Sontributiond » Summe belegt werde, mit der Bes 
dingung jedoch, daß den erftbenannten unterthänigen Steuer: 
pflichtigen der ihnen an Steuernahlaß von 570,000 Guls 
* gebührende Antheil ebenfalls verhältnißmäßig zu Guten 

omme. 

Dieſer $. enthält weiters, daß aus dem Umſtande, weil 
bey Belegung der Häuſer und Gewerbe das billige Ebenmaß 
vermißt wird, von denen Ständen erwartet werde, daß ſie 
eheſtens zu einer billigeren Vertheilung der Häuſer und Ge» 
werbſteuer zwedmäßige Vorfchläge einbringen werden, bis 
dahin aber diefe Steuer nah dem bisher üblihen Maßſtabe 
eingehoben werde. 

Der $. 3 enthält: daß vonnun an bey Belegung des Grun- 
ded keine Verſchiedenheit nad der Perfon des Befigerd be= 
rüdfichtiget, fondern lediglich Grund und Boden, ohne zwi⸗ 
fhen den Gründen ter Obrigkeiten und Unterthanen einen 
Unterfhied zu machen, gleich beleget werde. 

Der $. 4 enthält: daß die Bertheilung der Grundfteuer 
nach diefer Gleichheit ebenfalld vom 1. November des Mili- 
tärjahred 1792 anzufangen, und mit Hinweglaflung der un= 
beftimmten Benennung von Anfäßigkeiten nach der Ausmef- 
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fung des erhobenen Erträgniffes und dem Schlüffel des Jah⸗ 
res 1789 zu geſchehen habe, indem dadurch die bey der Aus—⸗ 
meflung mehr vorgefundenen, und bisher außer Verfteuerung 
gebliebenen Gründe am zuverläfligften in die Steuer gezogen 
werden fünnen, diefer Mafitab auch mehr, ald der vom 
Sahre 1757 verhältnigmäßig, zugleih auch mit einer Def. 
fentlichfeit, wie es der Gegenftand fordert, beſtimmt ift. 

Der 8. 5 enthält: daß wegen Kürze der Zeit jwar bie 
Entrichtung nach diefer proviforifchen Eingleihung mit dem 
1. November deö gegenwärtigen Jahres nicht beginnen fönne, 
ſolches doch zuverläffig mit Anfang des vierten Quartaleg in 
dem laufenden Jahre zu gefchehen habe, und den Ständen 
fowohl, als dem föniglichen Gubernium zur Pflicht gemacht 
ſey, Sorge zu tragen, daß bis zu der beſtimmten Zeit nicht 
nur die nöthigen Vorbereitungen und Borfchreibungen zu 
Stande gebracht, fondern auch denjenigen, welche nach dem 
neuen Maßſtabe in den eriten neun Monathen zu viel gezahlt 
haben, das zu viel Gezahlte in den legten drey Monathen 
abgefchrieben und entgegen von denjenigen, welde in dies 
fem Zeitraume verhältnißmäßig zuwenig gezahlt haben, ver: 
gütet werde, 

Der $. 6 enthält, daß bie Einhebung der Eontribution 
auch Fünftig nach der gegenwärtig in Ausübung ftehenden 
Weiſe zu gefcheben babe. 

Der $. 7 enthält endlich: daß fich.zwar nicht erwarten 
lafle, daß das Ausmeffungs:Suftem des Jahres 1789, wels 
ches Der gegenwärtigen Steuereintheilung zum Grunde ge: 
legt wird , von allen Mängeln und Unrichtigfeiten frey feyn 
folle; daß jedoch von dem lobenswerthen Eifer der getreuen 
böhmifhen Stänte erwartet werde, daß fie nähmlich folche 
Mängel und Unrichtigkeiten mit Vorwiſſfen des Föniglichen Qu: 
berniums zu verbeffern bedacht feyn werden, zu welchem Ende 
in Anfehung derjenigen Fälle, wo fich durch Grundverthei: 
lungen oder Naturbegebenheiten entweder der Beſitzer, oder 
auch die Eigenfchaft von Grund und Boden verändert, die 
ſchon im Jahre 1789 vorgefchriebenen Vormerfbücher aber- 
mahl angeordnet worden. 


$. 80. 

Nah diefen Vorfehriften wird alfo in Böhmen, bey 
welchem das mit a. h. Entfchliefung vom 8. Hornung 1819 
angeordnete Proviforium nicht anwendbar ift, die Steuerbe> 
legung und Einhebung proviforifh in fo lange fortgefeget, 


nn die Borfchriften des neuen Grundfteuer- Syiiemed vom 
I 
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03. December 1817 audy in diefem Königreiche In Anwen; 
dung und dieſes wichtige Geſchäft zwedmäßig in Ausführung 
gebracht werben kann. 





Zweyter Abfhnitt. 
Die Erwerbſteuer. | 


6. 87. 


Die Erwerbfteuer in ihrer gegenwärtigen Verfaſſung 
und Ausdehnung beruht eigentlich erft auf dem Patente vom 
31. December 1812. In diefe wurden nicht nur Gewerbe, 
Fabriken und Handlungsunternehmungen, folglich Gewerbe 
im wörtlihen Sinne, fondern nun auch folde Beſchäftiqun— 
gen einbezogen, welde Gewinn und Subſiſtenz — oft im 
hohen Maße verfchafften, und bis zu diefem Patent vom 
31. December 1812 zu den allgemeinen Staatölaften nicts 
beyiieuerten. Ä 

In diefer Hinficht kann dieſe Erwerbfteuer auch ald In 
duftrial-Steuer angefehen und benannt werden, da unter 
legterer die Belegung nach dem Maßſtabe der Erwerbsfähig: 
feit im Gebiethe der induftriellen und commerciellen Produc⸗ 
tion zu verftehen iſt, und hierunter auh Privat: Dienf: 
leiftungen; «in fo ferne hierzu eine vorzüglichere Geſchid— 
lichkeit erforderlich ift, und in fo ferne fie ein felbftftändiges 
Dafeyn gewähren, allerdings gerechnet werden können. 


$. 88. 


Diefed Patent zerfält in folgende fünf Hauptabthei- 
ungen: 
‚ 1 In die Beſtimmung ber Ermwerbfteuerpflid» 
tigen. ; 
1I. Sn die Bemeffung. 
III. Sn die Borfhriften über Neclamationen 
IV. In die Vorſchriften über die Erwerb ſteuer— 
ſcheine, und 
V. In die Vorſchriften der Erhebung. 


§. 89. 
Der Entrichtung der Erwerbſteuer unterliegen: 


mung ber 1. Die Claffe der Fabrifanten; 
Steuer⸗ 2. die Claſſe der Handelsleute; insbeſondere 


51 


a) alle mit Handblungsgerechtigkeiten verfehene Indivi— 
duen, folde mögen nun perfönlidye, radicirte oder verfäufliche 
Gerechtſamen feyn ; 

b) alle Handlungsunternehmer mit landwirthfchaftlichen 
oder fogenannten rohen Producten, in fo ferne ſich ihr Han- 
del nit bioß auf die eigenen Erzeugniffe befchränft, oder 
fie mit eigerkn Gerechtigkeiten verfehen werden müffen, und 
alfo in diefer leßteren Beziehung fchon unter den berechtig⸗ 
ten Handelsleuten begriffen ſind; 

c) alle Großhändler; 

3. Künfte und Gewerbe; indbefondere 


a) alle mit einfachen Fabriksbefugniffen verfehene Ins. 


dividuen; 

b) alle mit einfachen Gewerböbefugniffen betheilte In: 
dividuen ; Ä 

c) alle Krämer, Standhälter und Haufirer; 

d) alle mit Meifterrechten verfehene Künftler und Ges 
werböleute, fie mögen Bürger in einer Stadtgemeinde feyn 
oder niht, und ohne Rückſicht, ob die Meiftergerechtigkeit 
perfönlich, radicirt oder verfäuflich iſt; endlich 

e) alle freuen Gewerbe in Städten, in fo ferne fie ein 


ſelbſtſtändiges bürgerliche Dafeyn gewähren, und fich nicht 


auf ein Dienftverhältniß gründen. 
4. ale Erwerbögattungen, welde eine Dienft 


pflichtl— 
gen. 


leiftung oder die Ueberlaffung einer Sache zu einer zeitlis 


hen Nugnießung zum Gegenftande haben; irißbefondere 

a) Beihäftigungen zum Privatunterricht (mit Rüdficht 
auf die weiter unten vorfommenden Ausnahmen), ald Tanz⸗, 
Muſik-, Fecht-, Sprachmeifter, Unternehmer von Erziehungs» 
anftalten u. dgl.; 

b) Befchäftigungen zu Gefchäftövermittlungen und Ges 
Ihäftsvertretungen, als Börfe-Senfalen, WechfelsNotaren, 
Hof: Agenten, Advocaten u. dgl. 

c) Befchäftigungen zur Beförderung von Perfonen und 


Sachen von einem Orte zum andern, als Fuhrleute, Lohn⸗ 


futfher, Senftenträger u. dgl., jedoch nur in fo ferne, als 
fie nicht zugleich der Gegenftand befonderer Gewerbsgerech⸗ 
tigfeiten find, in weldem Falle fie ohnehin unter der Ab: 
theilung der Gewerbe begriffen find. 
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Von der Entrichtung der Ermwerbfteuer find folgende 


Perfonen und Claffen ausgenommen: 
2. Alle, welche ſich mit der landwirthſchaftlichen 
4 


Aus—⸗ 
nabmem 


Bemefs 
fung. 


Snduftrie, in fo fern fie ſich auf bie Erzeugung rober 
Mroducte und deren Veräußerung bezieht, befchäftigen. 

Es gehören alfo hierher alle Grundeigenthümer ohne Aus 
nahme, welche von ihrem Grunde ohnedich der Grundfteuer 
unterliegen; Ä 

2. ale Hülfsarbeiter, nähmlich ſolche, welde un: 
ter dem Nahmen Knechte, Gefellen, Diener, Subjecte u. dgl. 
gegen einen beflimmten Lohn nach Zeitperioden oder verfers 
tigten Arbeitftüden für Gewerbömänner oder Unternehmer 
arbeiten ; 

3. ale Zaglöhner und Arbeiter, welde die ge: 
meinften Arbeiten um einen Zaglohn verrichten; 

4. ale Perfonen, welde im unmittelbaren 
Dienfte des Staates oder einer von dem Staate aner— 
fannten öffentlichen Anſtalt fichen, in fo fern fie nicht 
von ihrer Dienftbeftimmung ganz verfchiedene, der Erwerb: 
fteuer fonft unterliegende Befhäftigungen treiben, oder Uns 
ternebmungen machen; 

5. ale Schhriftfteller und bildende und freve 
Künftler; 

6. alle Aerzte, Wundärzte, Hebammen, und 
überhaupt ale Befhäftigungen, welche die innere 
und äußere Heilung der Menfchen und Thiere zum Zwecke 
haben, und von der Staatöverwaltung zugegeben und ers 
laubt find; endlich | 

7. alle Beichäftigungen, deren Zweck auf den Unter: 
richt gerichtet ift, in jenen Orten, ‚deren Bevölkerung die 
Zahl von 4000 Menfchen überfteigt. 

Nebft diefen aligemeinen Ausnahmen Fann ed in ten 
verfchiedenen Provinzen widerlegendere Ausnahmen nad den 
verfchiedenen eintretenden Verhältniffen geben. So ;. B. 
binfihtli der Bergwerke, welche die Bergfrohne entrichten 
u. ſ. w. vid. Hoffanzley: Decret vom 4. Octo— 
ber 1815. > 

$. 91. 


II. VBorfhriften der Bemeffung. 


Die Bemeffung ber Erwerbfteuer wird nah Ela f- 
fen vorgenommen, und bierbey wiederum ber Ort, in wels 
chem eine beflimmte Befhäftigung getrieben wird, dann die 
Bevölkerung diefes Ortes indbefondere beachtet. 

Die Entfheidung, nah welder Elaffe jeder ein- 
zelne Gewerbömann, Unternehmer, oder Dienftleifter zu bes 
fieuern ſey, ift den Länderſtellen überlafen, welche anges 
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wiefen find, fich hierbey auf die abzufordernden Erklärungen 


und das Gutachten der Ortsobrigkeiten zu flügen. 


$. 92. 
Die Bemeffung der verfchiedenen Be 
teilung in die Glaffen ift folgende: 


Inden Provincial-Hauptftädten Prag, 
Lemberg, Brünn, Gräß und Linz. 
1. Ben Landesfabrifsunternehmungen nach 
fünf Claffen >»: 0 000 


I. Bey Handlungsunternehmungen unter 
der Abtheilung oben in II. auf 2. in 
a und b nach zwey Glaffen A . 


c) bey Großhändlern nach drey Glaffen 
IM. Bey Künften und Gewerben nach fünf 
Glaffen Pf} . . . . = 
IV. Bey Dienftleiftungen, — oben auf 


4. a) zum Unterrichte nad) drey Elaflen 


b) zu Gefchäftsvermittlungen nach vier 
Claſſen . . j Pe i 


c) zu Beförderung von Perfonen und 
Sachen nad vier Claſſen 1 


i in, NRaä 
fugniſſe und Ein Ende 


kr ſtellung. 


Claſſe. Gährlih 
— — — 


IIIIII 11116 11141 


11141 
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Elaffe. 
— — 
In allen Städten und Oertern, deren 
Bevölkerung die Zahl von 4000 Menſchen 
erreicht oder überſteigt. 
J. Bey Fandesfebitöunternehmungen a 
fünf Glafen . -»- I. 
II, 
III. 
IV, 
V. 
IL Bey Handlungsunternehmungen, und 
zwar bey jener oben auf 2. in a) ur 
b) nach zwey Glafjen — J 
c) bey Großhändlern nach drey Claſſen ir 
III 
III. Bey Künſten und — — 
drey Claſſen. J. 
II. 
III. 
IV. Bey Dienftkiflungen, und zwar bey 
jener oben ad a) nad) zwey Claflen . J 
In allen Städten und Oertern, deren 
Bevölkerung die Zahl von 1000 Menſchen 
überfteigt, jene aber von 4000 Menſchen 
nicht erreicht. , 
1. Bey Landesfabrifsbefugniffen nach fünf 
s laden - u gi 1. 
II. 
III. 
IV. 
V. 
II. Bey Handlungsunternehmungen, und 
zwar bey vier oben auf 2. in a) und 
b) nach zwey Glen . . . IL 
II. 
c) bey Großhändlern nach drey Elaffen J 
III. 


fi. txr. 
4— 
jährlich. 


40 


1000 


J 0 


141 


a Eu u 


11141 


55 
fl. fr. 
—— 

Claſſe. Imẽ 


III. Bey Künſten und Gewerben nach 


rey E 2 30 
drey Claſſen i J — 
III. 10 — 
IV. Ben Dienftleiftungert, und zwar jes 
ner oben ad b) nad) drey Claſſen . 0 — 
i ; II. 15 — 
IL 20 — 
An allen Städten und Dertern, deren 
Bevölkerung die Zahl von 1000 Menſchen 
nicht erreicht. 
I, Bey Landesfabriksunternehmungen nad) nn 
fünf Claſſen - J Bu 
II, 30 — 
IV 500 — 
V. 100 — 
II, Bey Handlungsunternehmungen, und 
zwar bey jener oben auf 2., oder a | 
und b) nach drey Claſſen I. 2 — . 
U. 4 — 
III. 8 — 


IU. Ben Künften und Gewerben nad 
drey Clafien . . . . . 


IV. Bey Dienftleiftungen, und zwar bey 
jenen oben ad b) nad) trey Clafien - R: 


1 
Ill. 1 


$. 9 | 
III. Reclamationen der Erwerbfie ner. 


Es ift ſchon oben bemerkt worden, daß den Länder- Bıclemcs 
fielen die einzelne Bemeſſung nad den Erklärungen ber . 
Steuerpfliähtigen überlaffen ſey, daß fich jedoch dieſe mehr 
euf dad Gutachten der Ortdodrigkeiten — die mit dem Ges 
twerbözuftande mehr bekannt feyn müflen, zu flügen habe. 

Es ift daher einleuchtend, daß vorzüglich bey diefer Gat⸗ 
tung der directen Steuern in fo mander Beziehung Reclas 


Erwerbs 


feuer: 


ſcheine. 


Nähere 
Bor: 
fhriften. 
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mationen, Befchwerden, Statt finden, und diefe Steuer 
am meiften einer Veränderung unterliegen. 

Diefe Reclamation — fen fie nun gegen die Bemeflung 
oder gegen die Pfliht der Entrichtung gerichtet, iſt an die 
politifhe Hofitelle zu richten, welcde Darüber zu entfcheiden 
bat, und gegen welche ein weiterer Zug nicht mehr offen ftebt. 

Uebrigens nehmen derley, bey der Hofſtelle anges 
brachte Beihwerden in Anſehung der bemeffenen Erwerb- 
feuer feine einhaltende Wirkung, fondern ed wird lediglich 
ber von der vereinten E. k. Hoffanzlen geminderte oder ganz 
aufgehobene Betrag fodann der Partey zurüdgegeben. Es 
muß daher der auögemeffene Betrag in den beftimmten 
Lerminen entrichtet werden. 


$- 94. 
IV. Erwerbfteuerfcheine. 

Wenn die Bemeffung erfolgt ift, fo erhält jeder Erwerb 
fteuerpflichtige einen eigenen Erwerbfteuerfchein, ohne wel» 
chem von dem von der Landesſtelle nachträglich zu beflimmen- 
den Zage, niemand eine der Erwerbfteuer unterliegende Bes 
ſchäftigung, fie mag fonft frey betrieben werden können oder 
nicht, und der Steuerpflichtige mag ſchon hierzu beredhtt= 


get ſeyn, oder tie Verleihung erft bewirken wollen, in Aus: 
Übung bringen darf. 


$. 95. 

Nähere Vorfhriften hierüber beftehen im Weſentlichen 
in Folgendem: 

1. daß die nach einer beſtimmten Form audzufertigenden 

Erwerbiteuerfcheine nur auf drey Jahre gültig fenen, nad 
deren Verlauf ihre Erneuerung bey der Ortöobrigfeit anges 
ſucht werden muß; 
2. daß fich derjenige, der in der Zwifchenzeit an einen 
anderen Ort überfiedelt, oder eine andere Beidhäftigung ers 
greift, ebenfalld um einen neuen, feinen veränderten Bers 
hältniſſen zufagenden Erwerbfteuerfhhein zu bewerben und zu 
verfchaffen habe; 

3. daß diefe Steuerfcheine von dem Erwerber an Andere 
nur in denjenigen Fällen, und unter denfelben Bedingniffen 
Übertragen werden fönnen, in welchen es geitattet iſt, Ge— 
werbörechte zu übertragen; 

4. daß jeder Steuerpflichtige verbunden fey, bey ber 
jährlichen Confeription feinen Schein vorzuzeigen; 

5. daß feiner eine auf feinen Erwerbözweig fich bezie- 
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bende Handlung vor einem Gerichte oder öffentlichen Behörde 
vornehmen könne, ohne entweder den Erwerbfteuerfchein vors 
zuweifen oder den fohriftlichen Eingaben eine beglaubte Ab» 
ſchrift beyzulegen; 

6. daß jeder Steuerpflichtige ſchuldig fey, feinen Er— 
werbfteueifhein den Drtsobrigteiten, Polizey = Directionen 
und Kreisämtern auf jeveömahliges Begehren vorzumeifen; 

7. daß in der Hauptfladt Wien und in den Provincials 
Hauptjtädten für jede Gattung ded Erwerbes ein befondes 
rer Erwerbfleuerfchein gelöfet, und für jeden insbefondere 
die zu bemeffende Steuer entrichtet, für die übrigen Städte 
und Derter aber geflattet werde, in dem Falle, wo diefelbe 
Perſon verfchiedenartige Gewerbe treibt, den Steuerfchein 
nur für jenes Gewerb zu löfen, welches in der gefeglichen 
Claſſe am höchſten beleget iſt; endlich 

8. daß fich derjenige, welchem ein Ermwerbfteuerfchein 
in Berluft geräth, um ein Duplicat zu bewerben und hier— 
für, wenn nicht eingetretene befondere Umftände hinreichende 


Entfhuldigung gewähren, den vierten Theilder auf ein Zahr _ 


bemefjenen Steuer zu entrichten habe. 


$. 96. 
V.Die Erhebung. 


In Beziehung auf die Erhebung der Erwerbfteuer F 


ſtehen im Weſentlichen folgende Vorſchriften: 

1. daß die bemeſſene Steuer in zwey Raten im Jahre 
für jede vorhinein entrichtet werde, mit Ausnahme der Haus 
firer, weldye den ganzjährigen Betrag auf einmahl vorhinein 
zu bezahlen fhuldig find; 

2. daß der Zod, die gezwungene oder freywillige Abtre: 
tung von einem Gewerbe, der Uebertritt zu einem anderen 
Gewerb fein Recht gebe, den vorhinein entrichteten halbjäh— 
rigen Steuerbetrag zurüd zu fordern; 

3. daß jedoch der Rückerſatz nur in dem Kalle eines er» 
voiefenen unrechtmäßigen Erlages Statt finde; 

4. daß die Rüdftände auf vorläufige Ermahnung viers 
zehn Zage nach der Verfallgeit mit Milıtär:Erecution, und 
im äußerften Falle durh Pfändung und Verfauf der Habs 
feligfeiten der Steuerpflichtigen, wobey jedoch alle Werk: 
zeuge und Vorrichtungen ded Gewerbes verfchont bleiben 
müſſen, herein zu bringen feyen, übrigens in Concurdfäl= 
len dem Xerarium eben jene Rechte vorbehalten bleiben , 
welche demfelben ben den übrigen landesfürftlichen Steuern 
nach den Gefegen zukommen; endlich 
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5. daß derjenige, ber fich der Steuerpflicht durch Schleich. 
wege entzieht, nad dem Hofdecrete vom 7. April 1819, 
wenn er der Beſitzer eined Perfonal:, radicirten oder ver: 
fäuflihen Gewerbes ift, im Betretungdfalle mit dem viers 
fachen Betrage der auf ihn patentmäßig entfallenden Erwerbs» 
fieuer eined Jahres zu beftrafen fey. 
$- 97. 

Snfteuce: Zur Ausführung dieſes Patented wurden den Ränder 
tionen. ftellen die erforderlichen Inftructionen ertheilet, und felbe 
angewielen, durch befondere Verordnungen die in jeder Pros 
vinz nöthigen umftändlihen Nachweifungen befannt zu mas 
ben. Diefe Inftructionen beruhen auf dem Decrete der Gens 

tral-Finanz: Hofcommiflion vom 14. Jänner 1813. 


Dritter Abfhnitt. 


Bon ber Erbfteuer. 


6. 98. 


Ups Die Erbfteuer fand ihre Entftehung unter der Regie 
 fpsung. rung der Kaiferinn Maria Therefiq, und ward zur Fils 
gung der im verfloffenen Kriege angewachſenen Staatsfchul: 
den beftimmt. 

Mittelit Patent vom 6. Juny 1759 wurden die Grund» 
füge und Vorfchriften befannt gemadt, nad weldgen diefe 
Erbfteuer abgefordert und eingehoben werden folle. 

Mehrere gefegliche Erläuterungen und Vorſchriften folg— 
ten von Zeit zu Zeit, nähmlich: dad Patent vom 20. März 
1760, das ausführliche Patent vom 18. März 1765, bie 
Hof:Decrete vom 12. Februar 1767, 23. Jänner 1768, 25. 
Auguft 1768, 6. Juny 1772, 23. October 1773, Patent 
vom 14. September 1775, Hof:Decret vom 26. Auguft 1779, 
Patent vom 1. October 1781, Hof: Decret vom 9. May 
1785, 10. Auguft 1786, 29. Jänner und 16. Februar 1789, 
15. July 1790, 24. October und 16. December 1794, 31. 
December 1795, 29. März 1797, 15. März 1798, 20. Aus 
guft 1799, 24. Auguft 1799, 21. Jänner 1801 und meh» 


rere andere Verordnungen. 


« 
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Unter ber gegenwärtigen Regierung Sr. Majeftät des Kais Dermap: 
ferd Franz I. wurden diefe verfchiedenen Verordnungen zuſam⸗lige Bor» 
mengefaßt, den gegenwärtigen Berhältniffen anpafiend ges ſchrift. 
macht, und unterm 15. October 1810 ein diefen Gegenftand 
ganz umfaffendes Patent erlaffen, welches jedoch erft auf die 
feit dem 15. October 1810 vorfallende Verlaſſenſchaften und 
fonft der Erbfteuer unterliegenden Fälle zu wirfen anfing : 

. für die vorausgegangenen derley-Erbiteuerfälle aber das äl— 
tere Patent vom 6. Juny 1759 und die nachgefolgten Erläus 
terungen und gefeglihen Vorfchriften in ihrer Wirkung ver» 
blieben, folglich felbft, wenn noch gegenwärtig ein folder Erb» 
fleuerfall aud der früheren Epoche bis zum 15. October 1810 
berfommen follte, nicht dad neue Erbfteuer: Patent vom 
15. October 1810, fondern die älteren Borfchriften angewens 
bet worden müſſen. 

$. 100. 


Auch diefe Steuer läßt fi unter folgenden vier Abthei-Einthei— 
lungen behandeln: | tung. 
A. Beflimmung der Objecte. 
B. Borfhriften der Bemeffung. 
C. Borfhriften der Erhebung, und 
D. Borfhriften der Reclamationen. + 


a $. 101. . 
A. Beftimmung der Objecte. 


In der Regel unterliegen der Erbfteuer alle einzelnen, Objecte. 
fowohl weltliche, ald geiftlihe Perfonen , fie mögen Einge— 
borne oder Ausländer feyn, eben fo auch alle Beiftlihe und 
weltliche Gemeinden, wenn ihnen , 

. 1. eine Erbfchaft, ein Vermächtniß (Legat), oder ein 
Geſchenk von Zoded wegen, oder die Nugnießung eines . 
Vermögens dur Zeftament oder gefegliche Erbfolge zufällt; 
2. wenn fie ein Gefchen? unter Lebenden erhalten, aber 
nicht glei auch den vollen Genuß deöfelben erwerben; und 
3. wenn bey Leibrenten nach Ableben bed Rentirerd dem: 
jenigen, welcher die Renten entrichtet, von dem Einlagd- 

Capital ein Nugen bleibt. 


$. 102. 


‚ ‚ Ausnahmen, ‘ober befreyt von biefer Erbiteuer find nur Aus. 
diejenigen, welche in dem gegenwärtigen Patente entweder nahmen. 
wegen ihrer perſönlichen Eigenfchaft, oder wegen ber 
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Eigenſchaft der S ade von der dl Entridtung 
losgezählet find. 


$. 103. 


Ad dr Hinfihtlih der perfönlihen Eigenfhaft find 
fön! — von der Erbſteuer folgende Perfonen ausgenommen: 
Sigen: 1. aleBlutöverwandtein auf: und abfteigen 
(haft. derkinie, auh die unehelihen Kinder und Yeltern 
derfelben, jedoch die leßteren yur in Anfehung desjenigen, 
wad ihnen wechfelfeitig nad) den Geſetzen zufallt; 

Es fümmt hierbey zu bemerken, daß adoptirte und 
arrogirte Kinder bierunter nicht begriffen feyen, ſon— 
dern der Erbfteuer unterliegen. 

Nebſtbey kommen hierbey noch folgende Vorſchriften zu 
beobachten, nähmiidh : 

a) daß bey der Nachfolge in Fideicommiffe, Ma: 
jorete, Senivrate, nicht auf den erjten Errichter, noch 
bey ftammlofen, auf den erften Exwerber, ſondern allein auf 
den letzten Beſitzer geſehen werden müſſe, daß daher, wenn 
der Nachfolger ein Blutsverwandter des Verſtorbenen in ab» 
fteigender Einie ift, die Erbfteuerbefreyung, ob er glei von 
dem erften Errichter oder Erwerber nicht im gerader Linie ab: 
flammt, doc für ihn eintrete, daß er jedoch in dem Kalle, 
als er nur ein Seitenverwandter des Legtveritorbenen il, 
diefer Erbfteuer, wenn er auch in gerader Linie von dem eis 
ſten Errichter oder Erwerber abftammte, zu unterliegen habe. 

b) dag in Subftitutiong: Zällen, fie mag eine 
gemeine oder Pupillar-Subfitution feyn, immer auf den ers 
ſten a ‚ und nicht auf den letzten Befiger zu fer 
ben ey 

. die Eheleute hinfichtlic des Heirathöguted, Wies 
—— Witwengehaltes und Fruchtgenuſſes. 

Hierbey gelten folgende Vorſchriften: 

a) daß die Heirathögüter, welche an die verwitwete 
Gattinn wieder zurüdfallen oder dem überlebenden Gatten 
zu Folge des Heiraths-Contractes verbleiben, Dann die ald 
Entſchaͤdigung für das Heirathögut anzufehende Wiederlage, 
ferner die Witwengehalte, fie mögen in dem Heirathöbriefe 
bedungen oder durch Zeftament beftimmt worden fenn, und 
ber dem einen oder anderen Ehegatten zugedachte jährliche 
Fruchtgenuß von der Erbiteuer befrent ſeyn; 

b) daß jedoch alles, was außer dem Heirathsgute, 
MWiederlage, Witwengehalte und Fruchtgenuſſe 
dem einen Ehegatten aus der legtwilligenäinordnung 
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des anderen zufällt, ſo wie auf jene Geſchenke, welche 
den Eheleuten während der Ehe von wem immer, außer von 
den eigenen Aeltern, durch Teſtament vermacht werden, der 
Erbſteuer unterliege; | 

c) daß in dem Falle, als in dem SHeiratkäcontracte 
die Gemeinfchaft aller Güter der Verehelichten, ſowohl die 
fie dermahl befißen, als auch fünftig erwerben (communis 
bonorum universalis) bedungen ‚wird, zur Befliimmung des 
eigentlichen Verlaſſenſchaftsvermögens bey einem ſich ereig- 
nenden Zodfalle des Gatten oder ter Gattinn dad ganze 
Vermögen beyder Eheleute zufammenfchlagen, die dem Ueber: 
lebenden kraft des Heirathscontracted gebührende eigen. 
thümliche Vermögenshälfte abzufondern, und nur die andere ' 
Hälfte ald Verlaſſenſchaft anzufeben fey; J 

d) daß in einem ſolchen Falle lediglich bey dem un— 
terthänigen Bauernvolke das dießfällige dem überle— 
benden Theile zufallende Vermögen von der Erbſteuer ganz 
befreyt ſey. 

Anmerkung. Das Erbſteuer-Patent vom 6. Juny 
1759 drückt ſich hierinfalls folgender Maßen aus: »Bey 
Verlaſſenſchaften der Unterthanen und unterthänigen Gründe 
iſt die Steuer auf die Hälfte herabzuſetzen, wenn dergleichen 
unterthäniges Vermögen an Sterbfallsgaben mit fünf vom 
Hundert, oder darüber, ſchon belegt iſt.“ Das Erläuterungs— 
Patent vom 18. März 1765 enthält weiters: 

Das unterthänige, ſchon mit 5 Procent anderer Abgas 
ben belegte Verlaſſenſchaftsvermögen fol auh, wenn Rea— 
litäten, welche den NRuftical:Peräftationen unterliegen, von 
Herrfchaften felbft befeffen werden, nr mit 5 Procent Erb: 
ſteuer belegt werden.« 

Durch das gegenwärtige Patent vom 15. Ditober 1910 
ift die Befrerung auf dad ganze untertbänige, dem über: 
lebenden Theile zufallende Vermögen ausgedehnet worden. 

e) daß in dem Falle, ald nur dad während der Ehe 
erworbene oder ererbte Vermögen (acquestus) durch ben 
Heiraths Contract zum gemeinfchaftlichen Gut gemacht wird, 
und Diefed Vermögen gefetzlich auögewiefen-werden kann, die 
eine Hälfte diefed Vermögen gleichfald als ein Eigenthum 
des überlebenden Zheiled zu betrachten, und von der Erb» 
ſteuer frey zu laffen, die, andere Hälfte aber ald Verlaſſen- 
fchaftögut der übrigen Verlaſſenſchaftsmaſſe zuzuſchlagen, 
ſich übrigens in benden Fällen in Hinficht deffen, was der 
überlebende Theil über die ihm ald Eigenthum gebübrende 
gemeinfchaftliche Vermögenshälfte von der Verlaſſenſchafts— 
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maffe des Verftorbenen bekömmt, nad) den oben ad 1. a2. 
vorausgefhhidten Beftimmungen zu benehmen ſey; 

3. der landesfürftlihe Fiscus im jenen Caduü— 
tätöfällen, wo nähmlih dem Landesfürften die Erbſchaft 
nah öffentlihem Recht heimfällt, nicht aber in den Fällen, 
wo der Kigcus irgendwo ald Erbe oder Legatar eingefeget 
wird, wo er hiermit die Erbfchaft nad) ‚dem Privatrehte 
antritt. 


(. 10% 


Wegen inſichtlich der Eigenſchaft der Sache find vom der 
enh befreyt: * u 

en 1. alle Erbſchaften, die für einen Erben die Summe 
Sage. vonhundert Gulden nit überfteigen; 

2. alle Legate, bey welchen der Legatar nach Abzug 
ber Sterbtare und anderer Gebühren nit volle Hundert 
Gulden, und wenn ed jährliche Legate find, nicht reine 
fünfzig Gulden verbleiben. 

Anmerfung. Nah dem älteren Erbfteuer- Patentevom 
6. Zuny 1759 find nur jene Fleine Erbfhaften ausgenom— 
men, welche über Abzug der Schulden und anderer not 
wendigen Auslagen für eine oder mehrere Erben nicht fünf: 
hundert Gulden überfleigen, fo wie auch die Fleinen Ver⸗ 
mächtniſſe, welche nicht Ein hundert Gulden, oder bey als 
geordbneter jährlicher Abführung (bey den jährlichen Legaten) 
nicht fünfzig Gulden betragen. Es zeigt alfo nur ein Unfers 
fchied bey den Erbſchaften felbft, nicht aber auch bey den 
Vermähtniffen, bey welden das ältere Patent beybt: 
halten wurde. i 
| 3. Alle erbländifhe frommeStiftungen, wi 
durh alle ausländifhe Stiftungen von der Befreyung 
ausgefchloffen find. Unter erftere gehören: 

a) VBermächtniffe auf Meflen, Hochämter und Lite 
neyen, wenn der dazu beilimmte Betrag ein für allemabl, 
oder an jährlichen Intereffen für die Meſſe einen Gulden, 
für ein Hohamt drey Gulden und für eine Kitaney einen 
Gulden nicht überfteigt; | , 

b) dasjenige Vermögen, welches einer Kirche von ib» 
rem Pfarrer erblich zufält, in fo ferne es nicht den dritten 
Theil der Verlaffenfchaft überfteigt; i 

c) die den Kirchen bloß zur Zierde vermachten, in ber 
Berlaflenfhaft vorfindigen Pretiofen; 

d) die zur Stiftung oder Dotirung eines mit der Stel: 
forge verknüpften geiftlichen Beneficiums vermachten Capi⸗ 
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talien, wenn bie davon abfallenden Binfen die Congrua nicht 
überfteigen ; > | 

e) alle Erbfchaften und Legate zur Vertheilung unter 
die Armen, zum Armen-Inflitute, zur Verforgung der Ars 
men, Zindelkinder und Waifen, zur Verpflegung der Kran: 
fen in den unter der Aufficht der Staatöverwaltung ftehen» _ 
den Inftituten, zum Unterricht der Jugend in öffentlichen 
Schulen, oder Einrihtung derfelben ; 

f) die Unterthansrückſtände, welche den Unterthanen 
von Seite ihrer Herrfchaften, Obrigfeiten durch Zeftament 
nachgeſehen werden. 

4. Das auf eibrenten angelegte Capital, in 
fo lange derjenige, der die Keibrenten bezieht, am Leben ift. 
Nach feinem Tode muß aber derjenige, welchem dad Gapis 
tal durch diefen Zodfall beimgefallen ift, von dem Nugen, 
welher nach Abzug der bereits bezahlten, die gewöhnlichen 
Intereffen überfteigenden Leibrenten übrig bleibt, wenn dies 
fer Nugen die Summe von hundert Gulden überfteigt, die 
Erbfteuer gleich wie von den Erbſchaften bezahlen, und ins 
deflen verfichern. | 

Zu diefem Ende, alfo zur Verfiherung bes dießfälligen 
Gshfleuerbetraged muß daher von allen Leibrenten » Gontrats 
ten, binnen ſechs Wochen vom Tage des Abfchluffes des Gon»' 
tracted an gerechnet, die Anzeige an die in jeder Provinz 
aufgeftellte Erbftener - Hofcommiffion gemadt wer: 
den. Wenn jedoch diefe Anzeige in der beflimmten Frift nicht 
gemacht, oder auch binfichtlich der bereitö ſchon beftehen: 
den Reibrenten » Gontracte die Anzeige hiervon binnen ber 
fhon beflimmten ſechswochentlichen Zeitfrift nicht überreicht 
worden fen, fo foll der abgefchloffene Leibrenten » Contract 
nit mehr als folcher geachtet, fomit dem Üüberlebenden Theile 
die Berechtigung, das Über die gewöhnlichen fünfpercentigen 
Intereffen mehr Bezahlte von dem Capital abrechnen zu dür—⸗ 
fen, nicht mehr zugeflanden, fondern die Erbfteuer von dem 
ganzen Betrage unnachſichtlich und fogleich abgefordert werben. 

5. Die lebendzeitigen Verträge (die fogenanns 
ten pacta vitalicia) find, wenn fie von foldhen Leuten ges 
ſchloſſen werden, die gegenfeitig oder gegen einander ber Erb- 
feuer unterliegen, in fo fern zu verfteuern, in fo weit ſich 
der Eigenthümer nicht dem Fruchtgenuß ganz oder zum Theil 
vorbehalten hat, und ed ift daher von jenem Theile, wor⸗ 
über ſich der Fruchtgenuß vorbehalten wurde, die Erbſteuer 
erſt nach Aufführung des Fruchtgenuſſes zu bezahlen. In 
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diefer letzteren Beziehung find daher diefe lebendzeitigen Ber: 
träge nur zeitlich von der Erbfleuer befreyet. 

6. Die Geſchenke unter Lebenden, wenn der 
Beſchenkte mit dem Eigenthume fogleih den vollen unbe- 
fhränften Genuß bat, find von der Erbiteuer ganz befrevet. 

7. Die Geſchenke von Todes wegen. Diefe find 
fowohl in Anfehung der Entrihtung der Erbfteuer, ald auch 
der Befreyung von derfelben, felbft in jenem Falle, wenn 
fie als eine Belohnung fowohl für vorausgegangene, als 
auch für die von dem Erblaffer nach feinem Zode jemand 
auferlegten Dienfte gegeben werben, den Zegaten glei zu 

alten. 
v Wenn daher diefes Gefchen? von Todes wegen nad 
Abzug der Sterbtare und anderer Gebühren nicht volle hun— 
dert Gulden erreicht, iſt ed erbfleuerfrey, außerdem aber, 
wenn ed nad) bemeldeten Abzügen hundert Gulden erreicht, 
erbfteuerpflichtig. 

8. Dad Bermögen einedFremden (mworunter auch 
die fich inden Erbländern aufbaltenden türfifhenUnter« 
tbanen gehören), in fo fern jedoch, als er kein hierländi— 
ged Vermögen befist, es mag nun ſolches durch Teſtament, 
Geſchenk unter Lebenden, oder durh einen Leibrenten— 
Contract einem Inländer oder Ausländer zufallen, il erb— 
fteuerfrey. 

9. Erbfteuerfrey if weiters dad Vermögen, weldes 
ein Inländer in einem fremden Staate an unbewegliden 
Gütern befist. Dieſes Vermögen erftredt ſich aber nicht 
aufdas von einem Inländer im Auslande mit oder ohne Hy— 
pothek angelegte Mobilar-Vermögen, welches der Erbfteuer 
unterliegt. 

10. Ferners ift jened Vermögen erbfleuerfrey, wenn 
foldhed in Realitäten befteht, und weldes ein Inlän« 
der zugleih in einem anderen Erblande, in welchem die 
Erbſteuer nicht eingeführt ift, zurüdläßt. 

11. Weiterd find von der Erbiteuer befreyt, die Na che 
Laffenfhaften der in den deutichen Erbländern mit Tode 
abgebenden ungarifhen, fiebenbürgifhben oder il— 
lyriſchen Unterthanen, welche entweder in landesfürftili- 
hen Dienften geftanden find, oder ald Hof-Agenten bey 
der ungarifchen oder fiebenbürgifchen Hoffanzley allein, und 
nicht auch bey einer anderen deutich «erbländifchen Stelle in 
gleicher Eigenfchaft gedienet haben; dann die beglaubigten 
Gefhäftsträger von der augsburgiſchen oder hel— 
vetifhen Confeſſion, oder der griechiſchen Kirche 
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zugethane Unterthanen befägter Provinzen, oder die in 
Ungarn und Siebenbürgen, oder in illyriſchen 
Provinzen anfäßig waren, oder endlich diejenigen, welche 
in feinem deutfchen Erblande weder durch ausdrückliche Er— 
Märung, noch durch Anfiedlung, Anſäßigkeit oder ununters 
brodenen, zehnjährigen Aufenthalt nationalifirt worden 
find, und in ſolchen Sterbefällen, in weichen, oder 
in fo weit den deutfchserblänvifchen Gerichten nicht die volls 
fommene Abhandlung der Verlaſſenſchaft zukömmt. Glei— 
he Beobachtung tritt auch bey dem Ableben der Gattins 
nen, der Witwen und der minderjährigen Kinder 
der hier oben bezeichneten Perfonen ein. 

12. Erbfteuerfrey find ferner ale Einlagen in die 
inländifhen öffentlihen Lotterien, und die dießfälligen 
Eoofe, nicht minder fämmtlihe, fowohl in⸗, als außs 
ländifhe Kuren, oder Bergwerkstheile, auch Als 
le, was zum Bergmwerfövermögen gehört. In diefer Bes 
frevung find jedoch die Eiſen-, Stahl:, Blech: und Kupfers 
bämmer, fo wie die Ginlags.Gapitalien, bey der Inners 
bergifchen Eiſengewerkſchaft nicht begriffen. 

13. Fernerd find erbfieuerfrevy die bey einer Werlaffen« 
Schaft vorhandene Hauseinrihtung, dad Wirth 
ſchafts-, Keller, Stall: und Küdhengeräthe, 
Wäſche und Kleidungsflüde, Pferde und Was 
gen, fo weit dieß Alles bloß zum Gebraude, und nicht 
zum Handel und Gewerböbetriebe beflimmt war. - 

14. Gleichfalls find erbfleuerfrey die Bilder, Büs 
cher und Kupferflihe, wofern fie den Werth von 100 
Gulden nicht Überfteigen; nicht minder auch Bücher-, Ges 
mählde-, Zeichnungs- und Rupferflihfammlungen von grös 
Gerem Wertbe, wenn foldhe zu einem inländifchen öffentlis 
chen Inſtitute oder Anftalt, oder fonft zu einem öffentlichen 
Gebraud) legiret wurden. 

15. Bedingt erbfteuerfrey ift das in Verlaſſenſchaften 
vorhandene Gold, Silber und ehte Gefhmeide in 
dem Falle, wenn ed fib bey Fideicommiffen oder Majos 
raten befindet, wo der Beſitzer lediglich den Gebrauch ders 
felben hat, und es unverändert wieder zurüdlaflen muß. 

16. Erbfteuerfrey ift auch der bey einer Landwirthfchaft 
vorräthige Wein, das Getreide, Schladtvieh 
und andere Lebensmittel, jedoch nur fo viel, als 
bieran zur Beftreitung der Landwirtbfchaft und zum Unters 
halt des Hanfes nah dem billigen Ermeffen der Abhands 
—— — in einem Jahre nothwendig iſt. 
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17. Erbfteuerfrey ift weiterd derjenige. Theil des Ver⸗ 
mögen eines im Kriege bey der Armee verftorbenen DO ffir 
ciers, welcher in dem bey ſich gebabten baren Gelde und 
in der Feld: Equipage befteht, worunter aber Wechſelbriefe, 
Schuldſcheine und Obligationen, auch das nicht eigentlich 
zur Feld » Equipage gehörige Gold, Eilber und echte Ge— 
fymeide nit begriffen ift, wenn gleich diefer als erb— 
fteuerfrey erklärte Theil des Vermögens Gollateralen oder 
Fremden zufällt; endlich find 

18. jene Gautionen erbfteuerfrey, welde die Mili- 
tär:Dfficier6 bey ihrer Berebelihung zur Sicherſtellung des 
wittiblihen Unterhalted erlegen müjjen, und aus ihrem ei— 
genen Vermögen geleiftet werden, felbflvin dem Falle, wenn 
fie nach dem Tode derfelben den Witwen als Erbſchaft oder 
Vermächtniß eigenthümlich zufallen „jedoch nur in fo lan— 
ge, ald auf diefen Gapitalien die Cautions » Verbindlichkeit 
haftet. 

$. 105. 


B. Vorfhriften der Bemeffung. 


Hinfihtlih der Bemeflung beftehen im Wefentlihen 
folgende Borichriften: 

1. daß die Erbfteuer in der Regel mit zehn vom Huns 
dert bemefien und entrichtet, 

2. daß bev allen fruchtbringerden Nealitäten der nad) 
Abzug ſämmtlicher und außerordentlicher Abgaben (Gicbigs 
feiten) übrig bleibende reine Ertrag zu fünfvom Hune 
dert im Gapital angefchlagen, und von dieſem Gapital ſo— 
dann die Erbiteuer aufgerechnet, zugleich aber au den Er— 
ben vorbehalten werte, wenn fie fib zu einem ſolchen Auss 
weis des reinen Ertrages nicht entfchließen wollten, cine 
gerichtlihe Schäßung auf ihre eigenen Koften vornehmen 
zu un 

3. daß Luſtgebäude, Gärten, Jagden und dergleichen 
volupiuariſche Gegenſtände nad jenem Betrage, um wels 


chen fie leicht verkauft werden fünnten, zu ſchatzen ſeyen; 


4. daß die Grbfleuer = Hofcommilfien ermachtiget werde, 
jenen Schatzungsausweis, welder von den Erben vorgelegt 
wird, und gegen welden ein gegründetes Bedenfen ode 
waltet, auf Koſten des Erbſteuer-Fondes prüfen zu laſſen; 

5. daß zwar die Erbfleuer mit zehn Procent von 
dem Verlaſſenſchafisvermögen, wie es zur Zeit des Todes 
des Erblaſſers befteht, zu bemeſſen; in dem Falle jedoch, 
ald das Verlaſſenſchaſtsvermögen mit anderen Abgaben, als: 
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Sterbtaren und dergleichen Gebühren bergeftalt befchweret 
ift, daß Ddiefelben bereitd auf fünf Procent hinaufſteigen, 
die Erbſteuergebühr nur mit fünf Procent abzunehmen, und 
daher in dieſem Falle die auf dem Verlaſſenſchaftsvermögen 
haftenden Laſten, ſo wie die Abhandlungsgebühren und Ge— 
richtskoſten jedes Mahl vor Ausmeſſung der Erbſteuer zu be— 
rechnen, und dann erſt der Erbſteuerbetrag nah Maß ders 
felben mit zehn, oder nach Maßgabe der ſchon vorhande— 
nen Abzüge mit fünf vom Hundert zu beflimmen fey. 

Unmerfung. Das ältere Erbfteuer- Patent vom 6. 
Juny 1759 enthält hierüber Kolgendes: 

„12. Von dem nicht untertbänigen Vermögen, wenn 
davon dad Abfahrtgeld mit fünf vom Hundert, oder darüber, 
bezahlet werden muß, foll die Erbfteuer ebenfalls nur bis 
zur Hälfte abgenomnien, dieſes Abfahrtgeld aber, weil die 
Erbfteuergebühr erft nach Abzug aller auf dem Vermögen 
baftenden Laſten Platz bat, jedes Mahl vorher abgezogen, 
und dann erſt von der übrigen Berlafienfchaft die Erbfteuer 
mit fünf vom Hundert eingebradyt werden.« 

6. Daf in dem erften Falle, als dad Verlaſſenſchafts— 
vermögen ganz oder zum Theil an einen zur Zeit des Todes 
eines der Militärgerichtöbarfeit unterftehenden Erblaffers 
fhon außer Gerihtsbarfeit, oder zu was immer für 
einen au Ber&andes befindlichen Erben oder Legaten fällt, 
auch hiervon ein Abfahrtgeld zu entrichten kömmt, die Erb» 
feuer zwar auch bierson nur mit fünf Procent abgenoms 
men, dieſes Abfahrtgeld jedoch, da ed nur von dem nad 
Abzug aller auf dem Vermögen baftenden Kaften, und wirks 
ih aus der Militär: in die Civil-Gerichtsbarkeit übergehens 
den, oder außer Bandes gelangenden Vermögen zu entrich“ 
ten kömmt, und nicht auf dem Verlaſſenſchafisvermögen, 
fondern auf der Eigenfchaft der Perfon des Erbend oder des 
Legatard umd auf deſſen Aufenthaltsort haftet, vor Ausmef- 
fung der Erbfteuer nicht in Abzug gebracht werde. 

Anmerfung. Hier ftelt ſich nach dem Älteren Patente 
vom 7. Juny 1759 in Entgegenhaltung mit der am 5. vors 
ausgegangeren Bemerfung der Unterfied dar, daß in dem 
am 6. angezeiyten Falle das Abfahrtgeld vor Ausmefjung 
der Erbfieuer nicht abgezogen werden dürfe. 

7. Daß in den Källen minverjähriger, der Mili— 
tär-Gerichtsbarkeit unterliegender Erben die Bemef: 
fund und Entrichtung nicht bis zu ihrer erlangten Großjäh— 
tigfeit zus verfchieben fey, fondern ſolche fogleib mit gehn 
Procent einzutreten habe, ihnen aber, wenn der Fal der 
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Entrihtung bes Militär: Jurisbictiond-Abfahrfgeldes eintre- 
ten müßte, der an der Erbfleuer zu viel bezahlte Betrag, 
jedoch ohne Intereflen, auf ihr Anlangen zurüdzuftellen fen; 

8. daß von Seniorat:-Gütern, dab find folde, 
welche jeded Mahl der Altefle der Familie levendlänglich zu 
genießen hat, die Nachfolger, wenn fie feine leiblichen Kin— 
der des legten Befigerd find, die Erbfleuer nır mit fünf 
Procent und in dreyjährigen Raten zu entrichten haben; 

9. daß die Nachfolgerin gideicommiffe und Majos 
rate, dann Stammlehen, wenn fie von dem legten Be— 
figer nicht in gerader Linie abftammen, die Erbfleuer mit zehn 
Procent, jedoch in fehöjährigen Naten, bezahlen mülfen ; 

10. daß die am 8. und 9. beflimmten drey jährigen 
‚und fehsjährigen Friflen von dem Tage des Able- 
bend des legten Befigerd zu laufen anfangen ; 

11. daß in jenem Falle, als ein folder Nachfolger in 
ein Fideicommiß, Majorat oder Stammichen vor Verlauf 
der ſechs Jahre, und wenn ein Nachfolger in ein Senio: 
rat vor Verlauf der drey Jahre ſtirbt, und Diefe Güter 
nicht auf feine Abfömmlinge, fondern wieder auf Seitenver: 
wandte übergehen , die rüdftändige Erbfteuergebühr nad 
Maß des früher erfolgten Todes nachgelaſſen werde; 

12. daß lich jedoch diefe Begünfligungen nicht auf folche 
Geniorate, Fiveicommiffe und Majorate, welche neu er- 
richtet werden, zu erfireden haben, fondern von folden die 
Erbfteuer mit zehn Procent, wenn der nachfolgende Nußg: 
nießer fein Descendent ift, folglih auf einmahl zu ent» 
richten fomme; endlich 

13. daß in dem Falle, als in einer Verlaſſenſchaft zus 
gleid Gold: und Silbermünzen, Einlöſungs— 
fheine, dann öffentlihe Staatspapiere vorfonmen, 
nicht nur der zehnte Theil von der vorhandenen Flingenden 
Münze und von den Einlöfungsfcheinen, fondern auch von 
jeder®attung der vorfindigen Öffentlichen Obligationen, 
in fo fern eine foldye Obligation nach den beftebenden Grunds 
fägen theilbar ift, an der Erbfteuergebühr in Abzug zu brin— 
gen, und nad diefem Maßſtabe forann tie öffentlichen 
Staatöpapiere ohne Unterfchied an Bahlungöftatt im vols 
len Nennwerthe anzunehmen, von dem übrigen Ver— 
mögen aber tie Erbſteuer bar zu entrichten ſey. 

Unmerfung- Das ältere nachträgliche Erbfteuer:Pa- 
tent vom 18. März 1705 enthält hierüber Folgendes: 

„17. Wann landfländifhe Schuldſcheine in der Berlafe 
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ſenſchaftsmaſſe fih vorfinden, kann mittelft Burfidigebung 
derfelben die Erbfteuer entrichtet werden.« 


$. 100. 
C. Borfhriften der Erhebung. ’ 


Für die Erhebung der Erbfteuer beftehen im Wefentli« 
hen folgende Vorſchriften: 

1. daß über dad ganze Verlaffenfhaftsvermögen ein ger 
rihtlihes Inventarium zu errichten, oder bey unbeding« 
ten Erböerflärungen (absque benefieio legis et inventarii) 
ein eidlihed Wermögensbefenntniß zu verfaffen , 
bey dem beweglichen Vermögen, dann den Luftgebäuden, 
Bärten, Jagden und dergleihen Boluptuarien die Schäßung 
nach jenem Betrage, wie fie leicht verfauft werden fönnten, 
vorzunehmen; bey den fruchtbringenden unbeweglichen Güs 
tern aber jeden Falls nach demjenigen, was hierüber in den 
Borfhriften der Bemeffurng bereitd enıhalten ift, fich zu 
achten fey; 

2. daß der Haupterbe, oder ber ihm vertretende Vors 
mund oder Sachwalter von den der Erbfteuer unterliegen» 
den Erbfchaften einen Ausweis (Erbfteuerausweis) nach dem 
dem Patente bevgefchloffenen Formulare zu entwerfen, davon 
zwey Eremplare machen zu laflen, foldhe eigenhändig. zu 
fertigen, den Wohnort beyzufegen, mit feinem Siegel zu 
befräftigen, und wenn er des Schreibens nicht fündig ſeyn 
follte, wenigftens ein en. oder ein anderes Zeichen beys 
jufügen, ebenfalls fein Siegel beyzudrüden, und noch zwey 
Zeugen, deren einer den Nahmen des Erben unterfchreiben 
muß, zur Mitfertigun] zu erbitten habe; 

3. daß diefe beuden Eremplare mit dem Inventarium 
oder dem eidlichen Wermögensbefenntniffe, und dem etwa 
vorhandenen Zeflamente, oder Heirathöbriefe, wie auch mit 
allen den Activ- und Paſſivſtand begründenden Schriften 
und Urfunden der Abhandlungsbehörde zu überreichen ſey, 
von welcher ein Eremplar zurüd zu halten, und, ob der 
Aus veiß vorſchriftmäßig eingerichtet fey, zu unterfuchen, 
auch nöthigen Falls die Erben darüber zu vernehmen, und 
nach Umftänden zur Abänderung anzumeifen feyen; ein Aus— 
weis endlih, wenn er richtig befunden wird, an die Erbs 
feuer = Hofcommiffion zu überreichen, und wenn fih Ans 
ſtärde ergeben follten, zugleich die nöthigen Erinnerungen 
und Inftrumente beyzufügen fommen. 

4. daß in jenem Falle, als fi ein Anftand nicht äus 
Berte, vie landesfürftlichen Gerichtöbarkeiten, welche ordente 


bebung- 
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lich beſetzte Gerichtöftellen ausmachen, nicht verpflichtet ſeyen, 
Die Abhandlungsveranlaffung, das Teſtament, den Heiratbd» 
contract, die Erbderflärung, das Inventarium, oder das 
eidliche Vermögensbefenntniß u. dgl. ihren Anzeigen an die 
Erbfteuer: Hofcommiffion bevzulegen, und folhe nur auf 
Verlangen naczutragen ;  bingegen von den übrigen Ab« 
handlungsbehörden, die eine ordentlich befegten Gerichtöftel; 
rl find, auch die obbemeldeten Documente zu überreichen 
eyen; 

5. daß esin Anſehung der Militär-Verlaſſenſchaften, die 
bey den Regimentern, Garden und Auditoriats-Gerichten 
abgehandelt werben, bey der vorigen Verfaſſung fein Ver— 
bleiben habe, folglich der Erbiteuerbetrag nah Maß diefer 
gegenwärtigen Vorfchriften beftimmt, die Urkunden darüber 
unter ber gewöhnlichen gefeßmäßigen Fertigungader Erben 
ausgebändiget, ſolche alddann von Letzterem mittelit eines 
Andringend der Erbiteuer » Hofcommiflion überreichet, von 
Liefer aber hierauf das erforderliche Erlagd:Decret audgefers 
tiget werde; 

6. daß bey jenen Erbfchaften, wo zwar ber Erbe felbft 
eine pesfönliche Erbfteuerbefrenung genießt, zugleih aber 
Legate oder Geſchenke abzuführen find, nicht nöthig few, 
die ganze Verlaflenfchaft auszuweiſen, fondern daß es bins 
seihe, wenn der Erbe ein Verzeichniß der fleuerbaren Les 
Hate, oder Gefchenfe mit feinem bevgefegien Nahmen und . 
Siegel, mit ‚Benennung des Erblaffers und Legatars oder 
Beſchenkten in zwey Eremplaren der Abhandlungs : Inflauz 
übergibt, welche fodann dad Duplicat an die Erbfleuer: Hof» 
Commiſſion einzubegleiten, in dieſem Falle aber allemahl, 
wenn fie auch eine ordentlich befegte landesfürftliche Stelle 
ift, zugleich dad Teſtament oder diejenigen Documente, aus 
welchen der Erbfteuerbetrag dieſer Regate oder Geſchenke bes 
urtheilet werden kann, beyzulegen hat. 

7. daß in den Erbfleuerauöweifen von dem vorbandenen 
Verlaſſenſchaftsvermögen alle Schulden des Beritorbenen, 
alle aus Gontracten entipringenden Berlaffenfchaftslaiten, 
die befrenten Legate, die uneinbringlichen oder zweifelbaften 
Actiopoften, Krankheits: und Begräbnißfoften, die Sterb— 
taren und alle übrigen Gerichtöfoften, keineswegs aber die 
Zrauerfoften, der feböwochentliche Unterhalt der Dienftleute 
und des Hauswefens, das Abfabrtgeld und die übrigen, 
nicht auf der Verlaſſenſchaft haftenden, fondern den Erben 
obliegenden Laften abzuziehen feyen, daß hiermit die Erb— 
fteuer bloß von dem ſonach bleibenden reinen Reit zu entrich» 
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ten, von ben nur auf eine Seit dauernden Berlaffenfchafts: 
bürden, wie auch von den in einem allfälligen Prozeife ſte— 
benden Pafliv- Schulden oder zweifelhaften Activ-Forderune« 
gen aber indeſſen ficher zu ftellen fomme; 

8. daß der Betrag der gebührenden Erbfteuer von ber 
Erbiteuer » Hofcommiffion beftimmet, dem Erben, Vormund 
oder Sahwalter unmittelbar durch Decret zu willen gemacht, 
ber Zermin von löngftens vier Wochen feftgefeget, der Tag, 
biö zu welchem die Abfuhr gefcbehen muß, beflimmet, übri« 
gend der Erbfleuer - Hofcommiffion geftattet werde, den Er⸗ 
ben aus rückſichtswürdigen Gründen gegen Leiftung hinlängs 
liher Sicherheit Friften zur Berichtigung, jedoch dergeftalt zu 
bewilligen, daß folche Friften, außer, was bey Senioraten, 
Fideicommiffen und Majoraten beftimmt worden ift, nies 
mahls über zwey Jahre erftredet, auch von dem Auslande 
die landesüblichen Intereffen, und zwar im erften Sabre mit 
fünf vom Hundert, und im zweyten Zahre mit ſechs 
vom Hundert eingebracht werden; 

y. daß nach Verlauf der zur Abfuhr beftimmten Frift, 
wenn weder ein Recurs ergriffen, noch eine Vorftellung übers 
reicht worden iff, und der Erbfteuerbetrag unberichtiget blieb, 
die faumfellge Parten zugleich zum Erlage der zehnper— 
tentigen Intereffen von dem ausfländigen Betrage, 
von dem Tage des fchuldigen Erlaged an gerechnet, zu vers 
halten, und die räditändige Erbfteuer fammt Intgreflen ent 
weder gleich im politifchen Wege einzutreiben, oder nad) 
Erforderniß die gehörige Gerichtöftelle um die Eintreibung 
anzugehen ſeyt 

10. daß fich in Abficht, um die Erbfteuer immer In ges 
böriger Zeit einbringen zu fönnen, die Erbfteuer  Hofcom- 
million von‘ der Buchhaltung, welcher die dießfällige Vor— 
merfung obliegt, alle Monatbe ein Verzeichniß der unberich* 
tigt gebitebenen Erbfleuerbeträge vorlegen lafle, und bie 
ungefäumte Eintreibung anordne; 

11. daß der Univerfal-Erbe für die richtige Abfuhr der 
Erbfteuer, und zwar nicht nur in Anſehung desjenigen Ver— 
mögend, das ihm verbleibt, fondern.auch in Anfehung ber 
Legate und Befchenfe, die er anderen Perfonen zu entriche 
ten fchultig ift, zu haften habe; daß Lerfelbe jedoch befugt 
fey, bev Auszahlung der im Gelde oder Obligationen beftes 
benden Gefchenfe oder Legate den Erbiteuerbetrag abzuzies 
ben, die übrigen Legate aber in fo lange nicht ausfolgen au 
laſſen, bis ihm die hierfür gebührende Erbfteuer vergütet iſt; 
ausgenommen, wenn der Erblafler die Bezahlung derfelben 
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obne allemAbzug verorbnet hätte, in welchem Falle aber 
der Erbe die für den Legatar zu entrichtende Erbjteuer und 
Sterbtare ald eine nicht auf der Berlaffenfhaft haftende, 
fondern ihr obliegende Laſt von dem ihm verbleibenden Be- 
trage befonderd abzuziehen nicht berehtiget iſt; 

12. daß in jenen Fällen, wo die Verlaſſenſchaftsab— 
handlungen nicht bey einer ordentlich beftelten Gerichtsbes 
hörde, fondern bey den landesfürftiishen Städten und Märks 
ten, dann Grundobrigfeiten gepflogen wird, diefe Abhand» 
Iungsbehörden für die richtige Abfuhr der Erbfleuer mit Bors 
behalt m Regreffed gegen die Erben und Regataren zu haf— 
ten babe; 

13. daß die Abhandlungdbehörden dem Erben die der 
Erbfteuer unterliegenden Erbfchaften nicht eher einantworten, 
bis er fich nicht über die bezahlte, oder nah Umſtänden 
fiher geftelite Erbfteuer ausgewieſen hat; endlich 

14. daß von den Abhandlungsbehörden für die baldige 
Beendigung einer der Erbfteuer unterliegenden Verlaſſenſchaft 
geforgt,, und gleich bey Anlegung der Jurisdictiond: Sperren 
einige Pretiofen oder Obligationen zur Sicherftellung in Ber: 
wahrung zu nehmen feyen. 

nmerfung. Schon dad ältere nadhträgliche Patent 
vom 18. März 1765 drüdt ſich über leßteren Punct hinficht- 
lich der Sicherftellung folgender Maßen aus: „306. Damit 
nicht etwa,von den Parteven die Abhandlung länger verſcho— 
ben und inmittelft dad in Händen habende Vermögen ver: 
zehret, fondern bey folcher Gefahr, oder wo die Erbſchaft 
vielleicht in Streitigkeiten verflochten wird, die leiftende Si— 
cherftellung beforgt werden möge, follen alle Abbandlung3: 
ftellen bey Anlegung der Sperre einige Pretiofen oder Schuld— 
fheine in Verwahrung von den Erben oder fonftigen Verlaſ— 
fenfchaftsinhabern, fonderlih, wo fremde oder nicht wohl» 
befannte Erben vorhanden find, abfordern.« 
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Jährlide DiejährliheErbfteuer,welhbevonbenjährlidhen 

Erb: Legaten (legatisannuis) zu entrichten kömmt, ift ſchon im 

Rewer. erften Patent vom 6. Juny 1759, ald in dem Nachtrags— 
Patente vom 18. März 1705 enthalten. 

Daß lebtere Patent vom 15. October 1810 verordnet 
hinſichtlich der jährlichen Legate, oder anderer folcher, auf 
der Verlaffenfchaft haftenden Abgaben, vun welden eine 
jährliche Erbfteuer zu entrichten kömmt, daß dem Erben frey— 
gelafjen werden folle, die Berichtigung diefer Gebühr auf 


23. 


eine der folgenden zwey Arten nach eigener Willführ zu ber 
werfitelligen; er fann nähmlich: 

1. die Erbfieuer alle Jahre von dem Gapitale felbft, 
oder erft bey Aufführung diefer Legate oder anderer Abgas 
ben entrichten; oder | 

2. die Erbfteuer gleih von dem Gapitale felbft abfüh— 
ren. Im erfteren Falle muß er nicht nur-die jährliche Erb» 
fleuer, fondern auch den Erbjteuerbetrag von dem Gapitale 
indeſſen ficberftellen. j 

Im zweyten Falle iſt er berechtiget, von den jährlis 
chen Legaten oder anderen folhen Abgaben die Steuerge- 
bühr zu feiner Entſchädigung für fi zurüdjubehalten. 


. 108. 


Dem Univerfal-Erben liegt es lediglich ob, von den zur Sicher 
Sicherſtellung der jährlihen Legate und folder Verlaffen: Fellung 
fcbaftölaften, wovon feine jährliche Erbfteuer zu entrichten a 
ift, erforderlichen Gapitalien während diefer Zeit den Steuer: A * 
betrag nur ſicher zu ſtellen; er hat jedoch, ſobald dieſe zeit— 
lien Laſten aufhören, und dad Vermägen nicht von einem 
Erblaſſer in auf- und abſteigender Linie herrührt, den gan— 
zen Steuerbetrag von dem zur Beſtreitung dieſer jährlichen 
Abgaben gewidmeten Capital abzuführen. 

Übrigens unterliegt ed lediglich der Beurtheilung der Erb— 
ſteuer-Hofcommiſſion, auf welche Art dieſe Sicherſtellung 


zu leiſten ſey. 
$. 109. 


Die Erbfteuer-Hofcommiffion fann daher Art der 

1. hinſichtlich der jährlichen Erbſteuer ein dieſen jährli- Siders 
hen Betrag abwerfendes Capital, dann hinſichtlich desjeni: Rellung. 
gen Erbfteuerbetrages, welcher erft nach Aufhörung der jährs 
‚lichen Abgaben zu entrichten ift, eine gleibe Summe in öfs 
fentlichen Fonds - Obligationen, oder wenigftens in ficheren 
Privat: Schulpfcheinen zur Bedeckung fordern, welche indef- 
fen bey der Abhandlungsbehörde depofitirt werden müffen; 
dann 

2. auch in Anfehung flreitiger Paffiv-Echulden oder zwei⸗ 
felhafter Activ- Forderungen diefe nähmliche Bedeckung for: 
dern. In Anfehung der letteren ift aber die Sicherftellung 
nur dann als hinlänglich anıufehen, wenn der Erbe die als 
zweifelhaft angegebenen Obligationen ' oder Mechfelbriefe 
felbft bey der Abhantlungsbehörde depofitirt, wo ihm diefels 
ben in fo lange nicht wieder erfolgt werden, bid der Erb» 
fteuerbetrag davon berichtiget feyn wird; 
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3. eine weitere Sicherflellung Fann bey dem Schuldner 
felbft,, oder bey deflen Verlaſſenſchafts- oder Goncurd: Maffe 
in Anfehung ded Erbfteuerbetrages durch gerichtliche Verboth⸗ 
ſchlagung bewirket werden; endlich 

4: ift die Erbfteuer: Hofcommiffion ermädtiget, bey 
zweifelhaften Actio » Forderungen deg Erbfteuerbetrag, um 
den Parteven die etwa befchwerlihen Sicerftellungen zu 
erfpyaren, auf einen fogleich zu erlegenden Paufchbetrag zu 
vergleichen. 


6. 110. 


Erbs Das Erbfteuer-Aequivalent kömmt auch ſchon in 
— dem erſten Patente vom 6. Juny 1759 vor. Es drüdt ſich 
ten. bierüber folgender Maßen aus: „6. die Geiftlichen werden 
von ihren, zu den Erz- und Bisthümern, Commenden, Präs 

faturen, Klöftern, Pfarren und anderen geiſtlichen Bene» 

ficien gehörigen Gütern und Vermögen unter dem Titel 

eines Erbileuer: Acquivalentes, und zwar jene, welche eine 


hohe und niedere geiſtliche Würde und Amt regulariter auf - . 


ihre Lebenszeit und unveränvderlich antreten, von dem in 
dad Capital geichlagenen, in den deutſchen Erblanden befinds 
lien Bermögen drey vom Hundert, jene aber, welche dem 
Instituto gemäß nur auf 2, 3 oder 4 Jahre einem Stifte, 
Klofter, Communität oder Bruderfchaft vorſtehen, einen 
halben vom Hundert zu entrichten ſchuldig fern; doch jene 
Pfarren und geiltliche Beneficiaten, welde nicht mehr, als 
die in jedem Lande gewöhnliche fogenarnte Gongrua ges 
nießen, find von dieſer Steuer frey; was aber ein Geiſtli— 
der in particulari außer der abe und aufjleigenden Rinie 
überfömmt, iſt, wie das weltlihe Vermögen, diefer Steuer 
unterworfen.“ 

Nah dem Hofdecrete vom 31. December 1795 wurde 
beflimmt , daß das bisher entrichtete geiſtliche Erbiteuers 
Uequivalent, vom Jahre 1790 an, durch weitere zehn Jahre 
von der ſämmtlichen Secular- ımd Negular : Geiftlichkeit, 
dann dem Relig ond = Fonte in Anſehung der aufgebobenen 
Klöfter und des eingezogenen Vermögens ferner fort nach 
den beftebenden Modalitäten zu entrichten ſey. 

Durd das gegeumärtige Patent vom 15. October 1810 
ift Feine Dauer feftgefegt, und überhaupt für dieſes geiftliche 
a eine veränderte Vorſchrift ertheilct 
worden. 
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Damit die Secular: und Negular-Beiftlichfeit von ihren Derma h⸗ 


geiſtlichen Genüffen zu diefer Erbiteuer einen verhältnißmäs 
Gigen Betrag leifte, wird verordnet: 

1. daß jeder Pfarrer, deffen jährliche Einkünfte 600 fl, 
nicht überfleigen, 4 Gulden, jeder Adminiftrator oder Lo—⸗ 
cal-Caplan 3 Gulden, und jeder Vicar und geftiftete Gas 
plan 2 Gulden jährlich zu entrichten, die Eintheilung und 
Einbringung aber dad Drdinariat zu beforgen habe; 

2. daß bingegen von jenen Pfarrern, welche mehr al$ 
600 fl. an Einkünften beziehen, von 600 Gulden auch nur 
4 Gulden, von dem Betrage aber, der diefe 600 Gulden 
überfleigt, fo wie bey der übrigen Secular-Beiftlichfeit,, als 
den Erz- und Bisthümern, Gapiteln, Guraten und einfas 
ben Beneficien von ihren, nach Abzug der Pafliven, dann 
ordentliden und außerordentlichen Abgaben verbleibenden 
Einkünften jährlih zwey Percent; 

3. dep der Negular-Geiftlichkeit, den Commentden und 
geiftlihen Gemeinden aber, deren Güter und Gapitalier Feis 
ner Vererbung unterliegen, zur Beobachtung des gehörigen 
Unterſchiedes gegen die Secular- Geiftlichfeit von ihren, auf 
obige Art zu berechnenten Einfünften jührlih vier Pros 
cent abgenommen werden follen; | 

4. daß diefes Erbfteuer : Uequivalent jedoch nur auf jes 
ned Vermögen eine Beziehung habe, welches die Geiſtlich— 
feit woirflich befigt oder genießt; von den neuen Erwerbuns 
gen hingegen, welde benfelben erſt in Zufunft durch Teſta— 
mente oder Geſchenke zufallen, und nicht eine ausdrückliche 
Befrevung von der Erbfteuer genießen, diefe Gebühr fo» 
gleich bey dem Anfall oder Erwerbung von dem Capital felbft 
mit zehn Procent entrichtet werde; | 

5. daß aus dem Grunde der allenfalls eintretenden Bers 
minderung oder Vermehrung diefed, der Geiftlichkeit zuſtän— 
digen Vermögens die Steuerpflichtigen, welde dad Erb: 
fieuer Aequivalent zu entrichten haben, die Bermebrung oder 
Verminderung ihrer Einkünfte im letzten Jahre jedes Jahr 
zehentes der Hofcommiffion anzırzeigen haben, wo fodann 
nach Maß der erwiefenen Verminderung dad Erbfteuer Aequi— 
valent zu mäßigen, oder ben ſich darftelender Vermehrung 
verhältnißmäßig zu erhöhen kömmt. 

$. 112. 


Bon der Entrihtung bes Gröfteuer » Xequivalentes find 
jedoch auögenommen: 


lige®ßors 
ſchriften. 


Aus⸗ 
nahmen 
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1. bie aufden Stiftspfarren ausgeſetzten Stifts prie— 
fler, deren Einkommen, welches fie von ihren Pfarren bes 
ziehen, ſchon unter dem Vermögen ded Stiftes begriffen iſt, 


- von welchem alfo ohnedieß in der Gefammtheit das Erbfteuers 


Mecias 
mation. 


"Strafen. 


Aequivalent zu entrichten kömmt; 

2. der Deutfhe und der Maltheſer-Orden, fo 
viel es ihr im Jahre 1708 reluirtes, damahls beſeſſenes Ver⸗ 
mögen betrifft. 

Es folgt hieraus, daß diefe beyden Mitterorden ver: 
pflichtet feyen, jenes Vermögen, welches fie erft nad) der 
Hand nach der im Jahre 17C8 erfolgten Reluirung des der: 
mahligen Vermögens wieder erworben haben, gleidy den 
übrigen geiftlihen Gommunitäten, wieder von Fau zu Fall 
zu veriteuern haben, und dieje obige Ausnahme nur auf das 
dortmahls reluirte Vermögen fich erfirede. 


+ $. 113. 
D. Die VBorfhriften der Reclamation. 


Hinfihtlih der gegen die Erbfteuerbemeffung von den 
Parteyen fich ergebenden Befchwerden und Reclamationen 
beftcehen die Worfchriften in Folgenden: 

1. daß ed jeder Partey, wenn fie fihb durch den von 
der Erbfteuer » Hofcommiflion bemeffenen Steuerbetrag be: 
ſchwert zu feyn erachtet, frey flehe, befagter Erbiteuer- Hof: 
commiflion innerhalb 14 Zagen von der Zeit des zugeftells 
ten Decreted an eine Vorftellung dawider zu machen, und 
nach Umftänden entweder die Verminderung der ausgefpros 
henen Gebühr, oder die gänzlihe Befreyung anzufuchen; 

2. daß die Partey, wenn ſolche ungeachtet der auf ibre 
BVorftelung erfolgten Beranlaffung fih noch gefränft glaubt, 
innerhalb anderer 14 Zage von der Zeit der ihr zugefommes 
nen neuen Beranlaffung an, ihren Recurd an die vereinte 
Hofkanzley zu nehmen habe, welcher Recurs jedoch unmittels 
bar bey der Erbfteuer- Hofcommiffion zur Einbegleitung zu . 
überreichen fümmt, und von da fammt den Beweggründen 
binfichtlich der erfolgten Beſtimmung des Erbfieuerbetrages 
an die befagte Hoffanzley begleitet wird; endlich 

3. doß die Partenen, wenn von ihnen diefe Vorftelluns 
gen und Recurſe nicht in der oben beilimmten Zeit über: 
reicht worden find, nach Verlauf diefes Termines nicht mehr 
zu hören feyen. 

$. 114. 

Diepfalld enthält das Patent vom 15. October 1810 

Folgendes: 
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1. baf in dem Falle, als Jemand eine ber Erbiteuer 
unterliegende Erbfchaft,*ein Legat, ein Geſchenk ganz oder 
nur zum Theil vorfäglic verfhweigen, oder die Erträgniß 
davon zu gering 'angeben follte, das verfchwiegene Vermö— 
gen oder derjenige Gapitalötheil, um welchen ein fruchtbrin— 
gendes Gut durch eine vorzüglich falſche Angabe merklich zu 
gering gefhägt worden ift, dem Fiscus heimfalle; und 

2. daß gleicher Strafe die Gefchenke unterliegen, von 
welchen der Befchenfte mit dem Eigenthum fogleich auch den 
vollen Genuß des Geſchenkes überfommt, in dem Falle, ald 
fie — vier Wochen vom Tage der übergabe an zu 
rechnen, nicht angezeigt würden; 

3. daß dieſe Anzeige zwar derjenige zu machen habe, 
welcher das Geſchenk empfängt, daß jedoch auch der Schen— 
kende für die richtige Bewerkſtellung dieſer Anzeige zu ſor— 
gen, und, wenn er dieſe Sorgfalt unterläßt, für das der 
Confiscation unterliegende Gut in solidum zu haften habe, 
wovon der Denunciant das Drittheil erhält; 


4. daß jene Abhandlungsbehörden, die Feine ordentlich 


beſetzte Gerichtsſtellen ſind, über die Sterbfälle halbjährig 
die Conſignationen einzureichen, und, wenn fie dieſes unters 
laffen, für jeden Fall eine Strafe von 6 Reichsthalern zu 
erlegen haben; endlich 

5. daß auch der Erbe für die Strafen zu haften habe, 
wenn zur Hintergehung des Erbfleuergefälled etwas unters 
nommen würde, wo hingegen der Kegatar nur dazumahl für 
die Strafe zu haften ſchuldig iſt, wenn er zur Verſchweigung 
des Gefälles mit dem Erben ſich einverflanden hätte. 


$. 115. 


Damit die Erbfteuer gefhmwinder und fiher eingebracht 
werde, wurde in jeder Provinz eine eigene Hof⸗Com— 
miffion in Erbſteuerſachen aufgeflelt, von welder 
Alles, was dad Erbfteuergefäll betrifft, ausfchließend zu bes 
jorgen kömmt. | 

Die Abhandlungsbehörden find die unterfien Behörden, 
welche die oben auseinander gefegten Amtshandlungen nach 
Der Weifung des Patented vorzunehmen haben. 

Diefe Abhandlungsbehörden haben, wenn fie orbent- 
liche Gerichtöbehörden find, in den Fällen, wo gar feine 
Erbfteuer eintritt, alle Vierteljahre nur ein Verzeichniß mit 
Benfügung der Urfache, die übrigen Abhantlungsbehörden 


balbjährige Sterbfald » Confignationen der Hofcommiſſion 


einzufenden. 


Be 
börben. 
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Alle diefe Amtshandlungen müflen unentgeltlich 
vorgenommen werden. Ausweife, Berichte und Erpeditionen 
find ftempelfrey , ‚nicht aber die Geſuche. 

Endlich ift die vereinte ff. Hofkanzley die oberfte 
Erbfteuerbehörde. 


G. 116. 


Der Erb— Zufolge des beſagten Erbſteuer-Patentes vom 15. Octo— 
feuer» ber 1810 iſt der Haupterbe ſchuldig, von den der Erbſteuer 
ausmweis. unterliegenden Grbfchaften einen Ausweis in duplo vors 
zulegen, auf welchen Ausweis ſich hauptſächlich die Bemeſ— 

fung der Erbfteuerfuldigkeit gründet. 


6.817: 


Beftands Diefer Ausweis theilt fish in den Activ- und in den 
eherleYaffiv-Stand. 


a Der Activ: Stand enthält ſechs Nubrifen, 
weifee. Der Paffiv:- Stand enthält fieben Rubriken. 
$. 118. 


Rubrifen Die Nubriken des Activ: Standes beftehen in Fol» 
besXctiv: genden, ald: 

Strandes Erſte Rubrik. Diefe behandelt die Immobilien. 
Rubrik. Unter die Immobilien gehören: 

a) Nicht nur die Allovial: Güter, fondern auch alle 
Fideicommiß: und Seniorat-Herrſchaften, fo wie die Leben; 
weiterd alle Realitäten, fie mögen in Gebäuden oder Grunds 
ftüden beftehen, und es mag der Eigenthümer das vollſtän— 
dige oder nur das nußbare Eigenthum gebabt haben. 

1. Unmerfung. Alle diefe Nealitäten find in dem 
Erbfteuerausweife befonders anzufegen, umſtändlich zu bes 
fhreiben, und der Unfchlag derfelben nach dem reinen Er» 
trägniß zu fünf Procent im Gapital, oder die auf Koften 
des Erben vorzunchmende gerichtlihe Schäbung beyzulegen, 

2. Anmerkung. Da aber folche Realitäten nicht als 

. zeit der Abhandlungsbehörde, fondern oft einer anderen und 
oft verfchiedenen Neal: oder grundobrigfeitlichen Gerichts- 
barfeiten unterftehen, fo foll in diefem Falle die Beftätigung 
des Erträgnigausweifes, oder die beſondere Schäßung von 
der competenten Real-Inſtanz Über jede Nealität und den 
allda befindlichen Borrätben an Wein, Getreide und ande 
ren Bictualien oder fonftigen, der Erbjteuer unterliegenden 
Effecten von den Erben jederzeit beygebracht werden. Diefes 
verfteht fich aber nur von den im Rande befindlichen Rea— 
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fitäten, da in den anderen Erblänbern, wo. die Erbſteuer 
bereits beſteht, dieſe Giebigkeit von den Realitäten in jenem: 
Lande, wo fie liegen, ohnedieß abgenommen wird, und die 
Realitäten, wenn fie in folhen Ländern liegen, wo die Erb» 
euer nicht eingeführt ift, oder wenn fich folde gar in. frems 
den Yändern bifinden, don der Erbfteuer befreyet find. 

Übrigens müffen doch alle Realitäten in dem Erbfteuers 
ausweife vorfommen, ohne jedoch den Werth derfelben aus— 
zufegen, wenn auch die Erbfleuer entweder gar nicht, oder 
in einem anderen Erblande zu bezahlen wäre. 


$. 119. 
Zweyte Rubrik. Dieſe behandelt die Luftgebäude, Zweyte 
Gärten, Jagden und dergleichen VBoluptuarien. Rubrik. 


Unter Diefe werden nur jene gezählet, welche nicht ald 
eine Zugebörung einer Herrſchaft angefehen, fondern als ein 
abgeſondertes Gut oder Gerechtigkeit betrachtet, hiermit auch 
insbefondere verkauft werden. 


6. 120. 
Dritte Rubrik. Diefe bekandelt die frudtbrins Dritte 
genden Gerechtigkeiten. Rubrik, 


In dieſer dritten Rubrik find baher alle fruchtbringens 
den Rechte und Gerechtigfeiten zn fpecifirengund in Aufchlag 
zu bringen, wenn fie nicht ohnedieß eine Zugehörung einer 
Hertſchaft oder einer anderen Realität, und mit derfelben 
ſchon in Anfchlag gebracht worden find. 


$. 121. 
Bierte Rubrik. Diefe behandelt den Borrathan Vierte 
Rein, Getreide und anderen Bictualien. Rubrik, 


Da der Borratb an Wein, Getreide und ans 
deren Victualien bey jedem Ortenad Abzug des fundus 
instructus, und des zur Beſtellung der Lanudwirthſchaft auf 
ein ganzes Jahr erforderlichen Bedarfes, deflen Betrag 
in einer Spreification zu beftimmen iſt, abgezogen werden 
darf, fo kömmt in dDiefer vierten Rubrik der dießfällige bey 
jeder Realität, wenn mehrere vorhanden find, Ns 
und erfichtlicy zu machen. 


$. 122, 
Fünfte Rubrif. Diefe behandelt bad Gold, Gil: — 


ber und echte Geſchmeide. 
Es beſtehen dießfalls folgende Vorſchriſten: 
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1. daß dad Gold und Silber nah dem Gewicht, 
die Probe mit dem innerlichen Werthe anzufegen fen; 

2. daß unter dem Schmude nur der echte, nicht aber 
falfher Schmud verftanden werde; und 

3. daß von Biltern, Kupferftihen und Büchern die 
gefammten Verzeichniſſe oder Gataloge mit beygefügter Schü» 
gung beyzulegen feyen, um erfehen zu Fönnen, welche derfels 
ben einzeln, oder bey Büchern von mehreren Bänden den 
Werth von 100 Gulden überfteigen, 


$. 123. 


Schöte Sechste Rubrik. Diefe behandelt das bare Geld 
Rubrik und Activ-Schuftpoften. 

Sn diefer Beziehung beitehen folgende Vorfchriften: 

1. daß unter dem baren Gelde auch die Denf: und an— 
dere Münzen zu verfichen, und nach ihrem innerlichen Wertbe 
anzufegen feven; 

2. daß die Capitalien ebenfalld ſämmtlich in dem Erb— 
fteuerausweife angemerfet werden, fie mögen nun in einem 
der Erbfteuer unterliegenden, oder derfelben nicht unterlies 
genden Erblande, oder auch in einem fremden Lande, mit 
oder ohne Hypothek, anliegen, indem fie immer als ein 
Mobilar: Vermögen in die Hauptabbandlung gehören ; 

3. daß hierher auch alle und jede Activ: Forderungen, 
und Ausſtände, fie mögen num richtig feyn, oder als zweis 
felbaft, oder gar als uneinbringlih angegeben werden, 
fammt den bis zum Sterbtage des Erblaflers verfallenen Ins 
tereffen anzufeßen feyen; 

4. daß bey den zweifelhaften, wie auch bey den uneins 
bringlichen die Umftände, wegen welden fie für zweifelbaft 
oder uneinoringlich gehalten werden, genau und ausfübrlid) 
beyzufesen , auch die zum Beweiſe der Uneinbringlichkeit 
oder der Gefahr dienenden Behelfe beuzulegen fommen, da: 
mit man bey den uneinbringlichen ihre angegebene Uneinbrings 
lichkeit unterfuchen und erkennen, oder bei) den zweifelhaiten 
den Betrag der Erbfleuer, welche im Falle der Einbringlid> 
feit zu bezahlen, und inmittelft zu verfichern iſt, beftimmen, 
oder ſich dießfalld auf einen billigen Paufchvertrag verglei⸗ 
hen könne; 

5. daß bey dem Xctiv- Stande nad) gezogener Summe 
des Actives fogleih anzumerken ſey, ob diefer Activ-Stand 
lediglich in Allodial » Vermögen beftehe, oder auch zugleich 
ein Fideicommiß oder Seniorat » Gut enthalte, in weich letz⸗ 
terem Falle Mar auszudrücken kömmt, wie viel das Allodial⸗ 
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oder Fideicommiß, oder Senioratd: Vermögen betrage, 
um erfeben zu können, was der Erbe in Anfehung des Als 
lodial = Vermögens alfogleih ganz, oder von den Fideicom- 


miffen in fechsjährigen Friſten, oder von den Senioraten 


in dreyjährigen Friften zu entrichten fchuldig fen; 

6. und daß in jenen Fällen, wovon den Abhandlungs⸗ 
behörden mit Dem Erbſteuerausweiſe dub alle Abhand— 
lungsacten an die Erbfteuer = Hofcommiffion überreicht wet⸗ 
den müſſen, nicht nöthig fen, in dieſem Ausweife bey je 
der Rubrik die vorfommenten Poften insbefondere zu bes 
nennen, fondern, wenn fie in dem Inventarium, oder in 
dem Bermögensbefenntnifle insbefondere mit der Summe 
ihres Betrages, oder Schäßung bereits angefeget find, in 
dem Ausweiſe Fürze halber der ganze Betrag auf einmahl 
anzufegen fomme: z. B. an barem Gelde, an Weinen ‚an 
Activforderungen u. dgl. vermöge des gerichtlich errichteten 
Inventariums, oder des eidflättigen Vermögendbefennt: 
niſſes ... fl... kr.; endlich 

7. daß aber in jenen Fällen, wo die Erbſteuerausweiſe 
von einer ordentlichen Berichtöbehörde ohne Beylagen an 
die Erbiteuer- Hofcommiffion gelangen, bey jeder Rubrit 
die vorfommenden Poſten insbefondere zu benennen feyen. 


$. 124. 


Die Rubrifen des Paffivftandes beftehen in 
folgenden: 


Rubrie 
ten des 


Erfte Rubrit. Behandelt die Beerdigungs- Paffiv: 
und Krankheitskoſten. Hierbey kömmt folgendes — 


bemerken; 

1. daß die Begräbnißkoſtenc. in einer belegten 
Eonfignation mir Quittungen, oder auf anderem Wege auds 
gewiefen anzulegen, Übrigens 

2. daß unter denfelben die Trauerköſten als eine 
nicht die Verlaſſenſchaft, fondern den Erben betreffende 
Auslage nicht zu paflieren feyen: 

$. 125. 

Zweyte Rubrik. Diefe behandelt die Schulden 
des Erblaſſets, bey welchen folgende Vorſchriften bes 
fliehen: 

1. daß die Schulden des Erblaſſers Poft für Poſt an: 
zuführen feyen, ausgenommen, wenn ſolche fchon in der 
Sabentuf, oder Vermögensbelenntniffe ——— ausgeſe⸗ 


r ſt e Ru⸗ 
briß, 


Bwepte 
Rubrik, 


Dritte 
Rubrik. 


Bierte 
Rubrik. 


Fünfte 


ubrit. 
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tet worden wären, in welchem Falle nur der vereinte Bes 
trag auszuwerfen kömmt, 

2. daß jedoch alle Schuldpoſten mit glaubwürdigen Ins 
ſtrumenten, Zeugenſchaften, oder anderen Beweismitteln 
dargethan werden; 

3. daß auch das Intereſſe, welches bis auf den Ster— 
betag verfallen iſt, bey den Paſſivpoſten in Abzug gebracht 
werden könne, endlich 

4. daß die ſtreitigen Schulden ebenfalls beſonders ans 
zuzeigen ſeyen, um den Betrag der Erbſteuer auf jenen 
Fall zu verſichern, wenn die Erben biervon ganz, oder zum 
Theil losgefprochen werben follten. 


$. 120. 


Dritte Rubrik. Diefe enthält die wittibliden 
Unterhaltungen, und überhaupt alle jene Laflen, 
welche der Erblaffer jährlich zu entrichten contractmäßig 
übernommen, und daher ſich und feine Erben dazu verbind: 
lich gemacht, oder diefen letzteren durch Teſtament aufge: 
tragen hat. Eine ſolche jährliche Abgabe wird zu Fünfper 
cent in Gapital-angefchlagen, und der Betrag des dießfälli— 
gen Capitals in dieſe Rubrik angeſetzt; es kömmt jedod 
von dieſem Capital, wenn es nach erloſchener, jährlicher Ab: 
gabe nicht einem Anverwandten in auf-, oder abſteigender 
Linie zufällt, den Betrag der Erbfleuer nachzutragen, in 
zwifchen aber ficher zu ftellen. 


g. 127. 


Vierte Rubrik. Diefe behandelt die Legaten, die 
von der Erbfteuer befreyet find. i 

Dieffalls lauten die Borfchriften folgender Maßen: 

1. daß alle frommen Vermächtniſſe, in fo weit ſolche 
gefetsfich befrevet find, dann die weltlihen Vermächtniſſe, 
wenn der dem Legatar verbleibende Betrag nicht 100 Guls 
den ausmacht, mit dem ganzen Betrage des Legates in 
Abzug zu bringen fey; 

2. daß die Anfegung aller ührigen Zegate, welche der 
Erbfteuer unterliegen , nicht erforderlich; und 

3. daß ber den Kindern auögemeflene Pflichttpeil aus⸗ 
drüdtich in dem Audweife anzumerken fey. 


(. 128, 


Fünfte Rubrik. Diefe behandelt die unein bring: 
lihen Activfordberungen. 
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In diefer Rubrik find die uneinbringlichenActiv» 
forderungen aus dem Grunde insbefondere anzufegen, 
um aus den beygebrachten Beweilen ermeſſen zu können, 
ob fie wirklich ganz, oder nur zum Theil uneinbringlic), 
oder ob fie nur zweifelhaft find, wo fie dann im Kalle der 
Uneinbringlicpfeit ohne Sicherſtellung in Abzug gebracht 
werden können. 


(. 129. i 
Sehöte Rubrik. Diefe behandelt die zweifel-Sechate 
haften Activforderungen. Rubrik, 


Hierbey gilt die Vorfhrift, daß die zweifelhafs 
ten Activforderungen von den uneinbringlichen ab> 
gelondert, Pofl für Poft anzugeben, bey dem Xctivftande 
fammt den Intereſſen anzufeßen, bev dem Paffivftande 
aber ebenfalls fammt Intereffen in Abzug zu bringen feyen. 


$. 130. 


Siebente Rubrif, Diefe behandelt die Gericht3: Siebente 
und andere Unfoften. Rubrik, 

An Anfehung der Geriht3- und anderer Koften befte- 
hen folgende Vorſchriften: 

1. daß die beſtrittenen Gerichtskoſten mit Quittungen, 
oder in einem andern rechtlichen Wege, wenn ſie nicht ohne— 
dieß auf andere Art bekannt ſind, dargethan werden; 

2. daß auch in dem Falle, wo auch noch nach überreich— 
ten! Ausweis derley Koften zu beftreiten find, folche vorläu- 
fig in diefem Ausweife in Abzug gebracht werden fünnen, 

3. daß die bezahlte Sterbtare nur von jenem Vermö— 
gen, oder Beträge abgezogen werden fünne, von welchem 
die Erbfteuer genommen wird, keineswegs aber von dem 
der Erbfteuer gar nicht unterliegenden Bermögenstheile (der 
in dem Erbfteuerausweife gar nicht anzufeßen fümmt) noch 
auch von den der Erbſteuer befreyten Beträgen; endlich 

4. daß bey jeder Erbſchaft, oder jedem Legate anzu» 
merken ſey, ob, und aus welchem Grunde hiervon ein Ab: 
fabrtgeld zu entrichten fomme, um biernad von dem nad) 
Abzug der Sterbetare verbleibenden Betrage die Erbfteuer 
nur mit Fünfpercent ausmeflen zu fönnen, mwobey zu be: 
merken iſt, daß ſolches vor Berechnung der Erbfteuer nicht 
in Abzug zu bringen fey. 

g. 131. 


Nach diefem ausgewiefenen Paflivftande muß dann in Shtus« 
dem Erbfteuerausweife das der Erbſteuer — Ver⸗ b ne 
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mögen nach feiner Eigenfchaft in verſchiedene Gattungen 
abgetheilet, und nad dem Unterſchiede, von welchem Ver—⸗ 
mögen die Erbfteuer fogleih auf einmahl zu entrichten, 
oder alle Jahre abzuführen, oder in ſechs- oder dreyjähri— 
ge Raten einzutheilen, oder aber inmittelft nur ficher 
zu flellen ift, befenters ausgeworfen werben. 


Formulare 
eined Erbſteuerausweiſes. 


Ausweis. 


Zur Beſtimmung des Erbſteuerbetrages des ..... 
(dieher kömmt der Nahmen und Stand des 
Verſtorbenen zu ſetzen) fo den ... ... (bierber 
kömmt der Tag, dad Jahr, und der Ort des 
erfolgten Hinfheidens zu feßen) verflorben,, und 
zu Erben vermöge Teftamentes (oder), ab intestato ver: 
ftorben ift, binterlaffen hat, den (oder) die..... (bier: 
ber fommen die Nahmen der Erben, ihr Stand 
und VBerhältniß mit dem Erblaffer, wie aud 
ihr Aufenthalt, Wohnung anzufegen). 


Activ-Stand. 


Erſte Rubrif. 


An Immobilien nad ber Erträgniß zu fünf vom 
Dunbdert in Gapital angeſchlagen. 


1. Die Herrfchaft N. N. im Kreife N. R. 
A. [liegend nach dem sub A. beyliegenden reinen 
-|Erträgniß, (oder) vorgenommenen Schä— 
gung zu fünf vom Hundert in Capital an: 
geſchlagen auf - © » 2 0 00.0. 
2. Ein Freyhaus Nr. . in der Stadt N. in 
B. der Gaffe N. N. nach der sub B. beyliegen. 
den reinen Erträgniß, (oder) vorgenom: 
menen Schäbung zu fünf vom Hundert in 
Sapital angefchlagen » « 2 2 200 
3. Ein Haus, 5. B. beym braunen Hir: 
ſchen genannt in N. N. dienftbar dem Grund: 
C. buche N. N. nad der sub C. (wie oben) 





| 


‚4. Zwey Jod Ueberländ-Aeder zu N. N. 
dienfibar unter die Grundherrfhaft N. N. 

D. nach dem sub D. (wie oben) . . . .» 
5. Zwey Jod Obſt, oder Hopfengarten 
zu N. liegend, dienitbar unter die Grund: 


E. Jobrigfeit N. N. nad) der sub E, (wie oben)}. 


Zweyte Rubrik. 


An Luftgebäuden, Gärten, Jagden, und bergleis 
den Boluptuarien. 

1. Ein Luſthaus zu N. N. liegend, und 
dienftbar in das Grundbuch zu N. N. nad 
der sub F. (wie oben) . -. 2. 2.» 

2. Ein Lufl:und Biergarten zu N. N. dienft: 
bar in das Grundbuch N. N nad dersubG. 
AWIE OBERE = 4 nu ek 
H, | 3. Eine Jagd zu N. N. nad der sub H. 
EBEN ee te 


m = 


+ 


Dritte Rubrif. | 
An anderen fruchtbringenden Geredhtigkeiten. 
1. Ein großer Zehent zu N. N. fo vermög 
I. des sub I. anliegenden Erträgniß-Ausweifes 
‚zu fünfvom Hundert in Capital (oder) bey: 
liegender landſchäftlichen Faſſion angefihla: 
GER WIED Alf + 0.00% ee 
2. Der Zag und dad Umgeld bey der Herr: 
K. ſchaft N. N im Kreife R.R. nad) dem sub K. 
beyliegenden Erträgniß: Ausweis zu fünf 
vom Hundert in Capital angeichlagen . 
3. Die zwey Fifch = Teiche bey der Herr: 
L. ſchaft N. N. im KreifeN. N. nach dem sub L. 
beyliegenden Erträgnißausweis zu fünf vom 
Hundert in Gapital angefchlagen . 


Bierte Rubrif. 


Vorrat an Wein, Getreide, und anderen‘ 
Bictualien. 
1. An vorräthigen Wein befinden fih bey 
der Yerrfchaft N. N... Eimer, wovon ald 
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M. 


Pe 


' — 


Bear fiir. den in die nacgelaffene Sand: 
wirtbichaft nachgelaſſenen Erben auf ein 
ganzes Jahr nah dem sub M. benliegenden 
Ausweis abgezogen werden... Eimer, wor: 
nad. . Eimer verbleiben, fo zu . fl. pr. 
Eimer angeſchlagen auswirft . 

| 2. An Korn, Weißen, Gerfte, Haber, Erb: 
jäpfel u. dgl., wovon ald Bedarf laut dem 
sub N, (wie oben beym Wein) *— 


Fünfte Rubrik. 


An Bold, Silber, echtem Geſchmeide, und ande⸗ 
ven Koftbarkeiten. 

J . Un Silber befinden ſich N.N. Mark, 

jeder Loth, das Mark oder Loth zu . . fl. 

laut der sub O. bergehenden Schägung der 

geſchwornen Schägleute zufammen . 

2. Eine goldene Repetiruhr und Dofe 
vermög der sub P. beygehenden Schäßung 

3. Ein Brillant:Ring laut der sub Q. 
bevgehenden Schätzung .. 

4. An Bildern, Kupferftichen und Bü: 
chern, welche einzeln, und bey Büchern in 
|mebreren Sun den Werth von 100 fl. 
überfteigen, nad den bier subR. beygehen— 
den Gatalogen, und den —— der ge 
ſchwornen Schäßfeute Ä 


Sechste Rubrik. 
An barem Gelde und Activ: Schuldpoften. 


1. Zur Zeit des Ablebens des Erblaffers 
waren an barem Gelde vorhanden . 

2. Die nach Abfterben des Erblafferd aus: 
—— Beſoldung, ſo er aus der N. N. 

Caſſe, oder vom N. N. zu empfangen hat, 
oder der vom N. N. lebenslänglich zu ge- 
nießende Sruchtgenuß en bis zum Tage 
des Ablebens . 

Anmerfung. Zum Unterfchiebe des 
Conventionsgeldes, und der Einlös-Anti— 
























eipationdfcheine, und Scheidemünze find dop⸗ 
pelte Colonnen anzufeßen. \ 

3. Eine Hoffammer - Obligation Nr. 
dd. auf N. N. lautend mit... . “2 

Das bis zum Sterbetag audftändige In: 

i tereſſe beträgt - >» 2:0 Ei pre 

Anmerkung. Auf gleiche Art werden 
alle öffentlihe Fondspapiere, fo wie aud 
die Privarfchuldfcheine angefeßet. 

Wenn endlich verfchiedeneg Vermögen an 
Allodien, Fideicommiffen, Lehen, oder Se: 
nioratgütern vorhanden ift, fo muß bier 
inöbefondere angemerfet werden, wie viel 
die einen und die anderen betragen. 


Summe des Activſtandes 


Paffiv:-Stand. 
Erfte Rubrik. 


’ An Beerdigungs- und Krankheitskoſten. 
h 
| 


Die Kranfheitd:, dann die Beerdigungs: 
koſten betragen laut befegtem Werzeichniffe 


1. Nr. J. 


. 


Zweyte Rubrik. 


An Paffivpoften. 


1. If der Erblaffer fihuldig dem N. N. 
laut des sub dato auögeftellten Schuld: 
heine 0 ee, 

Die davon bis zum Sterbetag audftändi: 
gen Intereffen beitragen -. . 2 0. 

2. 2. An Wohnungszind bis N. N. 
3. | 3. Laut Conto Nr. . dem MM. . 

4. Laut Conto Nr. 3. dem n.N.... 

5. An ausftändigen Dienftbothenlöhnun: 
BIER ce re ae nd 





“Dritte Rubrik. 


An Verlaſſenſchaftslaſten, fo aus Gontracten 
entfpringen. 


1. Dat ber Witwe als ihr Cigenthum 

4. ſzurückgebührende, laut Heirathsgut Nr. 4- 

5. Jund Jllationsquittung Nr. 5. wirflihe zu: 
gezählte Heirathsgut, mit - . 

2. Die in dem — bedungene 
Widerlage pr. .. 

3. Das zur Bededung der in dem Hei- 
ratböcontracte bedungenen durch Zeftament 
verſchafften wittiblichen Unterhaltung pr. fl. 
erforderliche Capital pr. . - 

4. Das der Witwe zum lebenblänglichen 
Fruchtgenuß verſchaffte Capital pr. . -» 

5. Das zur Bedeckung der jährlichen Le⸗ 
gate pr. . fl. erforderliche Capital mit 


Vierte Rubrif. 


An Legaten, fo von ber Erbfteuer befreyet find. 


1. Das im Teſtamente $. 11 auf Beil 
Mefjen vermachte Legat pr. - 

2. Dad zum — — in N. N. 6. 12. 
beftimmte Legat pr. . - 

3. Dad dem N. N. vermachte Legat pr. 
100 fl., welches nach Abzug der Sterbtaxe 
ober des Abfahrtögeldes nicht 100 fl. bes 
trägt, wird hier ganz angefegt mit . 

4. Die den ebeleiblichen Kindern von dem 
* Activſtande einkommende ſteuerbare, 
nach Abzug der Paſſiven rein erübrigende 
Verlaſſenſchaft mit jenem dem N. N. er 
renden Pflichttheil pr. r 


Fünfte Rubrik. 


| An uneinbringlichen Activforderungen. 


1. Iſt die Schuldforderung mit . . fl. wis 
der N. N. laut beygehenden Maffevertbei- 





6. lung Nr. 6. ganz — mithin in Abzug 
zu bringen mit . 
2. Iſt das Capital mit. fl. wider N. N: 
7. laut beygehenden Urtheilen Nr. 7. und 8: 
8. | gerichtlich — — in Abzug zu 
fegen mit. - - a 


Sechste Rubrik. 
An zweifelhaften Activforderungen. 

1. Die Schuldforderung mit . fl. gegen 
N. N. ift bey dem gegen legteren audgebro: 
henen und noch nicht beendigten Concurs 
zweifelhaft, mithin inch in re ge: 
bradt mit - » . » 


Siebente Rubrif. 
An Gerichts » und anderen Unkoften. 
| 1. Die Sterbtare, welche über Abzug ber 
von der Erbfteuer frengelaffenen Poſten und 
Legate von dem erübrigenden fieuerbaren 
Vermögen zu bezahlen kömmt, — 
2. Die Sperrgebühr - 
3. Die übrigen Shigungs- und Gerichte. 
9. koſten laut Nr. 9.- - & 


Summe des —A— 
Wenn nun vom obigen Activſtande pr. 
abgezogen wird der Paſſivſtand mit . 


fo beträgt das der BRLS UNSELHIEBERDE 
reine Vermögen - - re 


Der Erbfleuerbetrag, welder fo: 
gleih abzufübren if: 


1. Bon dem den Erben und EZegataren 
zufallenden Allodialvermögen pr... fl. 
fommen an Erbſteuer Zehnpercent zu 
bezablen. 

2. Iſt in Anfehung des den Erben verblei: 
ge rl es nach Abzug der Sterbtare 

ipr. - fl... fr. wegen der zu bezahlen kom⸗ 





menden anderen Gebühren die Erbfteuer nur 
zu Fünfpercent zu entrihten mit — 

3. Iſt von dem Legate nah Abzug der 
Sterbtare pr. . fl. - fr., ſo dem im Aus, 
lande zu N. N. befindlichen N. N. hinter: 
laffen worden wegen des zu bezahlen kom— 
menden Abfahrtögeldes die Erbiteuer nur zu 
Flnfpercent zu entrichten mit 

4. Sft von der Witwe aus dem Teſtamente 
als Erbfchaft oder Kegat . .» . fl. Er 
als Gefchent ynter Lebenden, wovon, ber 
Erblaffer ſich den lebenslänglien Frucht: 
genuß vorbehalten hat, oder ald Geſchenk 
von Zodeswegen - Se: Di - = 


Bufammen fl. &. 
Die Erbfteuer zu Zehnpercent zu ent: 
richten. 


Der Erbfteuerbetrag, welder in 
feh8> oder drevjährigen Raten zu 
bezahlen ift: 

1. Von dem Fideicommißgute N. N., fo 
dem Erben zufällt, nah Abzug der Sterb: 
tare pr. . fle . fr. zu Bebnpercent be: 
trägt auf ſechs Sabre die jährlibe Mate . 

2. Bon dem Senioratgute N. N. nad 
Abzug der Sterbtare pr. . fl. - fr. beträgt 
auf drey Jahre die jährliche Rate - - 


Der Erbfieuerbetrag, welder in: 
deffen zu verfibern ift. 

1. Von dem bey N. N. anliegenden, und 
wegen vorhandenen Concurs oben als zwei: 
felhaft angeſetzten Activ-Capitale pr- » fl. 
. fr. iſt deffen Steuerbetrag zu verfichern 

2. Ingleichen wegen bes von dem NM. N. 
bey diejer Verlaflenfchaft zu.fordernden Ca— 
‚Ipitald pr. . fl. - fr., welches oben unter den 
Paſſivſchulden angefeget worden ift, aber 
noch im Proceß fieht, iſt deöfelben Erbfteuer: 
betrag zu verfühern mit . 2 2 200. 





- 





3. Wegen der jährlich der Wiime — 
reichenden — Unterhaltung pr. 
- fr ift auf diefen Fall, wenn die Abgabe : 
auföhrt, zu ver Am, der SIR z 
mit . 
4. Begen de von dem "Erblaffer dem 
N. N. vermöge Contractes zu reichen gehab— 
‚iten, und vom Erben weiterdhin: abzurei- 
chenden jährlichen Betrages pr. . fl. . fr. 
ift von dem Eapitalepr. . fl. auf den Kal, 
daß diefe Abgabe aufbört, die —— zu 
verſichern mit . 
5. Ingleichen ift von dem oben” jur Be- 
dedung der jährlichen Legate pr. „fl. . Er. 
in Abzug gebrachten Gapitale die nach X» 
fterben des einen, oder des anderen Lega— 
tars gebührende de —— zu ver⸗ 
ſichern mit — 


Der NIE SPOR weiber 
jährlich zu entridten ift. 


Bon dem, dem N. N. vermachten jährli: 
hen Legate pr. . fl. . fr. beträgt die Erb: 
Reuer fäbrlih - .» 2 2 2 u 00% 

eo. nun 

. dad Vermögen, wovon die Erbfteuer 
atfogteid abzuführen, beträgt . 

2. Jenes, wovon die Öteuer in Raten 
zu zahlen kömmt . . 

3. Dann der in Betreff der Erbſteuer an— 
geſetzte Paſſivſtand, und dieſe —— au: 
fammengejogen werden 

Zeiget fib das oben bey dem Activſtande 
angemerkte Vermögen pr. - .f.. kr. 


Daß ber Activ- und Paſſiv-Stand ſich dergeſtalt bes 
finde, mithin die Erbſteuergebühr, wie vorſtehet, von uns 
Endesgefertigten als des N. N. erklärten Univerſalerben zu 
entrichten ſey, bekennen wir hiermit durch unſere Fertigung. 


Prag, am 
(L S.) N. N. 
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Kor 


Wie bie mit Ende März und Ende September an bie 8. k. in Erb 
Sterbefall »s Gonfignationen 


2. 3. 4. 5. 
Betrag bes Bas bem Überle: 
Bermögens, Reich: und benden Ehegatten 

Sterbe: wie ſelbes nad Krank: vermödg Heitaths⸗ 

d. Schäßungs: heit6fo: brief zufällt 


werthe in ber pr 
tag. JInbeatur oder Can 5» ar 
Bermögensbe: 1.2182 
hin 
a 


Benntniß befteht 


Anmerkung. In Fällen 1) wo nit Kinder ober Aeltern erben ; 
laffenfchaftsvermögen nicht auffallend durch die Abzüge di6 
kommen, ift jedes Mahl eine befondere Erbfleuerausmeifung 

Wenn eine Erbfteuerausmweifung verfaffet worden , dürfen 
Benn das Vermögen mittelft der in einer Golonne enthaltenen 
fo ift es ebenfalls nicht nörhig, die übrigen Golonnen meht 


mein 
aft 


8 
(a 





we 
ter 
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mular. 


feuerfahen oufgeftelte Hofcommiffion zu Üüberreichenden balbjährigen 
jedesmahl einzurichten feyen. 

vr ne 
Legaten, (wovon jene D5 Sie GrÖteeraug- 
die 200 fl. betragen, 6 beyliege, ober aber ob: 
befonders auszumer: Verms⸗ Erben, 


fen find) und zwar: und ihre Wersffirift es erhe 

foren. | Pate me [is — 
dem Erblaſſer. worden, u. unter wel⸗ 

proſana chem Dat. die Ueber 


reichung geſchehen iſt. 


2) wo der Vermögensreſt entweder 100 fl. überfleigt, ober das Ver⸗ 
unter 200 fl, erfhöpft wird, und 3) wo fleuermäßige Legate vors 
zu ‘verfaffen. u 

die 3., 4., 5., 6., 7. und 8. Golonne weiter nicht ug a werben. 
und erbfteuermäfigen Abzüge fchon bis unter 100 fl. erſchöpſt ift,, 
auszufüllen. 
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Vierter Abſchnitt. 


Von ber Erecution der landesfürſtlichen Steuern. 
$. 132. 


Grecutie Schon in dem Syfiemal:Patente, welches unter Maria 
Sr ef Therefia unterm 6. September 1748 erlafjen wurde, findet 
: fich eine Erecutiond » Ordnung für das Königreich Böhmen 


—— n. vor, ed findet in der Regel nur Militär⸗Execution Statt. 


$. 133. 


F 4 — Das Ordinarium iſt die landesfürſtliche Contribution, 
Ertraor: welche die Unterthanen zu entrichten haben, und das Extra: 
dinarium ordinarium ift die landesfürftliche Gontribution, deren Ent: 


richtung den Obrigkeiten obliegt. 
$. 134. 


Bor Nach obbefagtem SyftemalsPatent $.4 hat das Kreis: 
f&hriften. amt in dem Orte, wo im verfloffenen Monath die Richtig— 
Das Drsfeit nicht gepflogen wurde, die militärifche Erecution dem 
binarium Moroſo einzulegen; bey verfpürender gefliffentlicher Morofiz 

ıtr tät aber die Erecution zu verdoppeln, und wenn auch diefes 
nicht fruchten follte, die Dorfrichter, und endlih auch felbft 
die Wirthfchaftsbeamten und Gontributiond - Rechnungsfüp- 
rer, und in denen Städten die Bürgermeifter mit Erecu: 
tion zu belegen, ja fogar mit Arreſt zu beftrafen. 

Dem Erequenten follen tägli 3 fr. pr. Portion nomine 
der Erecutiond» Gebühr abgereichet, und Diefer zugleich da— 
bin befehliget werden, daß felber zwar von allen übrigen 
Erpreffungen ſich enthalten, doch aber nicht eher von dem 
erequirten Orte abweichen folle, außer bis ihm die Quit- 
tung über die präftirte Nichtigkeitöpflegung vorgezeiget, und 
dad zur Aufhebung der Erecution von dem Filial-Einnehmer 
ertheilende, und mit dem böhmifchen Löwen bezeichnete Bil- 
let behändiget wird. | 


$. 135. 


Ertraors Hierüber drüdt ſich dad bemeldte Syftemal-Patent $. 6 
dinarium j in Folgendem aus: „Dafern nun aber wider Bermutben - 
eine oder die andere Obrigkeit, Stadt oder Hof in einer Mo: 
rofität beharrete, und binnen der audgemeffenen Frift dag 
fhuldige Quantum nicht bezahlen thäte, fo folle bey denen 
Städten der Bürgermeifter oder diejenigen Stadt: Vorfteber , 


05 
welche zu Adminiftrirung der ſtädtiſchen Okonomie angeftel- 
let find, und respectu deren freyfaßlichen Höfen die Pof: 
fellores derenfelben ohne. Anftand mit der militärifchen Exe⸗ 
cution belagert, und damit unabläſſig continuiret, dann ge⸗ 
Halten Dingen nad, bey Verſpürung einer gefliffentlichen 
Morae die Erecution verdoppelt, und Damit bis 21. des fünf- 
tigen Monathescontinuiret, bey denen Obrigkeiten aber gleich 
anfänglich ohne allem Unterfchied der Perfon, und mit Hints 
anfesung aller Nebenabjichten zu der wirklichen Erecution 
gefhritten, die Renten und Einkünften gefparret, die vorrä- 
thigen Wirthfchafts:Effecten verfaufet, und die dermahligen 
Führungs-Commissarii ald Sequestri deren obrigkeitlichen 
Renten angeftellet, und denenfelben täglich 30 Er. für die da- 
bey zu tragende Abſicht bis ad diem solutionis bezahlet werden.“ 


$. 130. 


Nach diefer Syftemal:Ordnung mußten auch alle landes- Reben: 
fürſtlichen Nebenanlagen als da find die Vermögendfteuer: anlagen. 
Fleiſchkreuzer, Tabak » Reluitionsquantum u dgl. gleich der 
landesfürftlichen Contribution behandelt, und daher die dief- 
fäligen Rüdftände auch mit Militär-Erecution eingefrieben 
werden. 


$. 137. 


Nicht fo wie 3. B. für Defterreich unter, und Oeſter⸗ Gegen: 
reih ob der Enns find neuere Erecutiondordnungen erlaffen Wärtige 
worden. Es befteht dDießfalld in der Hauptfache noch immer a 
dad Spftemalpatent vom 6. September 1748, welches daß bung. 
ganze Geſchäft in 5 Abtheilungen behandelt, und die In— 
Nruction für die Zührungscommiffarien, wenn fie 
zur Eintreibung des rüdfländigen Ertraordinariums ald Se- 
quefter angeftellet werden, dann die Erecutiondord- 
nung, dad FormularezurBerfaffung der Con: 
tributiondrehnung, dad Formulare zumHand— 
regifter oder Handbüchels, endlih die Injeruc- 
tion für die Kreishauptleute für diefen Fall enthält. 

Eine weitere Verordnung vom 24. October 1748 enthält 
die Anoronung über die Entfernung der Executionsmannſchaft 
für den Fall der erfolgten Berichtigung. 


$. 138. 


In Bezug auf das obbemeldte neue Grund ſteuer-Syſtem Steuer— 
Kaiſer Franz I. dürften hier auch jene Grundſätze berühret Na &: 
werden, welche mittelſt Miniflerialfchreiben vom 14. Hornung 
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1819 auf allerhöchfte Anordnung bis auf meiteres hinſicht⸗ 
lich der Nach läſſe ver Grundfteuer beflimmte Bor- 
fhriften ertheilet wurden. 


$. 130. 


Nähere Da ſich der Fall ergeben kann, daß der Contribuent 
Bors durch Elementarzufälle, Feuer:, Wetter: und Waſſerſchaden 
THriften in dem Falle einer ganzen oder theilmeifen Zahlungsunver: 
mögenheit verfeget wird, fo werden dießfalls vorläufig nach» 

ſtehende Vorſchriften ertheilet , nähmlich: 
| 1. daß auf Steuernachläſſe ſowohl Dominicals, als 
die untentbänigen Gruntbefiger inden weiter un« 
ten bezeichneten Fällen von Elementarbefhädigungen Anſptuch 


aben; 
2. daß dieſe Nachläſſe ſowohl an der ordentlichen Grund: 
fteuer, ald an dem Zuſchuſſe Statt finden; 

3. daß den Dominicalgrundbefigern bey Elementarbe: 
fhädigungen Steuernabläfte auffolgende Art zu Theil wer: 
den ; nähmlich: 

a) Ein ganzjähriger Nachlaß an der ordentlichen 
Gontribution, und an dem Zufchuffe, wenn e8 ermwiefen if, 
daß der Dominicalgrundbefiger die ganzjährige Fechfung 
und darüber durch Elementarunfall verloren hat, und daß 
er außerdem genötbiget war, den unterthänigen Grunbbes 
figern des betreffenden Dominicalförpers wenigftend die 
Hälfte ihrer einjährigen Urbarial» und Zehentfhuldigkeiten 
ohne irgend einem Entgeld nachzuſehen; 

b) ein halbjähriger Nachlaß an ber ordentlichen 
Grundfteuer und Zufhuß, wenn der Dominicalgrundbefi> 
ger die Hälfte der einjährigen Fechfung, oder darüber durch 
Elementarunfall verloren hat, und den zu dem betreffen» 
den Dominicalförper gehörigen unterthänigen Grunpdbefis 
gern wenigftens den vierten Theil der jährlichen Urbarial⸗ 
und Zehentfchuldigfeit, ohne irgend einem Entgeld ebenfalls 
nachzuſehen genöthiget war; endlich 

c) ein ganzjähriger NahlagandemZufhuffe, wenn 
der Domintcalgrundbefiger durch Elementarunfall wenig» 
ſtens eine ganzjährige Fechſung verlor, ohne daß er den zu 
dem betreffenden Dominicalförper gehörigen unterrhänigen 
Grundbefigern an den jährlichen Urbarial» und Zebentfchuls 
digfeiten eine den vierten Theil derfelben erreihenden Nadıe 
ſicht unentgeldlich zuzumenden bemüßiget war, 

4. daß den unterthänigen Grundbefigern Nachläffe in 
der Grundfteuer auf folgende Art zu Theil werden: 


— 
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a) Der ganzjährige Nachlaß an der ordentlichen 
Contribution, und an dem Zuſchuſſe, wenn wenigftens die 
ganzjährige Fechfung ; 

b) der halbjährige Nachlaß an der ordentlichen 
Contribution, und an dem Zuſchuſſe, wenn die Hälfte der 
dehfung, und darüber, oder das Haus jammt den Wirthe 
sfr dur Elementarunfälle zu Grunde gegans 
gen iſt; | 

‚c) Ein ganzjähriger Nahlaß an dem Zufchuffe 
allein, wann der dritte Zheil der jährlihen Fechſung, und 
darüber, oder dad Haus allein, oder die Wirthfchaftäger 
bäude allein durch Elementarunfall betroffen worden find ; 


5. daß die Steuernachläffe von den Gontribuenten , 
welhe hierauf unter was immer für einen Zitel Anfprud 
machen, felbfigangefucht werden müflen, und ihnen obliege, 
in dem ben den E. k. Kreisämtern, mittelft ihrer Obrigfeir 
ten zu überreichenden Geſuche alle erforderlichen Behelfe 
beyzubringen, auch ſich den genau, rehtlih und fchnell 
vorzunehmenden Unterfuchungen zu unterziehen, welde ein- 
juleiten kommen, um die Richtigkeit ihrer Angaben, und 
das Maß der ihnen zugegangenen Schäden zu bewähren; 

6. daß das Recht, Steuernadhläffe wegen erlittenen Ele» 
mentarbefch ädigungen zu bewilligen, der Landesſtelle vor» 
behalten fey, welde die Quoten des Nadjlaffes nah den 
in den oben bemerften Hauptgrundfägen enthaltenen Bes 
fimmungen zu bemeifen hat; 

7. daß die gegenwärtigen Beflimmungen über Steuer- 
nachläſſe vom 1. November 1818 für alle jene Beſchädigungs— 
fäle in Wirkſamkeit treten, welche von diefem Zeitpuncte 
an fi ergeben haben, und einen gültigen Anfpruch auf 
Steuernabfichten geben; 

8. daß die bemilligten Nachläſſe durch Abfchreibung von 
der Schulvigfeit jeden Jahres den Contribuenten ertheilet 
werden; endlich 

9. daß injenen Fällen, ald die Gontribuenten während 
der Verhandlung ihrer Geſuche die Steuer mittlerweile ent> 
richtet baben follen, die Einleitung zu treffen fen, womit 
ihnen für den Fall der zugeftandenen Steuernachſicht Ans 
weifungen, die auf den nachgefehenen Betrag lauten, aus⸗ 
gefertiget, und daß diefe bey der Abfuhr der nächften Steuer: 

Rate von der Steuerbezirks⸗Obrigkeit flatt Barem angenom⸗ 
men werden. , | 
II. 7 
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Gegen Nach diefer auch für Böhmen einftweilen unterm 14. 
‚wärtige Sornung 1819 erlaffenen Anordnung finden die Steuer» 
* ands nachläffe Statt; übrigens wird ſich im Zufammenhange we— 
Und gen der Erhebung und Beftiimmung der Eiementarfhäden 
auf die Inftruction bey Erhebung der Feuer, Wetters 
und Wailerfchäden bezogen, wovon im zweyten Theile, zwölf 

ten Hauptflüd $- 382 1c. ıc. dad Nähere vorkömmt. 





1. Hauptitüd 


Bon dem Rechte der Beforgung der 
öffentlichen Polizepy. 


$. 141. 


Di öffentliche Polizey iſt der Inbegriff aller je⸗Deffent— 
ner Maßregeln und Anſtalten, welche auf die innere Sicher: ide Pos : 
heit, auf den Wohlftand, und auf die Gefundheit de3 Unter: lizey. 
thand Bezug haben, und mit felben in Berbindung ftehen. 


$. 142. 


Diefe öffentliche Polizey wird in Städten und! Mär: Aus: 
ten von den dafigen Magifiraten, auf dem Rande von. den Abung- 
Dominien ausgeübet. 


6. 143. 


Nah der Grundlage des im Jahre 1789 dießfalls im CintHeis 
Druderfchienenen allgemeinen Amtöunterrichtes können alle lung. 
die dießfälligen Vorſchriften in drey Abtheilungen gebracht 
werden ; nähmlich 

A. in jene Borfchriften, welche zur Abwendung alles 
deſſen, wodurd das Leben und Eigenthbum des Menfchen 
in Gefahr gerathen kann, — 

B. in jene Vorfchriften, welche zur Handhabung ber 
generalienmäßigen Ordnung, in fo weit ſolche die Polizey 
im engeren Verſtande betreffen, — und 

C. in jene befondern Vorfchriften und. Verordnungen 
welche zur Verwaltung und Erhaltung der öffentlichen Pri: 
vatficherheit dienen und beftehen. 


$. 144- 


A. Borfhriften, die auf das Leben und Bor: 
Eigenthum der Menfhen Bezug haben. Idrif: 
Die Gefahren und Berlegungen, denen das Leben, * * 
7» | 


Aus bs 
fer Ab» 
figpt. 
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oder Lad Eigenthum des Menfchen ausgefeget it, finden 
nicht immer ihren Entfiehungsgrund in der böfen Abfidht 
eined anderen Mitmenſchen. Sie entftchen oft auh aus Uns 
vorfihtigfeit, oder aus Zufällen. 


$. 145. 


Aus böfer Abſicht, Vorſatz, entftehen Verle— 
gungen und Gefahren am Mben durch Diebftähle, Selbft- 
ud Meuchelmorde, Schlägereyen, Zumulte und »Brandles 


"gungen. 


Zur Abwendung derley Berlegungen find im ſoberwähn— 
ten Unterrichte folgende Borfchriften enthalten, nähmlich 

1. daß die in jedem Drte eigens aufgeftellten Wäch— 
ter zur Erfüllung ihrer Obliegenheiten mit aller Strenge 
angebalten und angewiefen werden ‚vorzüglich zur Nacht: 
zeit fleißig zu patrouilliren, und dad verdächtige Gefindel 
ausfindig zu machen; 

2. daß, wenn fih ein Diebftahl ergibt, auchTogleich 
bievon die Anzeige gemacht, alle Umflände möglichft erhos 
ben, Berzeichniffe über geftoblene Sachen aufgenommen , 
Stedbriefe erlaffen, und zur Habhaftwerdung des entweter 
fbon bekannten, oder doch verdächtigen Thäters alle zweck— 
mäßigen Vorkehrungen getroffen; 

3. daß bey einem einftetenden Selbflmorde, wenn 'noch 
7 vorhanden iſt, ſogleich, wundärztliche "Hilfe ‚ver: 
ſchaffet; 

4. daß bey Mordthaten ſogleich der Thatbeſtand erho—⸗ 
ben, der Verletzte, wenn er noch fähig iſt, ſich verſtändlich 
zu machen, wegen den Thäter, und aller Umſtände, ver— 
nommen, Hilfe fo viel möglich verſucht, übrigens auch we— 
gen Habhaftwerdung der Thäter au durch Stedbriefe al: 
ler Fleiß angewendet; 

5. daß zur Hintanhaltung der Schlägereyen, entfteben: 
der Zumulte gleich anfangs die Urheber, oder die Ungeſtüm— 
ften aus dem Wege geräumet, und die Wachſamkeit ben öf— 
fentliben Wolfsbelufligungen , Jahrmärkten, Kirchtägen 
u. dgl. verdoppelt; endlich 

b. daß bey Brandlegungen nebft jenen Anftalten, welche 
durd die für jeden Ort allenfalls insbefondere fonft allges 
meine Feuerlöfbordnung vorgeſchrieben find, inöbefondere 
dem entweder fhon bekannten, oder vermuthlihen Thäter 
nachgeſpürt, mit Stedbriefen verfolget, und zu deſſen 
Einbringung aller Fleiß angewendet werde. 

Hieraus folgt, daß felbft in dem Falle, als fich die 


101 


That, z. B. Mord, Diebftahl, Brandlegung u. dgl. nach 
dem mit dem 1. Jänner 1804 in Wirkung getretenen Straf» 
gefegbudhe zum Griminalverfahren eignet, und die Obrig⸗ 
keit, unter welcher ſich dieſe That ergeben hat, die Grimi« 
nalgerichtsbarkeit, oder auch jene der ſchweren Polizeyüber— 
tretungen nicht ausübt , dennoch insbeſondere nach dem 
I. Theil, II. Hauptitüd, $. 236, jene Obrigfeit, welche über 
Ruhe, Drdnung und Sicherheit zu we* n bat, verbunden 
fey, alles was zur umverzüglichen *.,orfchung 2c. gehört, 
vorzufehren, und dann die ganze Verhandlung dem Crimi— 
nalgerichte zu übergeben. 


§. 146. 


Zur Abwendung jener Verletzungen und Gefahren, des Aus Un: 
nen das Leben und Eigentyum der Menfhen aus Unvors dorfic: 
ſich tigkeit ausgefegt ift, find folgende wefentlichere ge, tinteit. 
fegliche Vorſchriften feſtgeſetzet; nähmlich : 

1. daß zu Bauführungen, Bauherftellungen nur or: 
dentliche Werkverftändige gebraucht, fefte Gerüfte gemacht, 

Zeichen ausgeftedt oder ausgebängt; 

2. Blumenftöde u. dgl. auf den obern Fenftern in oberen 
Stockwerken gut verwahret; 

3. die Keller, und dergleichen offene Vertiefungen, um 
nicht in ſolche ſtützen zu können, wohl verfichert; 

4. ſchadhafte Brüden , Stege u. dgl. fogleich ber: 
geſtellet; 

5. die am Ufer, oder an einem Gräben befindlichen Fuß⸗ 
feige, wenn fie nothwendig find, wandelbar erhalten, oder 
wenn fie entbehrlich und gefährlich, find , gefperrt ; 

6. die tieferen Gräben und Ganäle auf wandelbaren 
Orten bededet, oder mit Schranfen verfehen, 

?. Alle an wandelbaren Orten befindlichen Anftößigfeis 
ten, ald Wägen u. dgl. zur Nachtzeit aus dem Wege ge» 
räumset , oder wo dieſes nicht thunlich iſt, mittelft Laternen 
fihtbar gemacht. — — 

8. auf der Gaſſe Aeſer oder ſonſtiger der Geſundheit nachs 
theiliger Unrath nicht geduldet; 

9. die mit anſteckenden Krankheiten behafteten Menſchen 
von den geſunden, das kranke Vieh von dem übrigen ſo viel 
als möglich abgeſondert; 

10. Betten und Kleidungsſtücke der an anſteckenden 
Krankheiten verſtorbenen Perſonen gereinigt; 

11. Perſonen mit ekelhaften, beſonders den ſchwangern 
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Weibern gefährlihen Seftalten, fo viel es thunlich ift, dem 
öffentlichen Anblide entzogen, 

12. herrnloſe Hunde ausgerottet, Sanghunde, fo wie 
die bösartigen Hunde angebänget: 

13. wüthige Hunde, und die von folden gebiffenen 
Thiere fogleich vertilget, gebiffene Perfonen alfogleih wund- 
ärztlich behandelt; 

14. das Baden in Flüffen (ausgenommen unter öffent» 
licher Vorkehrung in angezeigten Orten) — fo wie das 
Schleifen auf dem Eife bey Thaumetter verhindert, 

15. in Stallungen, Heu:, Stroh: und Holjbehältniffen 
kein Richt ohne Ratern gebraudt, nicht Tabak geraucht zc. 

Anmerkung. Das Nähere hievon bey Erörterung der 
Seuerlöfhortnung. 

16. Berdorbene, der Geſundheit gefährliche Eßwaaren, 
als Fleifh vom franfen Vieh, todte Fiſche, unzeitiges Obſt 
nicht zu Markte gebracht, 

17. alle giftartigen Ingredienzen, Kräuter ıc. ohne 
obrigfeitliben Schein nicht verfauft. 

Anmerkung. Hinfihhtlich der ad 15. et 17. feftgefeßs 
ten Vorfchriften ift in&befondere das Augenmerk auf das 
a über fchwere Polizeyäbertretungen IT. Theil zu 
richten. 

18. Perfonen, an denen einige Sinnenverwirrung ſicht— 
bar wird, aebörig untergebracht, 

19. Die Begräbnißörter außer den bewohnten Orten 
angelegt, die Gräber 5 Schuh tief gegraben, fein Leichnam 
vor der gefeßgmäßigen Zeit von 48 Stunden beerdiget. 

Anmerkung. Das Nahere hievon bey der Zodtens 
beſchau. 

20. Eudlich alles angewendet werde, um in einem vor— 
Fommenden Falle entweder ſchleunige Abhilfe zu verfchaffen, 
oder größeres Unheil abzuwenden. 

Hier find nur die wefentligen Fälle folher — der Ge: 
fundheit, dem Leben oder dem Eigenthume des Menſchen 
Gefahr drohend, oder ſchon eingerretener Verlegungen aufs 
gezeichnet. Nicht alle denkbaren Fälle diefer Art können bier 
aufgeführet werden. Es liegt übrigens von felbft in der Bes 
urtbeilung und Macht des amtirenden Beamten, in einem 
vorfommenden Falle feine zwoͤckmäßigen Mafregeln , und 
in dem Geiſte der bdießfälligen VBorfchrift fein Amt zu 
handeln. 
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$. 147. 


Hinfihtlih jener Verlegungen, die durh Zufälle Durd 
— 55— beſtehen im Weſentlichen folgende Vorſchriften; 3ufälle. 
nahmlich: 

‚1. daß ben jenen Perſonen, welche ertrinken, erfrieren, 
erftiden, der Verſuch fogleich gemacht werde, ſolche in das 
Leben zurückzurufen, 

2. daß jedoch nur zweckmäßige und durch eigene Ver» 

ordnungen bekannt gemachte Anjtalten hiebey angewenbet , 
biermit erfrorne Perfonen nicht fogleich in ein geheigtes Zim— 
mer gebracht, oder ertrunfene Perfonen auf den Kopf ger 
ſtürzt werden, 

3.daß, wenn fich Ueberſchwemmungen zeigen, Brüden und 
Stege wohl verwahret ; Zeichen zur Hintanhaltung des Fah— 
rend und Gehens aufgeftellet, Kranke, Gebrechliche und 
Kinder zeitlich in Sicherheit gebracht, Fahrzeuge zur Er 
haltung der Communication und Herbeyfhaffung nötbiger 
Lebensmittel in Bereitfchaft, und alle nur erdenfliben Maß: 
regeln zur Rettung der Menfhen und ihrer Habfeligkeiten 
genommen werden. . 


$. 148. 

B. Borfhriften, welde zur Handhabung Pandbn 
derguten Ordnung, fo weit folche die Polizey en 
Imengern ®erftande betroffen,dienen. Orb: 
Dieſe Vorfchriften beftehen nach dem obbefagten Unter: nung- 
rihte vom Sabre 1789 wefentlid in Folgendem: 4 


1. daß feine Winkelzuſammenkünfte geſtattet, 

2. auf ordentliche Sperrung der öffentlichen Häuſer, 
ils Schenken u. dgl. feſtgehalten, 

3. den Handwerfögefellen und Dienftbothen das Spies 
len um Geld unterfaget, | 

4. ärgerliche Reden gegen die Staatdverwaltung, gegen 
Bebörden, Religion und Sittlichkeit befeitigt, fo wie ber 
Verkauf und Vertheilung ärgerlicher Lieder und Bilder ıc. ıc. 
eingeftellt , 

5. abergläubifhe Mißbräuche, Geifterbefhwörungen, 
—— rc. ausgerottet; 

Gaſſenandachten ſpät Abends befeitiget, an Sonns 

und Feyertagen der Gottesdienſt nicht durch öffentliche Euft- 
barfeiten geftört, und. der freye Verkauf der entbebrlihen Waas 
ren eingeftellt, überhaupt nicht die mindefte Handlung gegen 
die Religion geduldet werde. 

Nicht alle Gelegenheiten und Fälle, welchemit der Hand- 
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habung diefer Orbnung in Verbindung ftehen, oder gegen 
diefe Ordnung eintreten, fünnen bier aufgezählet werben , 
und es bleibt auch hierinfalls der Fugen Beurtheilung des 
Beamten überlaffen, fein Amt wirffam und zweckmäßig, ohne 
die Gränzen feines Wirfungskreifes zu überſchreiten, nad 
Umftänden zu handeln, 


$. 149. 


Deffents C. Borfhriften, welhe zur Verwaltung 
lihe Prieynd Erhaltung ber öffentlichen Privatſicher— 
— beit biemen., 
' Die dießfäligen Vorſchriften befteben im Wefentliches 
ren im Folgenden, nähmlich: 

1. daß fich jeder Ortsvorſteher in Kenntniß fege, welche 
Fremde ſich von Zeit zu Zeit in dem ihm zur Amtirung an- 
vertrauten Bezirfe aufhalten, in Folge deffen felbft jeder In« 
wohner gebalten ift, die allenfallö bey ihm einfehrende Par: 
teyen nach ihren Nahmen, Stand ꝛc. zc. zu melden, 

2. daß vorzüglich auch auf die hie und da fih einfchleis 
enden Emiffarien fremder Länder befondere Aumerkſamkeit 
verwendet; 

3. daß auf die unberufenen fogenannten Winfelfchreiber, 
von welchen die Unterthanen nur zu Proceffen verleitet, und 
um ihr Geld gebracht werden, Aufficht gepflogen , 

4. daß hauptfühlih den Münz: und öffentlihen Pa: 
pierverfälfhern forgfamjt nachgefpürt, und 

5. daß von den Ortsvorftehern von den ihnen zufoms 
menden Meldungen ordentliche Protocolle geführt, und über: 
haupt alle zwedmäßigen Maßregeln, um fich in einer ftäten 
Evidenz Über die in ihrem Diftricte befindliche Perfonen zu 
erhalten, übrigens, wie es fich von felbft verfteht, mit der 
gehörigen Klugheit genommen werden. 


$. 150. 
an Einen fehr wichtigen Zweig der öffentlihen Polizey 
t un "macht zuverläffig die Sorgfalf für den öffentliden, fo 


wie für den Privatgefundhbeitsftandauß. 

Diefes Gefhäft begreift hiermit die mediciniſche, 
oder Sanitätspolizey in fih, und theilt fi in fols 
gende Nebenzweige: als 

A. in die Anftalten bey Epidemien ber 
Menfhen; | 

B. in die Smpfungsanfalt; 

€. indie Anftalten bey Viebſeuchen; 
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D. indie Anſalten binfihtlih der Wund— 
ärzte, Hebammen, Apotheker u. dgl. a. 
E. in die Behandlung der Scheintobten,und 
F. in die Todtenbefhau. 


$. 151. Ä 
A. Unftalten bey EpidbemienderMenfden 


Hinſichtlich dieſes ſo wichtigen Zweiges der Sanitätss 
polizey iſt es im Allgemeinen die vorzügliche Pflicht der Obrig-- 
keit, auf den Geſundheitsſtand des ihr zugewieſenen Bezir— 
kes die unverrückte Aufmerkſamkeit zu richten, und die ſich 
zeigenden Epidemien ſogleich zur Kenntniß des Kreisamtes 
zu bringen, einſtweilen aber, fo viel es nur immer thunlich 
iſt, alle zweckmäßigen Vorkehrungen, um die weitere Ver— 
breitung dieſes Uebels zu hindern, ohne Zeitverluſt zu treffen. 

Insbeſondere aber iſt es vie Pflicht der Obrigkeiten, Herr: 
(haften, Richter u. dgl. den Anordnungen des Kreisarztes, 
der in Folge einer derlen an dad Kreisamt gelangenden 
Anzeige fogleih an Ort und Stelle abgeordnet werden muß, 
in allen Puncten und Anordnungen genaueſte Folge zu kei« 
ften , ihm in diefem Gefchäfte bereitwilligft allenthalben an 
die Hand zu gehen , endlich auch die im Verlaufe eines fols 
chen Geſchäftes von dem Kreißamte oder von der Yandess 
fielle erhaltenden Aufträge und Weifungen mit aller Thä— 
tigfeit in Vollzug zu fegen. 1 

Das Verfahren des Kreisarztes, welches in einem fols 
hen Fall einzutreten bat, beruht übrigens auf der Inſtruc— 
tion vom 28. November 1785, welche ihn nicht allein ans 
weiſt, die den Umijtänden angemefjene Heilungs- und Ber: 
wabhrungsmittel anzuwenden, fondern au im Drte in fo 
lange zu verbleiben, bis das Uebel, wo nicht gänzlich, doc) 
wenigftend größten Theild gehoben ift. 


| $. 152. 
B. Die Smpfungsanfalt. 


Es ift außer Zweifel, daß diefer Zweig der Sanitäts— 
polizey unter die vorzüglichften gehöre. Durch Jahrhunderte 
bat dieſes — auf das Leben, Gefundheit und Geftalt des 
Menichen fo fehr einwirfende Uebel fefte Wurzel gefaßt, und 
die größten Verheerungen verbreitet. Es handelt ſich daher 
um die Abwendung eines großen Uebels, deſſen Beftand 
größten Theils nur noch in den Vorurtbeilen folder Perfos 
nen liegt, welche die Wohlthat der dagegen beflimmten An— 


Ep id e⸗ 
mien. 


Im— 
pfung. 


Bor: 
fhrifs 
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ftalten nicht einfehen wollen, aus einzelnen Ereigniflen, an 
denen aber nicht die Anftalt Schuld trägt, fih an ihre her— 
gebrachten Meinung feft halten, und- die wohltbätigen Ans 
ftalten erfchweren. Eben daher ift obrigfeitlihe Macht, und 
Gewalt zur Durbführung diefer Anftalt nicht hinreichend, 
befonderd, da nah dem allerhöchſt aufgeftellten Grundfage 
der Zwang nicht abfolut mit der Anwendung’ der Vorfihrif: 
ten verbunden ift. Es muß daber hierbey auch obrigfeitliche 
Klugheit, ein zweckmäßiges Benehmen eintreten, weldes 
in Verbindung mit der Zhätigfeit des Seelſorgers ber als 
lerhöchſten Abſicht bey diefer Anftalt vorzüglich entfpricht, 
und endlich mit der Zeit die bie und da beftchenden Bor: 
urtheile ganz auszurotten im Stande ſeyn wird. 

Sowohl für den Beamten, ald für den Untertban wird 
es baher dienlich fen, diefen Gegenftand näher zu zergliedern. 


$. 153. 


Verſchiedene Borfchriften erfolgten von Zeit zu Zeit 
über diefen Gegenftand. Es wurde endlich unterm 8. Decem: 
ber 1808 eine fpftematifhe Kundmachung erlaffen , in wel: 
cher alle Vorfchriften in Bezug diefer Anftalt der Kuhpo⸗ 
denimpfung zufammengefaßt, und zur allgemeinen Nahadı: 
tung befannt gemacht wurden. 

Diefe Anordnung enthält im MWefentlihen folgende 
Puncte, nähmlich: 

1. daß der Landesſtelle einer jeden Provinz die Ober— 


leitung des Geſchäftes der Kuhpockenimpfung zuſtehe, ins— 


beſondere aber dieſes Geſchäft in jenes des Sanitätsrefe— 
renten und Protomedicus, der zugleich als Impfungsdirec—⸗ 
tor beſtimmt iſt, geböre, vid. $. 13 

2. daß dem Kreidamte die befondere Leitung diefes Ge: 
ſchäftes in feinem Kreife zukomme, dem Kreisarzte aber die⸗ 
fer Zweig insbefondere zugemiefen fen ; 

3. daß von der Landesftelle der Protomedicus, von dem 
Kreisamte der Kreisarzt von allen auf die... Beichäft Be: 
zug nehmenden Gegenftänden in die Kenntniß, und ihr alls 
fälliges Gutachten 3 Yortrag abgefordert werde; 

4. daß Niemanden, außer geprüften Aerzten und Bund» 
ärzten die Ausübung diefer Kubpodenimpfung geftattet, 
felbft aber auch diefe mit einer befonderen Erlaubniß zu die: 
ſem Gefchäfte verfeben ſeyn müffen ; 

5. dieſe Erlaubniß wirb über den Vortrag des Im— 
pfungsdirectord in der Haugiftadt von der Kandesftelle, und 
über den Vortrag des Kreisarztes im Kreife von dem Kreis— 
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amte ertheilet, und von letzterem mit ben gewöhnlichen Im: 
pfungdberichten die Nabmendverzeichniffe derjenigen, wel- 
chen eine foldhe Erlaubniß ertheilet worden iſt, an die Lan» 
deöftelle eingefendet ; 

6. daß in dem Sale, wenn über die erforderliche Kennt« 
niſſe folcher Aerzte gegründete Zweifel befteben, letztere an« 
zuweiſen feyen, bey dem Impfungsdirector, oder Kreisarzte 
einigen Smpfungen beyzumohnen ; 

7. daß Militärärzte, wenn fie Impfungen auch an bür— 
gerlicen (nicht militärifchen) Kindern vornehmen, wollen, 
fo wie die ern von der Givilbehörde die dießfällige 
Erlaubniß zu bewirken, und fih nad der beſtehenden Sur 
ſtruction, zu benehmen haben ; 

8. daß dafür geforget werde, damit ftetd guter, und fo 
weit es möglich ift, frifcher und echter Kubpodenftoff vorhan« 
den fey, und mit folhen die Impfungsärzte verfehen wers 
den Fünnen; 

9. daß vorzüglich in der Hauptftadt ber Impfungsdi⸗ 
rector, in den Kreisamtsſtationen der Kreisarzt für dieſen 
Stoff und Verſendung zu ſorgen, ſolche daher fo viel mög.» 
li Durch das ganze Jahr diefe Impfungen vorzunehmen, 
a“ Stoff aufzufammeln, und an die Aerzte zu vertheilen 
haben; 

10. daß die Aufſammlung, Aufbewahrung und Berfen- 
tung des Impfungsftoffes auf folgende Art vorzunehmen 
fey; nähmlich 

a) mittelft zweyer Fleinen Gladplatten, welde genau 
auf einander paſſen, fo, daß aller Luftzutritt zu dem Stoffe 
abgehalten werden fann. Mittelft einer Lanzette, oder auch 
eines Haarpinfels bringt man auf die Mitte einer dieſer 
Glasplatten den aus der geöffneten Kuhpocke ausfließens 
den Stoff, trodnet ihn im Scatterr, oder auch an gelin- 
der Ofenwärme, legt die andere Glasplatte darauf, verklebt 
die Ränder genau mit Siegellad, oder weißem Wachs, ohne 
jedoch die Glasplatten zu erhigen, widelt fie in ein Stüd: 
hen Vapier, und verwabret folche in einem trodenen, küh— 
len , einem bedeutenden Wechfel der Temperatur nicht aus— 
ausgefekten Ort auf. Wenn die Glasplatten weit verfendet 
werden, fo können folche, um dad Verfibieben zu verhin— 
bern, noch, befonders mit einem Bindfaden befeftiget werden. 

b) Ebenfalls mittelit folder kleinen Glasplatten, in de: 
ten einer im Mittelpuncte eine Eleine Höhlung eingefchlif: 
fen iſt. Es werden Heine Stückchen gut aufgekochten und tro— 
denen Seeſchwammes, oder cin Bischen gefhabte Charpie, 
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ober auch feine reine Baumwolle mit Impfungsftoff gut ge> 
tränkt, im Schatten leicht getrodnet, in die Höhiung der 
einen Gladplatte gelegt, beyde fodann auf obige Art ver: 
lebt und aufbewahrt. 


.c) In Ermanglung einer Glasplatte befeftiget man 
Heine Stückchen Schwamm mittelft eines Fadens an das Ende 
einer Federſpule, aus welchem fie noch bervorftehen, tränft 
fie dann mit Impfungsfloff, bedeckt fie mit einer andern 
darüber gefhobenen Federfpule , und verwahret fie in Pa: 
pier gewidelt. 

d) Auch kann im Nothfalle der Kuhpoden:Schorf zur 
Impfung gebrauht werden, in welchem Falle jedoch der 
minder dunkle, vor dem fhwarzen Schorfe den Vorzug bat. 
Zu diefem Ende muß derfelbe, fo wie die getrodnete Kub: 
poden:&ymphe zwifchen zwey Glasplärtchen, deren eines in 
der Mitte eine kleine Höhlung bat, eingeſchloſſen, und wie 
oben bemerkt wurde, verklebt und aufbewahret werden. 

11. Daß der Impfungsftoff im noch durchſichtigen ſerö— 
fen Zuftande , nähmlih bey einem regelmäßigen Berlaufe 
der Kubpoden von fechs bis neun Tagen aufzuflammeln fen; 


12. daß ſich nicht genau beftimmen Laffe, wie lange der 
getrod'nete Smpfungdftoff feine Kraft beybehalte, daß jedoch 
der Erfolg um fo ficherer ſey, je jünger der Stoff ift, übri- 
gend auch vier, ſechs und noch mehrere mit ſolchem geimpft 
werden können; 

13. daß nur durch die allgemeine Vorbereitung bdiefer 
Impfung das Uebel größten Theils vermindert, und nad) 
und nad ganz audgerottet werden könne, weßhalb es noth= 
wendig fey, theild das Volk zu diefer Anſtalt geneigt zu 
machen, theild au für die hinlänglihe Anzahl von Im— 
pfungdärzten zu forgen, damit auch der unbemittelte Theil 
BEATS diefer Anftalt theilhaftig gemacht werden 

Önne. 

14. Damit jedoch das Volf für diefe Anftalt empfäng: 
lih gemacht werde; iſt erforderlich: 

a) daß vorzüglich die Scelforger von der Kanzel wes 
nigitend zweymahl im Jahre die Wohlthätigkeit diefer An— 
ftalt dem Wolfe erflären, auch außerdem, fo wie auch die 
Echrer alle Gelegenheit benüsen, der Pfarrgemeinde die Nüß- 
lichkeit diefer Einrichtung vorzuftelen, und an dad Herz 
zu legen; 

b) daß die Güterbefißer, Beamte mit emem vorleudten= 
den Beyfpiele vorangehen ; 
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c) daß bie Nüslichkeit diefer Anftalt durch Volksſchriften 
anfhaulich gemacht; 

d)h daß ungeblatterte, das iſt, nicht geimpfte Kinder 
von dem Genuſſe eines Stipendiumd, oder von der Aufs 
nahme in ein öffentliche, unentgeltliches Erziehungsinftitut 
ausgefchloflen ; 

e) daß der Pfarrer oder fonftige Seelforger, fo viel mög: 
lich bey der Hauptimpfung bey feiner Gemeinde, fo wie die 
Obrigkeiten hierbey felbft anwefend feyen, und bey dem Volke 
Butrauen in diefe Anftalt durch zweckmäßige Worftelungen 
errege ; endlich 

f} daß die Zöglinge der öffentlichen Verforgungsanftals 
ten von Amtöwegen diefer Impfung unterzogen werden. 

15. Damit aber audy eine binlängliche Anzahl von Im⸗ 
pfungsärzten erhalten werde, ift nothwendig: 

a) daß die Verbreitung diefer Anftalt, die unentgelts 
lihe Beforgung diefes Gefchäftes bey Unbemittelten , allen 
a n, Stadt: und Landphyſikern zur befonderen Pflicht 
gemadt ; 

b) da ß die Erlaubniß hiezu allen Aerzten: und Wund- 
ärzten, wenn hierauf eingerathen wird, ertheilt; 

ec) daß allen Aerzten und Wundärzten, welche fi zum 
Unterricht hinſichtlich dieſer Impfung melden, der Zutritt 
ohne Hinderniß geftattet; 

d) daß auf Impfungsärzte, welche fih in diefem Ge- 
Ihäfte befonders thätig zeigen, und fich hierin audzeichnen, 
bey Beförderungen befondere Rüdfiht genommen, und ihrer 
auch mit befonderen Belohnungen gedacht werde , endlich 

e) daß in jene Gegenden, für welche der Kreidarzt 
und Landphyſiker nicht hinreicht, eigene Impfungsärzte ges 
gen angemeflene Remuneration beftimmt, und diefe ange: 
balten werden, die Impfungen von Hälfte April bi8 Ende 
Dctober jeden Jahres vorzurehmen. 

‚16. Damit übrigens die Verbreitung der natürlichen 
Kinderblattern verhindert werde, iſt erforderlich: 

a) daß in ven Örtfchaften und Gegenden, wo jich diefe 
natürlichen Blattern zeigen, alfogleic die Kubpoden- 
impfung vorgenommen, und 

b) daß Kinverblatternimpfungen in der Regel nicht, 
fondern nur mit Begnehmigung des Kreisamtes unternom= 
men werben. 

c) daß fein blatterndes Kind auf einen öffentlichen Ort 
gebracht, die dagegen Handelnden beftraft, die Vermögli— 
cheren zur Herbeyſchaffung der arztliben Hilfe angehalten, 
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den minder bemittelien dieſe Hülfe unentgeldlich verfchafft 


werde; endlich 

d) daß die Obrigfeit verpflichtet fen, fünftig die Er» 
krankung eines folhen auch nur einzigen Kindes, und ohne 
die weitere Verbreitung diefer Krankheit abzuwarten; dem 
Kreisamte ohne Verzug anzuzeigen. 

17. Damir aber die höheren Behörden in der ftäten Uebers 
ficht über das Fortichreiten diefer Anftalt bleiben, müſſen von 
Zeit zu Zeit eigene Ausmw eife eingefendet werden, weß— 


bald folgende Borfchriiten beſtehen z nähmlich 


a) daß von den Kreis- und anderen Impfungsärzten 
mit Ende April und mit Ende October jeden Jahres nad 
den binausgegebenen Muftern die Ausweife an dad Kreis— 
amt gegeben; 

b) daß von den Obrigfeiten zu gleicher Zeit genaue 

Pahmendverzeichniffe jener Individuen, welche auf ihren 
Bütern oder in der Stadt ver Kubpodenimpfung fih uns 
terzogen haben, dem Kreisamte eingefendet, 
0) daß ſodann von den Kreisämtern ihre Ausweife mit 
Benlegung der Ausweife der Impfungsärzte bis Ende May 
jeden Jahres an die Landesitelle überreicht, die verfpäteten 
Kusweife und Nahmensperzeichniffe ohne Aufenthalt nach—⸗ 
getragen, und 

d) daß von den Länberftellen ganzjährige Provinzaub: 
weife längftens bis 20. Jänner des nächiten Jahres an die 


vereinte Hoffanzley gegeben werden. 


Z3wangs— 
mittel. 
dieſer 

Anſtalt. 


$. 154. 


Es beſteht eigentlih direct Fein Zwang, in Folge 
deffen Sedermann gehalten wäre, die Kinder impfen zu laſ— 
fen. Unfer allergnädigfter Randesfürft hat von feiner Macht 
nicht fo weit Gebrauch gemaht, um diefe Impfung allges 
mein zu befeblen. 

Indeffen find doch, um dem Vorurtheile alle Nahrung 
zu entziehn, und dem unverfennbar wohlthätigen Streben 
für das Wohl der Unterthanen alle Hinderniffe möglihft aus 
dem Wege zu räumen, im Jahre 1817 folgende Vorfchriften 
ertheilt worden, welche im Weſentlichen Nachftehendes ent« 
balten; nähmlich: | 

I. daß diejenigen, welche die Impfung ihrer Kinder 
verweigern, von dem Kreisamte, fobald das Kind oder eines 
derfelben an den natürlichen Blattern verfrüppelt wird, oder 
gar jlirbt, in den Zeitungen mit Nahmen, Stand und Woh⸗ 
nung befannt gemacht; 
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2. daß N’emand, ber an natürlichen Blattern firbt, 
mit Geläute und Gefang oder Begleitung zur Erde beftats 
tef, fondern lediglich von dem Prieffer eingefegnet; 

3. daß von dem Geelforger nach Berlauf von drey Mo« 

„nathen diejenigen, welche in den verfloffenen dDrey Monathen 
an den natürlichen Blattern verftarben ‚mit Nahmen und 
Stand’ von der Kanzel verlefen, und zugleich eine Rede von 
der Nützlichkeit diefer Anftalt, und von den Nachtheilen der 
natürlihen Blattern gehalten; | | 

4. daß an jedes Haus, wo fich ein an natürlichen Blat: 
tern Kranfer befindet, von der Ortsobrigkeit eine ſchwarze 
Tafel des Inhaltes: Hier find die Blattern ange— 
— und vorzüglich jede Gemeinſchaft mit Kindern ver: 
indert; 

5.d aß von jedem Familienhaupte, unter deffen Ange: 
hörigen ein Individuum von den natürlichen Blattern er« 
griffen wird , von jedem Arzte und Wundarzte, der zu eis 

nem folden Kranken berufen wird, von jedem Seelforger,, 

welher von dem Dafenn einer folchen Krankheit Nachricht 
erhält, die Anzeige gemacht, und die Xeltern und Bormün: 
der wegen Unterlaflung diefer Anzeige mit einer Gelpftrafe 
von drey Gulden, die übrigen aber nah Maßgabe der 

Umftände mit einer angemeffenen Strafe belegt, endlich 

6. daß fein Individuum, dad nicht mit dem vorgefchries 
denen Impfungdzeugniffe verfehen ift, in eine öffentliche Er: 
jiehungsanftalt aufgenommen, oder mit einem Stipendium 
betheilt werde. | 

Wenn diefe indirecten Anordnungen mit denen birec: 

ten Vorfchriften gehörig in Verbindung gefeßt, wenn von 
Seite ver politifhen Obrigkeit mit Klugheit, und Beſchei— 
denheit zu Werke gegangen, und von Seite der Seelforger 
thätig mitgewirkt wird, fo kann es nicht fehlen, daß, wonicht 
glei, doch nach und nad diefe Anftalt gedeihen müffe, und 
diefem verheerenden Uebel endlich gefteuert werde. 


$. 155. 


C. Anftalten bey den Bichfeuden. 

Einer vorzüglien Aufmerkſamkeit der Obrigkeiten un- 
terliegen auch die Viehſeuchen. 

Im Allgemeinen hat die Obrigkeit dafür zu forgen, daß 
ber Landmann von den Nachtheilen einer ſchlechten Pflege, 
ſchlechten Fütterung u. dgl. unterrichtet werde ‚welcher Un: 
terriht demfelben durch die gedruckt befannt gemachten Ab« 
bandlungen leicht verfhafft werben ann. 


Biche 
feuden. 
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Insbeſondete ift es die Pflicht der Obrigkeit, Herr 
(haft, über derley vorfallende Viehkrankheiten oder eigent⸗ 
lih Biehſeuchen fogleich die Anzeige an dad vorgefegteKreis: 
amt zu machen. 

Uebrigens beftehen die vorzüglicheren Vorſchriften hier: 
über wefentlib im Nachflehenden: 

1. daß der Kreisphyſikus fich fogleich über die erhaltene 
Anzeige und Auftrag an Ort und Stelle begebe, die Bes 
fchaffenbeit deö Uebels genau unterfuche, ein neu gefallenes 
Stäck Vieh eröffnen laffe, und nach den dießfälligen Be— 
fund den Unterthan die ihm dienlich ſcheinenden Mittel an 
die Hand gebe; 

2. daß derfelbe, wenn die Anzeichen einer ſolchen Seude 
von der gewöhnlichen Art find, nad feiner Einfiht und Er: 
fahrung die Behandlung vorzeichne ; | 

3. daß er jedoch bey außerordentlihen Anzeichen oder 

fonft befonderd eintretenden Umfländen die Anzeige an das 
Kreißamt und diefes an die Landesftele made, ja in drins 
genden Fällen fib unmittelbar an den Protomedicus ver 
wende, übrigens fo wie überhaupt von dem Zuftande, Forts 
gange und Abnahme einer Seude Beriht an das Kreisamt 
erſtatte; 
4. daß die Häute von den durch die Seuche umgekom— 
menen Thieren von dem Landmanne nach ber Hofverordnung 
vom 31. October 1786 nicht verfauft werden dürfen, wenn 
felbe mit Peftbeulen am Leibe, oder mit einem Ausſchlage 
omtoer Haut behaftet wären , in welchem Falle die Thiere, 
fobald ald nur möglich ganz mit Haut, und zwar tief in bie 
Erde su vergraben, die Häute jener umgefommenen Zhiere, 
von denen diefe ohne Gefahr abgezogen und benüßt werden 
innen, wenn fie abgenommen werden, fogleih 24 Stun’ 
ten lang in reiner Afchenlauge oder im gefalzenen Wailer , 
oder in Wafler, dad entweder mir Effig oder mit geftoßenen 
Alaun gut gefäuert ift, geweicht , und mit Steinen einge= 
fehweret werden, wo fie fodann erft zum Zrodnen, und zum 
Verkaufe geeignet find; 

5. daß in allen Fällen, wo die Seuche reißend wird, 
und fih in einem Orte, oder in einer Gegend viele Thiere 
befinden , neben dem Plage, wo den Thieren die Häute 
abgezogen werden, Gärbetonnen gefegt, die Felle aus: 
gelaugt , getrodnet ust dann erſt dem Cigenthümer zum 
Verkaͤufe gegeben werden; endlich 

6. daß die Huffchmiede auf dem Lande in der Thier— 
arzneykunde Unterricht nehmen, ſich prüfen laffen , und 
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aufgenommen werben dürfen. 

$. 1506. 


. D. Anftalten binfihtlih der Wundärzte, Hebs Anftal- 
ammen, Apotheler, Materialiften und Kräs ten bin: 


mer, Lebensmittel, gefunder Luft. 
Unter die befondere Aufmerkſamkeit auf die Hindans 


einwirfenden Urfachen und Veranlaffungen gehört auch die 
Auffiht auf Nerzte, Hebammen, Apotheker, Mas 
terialiften, Krämer, Lebensmittel und Ge 
tränfe, und aufalled jene, wodurd die Luft verborben 
werden fann. 

§. 157. 

Sn biefer Hinficht iit außer den ordentlich geprüften 
Yerzten, dann für das flahe Land den geprüften Wund— 
ärzten Niemanden geflattet, fih mit der Heilung eines 
Kranken zu befaffen. 

In Folge deffen , und nad) der für die Kreisärzte uns 
term 23. November 1785 erlaffenen Snftruction, nach wels 
her ($. 9 diefe angewiefen find, alle Winfelcuren zu bes 
* feitigen, haben insbefondere die Obrigfeiten die Obliegens 
beiten auf fi), auf die unberufenen Winkelärzte wachſam zu 
fepyn, und nad Umftänden dem Kreidamte anzuzeigen, auch 
dort, wo fich ein Leibarzt befindet, die Landwundärzte von 
der Heilung innerer Krankheiten auszufchließen. 


$. 158. 


fi 
d 


Heli 


er Se: 


fu n ds 
haltung aller auf die Gefundheit des Menſchen nachtheilig heit. 


Aerzte. 


Nach dem Strafgeſetzbuche vom 1. Jänner 1804 II. Thl. Anwen: 
8. Haupiſtück. $. 98. ift derjenige, der fi ohne dazu nah dung des 


der gefeglihen VBorfchrift berechtiget zu feyn, mit Behand: on 
he 


lung der Kranfen ald Arzt oder Chirurgud bemenget, und 
daraus ein Gewerbe macht, mit Arrefi, nah Länge der 
Beit, in welcher er diefes unerlaubte Gefchäft getrieben, 
und ded Schadens, den er dadurch zugefüget hat, auch mit 
firengem XArreft von einem bis ſechs Monathe zu beitrafen. 

Nah dem $. 99 diefed Strafgefeßes iſt der Uebertres 
ter, wenn er ein Ausländer ift, nach vollendeter Strafzeit 
aus den fämmtlihen Erbländern abzufchaffen. 


$. 159. 


ges 
us 


Gleichfalls hat die Obrigkeit zu wachen, daß feine Heb am⸗ 
ungepräften Hebammen, welde von ber ———— oder men. 


Apothe 
ter. 
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dem Lyceum bad Beugniß ihrer Fähigkeit nicht erhalten, 
dad Gefchäft einer Wehemutter ausübet, fondern daß nur 
geprüfte Hebammen, zu deren verhältnigmäßiger Aufftels 
lung Vorkehrung getroffen ift, zur Geburtöpilfe verwendet 
werden , weiterö, daß auch — felbft die geprüften Hebam⸗ 
men aus ihrem eigentlichen Gefchäfte nicht fehreiten, und 
fi nicht mit Guren der Weiber und Kinder befaflen. 

Nur zu Folge Hofdecretes vom 8. May 1807 ift ihnen 
geftattet,, in dringendfien Fällen, die ſich während, oder 
gleich nad) der Geburt bey den Gebärenden , oder bey dem 
neugebornen Kinde ereignen, jedoch nur in Ermanglung eis 
ned Arztes, oder Geburtöhelferd mit Heilung der Krank 
beit fich zu befaffen. 


$. 160. 


Eben fo gehört auch unter die obrigkeitlichen Obliegen= 
beiten die Aufjicht auf die Apotheken, und die Aufrechthals 
tung der dießfalls befiehenden Vorſchriften, insbefondere 
der für die Kreisärzte dießfalls unterm 23. November 1785 
erlaffenen Snftruction. Diefe enthält im Wefentlihen fols 
gendes: 

1. daß Fein Apotheker oder Provifor angeftellet, oder 
aufgenommen werde, ber fich nicht durch das vorgeſchrie⸗ 
bene Facultärdzeugniß über die Apotheferprüfung auszus 
weifen vermag; 

2. daß die Arzneyen in jeder Apotheke in erforderlicher 
Menge und Qualität verhanden feyen, und die vorgeſchrie— 
bene Zarordnung nicht überfchreiten, 

3. daß vorzüglich für die Sammlung der Arzeney:Ins» 
gredienzen in geeigneter Jahrzeit geforget, alle Jahre eine 
Hauptunterfuhung vorgenommen , übrigens auch Particu« 
larelinterfuhungen nah Befinden und Befchhaffenheit der 
Umftände angeftellt, 

4. daß die bey derley Bifitationen vorgefundene Gebres 
chen abgeftellt, und nach Umftänden angezeigt und 


5. daß von den Apotheken wegen der Entlegenbeit und 
Unthunlichfeit einer fo vielfältigen Vermehrung der Apo— 
thefen den Landwundärzten ein angemeſſener Vorrath von 
den gemeinnützlichſten Arzneyen gegen Verrechnung überlaf 
fen ‚ auch jenen Landwundärzten, die von einer berechtigten 


Apotheke zu weit entlegen find, geftattet werde, eine Eleine, 


nur mit den nöthigften Arzneyen verfehene Hausapothete 


* 
7 
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zu halten, die eben fo wie bie übrigen Apotheken ber öf- 
fentlihen Auffiht und der Bifitation des Kreisarztes uns 
terliegt, und deren fi bey Krankheiten und Epidemien von 
= — nur im höchſten Nothfalle bedient wer⸗ 
en kann. 


§. 161. 


Nach dem Strafgeſetzbuche LI. Theil, 8. Hauptftüdg.100 Anwen⸗ 
ift der Verkauf verbothener Arzneymittel fowohl an dem Ei-dung bes 
genthümer an dem Provifor der Apotheke, aldöan dem Sub; Stra fse 
jecte zu beftrafen. . 

Wenn der Eigenthümer nicht davon Wiffenfchaft hatte, 
fo, daß ihm nur Mangel an fchuldiger Aufficht zur Laſt fällt, 
fo verfällt er in eine Strafe von fünf und zwanzig, bis fünfs 
zig Gulden, bey dem zweyten Falle von fünfzig bis hundert 
Gulden, bey dem dritten Falle, wird ihm die Führung der 
Apotheke benommen und ein Provifor beitellt. | 

Wenn er aber von dem verbothenen Berfaufe gemußt 
bat, fo ift derfelbe bey dem erften Uebertretungsfalle mit 
einer Strafe von fünfzig bis hundert, im zweyten Falle von 
hundert bis zweyhundert Gulden zu beftrafen, und , wäre 
durch daß hintangegebene Arzeneymittel Jemand zu Schaden 
gefommen, noch befonderd nach den mehr oder minder wich—⸗ 
tigen Folgen zum firengen Arrefte von einem bit ſechs Mo⸗ 
nathen zu verurtheilen. Vid. $. 101. 

Wann übrigens dem Provifor bey der Aufficht Nachläfs 
figfeit zur Laſt kommt, ift derfelbe das erſte Mahl mit Ars 
reft von drey Tagen bis zu einem Monath,das zweyte Mahl 
mit Entfernung vom Dienfte zu beftrafen. 

Wenn er aber von dem Berfaufe der verbothenen Arz⸗ 
ney Kenntniß hatte, ift er mit firengem Arrefte von einem 
bis ſechs Monathe zu beftrafen, und für unfähig zu erfläs 
ren, ferner in einer Apotheke zu dienen, Vid. $. 102. 

Menn ein Apotheferfubject verbothene Arzeney mit Vor⸗ 
wiffen feines Herrn verkauft, ift er mit Arreſt von einem bis 
zu Drey Monathen, wenn ed aber ohne Vorwiſſen des Letzteren 
gefchieht , nach Beſchaffenheit der Umftände mit firengem 
Arreft von drey bis fehs Monathen zu beftrafen, und bey 
dem zweyten Uebertretungdfalle dem Urtheile beyzufegen , 
daß dem Sträfling fein Kehrbrief abgenommen, und er weis 
ters für unfähig erklärt werde, als Apotheferfubject zu dies 
nen. Vid. $. 103. 

Bann eine Arzeney falfch, warın foldhe aus Materialien, 
die ihre Arzeneyfraft bereitö verloren haben, —— in 
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einem unreinen , der Gefundheit wegen feiner Beftandtheile 
oder wegen anderen vorausgegangenen Mifchungen nachthei— 
ligen Gefäße verarbeitet, oder verwahret wird, ift Der Apos 
theferfubject, der Eigenthümer oder Provifor der Apotheke, 
in fofern einem oder dem andern von den Letztern Mangel 
der gebörigen Aufficht zur Laft gelegt werden kann, ftraf- 
fällig. Vid. $. 104. 

Der Subject ift in diefem Falle das erfte Mahl mit Ars 
reft von einer Woche; das zwente Mahl mit eben fo langem 
verfchärften Arrejte zu beflrafen, zum dritten Mahl aber zu 
verurtbeilen , fo lange wieder als Lehrling zu dienen, bis er 
bey einer neuen Prüfung Beweiſe zureichender Kenntniffe, 
und der in Bereitung der Arzeneyen erforderlichen Genauig- 
Feit gegeben’hat. Vid. $. 105. 

Der Eigenthümer der Apothefe ift in diefem Falle dab 
erfte Mahl um fünfzig, bey Wiederholung um hundert Gul« 
den zu beftrafen, und bey öÖfterer Wiederholung ein Provis 
for zu flellen. Vid. $. 106. 

Der Provifor ift in diefem Falle mit Arrefi von einer 
Woche, dab zweyte Mahl mit Verſchärfung des Arreftes durch 
Faſten zu betrafen, und bey Öfteren Fällen vom Dienfte ganz 
zu entfernen. Vid. $. 107. 

Wenn in der Apotheke Arzeneyen verwechfelt,, oder uns 
richtig ausgegeben werden, kömmt der, welcher fie auögegeben 
bat, mit Arreft von einer Woche, ben unterlaufender größes 
ren, oder oftmahligen Unaufmerffantfeit, mit Berlängerung 
des Arreftes bis zu drey Monathen , auch mit Verſchaͤrfung 
beöfelben zu beitrafen. Vid. $. 188. 

Diefe Aufficht der Obrigfeiten, und ihre dießfällige Amts» 
handlung tritt nicht erſt dazumahl ein, wenn hierüber Be: 
fhwerden vorkommen. Diefe Auffiht foll von ihnen immer 
auf diefed für dad Leben und Gefundheit ded Menfchen fo 
wichtige Gefchäft gerichtet bleiben, und die Obrigfeiten 
daher gehalten feyn, auch ohne Aufforderung ihr Amt zu 
bandeln. 


6. 162. 


Materias Eben fo unterliegt der Werfauf von Specereyen, 
— giftartigen Materialien, Gift, Kräutern u. dgl. 
— er, De öffentlichen Auffiht , an welcher der Kreisarzt in fo fern 
Theil nimmt, daß er nach Zeit und bey Gelegenheit nachfebe, 

ob die Kaufleute auch wohl die wahren Unterfcheidungszeis 

hen kennen, ob die Gifte abgefondert, und gegen eine Ir: 

sung im Verkaufe die erforderliche Vorficht getroffen fey. 
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In Folge deſſen iſt feftgefegt: | 

1. daß ein jeder Handelömann für die Giftwaaren ein 
eigened Vormerkbuch führe, und ohne Rüdfiht auf die 
Quantität deö verkauften Giftes den Nahmen des Käufers 
aufzeichne; | 

2. daß weber einem Profeflioniften auch zum Betrieb 
feines Gewerbes, no fonft einem Käufer ohne obrig- 
feitliche Befcheinigung ein Gift verabfolget, diefer Schein 
fodann dem Vormerkbuche bengelegt, 

3. daß von dem mit Giftwaaren handelnden Materia« 
tiften, auf jedeömahliges Verlangen der vorgefegten Beam- 
ten über die Menge des eingefchafften Giftes zc. durch die 
Handlungsbücher ſich ausgewiefen ; 

4. daß nicht die geringfte Giftgattung ohne folch einem 
obrigfeitlihen Schein verfchentet, oder auf wad im _ 
mer für eine Weife an Jemanden verabfolget ; . 

5. daß allen jenen anderen Perfonen, welche eined Gifs 
tes zur Vertilgung ſchädlicher Thiere zu bedürfen vorgeben, 
die Erfolglaffung verweigert; 

6. daß folche Perfonen, wenn fie dem Handelsmanne 
verbächtig find, felbft dazumahl, wenn fie im Befige bes 
MUERE JERBENER Scheines fich befinden, der Obrigkeit ans 

ezeigt, 
— daß dad Gift nicht mit anderen Waaren und Geräth— 
ſchaften, fondern insbefondere, gut aufbemwahret, und die Bes 
forgung diefes Gefhäftes nicht allenfalls Weibern, gemeis 
nen Bedienten und unerfahrnen Jungen überlaflen, 

8. daß von all jenen, welche zum Betriebe ihres Ges 
werbes ein Gift bedürfen, und erhalten, auf die Verwah⸗ 
rung daßfelben die höchſte Vorficht verwendet, endlich 

9. daß auf die herumziehenden Krarenträger, Haufierer 
und vorzüglich aus den angränzgenden Ländern hereinfchlei» 
ende Händler, indbefondere auch binfichtlich bed Verfaus 
fes ber Biftgattungen u. dgl. alle mögliche und firenge Auf⸗ 
merkfamfeit verwendet werde. 
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Es ift nach ven beſtehenden Vorfhriften niemanden ges Anwen- 
ftattet, ohne von der Behörde mit einem eigenen Erlaub- dung bes 
nißfcheine verfehen zu feyn, mit Arfenif oder was immer ffir zur 
einer Gattung Gift, Handel zu treiben. A ar 

Die Strafe ded unbefugten Handeld mit Gift it nad) 


Berfchiedenheit der Perfonen, die einen ſolchen Handel 


Leben% 
mittel 
und Ge: 
tränte, 


treiben, und nach Verſchiedenheit der Art, wie fie ihn betrie⸗ 
ben haben, auszumeſſen. Vid. $. 115. 

In Folge deffen ift ein Handeldmann oder Krämer, 
der ein ordentliches Kaufgewölbe oder Laden hat, in dem 
$alle, ald er unbefugt Gift verkauft, dennoch dasjenige 
beobachtet, was die Gefege hierüber vorfchreiben, bey der 
erften Betretung nehft dem Verluſte der Giftwaare, nad 
BVerfchiedenheit der Wermögensumftände mit einer Geld⸗ 
ftrafe von fünf und zwanzig bis hundert Gulden zu belegen; 
bey einem zweyten Falle nebft der doppelten Geldftrafe noch 
mit Arreſt von einem Monath zu beftrafen ; das dritte Mahl 
aber feines Handelö für verluftig zu erklären. Vid. $. 116. 

Wenn aber ein zum Verkaufe der Giftwaaren nicht bes 
rechtigter Handeldmann oder Krämer Gift verkauft , ohne 
die vorgefchriebene Vorſicht zu beobachten, fo ift felber ſo⸗ 
gleich bey der erften Betretung feined Handeld verluftigt , 
und zeigt ſich bey der Unterfuchung, daß der unerlaubte Dan 
del auf diefe Art ſchon durch längere Zeit fortgefeget wors 
den, oder Jemand fogar dadurd an feinem Leben, oder ber 
Gefundpeit zu Schaden gefommen, fo ift die Strafe nad) 
Wichtigkeit der Umftände und Folgen, firenger Arreft von 
einem bis fehd Monathen. Vid. $. 117. 

Wenn weiterd wandelnde Krämer oder fogenannte Hau⸗ 
fierer, die Ratten» oder Mäufepulver, Fliegenfteine , Hüt« 
ienrauch (Hütterich) für dad Vieh, oder andere giftartige 
Waaren mit zu Kauf tragen, betreten werden, find fie zu 
verhaften, fammt ihren Feilfhaften zur Unterfuhung eins 
zuliefern, und nebft dem Berbothe fünftig zu hauſieren, je 
nachdem fie den unerlaubten Verkauf durch längere Zeit ges 
trieben, vielleicht auch dadurh Schaden veranlaßt haben, 
mit öffentlicher Ausftelung und firengem Arreſt von ein bis 
ſechs Monathen zu beftrafen. Vid. $. 118. 

Anmerkung. Hieraus erhellet, wie nothwendig bie 
ftäte Auffiht auf die fo häufig herummandelnden Haufierer 
fey, und wie fehr diefer Handel, bey welhem unter der Hand 
fo viel Nachtheiliges vorgeht , feft'in die Aufmerkſamkeit ge« 
nommen werden müſſe. 


6. 164. 


Die Aufmerkfamkeit hinfihtlich des Gefundheitözuftan- 
des erſtreckt fih auch auf Keilfhaften, Lebensmittel 
und Getränfße. | 

Nicht alle einzelnen Fälle binfichtlich diefes Zweiges ber 
obrigkeitlihen Aufmerkfamfeit können aufgezählt werden. Es 
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liegt in der gefunden Beurtheilung der Obrigkeit ſelbſt, oder 
-in dem Befunde Sachverftändiger, welche Feilfchaften, Le: 
bensmittel und Getränke entweder durch die Länge der Zeit, 
oder durch Bermifhung fhädlich geworben. I 
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Nach dem Strafgefegbuche II. Theil 9. Hauptſtück be: « — 
ſtehen über die Außerachtlaſſung der dießfälligen Vorſchriften Ad f Be 
folgende Anordnungen: feg bus 

Wenn bey einem Gewerbe, welches zu dem Verlaufe des. 
von rohem oder auf irgend eine Art zubereiteten oder verkoch— 
tem Fleifche berechtiget ift, etwas von einem nicht nach Vor—⸗ 
ſchrift befhauten Viehe verkauft wird, ift bey der erften Be> 
tretung die Strafe nebft dem Berlufte des nicht beſchauten 
Viehes, oder des daraus gelöften Geldes fünf und zwanzig 
bis zweyhundert Gulden, welche Geldftrafe bey der zweyten 
Betretung zu verdoppeln ift, bey der dritten Betretung tritt 
Verluſt ded Gewerbes mit ber Erklärung ein, daß der Be 
ftrafte niemahld mehr ein Gewerb diefer Art ausüben könne. 

Vid. $. 153. | 

Wenn bey einer unt:r dem Viehe fich äußernden Kranf- 
beit, den zur Unterfuchung abgeorbneten Aerzten ein krankes 
Vieh verheimliht, oder fobald erflärt ift, daß eine Vieh— 
feuche herrfche, die Borfchriften nicht beobachtet, welche dar: 
über fomohl wegen des gefallenen, ald angeftedten und noch 
gefunden Viehes im Allgemeinen befannt gemacht werben 
fol, wenn ed zum Bauernftande gehört, mit Arreft von drey 
Tagen bis zu einem Monathe, und während der Verhaftzeit 
mit öffentlicher Gemeindearbeit; Uebertreter von den übrigen 
Claſſen aber mit Arfeft von einem bis drey Monathen beftraft 
werden. Vid. $. 154. 

Wenn aber aus der durch Berheimlichung des Viehes oder 
der Nichtbefulgung der Vorfchrift erfolgten Verbreitung des 
Uebels größerer Nachtheil entfteht, ift die Strafe nad) Um⸗ 
ftänden auch auf ftrengen Arreft auszumeſſen. Vid. $. 155. 

Wenn Weinhändler, Bietbräuer und jene Gewerböleute, 
welche Branntiwein und andere gebrannte Wäſſer verfertigen, 
wie auch Schenken aller Art, deren Getränke auf eine Art, 
welche auf die Gefundheit eine fhädlihe Wirkung haben, 
zubereitet, gefälfcht oder verborben- gefunden werden, fo 
find fie nebft dem Verluſte des auf folche Art zubereiteten _ 
gefälfchten oder verborbenen Getränfes nah Maß der vors . 
bandenen Menge, und der Zeit, da fie diefes Gefchäft ge— 
trieben haben, zu einer Strafe von einhundert bis fünfhun» 
dert Gulden zu verurtheilen. Vid. $. 156. 
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Bey nochmahliger Betretung ift diefe gleichbemerkte 

Geldftrafe zu verdoppeln, und bey ‚der dritten Betretung 
ber Verluſt ded Handels, Gemerbed oder Ausfchanfes zu 
verbängen. Vid. $. 157. 
Wenn fich bey Unterfuchung eines Getränfes eine Mi: 
fhung oder Beyſatz, welcher als der Gefundheit in einem 
boben Grade nadtheilig erfannt wird, fo ift dad Getränt 
zu vertilgen, und nebſt dem Berlufte des Handels, Gemwer: 
bed oder Ausſchankes mit lebendlänglicher Unfähigkeit zu dem⸗ 
felben noch überdieß auf fehömonathlichen firengen Arrefi 
zu erkennen. Vid, $. 158. 


$. 166. 


Befunde Endlich ift es auch die Pflicht der Obrigkeit, in ihrem 
euft Bezirke für bie Hinwegräumung aller jenen Gegenflände zu 
forgen, durch welche die gefunde Luft verdorben, und 

hierdurch Krankheiten herbeygeführt werden fünnen. 

Hierher gehört 3. B. die Verfügung jur Wegfchaffung 
des auf Straßen , Wegen, Gäſſen, oder in Drtfchaften 
bier und da hingeworfenen todten Viehes, audgefhütteten 
Unrathed ıc. Weiter die Austrodnung der Moräfte, Pfüs 
gen u. dal. 

Nicht alle einzelne Fälle, worurd bie gefunde Luft 
verdorben, und durch welche Mittel einem folchen Uebel: 
ftande abgeholfen, oder vorgebeugt werden kann, Eönnen 
bier angedeutet werden. E5 muß dem Augenmerfe und Be: 
urtheilung der Obrigfeit überlaffen bleiben, welche Urſachen 
zur Verunreinigung der Luft führen, und durch welche An: 
falten ſolche befeitiget werden fünnen. 


6. 167. 
E. Bebandlungber Scheintodten. 


Shein Die Erfahrung hat uns die traurigften Benfpiele gelie: 

todte. fert, daß Menſchen — ohne. wirklich todt zu ſeyn, nur im 
fheintodten Buftande für todt begraben wurden. 

Die öffentliche Aufmerkſamkeit hat fih auch auf diefen 

Gegenftand verbreitet, und in Folge Hofdecreted vom 7. 

Suly 1769, einen Unterricht zur Folge gehabt, welder all: 

gemein befannt gemacht, und in welchem die gewöhnlichen 

Unglüddfäle, wodurdh die Menſchen in einen dem Tode 

ähnlichen Zuftand verfeßt werden können, er Hg wurs 

den, welcher audy zugleich die Hilfdmittel enthält, wodurd 

die ins Waſſer gefallenen, und ertrunfen ſcheinenden, dann 

bie von dem Kohlendunſte, von dem in Kellern gährenden 


Mofte , und bey defchehener Reinigung lang verfchloffener 
Brunnen erftidt fcheinenden Menfchen wieder zum Leben 
gebracht werden fünnen. Alle Obrigkeiten und Gemeinden 
wurden angewiefen,, fih hiernach zu achten , und — da oft 
die ärztlihe Hilfe zu .entfernt ift, und zu fpät verfhafft 
werden fönnte, die angegebenen Hilfsmittel zur Erreichung 
des Entzwedes gleich auf der Stelle anzuwenden. 

Um das Begrabeu der Scheintodten zu verhin- 
bern, wurde ſchon mit Hofverorbnung vom 2. July 1757 
anbefohlen, daß in jenen Sterbefällen, wo eine hitzige Kranfs 
beit etwa gar mit Ausfchlag vorhergegangen ift, und die Ges 
wißheit des Todes fich durch’ den übeln Geruch, als das 
Merkmahl der vorhandenen Fäulniß anzeigt, anbey auch von 
dem Arzte ein fhriftliches Zeugniß beygebracht wird, daß 
er von dem Tode der Perfon überzeugt fen, der Leichnam 
nad) obwaltender Befchaffenheit um mehrere Stunden frür 
ber als vor 48 Stunden begraben, und hierzu von der Obrigs 
keit die Erlaubniß ertheilt werden fünne, daß übrigens der 
Medicus hierfür verantwortlich, und wenn er ein ſolches Zeug— 
* no abgeben ſollte, auf das fchärffte zu beftra- 

en fey. 

Durch die weitere Hofverordnung vom 14. Auguft 1772 
wurde befohlen, daß die an einer hitzigen oder bösartigen, 
oder epidemifchen Kranfpeit Berftorbenen innerhalb 24 Stun« 
Den begraben werden follen , welches befonderd bey denje- - 
nigen Leuten, deren Wohnungen enge find, und wo die Vers 
ftorbenen nicht abgefondert werden fünnen, zu gefchehen ha— 
be; damit aber hierbey Fein Fehler unterlaufen könne, wurde 
angeordnet, daß entweder von den Aerzten, oder in defien 
Abgang von einem Chirurgus, oder Kodtenbefchauer ein Zeug⸗ 
niß beyzubringen fey, nähmlich, daß der Verflorbene eine 
bösartige oder epidemifche Krankheit hatte. 


6. 168. 


n it4 i J d t > 
F an gehört audy zur Sanitätöpolizey die Todten : Her — 
Dieſes Gefchäft theilt ſich in drey Zweige: nähmlich in 
die Krankheitsbeſchreibung, in die äußere Be— 
ſchau, endlich in die gerichtliche Beſchau des todten 
Körpers. 

Sowohl erſte als zweyte treten bey allen Verſtorbenen 
ein, letztere aber nur dazumahl, wenn Jemand todt gefuns 
den wird, oder auf eine gewaltſame Art um das Leben ge⸗ 
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kommen ift, ober auch wenn der Kobtenbefchauer auf biefe 
gerichtliche Beſchau felbft anträgt. 

An Beziehung auf legtere hat dazumahl, wenn hierbey 
die Amtöhandlung der peinlihen Gerichtöbarkeit eintritt, 
die Obrigkeit bis zu den Gränzen ber letzteren ihr Amt zu 
handeln. . 

$. 169. 

geuen Es ift nicht zu verfennen, daß auch diefer Gegenftand, 

auffiht. die Feueraufficht in das Gebieth der öffentlichen Po. 
lizey gehöre , weßhalb auch die im Allgemeinen dießfalls be> 
fiehenden Vorfchriften hier anwendbar find. 

Uebrigend beftehen hinſichtlich dieſer Anftalten ſolche 
befondere Vorſchriften, die eben fo fehr den Obrigfeiten an 
dad Herz gelegt find, als ſolche zugleich auch dem Unter: 
than und Landmanne insbefondere immer vor Augen gebals 
ten werden follen. E& wird daher die Behandlung diefes 
Gegenftandes hier einen verdienten Platz einnehmen. 
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Geuers Bekanntlich haben die Refidenz:, Haupt: und größern 

 Löfhorb: Städte ohnedieß ihre eigene, ihren verfchiedenen Kocalverhälts 

auns. niſſen anpaffende, befondere Feuerlöfhordnungen, von mel: 
chen nach dem Zwecke diefed Werkes hier nicht füglich eine 
Erörterung Statt finden Bann. 


In Folge deffen kann hier nur jene ErörterungRaum fin» 
den, welde mehr die Obliegenheiten der Obrigfeiten, 
und der Untertbanen in diefer Beziehung zum Augens 
merfe bat. 


Diefe Obliegenheiten beruhen indbefondre auf die mit» 
telft Patent vom 25. July 1785 für die Landftädte und 
Märkte und dad flache Land in Böhmen erlaffene Feuer: 
löfhordnung , welche folgende wefentlihe Borfchriften 
enthält. 

Diefe Vorſchriften laſſen fich eigentlich unter vier Ab: 
theilungen bringen ; nähmlich 

I. wie die Entitehung der Feuerdbrünfte verhindert; 

IT. wie felbe, wenn fie dennoch entftehen, bey Zeiten 
entbedet, 

III. wie ſolche auf das fchleunigfte gelöfht, und 

IV. wie die ſchädlichen Folgen nad dem Feuer abyes 
wendet werben können. 
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Dedung der Häufer. 

Nach diefer Feuerlöfhorbnung liegen die Veranlaffuns I. Ber. 
gen zu Feueröbrünften größtentheils in der gefährlichen Hinde 
Bauart,ineiner Unvorfihtigfeit, oder endlich ee 
Sorglofigteit und Bernahläffigung. brünfe. 

In Folge beffen follen in Städten und Märkten die neu 
zu erbauenden gemeinen Häuſer, wenn bie Umitände die Des 
ckung derfelben mit Ziegeln nicht zugeben, wenigftend mit 
Schindeln, niemahld aber mit Stroh gedetfet werden. Die 
berrfchaftl. Wirthſchaftsgebäude, Kirchen, Pfarrhöfe und 
derley anfehnlihere Gebäude müſſen hingegen ohne Aus: 
nahme mit Biegeln gededt feyn. 

Für das offene Land beftehen noch indbefondere folgende 
Anordnungen, nähmlich: 

1. daß bey Anlegung neuer Häufer ber Bedacht dar: 
auf genommen werden fol, damit nicht ein Haus an das 
andere gebauet , fondern wo möglich ein Raum von einer 
Klafter zwifchen jedem Haufe gelaffen werde; Gr 
| 2. daß bey bereit erbauten Häufern, welche nahe an 
einander flehn, oder angebaut find, wie. auch bey den Scheu« 
ern, weldye in den Dörfern fich befinden, wenigftend dars 
cuf gedacht werden ſoll, durch Pflanzung hochſtämmiger, 
blätterreicher Bäume, vorzüglich der Nußbäume, wo der: 
gleichen zu haben find, einen Schuß gegen das Feuer zu ma— 
hen , und dort, wo nicht ganze Reihen von Bäumen geſetzt 
werden fönnen, die Dächer und die Scheuern, die [yon in 
dem Dorfe felbft ftehen, wenigftend mit Bäumen an den vier 
Eden gegen die Anzündung zu verwahren, jedoch bergeftalt,, 
daB durch bie Bäume, oder auch fonft durch unnöthige Zäune 
die Wege und Straßen nicht verftellt, und dadurch bey entftes 
bender Feuersbrunſt die Nachbarſchaft gehindert werde, von 
allen Seiten zur Hilfe beyfommen zu können. 

3. Daß dort, wo die Strohdächer nicht ganz vermieden 
werben fönnen , von den Obrigfeiten wenigftend darauf zu 
fehn fey, daß die Hausmirthe fih ded von dem befannten Ans 
germeyer zur Verwahrung der Dächer gegen Feuerdgefahr 
gemachten Borfchlaged bedienen. | . 

Durch ein in Folge eined eigenen allerhöchſten Hanb- 
billetö Sr. Majeftät unterm 30. Auguft 1800 erfolgte Hof⸗ 
decret wurde die genaufte Befolgung diefer Vorfchriften des 
“ nen Obrigkeiten und die Kundmachung denfelben nachdrück⸗ 


lichſt eingefchärfet. 
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Bohnungen aufden Böden. 


Nach der F. DO. dürfen auf den Böden obne befondere 
Erlaubniß fünftig feine Wohnungen oder Zimmer zugerich- 
tet werden. Diejenigen, welche bereitö vorhanden find, kön— 
nen übrigens, wenn jie um und um gemauert und mit Zie— 
geln gepflaftert find, noch ferner beftehen, find folche aber 
nicht um und unı gemauert und mit Biegeln gepflaftert,, fo 
fol in denfelben weder Herdftätte noh Ofen, noch Kohlen⸗ 
feuer geftattet werden, 


Hölzerne Bodenfliegen. 


Nach der F. D. ift fünftighin, wo die Böden bewohnt 
find, keine hölzerne Bodentreppe (Bodenſtiege) zuzulaflen- 


Hölgerne Rauchfänge. 


Nach der F. O. iſt noch vielweniger ein hölzerner Rauch⸗ 
fang zu geftatten und find, wo fid dergleichen finden foll* 
ten ‚ folche fogleich abzufchaffen, für das offene Lan ift an 
georbnet, daß hölzerne Raudfänge dort, wo die Häufer 
aus Noth ganz von Holz gebauet werden, nicht zu ges 
flatten und fürs Künftige ganz unterfagt feyen, daß die ge: 
mauerten Rauchfänge in der Dide eined halben Ziegels ges 
baut werden, übrigens nicht zu niedrig, fondern genug über 
das Dach erhoben, nicht zu enge, nicht frumm geführt feyn 
follen, damit fie leicht durchkrochen und gekehrt werden Fönnen. 

Weitere hierüber nachgefolgte Anordnungen beftehen im 
Folgenden ; nähmlich: 

1. daß von dem Kreisamte die fhon unterm 4. Jänner 
1781 ergangene Verordnung, nach welcher bey neu errichtes 
ten Gebäuden oder Rauchfängen feine mehr von Holz, ſon⸗ 
dern durchaus von Stein erbaut werden follen, zu republis 
ciren und eine befondere Aufficht auf diefen Gegenftand bey 
den Bezirfsbereifungen den Kreiscommiffären aufzutragen 
ſey, welche fich zugleich zum Geſchäfte gegenwärtig balten 
follen, auf dem Ort, wo zuvor ſchon hölzerne Rauchfänge, 
beftanden, die Haudbefiger, wenn fie das Vermögen bazu 
haben, zur Errichtung derfelben von Stein zu vermögen, 
weil durch die fo häufig fich ergebenen Feuersbrünfte und bey 
dem fih äußernden Mangel an Bauholz diefe Vorficht im: 
mer nothwendiger und wichtiger wird. Vid. Verordnung 
vom 7. November 1785. 

2. daß die Gemeinden oder Obrigfeiten zu ihrer eigenen 
Sicherſtellung vor Feuersgefahr den unvermöglihen Haus: 
befigern mit Ziegeln oder Steinen zur Errihtung gemauers 
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ter Schornfteine behilflich feyn follen, auch die jährlichen An« 
zeigen über den Zuwachs gemauerter und über die Abnahme 
bölzerner Kamine fortzufegen, nicht minder bey allen Geles 
genheiten, beſonders aber bey den Kreiss und Bezirksberei⸗ 
fungen hierauf vorzügliche Aufmerkfamfeit zu wenden, und 
die baldmöglichfte Abfchaffung aller hölzernen Kamine ſich 
beftimmt angelegen zu halten haben. Vid. Hofdecret 
vom 14. Auguſt 1789; 

3. daß auf die Errichtung fleinerner Rauchfänge ferner 
gedrungen und mit Einfendung der Ausweiſe über errich- 
tete fleinerne Nauchfänge fortgefahren werden foll. Vid. 
Hofdecretvom 25. Suln 1791; 

4. daß den Behörden die thätigfte Verwendung und 
Einleitung zur Abichaffung der noch beftehenden,, der allge= 
meinen Sicherheit fehr gefährlichen hölzernen Rauchfänge 
aufgetragen werde. Vid, Berordnungvom 28. 
Suly 17945 a | 

5. daß die noch beftehenden hölzernen Rauchfänge mit 
Thätigkeit nach und nad) in fteinerne umzuftalten feyen. Vid. 
VBerordnungvom 11. Auguſt 1804. 


Bau der Raudhfänge. 


Nach Inhalt der F. O. follen die Rauchfänge wohl mit 
Mörtel (Kalk) vermahret werden, genugfam über die Dä- 
cher erhoben, gerade und weit genug feyn, damit fie leicht 
durchgekrochen und gereiniget werben fönnen; aud dürfen 
durch die Rauchfänge feine hölzerne Balken (Trame) Schlies 
Gen, Doppelbäume oder fonft ein Holzwerk gezogen werden. 


Ofenröhre. 


Nach der F. O. dürfen ohne beſondere Erlaubniß der 
Obrigkeiten weder eiſerne, noch gemauerte Ofenröhre, es 
ſey von Küchen oder Zimmern eingelegt werben, und iſt def» 
wegen den Blechfchmieden bey ſchwerer Strafe unterfagt, 
dergleichen Röhren zu verfertigen. Die Obrigkeit fol übris 
gend nur = den Umftänden die Erlaubnif hierzu ertheilen, 
wenn fonft feine Heigung möglich, die Röhre vom Kamine 
nicht zu weit entfernt, und babey feine Feuersgefahr vor: 


handen ift. 
. Fußböden. 
Nach Inhalt der F. O. follen die Fußböden in den Küs 


chen (Waſchhäuſern) und anderen zu Feuerjlätten beflimm- 
ten Orten niemahls vom Holze, fondern wenigftens bloß von 
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— 
Erde oder Lehm geſchlagen ſeyn, wenn ſie nicht von Stei⸗ 
nen, Ziegeln, Eſtriche oder dergleichen ſeyn können. 


Backöfen. 


Nach Inhalt der F. O. ſollen die Backöfen unter Gewölbe 
gebracht, und mit Ziegeln bedeckt werden. 

Weitere Verordnungen enthalten hierüber: 

1. daß zur Vermeidung der Seueröbrünfte, welche öfs 
terd durch Errichtung der Badöfen an den Gebäuden ent: 
ſtehen, das Kreidamt darauf zu fehen habe, daß bey Ers 
richtung der Badöfen alle Feuersgefahr vermieden, und der 
g. 2 und 7 der Feuerlöfchordnung genau beobachtet werde. 
Vid. Berordnung vom 29. Jänner 1700. 

9, Daf von nun an fein — von dem Haufe abgefons 
derte Badöfen, die dem Winde von allen Seiten audgefegt 
find, errichtet, die ſchon beftebenden hingegen, wofern es 
thunlich ift, fogleih, im entgegengefegten Falle aber bey 
der erften Gelegenheit abgeſchafft werden ſollen; daß auch 
ferners jene Backöfen, deren Heitzung zwar im Gebäude bes 
findlich ift, die aber außer dem Haufe hervorragen , und Das 
her gefährlich werden können, wein fie Sprünge an dem 
Lehm, womit felbe überfchmiert find, erhalten, von den Dos 
minien, fo wie auch jene, die im Freyen ſtehen, und jeßt 
noch nicht wohl abgef&hafft werden können, zu erhalten ges 
trachtet, forgfältig hierüber gewacht, und der Eigenthümer, 
wenn der Badofen mangelbar ijt, entweder zur gefahrlofer 
Herftelung angehalten, oder ihm die Heitzung desſelben gar 
nicht geftattet werden folle. Vid. Verordnung vom 23. 
May 1791. 

Stallungen. 

Nach der Feuerlöfhorbnung folten die Stallungen, 
wo es die Umflände geftatten, gewölbt feyn, und dig Obrig⸗ 
feiten darauf fehen, daß ohne hinlängliche Urfache alle neuen 
Stallungen gemölbt erbauet , nebflbey oben, und an den 
Seiten gut mit Mörtel (Matter) angeworfen werben. 

Anmerfung. Bon diefem Paragraphe bat es fein 
Abkommen vid. Verordnung, durdy welche die:-$$.3, 
10, 20—44 und 45 der Feuerlöfhorbnung für die Städte, 
und der $. 39 der Landfeuerlöſchordnung berichtiget worden, 
vom 21. Februar 1780. 


Kutzer. 


Nach einer ſpeciellen Verordnung vom 13. März 
1794 ift die Errichtung neuer Kutzer in den Stallungen und 
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anderen feuergefährlichen Dertern fchärfefteng verbothen und 
anbefohlen worden, die in derley Dertern bisher beſte hen⸗ 
den ohne weiters einzureißen. Da übrigens das Spänebrens 
nen in Stuben, folglich auch die Kuger in Wohnftuben alls 
gemein abzujtellen nicht leicht möglich ift, fo iſt wenigftens 
dafür zu forgen, daß fie allenthalben, fo wie die Kamine 
von Stein, nicht allzu enge aufgeführet, und die beſtehen— 
ben auf ſolche Art abgeäntert, endlich diefeiben fo wie bie 
Kamine ordentlich ausgefeget werden. 


Scheuern, Flachs oder Hausdörren. 


Nah der. D. müffen die Scheuern, Flachs⸗ oder Haus 
dörren ohne Ausnahme entfernt von Häufern hinter den 
Gärten, oder, wo es fi thun läßt, außer dem Orte, Stadt 
und Markt erbauet werden. - 

Weitere Verordnungen enthalten hierüber folgendes : 

1. daß zu mehrerer Verhüthung der fchädlichen Feuers— 
brünfte fünftig alle neu zu erbauenden, oder große Repara⸗ 
turen betürfenden Sch miedmwerfftätte allemahlauf eine 

ewifle Diftanz wenigftens von hundert Schritten von den 
ohnhäufern entfernt erbauet werden follen. Vid. VW erords 
nung vom 11. Map ı178i. 

2. Daß den Magiffraten und Ortöobrigkeiten bey einer 
zum Ortsarmeninftitut zu erlegenden Gelpfirafe won 25 
Meichöthalern die Erbauung einer Schmiedte in den Orte 
ſchaften mit dem Beyfage verbothen werde, daß in dem Falle, 
wenn eine in Dörfern zwifchen den Häufern befindliche 
Schmiedte abbrennt ſolche gleichfalls unter obiger Geld» 
firafg fodann außer dem Dorfe in einiger Entfernung aufs 
zubauen fey. Vid. Verordnung vom 12. Decems 
ber 1703. 

3. Daß um ben traurigen Folgen vorzubeugen, welche - 
biöher durdy dad Flachsdörren in Backöfen mehrmahls ents 
ftanden find, ein von Kunftverftändigen verfaßter und ges 
prüfter Riß einer Flachs- oder Hanfdörre nebft dieß— 
fälliger Erklärung mit der Anordnung bekannt zu machen | 
ſey, in Zukunft alle neuen Flachsdörrhäuſer nach diefem Mus 
fter zu erbauen, die alten aber nah Umfländen und Ver: 
mögenöfräften der Gemeinden hiernach abzuändern und ein- 
zurichten. Hierüber wurden folgende Erläuterungen gegeben: 

a) Iſt diefer Dfen zum Flachs⸗- und Hanfdörren mit wer 
nig Hol; oder aud mit Steinfohlen zu beheitzen. | 
| b) Kann die Arbeit ununterbrochen fartgefeßt werden. 

c) Da,wo das Feuer anfpielt, kann der vordere Theil 
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in einer Ränge von 3 bis 4 Schuhen übergewölbt , und ber 
übrige Theil des Zugofens nur mit dünnen, flahen,, gut 
ausgebrannten , unglafirten Deckkacheln, im Nothfalle au 
nur mit flachen Tafchenzieglen überlegt werden, 

d) fünnen von drey Sciten umber niedrige Bänfe zum 
Brechen ganz bequem angebracht werben, wo alfo die Ars 
beitenden fowohl Luft, ald binlänglike Wärme genießen 
werden. Endlich ift es 

c) da, wo Steine im Orte ſelbſt bequem beygeſchafft 
werden können, viel rathiamer, alles von Mauerwerf au 
führen zu laffen. Die Dede kann mit Bretern überlegt und 
mit einem Schler überzogen werden, nuran der Seite bleibt 
vom Boden eine Falthüre, damit der auf dem Boden durch 
den Exfer aufbewahrte Flachs nad) Erforderniß gleich in die 
Dörrftube herabgemworfen und auf der Stellage von Latten, 
welche über dem Dfen zu errichten ift , zum Dörren aufges 
legt werben kann; wodurd) alfo die Bodenftiege entbehriich 
wird, weil der Zutritt auf den Boden durd den Erfer von 
außenher und inwendig nur durch eine bey der Kallthüre 
anzulegende Feine Reiter gefcheben kann. Was nun dad Auss 
puben des Ofens betrifft, da kann die erſte Röhre durch die 
Einheigöffnung ſelbſt, die zweyte aber durch Wegne hmung 
der vorgefetzten Kachel oder Ziegel ganz leicht und bequem 
ausgeputzt und von allem angeſetzten Ruſſe gereiniget wers 
den. Vid. Verordnung vomu4. November 1795. 

4. Daß von der Verordnung, nach welcher der Bau der 
Flachsdörröfen nad dem binausdgegebenen Riffe außer den 
Dörfern anbefohlen wurde, nicht abgegangen, und die Unters 
thanen verhalten werden, IN jenen Orten, wo derley Dörrs 
fiuben bereits außer dem Orte vorhanden find, ſich von der 
Flachsdörrung im Orte ſelbſt ganz ſicher zu enthalten. Vid. 
WRerordnung dom 16. März 1797. 

5. Daß der wegen Erbauung der Flachs- und Hanfdörr⸗ 
häuſer außer dem Orte am 6. Zänner 1790 ertheilte Befehl, 
nach welchen diefe Erbauung aus den Gemeindeeinfünften 
zu bewirfen, und in Ermanglung derfelben die Obrigfeiten 
zur Beyhilfe ihrer Unterthanen aufzufordern feyen, erneuert, 
und den Amtövorftehern mitgegeben werden folle, fih ange» 
legen ſeyn zu laſſen, damit in diefer gemeinnüßigen Sache 
mehrere Kortfchritte gemacht, erwähnte Dörrhäufel nad 
dem mit Verordnung vom 14. November 1795 befannt ge: 
machten Mufter erbaut, und bie alten abgeändert werden ; 
ibrigend zur Grleihterung der Gemeinden dortorts, mo 
die Dörfer aneinander hängen, oder nahe an einander ans 
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fioßen, «8 hinreihen werde, wenn ein gemeinfchaftlices 
Dörrhäufel mit Rüdjichtnehmung auf das Verhältniß. des 
zu dörrenden Flachſes oder Hanfd hergeſtellt werde. Vid, 
Berordnung vom 31. October 1798. 


Bewilligung zu Bauführungen. 


Nach der F. D. darf künftig weber ein neues Gebäude 
aufgeführt, noch eine Hauptreparation befonderd an Rauch— 
fängen und Herden oder Feuerftätten unternommen werden, 
ohne daß die Erlaubniß bey dem Magiftrate, oder anderer 
Obrigkeit angefucht worden, und nach vorläufigem, Augen- 
feine mit Zuziehung der Werkverftändigen erfolge ift, 
wodurch dann die Obrigkeit im Stande feyn wird, [über 
die Lage und Befchaffenhett des Baues, mit Zuziehung des 
Ortögerichteö zu urtheilen , und durch ihre Sorgfalt die 
Heuersgefährlichfeit abzuwenden. 

Bau: und Werfmeifter 


Nach der F. DO. fol man fi zur Erbauung, Verbeffes 
rung, Abänderung eines Haufes, oder auh zur Abändes 
rung der Raucfänge, der Defen, der Feuerftätte,, nur 
allein befugter und ordentlich beftelter Bau- und Werks 
meifter bedienen, bey empfindlicher Strafe); der Bauführer 
fowohl!, als der unbefugten Arbeitäleute, die dabey ges 
braucht worden. 

Nachſicht bey Bauführungen 


Nach der F. O. fol die Obrigkeit, oder Magiftrat auch 
nach fhon zum Bau. ertheilter Erlaubniß, genau nachfehen, 
ob der ertheilten Erlaubniß gemäß gebauet werde, um die 
Uebertreter zur Verantwortung zu ziehen, und dad was 
unerlaubter Weife erbauet worden wäre, fogleich wieder 
abtragen zu laflen. 
Augenfdein. 


Nach der F. O. muß bey dem Augenfcheine, zu welchem 
allezett ein Rauchfangkehrer beyzuziehen ift, überhaupt auf 
alles , was am Gebäude feuergefährlic fenn dürfte, vor— 
züglich aber auf Herbdftätte, Defen , Rauchfänge u. dgl. ge» 
fehen werben. 

Zarabforderung. 


Nah der F. D. darf jedoch weder bey dem Augen» 
ſcheine, noch bey Ertheilung ber Erlaubniß, noch wegen 
IL, 9 
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des Nachſehens ben dem Baue felbft, von der Obrigfeit 
oder Magiftrate, eine Zare abgenommen werben. 


Schießen und Feuerwerk, 


Nach der $- DO. ift insbefondere au das Sch ießen 
im Orte, oder nahe an demſelben außer den beſtimmten 
öffentlichen Schießſtätten, wie auch alles Feuerwerk, 
‚und beſonders das ſogenannte Jobannesfeuer auf das 
ſchärfeſte verbothen. Selbſt die Dorfgerichte, und die herr= 
fhaftlihen Beamten follen, wenn fie auf ſolchen Unfug 
nicht aufmerffam, und ernftlich für deſſen Abſtellung be> 
forgt find, auf das empfindlichite gefiraft werden. 

Weitere Berordnungen enthalten pierüber Folgendes: 

1..daß von dem k. Kreisamte das wegen dem üblichen 
Schießen bey Hochzeiten fchon unter dem 17. May 1708 
erlaffene Verboth und die darin ausgefegte Strafe der öf— 
fentlihen Gemeindearbeit befannt gemacht, und zugleich die 
Wirtbihaftsämter ſowohl, als auch die Richter auf die ge⸗ 
nauefte Handlung des dießfalls beſtehenden Geſetzes unter 
ſchwereſter Verantwortung angewieſen werden follen. Vid. 
Verordnung vom 15. Jänner 1787; 

2. daß aus Gelegenheit eines durch das Hochzeitſchießen 
ſich ereigneten Unglückes, der Verboth wegen dem Schie— 
Ben bey Hochzeiten und Kindskaufen, fireng be» 
obachtet werden folle. Vid. Verordnung vom 4. Des 
cember 1794. 

Bemerkung. Die Strafen für die Uebertretungen 
aller zur Abwendung der Feuersbrünfte erlaffenen Anotd» 
nungen find in dem Strafgeſetzbuch, welches mit 1. Jan— 
ner 1804 in Wirkung trat, enthalten, und wird am gehb⸗ 
tigen Plage hiervon gehandelt werden. 


Küchenausbrennen. 


Nach der F. O. iſt auch das hier und da gewöhnliche 
Küchenausbrennen, und alle Ähnlichen Unternehbmun« 
gen, welche leicht eine Feuersbrunſt veranlaffen fünnen, 
auf das fchärfeite unterfagt. | 


Fäfferausbrennen. 


Nach der F. ©. ift ebenfalls das Ausbrennen der 
Fäſſſer bey ſtarkem Winde, oder an feuergefährlichen 
Dertern ben Faßbindern abgebothen. 
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Zabafrauden. En 


Nach der F. O. iſt ed fireng verbothen, in Ställen, 
Scheunen, Schoppen , und anderen mit feuerfangenden 
Sachen —— Orten (ſelbſt wenn die Tabakspfeife 
mit einem Deckel verſehen iſt) Tabak zu rauchen. 

Weitere beſondere Verordnungen hierüber, ſind im 
Weſentlichen folgende: 

1. daß die beſtehende Feuerordnung nach ihrem ganzen 
Inhalte allen Gemeinden neuerdings kund gemacht, und 
die Nothwendigkeit, deren Befolgung bey allen Gelegenhei— 
ten dem Volke dringend zu"®emüthe geführt ; 

2. daß fireng unterfaget werde, in Ställen, Scheuern, 
Schoppen, auf Böden, in Holz= oder Heugewölben ; und 
anderen Orten , wo feuerfangende Sachen aufbewahret 
werden, Tabak zu rauchen, oder dahin offenes Licht oder 
Kohlenfener zu bringen; | 

3. daß die Uebertreter nah Maßgabe bed Geſetzes mit 
Gefängniß, und bey befonderer Unvorfihtigfeit auch mit 
förperlicher Züchtigung unnachjichtlich zu beftrafen feyen. 

Bemerkung. Es ift ſchon oben berührt worden, daß 
fich gegenwärtignad dem Strafgeſetzbuche zu benehmen fey; 

4. daß allen Obrigfeiten und Landesbehörden abfon« 
derlich obliege, auf die Befolgung der Feuerordnung eine 
fietö rege Wachſamkeit zu wenden, nicht nur die darin vor« 
gefchriebene jährliche zweymahlige Bifitation unfehlbar vor« 
zunehmen, fondern auch außer dem an unbeflimmten Lagen 
und Stunden in Häufern, wo viele feuerfangende Sachen 
vorhanden find, nachzuſehen, und zu eben diefer Sorgfalt 
die Haudeigenthümer und Hauspäter zu verhalten: Obrige 
keiten und Behörden, die fich hierin einer Pflichtverfäus 
mung ſchuldig machen, follen im Falle eines entjtandenen 
Unglüdes indbefondere zu einer angemefjenen Strafe gezo— 
gen werden. Vid. Hofdecret vom 20. Detober 1792. 

Bemerkung. Es iſt zwar im diefem Hofdecrete nicht 
ausdrüdlich des Verbothes des Tabafraubens Erwähnung 
gemacht, indeffen liegt es auch in dem Zwecke der ange» 
oröneten befonderen Nachfuchungen, auch auf dieſen Um« 
ſtand des Tabakrauchens, als die gewöhnlichere Deranlafz 
fung und Urſache der Feuersbrünfte, die ganz befondere 
Aufmerkſamkeit zu richten; 

5. daß das Tabakrauchen in Stallungen und Sceus 

nen dem Militär allgemein verbothen fey, und jedem Zrands 

portführer erinnert, auch in den Marſchrouten und Vers 
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handlungsvorſchriften unterfagt werde ; daß daher von 
fämmtlihen Ortögerichten , wenn wider dieſes Werboth 
von dem Militär fi benommen, und von den Commandis 
enden nicht alfobald der Unfug abgeftellet werden folle, 
die Anzeige mit Benennung des Zransportes an das Gu— 
bernium zu machen fey , um ſodann das Weitere zur Bes 
firafung derley Ercedenten einleiten zu fönnen. Vid, 
Verordnung vom 18. December 1794; 

- 6. daß das Tabakrauchen auf den Gäſſen und Stra— 
fen, dann auf öffentlichen Beluftigungdorten der Städte 
und Orticaften , fo wie in Ställen, Scheunen und auf 
anderen Plägen, wo feuerfangende Sachen ſich befinden, 
verbothenfey, und die Uebertreter dieſes Verbothes, als po: 
litiſche Verbrecher, mit 10 Reichöthalern, oder einem ange: 
mefjenen Arreft unnachfichtlich beftraft werden follen. Vid. 
Verordnung vom 5. July 17098; 

7. daß auf das fo fehr in Schwuhg gehende Tabakrau— 
hen, oder fonft vernachläfligenden Umgang mit dem Feuer 
Aufficht zu verwenden, dann aufalle Fremde, die einer Feuers 
anlegung verdächtig feyn Fünnten, forgfamft zu invigiliren 
fey. Vid. Verordnung vom 30. Jänner 18025 . 

8. daß zur Handhabung der öffentlichen Sicherheit 
rückſichtlich der zu verhüthenden Feuerdgefahr des Tabakrau— 
chens auf den Gäſſen und Straßen, dann auf öffentlichen 
Beluſtigungsorten der Städte, und Ortſchaften eben ſo, 
wie in Staͤllen, Scheunen und auf anderen Plätzen, wo 
feuerfangende Sachen ſich befinden, zu verbiethen, und die 
Uebertreter dieſes Verbothes mit 10 Reichsthalern, oder 
einem angemeſſenen Arreſte zu beſtrafen ſey. Vid. Ver— 
ordnung vom 19. März 1802. 

Bemerkung. Diefe Verordnung ift nur als eine 
Wiederholung der früheren Verordnung vom 5. Zuly 1798 
anzufehen ; und diefer Verordnung ift unterm 20. May 1802, 
nur noch die weitere Anordnung nachgefolgt, daß lettere 
nähmlich jene vom 19. März 1802, nicht nur bey den Aem— 
tern , fondern auch in den Öffentlichen Dertern und in den 
Wirthshäuſern, und zwar in deren Schänfftuben angehef⸗ 
tet, ſondern auch den Richtern ſowohl, als den Schaͤnkern 
‚ eingebunden werde, fie über Befolgung dieſes Verbothes 
genau zu wachen. 

Nicht oft genug Fünnen übrigens diefe Vorſchriften er» 
neuert werden, da befanntlich vorzüglich durch die Sorg— 
Iofigfeit bey dem Tabakrauchen fo, vieles Unglüd entfleht, 
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daher auch von Zeit zu Zeit von den Behörden die bießfäls 
ligen Kundmachungen erfolgen. | 


Hol;,Brennhol;. 


Nach der F. O. ift das Holz, Brennholz in größerer 
Menge, ald zum gewöhnlichen unfchädlichen Gebrauche ver- 
wendet wird, Flachs (Kien, Zutterwerf) oder andere derley 
brennbare Dinge bey den. Defen oder auf den Herd» 
ſtätten zu trodnen, oder. zu dörren, auf das ſchät—⸗ 
fefte verbothen. ag * 


Aufbewahrung des Holzes, Heu, Strohes u. dgl. 


Nach der F. DO. darf das Holz, Heu, Stroh u. dgl. 
nit neben Rauchfängen und Feuerftätten aufbewahrt, 
noch auf die Dachböden gelegt werden. 

In Folge wurde durch fpeciele Verordnung vom 
15. May 1794, anbefohlen, daß die Kreisämter zu fors 
gen haben, damit in Städten und Dorffhaften fo viel 
möglich die überflüffigen , oft zur Handlung aufgebäuften 
Holzvorräthe keineswegs geduldet, und felbft die Heu- und 
Strohvorräthe , befonderd bey Städten vermindert, und 
außerhalb der Stabtmanern in offene Pläße verlegt werben. 


Vorräthe an feuerfangenden Sadhen. 


Nach der F. D. follen die Handwerker (Profeflioniften), 
welche mit feuerfangenden Sachen zu thun haben, feinen 
beträchtlichen Vorrath in ihren Werkſtätten aufbewahren. 


Berwahrung des Pulvers, Pechs, Shwe 
fels u. dgl. 

Nah der F. O. follen die Handelöleute, welde mit 
Pulver, Pech, Salpeter, Schwefel, Therpen« 
tin, Oehl oder ähnlihen Waaren handeln, bey deren 
Bermahrung gegen Licht alle Behuthfamfeit anwenden, und 
in ihren Handlungsgewölbern von Pulver niemahl3 einen 
Vorrath über 4 Pfund halten, und felbft diefen Fleinen 
Vorrath in befonderen guten Behältniffen, allenfalls in 
blechenen Gefäßen verwahren, alles übrige Pulver aber 
außer der Stadt oder dem Markte niederzulegen. 


Kochen mit Shmal; 


Nah der F. O. iſt beym Kochen mit Schmalz 
alle Sorge zu tragen, daß ſich dasſelbe nicht entzünde, 
und wenn es ſich entzündet , auf gehörige Art zu dämpfen. 
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Nach der Verordnung vom 22. October 1797, 
fol das Schmalz , wenn es brennend wird, niemahls mit 
Waſſer gelöfcht, fondern fchnell mit Afche bevedty und hie: 
durch erfiidt werden. | 


Holzſcheite, Splitter, Späne. 


Nach der F. O. ſollen diejenigen Handwerker, die in 
Holz arbeiten, als Tiſchler, Drechsler, Wagner, 
Faßbinder u. dgl. die Holzſcheite, Splitter und 
Späne nicht in den Werkftätten liegen laffen, fonbern 
folche von Tag zu. Tag an einen feuerficheren Drt bringen. 


Strohſchneiden, Flachsbrechen, Hedeln, 
Dreſchen u. dgl. 


Nach der F. O. dark das Strohbfhneiden, Flachs— 
brechen, Hecheln, Dreſchen, u. dgl. Verrichtungen 
bey der Nacht entweder gar nicht, oder doch nicht bey 
freyem Licht unternommen werden. 


Offenes Licht und Kohlenfeuer. 


Nachder F. O. iſt vorzüglich das offene Licht und 
Kohlenfeuer auf das ſorgfältigſte in Acht zu nehmen, 
und daher bey ſchwereſter Strafe verbothen, freveö 
Licht oder Kohlenfeuer auf die Böden, in die Ställe, 
Heu= und Holzgewölbe, oder andere Drte zu bringen, wo 
feuerfangende Sachen aufbehalten werden. Ieder Haus: 
inhaber und Haudvater fol mit gläfernen oder blechernen 
Laternen verfehen ſeyn, damit fowohl er, als fein Gefinde 
Be Nachtzeit an folden Drten fich eines darin verwahrten 
ichtes bedienen möge. 


Brennende Kerzen und Späne. 


Nah der F. D. haben die-Gaftwirthe, wie andere 
Hausväter für ihre Haudleute, zugleid aber aub für die 
bey ihnen einfehrenden Gäfte zu baften, fie follen daher den 
Dferdfnechten die Aufftedung frever brennender. 
Kerzen,in den Ställen nicht geftatten, und ihnen in 
diefem Stüde, wie auch wegen des Tabafraubens alle 
Behuthſamkeit einbinden. 

Eben fo follen die Hauswirthe ihrem Hausgefinde, 
den Drefcherr und Zaglühnern nicht geftatten, mit frevuem 
Lichte oder wohl gar mit brennenden Holzjfpänen 
im Haufe berumzugehen. 


135 


Tägliche Nachſuchung. 


Nach der F. D. iſt es die Pflicht eines jeden Haus⸗ 
inhabers und Hausvaters, nicht nur ſeinen Kindern, Haus⸗ 
leuten, den in ſeinem Hauſe wohnenden Zinsparteyen und 
Gäſten die Achtſamkeit auf Feuer und Licht nachdrüclichſt 
einzufchärfen, fondern ſelbſt allezeit Nachts vor dem Schla⸗ 
fengeben , befonders bey Defen und Feuerffätten ge. 
nau nachzuſehen und dafür au forgen, daß das Licht 
und Feuer wohl abgelöfcht, oder an einem fihern Orte, 
wo fein Schaden gefchehen kann, aufbewahret werde. 


Warme Aſche. 


Nah der F. O. haben ebenfalls die Hausväter dieſe 
nähmliche Vorſicht wegen der warmen, vieleicht nicht hin— 
länglich ausgefühlten Afche zu gebrauchen, und folche im— 
mer nur an feuerfreye Plätze zu fchütten. 


u Naubfänge. 


Nah der F. DO. follen die Rauchfänge, da die Sorgs 
tofigfeit in Säuberung derfelben zur Entftehung der Feuerd» 
brünfte öftere Gelegenheit gegeben, fo wie die Defen und 
Herdftätteh von Zeit zu Zeit gereiniget, gegen die Feuers— 
gefahr fichtt geftellet, und daher von jedem Hausinhaber 
hierauf fleißig gefeben werden. a. 

Insbeſondere ift für das flache Land vorgefehen: 

1. daß jeder Hausvater den Schlund des Rauchfan— 
ges, wenigftens alle 8 Tage fleißig fehren, und den Ruf 
mit flumpfen Befen abfenen taffe ; 

2. daB die Rauchfänge tm Winter wenigftens alle 6 
Wochen, und im Sommer alle 3 Monathe ganz, und mit 
der größten Sorgfalt gefehret werden; 

3. daß jene Rauchfänge, die nicht durchzufriechen find, 
zwar von den Hauswirthen, oder ihren Hausleuten felbft 
gefehret werden fünnen, jene aber, fo ſich durchfriehen 
lajjen, das Kehren durch wirflihe Rauchfangkehrer yes 
fhehen müſſe; 

4. daß die Obrigfeiten daher zu forgen haben, damıt 
die Gemeinden ordentliche Gontracte mit den Meiftern ab» 
fließen , zugleih aber auch, daß die Gemeinden von dem 
Rauchfangkehrern nicht überhalten werden, fo wie auch, 
daß legtere ihre Schuldigfeit genau, und zur befiimmten 
Zeit erfüllen. Endlich . 

5. daß die Dorfgerihte auf das Ofen- und Raud- 
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fangtehren befondere Aufficht tragen, in ben Häufern bf⸗ 
terd unvermutbet nacfehen, und dfe nadhläffigen Haus⸗ 
wirthe ſogleich der Obrigkeit anzeigen follen. 

Kehren durch befugte Rauchfangkehrer. 

Nach der F. DO. foll das Kehren der Rauchfänge nur 
durch ordentlihe, befugte Rauchfangkehrer, 
und zwar nad dem Ermeffen der Obrigkeit, und des Mas 
giftrates, und nach Verhältniß des minderen oder größe 
ren Feuers, alle 4 Wochen oder alle 14 Zage, bey Hands» 
werföleuten, die großes Feuer nöthig haben, auch wohl 
alle 8 Zage gefchehen. i 

Hierüber enthalten nachftehende Verordnungen no 
Folgendes, als: 

1. baß der «beftandene Mißbrauch, nad welchen bie 
Kehrbefen in dem Rauchfange, um folde ein ander» 
mahl glei bey Handen zu haben, eingefpreiget wurden, 
fowohl den Raudfangfehrermeiftern abgebothen, ald aud 
den Haudeigenthümern mitzutheilen fey, dieſen ſchãdli⸗ 
chen Gebrauch unter eigener Dafürhaftung in ihren Häu— 
fern nicht zu geftatten. Vid. Berordpnungvom?. 
Hornung 1785; 3 
22. daß ſich jene Rauchfangkehrer, welche einen jähr- 
lichen Gehalt (Beftallung) aus den Gemeinderenten be 
zieben, ordentlihe Einfhreibbüdhel beyſchaffen 
follen, in welche jeder Hausinhaber den Tag der geiches 
benen Audfegung der in feinem Haufe befindlihen Rauds 
fänge, eigenhändig vormerken, und bem Rauchfangkehrer 
fein Gehalt nicht eher ausgefolgt werde, bis ſich nicht 
berfelbe über die Vollziehung feiner Pflibt durch Vorzei⸗ 
gung dieſes Einſchreibbüchels gehörig ausgewieſen hat. 
Vid. Verordnung vom 12. Juny 1788. 

"DObliegenheiten ber Rauchfangkehrer. 

Nach der F. DO. find die Rauchfangfehrer ſchuldig, jene 
Marteven, welche fih weigern, ihre Defen und Rauch: 
fänge zu gehöriger Zeit fegen (kehren) zu laſſen, wie auch 
jene Defen und Rauchfänge, weiche ſchadhaft find, 
oder bey welchen fonft eine Gefahr vorhanden fern follte, 
der Obrigkeit anzuzeigen, und haben hiermit im Falle der 
Unterlaffung diefer Anzeige für den entftehenden Schaden 
zu haften; weßhalb fie ſich in diefem Puncte nit auf 
ihre Gefellen verlaffen , fondern felbft öfters in ben Haus 
fern bey den Defen, Rauchfängen und Herbflätten mit 
Aufmerffamfeit nachfehen follen. ' 
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Nahläffige Rauchfangkehrer. 


Nach der F. O. iſt es aber auch die Schuldigkeit der 
Hausinhaber und Hausväter, jene Rauchfangkehrer 
der Obrigkeit anzuzeigen, welche ihre — nicht 
thun, ſelten oder zu nachläſſig fegen, und ſich ihre 
Verrichtung nicht pflichtmäßig angelegen ſeyn laſſen. 


Feuer-Commiſſarien. 


Nach der F O. ſind in allen Städten und Märkten 
von der Obrigkeit eigene Feuer-Commiſſarien auf— 
zuſtellen, und allenfalls für die verſchiedenen Stadtviertel 
beſondere zu beſtimmen. Dieſe haben ſich mit Zuziehung ei— 
nes Maurer: , Zimmer: und Rauchfangkehrermeiſters alle 
Sahrezweymahl, nähmlich: im Herbite und Frübjahre unent- 
geltlich in alle Häufer des Ortes zu begeben, die Rauchfänge, 
Defen und Feuerflätte wohl zu befidhtigen , die Feuersge— 
fährlichkeiten fo viel möglich anzumerken, und diejenigen, 
wobey augenblidlih ein Unglüd zu beforgen ſteht, und 
fein Auffchub Statt findet , auf der Stelle abzufchaffen- 
Zugleih follen fie die bey den Häufern befindlichen Löfch- 
geräthfchaften in Augenfchein nehmen, und dann über eine 
jede ſolche Feuersgefahr-Unterſuchung bey der Obrigkeit, 
oder dem Magiftrate ihren Bericht abftatten. 
Für dad flahe Land ift angeordnet, daß im Benfeyn 
eined berrfchaftlichen Beamten, des Richters und des Ges 
meindeausfhuffes aud mit Zuziehung eined Rauchfangkeh— 
rers, wenn ein folder in der Nähe ift, und zwar im Wins 
ter zweymahl, im Sommer aber einmahl in allen Häufern 
Feuervifitationen gehalten, bierbey alle Defen, Schorn- 
fteine und Feuerftätte genau befichtiget, die Abftellung feuer: 
gefährlicher Sachen entweder fogleich veranftaltet, oder an 
die Herrfchaft, allenfalls felbft an das Kreisamt angezei: 
get, von dem Richter und der Gemeinde fodann darauf ge: 
halten werde, baß alles dad, was bey der Feuerpifitation 
verordnet wurde, fo was auch überhaupt die Feuerlöfchorb- 
nung vorfchreibt,, richtig gefchehe. 


G. 173. 


Nachtwächter. 

Um die, auch gegen alle Vorſichten entſtehen könnenden II. Ent de— 
Feuersbrünſte ſogleich zu entdecken, iſt zu Folge der Feuer-ckung ber 
löſchordnung den Nacht wächt ern wohl einzuprägen, so 2 
daß fie des Nachts auf das Feuer genau Acht haben, und "7 
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daß fie bey fonft firenger Züchtigung, fobald fie eine Ge— 
fahr gewahr werden, fogleih Lärnı maden. Dort , wo «8 
Beine eigenen Nachtwächter gibt, find eigene Feuerwächter zu 
beftellen, welche diefe Verrichtung auf fih nehmen, und zu 
dem Ende Nachts im Orte herumgeben, oder wo es fich tbun 
äßt, auf einem Thurme ſich aufhalten, den Ort wohl übers 
feben,, und alle Viertelflunden ein Zeichen ihrer Wachfam» 
keit geben. u Ä 

Nach der F. D. beftehen hierüber nachfolgende befon= 
dere Vorſchriften: nähmlich : 

1. daß in jenen Orten, die nicht fehr klein find, und 
wo ed dennoch feine befonderen Nachtwächter gibt , die 
Nachbarn und Inleute felbft wecfelweife bey der Nacht 
Wache zu halten fchuldig ſeyen; 

2. daß die Nachtwächter, oder Ddiefe zur Nacht: und 
Feuerwache beſtellten Leute von Michaeli bis Oftern von 9 
Uhr Nachts bis 4 Uhr Früh, und von Oftern bi5 Michaeli 
von 10 Uhr bid 2 oder 3 Uhr auf der Wache bleiben; 

3. daß ſolche immer in dem Orte auf: und abgehen, 
und ohne Unterlaß auf das Feuer Acht haben, fich daher 
nicht unterfangen follen, während der Wachzeit in Wirths— 
bäufern, oder fonft in einem Zimmer fih aufzuhalten ; 

4. daß fie, fobald fie nur durch den Geruch, durch den 
Rauch, oder fonft auf was immer für eine Art ein Feuer 
beforgen,, und um fo mehr alfo bey einem wirklich ausbre— 
chenden Feuer durch Rufen, allenfalls mit einem Blafchorn, 
durch Anichlagen an die Fenfter und Hausthüren, die Bes 
wohner weden, vor allem aber, wo eine Thurmglode vor» 
handen iſt, diefelbe läuten (anſchlagen) laſſen; endlich 

5. daß jene Wächter, welche aus ihrer Schuld ein et» 
wa entftandenes Feuer nicht wahrnehmen, und ſolches übers 
band nehmen laffen, mit größter Strenge beftrafet werden 
follen. . 

Außer diefen in der F. D. dießfalls enthaltenen Vor—⸗ 
fchriften beftehen noch folgende befondere Anordnungen; 
näbmlih: ne 

1. daß die Nachtwachen gehörig gehalten, und daher 
die Unterlaffung diefer Wachen mit allem Ernite, und durch 
angemeflene Strafen abgeitellet, und daß diefe Wachen auch 
wirklich gefcheben, von Richtern, Magiftraten, obrigleitli- 
ben und Kreisbeamten mit aller Sorgfalt. invigiliret ,'die 
Außerachtlafiung aber vom Kreidamte unnaächſichtlich ge— 
ahndet werden müſſe; zu welchem Ende, um deſto gewifler 
auf die Spur zu fommen, daß dieſes beobadhtet worden, 


13) 
bey Unterfuchung des durch eine nächtliche Keueröbrunft ent- 
flandenen Schadens ber Nachtwache wegen nachzuforſchen, 
und ob und wer foldhe gehalten, in dem Unterfuchungs- 
protofolle jedesmahl aufzuführen fey. Vid. Verordnung 
vom 19. Jänner 17905. ee BE 

2. daß bey Unterfuhung der Feuerfchäden, befonder 
wenn dad Feuer zur Nachtzeit entftanden ift, von dem Uns 
terfuhungscommiffär nicht nur auf die Nachtwachen nachges 
fragt , fondern die Nachtwächter felbft über die : Entftehung 
des Feuerd conftituiret, oder wenigftens. ad: protocollum 
vernommen werden follen. Vid. Berordnung vom 
8. Suny 1706. f — | 

3. daß die Nachtwachen in den Monathen November, 
December und Jänner von 8 Uhr Abends, bid 4 Uhr Früh, 
im Februar, März und April von 9 Uhr Abends bis 3 Uhr Früh, 
im Monathe May, Zuny und July von 10 Uhr Abends 
bis 3 Uhr Früh, im Auguft, September und. October von 
2m Abends bis 4 Uhr Früh abgehalten werden follen. 

id. Verordnung vom 1. Auguſt 1798. — 
Sorgfalt zur Jahrmarktszeit. 

Nach der $. D. fol an den Orten, wo Jahrmärkte 
gehalten werden, zu biefer Zeit von den Magiftraten die 
Sorgfalt und Borfiht, wegen der Feuersgefahr verdoppelt, 
zu dem Ende fein freyes Licht oder Kohlenfeuer geftattet, 
binlängliches Waſſer in Bereitfchaft gehalten, und fchon vor 
dem Tage des Marktes entweder öffentlich kundgemacht, 
oder wenigftens den Gaftwirthen eingebunden werden, daß 
fie die Säfte und Marftleute warnen, auf die Sicherffellung 
ihrer Hütten, gegen dıe Feuerögefahr, bedacht zu feyn. 

Bemerfung. Zu diefer Borficht gehört z. B. die vor 
Eintritt des Jahrmarktes vorläufig vorzunehmende Unter: 
fuchung der Brauchbarfeit der Feuerfprigen und fonftiger 
Requifiten; die Aufftelung der mit MWafler gefülten Bor 
dungen in verfchiedenen Dertern des Jahrmarktes u. dgl. 

Lärm maden. 

Nach der F. D. fol nur in dem Falle, ald irgendwo 
Feuer entſteht, alfogleihb Kärm gemacht, und um Hülfe 
gerufen ‚werden. Der, fo fich unterfängt, das im Haufe 
entftandene Feuer geheim zu halten, und es nicht fogleich, 
und bey Zeiten Fund werden läßt , er fey der Haudvater 
felbft, oder Jemand anderer, fol auf das fchärfefte geftraft, 
und in fo weit fein Vermögen zureicht, zum Erfat des ver: 
urfachten Schaden angehalten werben. 


TI. 83: 
(dungd. 
Beuers: 
brünſte. 
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Verbindlichkeit zur Kundmachung. 


MNach der F. O. iſt alſo Jedermann, ſobald er ber 
Feuersgefahr auf was immer für eine Art gewahr wird, 
zur Kundmakhung verbunden. 


Arten der Kundmadhung. 


Nah der F. DO. kann die Kundmachung durch 
Schreyen, und ded Nachts durch Anpochen an die 
Haudthore und Fenfter gefchehen. Zugleich ıft ungefäumt die 
Anzeige bey dem Bürgermeifter, Stadt: und Marftrichter 
(auf dem flahen Lande dem Drtörichter, dem Geſchwornen, 
und zugleich der Obrigkeit, wenn fich diefe felbft im Orte 
befindet), dann audy den Feuer = Commiflären zu machen. 
Auf das Lärmzeichen, wodurd dad Feuer angefündigt wird, 
oder bey Gewahrmwerdung des Feuers, fol ohne weitere Ber 
ordnung durch den Schulmeifter, Meßner oder Kirchendie— 
ner an die Ehurmglode angefhhlagen, auf dem Thurme beym 
Tag eine Keuerfabne, bey der Nacht eine Laterne mit brens 
nendem Richt ausgeſteckt, und auch wohl durch dazu beftelite 
Leute mit der Trommel Lärmen gefchlagen werden. 


6. 173. 
WBaffervorräthe und Löfhgeräthfchaften. 


Nah Inhalt der F. DO. hängt die ſchleunige %ös 
ſchung eines ausbrechenden Brandes fehr von der Vor— 
fehrung ab, daß ed nicht am hinreichenden Vorrathe, am 
Waſſer, noch an den nöthigen Löſchgeräthſchaften gebrechen, 
daß die verſchiedenen Claſſen der Einwohner zu angemeffes 
nen Verrichtungen vorhinein beflimmt und ſich zur Hülfe 
ſchleunig einzufinden, angewieſen ſind, endlich daß beym 
Löſchen ſelbſt eine gute Ordnung herrſche. Es müſſen daher 
die öffentlichen Brunnen ſowohl, als die in den Privathäu— 
ſern ein beſonderer Gegenſtand der Aufmerkſamkeit für die 
Feueraufſicht ſeyn, und iſt bey den gewöhnlichen Feuerun⸗ 
terſuchungen darauf zu ſehen, daß dieſe Brunnen (dann 
auf dem Lande die Viehtränfe, — u. dgl.), immer in 
gutem Stande erhalten werden. 


Brunn 


Nach der F. D. foll daher, wenn ein neues Haus ge» 
bauet wird, fo viel möglich darauf gefehen werden, daß 
im felben ein Brunn gegraben werde, und fol die Erz 
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faubniß zum Bauen nur unter diefer Bedingniß gegeben 
werden. En 


Pferdeſchwemmen, Gifternen u. dgl. 


Nah der F. DO. foll fih dort, wo Mangel an Fluß⸗, 
Bad)» und Brunnenwafler if, mit Pferdefhwemmen 
(Waflergruben) Eifternen u. dgl. beholfen, und für des 
ten Erhaltung geforgt werden. 


Angefhirrte Pferde, 


Nah der F. D. iſt dafür zu forgen, daß auf dem Fall 
der North immer Pferde bey Händen feyn. Es ift daher 
den im Orte befindlichen Fuhrleuten, Miüllern, Bädern, 
Bräuern, Sleifchhauern, und wer fonft Pferde hält, zur 
Pfliht zu machen, daß fie nebft der allgemeinen Schuldig- 
keit, die Pferde bey einem Brande zu ftellen, da, wo 
diefeö wegen Menge der Pferde möglich ift, wechfelweife 
immer eigend angefchirrte Pferde bereit halten, um 
bey Entftehung eines Feuers ſolche zur Herbenfchaffung des 
Löſchgeräthes, Waflers, oder was fonft nöthig feyn fönnte, 
ohne Verzug gebrauchen zu können. 

Inöbefondere ift für das flache Land angeordnet, daß 
bey gegebenem Feuerzeichen fowoh! die Nachbarn, als auch 
fremde im Dorfe fih aufhaltende Fuhrleute, unweigerlich 
ihre Pferde zu ftellen, verbunden feyen, und daß an jenen 
Drten, wo man die Pferde auf den gemeinfchaftlichen Wies 
fen übernachten läßt, immer wechfelweife einige zu Haufe 
gelaffen werden, umim Falle der Noth bey der Hand zu feyn. 


Bodungen, Waffereimer u. dgl. 


Nach der F. O. fol ſoviel möglich, jedes gemeine Bür- 
gerhaus auf dem Boden eine mit Waſſer gefüllte Bodung 
haben, und, um im Falle der Noth entweder felbft zum 
Löſchen gehen, oder feine Leute fhiden zu können, wenig» 
ftend mit einigen Schaffen und hölzernen Waflereimern ° 
(Zobern), dann Kannen gleich jest verfeben feyn. In jes 
dem Haufe follen künftig oder doch wenigftend nad und 
nah 4 Feuereimer von Leder, oder gepichtem Stroh an— 
geſchafft werden. = 


Dabhleiter, Feuerhaken, Laterne. 


Nah der F. D. muß auch jedes Bürgerhaud fi eine 
Dachleiter, einen Feuerhaken und eine große La. 
terne mit einem Hafte, an dem fie an die Hausmaner 
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angeheftet werben kann, anfchaffen, um, wenn zur Nacht⸗ 
zeit Feuer entfteht, die Gaſſen, wodurd das Köfchgeräth 
und dad Wafler zugeführt werden muß, beleuchten zu fönnen. 


Löfchrequifiten bey größeren Gebäuden, 


Nah der F. D. haben in Anfehung der größeren 
Häufer die Magiftrate oder Obrigkeiten, in Anfehung der 
in den Städten und Märkten liegenden Herrfhaftshäu- 
fer, Freyhöfe, Klöfter, Pfarrhöfe u. dgl., aber 
die Kreisämter zu beſtimmen, wieviel fich jedes an den erft: 
genannten, oder auch anderen Löfcherforderniffen, ald 3.3. 
an ledernen Waflereimern (MWaflerämpern), an Haden, 
Brecheifen, an eifernen Schaufeln, hölzernen Handfprigen, 
und dergleichen benzufchaffen habe. 

Nähere Vorſchriften nach diefer F. O. beftehen im Fol» 

enden: 
s 1. daß die berrfchaftlihen Häufer und Wirthſchaftsge— 
bäude, Klöfter, Pfarrhöfe, Fabrifen, Bräauhäufer, Mühe 
len, $euerwerfftätte, mithin alle etwad größeren Gebäude 
verbunden feyen, auf ihren Böden gefüllte Waflerbodungen 
zu halten, fo wie auch jedes Haus mit einer ſolchen gefülls 
ten Bodung verfehen feun ſoll; 

2. daß aber in geringeren Dörfern, und bort, wo ders 
gleichen Bodungen an den Böden nicht untergebracht wers 
den können, ſolche foviel möglich an jenen Häufern, die 
vom Waller und den Brunnen am weitelten entlegen find, 
neben den Hausthoren oder ſonſt an einem ſchicklichen Plage 
gededt gehalten werden follen; 

3. daß auch auf den Kirchböden ſtets Bodungen vor» 
handen feyen, und ihre Erhaltung und Füllung von den 
Dfarrern, Meßnern und fogenannten Slirchendienern, oder 
wer fonft über die Kirche gefeßt iſt, beforget werde; 

4. daß die Herrichaftshäufer und Wirthfchafrögebäude , 
Klöſter, Pfarrhöfe, Fabriken, Bräuhäufer, Mühlen, $euer: 
werfftätte und alle größeren Häufer mit ordentlichen Löſſſch— 
gerätbfchaften, nihmli mit Dachleitern, Keuerbaden, 
Handfprisen, Waſſerladen, levernen oder gepichten Strob» 
eimern nad) Maß ihrer Größe veriehen feyn, um ſowohl 
fich ſelbſt, als Anderen Hülfe zu verſchaffen; : 

5. daß Eleinere Häufer wenigflens zwey gepichte firob> 
erne Feuereimer, eine Leiter, einen Feurrhaden, einige Waſ— 
ſerſchaffe (Butten) und eine blecherne Laterne haben ; 

6. daß fib die Gemeinden für fich felbft, wenn fie auß 
Abgang der Mittel fonft nichts haben können, wenigſtens 
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eine Seuerleiter, ein Paar Feuerhaden, einige Handſpritzen, 
und ein Paar bledyerne Laternen, und wenn fie vermöglie 
cher find, auch ein Paar Waſſerladen (Mafferleiten) mit 
den dazu gehörigen Wägen, oder Schleifen anichaffen, und 
immer mit Wafjer gefüllt, in Bereitfchaft halten. | 

Anderweitige Verordnungen hierüber befiehen im Fols 
genden; nähmlich: | 

1. daß das Kreibamt den in feinem Kreife befindlichen 
Drtöbehörden, nachitehende, von der Lundesbaudirection an 
Hand gegebene Art, die ffrohernen Feuerlöfhförbe 
zu verpichen, anzuempfehlen habe. Es find nähmlich zu eis 
nem Maß oder vier Geiteln guter Wagenfchmiere 2 Pfund 
Pech und 1 Seitel Echweinfette zu nehmen, dieß wohl 
durcheinander ſieden und heiß werden zu laſſen, eine Hand 
voU Salzes dazu zu geben, und alles wohl durcheinander 
zu rühren; mit dieſer Miſchung find, fo lange fie warm ift, 
die Feuerlöſchkörbe mittelſt eines Borfienpinfels inwendig « 
einigemahl anzuftreichen, bis alle Fugen wohl damit übers 
zogen find. Wäre aber die Wagenſchmier zu dünn, fo muß 
zu der erwähnten Mifchung noch etwas Pech gegeben wer— 
den. Auch ift e5 für eine längere Dauer der firohenen Feuers 
löfchkörbe fehr vortheilhaft, die untere Rundung am Boden, 
fo wie die obere Einfafjung fammt der Hanthabe mit guten 
Gurten befegen zu laflen, wodurd) fie, wenn fie im Noth— 
falle vom Dache herabgeworfen werden, nicht leicht Schas 
den leiden. Vid. Berorbnung vom 28. Nov. 1703. 

2. Daß, da die fchnelle Anfülung und Ausleerung der 
Walſerfäſſer bey Feuersbrünften zur gefhwinderen Lö— 
fhung wefentlich beyträgt, eine Befhbreibung des zum 
Feuerlöfchgebrauche nüglihen Wafferfaffes fammt Wa: 
gen in der Abficht allgemein mitzutheilen fey, damit ders 
gleichen Waflerfäffer auf den, mit Feuerlöfchrequifiten vers 
ſehenen Wägen, da fie von befonderen Nugen find, wes 
nigflens in größeren Städten, wo Feuerfprigen mit niedes 
ren Rädern vorhanden find, nah Thunlichkeit beygefchafft 
werben fünnen. Der Bortheildiefer Waſſerfäſſer befteht darin: 
Wenn die Feuerfprigen auf niederen Rädern fichen, fo kann 
zum befferen Behufe die Höhe des Waſſerfaßwagens fo eins 
gerichtet werden, daß das aus dem Falle laufende Wafjer 
fogleidy durch ein angelegted Rinnel oder Röhre in den 
Waſſerkeſſel der Feuerjprige abgelafien, dasfelbe angefült, 
und die Feueriprige dadurd in einem ununterbrochenen 
Triebe erhalten, fomit die Unfülung der Sprige durch dieſe 
Wafferfäfler viel gefhwinder, ald mit den üblichen Waſſer— 
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chleifen bewirket werden. Ferner ſind nicht nur in den, 

on Flüſſen und Bächen entlegenen Städten, ſondern auch 
in den Dörfern kleine Teichel oder Waſſerbehältniſſe anzu— 
legen oder zu graben, welche um und um mit Terraſſen⸗ 
mauern audzufegen, und von beyden Seiten mit einer Aus— 
und Einfahrt fehräg und bequem find. Zu diefen Behältnif- 
fen kann aud bloß das Regen: und Schneewafler gefam= 
melt, und für jeden erforderlichen Fall aufbewahret werden. 
In den Dörfern kann die Audgrabung und Verführung des 
Erdreihd durch eigene Beftreitung und Mitwirkung aller 
Bewohner ganz leicht gefhehen. Wenn nun diefe Wafferbes 
bältniffe nicht tiefer als 5 oder 6 Schuh gegraben, und die 
Durcfahrt audgepflaftert wird, fo fann mit dem Waſſer— 
wagen dburchgefahren, und das Faß während des Durchfah— 
rend von den, auf dem Wagen ftehenden Perfonen ganz bes 
quem angefüllet werden. Diefer kann nad der Länge und 
Breite eined jeden Ortes eingerichtet, und die Durchfahrt 
nach den Localumſtänden, ftatt-der geraden Richtung abge= 
ändert werden. Wenn Quell- und Rohrwaſſer zur Anfüls 
lung dahin geleitet werden fann, fo wirb ed defto vortheils 
bafter, und für die Menfchen und das Vieh zugleich nüglich 
feyn. Vid. Verordnung vom 14. April 1796. 


Feuerfprigen u. dgl. 


Nach der F. O. follen aller Orten durch die Wirthfchaftd«s 
XAdminiftrationen und Infpectoren der Städte und Märkte 
felbft, mithin auf gemeine Koften die abgängigen Löſchge— 
räthſchaften angefchafft werden. Jeder Ort muß nah Ber: 
bältniß feiner Größe und feines Vermögens mit größeren 
oder kleineren metallenen Feuerfprigen auf Rädern oder 
Troghölzern, mit Wafferwägen und ihrer Zugebör, mit 
Wafferfäffern, mit höheren oder niederen Feuer— 
leitern, Feuerhbaden, eifernen Schaufeln, 
Brebeifen, Brandhafen, ledernen Baffer 
eimern (Waflerampern) Laternen u. dgl. verfehen ſeyn. 

Spätere befondere Verordnungen enthalten hierüber 
Folgendes, nähmlich: j — 

1. daß, um den Feuersbrünſten fo viel möglich Einhalt 
zu thun , vor allen anderen die Beyfhaffung ftandhafter 
Löſchgeräthſchaften erforderlih fey, wozu die Gemeinde» 
einkünfte hauptfählich zu verwenden find, und daher ſorg- 
fältigft darauf zu wachen fen, daß die Gcemeinderehnungen 
der Bleineren Städte , Märkte und Dörfer den Amtsvor- 
ffehern zur Revifion vorgelegt, und die Einfünfte durch Die 
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ordentliche Syftemifirung der Einnahms⸗ und Ausgabspo⸗ 
ſten ſo viel als möglich vermehret werden. Vid. Verord⸗ 
nung vom 21. März 1794. 

2. daß den Glodengießern und Kupferfchmieden, mit 
Ausnahme derjenigen, die dermahlen wirklich Feuerfprigen 
verfertigen , die Erzeugung derley Maſchinen nicht eher ges 
flattet werden folle, als fie fih nicht mit öffentlichen Zeug⸗ 
niſſen über die erlernten mechaniſchen und hydrauliſchen Wiſ⸗ 
ſenſchaften ausgewieſen haben. Vid. Berordnung vom 
10. December 1705. 


Anfhaffung und Verzeihniffe ber Löſchge— 
räthſchaften. | 


Nah der F. D. follen die Magiftrate und Obrigfeiten 
ohne Verzug, und unter eigener Dafürhaftung Sorge tra— 
gen, daß in den ihnen untergebenen Häufern die Löſch-⸗ 
geräthbfchaften, welche für jedes beflimmt find, an- 
geihafft, und im guten Stande erhalten werden. Bon 
ihren vorräthigen eigenen, und von den Löſchgeräthſchaften 
der in ihrer Stadt oder in ihrem Markte liegenden Derr- 
fhaftshäufer, Freyhöfe, Klöfter,, Pfarrhöfe und dergleichen 
größeren Häufer, haben fie binnen 4 Wochen von Zeit die> 
fer kundgemachten Feuerordnung an, dem Kreisamte das 
Verzeichn iß einzuſenden, welches ſodann, was noch ab⸗ 
gängig ſeyn dürfte, nach Umſtänden anzuſchaffen, die weis 
tere Weiſung eben wird. 

So viel übrigens das flache Land, d. i. die unterthä— 
nigen Häuſer betrifft, ſo iſt den Obrigkeiten die eigentliche Ä 
Beftimmung ded Löfchgeräthes überlaflen, welche dod im— 
- mer darauf zu fehen haben, daß die Hausinhaber in feine 
unnöthigen Ausgaben gefeget werden. 

Weitere Verordnungen hierüber find folgende; nähmlich: 

1. daß das Kreisamt auf die allgemeine Befolgung der 
in den Feuerlöſchordnungen vom 25. July 1785 ertheilten 
Vorſchriften, die genauefte Obſicht zu tragen und nah Uns 
terfchied der Gegenden einen Zeitraum von 2 bis 4 Jahren 
feftzufegen habe, in welchem jedes Haus in Städten, Märk: 
ten und Dörfern eine gewiffe, von dem Kreisamte nad Um— 
Händen zu beflimmende Menge lederner, oder auch gepichter 

Strohförbe oder Amper, und jede Gemeinde nah der Zahl 

der Däufer, eine gewiſſe Menge Waflerfchleifen fi anfchaf- 

fen müfle, um nad und nach zu dem ganzen Borrathe von 

Zewerlöfchrequifiten zu gelangen, ber bey einer gut einge« 

a Dolizey auf dem Lande, in Beinen Städten und 
10 
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Dörfern immer in Bereitfchaft ftehen follte. Vid. Verord— 
nung vom 8. Auguſt 17685. _ 

2. Daß eine Art von Waflerrinnen ud Schläuden zu 
Keuerfprigen aus Hanf zu verfertigen erfunden worden, 
die wegen ihrer Leichtigkeit, längeren Dauer und minder koſt⸗ 
baren Anfchaffung den Vorzug vor den ledernen behaupten. 
vid. Berordnung vom 12. April 799. 


Aufbewahrung und Unterfuhung ber Löſch⸗ 
geräthſchaften. 


Nach der F. O. müſſen die den Städten und Märkten 
ſelbſt gehörigen Köſchgeräthſchaften an ſchickſamen Oer⸗ 
tern, wo zu allen Stunden leicht zuzukommen iſt, aufbe— 
wahrer, den Wirthſchafts-Adminiſtratoren, Inſpectoren, 
oder ſonſt vertrauten Leuten hierüber die Aufſicht aufgetra— 
gen, und öfters im Jahre darnach geſehen werden. Die 
Spritzen ſind / von Zeit zu Zeit zu unterſuchen, und was 
Schaden gelitten, ſogleich auszubeſſern. Die Waſſerbodun— 
gen, wovon in den Stadtgebäuden, Rarthhäuſern und an» 
deren Öffentlichen Gebäuden fo viel nötbig untergebracht wer- 
den follen, find zu gehöriger Zeit mit frifhem Wafler'zu 
füllen , und überhaupt ift Sorge zu tragen, daß alle Löſch— 
gerätbfchaften in jedem Nothfalle in ſolchem Stande ſich be: 
finden, damit fie auf der Stelle, und ohne fie erfi zuberei: 
ten zu müffen, mit aller Geſchwindigkeit gebraucht werten 
mögen. Diejenigen, welchen die Sorge über die Löſchgeräth— 
{haften anvertrauet ift, werden über die ihnen zu Schulden 
kommenden Vernachläſſigungen zu ſcharfer Verantwortung 
zu ziehen, auch wohl gar zum Erfage ded dur die Unbraucs 
barkeit der Löſchgeräthſchaften entjtandenen Schadens anzu⸗ 
halten feyn. 

Da die Feuerfprigen bey Lölhung eines Bran- 
des dad wefentlichfte Werkzeug find, von deren Erhal— 
tung, zmwedmäßigen Gebrauch und Anwendung die baldi: 
gere Rettung abhängt, fo wurde durh Gubernial:Ber: 
ordnung vom 24. Jänner 1788, ein eigener Unter 
richt hierüber befannt gemacht, welcher hier feiner Gemein; 
nügigfeit wegen nicht übergangen werden darf, fondern nad 
feinem vollen Inhalte eingefchaltet wird. 


Unterridt. 


Da es nicht genug ift, mit Feuerfprigen verfehen zu 
ſeyn, wenn man nicht zugleich dafür forgt, daß fie ſtets im 
guten Stande erhalten werden , und der Gebrauch derfelben 
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im Falle einer Feuersbrunft keinen Anftand finde, fo wirb 
a. Richtſchnur zu Jedermanns Wiſſenſchaft befannt 
gemacht. 

1. Muß das Behältniß, worin die Feuerlöſchrequiſiten, 
und insbeſondere die Feuerſpritzen aufbewahret werden, fo 
beſchafſen ſeyn, daß es Raum genug habe, wo die Spritzen, 
ohne daß fie durch neben» oder darauf gelegte andere Mes 
quifiten gleichſam eingeſchloſſen werden, ſtehen, und nöthigen 
Falls augenblicklich herausgezogen werden können. Das Be— 
hältniß muß ferner durch gute Schlöſſer geſperrt, und es müſ— 
fen dazu wenigſtens drey Schlüſſeln vorhanden ſeyn, de— 
ten einer bey tem Dits-, oder Grundgerichte, die Übrigen 
zwey aber in Händen der aufgeftellten Feuercommiffäre auf: 
bewahret werden, Damit folcher Geftalt die Feuerfprigen in 
ihrem Behältniſſe weder durch Bosheit, noch durd Muth» 
willen befchädiget, oder verdorben, und im Falle des plöß: 
lihen Gebrauces jo gefhwinde als möglich zum Feuer ges 
bracht werden Fünnen. 

2. Müſſen in dem bey größeren Sprigen faft durchgän: 
gig angebrachten Magazinstrüherl, oder wo diefed mangelt, 
fonft wo immer im Sprißenbehältnifje der zur Sprige ein— 
gerichtete Schraubenfchlüffel, ein Hammer, eine Beiß- 
jange, eine Hade, einige Nägel, ein vorräthiger Reibna— 
gel, Stridt, eine bleberne Flaſche mit etwas Baumöhl, 
ein Stück Unſchlitt, Danf, einige Bolzen und Steften vor— 
räthig feyn, damit alle an dem Sprigen= und Druckwerke bes 
findlihen Schrauben feft angezogen, und alle von Zeit zu 
Zeit mit Baumöhl gut eingefchmieret werden fünnen. Auch 
ift bey allen angefhhlagenen Blechen,- und Borlagen forg: 
fältig nachzufehen, damit die fehlenden Nägel alfogleich wies 
der durch andere erfeet und eingefchlagen werden. 

3. Nachdem in jeder Feuerfprige, fie mag aud einem, 
zwey oder aus vier Stiefeln beftehen, immer die Stiefel 
mit ihren Saugfolben oder Zügen, und mit ihren Venti— 
len, und wo Windblafen vorbanten find, auch diefe, vie 
Gabel, das Standrohr mit der Durch zwey Kniee angebrad: 
ten Wendung im Sprigenfalten fteben bleiben, und durch 
die Brüde, worauf fih nah Beſchaffenheit der Sprigen das 
einfache, oder doppelte Druckwerk befindet, feftgeftellet wer: 
den, fo wird doch Das auf die Knie anzufchraubende Wand 
rohr mit den gewöhnlich zweyerley vorhandenen Mundſtũ⸗ 
den während des Hin- und Herfahrens mit der Spritze nie⸗ 
mahls aufgefchraubt, weil durd die Erfchütterung, und, 


Schwere ded Wendrohres ſammt Mundftüd leicht ein oder 
10 
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das andere Knie abgeprellet werben könnte, fondern diefes 
Wendrohr kann außer dem Gebraude fammt den Mundftüs 
den entweder in Magazintrüherl, oder fonft wo, im Spri— 
Kenbehältniffe aufbewahret, und darf erft bey dem Gebrauce 
der Sprige auf die Knie aufgefhraubt werben. 

4: Die beyden Knie, aus welden die Wendung be: 
ſteht, müſſen einigemahl dad Jahr hindurh vom Stand- 
orte herabgenommen , und weil fie gewöhnlich mittelft zweyer 
mit Gewinden verfehenen Kappen, worunter fi Die zwey 
balbtheiligen Büchfeln befinden, zufammengeftelt werden , 
und die fogenannte Dichtung ausmaden, fo müflen auch 
diefe Kappen losgeſchraubt, die zwey halbtheiligen Büch— 
feln berausgenommen, alles an den Knieen und Büchſeln 
mit Fetzen vom Staube und feinem Sand, aub von der 
alten Schmiere gereiniget und ausgewifcht, dann mit Baum- 
öhl unten und inwendig gefchmieret, fodann das untere 
Knie auf das Standrohr eingefegt,, die zwey halbtheiligen 
Büdfeln nad) der Zufammenziehung eingelegt, und die Kappe 
darüber herabgefchraubt , auch einigemahl das Knie herum» 
gedrehet werden, damit fih das Dehl vertheile, und vie 
Dichtung in ihre gehörige Stellung fomme. Auf gleiche Art 
wird mit dem oberen Knie verfahren. Alle Gewinde andem 
meflingenen Werke müffen mit Unfclitt, weil Baumöhl dem 
Mefling nicht zuträglich iſt, gefchmieret werden. 

5. Während des Hin- und Herfahrensd mit der Sprige, 
müflen beyde Kappen an dem Knie feft angezogen, und fogar 
durch Semand , der auf dem Gteigbrete ſteht, beyde Knie 
feft niedergehalten werden, um die Erfchütterung an der Dich» 
tung zu verhindern. Bey dem Gebraude der Sprigken aber 
werden beyde Kniefappen wieder um etwas loderer gemacht, 
damit alle verlangten Wentungen leicht gefchehen können, oder 
doch die Dichtungen hinlänglich pafjen. 

6. Auf Lie Steigfolben, oder Züge, die theils von 
Bley, theild von Mefling, auch theild von Holz mit leder- 
nen Scheiben gemacht find, muß immer gefehen werden, Daß 
felbe in die Sticfeln gut paffen, durch nichts im Hin» und 
Herzuge gehindert, oder gar zu loder, und ohne Wirfung 
zum Außspreflen des Waflerd befunden werden. Man gießt 
demnach, wenn alled inwendig in den Stiefel troden und 
leer vom Wafler ift, etwas Oehl oben hinein, und zieht den 
Kolben, oder Zug durch ten Drudbalken einigemahl auf und 
nieder, damit derfelbe willig gehe. Eolite das Leder an ven 
Stiefel nicht anliegen, fo muß der Kolben herausgenommen, 
und dad Leder warm mit Sped oder Zalg (einer Maſſe aus 
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Unſchlitt) oder mit Fette eingefchmieret, oder nöthigen Falls 
gar frifched Leder angebracht werden. 

7. Weil bey jeder Feuerfprige gewöhnlich zweyerley 
Munpdftüde find, fo wird nah Beſchaffenheit der Um— 
ftände zu niedrigen Gebäuden dad weitere, zu hohen hinge— 
gen dad engere Mundflüd auf das Wendrohr angefthraubt. 
Im Falle aber Schläuche gebraucht werden müſſen, fo wird 
auch dad Wendrohr herabgenommen, und der Schlaud) mit- 
” = Schlauchſchraubens fogleih an das obere Knie feft: 
geftellet. 

3. Bey den ledernen Schläuchen muß der forgfältigfte 
Bedacht darauf genommen werden, damit während des Ge: 
brauches berfelben der ſchon an die Feuerftätte aufgezogene: 
Schlauch nicht verbogen,, oder überfchlungen werde. Darum 
find bey gut eingerichteten Feuerfprigen die Schläude ges 
wöhnlich mit holläntifchen Schlauchſchrauben verfehen, wel: 
che an⸗ und abgefchraubt werden fönnen , ohne daß fich deß— 
halb ter Schlauch verdrehen müſſe. Es ift auch febr gut, 
wenn der Schlau fo body, ald möglich ift, in die Höhe 
gezogen, und dad MWaflervon oben herunter gegen dad Feuer 
mittelft des Mundſtückes ausgegoflen wird , weil, dad Waſ— 
fer allezeit von oben herunter durch die Mitwirkung feiner 
natürlichen Schwere heftiger, ald von unten hinauf wirket. 

9. Bevor die Sprige getrieben wird, muß der, welcher 
das Wendrohr leitet, oder wenn der Schlauch gebraucht wird, 
derjenige, der dad Schlauchmundſtück lenket, mit feinem 
Finger dad Mundflüd Anfangs einige Augenblide lang, 
während der erfteren Auf» und Niederbewegungen ded Drud: 
werfes zuhalten, damit die beym Werke befindlichen Wind» 
blafen mit Auft und Waffer, und fo au der Schlauch ganz 
mit Waller angefüllet werden. Sodann läßt er den Finger 
fahren , und dad Wafler dahin ergießen, wohin ed zu lei— 
ten erforderlich if. 

10. Die zu dem Drudwerke angeftellten Leute, deren 
immer eine binlängliche Anzahl angeftellet werden muß, läßt 
man bey dem erften Auf: und Niederdrüden von einer Seite 
nach der anderen den Drudbalten fo hoch aufheben, bis der- 
felbe auf der entgegengefesten Seite auf der Brüde über den 
LKaften auffteht, damit dadurch der Zug oder Kolben, in jes 
dem Stiefel der ganzen Länge nad), audgezogen wird. Man 
läßt immer gleih, nicht zu gefehwinde, nicht zu langlam 
arbeiten. 

11. Vom Frühjahre an, wenn feine Fröfte mehr zu bes 
fürchten find, ift allezeit einiges Waſſer in dem Waflerkaften 
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einzugießen, und der Drudbaum einigemahl auf und nieber 
zu heben, bis das Waſſer ſchon auszufprigen anfängt, um 
alles an der Spritze befindliche Lederwerk, das ift den Saug- 
folben, das Zugleder, und dergleichen in einer befländigen 
Feuchtigkeit und Auffchwellung zu erhalten. Denn, wenn 
diefed Lederwerk zu viel audtrodnet, fo paflen die Züge im 
Anwendungsfalle nicht genau, halten dad Waſſer zurück, 
und können auch dieſes nicht gehörig ausftoßen. Das in den 
Kaften eingegofiene Wafler muß aber den Sommer hindurch 
einigemahl ausgefprigt, frifched Waffer nachgefüllt, und die: 
fes bis zum fpäteren Herbft darin gelaffen werden. 

12. Da die Ruft bey gefrorenem Wafler aud ganz ge: 
goflene Stiefelröhren fammt den Kuftblafen aufreißt, maß bey 
den gelötheten Stüden nicht einmahl einer ſolchen Gewalt 
bedarf, indem die gelötheten Stiefeln Öfterd durch den blos 
ben Drud bey dem Sprigungsgebraude aufgefprengt wer— 
den, fo müffen 
13. die Feuerfprigen, fobald bie Fröfte im fpäten Herbſte 
eintreten, von allem Waſſer nicht nur im Kaften ; Sondern 
aud in den Stiefeln, Windblafen , und übrigen Röbren 
gereiniget werden. Diefes wird bewirkt, wenn man erſtlich 
das Waſſer vollends audfprist, oder aus dem Kaften in den 
Zober abläßt, die zum Wafferabzapfen beflimmten Schrau; 
ben an den Stiefeln unten und an den Zuftblafen heraus: 
nimmt, einigemahl den Drudbalfen auf und nieder zieht, 
damit durch die Saugfolben alle Feuchtigkeit, alle Luft ab» 
getrodnet und ausgetrieben wird, endlich alle noch vorhan⸗ 
dene Feuchtigkeit mit einem Fetzen abgetrodnet. Es iſt auch 
rathfam, daß im fpäteren Herbfte die Züge oder Saug— 
folben aus den Stiefeln herausgezogen, die Darunter befind» 
lichen Klappen oder Kegel, bey der Reinigung in die Höhe 
gehoben werden, damit alle Wafler, was in den Stiefeln 
über dem Ventil geitanden ift, vollfommen ablaufen könne. 
Dann wird der Kolben rein abgetroduet, und mit Sped, 
Talg oder Fette eingeichmiert, fonach gibt man den Zug wie: 
der in den Stiefel, zieht ihn einigemahl durch den Drudbal- 
fen auf und nieder, dadurd wird verhindert, daß, wenn 
tod) noch einige Feuchtigkeit an dem Leder ſich bält, der 
Kolben bey ftarfen Fröften nicht an das Rohr anfriert, und 
ben Gebrauch der Sprigen in fo lange hemmt, bis diefe wie: 
der erwärmt, und in Gang gebracht werden; ja aud ſelbſt 
in jenem Falle, wenn alles eingefchmieret worden ift, mu$ 
man, bevor die Eprigen gebraucht werden, den Kolben , 
oder Zug einigemapl durch den Drucdbalfen auf: und nieder: 
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ziehen, und erſt dann, wunn derfelbe ohne Anftand auf und 
niedergezogen werden fann, dad Wafjer eingießen laffen ; 

14. ijt auch wohl darauf zu fehen, daß, wenn man 
zur Winterözeit mit den Sprigen zu einer Feuersbrunſt eilt, 
fein Waſſer vorher, fondern erft auf der Stelle, wo man 
Hilfe erwartet, eingegoflen werde; und aud in diefem Falle, 
wenn während ded Gebrauches der Sprisen bey einem Feuer 
nicht genug Wafler vorhanden ift, muß dasfelbe nicht über 
die Hälfte aud dem Waflerkaften der Sprige weggetrieben 
werden, da wenig Waſſer fogleich friert, und die Sprige 
— macht. 

. Bey jenen Keuerfprigen ‚ welche feine fogenannte 
Geiger baben, die alle Unreinigfeiten von Stroh und Holz⸗ 
fplitern bevm Einzuge ded Waſſers in den Stiefel abhalten, 
muß forgfältig darauf geſehen werden, damit, fo viel mögs 
lich, lauteres, und mit feinem fremden Körper vermengtes 
MWafler in die Sprige gegoflen werde, weil dadurch nicht 
allein die Züge gehemmt, fondern fogar die übrigen, engeren 
Röhren verftopft, und die Sprige auf der Stelle unbraud: 
bar, oder gar verderbt werden könnte. 

16. Die Räder am Sprigenmwagen find wohl zu fchmie- 
ren, wozu alter Schmer oder Schweinfette weit beſſer, als 
die Wagenfchmiere tauget, weil legtere bey langer Ruhe 
eritarrt, folglich der gefhwinden Bewegung der Sprigen hin» 
derlich ift. 

17. Nach jedem Gebrauche der Feuerfprigen muß alles 
daran forgfältig durchgefehen werden, um die abgängigen 
Theile alfogleich wieder beyzufchaffen, und die befhädigten, 
oder auf wad immer für eine Art abgenüßt, und unbrauds 
bar gewordenen Stüde zu repariren, damit bey einem jä— 
ben und nie vorzufehenden Gebrauche nichtö mangle. Daher 
mülfen noch endlich 

13. die Schläuche nach einem Brande, oder bey gemöhn- 
lich vorzunehmenden Proben allezeit von allem Waller rein 
ausgeleeret, der Koth an denfelben äußerlih abgewaſchen, 
und die alte Schmiere mit einem flumpfen Mefler abgeſcha⸗ 
ben werden, damit die neue Schmiere um ſo beſſer in das 
Leder ſich einziehen könne. Eben daher verſteht es ſich von 
felbft, daß man den Schlauch nie ſtark austrocknen laſſen 
darf, ſondern denſelben, ſo lang er noch zügig iſt, wieder 
einſchmieren ſoll. Die aufgetragene Schmiere darf nicht warm, 
ſondern nur laulich ſeyn. Die Schmiere ſelbſt wird von rei⸗ 
nem Unſchlitt und Fiſchthran, von jedem in gleicher Menge 
verfertiget, wozu man noch etwas Sped und Therpentin, 
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oder auch einen halben Köffel voll Oehl aus wilden Caſta⸗ 
nien nimmt, da diefes verhindert, Daß Mäufe und Ratten 
den Schlauch nicht angreifen, fo wie diefes fchon durch den 
Therpentin bewirkt wird. Wenn nun diefe Schmiere aufgeftris 
hen’ ift; fo hängt man den Schlaud bey gelinder Wärme 
entweder inı die Sonne, oder bey einem warmen Ofen auf, 
damit fich die Schmiere in das Lederguteinziehe, dann wird er 
in $euerlöfhrequifiten:Behältniffe auf Stangen aufgehängt, 
vor dem Schimmel verwahrt und immer zügig erhalten. 

In Folge HDofdecretes vom 13. December 1798, 
wurde den Kreisämtern indbefondere zur Pflicht gemacht, 
ben den Kreidbereifungen darauf zu fehen, ob die Feuer 
löfchrequifiten den Verordnungen gemäß vorhanden find, und 
immer im guten Stande erhalten werden. 


Eintheilung der Berridtungen. 


Nah der F. DO. follen bey dem Umftande, daß die Ge: 
ſchwindigkeit ſowohl, ald auch die Ordnung beym Köfchen 
von einer vorläufigen Beftimmung der, Jedem zukommenden 
Verrichtung bey einer entflandenen Feueröbrunft abhänge, 
die Magiftrate und Obrigfeiten dur eine fhidlihe Ein, 
theilung nad dem Unterfchiede der Zünfte und Pro: 
feffioniften alles auf eine folhe Art feftfegen , daß ei» 
ner jeden Gattung ihre angemeffene Verrichtung 
zugetheilt werde, und auf diefe Weife die einen zur Zufuhr 
der Erforderniffe, zur Zubringung des Waſſers, und bey den 
Öffentlihen Brunnen, die Anderen auf dem Rettungsplaße, 
Einige bey den Sprigen, Einige bey den Feuereimern, bey 
ben Reuerieitern, bey dem übrigen Geräthe, ferner Andere 
zum Löfhen, zum Retten, zum Abbreden und Einreißen 
angewicfen feyn. Insbefondere find die im Orte befindlichen 
Maurer, Biegeldeder:, Zimmer, Schmied: und Schloffer: 
meilter, wie auch die Rauchfangfehrer wohl zu unterrichten, 
mit welchen Werkzengen fie ſich beym Feuer einzufinden, und 
wozu fie fich eigentlich. bereit zu halten haben. 

Insbeſondere iſt für das flache Land angeordnet, daß 
von Seite des Grundgerichtes den Hausmwirthen und Knech— 
ten werigitend in größeren Ortfchaften ihre Verrichtungen 
fhon vorhinein befannt gemacht werden. Einige derfelben 
follen zum Herumſchicken, und Keueranfagen, einige zum Wal: 
ferzubringen und zur Herbeyführung der Wafferladen, oder 
anderer Nothwendigkeiten, einige zur Verwahrung der ges 
retteten Sachen, und die anderen endlich zum Löſchen, Ab» 
brechen und Niederreißen beſtimmt, und diefe Beſtimmun⸗ 


’ 
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gen den Nachbarn alle Jahre einmahl wiederholt kundge⸗ 
macht werden. J 

Durch eine weitere Verordnung vom 18. Novem: 
ber 1794 wurde die Anordnung, nad) welcher bey Städten 
befondere Feuerlöfhorbnungen und Inſtructionen für die Orts— 
betvohner mit Beflimmung der einem jeden obliegenden Vers 
sihtung vorgefchrieben , dieſe kreisämtlicher Seits beftätiget, 
ben DOrtöbewohnern fund gemacht, und Öffentlich zu ihrer jes 
beömahligen Einficht ausgehängt werden follen, auch auf alle 
Märkte und Dörfer auögebehnt. 1 


Berrihtungen der Magiftrate. 


Nach der F. O. müſſen aufgleiche Art die Magiftrate 
die Gefhäfte für den Fall einer Feuersbrunft vorhinein 
unter ſich felbft eintheilen, und nebft den Feuercommiſ— 
farien, die ohnehin allezeit bey dem Feuer fich einfinden müf= 
fen, einige theild ausihrem. Mittel, theild aus der übrigen 
Bürgerfchaft benennen, die während des Feuerd Ordnung 
halten, die zu» und abfahrenden Wägen leiten, die Leute 
zum Löfchen, doch mit Beicheidenheit aneifern follen. Es 
find auch eigend Leute zu beftellen, bie in dergleichen Geles 
genheiten zum Feueranfagen,, zum Hin- und Wiederfchis ' 
den, und zu anderen dergleihen Nebenverrichtungen fich ges 
brauchen laflen. Es haben au die Magiftrate und Obrig» 
keiten ihren Gerichtödienern und Thorwärtern die Anleitung 
zu geben, daß fie auf verbäthtige Leute, von denen man den 
Verſuch eincd Diebftahles zu befürdhten hat, Acht geben, fie 
befonderd zur Nachtzeit während des Feuerd nicht ein» und 
auögehen laflen, und die Thore gefperrt halten. Die Vieh— 
bälter find anzumweifen, daß fie bey Entflehung des Feuers 
zur Hand, und für die Wegfchaffung und Rettung des Vie— 
bes beforgt feyen. Alle diefe Berrichtungen, und die dazu bes 

ſtimmten Perforen find in ein eigenes Protofoll einzutragen, 
ſowohl, damit die Eintheilung nicht in Bergefjenheit fomme, 
als auch, damit jene, welche zur Zeit ded Feuers ihre Schul- 
digkeit nicht thun, zur Verantwortung gezogen werden fönnen. 


Dbliegenheiten nah gegebenemfeuerzeiden. 


Nach der F. O. fol fi fobald dad Lärm: oder Feuerzeir 
chen gegeben wird, der Bürgermeifter der Stadt oder Marft- 
richter mit einem oder anderen Rathömanne, wie auch die 
beftellten $euercommiffarien zum Feuer begeben, wohin eben: 
falls jeder Hausinhaber entweder felbft zu kommen, oder 
(feine Knechte) doch Jemand mit hinlänglichen Kräften ver 
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Waflereimern, Schäffern, Zobern u. dgl. zu ſchicken hat. 

Für das flache and beftehen indbefondere nachftehende 
Vorfchriften, nähmlich 

1. daß die Richter und Gefchwornen, fobald das Zärm- 
oder Löfchzeichen gegeben wird, die erſten feyn follen, bie 
fih zu dem euer begeben; 

2. daß von der Herrfchaft felbfi, wenn fie im Orte, 
ober nicht weit davon ihre Kanzley hat, fogleih ein Beam: 
ter zur Feueröbrunft abgeordnet werde, derfelbe müſſe aber 
auch die Fähigkeit befigen , gute Ordnung zu halten, und 
die Anftalten leiten zu fönnen. 

Durd eine Gubernial:Berordnung vom7. July 
1804, wurde befannt gemadt, daß zur Befeitung der zwi: 
fhen dem Militär und Civil, bey Feuersbrünften allenfalls 
entflehen mögenden Mißhelligkeiten von Seite des k. k. Ge 
neral» Commando gefammte unterftehende Kegimenter und 
Branchen angewiefen worden feyen, fich bey Feuersbrünften 
in die Löfchanftalten nicht zu mengen, fondern bloß auf vor: 
auögegangened Anfuchen dem Politico die nöthige Afliftenz 
zu bitten ‚ und daß fein Militärindivivuum feine was im: 
mer für Nahmen haben mögende Exceſſe an Zandeseinwoh: 
nern, Bürgern oder Beamten ausübe, widrigens gegen die: 
jenigen , die fich dießfalls was zu Schulden fommen laſſen, 
nad) aller Strenge der Geſetze und unnachſichtlich fürgegan— 

en werden würde. Die hohe Verordnung wurde den Kreiss 
ämtern zur Kundmadhung, und mit dem Beyſatze zugemits 
telt, daß man fich darnach richten, übrigens aber auch ge: 
gen dad Militär mit aller Beſcheidenheit zu betragen, und 
hiernach auch die Kundmahung zu erlaſſen babe. 


Dbliegenheiten der Handwerker. 


Nach der F. D. haben die Handwerfer, oder an 
bere dazu beftimmte Perfonen mitihremnothwendigen Hands 
werkszeuge dem Feuer zuzueilen, oder fich zu der jeden 
von ihnen fhon zum voraus angewiefenen Berrichtung, folg» 
lich ohne weitere Anfrage unter Vermeidung der empfindliben 
Strafe, wenn fie zu Spät kämen, anzuſtellen Befonders haben 
fi diejenigen, die zur Herbevfchaffung der gemeinen Stadte 
und Markgeräthfchaften, und zur Zufuhr der Wafferladungen 
beftimmt find, aller möglichen Eilfertigfeit zu befleißen, die 
zum Ab» und Vorbrechen gemeiniglich beflimmten Maurer , 
Simmerleute, Steinmeger, Schlofler, Schmiede, die im Orte, 
oder in der Nähe wohnen, haben fich mit ihren Werkzeugen 
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zahlreich einzufinden, die Rauchfangkehrer aber mit allen 
ihren Gefellen zu erfcheinen. 


Pferdeftellung. 


Nah der F. D. find Fuhrleute, und alle Par: 
teyen, welche Pferde halten, auch die einfehrenden 
Zubrleute, außer jenen, die ohnedieß zur Zufuhr des Löfchs 
geräthed und Waſſers eigens beſtimmt find, ihrer Seit 
ebenfalls ſchuldig, die Pferde in Bereitfchaft zu halten, und 
im Nothfalle alfogleih zur Löſchanſtalt zu ftellen. 

Inöbefondere find auf dem flachen Lande auch die in 
der Nähe liegenden Herrfchaften, Klöfter, Pfarrer und Ges 
meinden fehuldig, nicht nur die angefuchte Hilfe zu leiften, 
fondern auch von felbft, fobald fie von einem in der Nach⸗ 
barfchaft entftandenen Feuer Nachricht erhalten, mit Leuten 
und Geräthfchaften einander wechfelfeitig zum Benftande zu» 


zueilen. 1 


Wundärzte. 


Nach der F. O. haben die Wundärzte die beſondere 
Pflicht auf ſich, nebſt den Geſellen mit Bind- und Aderlaßs 
zeuge fich einzufinden, damit denjenigen, welche beym Lös 
[hen etwa verunglüdt werden möchten, gleich die nöthige 
Hilfe verfchaffet werden Fönne. 


Geiſtlichkeit. 


Nah der F. O. wird von der im Orte befindlichen 
Geiſtlichkeit gewärtiget, daß fie nicht nur, wie es ihre 
Schuldigkeit fordert, wenigftens durh Abſchickung eini» 
ger ihrer Mitbrüder, und mit ihren Löfhgeräthichaf: 
ten den Nothleidenden zu Hilfe fommen, fondern auch den 
übrigen Einwohnern mit guten Beyfpielen vorzugehen ſich 
bemühen. 


Gehorfam. 


Nach der F. O. ſollen bey der Feueröbrunft felbfi alle An⸗ 
weſenden dem dirigirenden Bürgermeiſter, Stadi⸗, 
Marktrichter; oder wer ſonſt als Vorgeſetzter gegen⸗ 
wärtig iſt, ohne Widerrede oder Verweilung gehorſam 
leiſten. 
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Benehmen ber Borgefegten. 


Nach der F. DO. wird von den BVorgefegten erwartet, 
daß fie, indem fie die Leute zur Arbeit aneifern, die Hald- 
ftärrigen und Winderfpänftigen mit Ernfte antreiben, die 
zum Eichen unnüsen Perfonen und müßigen verhinderli« 
chen Zuſeher bey Seite ſchaffen, bey diefen und allen ihren 
Berrihtungen den Glimpf und die anftändige Mäßigung 
‚nicht aus den Augen laflen. 

Die Anwefenden haben fich übrigens des unnöthigen Ge 
ſchreyes und Lärmens zu enthalten. 


Wege. 


Nach der F. O. muß Vorſicht getragen werden, daß der 
Meg zur Zubringung des Waſſers, und der kLöſchgeräth— 
fhaften frey bleibe, und zur nächtlichen Zeit beleuchtet fen ; 
daß, damit die zu: und abfahrenden MWägen einander fein 
Hinderniß verurfachen, die Wegeder Zufuhr und Abfuhr auf 
verfhiedene Seiten angewielen, daß, wo möglich, die zum 
Bureichen ded Waſſers beftimmten Perfonen in zwey Reiben 
geftellet werden, und von diefen die eine Reihe die vollen 
Eimer von Hand zu Hand zureiche, die andere aber die lets 
ren zum Füllen zurüdgebe, auf diefe Art alfo immer die nö: 
thige Ordnung erhalten werde. 

Snöbefondere ift für dad flache Land angeordnet , daß 
unterdeflen, ald die Manndleute ſich zur Arbeit bev der Feu: 
eröbrunft begeben, die Weiber und Mägde zu Haufe bleiben 
follen, um, wenn ed nöthig ift, dad Vieh in den Stallun: 
. gen abzulöfen, welches der Viehhalter (Wiehhirt) mit Ben: 
hilfe einiger zum Löfchen theils unbrauchbarer, theils unnö⸗ 
thiger Leute fobald möglich aus dem Orte auf daß Feld zu 
treiben, und folcher Geftalt in Sicherheit zu bringen hat. 
Wenn dad Feuer in der Nähe ift, baben fich die Weiber mit 
dem Begießen der Dächer, und mit der Rettung der Hab: 
haften zu befchäftigen,, welche fie an den ſchon ohnehin be: 
flimmten fiheren, und mit einer Wahe von Männern bes 
fegten Ort tragen follen. 


Art und Weiſe zu löſchen. 


Nach) der F. D. fol man beym Löfchen felbft die Spris 
gen nicht gegen, fondern nad dem Winde richten. So 
lange es irgendwoin einem Zimmer oder Keller, oder Gewol⸗ 
be, oder fonft einem gefperrten Behältniffe brennt, ift nach 
Umftänden der Sache dad Feuer mit Hand fprigen, Bafs 
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feraufgießen, allenfald durch WVerftopfung der 
Thüren, Zenfter, Deffnungen mit Erde, Rafen (Wafen), 
Mift, Steinen, Biegeln u. dgl. zu dämpfen, und demfel- 
ben nicht vor der Zeit Luft zu laffen, noch voreilig, und ohne 
Noth, aber auch nicht aud Nebenabfichten zu fpät zum Ein - 
und Niederreißen zu fchreiten. 

Für das flache Land find insbefondere folgende Vor⸗ 
fchriften feſtgeſetzet, nähmlidh : Er 

1. daß in Fällen einer Feuer&brunft auf die Kirchthürs 
me und Böden fogleih Wafler zu bringen, die Kappfenfter 
von den Feuerfunken ficher zu ftellen, und die follbaren Kirs 
chengeräthe fobald als möglich zu entfernen feyen; und 
"2. daß in fo lange das Feuer noch verfchloffen iſt, und 
es ſich thun läßt, demfelben keine Luft zu fallen geftattet, 
fondern es durch Begießen, und auf fonft andere: mögliche 
Art zu erfliden getrachtet; Endlidy 

3. daß in dem Kalle, wenn ed ſchon wirklich audbricht, 
oder einen Ort ergriffen hat, worin Körner, Heu, Stroh 
u. dgl. ſich befinden , wo alfo das Begießen nichts mehr 
nüßt, das umliegende Holzwerk weggeräumet, die anfloßen« 
den Zäune, (wenn ed vielleicht nicht fon vorher, um den 
Zugang offen zu halten ‚Ogefchehen wäre) weggebrochen, daß 
Dad eingeriffen, und fammt den Wänden und übrigen 
Brandflüden, um dad Feuer zu bedbeden, und zu erfiiden, 
bineinwärts geftürzt werden. Ä 


Niederreißen der Häufer. 


Nah der F. D. fol man in dem Falle, als das weis 
tere Umfichgreifen und die Verbreitung ded Brandes nicht 
leicht mehr auf andere Art gehindert werden könnte, ohne 
Rüdfiht mit dem Ab» und Vorbrechen der bedrohten 
Häufer vorgehen. | 

Entfhädigung. 


Nach der F. D. haben diejenigen, beren re durch 
die Löſchanſtalt abgedeckt oder niedergeriſſen ſind, alle 
Vorrechte und Begünſtigungen der wirklichen Ab⸗ 
brändler zu genießen, und, wenn durch die Abdeckung 
oder Einreißung ihrer Häuſer der ganze Ort gerettet wor⸗ 
den iſt, oder dergleichen eigene vortheilhafte Umſtände ein» 
treten, auf eine befondere angemefjene Vergütung Anfpruch, 
und ift hiernach für die dDießfälligen Eigenthümer der Antrag 
zu maden. Ä 


IV, Abs 
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Löfher und Löfhgeräthe 
Nach der F. O. follen nach gelöfchtem Feuer ſowohl bie 


vwendungLöſcher als Löſchgeräthe noch fo lange aufder Brand— 


der 
Folgen. 


ſtätte verbleiben, als es diejenigen, welche die Löſch— 
anſtalt leiten, für zuträglich finden. Es ſoll ſich Niemand 
ohne Erlaubniß der Obrigkeit wegbegeben. 


Begießung der Brandſtätte. Wakheaufftellung. 


Nach der F. O. iſt, wenn der Brand aufgehöret hat, 
genau Obſicht zu tragen, daß nicht durch irgend eine unter 
dem Schutte verborgene Gluth neuerdings Feuer entſtehe. 
Daher die Brandſtätte bis zur gänzlichen Auskühlung 
noch beſtändig mit Waſſer begoſſen werden muß. Die 
Vorſicht fordert eigene Wächter auf dem Platze zu laſſen, 
welche auf das eben neu auflodernde Feuer zu ſehen haben. 


Zaſammentragung der Löſchgeräthſchaften. 


Nach der F. O. müſſen alle Löſchgeräthſchaften, 
wenn die Feuersgefahr ganz vorüber iſt, auf einen Platz zus 
fammengetragen, die der Sfhdt oder dem Markte an: 
gehören, abgefondert, und dann auch jedem Privateigen: 
thümer das Seinige zurüdgeftellt werden. Die Ausbeſſerung 
und Nachſchaffung deffen, was an dem Löſchgeräthe verderbt 
worden, oder gänzlich zu Grunde gegangen ift, fol, fobald 
möglich , beforgt werden. 


Anzeige an das Kreidamt. 


Nach der F. DO. muß gleich nach dem Tage einer folchen 
unglüdlihen Begebenheit die umftändliche Anzeige an das 
Kreidamt gefcheben , (und von dieſem genau unterfucht wer: 
den, wie eigentlich Dad Feuer entftanden fey, um ſowohl die 
unvorſichtigen, ald audy die allenfalls boshaften Urheber zur 
Verantwortung und Strafe ziehen zu können). 

Durch Gubernial » Verordnung vom 3. April 180%, 
wurde feftgefegt, daß von der, in der Feuerlöſchordnung für 
dad flache Land vom 25. July 1785 angeordneten freisämts 
lihen Unterfuchung der vorgefallenen Feuerſchäden der öffents 
lihen und privat Sicherheit wegen, nicht abgegangen werden, 
doch aber in jenen Fällen, wo dad Kreidamt die Unterſuchung 
des Feuerſchadens von der erften Obrigkeit zweckmäßig erfchöpft 
vorgenommen findet, von einer neuen Unterfuhung, das ift: 
Protofolsaufnahme abfommen könne, und daß der die Liqui- 
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dation des Feuerſchadens aufnehmende Kreiscommiflfär bad ämts 
liche Protokoll, welches jedoch in jedem Falle an die Landesſtelle. 
einzubegleiten iſt, lediglich zu vidiren habe, gegen dem, 
daß ſowohl der Kreiscommiſſär, ald dad Kreisamt für die 
Richtigkeit diefer Unterfuhung haften, Bemerft der Kreis: 
commiffär in diefem Protofole Lücken, fo hat derfelbe diefe 
Mängel unter eigener, und des Kreisamtes Verantwortung 
mittelft Aufnahme eines neuen Protokolles, oder wenigſtens 
durch Fortfegung desfelben zu ergänzen, Überhaupt aber den 
Zwed der Staatöverwaltung, welcher Hintanhaltung aller 
Feuerfhäden verurfaddenden , unvorfichtigen, oder boöhaften 
Handlungen, und erfpieglende Beftrafung der Thäter ift, 
niemahls aus den Augen zu laffen. 


Unterfudung, 


Nah der F. O. hat die Behörde unverzüglich zu unter: 
ſuchen, wodurd bad Keuer entftanden ift, um diejeni- 
gen, welche durch Fahrläfligkeit dazu Gelegenheit gegeben 
hätten, zur Strafe ziehen, und gegen die, welche aus vor: 
feglicher Bosheit ald Urheber davon erfannt würden, nad 
der peinlihen Halsgerichtsordnung vorgeben zu können. 

Bemerkung. Durch dad mit 1. Jänner 1804 in 
Wirkung getretene Strafgefegbudh , ſind ſowohl die Stra— 
fen hinfihrlicy jener Handlungen, die ſich zum Griminalvers 
fahren eignen, als jener, die ald ſchwere Polizepübertretungen 
ericheinen, ausdrücklich beſtimmt, wovon das Nähere weiter 
unten folgen wird. | 


* Zueignung der Löſchgeräthe. 


Nah der F. DO. ſoll derjenige, der ſich unterfängt, et» 
was von den Löfchgeräthfchaften fich zuzueignen, muthwillig 
zu verderben, oder wifjentlih zu verkaufen oder zu faufen, 
einer gleichen gerichtlichen Züchtigung unterzogen werben. 

Entwendung. 

Nah der F. O. follen diejenigen, welche etwad von 
den der Gefahr ausgefegten oder geretteten Sa— 
hen zu entwenden, oder das ihnen in fo dringender 
Noth Anvertraute abzuläugnen die Unmenſchlichkeit haben, 
als die fträflichften Diebe nach den peinlihen Geſetzen be: 
handelt werden. | 

Belohnungen. 

Nach der F. O. follen hingegen diejenigen, welde fi 

bey dem Löfchen durch befondere Dienfte hervorgethan 


Schwere 
Polizey⸗ 
Uebertres 

tungen 
in Bezie— 
bung auf 
die Feu— 
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haben, zur allgemeinen Aufmunterung öffentlih belohnet 
werden. Benanntlich foll denen, welche dem Stadt» ober 
Marktrichter, oder der im Orte befindlichen Obrigkeit, die 
erfte Nachricht vom entflandenen Keuer gebracht haben, 1 fl., 
demjenigen, weldyer die erſte Waflerladung zum Feuer ge 
liefert hat, 1 fl. 30 fr.; dem, der-die zweyte gebracht, 1 fl.; 
dem Raudfangfehrer,, der, wenn im Raucfange Feuer ent« 
flanden it, denfelben am erften durchgekrochen bat, 2 fl.; 
und demjenigen, der folhen am zweyten durchgekrochen, 1 fl. 
aud den Gemeinderenten gereichet werden. 


Regref 


Nach der F O. haben fih aber die Gemeinderen 
ten, diefer und anderer durch die Löſchanſtalt veranlaßten 
nothwendigen Köften wegen, an den Hausinhaber, 
durch defien, oder feiner Einwohner Schuld und Nachläſſig— 
keit das Feuer entflanden ift, zu erholen. Doc bleibt dies 
fem dad Recht der MWiederforderung gegen denjenigen, wels 
dem eigentlich die Entflehung der Feueröbrunft zur Kaft ges 
legt werden fann, nad vorhergegangener billiger Beſtim— 
mung und Mäßigung vorbehalten. 


$. 175. 


In diefer nun erläuterten Löſchordnung find die Bor: 
fihten und Vorſchriften umfländlidy angegeben, welde zur 
Verhinderung, Löſchung ꝛc. der Feuersbrünfte führen, und 
deren Uebertretungen mit Strafen verbunden find. 

Das mit 1. Jänner 1804 in Wirkung getretene Straf 
gefeg, welches hiermit fpäter ald dad über die Feuerlöfch: 
ordnung unterm 25. July 1785 erlaffene Patent erfolgte, 
enthält über die dießfälligen Uebertretungen beftimmte 
Strafen, weßhalb ed wegen den Zufammenhang und der 
leichteren Ueberfiht nicht undienlich feyn wird, diefe Fälle 
aus dem Geſetzbuche auszuheben, und die damit verbunde: 
nen Strafen anzudeuten. 


6. 1706. 


Das eilfte Hauptftüd des II. Theiled des Strafgeſetz⸗ 
buches, behandelt die ſchweren Polizeyübertretungen gegen 
die Sicherheit ded Eigenthumes insbefondere in Be 
ziehung auf die Feueröbrünfte, und enthält folgende Fäle: 
als: 

1. Wenn ein Bau⸗, Maurer: oder Bimmermeis 


— Fünfter bey Führung eines Baues, oder bey Veränderungen 
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etwas anlegt, was in der Löfhorbnung wegen Feuerdgefahr 
verbothen ift. In Folge einer folhen ſchweren Polizeyüber: 
tretung fol derfelbe nebft dem, daß er verpflichtet iſt, den 
ordnungdwidrig angelegten Theil auf feine Koften abzubre- 
hen, und nach der Vorſchrift herzuftellen, das erfte Mahl mit 
einer Geldftrafe von fünf und zwanzig bis zweyhundert Gulden 
belegt werden. Vid. $. 185 im IL. Theile des Straf: 
geſetzbuches. 

Wenn ſich derſelbe aber eine ſolche Uebertretung wiederholt 
zu Schulden kommen läßt, iſt er mit doppelter Geldſtrafe 
zu belegen, und ihm Im dritten Falle alle weitere Führung 
eines Baued zu unterfagen. Vid. $. 186. 

2. Wenn ein Polierer oder Auffeher bey einem 
Baue, wo etwad gegen die beftehende Feuerlöſchordnung 
angeleget wird, ſich zu dieſem vorſchriftwidrigen Baue ges» 
brauchen läßt. Die Strafe hierauf iſt, Arreſt von zwey Mo» 
chen. Vid. $. 187. 

3. Wenn ein Töpfer (Hafner) Klempner (Blech 
ſchmied)- und Schloffermeifter, oder wer immer fonft 
Defen verfertiget, gegen die Borfchrift der Feuerlöfhordnung 
einen Dfen fest, oder eine Röhre zieht. Die Strafe hierauf 
ift der Erlag von fünf und zwanzig Gulden, welche bey 
wiederholtem Falle zu verdoppeln ift. Dad dritte Mahl ift ver 
Uebertreter deö Gewerbes verluftig. Vid. $. 188. 

4. Wenn ein Gefell fih zur Setzung eines feuergefährs 
lichen Ofens, oder zur Ziehung einer folhen Röhre gebraus 
hen läßt. Die Strafe ift Arrefi von drey Tagen, bis zu 
zwey Wochen. Vid. $. 189. 

5. Wenn Jemand, ohne einem Baumeifter 
Dachzimmer anlegt, oder fonft einen Bau führet, oder, 
wenn er an Rauchfängen, Heigungen, Herden, Defen, 
für fih eine Beränderung vornimmt, worüber nah Vor— 
Schrift vorher die Feuerbeſchau genommen werden müſſe; in 
diefem Falle ift derfeibe. mit fünf und zwanzig, bid zwey⸗ 
bundert Gulden zu beflrafen, und wenn er etwas wirklich 
Feuergefährliched geführet hat, auch fchuldig, ſolches fogleich 
abzübrehen und feuergefahrfrey herzuftellen. Vid. $. 190. 

6. Wenn fih ein Maurer: oder Zimmergefelle zu 
folch einer in ($. 190) verbothenen Veränderung gebrau« 
chen läßt. Die Strafe ift in diefem Falle zweywöchentlicher 
Arreft, welcher, wenn er bereits einmahl beftrafet worden, 
durch Faften und Züchtigung zu verfchärfen ift. Vid. $. 191. 

7. Wenn ein Rauchfangkehrer (Schornfteinfeger), 
welcher in einem Rauchfange, an Defen, Herb: oder Heiß. 

TI. 11 
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anlagen, ober ben Rauchfängen (Schornfteinen) etwas Feuers 
gefährliches entdedt, ſolches feinem Meifter, oder, wo keine 
Meifterfchaften beſtehen, der Obrigkeit anzuzeigen unterläßt, 
oder wenn er, wann er wieder feget, die Sache im vorigen 
Stande befindet, und die Anzeige nicht unmittelbar der Obrig- 
keit macht. Die Strafe der unterlafenen Anzeige in beyden 
Fällen ift wochenlanger Arreft. Vid. $. 192. 

5. Wenn ein Nauhfangfehbrermeifter, welder 
„auf die von einem Gefellen ihm gefchehene Anzeige den Au— 
genfdein einzunehmen, und wenn er wirflich Feuersgefahr 
gefunden, davon die Anzeige an den Hauseigenthümer oder 
Verwalter, und, wofern biefer nicht Abhilfe getroffen, vie 
weitere Meldung an die Obrigkeit unterlaffen hat. Die Strafe 
ift dießfalls der Erlag von fünf und zwanzig Gulden. $. 193. 

9. Wennder Raubfangkehrermeifter unterläßt, 
nach der Pflicht feines Gewerbes von Zeit zu Zeit in feinem 
Bezirke wegenrichtiger Fegung der Rauchfänge (Schornfteine) 
nachzuſehen, oder nachſehen zu laſſen. Die Strafe ift eben: 
fall der Erlag von fünf und zwanzig Gulden. 

10. Wenn Kaufleute oder Krämer, melde mit 
Schießpulver handeln, in ihren Kaufgewölbern oder 
fonft in ihrem Haufe davon einen größeren Vorrath, als 
durch die Feuerlöfhordnung geftattet wird, halten, oder 
den erlaubten Vorrath nicht vorfchriftmäßig verwahret ha— 
ben. Die Üebertreter diefer Anordnung follen das erfte Mabf 
mit Berluft des überzäbligen oder unverwahrten Vorrathes, 
und einer Geltftrafe von fünf und zwanzig Gulden; zum 
zwenten Mahle nebft diefem Verluſte mit Verdopplung der 
Geldftrafe; und bey der dritten Betretung mit einmonath: 
lihem Arrefte und Berluft des Handel mit Scießpulver 
beftraft werden. Vid. $. 195. 

11. Denn jene Gewerböleute, welche von feiht 
feuerfangendem Materiale von was immer für ei- 
ner Gattung Borrath haben , folden Vorrath auf Böden, 
oder fonft an unficheren, nicht durch Mauerwerk, oder ge: 
börige Abfonderung verwahrten Orten aufbewahren. Derlen 
Gewerbsleute find nach Befchaffenheit der Waaren und Menge 
des Vorrathed um fünf und zwanzig bis fünfhundert Gul: 
den zu beitrafen. Vid. F. 196, | 

12. Wenn derjenige, ber zur Aufbewahrung der 
Borräthevon Heu, Stroh oder Brennholz eigens ge: 
widmete Gemwölber oder Behältniffe hat, ſolche dennod an 
anderen Orten niedergelegt. Diedießfällige Strafe 
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ift ebenfall3 von fümf und zwanzig bis fünfhundert Gulden 
zu bemeflen. Vid, $. 197. 

13. Wenn dad Dienſtvolk, weldes die Heigung 

über fi hat, in der Heite Holz zum Dörren zur 

and legt. Die Strafe hierauf iſt: Dreptägiger, und bey 
wiederholten Falle mit Zühtigung verfchärfter Arreſt. Vid. 
$. 198. 

y Wenn ein Hausknecht, Kutfher, Pferde-, 
oder fonfliger VBichwärter, eine Dientmagd oder 
wer immer mit offenem Lichte in einer Scheuer (Stadel) 
in einem Stalle, in Behältniffen von Holz, Kohlen, Stroh 
oder Heu betreten wird. Die dießfällige Strafe ift ein wo- 
chenlanger, bey Wiederhoiung durch Faften und Förperliche 
Züchtigung verfchärfter Arreſt. Vid. $. 199. 

15. Wenn Lehrjungen oder Gefellen der Han 
dels- oder Gewerbsleute in einem Magazine. oder Behälts 
niffe von brennbaren Materialien etwas mit offenem 
Lichte ſchaffen oder handthieren. Die Strafe ift ebenfalls 
ein wochenlanger , bey Wiederholung durch Faften und kör— 
perliche Züchtigung verfchärfter Arreft. Vid. $. 200. 

Menn in denen oben ad 14. und 15. angegebenen Fäl- 
len bey der Unterfuchung vorfommt, daß die Dienfige- 
ber und Gewerbsinhaber die nothwendigen Kater: 
nen nicht angefchaffet haben. In diefem Falle ift eine Geld 
firafe von fünf bis fünfzig Gulden gegen felbe zu verhäns 
gen, und wenn der Dienfigeber, Handelömann und Ges 
werbömann felbft in den ad 14. und 15. bemerften Fällen 
betreten wird, die Strafe von fünf und zwanzig bis fünf» 
hundert Gulden zu bemefien. Vid. $. 201. 

17. Wenn Jemand in einem Stalle, einem Heu: 
oder Strohgewölbe, oder in einer Scheuer (Stavel), 
ZT abaf raucht, diefer ift auf der Stelle zu verhaften, und 
mit einem wocdhentlihen, durch Züchtigung verfchärften Ars 
reſt zu beftrafen. Vid. $. 202. ; 

18. Wenn Jemand in der Nachbarfchaft einer Scheuer, 
eined Heu= oder Getreid»Schoberd, oder eines Fels 
des, wo die Ernte entweder noch ſteht, oder die geſchnit— 
tene Ernte noch nicht eingeführet ift, Feuer aufmachet, 
in einem Walde aufgemahtes Feuer verwahrlofet, 
oder ohne ed ganz audgelöfht zu haben, verläßt. Die 
Strafe hierauf ift jedesmahl Arreft und öffentliche Arbeit zur 
Gemeinde von einer Woche, nad Umftänden ber Gefahr ' 
kann folcher auch mit beygefügter Büchtigung beftrafet wer- 


den. Vid. (. 203. 
id. $ ı * 
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19. Wenn Jemand mit Fackeln reiſet oder fährt, und 
felbe vorden hölzernen Brüden und vorden Ortfchaf: 
ten oder Wäldern nicht audgelöfcht werden. Die Sirafe 
ift der Erlag von fünfhundert Gulden. Vid. $. 204. 

20. Wenn ein Poftillion oder Landfutfher an 
ſolchen ad 19. bemerkten Orten, nad) der an die Reifenden 
dießfalld gefchehenen Erinnerung dennoh, wenn auch bie 
Fackel von legteren nicht ausgelöſcht wird, weiter 
fährt. Die Strafe ift ein wochenlanger, durch öffentliche 
ee zur Gemeinde und mit Züchtigung verfchärfter Arreft. 
Vid. $. 205. 

21. Wenn Jemand eine entflehende Feueröbrunft zu 
verheimlichen ſucht, oder wenn fie bey ihm entflebt, 
folhe anzuzeigen unterläßt. Diefer fol nah Verſchie— 
denheit des Ortes, und der größeren oder Fleineren, aus der 
Verheimlichung entflandenen Gefahr, mit einer Geivftraie 
von zehn bis hundert Gulden belegt werden. Vid. $. 208. 
Endlich. 

22. Menn überhaupt außer ben oben aufgeführten Fäl— 
fen folhe Handlungen oder Unterlaffungen ein. 
treten, von welchen ſich eine Feuerögefahr leicht vorausfe: 
ben läßt, ald: bey offenem Lichte Flachs- oder Hanfbre: 
hen, in der Nähe von Häufern und Scheuern ſchießen oder 
Feuerwerke abbrennen u. dgl. Diefe Uebertretungen find in 
dem Maße zu beftrafen, ald fie mit den oben voraudge: 
ſchickten Fällen mehr oder minder übereinfommen. 





u. Hauptftüd. 


Bon dem Rechte der Unterfuchung und Abur- 
theilung der fchweren Polizeyübertretungen. 


17% 
Mer waren fchon die Unterfuchungen und Aburtheilun- Schwere 
gen aller jenen gefeßwidrigen Handlungen, welche nicht nach Polizen: 
den beftandenen Gefegen zur peinlichen oder criminellen Be: ee 
handlung geeignet waren, denen politifchen Öbrigfeiten über- — 
laſſen, und ſomit von ſelben nach den dortmahls beſtande— 
nen Vorſchriften die Straferkenntniſſe geſchöpft und voll, 
‚zogen. | 

Durd dad mit 1. Zänner 1804 in Wirkung getretene 
neue Strafgeſetzbuch, wurde eine beftimmte Gränzlinie zwi— 
fhhen den Verbrechen und zwifhen [hweren Poli: 
zepübertretungen gezogen, die Unterfuhung und Ab— 
urtheilung der erfteren, den in dem Königreihe Böhmen 
beftellten Griminalgerihten, die Unterfuhung und Abur: 
theilung der leßteren, den Magiftraten und Ortsobrigfeiten 
zugewiefen, zugleich für diefe ein ganz neues Verfahren feit« 
gefeget, nach welchen fie in den vorfommtnden Fällen ges 
nau fürzugehen haben, und wodurch, jeder allfälligen Will« 
führ flrenge Gränzen gefeßt wurden. 


$. 178. 


Es befteht eigentlich für die Unterfuhung und Abur Die We: 
theilung der fchweren Volizeyübertretungen nach dem IT. Theil Hörden. 
I. Hauptftüd, II. Abfchnitt $$. 276, 277, 278 und 279, 
nur eine Behörde, nähmlich die politifhe Obrigkeit. 

Das Kreidamt, und in diefer Beziehung die Länder— 
ftellen, find nad) Inhalt des $. 450 diefed Strafgefegbuches, 
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keine befondern Behörden, doch aber zur Oberaufficht 
der eigentlichen erften Behörde, und als entfcheidende Tri— 
bunäle im Wege der an fie gelangenden Mecurfe, oder in 
folhen Fällen, wo die unbedingte Aburtheilung außer den 
Gränzen diefer erſten Behörde liegt, anzufehen. 


$. 179. 


Gompes Zu Folge des $. 279 ift Jedermann, ber fih in dem 
a Bezirke diefer politifchen Obrigkeit befindet, ohne Rüdficht 
Behörde. auf feine Eigenfhaft, Rang und Würde verpflichtet, auf 

gefchehene Vorladung ſich perfönlich vor diefer Obrigfeit zu 
ftelen, und Red und Antwort zu geben. 

Auch ift nicht nöthig, daß zur dießfälligen Amtshand— 
lung eine Klage, eine Beſchwerde vorausgehe. Die Obrig- 
Beit ift auch ohne einer foldy vorausgegangenen Klage, Be— 
ſchwerde oder Anzeige nicht allein berechtiget, fondern fogar 
von Amtöwegen verpflichtet, zur Erforſchung, Entdeckung 
einer ſolchen Ueberrretung unaufgefordert dad Amt zu hans 
deln. Vid. 277 et 278. 

Selbft Reifende unterliegen biefer Amtshandlung, 

und find ſchuldig, fich in dem Falle im Orte der Unterfus» 
bung Zufzuhalten, al& anfonft durch Fortfegung ihrer Reife 
die Urfterfuchung erfchweret oder gar vereitelt werden fönn: 
te. Indem Kalle aber, ald die Strafe an ihnen allezeit auch 
bey Fortfegung ihrer Reife vollzogen werden könnte, ift ih: 
nen diefe legtere nicht zu verweigern. Vid. $$. 280 u. 281. 


$. 180. 


Ausnahs Es fünnen jedoch bey diefem Verfahren mit den Be- 

men fchuldigten oder zu unterfuchenden Ausnahmen, und jwar 

nad der Eigenfchaft der Perſon, oder nach der Uebertre— 

tung Statt finden, die entweder auf dad Verfahren 

überhaupt, odernur auf die Aburtheilung und Ber 
firafung Bezug nehmen. Vid. $. 282. 


$. 181. 


Aus ber Aus der Eigenfhaft der Perfon finden Ausnah— 
euren in folgenden Fällen Statt; nähmlic: — 

Deren. 1. Wenn gegen eine zu einem inländifhen Militärkör- 

per oder zu einer Gefandtfcaft gehörige Perfon die Unter: 

fuhung einzutreten hätte. Sm erfteren Falle kömmt die an- 

ehaltene Militärperfon dem nächften. Militärcommando zu 

übergeben 5; im zweyten Falle fümmt die Anzeige an den 
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Minifter oder Gefandten zu machen. Analog mit dem $. 227 
deö I, Theiles des Strafgeſetzbuches. 

2. Wenn die beſchuldigte oder zu unterſuchende Perſon 
som Adel, oder eine geiſtliche, graduirte, eine in landes— 
fürfiliden oder fonft in einem Öffentlihen Amte ſtehende 
Perſon, oder ein im Dienfte der Obrigkeit angeftellter Bes 
amter, oder wenn die Obrigkeit felbft Partey wäre. 

In diefem legteren Falle darf die politifhe Obrigkeit 
die Unterfuhung und Aburtheilung nicht vornehmen, fons 
dern dad Verfahren mit folhen Perfonen hat, außer in den 
Hauptilädten jeder Provinz, bey dem Kreidamte zu gefchehen, 
weldyes bey größerer Entlegenheit, oder nach Tage der Wich— 
tigfeit der Umftände einen Kreiöbeamten abzuordnen, in 
minder bedeutenden Fällen aber die Unterfuhung einer ans ® 
deren Obrigkeit zu übertragen hat. Vid. (|. 284—285. 


$. 182. 
Aus der Eigenfhaft der Uebertretung finden Zus der 
folgende Ausnahmen Statt; nähmlidh : fach her 


1. wenn die Belhuldigung geheime Gefelfhaften,;, Webertre 

2. wenn fie bie Uebertretung der Cenſurs-Vorſchriften; zung. 

3. wenn fie die Verleitung der Unterthanen zur Anfied- 
lung in fremde Staaten; 

4. wenn fie die Aufwi 
ihre Obrigkeiten; endlich 
5. werin fie einen verfuchten Selbftmord betrifft. 

In diefen vorgezeichneten Fällen kömmt fogleih von 
ber Obrigfeit die Anzeige an die Landesftele zu machen, 
inzwiſchen aber dasjenige, wad zur Sicherftellung der Un 
— beytragen kann, ungeſäumt vorzukehren. Vid. 
$. 286. 


eglung der Untergebenen gegen 


$. 183. 


Der vorgefegten Stelle ift dad Befugniß eingeräumt, Delega 
in dem Falle, als befondere Verhältniffe der Perfonen, oder Fra 
der Zufammenhang der Sache und Umjtände ed nothwendig 
machen, die Unterfuhung und Verhandlung der Sache der 
betreffenden politifchen Obrigkeit abzunehmen, und einer 
anderen Obrigkeit oder Magiftrate zu übertragen. Vid. $. 267. 


$. 184. 


Auf dem Sande ſteht den Kreisämtern die DberaufsDberauf: 
ſicht auf alle politifchen Obrigkeiten hinſichtlich der Ge⸗ ſicht. 
richisbarkeit über ſchwere Polizeyübertretungen zu, und iſt 
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ihnen insbeſondere zur Pflicht gemacht, auch beyihren Kreis 
bereifungen auf die genauefte Handhabung dieſes für die ins 
nere Sicherheit fo wichtigen Bweiges der Gefchäfte, die volle 
Aufmerkfamfeit zu verwenden, die alfällig mindern Gebres 
den auf der Stelle, wenn es thunlich ift, zu beheben, oder 


im Erforberungsfalle aud die weitere Anzeige an die Ean- 
besftelle zu überreichen. 


$. 185. 


Abthei⸗ Dieſe Oberauffiht kann entweder allgemein oder 
fer Dber. [Deciell fen. 


aufficht. §. 186. 


Allges Allgemein ift die Oberauffiht, welche ſich über: 
mein. Haupt auf alle Obrigfeiten hinfichtlicy der Handhabung die: 
fes Strafgefeßes erfiredt. 


§. 187. 


Diegfäl: In Folge deffen liegen dem Kreisamte folgende Vers 

a. ne pflichtungen 0b; nähmlich: 

Pf — ns" 4, daf das Kreisamt die beftändige Aufmerkfamteit das 
bin zu richten habe, daß diefe Obrigfeiten die dießfällige 
Gerichtöbarkeit genau nach der Borfchrift des Gefeged ausüben, 

2. daß dasſelbe über jede ‚Anfrage die Belehrung zu 
ertheilen, oder höheren Ortes einzuheben, und alle wahr: 
genommene Gebrechen zu verbeflern, oder die erforderlichen 
Verbaltsbefehle von der Landesſtelle einzuholen habe. Vid. 
6. 457; 

3. daß dasfelbe bey feinen Bereifungen insbefondere 
bie Beichaffenheit der Arrefte, die Behandlung ber Inqui⸗ 
ſiten, fo wie der Sträflinge, die Einrichtung der Regiftra- - 
turen unterfuche, und nach Umfländen Jauch fogleich fein Amt 
handle. Vid. $. 458; endlich 

4. daß dasfelbe die den Obrigkeiten laut $. 454 zu füh- 
ren obliegenden Zabellen genau überfehe, und wenn ſich aus 
foldhen das Ueberhandnehmen oder Abnehmen einer Ueber: 
tretung veroffenbaret, mit Nahforfhung und Erhebung der 
Urfachen diefer Veränderung in den Relationen die erforder⸗ 
lichen Bemerkungen beyfüge. Vid. $. 459. 


(. 188. 


Specieft. Speciell iſt jene Oberaufſicht, bie fih nur auf 
einzelne Fälle erfiredt. 
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In Folge deſſen beftehen folgende Borfchriften, nähmlich : 

1. daß von den Obrigkeiten in jenen Fällen, wo von 
ihnen auf eine höhere Strafe ald auf Arreft von einem Mos 
nath , oder auf körperliche Züchtigung über zehn Streiche ers 
Bannt , oder wo der Beweis aud dem Zufammentreffen der 
Umſtände geführet wird , dad Protofoll fammt den Unterfus 
chungsacten dem Kreisamte vorgelegt werden müſſe. Vid. 

400; 

2. daß dad Kreisamt fodann, wenn felbes kein Be 
denken findet, den Unterfuhungsdact lediglich mit der Bezeich« 
nung: »Eingefehen.« Kreidamtu. f.w. zurückſchicke, 
oder bey entdedten weſentlichen Gebrehen oder Bedenklich 
Zeiten entweder binfichtlich der Verhandlung, oder’ Hinfichtlich 
der ausgefprochenen Strafe mit feinen Bemerkungen an die 
Landesſtelle einfende. Vid. $ 401, 

3. daß diefe freisämtlichen Bemerkungen auch jenen Un« 
terfuhungen beyzufügen feyen, über welche den Ränderftellen 
die Beftätigung des Urtheiles in Folge des Strafgeſetzes aus: 
drüdlih vorbehalten ift; e 

4. daß endlich diefe Einbegleitung durch das Kreisamt 
nur bey den Hauptflädten zu unterbleiben habe, in welchen 
derlen Urtheile unmitelbar von dem Magiftrate; der Lan- 
desftelle vorzulegen kommen. Vid. Hofdecret vom'&. 
May 1800. | 


$. 189. 

E3 fann gegen ein folched von ber politifchen Obrigkeit Recurfe. 
gefälltes Strafurtheil der Recurs entweder von dem Ber: 
urtheilten felbft, oder von deffen Anverwandten in auf: und 
abfteigender Linie, von dem Ehegenoflen, von dem Vormun⸗ 
de, von der Grundobrigfeit für ihren Unterthban, von dem 
Meiiter oder Lehrer für feine Gefellen oder Lehrjungen, von 
dem Dienſtherrn oder Dienftfrau, für ihre Dienftleutemünd» 

Lid) oder [hriftlich angemeldet, und ergriffen werden. 
$. 409. 415. 
$. 190. 

Gegen jene Urtheile, welche die Obrigkeit zu Kolge der Termin. 
SS. 400 und 408 diefed Strafgeſetzbuches auch ohne den 
Act der höheren Einficht und Beſtätigung vorlegen zu müf: 
fen, vollziehen darf, muß der Recurd, wenn das Urtheil 
auf Züdtigung mit Streihen ausfällt, fogleich, außer 
dem aber immer längftens binnen 24 Stunden nad) erfolg-. 
ter Kundmahung des Urtheiled angemeldet, und in ber Res 
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gel binnen drey Tagen eingebracht werben. Es kann jedoch 
dieſe Friſt nach Umſtänden auch bis auf ſech s Tage erſtreckt 
werden. Vid. $$- 417, 416. 

HOingegen muß gegen jene Urtheile, die der Einſicht des 
Kreisamted oder der höheren Beftätigung unterliegen, der 
Recurs binnen drey Tagen angemeldet, und binnen der 
folgenden acht Tage entweder [hriftlich überreicht oder münd⸗ 
lich zu Protokoll gegeben werden. Vid. $. 418. 


$. 191. 
Ginfiht, ‚Dem Recurdnehmer ift nicht geftattet, die Einſicht 
in bie in die Unterfuchungdacten zu nehmen, doch ift die Obrigkeit 
Unterfusghuldig, demfelben auf geftellted Anlangen die Beweg: 


Hunst gründe des Strafurtheiled binnen 24 Stunden hinauszus 
geben. Vid. $. 420. 


$. 192. 


B gnas Es kann gegen das angefündigte Urtheil auch der Weg 
bigung. per Gnade ergriffen werden. Vid. $. 409. 


$- 193. 
Bon wel: Diefer Weg der Begnadigung kann von allen jenen Per: 


u fonen ergriffen werden, welche nad dem $. 415 zum Res 
curfe für den Verurtheilten berechtiget find. 


$. 194. 

-. = Dem Kreidamte fteht in Anfehung des 5. 400 die Mil: 
Disamg, berung ber Strafe, der Landesſtelle aber die gänzliche 
suftepe. Nachſicht zu. 

In Anfehung der Urtheile des $. 402, ift aber der Lan 
deöftelle nur die Milderung, der politifhen Hofitelle 
jedoch die gänzlihe Nahficht überlaflen. 

Endlich müflen jene Gnadenbewerbungen über ſolche Ur: 
theile, die nach dem $. 407 der Hofitelle vorzulegen kom: 
men, dem allerhöchften Landesfürften vorgeleget werden. Vid. 
65. 430 und 431. 


| u J. 195. | 
Termin Die Termine bey Begnadigungdgefuchen find eben 
jene, wie bey Recurfen. Vid. $. 428. 
$. 196. 
Radıe  ° Bey vorfommenden Begnadigungdgefuchen Toll von den 
fitserspolitifhen Behörden niemahld ohne wichtige Gründe eine 
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Vachſicht ertheifet oder hierauf eingerathen, und überhaupt tyeilun: 
hierbey hauptfählih nur auf das Zufammentreffen mehres gen. 
rer mildernder, oder auf das Eintreffen erheblicher, von dem 

Geſetze nicht vorgefehener Umftände Rüdficht genommen wer» 

ben. Vid. $. 432. . 


S 102. 
‚Die Behörde, welche die Gerichtöbarkeit bey ſchweren Organi: 
Poligey.Uebertretungen ausübt, hat aus einem Richter, und fation 
einem Actuar zu beftehen. Vid. $. 290. u - de Ge 


| richt es. 
.$. 198. ee : 


Um das Amt eines Richters führen zu Fönnen, muß ber: Eigen« 
felbe daS vier und zwanzigſte Sahr feines Alters erreicht ha— 19. a = 
ben, und mit dem nach einer ordentlichen Prüfung aus dem finenden 
Strafgeſetzbuche erworbenen Zeugniß der Fähigkeit zum Rich» x ihters , 
teramte versehen fenn. 

Sowohl der Richter als Actuar, müflen zu ihrem Amte 
beeidiget werden. Vid. $. 291. 


$. 199. | 
Die Prüfung aus diefem Theil des Strafgefegbuches Prüfung 
bat das Kreidamt vorzunehmen, und von diefem fömmt auch 
dad Zeugniß zur Fähigkeit dieſes Richteramtes auszufertigen. 


$. 200. z P) 


Zur Aburtheilung find nebſtbey zwey verfländige und Benfi- 
unbeſcholtene Männer aus der Gemeinde des Unterfuhungd» Her. 
actes beyzuziehen, folhen in Gegenwart des Unterfuchten 
das Protofoll bedächtlich vorzulegen, welches fodann von ih⸗ 
nen mitunterfertiget wird. Vid. $. 380. 


$. 201. 


Wegen der Beftreitung der Koften, die in einer ſolchen Koften. 
Unterfuhung auflaufen, beftehen folgende Vorſchriften; | 
nähmlid: 

1. daß alle derley Amtshandlungen von Amts we— 
gen zu verrichten, und eine Taxe nicht anzurechnen, fo 
wie auch, daß alle Schriften ftämpelfrey, und wenn felbe 
verfendet werden müflen, auch portofrey feyen. Vid. $. 444. 

2. daß die Fuhren zur Ablieferung eines Verhafteten von 
der Gemeinde unentgeldlich durch Vorfpann geleiftet 
werden müſſen. Vid.’$. 445 ; 

3. daß Aerzte, Wundärzte, Hebammen und Eunftver: 
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ftändige ihre Anzeigen, Beugniffe und Gufachten unent- 
geldlich abzugeben haben, ihnen aber, wenn fie auß eis 
nem anderen Orte herbeygerufen werden, die Fuhr und 
Koft zu vergüten fey; 

4. daß den von einer anderen Ortfchaft herbeygeforder⸗ 
ten Zeugen, wenn fie vom Zaglohne leben, und nun diefen 
wegen diefer VBorforderung entvehren müſſen, der gewöhn— 
lihe Taglohn erfeget werden müfle. Vid. $. 447. 

5, daß die Bothengänge, welde von ſolchen Leuten ver: 
richtet werden, welche nicht ohnedieß im Dienfte der Obrig« 
keit ſtehen, mit zehn Kreuzer für jede Meile ded Hin-⸗ und 
Rückweges zu bezahlen feyen. Vid. $. 4485 

6. daß übrigens der Erſatz von dem Unterfuchten in 
dem Kalle geleiftet werden müſſe; 

a) wenn derfelbe ftraffällig erfannt, oder 

b) die Unterfuhung aus Mangel rechtlicher Beweife 
aufgehoben wurde, der Unterfuchte auch ſelbſt Veranlaſſung 
zur Unterfuhung gegeben bat, und 

c) durch die Eintreibung des Erſatzes nicht etwa die 
Leiftung der dem Klagenden zuerfannten Entſchädigung er: 
fhweret, oder die Erwerbung des dazu Verpflichteten und 
der Unterhalt der Seinigen darunter leiden würde. Der Er: 
fag der-auf fünf Kreuzer täglich feitgefegten Abzugskoſten 
ift nach diefen Grundfägen anzuordnen, Vid. $$.449, 450, 451. 


$. 202. 


Erlös Die fhweren Polizey » Hebertretungen erlöfchen theils 

hung durch den Tod des Befchuldigten, theild durch die ausges 

ueken fandene Strafe, theild durch die Erlaflung der Strafe, end» 

eretuns lich durch die Verjährung nad den in dem Strafgefegbuche 

gen. im vierzehnten Hauptitüde in den $j. 270, 271, 272, 273, 
274 und 275 aufgeftellten Grundfägen. 


6. 203. 


Befondes Nah Inhalt des Hofdecretes vom 30, September 1807 
(br re wurbe in Gemäßheit allerhöchiter Entſchließung hinſichtlich 
für die der Behandlung der ſchweren Polizey-Uebertretungen fürg le 
daupt. Provinzialhbauptftädte, wo die Landesſtelle ihren Sig 
Kädte. bat, eine befondere. Vorſchrift ertheilet, und der dießfällige 
Wirkungskreis in, den bier unter folgenden Fällen den Poli: 
jey:Directionen ausfchließend eingeräumet, in welchen Fäl— 
len leßteren daher fowobl die Unterfuhung, ald aud bie 

' Aburtheilung zufteht. Diefe Fälle find folgende: 
1. Audruf von Bebethen , Liedern, Gedichten, Kriegs: 
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nachrichten, Befchreibungen ꝛc. ohne für jeben bie Erlaub- 
niß der Behörde erhalten zu haben. Vid. Strafgefep: 
bud. $. 07. | 

2. Mißhandlung der öffentlih anggichlagenen Patente, 
Verordnungen, der von der Obrigkeit unterfertigten Urkun— 
den durch Abreißen, Berreißen, Befudeln u. dgl. $. 74. 

3. Meldung der fremden, wenn foldye falfch ift, oder uns 
terlaffen wurde; Nichtanzeige der Veränderung der Einwohs 
ner ; und zwar 

a) gegen Eigenthümer, Adminiftratoren und Sequefter 
eines Haufes, | 

b) gegen Afterbeftandgeber, 

c) gegen die zur Beherbergung berechtigten Gaftwirthe, 

d) gegen jene, welde in den Meldungszetteln,, fälfch- 
liche Umftände von ſich angeben. $. 78. 

4. Hinmwegreißung oder abfichtlihe Befhädigung auf: 
geftellter Warnungdzeichen. $. 77; 

5. Rückkehr eines von der Polizey Abgefchafften, jedoch 
nur in folhen Fällen, wo die Hinwegweifung aus geheimen 


Staatdurfachen erfolgt ift. $$. 81, 82. 
6. Baden in Flüffen oder Zeichen außer den von ber 


Obrigkeit beftimmten Orten. $. 93. 

7. Baumeifter, wenn fie bey einem Baue die Wars 
nungdzeichen aufzuftellen unterlaffen. Herabwerfen auf Stras 
Gen , wodurch die Borübergehenden befchädiget werden kön— 
nen, oder ; 

8. Berftellung der Fenfter und Erfer, ohne dad dahin 
Geftellte oder Gehängte gegen das Herabfallen hinreichend ge: 
fihert zu haben. $$. 133, 135, 178. J 

9. Fahren und Reiten, (ſchnelles) wenn Niemand bes 
fhädiget worden. $. 179. 

10. Straßenverftelung, oder VBerftelung der Pläge, 
Straßen, Häufer, Gewölbe zur Nachtzeit dur Wägen, 
Fäffer u. dgl., oder wenn diefe bey eintretender Nothwendig— 
Peit ohne Anzeige an die Obrigkeit, und Audftellung eines 
Warnungdzeichens von ein oder zwey Laternen 3. B. bey 
Baumaterialien, Waaren u. f. w. auf der Straße gelaffen 
werden. (S. 174, 176, 178. 

11. Straßenverftelungen dur Wägen der Reiſenden 


und Fracdtwägen. $. 175. : 
12. Unterlaffene Anzeige eined wegen der Wuth verdäch— 


tigen Thieres. $. 141. 
13. Halten wilder, und ihrer Natur nad ſchädlicher 


Thiere, ohne obrigkeitliche Erlaubniß. $. 142. 


174 


14. Vernachläſſigung häuslicher Thiere mit bäsartiger 
Eigenfhaft. F. 145. 

15. Anhegen und Reigen der Thiere, wenn dadurch 
auch Feine Befhädigung verurſacht wird. $. 146. 

16. Raufhändel , wenn dabey Feine Verlegung er: 
folgt. $. 130. 

17. Lohnfutfcher, welche einen der Polizey nicht vorge 
ſtellten, oder vom derfelben nicht tauglidy befundenen Knecht 
fahren laflen. $. 181. 

. 18. Kutſcher oder Knechte, welche befpannte Wägen, 
oder Pferde ohne Belpannung im Freyen ohne Aufſicht ſte— 
ben laſſen, wenn gleich fein Schaden erfolgt. $. 182. 

19. Beſchimpfung, wörtliche oder thätige auf Öffentlis 
ber Straße, oder wo der Ort befondere Anſtändigkeit vor— 
fchreibt , ald im Theater, oder in ſolchen öffentlichen Unter- 
haltungdörtern, wo man die Polizeybeamten zur befonderen 
Aufficht beftellet hat; die Behandlung dem Erpedenten im 
a ift ohnedieß einer befonderen Vorſchrift zugewies 
fen. F. 241. 

20. Bey BVorfällen, in welchen Aeltern, Vormünder 
u. dgl. unter dem im $. 269 des Strafgefegbuches beſtimm⸗ 
ten Verbältniffen die Hilfe der Polizey in Anſpruch neh— 
men, und ſich an eine andere Behörde nicht weifen laffen. 
$. 269. Endlich 

21. wegen Errichtung geheimer Geſellſchaften, ihren 
Theil nehmen, unter folhen Umftänten, wo eine Verlaut— 
barung nachtheilige Folgen haben könnte, und die Unterfus 
hung , oder weitere Verfügung der Obrigkeit zu überlaffen 


nicht räthlich ift. 





Bon dem Rechte der Gewerböverleihung. 


ns 


$. 204. 


Pant ift es, baß die Gewerbe, und die verfhiebenen Rechtder 
Gattungen derfelben nah und nad aus den Bedürfniffen Gewerbes - 
ber Menfchen, aus Bequemlichkeit und Luxus entflanden, Perleis 
und zur Erhaltung oder Feflfegung einer Orbnung in der buns. 
Ausübung bderfelben von der Staatöverwaltung Satzungen 

und Vorfchriften ertheilet wurden, in Folge deren hie Obrig⸗ 

keiten, denen die Bedürfniſſe der in ihren Bezirken befindlis 

hen Bewohner am nächften bekannt feyn konnten, auch die 
Gewerbe verliehen haben. 

Nach dem Hofdecrete vom 22. September 1783 wurbe 
hierüber ausdrüdlich angeordnet, daß den Dorfobrigkeiten als 
lein das Recht zuftehe, Gewerbe zu ertheilen. 

Durch das ſpätere Hofdecret vom 29. April 1791 wurde 
erfläret, daß das Recht der Gewerböverleihung in den 
Städten den Magiftraten, und auf dem Lande den Orts— 
obrigkeiten, welchen die Localnahrungsfähigkeit am beften 
befannt feyn muß, zuftehe, und fich die Landesſtelle unmit> 
telbar in diefe Verleihung nicht einzumengen habe. 


$. 205. 


Die Gewerbe werdeninCommercials und Poligey⸗ Abtpeis 
gewerbe abgetheilet. lung. 


G. 206. 
Unter Sommercialgemwerben merben jene verflan: Sommer: 


den , welche fich mit Verarbeitung und Verkehr jener Ges © a — 
genſtände, Fobricate und ſolcher Luxuswaaren beſchäftigen, 
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die zur Erhaltung der Nahrung, Sicherheit, Ruhe und Ord⸗ 
nung nicht nothwendig find, und auch mehr Induſtrie ers 
fordern. 3. B. Bildhauer, Geigenmacher u. dgl. 


$. 207. 


Poligeys Polizeygemwerbe find hingegen jene, welche ſich 
Gewerbe mit der Verfertigung, oder mit dem Handel der allgemein 
nothwendigen Bedürfniffe und Feilfchaften befhäftigen, oder 
aud auf die innere Sicherheit, Ordnung , Gefundheit mehr 
Einfluß haben, und eben — auch der politiſchen Obſorge 
beſonders unterliegen. 3. B. Fleiſchhauer, Rauchfangkeh⸗ 
rer u. dgl. 
§. 208. 


unters Bwifchen den Gommercial:, dann den Polizeygewerben 
Si, beſteht der Unterſchied darin, daß erſtere ohne Rüdfiht auf 
——— die ſchon in hinlänglicher Zahl in gleicher Gattung vorhan= 
Semwer, denen Gewerbe, letztere aber nur auf die Nothwendigkeit des 

ben. Localbedürfniffes befhränft, und verliehen werden dürfen. 
Dad Hofdecret vom 30. April 1304, enthält bier 
über ausdrüdlih, daß die Gommercialgewerbe in 
den Provinzialftädten und auf dem flachen Rande feinen en— 
gen Gränzen zu unterziehen, und die Ertheilungen der Dieß- 
fäligen Befugniffe nicht zu erfhweren, in der Hauptſtadt 
aber bey jenen Commercialzweigen, bey welden fid nicht 
ein befonderer Vortheil in feinem Fortfommen zeigt, bey 

der Verleihung mit mehr Strenge fürzugehen fey. 


$. 209. 
Bezeid: Es liegt nicht in Jedermann Beurtheilung , ob dieſes 
nung der oder jened Gewerb unter die Commercial- oder unter die Pos 
Sommer Tizengewerbe gehöre. Zur Behebung der dießfäligen Miß- 
Polis Aa verftändniffe, wurde daher unterm 23. May 1792, denen Orts⸗ 
Grwerbe. obrigfeiten ein Mufter und refpective.BVerzeichniß der allda 
befindlichen Commercial» und Polizengewerbe mit dem Ans 
hange mitgetheilt, fich bey der dießfälligen Claſſification nach⸗ 
ſtehenden Unterſcheidungsbegriff gegenwärtig zu halten, nähm⸗ 
lich: daß die Commexcialgewerbe von den Polizeygewerben 
dadurch ſich unterſcheiden, daß erſtere mit ihren auf Verlag 
hervorgebrachten Erzeugniſſen ſich nicht, wie die letzten auf 
das Ortsbedürfniß beſchränken, ſondern überdieß ſolchen 
noch auswärts abzuſetzen ſuchen, dann daß unter dem aus⸗ 
wärtigen Abſatze nicht bloß der Handel im Auslande, fons 
dern auch ſchon der Verkauf außer der Provinz, nad) Um⸗ 
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ftänden felbft außer bem Orte, wo fie-angeleget-find ,. ver; 
flanden werde. 

 Soiftz. B. die Kartenmahlerey öffenbar unter 
die Commercialgemerbe gehörig, da felbe nicht zur abfolus 
ten Bedürfniß des Ortes gehöret, und auch mit befondes 
rer Induftrie verbunden ift, fo zwar, daß aus manchen 
Drten die Karten vorzugsweife gefucht, und ‚felbft bis in 
dad Ausland verfhidet werden. Es wäre daher ben Staats» 
grundfägen nicht zufagend, das —— — Gewerbs⸗ 
beſchäftigungen zu hemmen. ee 














$. 210. 
Berzeidhniß, „reiei® 
Sie 
MN. Kreis. Herrfhaft, Gut oder Stabtel 
der allda befindlichen Commercial: und Polizeygewerbe, und 
Ä — 
| — 
Commercialgewerbe. SE Polizeygewerbe.. | ES 
rn ze a ie Wr u 57 
Sildhauer. ia 
Bleichen auf Leinwand Fleiſchhauer. 
und Garn. Hufſſchmiede. 
Buchbinder. Rauchfangkehrer. 
Drechsler. Schuſter. 
‚Eifenhämmer. Schneider. 
Shöntunft- und Seifenfieder. 
Schwarjfärber. Zifchler. 
Feilhauer. Ziegeldecker. 
Glas hütten. Maurer. 
Glasmahler. Zimmerleute. 
Glasfchleifer. Faßbinder. 
Glasſchneider. Töpfer. 
WGeigen⸗, Muſikalien⸗, Steinmetzer. 
4 — 2— Slaferer. 
Gold⸗ und Sitberar: Haußbleichen. 
| beiter: Leinwand und Garıı. 
Gürtler. Wagner. 
WHammerſchmiede. 
Handſchuhmacher. 
Hutmacher. 
Baus Macher. AN ” 
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GCommercialgewerbe. SE Polizengewerbe. 
=} —⸗ 





Kartenmahler. 
Knoͤpfmacher. 
Kupferſchmiede. 
Kürſchner. 
Lederer, Rothgärber. 
Lebzelter. 
Leinweber. 
Leinwanddrucker. 
Nadler. 
Nagelſchmiede. 
DOehlmahler. 
Papierer. “z 
fannenbämmer. 1! | 
‚Pofamentierer. 
Pottaſchenſieder. 
Püchſenmacher. 
Düchenfeifter. 
Riemer. 
‚Sailer. 
‚Saliterfieder. 
Sattler. 
Senſen⸗Sichelſchmiede 
Schlöſſer. 
Steinſchneider. 
Strumpfwirker. 
Strumpfſtricker. 
‚Spengler. 
Spinner, Flachs⸗, 
MWol-, Baumwoll. 
Tuchmacher. 
Tuchwalker. 
Tuchſcherer. 
Uhrmacher. 
Wachszieher. 
MWeißgärber. 
Wollzeugmacher. 
Zeugſchmiede. 
Zinngießer. 















| 


Commercialgewerbe. 





Zwirnfpig » Klöppler 
u. dgl. mehrere, wel- 
he mit ihren auf 
Verlag bervorge- 
brachten Erzeugnif: 
fen fich nicht auf das 
Ortsbebürfniß ein: 
fhränfen , fondern 
auch ihre Erzeugnif- 
fe außer Landes ver- 
äußern, die übrigen 
alle find unter die 
Polizeygewerbe ges 





börig. 


‚Sign. M.N.,den 1792. 


“ 
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6. 211. 


Polizengewerbe. 








Ortsvorſteher. 


Das Hofdecret vom 2. May 1809, durch welches die Nähere 
Oränzen zwifchen den Commercial: und Polizengewerben Andeus 


deutlich beftiimmt wurden, enthält über die Polizeyge- 


tung. 


werbe ein umfaflendes Verzeichnig mit dem Anbange, 
daß alle übrigen Gewerbe, die nicht in die ſem Verzeich— 
niffe enthalten find, unter die Commercialgewerbe gehören. 
Berzeihniß 
der Polizgeygewerbe. 


1. Anftreicher. 

2. Apotheker. 

3. Bäder. 

44. Barbierer. 

5. Bierbrauer. 

6. Bierverleger. 

7. Bierwirthe. 

3. Bierfhänfer. 

9. Branntweiner. 
10. Bratelbrater. 
11. Braumeifter. 


.Buchdrucker. 
.Buchhändler. 
.Chokolatemacher. 

. Dürrfräutler. 

. Erbfenhändler. 

. Effighändler. 

« Faßbinder, Böttcher. 
« Faßzieher. 


Fiſcher. 
. Fifchhändler, Fiſchkäufer. 
- Fleifhhauer, Mebger. 
12 * 
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23. Fleifchfelcher, Fleifhräu:|]28. Fütterer. 


cherer. 
24. Fleckſieder. 
25. Fragner. 


29. Gänſe⸗ und Geflügel⸗ 
händler. 
30. Gärtner. 


26. Fratſchlerweiber, Hödler:||31. Gaſtwirthe. 


weiber, Höckler. 


32. Geburtshelfer. 


27. Fuhrleute, Fiacker, Land- 33. Germhändler. 


und Miethkutſcher. 
Anmerkung. Hierher 


34. Glaſer. 
find jedoch die Gladmahler, 


Glasſchleifer, Glasfchneider , bey welchen eine befondere 
Snduftrie insbeſondere erforderlich iſt, nicht zu zählen. 


35. Qurfenhändler. 

36. Greißler. 

37. Griedler. 

. Hebammen. | 

. Dolipenbäderinnen. 

. Holzführer. 
olzhändler. 

. Holzverfilberer- 

. Huffchmied. 

. Kaffehfieder- 


. Magenbeugelhänbdler. 

. Mandolettibäder. 

. Maurer 

. Mepifpeismadher. 

. Merungräumer. 

. Methfieder. 

61. Müller. 

62. Mufilanten. 

63. Nachtführer. | 
64. Debftler, Obſthändler. 


65. Paftetenbäder. 

66. Perüdenmader (oder 
Frifeur). 

67. Pflafterer. 

68. Yuserinnen, als da find: 
Band: , Dünntudy- , Haus 
ben:, Spigen: Pugerinnen 


u. dgl. 
69. Rauchfangkehrer. 
70. Sägemüller. 


45. Kalkbrenner. 71. Sauerfräutler. ° 
46. Käßitecher. 72. Schleifer. 
47. Kipfelftände u. Brotſitzer. 73. Schloffer. 
48. Garköche, Köche, Gar-74. Schiffmeiſter. 
küchler. 75. Schiffmuͤller. 
49. Krapfenbäcker. 76. Schmalzverſilberer. 
50. Kräutlerinnen, Grün— 77. Schneider. 
zeughändler. 1178. Schuſter. 
51. Krenhändler. 79. Seifenſieder u. Oehleret. 
52. Lackierer. 80. Seſſelträger. 
53. Lebzelter. 31. Stärk: und Harpuderma⸗ 
54. Magaronihändler. cher. 


82. Steinmege. 

83. Stodaturer. 

84. Zandler, Trödler. 

85. Zifchler. 

86. Zraiteurd und Meflaus 
rateurd. 


1187. Wäfcherinnen. 


88. Weinſchänker. 
89. Wildpräthändier. 
90. Wundärzte. 
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91. Wurſtmacher. 95. Zimmermeiſter. 
92. Ziegelbrenner. ‚96. Zuderbäder. 


93. Biegeldeder. 192. Zwetſchkenhändler. 
94. Ziegelſtreicher. | 

“ Anmertung. Wenn gleich einige Gewerbe eben nicht 
nothwendige Bedürfnifje herichaffen, wie 3. 3. Zuderbäder, 
fo werden fie Doch in dem Anbetracht , daß fie Gegenftände 
zur Verzehrung liefern, und daher mehr der polizeylichen 
Aufſicht unterliegen, in die Polizeygewerbe eingereihet. 


$. ar. | 
‚ Diej Gewerbe werben weiters in perfönlicde, ver: BVeitere 
fäufliheundradicirte Gewerbe abgetheilet. an 
| $. 213. 


Perfönlihe Gewerbe find jene, welche Iediglich der Perfön- 
Perfon verliehen, und daher weder an Jemand anderen übers lihe Ges 
‚tragen, veräußert werden fünnen. - | wierbe. 
$. A4. 
Durch die unterm 20. Hornung 1795 ergangenen Vers Vorſchrif— 
ordnung, find hinſichtlich der Eigenſchaft eines Gewerbes Ften bier 
folgende weſentliche Grundſätze auͤfgeſtellet, und nachftehen, über. 
de Vorſchriften ertheilet worden: an 
1. daß dad Perfonalgewerb mit dem Tode de Acqui⸗ 
renten, wenn er unverehelicht ſtirbt, zu erlöſchen habe; 
2. daß dieſes Gewerb aber, wenn der Acquirent ver 
ehelicht war, an deffen zurüdgelaffenes Eheweib übergebe, 
3. daß in dem Falle, ald der Inhaber eines ſolchen 
ordentlich erlernten Perfonalgewerbed zugleih Bürger if, 
Söhne mit den hierzu erforderlichen Eigenfchaften hinter: 
läßt, diefen leßteren, jedoch nur ceteris paribus , oder bey 
gleihen Eigenfchaften, Fähigkeiten, Verdienften, nach Ab» 
fterben der Mutter, oder auf ven Kal, als fie ſich an einen. 
anderen Gewerbömann verheirathet, überdieß die Zahl die— 
fer Gewerbe nicht ohmedieß ſchon überfegt ift, der Vorzug. 
von den Übrigen Mitwerbern eingeräumt , 
4. daß übrigens die Perfonalgewerbe weder vererblich 
noch verfäuflich,, hiermit auch zu einer Verpfändung, Vorz 
merkung, Belaftung nicht geeignet ſeyn, und 
_ 5. daß diefe Gewerbe von der Dorfobrigfeit nach Gut- 
befinden übertragen werden mögen. 


— 3. 210. — Verkäuf— 
Vlerkäufliche Gewerbe find diejenigen, welche zwar liche Ges 
* keinem Haufe ankleben, doc aber von den Inhabern anfeine werbe. 


Bor: 
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Kinder übertragen, verkauft, verfchenfet, verpfändet wer— 
den können, und mit welchem Gewerb der Inhaber wie mit 
feinem anderweitigen Privateigenthume zu fehalten und wals 
ten berechtiget ift. " 


$. 216. 
Obbemeldted Hofdecret enthält dießfalls folgende Grunds 


ſchriften ſätze und Vorfchriften; nähmlich: 


hierüber. 


1. daß dieſe Gewerbe verkauft, verſchenkt, verpfändet 
oder durch was immer für einen rechtmäßigen Privattitel an 
einem Dritten abgetreten werben; 

2. daß felbe zwar einen Gegenftand des Grundbuches nicht 
ausmachen, weil fie auf Grund und Boden feine Beziehung 
haben, daß fie daher auch den Grundbücern nicht einge- 


. fihaltet, indeffen aber hierüber in den Städten und Märfs 


ten, wo Magiftrate find , bey diefen legteren, außerdem 


_ aber bey den Dorfobrigkeiten ordentlihe Vormerkungsbü—⸗ 


her errichtet werden können, und von ihnen zu führen jeyen, 
in welchen jedem beftehenden (verfäuflichen) Gewerbe fein be= 
fondered Folium zu widmen, auf diefem der Befisftand, und 
die mit felbem fich ergebenden Veränderungen mit Beziehung 
auf den Werth einzufhalten, und fo auch alle hierauf fi 
beziehende Pfandfchaften ordentlich einzutragen find, wofür 
mäßige Protofollirungdtaren mit 15 Er. für jeden Act der 
Eintragung , fie mögen den Befigftand oder bie Onerirung 
betreffen, abzunehmen fommen; endlich 

3. daß bey öffentliben Verfteigerungen derjenigen Häus 
fer, worauf ein verfäufliched Gewerb betrieben wird , vor 
ber Verfteigerung der befondere Normalpreis des ver 
fäuflihen Gewerbes befannt gemacht, diefer fodann dem 
höchſten Anbothe des Haufed zugeichlagen werde, daß übriz 
gend die abgefonderte Berfteigerung eines verfäuflichen Ges 
werbed nur dazumahl Statt finden fönne, wenn fein Käus 
fer den Normalpreis für foldhes anbiethet, der aber auch 
nicht überfchritten werden darf, und wobey der Obrigkeit in 
dem Falle, wenn mehrere Käufer ſolchen zugleich anbiethen, 
die Wahl überlaffen bleibt, wenn felbe einem aud dieſen 
Käufern dad Gewerb zuwenden wolle. 

Anmerkung. Der eigentlihe Normalpreis, der bey 
einer ſolchen Verfteigerung zum Grund geleget wird , ift der 
legte vorige Veränderungswerth , welcher in dem Falle, als 
folcher bey diefer leten Veränderung nicht befonders aus« 
gedrüdt , fondern in dem Geſammtwerthe oder Kauffcils 
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linge des Hauſes, Geräthſchaften begriffen ift , von d 
Landesſt elle zu beſtimmen fömmt. giiffen if, * 


$. 217. 


Radicirte Gewerbe find diejenigen. welche mit ei: Rabicirs 
nem Haufe untrennbar verbunden, dem Grundbuche eins te@ewer- 
verleibt, und in der Hausgewähr enthalten find. be. 


. 218. “ 


Die Vorſchriften hinſichtlich dieſer Gattungen von Ge Bor 
werben befichen nach obbemeldtem Hofdecrete im Folgenden; ſhriften 
nähmlich: | - hierüber. 

1. daß diefe mit einem Haufe untrennbar verbundenen 
Gewerbe lediglich einen Gegenftand des Grundbuches aus- 
machen, folglich aud auf felbe nur von der Grundherrfchaft 
Belaftungen u. dgl. bemilliget werden können ; 

9. daß diefe Gewerbe niemahld ohne Vorwiſſen und 
Bewilligung der Landeöftelle, und nur nach vorläufiger Eins 
vernehmung und Zuflimmung der Gläubiger getrennt, dies 
fer Zrennung aber auch nur bey befonders wichtigen Urfa- 
chen Statt gegeben werde; endlich j 

3. daß fünftighin neue Radicirungen gar nicht mehr 
Statt finden, und bey vorhandenem radicirten Gewerbe in 
diefer Eigenschaft bey Veränderungen erlofhen gemacht 
werden follen. 

| $. 219. | 

Das Recht der’ Gewerböverleihung ift zwar, jeboch mit Rebt ber 
Ausnahme der Großhandlungen und Fabriks-Con— —— 
ceſſionen in den Städten den Magiſtraten, und auf 
dem Lande den Ortsobrigkeiten eingeräumt, indeſſen be— 
ſtehen für dieſen Fall mehrere beſchränkende und erläuternde 
Berordnungen im Folgenden: 

1. daß die Perſonalgewerbe nur dann erſt verliehen 
werden follen, wenn die Grundherrſchaft dawider fein ge- 
gründetes Bedenken hat. Vid. Hoferledigung vom 
18. März 1764. . 

2. Daß fich bey Verleihung der Polizengewerbe fortan 
gegenwärtig zu halten fey, derley Gewerbe weiters, ald 
der jeweilige anwachfende Bevölkerungsſtand es erfordert, 
über die beftehende Zahl nicht zu vermehren. Vid. Hofdes 
ceret vom 16. Februar 1791. 

3. Daf durch das in Folge Dofdecreted, vom 29. April 
1791, ben Magiftraten und Ortsobrigkeiten eingeräumte 


Art der 
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Befugniß der unmittelbaren Gewetbsverleihung keineswegs 

jene Vorſichten aufgehoben worden ſeyen, unter welchen die 
Verleihung der Commercialgewerbe von der Landesſtelle erthei⸗ 
(et worden find, nähmlich die vorläufige Einvernehmung ber 
Zünfte, Meifterfchaften, und an einem Orte bereit vor⸗ 
handenen Gewerbötreiber, denen eben fo, wie den Anwer⸗ 
bern der Mecurd an die Landes: oder Hofftelle, wenn fie 
fih durch den Beſcheid der Obrigkeit gefränft halten, vors 
behalten bleibt. Vid. Hofdecret vom 30. May 17915 

4. daß fi dad obbefagte Hofdecret vom 29. April 1791, 
nicht bloß auf die Commercial-, fondern auch auf die Polis 
zeygewerbe zu erfireden habe, und daher auch bey diefen 
leteren Gewerbsverleihungen die Polizeyzünfte und Meis 
fterfchaften zu vernehmen feyen, diefen eben fo wie bey den. 
Gommercialgemwerben der Recurs bevor bleibe. Vid. Vers 
ordnung vom 22. September ı791. 


| 6. 220. : 
Es ift ſchon bemerkt worden, daß dad Recht der Ger 


Berlei⸗ werbsverleihung in den Städten den Magiftraten, und auf 


bung. 


Recurs. 


dem Rande den Ortsobrigkeiten, mit Ausnahme der Groß: 
handlungen und Fabrifdconceffionen zuftehe. 

Der Gefuchmwerber hat daher bey diefem Magiftrate oder 
Ortsobrigkeit, in deffen Bezirk er ein Gewerb zu erhalten, 
und auszuüben wänfcht , fein fchriftliches Geſuch einzureis 
ben, und folched mit den erforderlichen Documenten zu be> 
legen, worüber fodann dad Handwerk ,. Mittel ıc. um Aeus 
Berung vernommen, und dann ſowohl dem Gefuchwerber , 
ald dem betreffenden Handwerk, Mittel zc. die Entfheidung 
zugeftellet wird. 


$. 221. 


Gegen diefen erften Befcheid kann ſowohl der Geſuch⸗ 
werber, als dad Handwerk, Mittel ıc. an die vorgeſetzte hö- 
here Behörde nehmen. Es beftehen für diefed Berfahre 
folgende Vorſchriften; nähmlich: | 

1. daß ein folcher Recurs von der Partey von bem Zage, 
da derſelben der Beſcheid zugeftellet worden iſt, innerhalb 
vier Wochen bey ber unteren Behörde angemeldet, und dann 
binnen vierzehn Tagen der Recurs felbft bey der oberen - 
Behörde eingereihet werden müſſe, widrigens eim folcher 
Recurd nicht mehr angenommen, oder darauf Rückſicht ges 
nommen werden barf; 
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9. daß ſich jene Partey, welche den Recurs ergreift, 
bey der unteren Behörde dur einen Einreichungsproto> 
kollsauszug der höheren Behörde, über die gefchehene Ein» 
reihung ben derfelben auszumeifen, die Gontrolle aber in 
Anfehung des Zaged, an welchem die Parteyen die beſchwe— 
renden Beſcheide erhalten, bey den von Amtömwegen zuzu— 
ftelienden Befcheiden, durch die von den Parteyen eigenhän- 
dig zu unferzeihnenden Zuftellungsbogen bey den zu bezah- 
enden, und dießhalb von den Parteven felbft in den Zar: 
Ämtern zu behebenden Befcheiden hingegen durch die Zar- 
ämter mittelft Anmerkung des Tages des Empfanges fowohl 
auf das Actenftüd, welches hinaus gegeben wird, als in den 
Taxcontrollbüchern zu führen ſey; Zr 

3. daß in den angeführten Fällen, wo gemeinigli Ko: 
ften mit dem Agtritte eines Gewerbes verbunden find, der 
in der vorgefchrfebenen Zeit ergriffene Recurs allezeit einen ' 
Stilftand der Verfügung der unteren Stelle (effectum 
. suspensivum) nad) fich ziehe, damit die Parteyen nicht vers 
leitet werben, unnütze Auslagen zu machen; 

4. daß die Behörden, bey welchen die Recurfe vorfoms 
men, ihre Berichte hierüber möglichft zu befchleunigen haben ; 

5. daß in dem Endbefcheide, weichen eine untere Bes 
hörde ertheilet, beyzurüden fen, daß näbmlih jener Par: 
tey, die fih dadurch gefränft hält, unberommen bleibe, 
innerhalb der vorhin beftimmten Frift den Necurs an die 
höhere Behörde zu nebmen; 

6. daß Recurdgefuche,, welchen der Endbefcheid der uns 
teren Behörde nicht beyliegt, au nicht anzunehmen, und 
jene Geſuche ganzer Innungen oder Zünfte, die nicht von 
ven Borftehern eigenhändig unterfchrieben find , zurüdzus 
weifen feyen. Vid. Hofdecret vom 15. März 1795 und 
28. October 1799. j 

Anmerkung. Gegenwärtig Fann ein folher obrigfeit- 
licher Recurd in Gewerböfachen gegen den obrigfeitlihen 
Beſcheid (da die Kreisämter zu Folge Dofdecreted vom 19. 
März 1819 aufgehört haben, die zweyte Inftanz in Gewerbs⸗ 
fachen zu feyn), unmittelbar an die Landesſtelle, oder zwar 
auch an die Kreisämter, jedoch nur zur Einbegleitung, nicht 
aber zur Entfcheidung gelangen. Recurfe gegen Entfheidun- 
gen der Eandeöftelle gehen in dem Falle, ald ed fih um ein 
Polizeygewerb handelt, an die vereinte Hoffanziey, außers - 
Dem Aber an die allgemeine Hofkammer. r oo 
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Die mit  Mebfivem, daß der Befiger eines Gewerbes in dem 
... 66, Umfange des obrigfeitlihen Bezirkes das Gewerb, jedoch 
fige ing, Immer nad) den für dadfelbe befonderd beflehenden Sagun- 
befondes gen, Ordnungen, Artikeln zc. beftmöglichft ausüben kann, und 
ze vers gegen Eingriff, oder Störung von der Obrigkeit gefchüget 
bundenen werden muß, find mit diefem Gewerbsbefige noch andere 
Rechte. heſondere Rechte verbunden, die weſentlich im Nachfolgenden 
beftehen ; nähmlich: 

1. daß ein Minderjähriger durch Antretung eined Ge— 
werbes die Großjährigkeit erreiche, Vid. bürgerlihes 
Geſetzbuch $. 252. 

2. Daß ein Freinder durch Antritt eined Gewerbes die 
Staatöbürgerfchaft erwerbe. Vid. bürgerlihes Geſetz— 
buch $. 29. 

3. Daß mit dem Gewerbe in Etädten und Märkten (die 
nicht unterthänig find), aud dad Bürgerrecht, letzteres je«. 
body gegen befonderer Entridhtung der bießfälligen Zaren 
erworben werde; 

4. daß nad) dem Hofdecrete vom 30. April 1809 der Ge: 
werbömann von Widinung zum Militärdienfte, übrigend aber 
nur in fo fern befrevet fey, wenn mit dem Gewerbe eine 
Realität verbunden ift, dieſe mit Rüden befeflen wird, oder 
wenn er ein verfäufliche8 Gewerb beiigt ; 

5. daß von den Gewerböleuten zwar nach ber beftehen- 
den Handwerföfagung doch ohne Beſchränkung auf eine ge— 
wiffe Zahl Lehrjungen aufgedungen , — und 
Geſellen gehalten werden können. 


5. 223. 


Beſigei- Nach Inhalt des Hofdecretes vom 21. 
—— März 1809 find jene Gewerbsleute, welche ſchon dazumahl 
im In: u, ein Gewerbe im In: und Auslande befaflen, im ungeltörten 
Kuslande, Belige deöfelben zu belaffen, in Zukunft aber Niemanden 
geftattet , Gewerbe und Handlungsgerehtfamen im In» 
und Audlande zugleich zu befißen, wovon jedoch jene 
Niederlagen audgenommen find, welde erweislicher Wa: 
Ben von den Inländern im Audlande errichtet werden wollen. 


§. 224. 


Bertuft Ein Gewerb kann entweder durch die freiwillige 
bes Se: Entfagurg , oder dur den Todesfall des Be: 
werbes. figers, oder endlich auch aus Strafe erlöfchen. 
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6. 225, | | 
Es ift zwar in der Regel jedem Gemwerbömann geflate Dur 


tet, fein perſönliches Gewerb heimzufagen. Indeſſen ba,feeuwik 
ben ben biefer Entfagung folgende Vorfchrifien zu gelten, (9° Gm g 
nähmlih: | fagung 
1. daß diefe Entfagung ganz unbedingt gefchehe; | 
2. daß jedoch auch für diefen Fall zufolge Hofdecreted 
vom 10. April 1817, bey Po lizeygewerben der Ge» 
werbsmann noch durch zwey Monathe zur Hortfegung feines 
Gewerbes anzubalten ſey; 
3. daß in dem Falle, ald ein folder entfagender Gewerbs⸗ 
mann wegen Sabüberfchreitung ıc. nah den Strafgefegen 
im Kreife auögeftellet werden follte, die Bollziehung der 
Strafe noch vor Ablauf der zwey Monathe zu befchleunigen, 
und 
4 daß in dem‘ Falle, ald gegen einen folhen Gewerbs⸗ 
mann der dritte Grad der Strafe, nähmlich Verluft des Ge— 
Wwerbes einzutreten hat, dem Schuldigen nicht geftattet wer: 
de, während der Unterfuhung, oder vor gefälltem Urtbeile ‚ 
auch wenn der Termin von zwey Monathen verftrichen wä= 
te, von dem Gewerbe abzutreten. , 


$. 226. 


Schon aus der Natur und den Begriff eines Perfonalges Dur 
werbes erlöfcht dasfelbe mit dem Tode derjenigen Perfon,den X od, 
der folches verliehen wurde. 

Die Audnahmen von diefer Regel find ſchon oben bey 


der Erörterung über die Perfonalgewerbe näher behandelt 
worden. | 


$. 227. 


‚ Ein jeder Gewerbömann , alfo ohne Rüdficht aufdie Durd . 
Eigenfhaft des Gewerbes, kann deöfelben in Folge einer Strafe. 
Strafe, entweder 

1. in Gemäßheit des Strafgeſetzbuches über ſchwere 
Polizeyübertretungen ; oder | 

2. in Gemäßheit befonderd hierüber beftehender 
Vorſchriften verluftiget werden. 


$. 228. In Folge 


des 
Ad ı. kann ein Gewerbsrecht nach Inhalt des zweyten “is fges 
Hauptſtückes, zweyten Theil $. 10 für immer oder auch ferbus 
nur zeitlich erlöſchen. Geb. 


2 


Diefer Verluſt kann nady dieſem Strafgefege in folgen: 
den Fällen eintreten; nähmlich: 
| a. Wenn ein Buchdruder ein von der Genfur verworfer 
ned Werk druckt oder nachbrudt , oder ein Buchhändler ein 
ſolches Wert im In: oder Auslande verkauft, verbreitet, 
‘oder wenn eriterer das von der Genfur Weggeftrihene in Drud 
wieder aufnimmt, oder endlih in einer ſchon cenfurirten 
Handfhrift, den Sinn durch Zufäge, oder Hinweglaffun« 
gen verändert, And dad zweyte Mahl wegen biefer Ueber» 
tretung abgeftraft wird. $$. 59, 00, 61. 

Diefe Strafe des Gewerböverluftes tritt jedoch Shan bey 
der erfien Uebertretung in dem Falle ein, wenn das gegen 
den Verboth der Genfur gedrudte, oder verkaufte Werk zum 
Berderbniffe der Sittlichkeit gereicht. $. 02. 

Endlich, wenn der Buchdruder oder Buchhändler Gebe» - 
the, Lieder, Gedichte, Kriegsmachrichten , Beſchreibungen 
u. dgl. ohne die befondere Erlaubniß der Behörde eingeholt zu 
haben, ausrufen, und verkaufen läßt, und wegen diefer Uebers 
tretung zum dritten Mahl abgeftraft worden iſt. $$. 65, 66. 

Diefe Strafe kann aber auch ſchon mit der erften Ueber: 
tretung verbunden fenn, wenn dergleichen Flugblätter ganz 
falfche, beunruhigende Nachrichten von vaterländifcen 
Angelegenheiten enthielten, oder auf Sittenver 
dDerbniß, oder Störung ber öffentliden Dr» 
nung und Ruhe gerichtet wären. $. 00. 

b. Wenn ein Gewerbömann einen Gefellen, ber mit 
einer ordentlihen Kundfchaft nicht verfehen tft, aufnimmt, 
und dad dritte Mahl wegen dieſer Uebertretung abgefiraft 
wird. Der Verluft des Gewerbes iſt zwar nad dem Straf: 
gefege nicht unbedingt mit diefer drittmahligen Uebertretung 

verbunden. Diefer Verluſt hängt alfo von den mehr erſchwe⸗ 
renden Umfländen und eintretenden Berhältniffen ab. $. 79. 

c. Wenn ein Gewerbsmann ohne Erlauibniß der Be- 
hörde, zu Haufe ein fogenanntes Stoß: oder Preßwerk hält, 
und das zwente Mahl betreten wird. F. 84. 

d. Wenn ein Handeldömann oder Krämer unbefugt Gift - 
verfauft, übrigens dasjenige, was die Geſetze hierüber vor: 
a beobachtet und das dritte Mahl betreten wird. 

. 110. 

Wenn er aber zugleich dasjenige, was die Gefege hier— 
über vorfchreiben, nicht beobachtet, fo ift er fhon das erfte 
Mahl feines Gewerbes verluftig. $. 117. | 

e. Wenn ein Apotheker oder ein Handeldmann, der 
zum Handel mit Giftwaaren ordentlich berechtiget iſt, das 
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vorgefehriebene Vormerkbuch gar nicht, oder. nicht vorfchrifts 
mäßig führt, und das dritte Mahl betreten wird. $. 121. 
.$. Wenn ein Banmeifter, dem ein Gerüft oder Gebäude 
einftürzt, nach den zweyten Fall nicht noch einen anderen 
Baumeifter zu Hülfe nimmt. $. 130. 

g- Wenn bey einem Gewerbe, weldes zu dem Ver 
faufe von rohen, oder auf irgend eine. Art zubereiteten, oder 
verkochtem Fleifche berechtiget, etwad von einem, nicht nach 

Vorſchrift befhautem Viehe verlauft., und der Gewerbs⸗ 
‚ mann dad dritte Mahl betreten wird. $. 153. 

h. Wenn ein Weinhändler, Bierbrauer und jeder Ge 
werbömann , der Branntwein oder andere gebrannte Wäffer 
. verfertiget, dad Getrünf auf eine, der Gefundheit nuchtheis 
lige Art verfälfht und zubereiter, und dad dritte Mahl bes 
treten wird. $. 157. 

0% Wenn ein Zinngießer Koch: oder Eßgeſchirr aus Zinn, 
mit Bley gefälfcht, verfertiget, und das zweyte Mahl be— 
treten wird. Diefe Strafe fann nad Umftänden das erfte 
Mahl eintreten, $. 159. ge 
. k):Wenn ein Zöpfer (Hafner), Klempner, (Blech⸗ 
Schmied) und Schloffermeifter, oder wer immer vermög feis 
ned Gewerbes Defen verfertiget, und folche gegen die Vor» 
ſchrift der Feuerordnung ſetzt, und das dritte Mahl wegen 
dDiefer Uebertretung abgeitraft wird. $. 188. 
J J. Wenn ein Schloſſermeiſter Dietriche oder Hauptſchlüſ⸗ 
ſel für unbekannte Perſonen verfertiget oder nachmachet, 
oder nicht gehörig verwahret, oder unſicheren Händen ans 
vertrauet, und dad dritte Mahl betreten wird. $. 217. 

m. Wenn ein Zrödler, Tandler, von unmlindigen Kins 
dern etwas kauft oder eintaufcht , und nach wiederholten 
Fällen feine Beflerung zeigt. $. 220. 

n. Wenn Gewerbsleute, welche Waaren, die zu den 
nothwendigen Bedürfniffen des täglichen Unterhaltes gehö— 
ren, zum allgemeinen Verkaufe feilbietben , ihren Vorrath 
verheimlichen, oder davon was immer für einen Käufer zu 
verabfolgen fich weigern, und zum dritten Mahle wegen dies 
fer Vebertretung abgeurtheilet werden. $. 230. 

Wenn fie aber hierdurch nach den in den $$- 226, 227, 
229 und 230 enthaltenen Fällen fogar zu einer Öffentlichen 
Unruhe Anlaß geben, fo ift nad den in dem $. 230 enthals 
tenen Falle ſogleich dad erfle Mahl der Gewerböverluft zu 
verhängen. $j. 230, 231. Endlid) 

- 0. wenn ein Gafl: oder Schentwirth Unterfchleif zur 


Sn Folge 
befonde 
ver Bor: 
ſchriften. 
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Unzucht verfchafft, und in bes Zortfegung dieſes Gefhäftes 
betreten wird. $. 260. 

(. 229. 

Ad a Eann ein Gewerbömann aus den indbefondere be- 
ſtehenden Worfchriften feines Gewerbrechtes in folgenden 
Hällen verluftig werden; nähmlid : 

a. wenn bey Bergleihung eines Gewerbes oder Be; 
fugniffes von der Obrigkeit dad Bedingniß beygeſetzet iſt, 
daß nähmlich dad Gewerb, wenn badfelbe ein Jahr bin, 
durch nicht betrieben wird (welches Bedingniß auch inmner 
beygeſetzt werden fol), felbft in dem Falle erlofchen fen, 
ald auch die, auf diefed Gewerb ausfallende Steuer allens 
falld von der betreffenden Zunft entrichtet werben wollte, 
oder auch entrichtet würbe ; 

b. wenn fich der Beſitzer eined Gewerbed durch Ver⸗ 
beimlihung der Erwerbfteuer zu entziehen ſucht. Vid. Ex 
werbfleuer-Patent vom 31. December 1812; 

Anmerkung. Diefe Patentalanordnung iſt jedoch zu 
Folge höchfter Entfchliefung vom 7. April 1819 dahin mos 
dificiret worden, daß der Beſitzer eines foldhen Gewerbes 
in diefem Falle, wo er die Erwerbfteuer zu beeinträchtigen 
die Abficht hatte, mit dem vierfahen Betrage der auf ihn 
auf ein Jahr fallenden Erwerbfteuer zu beftrafen fey. 

c. Wenn ein dem Sage unterliegender Gewerbömann 
= — des Sabed zum dritten Mahle überwie⸗ 

en wird. 





V. Hauptitüd. 


Von dem Jagdrechte. 





|. 230. 


DD. Jagdrecht nimmt in fo mander Beziehung auf Das 
den Unterthan Einfluß, daher einer näheren Behandlung Fagbe 
biefed Rechtes , und ber bierbey eintretenden Verbindlich, Dt. 
keiten ein Platz in diefem Werke eingeräumt werden darf. 

$. 231. 


Nach dem bürgerlichen Gefeßbuche können von allen Mit. Nah dem 
gliedern des Staates freyſtehende Sachen dur die Zueig- oe 
nung, jedoch nur in fo ferne erworben werden, ais dieſes Be- bude. 
fugniß nicht durch politifhe Gefeße eingefchränfet ift, oder 
einigen Mitgliedern dad Worrecht ber Bueignung zufteht. 

Vid. U, Theil, III. Hauptftüdg. 382. 

Lesteres gilt insbefondere von dem Thierfange. Wem 
das Recht zu jagen gebühre. Wieder übermäßige Anwuchs 
bed Wildes gehemmet und der von dem Wilde 'verurfachte 
Schaden erfeget werde, ift in den politifchen Gefegen feftges 
feget. Wie Wilddiebe zu beitrafen feyen, wird in den Strafs 
gefegen beflimmt. Vid. $. 383. 

Hieraus folgt alfo, daß das Jagdrecht nicht jedem 
Staatöbürger zufomme, baß fich daher in der Ausübung dies 
fed Rechtes nach den dießfalls beftehenden politifhen Gefets 
zen zu achten und zu benehmen fey, daß endlich jene Fälle 
ber Wilddieberey, worüber fich dad mit 1. Zänner 1804, in 
Wirkung getretene Strafgefegbuc ausfpricht , lediglich nach 
diefem fpäteren Gefege behandelt werden müffen. 

6. 232. 


Schon in, älteren Zeiten beſtanden verfchiebene Jagbord- 9 
nungen, nähmlich vom Jahre 1728 und 1743, die ſelbſt aber Hr * 


auch zum Theil wieder verändert wurden. Ale dieſe verfchies 
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denen , den Beitverhältniffen nicht durchaus mehr angemef» 
fene Ordnungen und Vorfchriften, wurden nun durd das 
Patent vom 28. Februar 1786 aufgehoben, und daß lebtere 
als die einzig gefeglich geltende Vorſchrift erklärt. 


$. 233. 


ee Nach der Zagdorbnung ift jeder Inhaber eined Wild- 
is. . g, bannes berehtiget, in feinem Jagdbezirke alle Gattungen von 
" Wild mit Sulzen oder Heufchupfen zu hegen, oder auf was 
immer fonft für eine Art zu füttern, fo wie es ihm auch frey⸗ 
fteht , dad Wild als fein Eigenthbum, gleich jedem zahmen 
in einem Maverhof genährten Viehe, in was immer für ei— 
nem Alter, Größe oder Schwere zu allen Sahreszeiten, 
wie ed ihm gefälig ift, zu fangen oder zu fehießen, und zum 
eigenen Gebraudy zu verwenden oder zu verkaufen. 


$. 234. 


Boftfes Dem Inhaber einer großen oder Fleinen Jagdbarkeit, 

gung Wildbahn, Reißgejägd ift weiters berechtiget, in Wäldern, 
Auen oder Gebüfchen, Fafanen einzufegen, Hafen und an» 
dered Wild in feinem Bezirke mit Hunden zu jagen , oder 
zu hetzen, in fo fern diefes ohne Beſchädigung was immer 
für eined Grundeigenthümers geſchieht, als welche der Jagd» 
inhaber zu vergüten gehalten ift, 


$. 236. 
Schwar z⸗ Nach der J. O. darf das Schwarzwild (Wildſchweine) 


2, nur in geſchloſſenen, und gegen allen Ausbruch gut geſicher— 

thiere,. ten &hiergärten gehalten werden, und darf daher Jedermann, 

. wenn ein Schwarzwildſtück außer den Thiergärten anges 

. troffen wird , dadfelbe, fo wieandere fhädlihe Raubtbiere 

fchießen , oder fonft auf eine Art erlegen. Sagdinhaber oder 

Jäger, welche fi in einem folhen Falle wiederfegen jollten, 

. haben eine Strafe von fünf und zwanzig Ducaten zu ers 

‚ legen und find in&befondere fhuldig, allen durch das ausge— 
brochene Stüd verurfadhten Schaden zu veygüten. 


$. 236. 


ae Auch der Zagdinhaber (oder Pächter der Zagd), ift nad 
Eder 3. D. berechtiget, in feinem Bezirke ſich auch in Anfer 
- hung des vorüberziehenden Wildes feines Sagdrechtes zu ge- 
brauden , und dad Wild, welches feinen Bezirk betritt ‚auf 
alle mögliche ihm felbft gefällige Art zu fangen, zu ſchießen 

» oder auf fonft eine Art zu erlegen. - 
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Hieraus folgt alfo nach der J.O., daß baher einin dem Ange: 
eigenen Wildbahne angefchoffenes , und. verwundetes Wild, Tbolfenes 
das in einem fremden Wildbahn überfeßt, nicht verfolgt wers Bild. 
den dürfe, fondern dem Beſitzer dedjenigen Wildbahnes 
bleibe, in den es fich gezogen hat, und diefer daher mit fol: 
chen, wie mit feinem Eigenthume fchalten könne. 


g. 238. 
Nach der. J. DO. wird zwar dem Jagdinhaber geftattet, — —— 


Fangeiſen und Schlingen zu legen, und Wolfsgruben zu Jj 
machen; derfelbe ift jedoch gehalten, zur Verhüthung alles gruben. 
Schadens und Unglüdes dabey ſolche Zeichen aufzufteden, 
die von Jedermann leicht wahrgenommen und erfannt wer⸗ 
den fünnen. 

Bemerkung. Das vorhin zum Theil üblich gewefene 
Legen der Selbftfhüffe, wodurd Unmiffende leicht be- 
fchädiget werden könnten, ift fhon durch Verordnung vom 
10. Februar 1758 abgebothen worden. 


$. 239. 

Nach der J. O. fol in dem Falle, wenn in einem Walde Wenn der 
der hohe Wildbahn und das Reißgejagd verſchiedenen Par» „ bobe 
teyen gehören, wenn e& thunlich ift, zwiſchen beyden Jagd: ” 1Pbabn 
inhabern ein Abfommen getroffen, und das Reißgejagd von Keipges 
dem Inhaber ded Wildbahnes entweder ganz abgelöft, oderjagd ver: 
in Pachtung genommen werden. Wofern aber.der Inhaber fdiedenen 
der Meinen Jagd, folche felbjt benügen will, fo fol er ſich Parteven 
jederzeit mit dem Eigenthümer des hohen Bahnes, oder def. ensebört. 
fen Jägern einverftehen, um fein Jagdrecht von Fall zu Fall 
gemeinfchaftlich mit demfelben auszuüben, und auf diefe Art 
den Schaden in dem hohen Wildbahne zu verhüthen. 


$. 240. | 


Nach der 3. DO. kann der hohe Wildbahn, fo wie dad Verkauf 
Reißgejagd nach Belieben verkauft und verpachtet werden. und Ber: 
Hiervon find jedoch ſchon nah den älteren Geſetzen Pachtung. 
(ſiehe Bürgerrechte I. Hauptſtück $. 7), insbeſondere aber 
auch durch dieſe Jagdordnung die Bauern und Bürger aus 
dem Grunde ausgeſchloſſen worden, weil ihnen durch den 
Beſitz oder Pachtung der Jagd nur Gelegenheit gegeben wür—⸗ 
de, Wirthfchaft und Gewerb zu vernachläfligen, weßhalb 
en Sagdbarkeiten, welche Städte oder ARMEE RR obrig⸗ 
1 
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feitliches Recht befigen, entweder an ben Meiftbiethenden zu 
verfteigern , oder von Beit zu Beit zu verpachten find. 

1. Bemerkung. Es verfteht fih wohl von felbft, 
daß in diefen eintretenden Fällen die Gontracte zu ihrer Gül: 
tigkeit die freisämtliche Beflätigung erfordern. ' 

2. Bemerkung. Durh den Umftend, daß Fonds 
und Staatögüter auch von ſolchen Staatsbürgern erfauft wer: 
den können, die nicht landtafelfähig find, ergibt fich von 
feibft eine Ausnahme. Uebrigens wird dem zu beforgenden 
Nachtheile dur den Umftand vorgebeuget, daß ohnedieß 
ben einem foldhen Gute geprüfte Jäger angeftellt feyn müffen. 


F. 241. 


Viehwei— Nach der 3.D. iſt Jedermann berechtiget, feinen Wald 
den, und Wiefen, jedoch nach der beftehenden Waldordnung zu 
un benügen, und wird feinem Jäger geftattet, in den faiferli» 

Zei; chen Revieren zu grafen, Bieh zu weiden, oder ſich das 

fogenannte Proftholz zuzueignen. 

Bemerkung. Bey Privatwaldungen, wenn folde 
zugleich dem Jagdinhaber zuitehen , hängt es immer von 
dem Snhaber ab, welche Vortheile derfelbe feinem Jäger 
dießfalls einräumen wolle Nur müffen bierbey immer die 
Vorſchriften der Waldorbnung, unverlegt erhalten werden. 


$.. 242. 


Holy Zufolge der J. O. ift fih in Anfebung des Wiehtriebes in 
klauben. bie Wälder und Auen, nach der beſtehenden Waldorbnung, 
wie fhon bemerkt wurde, zu benehmen. In Anfehung des 
Holzklaubens aber, haben die herrfchaftlihen Förfter ben 
armen Unterthanen die Waldbezirfe auszuzeichnen, und in 
der Woche einige Tage zu beſtimmen, außer welchen nicht 
nur dad Holzklauben nicht zu geſtatten, fondern auch unter 

diefem Borwande Niemand im Walde zu bulden ift. 


$. 243. Ä 


Übermä: Nah der 3. D. wird den Kreisämtern indbefondere 
Kiges Her aufgetragen, zu wachen, daß die Sagdinhaber dad Wild 
gen des nicht übermäßig zum Nachtheile der allgemeinen Gultur bes 
Bildes. gen‘, und follen daher diejenigen, bey denen ein zu großer 
Anwachs des Wildftandes wahrgenommen wird, nach der 
ohnedieß bereitö beftehenden Vorſchrift unnachſichtlich zur 
a a a Verminderung ded Wilde Angehalten 
werden. | s 
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9. 244 u 

Nach der 3. O. iftjeber Grundeigenthümer befugt, feine Planten. 
"Gründe, fie mögen in oder außer den Waldungen und Auen Zäune u. 
feyn , wie auch feine Waldungen und Auen mit Planten 
oder Bäunen, von was immer für einer Höhe, oder mit 
aufgeworfenen Gräben gegen das Eindringen des Wildes, 
und den daraus erfolgenden Schaden zu verwahren. Doch 
follen ſolche Planken, Zäune und Gräben nicht etwa zum 
Fangen ded Wildes gerichtet fenn. Uebrigend find. bey Ge» 
— an Wäſſern alle 500 Schritte in den Planken oder 

äunen Thore zu machen, damit bey größerer Anſchwellung 
des Waſſers, fih das Wild durch diefelben retten könne. 


6. 245. h 


Nach der I. D. ift Jedermann befugt, von feinen Gel» Abtrei: 
dern, Wiefen und Weingärten dad Wild auf wad immer dung des 
für eine Art abzutreiben. Wenn ſich bey foldy einer Gelegen- Wildes. 
"beit ein Wildſtück durch dad Sprengen verlegt oder zu Grunde 
gebt, fo ift ver Sagdinhaber nicht berechtiget, dafür einen 
Erfas zu fordern. Ä | 


Nach der 3. O. ift e8 weder den Jagdinhabern, noch Jagen 
ihren Jägern geflattet, auf Saaten, angebauten Grund: OUT @n9 
flüen von was immer. für einer Art, und vor geendigter;, Wein 
Weinleſe in den Weingärten unter wad immer für einem gärten. 
Vorwante zu jagen, zu treiben, ober nur mit einem Vor⸗ | 
ſtehhunde darauf zu fuchen, felbft nicht unter dem Vorwande, 
den Eyern und Neftern von Faſanen und Rebhühnern nach⸗ 

‚zufehen. Wenn ein Zagdinhaber diefed Verboth felbft übers 

tritt ‚ ift er mit fünf und zwanzig Ducaten zur beſtrafen, 

welche das Kreisamt einzutreiben, und demjenigen, auf 

deffen Grund die Uebertretung gefchehen ift, zuzuftellen hat. 

Die gemeinen Jäger aber follen mit dreytägigem Arreſt bey 

dem Richter der Gemeinde beftraft werden. 

Bemerkung. Nah dem Sinn und nad dem Bwed 

‚diefer Anwendung kann ed daher au nicht geftattet feyn, 

auf Kleefeldern zu jagen, da felbe doch immer durch 

das Hin- und Hertrefen der Jagenden leiden müflen , folg- 

lich der Grundeigenthümer mit Recht diefen Eintritt in die 

Kleefelder verweigern kann. 

TRUE: $. 247. Bee Wild 

ſchaden 

Mach der J. O. müſſen alle Wildſchäden, fie le verga 

in landesfürſtlichen oder Privatjagdbarkeiten an Seh bs tung. 

1 
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ten, Weingärten ober Obſtbãumen geſchehen, den Unter— 

thanen nad Maß des erlittenen Schadens ſogleich in natura 

oder im Gelde vergütet werden, daher alle dergleichen Bes 
- fhädigungen zur Zeit, da fie noch ſichtbar find und beur— 

theilet werden fünnen, ber Obrigkeit anzuzeigen find. 

In diefem Falle hat die Obrigkeit den Schaven durch 
unpartepifche Männer aus der nähmlichen oder mächften Ge: 
meinde abſchäten zu laflen, und um defien Beſichtigung bey 
dem Kreisamte anzulangen. Das Kreisamt bat zu dieſer 
Befichtigung bey landesfürftfichen Sagpbarkeiten den näch— 
ften faiferlihen , bey Privatjagdbarkeiten den Jäger der 
Herrfchaft dieſes Bezirkes beyzuziehen , den Betrag bed 
Schadens zu beſtinimen, und diejenigen, welde die Vers 
gütung zu machen haben, zur Bezahlung anzuhalten. 

Bemerkung. Esift von ſelbſt einieuchtend, daß diefe 
freisämtliche Befihtigung nur auf beträchtlichen Wildſcha— 
den fich erfirede, und Eleinere bertey Befhädigungen auch 
ohne das Kreisamt erhoben werden fönnen. Für jeden Fall: 
bleibt ed aber dem ein oder anderen Theile bevor, im We— 

e der Berufung fih auch an dad Kreidamt verwenden zu 
Önnen. 
6. 248. 


Benüs Nach der 3. O. fol die Jagdgerechtigkeit nicht hindern, 
u. der daß zur Beförderung ber Landescultur Jedermann, der in 
gr r pe. einem landedfürftlien oder Privatwildbahne Gründe beſitzt, 
diefelben unbefcbränft genießen, folglich darauf Wohnuugen 
und Wirthſchaftsgebäude erbauen, die Wiesböden von Un» 
raut und Dornen reinigen, ohne alles Hinderniß abmähen 
und fein Vieh darauf zur beftimmten Zeit weiden könne. Doch 
dürfen bey diefer Benügung des rundes weder die Wald⸗ 
ordnung, noch die Polizey: und Sicherheitsgeſetze Übertreten 
werden. 

In Folge deflen muß jederzeit, wenn einzelne Hütten, 
Häufer oder andere Gebäude in Waldungen, Auen oter ans 
deren von Dörfern entfernten Ortfchaften errichtet werben 
follen, der ohnehin beitehenden Berordnung gemäß, die Bes 

willigung durch dad Kreidamt eingeholt werden. 


$. 249. 


Shut Nach der I. O. müffen übrigens die Eigenthümer der 
der Jagd⸗ Zagdgerechtigfeit gegen alle Beeimträhtigungen ihre Rechte 
inhaber. gerhüßet, und insbefondere der, der öffentlihen Sicherheit 
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ohnedieß auch in fo mander Beziehung gefährlihen Wild- 
dieberey und Raubfchießen auf alle Urt vorgebauet werben. 

Sn Folge deffen können Hunde, welde in einem Wals 
de oder Felde jagen, von den Jägern ded Jagdinhabers er- 
ſchoſſen werden. Hierunter find aber nicht jene Hunde, ver» 
flanden, welche die Hüther zur Abtreibung des Wildes zu hal: 
ten berechtiget find. 


$. 250. 


Nah der 3. D. darf Niemand in einem fremden Wild, Tragen 
bahne, außer auf der Straße, oderdem Fußſteige bey der der Ge 
Durchreife fich mit einem Gewehre oder Fang- und Hetzhun⸗ A * 
de betreten laſſen. Die Uebertreter dieſes Verbothes ſollten ein: Her Sum: 

be. 


gezogen und beftraft werben. 
6. 251. 


Nach der 3. O ift Niemand berechtiget ein gefunbenes Gefunbe 
Wild, welches fich felbft gefpießt oder fonft beſchaͤdiget hat, ned Wild. 
und zu Grunde geht, fich felbit zuzueignen , fondern Jeder: 
mann ift fhuldig, ſolches dem Jagdinhaber anzuzeigen. 


$. 252. 


Nach der 8. D. ift das Fangen oder Schießen eines Wilbbie: 
fremden Wilde von was immer für einer Gattung wie die berev. 
* Entfremdung jedes anderen Eigenthumes ein Dicbftahl, und 
find daher die Wildfchüsen wie andere Diebe zu betrachten, 
von den ihn vorgefeßten Gerichten nad den Griminalgefes 
gen zu behandeln, und je nachdem dad geftohlene Wild 
an Werth beträgt, oder dad Verbrechen öfters wiederholt’ 
worden zu beftrafen. 

Bemerkung. Hinfihtlich der Beſtrafung ift ſich bey 
MWilddiebereven an dad nachgefolgte mit 1. Jänner 1804 in 
Wirkung getretene Strafgefegbuch Hauptflüd 22 zu halten, 
oder, wenn die Fälle zur Griminalbehandlung nicht eintreten, 
die Wilddieberey als ſchwere Polizeyübertretung zu behandeln. 


$. 253. 


Nah der 3. O. fol derjenige, der überführet wird, eis Berheb: 
nen ihm befannten Raub: oderWiſldſchützen verhehlt, oder dem, lung eis 
felben Aufenthalt gegeben zu haben, wie der Wilddieb felbft nn 


eingezogen, und dem Gerichte überliefert werden. 
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$. 254. 


Kaufeis Nach der 3. D. fol gleichfalls derjenige, der wiſſentlich 
nes ges von einem Wildfhügen Wildpret gekauft zu haben, überwie- 
Bohinen fen wird, geftraft werben. 
ee Bemerkung. Diefe bemerften Fälle find übrigens 
hinſichtlich der Beftrafung ebenfalld nach den Worfchriften des 
Sträfgefegbudes zu behandeln. 


Belob: $. 255. 


vie Ent Nach der 3. O. erhält derjenige, ber einen Wildſchü⸗ 

dedung Ken entdedt, eine Belohnung von zwölf Gulden, melde der 
eine® Jagdinhaber zu bezahlen hat. 

Wilddie: x 

bes. $. 256. 

Belo h⸗ Nach der J. DO. erhält der Einbringer eines Wildfhü- 
nung für gen fünf und zwanzig Qulden zur Belohnung, welche eben: 
as nfalö der Zagdinhaber zu bezahlen hat. 

— 8 Hingegen fallen dem Jagdinhaber auch jene Gelditrafen. 

Wild: zu, welche gegen den UWebertreter der Jagdgeſetze erkennet 
fügen. werden. Ben dem Bauernftande finden jedoch nur förperliche 

Strafen Statt. 


6, 257. 


Wider: Nah der 3. O. ift dem beffellten Jäger in deme, Fall 
Rand eis als fich ein im Wildbahne angetroffener bemwaffneter Wild? 
nes Wilde ſchütze auf Anrufen nicht ergibt, fondern zur Wehre ftelt. 
(Hügen. efaubt, feiner Selbfterhaltung willen auf bdenfelben zu 
ſchießen. — 
g. 258. 


Nahfor: Nach der 3. O wird allen Obrigkeiten zur vorzüglichen 
Yung. Pflicht gemacht, diejenigen, welche unbefugt einem Wilde 
nachftellen , ſolches fangen oder fchießen , auszuforſchen, ald 
Diebe einzuziehen und dem Gerichte zu überliefern. 
$. 259. 
Unterfu: Nah der 3. O. follen j" die Jagdinhaber bey einem 
bung ingegründeten Argwohne , daß ein Wild unerlaubter Weile 
Häufern gefället worden, an die Ortdobrigkeiten oder Richter wen: 
den, damit diefe, die zur Auffindung des corporis delicti 
allenfalld nöthige Unterfuchung in den Häufern vornehmen ; 
den Jagdinhabern aber wird eine eigenmächtige Nachſuchung, 
a. perfönlich oder durch ihre Jäger, ausdrücklich uns 
erfagt. 


/ 
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6. 260. 


Nah der 3. O. unterfichen die Sagdinhaber in dieſer Gerichts: 
Eigenfcaft, und in Fällen, die in gegenwärtiges Iagbge- fand deu 
feg einfhlagen, ben Kreisämtern, in Zuftizfällen aber ih» u —— 
rer competenten Gerichtsbehoörde. ld 


$. 261. 


Nach der 3. D. haben im Allgemeinen über die Beobadh Wade 
tung diefes Jagdgeſetzes die Regierung, Kreisämter, Obrig: KamEe tt 
keiten, und Dorfrihter zu wachen und die Uebertreter nah garden. 


Beichaffenheit der Umſtände zu beftrafen. 


$. 262. Aukhe— 
Durch dieſe J. O. wurde endlich die bisherige dem k. k. bung der 


Oberftjägermeifteramte zugeſtandene Jurisdiction über die en 
Privatjagden aufgehoben, und demfelben nur die Oberauf> des E. 2. 


fiht über die fämmtlichen E. k. Jäger und Jagdbarkeiten Ob erftiä: 


übertragen. germei⸗ 
fteram: 

| $. 263. tes. 
‚Weitere Verordnungen enthalten im Wefentlihen Fol» Weitere 
gendes: 3 Verord⸗ 


1. daß die genaue Beobachtung dieſes neuen Jagdpa-nungen. 
tentes ſowohl in den Puncten, welche die Grundobrigkeiten, 
als in jenen, welche die Unterthanen, und die Eingriffe in 
* — ⸗ betreffen, nachdruckſamſt anzuempfeh⸗ 
en un 

2. daß auf die eigene ar welche wegen beö dem ge» 
meinen Manne durchaus verbothenen Gewehres, und der 
Abfhaffung aller nicht ganz nothwendigen Hunde erlaflen 
worden, alled Ernftes zu wachen fey. Vid. Hofdecret 
vom 19. Juny 1780. 

3. Daß die Jagdpachtungen, durch welche Bürger oder 
Bauern eine Sagdbarkeit an fich gebracht haben, nad dem 
gegenwärtigen neuen Jagdgeſetze, welches diefer Claſſe von 
Landesunterthanen dad Sagen verbiethet, und diefelbe alfo 
zur Ausübung diefed Rechtes unfähig erklärt, nur info ferne 
noch beftehen könne, daß fie die Jagd nicht felbft ausüben 
können, fondern zur Ausübung ihrer Privatgerechtfame or: 
dentliche Jäger aufnehmen müflen. Vid Hofdecretvom 
26. Juny 1786. j 

4 Daß den Unterthanen, die in einem fremden Wild⸗ 


bahn außer der Straße, oder ineiner Wilddieberey mit Feu⸗ 


ergewehr wirklich betreten werden, oder font auch eines ans 


t 
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dermweiten gefehwibrigen Gebrauches des Feuergerochred über: 
wiefen find, das in ihren Händen vorfintige Gewehr ohne 
weiters abzunehmen und zu confidciren, auch denfelben die 
altung ded Feuergewehres in ihren Häufern unter der nam: 
liben Strafe für allzeit zu unterfagen fen, außer diefen 
Fällen aber die Haußvifitation wegen ded Feuergewehres, fo 
fort auch deffen Hinwegnehmung nicht Statt habe. Vid. Ho: 
decret vom 11. October 1789. 
5. Daß der Wilddiebereyen wegen durch die Kreisän: 
tor darauf zu fehen ſey, damit die Unterthanen außer iten , 
Mohnungen nicht mit Gewehr herumgeben, noch vielwerigtt 
damit Ausfchweifungen treiben, daß ihnen im erften Galle 
die Gewehre abzunehmen, und fie im zweyten Falle aud noch 
überdieß nad Umfländen zu beftrafen feyen. Vid.IH > fde 
cretvom 7. März 1791. 


$. 264. 


Vormah— Zur Ueberſicht und Vergleichung älterer und neuerer 
Ber: Zeit, fo wie der Fortichritte der Geſetzgebung dürfe ed nict 
nung unangenehm fern , einen Blick auf das ältere Jagdrecht 
Böhmens, welches ſich in. der Landordnung vom 10. May 
1627, Scite 420 vorfindet, zurüdzunderfen. Es ift folgen: 

den Inhalts: 


Bon der Jagts-Gerechtigkeit. 
Vnd dem Waidwexck 
Q. XLVIII. 


Keiner ſoll weder für ſich noch durch ſeine Diener auff 
Vnſere noch eintzigen Standes Perſon Grund, vnd Boden 
Waidwerck treiben, ed ſey mit Windſpielen, oder verlege⸗ 
nen Hunden, oder mit Baitzen, Spärbern, vnd Habicten 
oder mit Büren und Neben, oder wie dad Waidwerd fon: 
ſten mag erdacht , und geübt werden, weder auff tem Feld 
noch in Wäldern, ohne onfer, war es auff unfern Grunten, 
vnd Boden, oder derjenigen, denen der Grund fonft zuftän: 
dig, wiffen und Willen, vnd folches alles bei Poen, vnd 
Straff. 100. Schock Grofhen Böhaimbiſch fo oft, vnd wil 
es geſchicht. 


Q. XLIX. 


Da einer auff vnſern Gründen obberürtermaflen Maid: 
werd getrieben, So fol ihn vnſer Haubtman, mwelder de: 
nenfelben ons zugehörigen Gründen fürftehet, alſobald vor 
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dem -Fleineren Landrecht vornemen. Gleicher geftalt mögen 
auch die Standes Perfonen einer gegen dem andern wegen 
deß Waidwercks fich verhalten, vnd follen dergleichen actio- 
nes gang fchleunig, Summarifh, vnd vor allen andern 
Saden expedirt werden, vnd da einer eined andern Die: 
nerd, oder Bnterthand Zeugnuß in Sachen dergleichen Waide 
werd betreffend bedürfftig wäre; mag er an denjenigen Herrn, 
befien Dienerd, oder Bnterthans Zeugnuß er alfo bedarf, 
ohne vorgehende Ladung nur durch ein Schreiben vnter fei: 
nen Inſigel begehren, foldhen feinen Diener, oder Bnter: 
than bey der in folhem Schreiben benannten Straff zu ſtel— 
len, darauff der Herr ſolchen feinen Diener, oder Vnter⸗ 
than bey Vermeidung benanter Straff zu ftellen verpflichtet 
ifl. Da auch einer eined Stands Perfond Zeugnuß vonnö⸗ 
then hette; mag er folches gleicher geftalt dur ein Schrei« 
ben begehren ,, und eine ſolche Stands Perfon fol fein Zeug« 
nuß zu geben fohuldig feyn. In Berbleibung defjen fält er 
in die Straff, fo im Schreiben gefegt worden. 


Q. L. 


Sollte etwan einer fo ſich deß Waidwercks auff eines 
andern Grund vnn Boden anmalfen würde, anderer Herrn 
Vnterthan, mit deme man ihn deß verübten Waidwerds 
überzeugen könte, oder wolte, fchlagen, ihm droben, nad» 
jagen, oder fich felber, wer er fey nicht nahmhafft maden, 
und folches bey gemelter action auff ihn dargethan, und 
erwiefen würde ; derfelbe fol nah Erfäntnüß der Rechtsſi— 
Ber geilraffet werden, welcher dan ein jeder nachzukommen 
ſchuldig feyn fol; Sedo wird hiebei diefes außgenommen, 
vnd vorbehalten, In fall ein Herr feinen Vnterthan einen 
dahin befreyen wolte, daß er auff feinen Grund und Boden 
MWaidwerd treiben möchte: Solches fol ein gl A doch 
nur auff feinen Gründen zu thun befugt feyn.. Solte aber 
einer auff eines andern Gründen ergriffen, und bafelbft 
oberzeugt werden; denfelben fol jederman Macht haben , 
verfaffen, vnd auffzuheben,, und fo fol derfelbe von Vns 
oder in Abweſen Vnſer vom Vnſerm Stathalter nach Gele: 
genheit des Verbrechens geitraffet werden. 


Q. LI. 


Wan einer auff feinen Gründen be&et, ober baitzete, 
und bernadher der Spür nacfegte, vnd alfo auff andere 
und frembde Gründ, doch nicht fürfeglih, fondern auß 
obgemelter mafjen kommen, ond ſolches gnugfam ermeifen 
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möchte: auff den felben fol ſich obgebachte Po&n und Straf 
nicht erfireden. 


Q. LIL 


So etwan einer eine Königliche Befreyung. Waidwerd 
auff onfern Gründen zu üben, von vnſern vorigen Hochge⸗ 
Ehrten Vorfahren erlangt, aud von Vns confirmiret wäre; 
Derfelbe Ban fich folhen Waidwerds, Krafft habenden Be 
freyung gebrauchen. 


O. LIII. 


Keine Stande Perfon noch fonften jemand fol am vnd 
bey den Gränzen vnſers Erb Königreihd, an den Teutſchen 
Waldern, auff vnſern noch ihren eigenen Gründen, wo auch 
die gelegen ſeyn mögen, einige Gruben auf ſchwartz, vnd roth 
Hein, oder groß Wildprät machen, auch diejenigen Gru⸗ 
ben fo albereit gemacht wä.en, wider verfhütten, und gleich 
machen, und ſolches alles bey Straff 25. Schock Groſchen 
Böbaimbiſch, halb für Vnſern Königlichen Fisco, vnd halb 
für den, der ſolches anzeigen würde. Doch ſollen die Wolffs, 
vnd Fuͤchß Gruben außgenommen feyn, dergleichen mag 
ein jeder auff feingn Gründen machen laffen- 


Q. LIV, 


Kein Bamwersman fol Hafengarn noch andere Waid⸗ 
werds Net für fich felbften haben, noch auff feined Herm 
Grund, ohne feine Bewilligung fi einigen Waidwercks an 
maffen, Er hatte dan deßwegen ordentlihe Befreyung, vnd 
Handfeit ond daß er ſich derfelben gebrauchen möchte. Würde 
nun ein Bawersman bey feinem Herrn, daß er dergleichen 
Netz hatte, angeklagt, auch folches über ihn ermiefen, und 
er feine Befreyung vnd Handfeft noch Erlaubnuß deßwegen 
auffzuweiſen hatte; So fol der Herr, deme der Bawersman 
zuſiehet, ſolch Netz dem Kläger heraußzu geben befehlen, 
vnd fo ſolches nicht anbefohlen würde, fo mag ber Kläger 
ten Herrn def beffagten Bawersmans vor vnſer Cammer* 
recht, wegen Straff 100 Schod Groſchen Böhaimbifch ci» 
firen laffen. Vnd fo er feine Klagen erweift, follen ihm 
ſolche Gelder zuerkänt werden. 


Q. LV. 


So jemand auff eines anderen Grund, und Boden, 
auff einer Nachtjagt oder Stallung, es wäre auff ein groß, 
oder Fein Wildprät, oder foniten bei Tag oder Nacht mut 
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Waidwerksſachen betreten, oder defien hernach vberzeugt 
würde; fo fol’ er dem jenigen, auf deffen Grund er ſolches 
verübt, 100. Schod grofhen Böhambifch verfallen haben, 
Auch mag der Grund Herr ihme die Ne& abnehmen, vnd 
die Leüth fo fich daben befinden vnd nicht Adeliches Stande 
wären, in VBerbafft ziehen, ond fie fo lang halten, bißer 
von einem jeden 10 Schod Grofhen Böhaimbiſch befommen. 


Q. LVI. 


Ein jede Standt Perfon, wie auch die Stäte mögen 
auff ihren Gründen fi alles Waidwerks nad ihrem gefals» 
len vnn wie fie befugt feyn,, gebrauchen: Ein Bawersman 
aber, fol fih Feines Waidwerks, weder auff feinen noch 
anderen Gründen mit Büren, Armbruften, teten, Gru: 
ben, nody wie dad erdacht werden mag, unterfangen, da er. 
aber folches thät, vnd deſſen vberwiefen würde; fol er 14: 
Tag mit Gefängniß geftrafft werden. Deß Vogelftellens aber, 
es ſey auff dem Vogel Herd oder auff andere weiß mag ſich 
ein Bawersman gebrauchen, doch mit Vorwiffen, ond Ein. 
willigung deß jenigen, dem ſolche Grynd zu ftehen. 


. Q. LVII. 


Wan einer den andern anführen vnd verleiben thäte, 
daß er auff eines frembden Herrn Grund vnd Boden Waid⸗ 
werk zu treiben, gehen, oder reiten ſolte, vnn der jenige, 
der alſo angeführet worden überwieſen würden, ſo ſol der, 

ſo den andern alſo verleitet, die Straff wie oben gemeldet 

gleicher geſtalt verfallen haben. Vnd da einer den andern 
auff ſeinem Grund vnd Boden das Waidwerk verbieten wol— 
te, Sol er ſolches alſo vnd dergeſtalt thun, wie man die 
Viehwaid zu verbieten pfleget — 


Von Büren, vnd Röhren, vnd dem Recht 
biefelben zu tragen, vnd zu führen. 


Q. LVIII. 


Ein jeder auß denen höhern Ständen Bnfers Erbkö— 
nigreichs Böhaimb Fan für fi onn feine Diener die kurzen 
Büren, vnd Röhr, im Nayfen zu feiner Defension, zum 
zum Waidewerk aber, feines Pürſch Rohrs anders, als 
auff feinen Gründen gebrauchen, doch Fan ein jeder einem 
andern ſolches auff feinen Gründen erlauben, vnd folder 
Erfaubnuß mag fich der jenige fo fie erlangt gebrauchen. 


— 
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Q. LIX, 


Da jemand auß Vnſern Stäten, vnd Flecken, fo nidt 
onter die vier Stände gehören, feinem Handel und Noturfft 
nah im Rayfen Büren gebrauchen wolte: So fol er vom 
Burgermeifter und Rath dafelbft deffen Kundfcafft haben, 
vnd fol Burgermeifter und Rath, auff vorbergebende reiffe 
Beratfchlagung aller Umbftände ſolches nicht anders als mit 
Einwilligung Bnferd Haubtmand auff eine gewiſſe Zeit er» 
lauben , gleicher geftalt follen anderem Herren auß den hö— 
bern Ständen Bnterthanen, fo fie obverftandener maflen 
Büren gebrauden mwolten, von ihren Herren oder derfelben 
Ambt Leüthen, deffen Brifflihe Kundfchafft haben. 


Q. LX. 


Anlangend aber die Stäte, fo auß dem vierten Stanb 
feyn; mögen ihre Bürger fo Stat Aembter bedienen, auff 
ihnen Gründen, fo mol als andere Perfonen auß den hö— 
heren Ständen, fih der Büren gebrauden ; diejenigen Bürs 
ger aber, fo feine veraydete Ambtsperſonen feyn, noch einis 
ges Stat Ambt bedienen, wie dan aud die Vnangeſeſſene 

auffmand Diener, welche fih wol verhalten, diefelben, 
wen fie ihren Gewerb, und Geſchäfften nach, vber Feld vers 
raifen, vnd Büren führen wollen: follen vom Burgermeis 
ſter, ond Rath Briefflihe Vrkund haben, daß fie in ihnen 
felbften, oder ihrer Herren Gefchäfften und Dienften, vnd 
nicht zu einem andern End oder anders wohin ſich auff den 
Weg begeben, und zu dem End die Biiren führen, vnd fol 
Burgermeifter und Rath fleiffig, und ombftändlich erwegen, 
wohinn und auff wie lange Zeit, fie folhes erlauben, vnd 
Briflihe Kundfchaft darüber ertheilen-. 


Q. LXI. 


Da aber ein Bürgerdman fein Briflihe Kundſchafft 
verlohren hette, oder fonften darumm fommen wäre, vn— 
terdeffen aber mit einer Büren betreten würden: So mag 
er nochmals vom Burgermeijter, und Rath ein Kundſchafft 
erheben, daß er zuvor einen Erlaubnußbriff gehabt, vnd 
einen andern widerum fo geſchwind nicht erlangen können, 
In welchem fall er dan die in Vnſer Landes Ordnung bes 
nente Poen zu erlegen nicht fhuldig fern fol. Andere aber 
vnangefeflene Snwohner in Vnſeren Stäten, wie aud die 
Handwerkföleuth, Zaglöhner, Dienftboten, oder fonften ans 
dern gemeine Leuthe, follen ſich weder mit langen, noch 
mit furgen Röhren an feinem Orth finden laſſen: Da aber 
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ein foldyer darmit betreten oder deſſen vberwifen würde; 
fo fol er feinem Angeber vnd Kläger 10. Schod Grofchen 
Böhaimbifch verfallen haben, Auch mag derjenige, der eis 
nen andern alfo mit einem Rohr angetroffen und feiner mäch> 
tig worden, ihn in das näheſte Gericht gefänglich fegen lafs 
fen, vnd ihn darinnen fo lang halten, biß er die obbenannte 
Poën richtig made. Da erihn aber nicht alfo bald gefängfs 
lich haben wolte, oder fünte, fo. mag er ihn hernach bey 
einem jeden Gericht, da er ihn antrifft, doch daß er zuvor 
wegen der Schäden, vnd Vnkoſten Bürgſchafft leiſte, ein— 
ziehen laſſen, vnd ihn ſo lang gefängklich halten, biß er 
den Poën obverſtandenermaſſen, habhafft werde. Da aber 
der Beklagte, daß er mit einer Büren betreten worden wä⸗—⸗ 
re, laugnete , oder fonften ſich deffen außreden, oder ents 
ſchuldigen wolte, und begehrete darüber gehöret zu werden, 
könte fich auch verbürgen, daß er bey demjenigen Gericht, 
da er in Verhafft genommen worden, ſich ftelen und das 
Recht gegen feinem Kläger gebürlichen außführen wolte; 
fo fol er deß Gefängfnüß entlafjen werden, dasjenige Ges 
richt aber, bey welchem ſolche Sad) Gerichtlich anhängig 
worden, fol darüber innerhalb vier Wochen mit Vorbehalt 
der Appellation erkennen. 


Q. LXII. - 


Die Fönigliche Erbzinpleuthe, welche nit von vhr Als 
tershero d'gFagt und Büren Gebrauchs berechtigt gewefen, 
fo wohl andere angefeffene und vnangeſeſſene Vnterthanen 
in denen Dörffern vnd derofelben Dienftboten oder fonften 
gemeine Leuth, follen mit feiner Büren reiten oder gehen 
noch ſich derfelben in einigem Orte gebrauchen: Da fi aber 
ein ſolchen damit finden lieffe, oder deffen hernach überzeügt 
würde, fo mag ihme derjenige, der ihn alfo mit der Büren 
angetroffen, alfo bald gefanglid nennen, oder da er fol» 
ches nicht thun wolte oder fünte, an defjen Obrigkeit gelan⸗ 
gen laflen und Begehren daß er fich mit ihme vergewiflige, 
vnd ihn zu Erlegung der 10. Schod Grofhen Straffgelder 
anhalte, da aber derjenige der alfo mit einer Büren betres 
ten worden , die Straff zu erlegen nit vermöchte, noch der 
- Herr foldhe für ihn geben wolte; fo ift der Herr bey welchem 
ſolche Klage anbracht worden, dem Kläger den Beflagten, er 
gehöre nun ihme, oder einem andern Herrn zu, herauß zu ges 
ben fhuldig : Solte aber der Herr dem Kläger von dato ber 
geichehenen Abſchickung innerhalb 14 Tagen, zu obbenannter 
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Straff nicht verhelffen, nocdy den Beklagten heraußgeben , 
oder aber die Straff für ihn felber erlegen, fo fol er dem 
Kläger 50. Schod Grofhen Böhaimbiſch verfallen haben, 
und fan defiwegen vor Vnſer Cammer Recht beklagt, vnd 
citirt werden. Da aber der Vnterthan, daß er mit der Bü— 
‚gen gangen wäre, laugnete, oder aber fonften eine Ent» 
fhuldigung darüber einwendete; fo mag der Kläger den 
Herrn, daß er folhen Beklagten nicht bat ftelen wollen, 
von Bnfer Cammer Recht citiren, Vnd fo er feine Klag ers 
wife, fo fol der Vnterthan, der folhe That verlaugnet, 
dem Kläger 20. Schock Groſchen Böhaimbifch neben Erftat« 
tung aller Schäden, und Vnkoſten, die der Kläger por ben 
Bnter-Ambtleuthen bey der Land Tafel liquidiret hette, zu 
erlangen ſchuldig feyn. | 


Q. LXIII. 


So auß Vnſern oder auch der Stände, Stät vnd Fles 
den, jemand von denen vnangefeflenen Inwohnern, Hand 
‚ werföleuthen, Zaglöhnern oder Bamwersgefind, fie fenen 
gleich angefeffen oder auch denen Dienftboten mit der Bi: 
ren ergriffen würde, und vermöchte nicht obgemelte Straf 
zu erlegen, fünd fih auch niemand folhe für ihn zugeben: 
Ein folder fol auff Bnfer Präger Schloß in das Gefängknuß 
geführet, und vor Außgang eines halben Jahrs ohne Bor» 
wiffen deß Klägerd nicht entlaffen werden, Es wäre dan, 
daß erfich mit dem Kläger vergliben hette: Nah Außgang 
aber deß halben Jahres, fan der Gefangene der Gefängknüß 
entlaffen werden, doch der geftalt, daß er zuvor bey einer 
. gewiffen Po@n verbürge, daß er fich gegen dem Herrn, ber 
‚ihn zuvor gefängklich gehalten, vnd feinen Bnterrhanen, fo 
wol auch gegen dem jenigen, ber ihn mit Büren ergriffen 
‚vd zu folder Straff gebracht, allenthalben mit Worten, 
vnd Werden fridlich verhalten wolle; Da aber der Gefan— 
gene feine Bürgen haben könte, fo fol er in dem Gefäng- 
niß ferner verbleiben, Es wäre dan, daß der Fläger ibn 
‚ gegen einem Revers ledig laffen wolte. 


Q. LXIV 


Da etwan ein Gefhrey außfäme, daß man einem 
Landesbefchädiger, und Verberber nacheilen folte, oder aber 
dafonften ein Herr, oder eine Stat einem Mörder oder 
Straßen Rauber nachſchicken thäten, oder da einer felbften 
dergleichen böfen Leuthen nacheylete; In folhen Fällen mag 
man fih ber Büren gebrauden, doch daß die Büren, lo» 
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bald die Folge verricht , widerumb an ihr gehörig Orth ges 
legt, vnd verwahrt werden. 


Q. LXV. 


Welcher, auß was Stand auch ber wäre, anderer Ge: 
ftalt daß in diefer Vnſerer Landesordnung verfehen worden, 
& der Büren gebrauchen würde, der fol demjenigen, der 
hn alfo darüber ergriffen, oder deffen vberzeugt hatte, 100 
Schock Grofhen Böhaimbifch verfallen haben, auch inner» 
halb 12 Lagen von Datoan, da deßwegen zu ihme gefchidt 
worden, diefelbe zu erlegen fhuldig feyn, vnd fo er es nicht 
thun wolte, mag er vor vnſer Cammer Recht deßwegen ci: 
tiret werden. Da aber ein Vnterthan oder Diener, einen, 
wie obberürt mit Büren antreffe, fo fol er foldhes feinem 
Heren anzeigen, welder dan denjenigen der alfo angeben 
worden, wegen obbenenter Straff mit Recht vornemen kann. 
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v1. Hauptitüd. 


Bondem obrigkeitlihden Schankrecht. 


$. 265. 


O brig⸗ N. der Landorbnung vom Sahre 1627 darf der Dorfs⸗ 

feittis inhaber fowohl in Dörfern, in welchen vor Alters ber ein 

.. g, oder mehrere Wirthöhäufer gewefen, wieder ein, oder mehr 

geht. Mirtböhäufer aufrichten, ald auch nach dem Hofdecrete vom 

22. März 1784 in den von dem Dominium aus vertheilten 

Dominicalgründen neu angelegten Dörfern von dem Domi— 

nio in dem Falle, als foldyes neu angelegte Dorfwenigitens 

aus 20 neu erbauten Häufern beficht, neue Wirthshäufer 

errichtet werden, ohne daß von den Nachbarn gegen diele 
Errihtung ein Hinderniß erregt werden darf. 


$. 266. 


Aufbes Schonmittelt VWerordnungvom 19. Suny 1787 

bungbdesyurde feftgefeßet, Daß ed zwar da, wo ein Dominium fein 

rg eigenthümliches obrigkeitliches Wirthshaus und Ausfchanfss 

recht an einen unterthänigen Wirth, mit der contractmäßis 

gen, unter beiden Zheilen freymwillig verabredeten Berbinde 

lichfeit überläßt, daß er fein anderes, als obrigfeitliches 

Getränk ausſchenken wolle, noch könne, in Anfebung diefes 

Wirthes bey dem Gontracte fein Bewenden habe, daß je: 

doch den übrigen Unterthanen der Zwang nicht aufgelegt 

werden koönne, ihr Getränk von diefem obrigfeitlihen Vers 

leger. abzunehmen, fo wie auch dad Bier unter Confiscatis 
onsſtrafe in echter Qualität auggefchenfet werben müffe- 


6. 267. 
Hortfe: Durch Hofdecret vom 27. Februar 1788 wurde hier: 
Kung. über Nachfolgendes feftgefeet: 
1. daß nicht nur alle jene Wirthe, welche obrinfeitlihe 
Schankhäuſer in Beftand haben, und ſich ausdrüdlich durch 
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ein contractmäßiged ober ſonſt verabrebetes freywilliged Ein: 
verftändniß verbunden haben, jährlich eine gewiffe beftimmte 
Quantität, oder auch ihren ganzen Bedarf des, Geträntes 
von der Obrigkeit zum Ausfchanke abzunehmen, fondern auch 
diejenigen , weldye herrſchaftliche Häufer eigenthümlich be- 
figen, und fih zum Ausſchank des herrichaftlichen Getränfes 
vermög Kaufcontract verbindlich gemacht haben, zu diefer 
Abnahme , in fo weit der Contract, und das freymwillige 
Einverftändniß Biel und Maß gibt, noch ferner verbuns 
den feyen ; a 

2. daß aber außer einer folhen Verbindlichkeit weder 
die Beftandinpaber obrigfeitliher Schankhäuſer, noch viel* 
weniger jene, die eigentbümliche,, oder feine obrigkeitliche 
Schankhäuſer befigen , zur Abnahme und zum Ausfchanfe 
obrigkeitliher Getränke angehalten werden fönnen, fondern 
fowohl den Schenfern, als jedem Untertban frey flehe, das 
Getränk in= oder außer ber Herrfhaft, von wem fie wollen, 
in den Erblanden ſich beyzuſchaffen; endlich 

3. daß fich jedoch diefed Befugniß in Anfehung ded Uns 
terthans, der kein berechtigter. Schänfer ift, nur auf feinen 
eigenen häuslichen Bedarf zu bejchränfen habe. 


6. 267. 


| Nach Inhalt des Hofdecretes vom 21. Septem: Kür bie 
ber 1789 ift fi bey jenen Tafernwirthen, welche bloß Safern- 
folche obrigkeitlihe Beſtandwirthe find, die nach Verlauf wirt he. 
der bedungenen Beitandjahre wieder abgeändert, oder mit ihs 

nen neue Contracte geſchloſſen werden fönnen, nach jenem ges 

nau zu achten, was zwifchen den contrahirenden Theilen durch 

Pacht, oder Beltandcontracte beftimmet worden; im Falle 

aber die Zafernwirthe diefer Häuſer mit. der darauf haftens 

. den Zaferngerechtigkeit ald ein vererblich: und veräußerliches 
Eigenthum befißen , folge von felbft, daß fo, wie vermöge 

der prohibitorum generalium, und ber wiederholten höch— 

fien Verordnung gemäß, feine Herrſchaft befugt ſey, ihre 
Seilihaften den Unterthanen zum Confumo, oder Verfchleiß 
aufzudringen, alfo auch Fein Aequivalent für die Entledi— 

gung von einer Verbindlichkeit, die ſchon dur dad Geſetz 
aufgehoben ift, jemahld mehr Statt haben könne. 


. 268. 

Es ift zwar den Unterthanen freygelaſſen, ihre ſelbſt Recht 
erzeugten Lebensmittel, ald Wein: und Obitmoft felbft zudes Bier 
verkaufen, und auszufcenfen. Allein hierunter ift feines, Prauens. 

IE. 14 
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wegs das Bierbräuen verſtanden. Es iſt daher auch die 
Erzeugung eines Getränkes, welches aus gedörrten, und 
geſchrottenem Malze und aus Hopfen verfertiget wird, und 
ſowohl der Farbe als dem Geſchmacke nach dem Biere gleich 
kommt bei Strafe der Confiscaiton des ganzen Vorrathes, 
und 1 Gulden Strafe von jeder Maß verbothen. vid. Hof: 
decret vom 29. November 1794. 
er $. 269. 

Nach den älteren Verordnungen ift zwar das Verboth, 
den Unterthanen herrfchaftliche Feilfhaften aufzudringen, der 
Bräuurbars- aub Wein» und Branntwein 
ſchanksgerechtigkeit, Bier; Wein und Branntwein 
auf die Herrſchaft in die öffentlihen Wirthöhäufer, oder 
wo es font Herfommens ift, auszuftoßen, auch fein fremdes 
Bier, Wein und Branntwein auf ihren Grund und Boden 
einführen zu laffen, nicht nachtbeilig. Vid. Patent vom 
J. 1738 und 24. Map 1771. Ä 

Selbft dur eine fpätere Verordnung wurbe erklärt, 
daß den böhmiſchen Obrigfeiten, oder ihren Pächtern das 
Ausfhanfredht ded Branntweined ausfhließlich gebüh— 
re,und daher auch denfelben das Recht zuftebe, allen frem: 
—* auf ihre Herrſchaften einbringenden Branntwein zu cons 

öciren. 

Allein diefer älteren Verordnung ſteht das fpäter nad" 
gefolgte Hofdecret vom 24. Februar 1788 entgegen, 
vermög welden fein obrigkeitlicher, oder anderer Schänfer 
obrigfeitliher Getränke verhalten werden kann, 
(den Fa einer freywillig contractmäßigen Verbindlichkeit 
audgenommen) fein auszuſchenkendes Getränk von der Hert⸗ 
fhaft abzunehmen, fondern ihm frevitehe, dieſes Getränf 


‘von der Herrfchaft, oder außer derfelben zu beziehen. 


6. 270. 


P4 

Diefe Schanffrenheit wurde weiterhin auch auf alle 
Städte ausgedehnt, und verordnet, daß, weil hervorge— 
fommen, daß mehrere Städte dag ihnen durch Privilegien, 
Geſetze, oder landesunterfämmerlike Verordnungen zuvor 
eingeräumten Schanfrechtes ſich no immer prävaliren wol: 
len, neuerdings fund zu machen fey, dad Generale vom 
27. Februar 1788 aud in Anfehung aller Städte zu beob» 
achten, und dadurch das zuvor beftandene ausfchließende 
Schankrecht, dort, wo nicht Sontracte beftehen, bey Städ— 
ten, fo wie by Dominien ald aufgehoben anzufchen,. 
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indem alle die früheren durch Particulargefege erworbene 
Befugniffe durch das fpätere allgemeine landesfürftliche Ge⸗ 
ſetz von felbft aufgehoben fey. Vid. Hofderet vom 5. 
Februar 17809. 

$. 271. 


Die Branntweinerzeugung wird zwar auf allen Domis Brannts 
nien betrieben, ohne ein ausſchließendes Recht zu weiner— 
feyn , da folhe-audh von Bürgern betrieben wird, und bes Btu: 
trieben werden darf. gung. 

$. 272. 

Die Landedordnung vom 10. May 1627 enthält über Inbatt 
dieſes Recht nach der dortmaligen Ausübung Folgendes; derkan 
Von dem Recht Krätſchmar, vnd Wirths— — 

bäufer zu halten % 


Q. LXVI. 


Ale Krätfhmar, vnd- Wirthöhäufer in vnſerm Erb 
Königreih Böhaimb, fo man vor 30 Jahren gebraudt, 
auch ſolches durch lebendige Zeugen oder mit anderen fhrifft» 
lichen Documenten ermweifen fan, follen in ihrem Esse ver- 
bleiben. Bnd da ein Wirth3hauß, deffen man ſich vor 30 
Fahren gebraucht hette, bernah im Abgang fommen wäre, 
mag der Herr des Dorff3 folh Wirthshauß entweder im 
Dorf felbften, oder aber außerhalb, doch auff denen zum 
Dorff gebörigen Gründen ‚ und nicht anderdöwo wiederum 
auffrichten laſſen und fich deffelben gebrauchen. Da aber ei» 
ner fih eines Wirthshauſes, fo vor 30 Jahren nicht gewer 
fen wäre, alfo unrechtmäfligerweife gebrauchen wollte, fo 
mag ibn fein Nachbarn, deme es zu Schaden gereichen 
thät, vier Wochen zuvor umb Einftellung deffelben Wirths— 
hauſes erfuchen, vnd da an folhem nicht nachkommen würde, 
fan er wegen 20 Schod Grofhen Böhaimbifh zu Recht 
vorgenonmen werden, und fo der Kläger, daß ſolches Wirths⸗ 
bauß vor 30 Jahren nicht in Brauch gewefen, gnugſam er» 
wife, fo würd der Beklagte dem Kläger obgedachte 20 
Shot Grofchen Böhaimbifh neben denen erlittenen Schäs ‚ 
den zu erlegen ſchuldig feyn. 

Q. LXVII. 

Da einer ein oedes Dorf hette, in weldem von Als 
tershero ein , oder mehr Wirthöhäufer gewefen wären, der⸗ 
felbe mag in ſolchem Dorff ein, oder mehr Wirthöhäufer 
auffrihten, vnd fich derfelben wie von Alters hero gebrauchen: 
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vH, Hauptitüd. _ 


Bondem Peiderchte 
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Biehein: Som nach der Landesordnung vom 10. May 1627, 

tried, wurden wegen dem Bieheintrieb befondere Vorfchriften er» 

theilet, die im Folgenden beftehen, und aus welchem {ih 

darftellt , daß ſchon dortmahls für Abwentung des durch 

den Eintrieb des Viehes erfolgenden Schadens durd ein 
zweckmäßiges Gefet geforgt ward. 


Bon Eintreibung,vnd Pfändung des Viehes. 
Q. XXX. 


So einer ohn vorgehendes Verbot eines anderen Vieh, 
welches ihme auff feinen Gründen etwan einen Schaden ge 
than, eintreibt; fo fol er folhen Schaden alßbald mit ſei— 
nen oder andern glaubwürdiger gefhmornen Leüthen in Aus 
genfchein nehmen laflen: vnd wie hoch fie dem zugefügten 
Schaden bei ihrem Gewiſſen ſchätzen werden; Solches fol 
derjenige deme dad Vieh zuſtehet, bezahlen. 

Würd er aber in aht Tagen von der Eintreibung am 
juraiten,, ſolchen Schaden fampt allen deme, was auff das 
Vieh gegangen, nicht begahlen; So mag der, fo das Vieh 
eingetrieben, foldy Vieh durch gefhworne Leüthe ſchätzen 
lafien , vnd fo vil der zugefügte Schaden, vnd das Futter 
fo auff das Vieh gegangen, außtragen, foldhes ihm zu fchäs 
sen laffen, vnd was ober dieſes noch vberbleibet, Deme fo 
dad Vieh zuftändig, folgen laflen, auf ihme ſolches abzu: 
holen anzeigen. Vnd fo er das Vieh nicht nemen mwolte, So 
ift diefer nicht fchuldig e& weiter zu verfehen. Bnd da ſichs 
begebe, daß nah dem das Vieh eingetrieben, innerhalb 
acht Zagen ein Theil davon ftürbe, ſolchen Schaden ift ber, 
welcher das Vieh eingetrieben zu erftatten nicht ſchuldig. Es 
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wäre dan Sad), baf er dad Vieh muthwillig hette erhunz 
gern laflen und ſolches auff ihn erwiefen würde, In folchem 
Hall würd er ſchuldig ſeyn, das abgangene Vieh deme, fo 
ed zugeböret, der Billigkeit nach zu bezahlen. 


Q. XXXIII. 


Da einer deß andern Vieh auff feinen Grund und Bo: | 


ben nach gefhehenem Verbot, in dem esihm Schaden thäte, 
ergriffe, fo mag er alßbald, fo es ihm gefällig, den Scha« 
den bejichtigen laflen, und der, dem dad Vieh zufländig, 
ift ſchuldig obgedachter Erkäntnuß nad, den Schaden zu 
gelten, und ihme deßmegen Recht zu werden. 

„So er aber. den Schaden nit will laffen befichtigen , 
fo ift derjenige, def das Vieh ift, von jedem Stüd Bie- 
bed ihme einen Grofhen Böhaimbifh zu geben ſchuldig. 


Q. XXXIV. 


Melcher die Bezahlung deffen durch glaubwürdige Leu—⸗ 
the zuerfanten Schadens , oder von einem jeden Stud Vie: 
bes einen Grofhen Böhaimbiſch, nit annehmen, fondern 
das Vieh hinderfich behalten, noch von ſich auff Bürgfcafft 
geben wolte; Diefer Fan von demjenigen, deſſen das Vieh 
ift, wie in Sachen fo den Hochmuth betreffen, gebräuch— 
lich citiret werden. Vnd der alfo folhen Hochmuth verübt, 
würdet die Straff fampt dem Schaden und Vnkoſten von 
dato deß Rechtlichen Erfäntnüß in 14 Tagen zu bezahlen 
ſchuldig feyn. | 

Q. XXXV. 


Keiner fol eines andern Bieh von frembden Gründen 
zu ſich eintreiben , da er aber ſolches thäte; fol ihme zwar 
nicht8 deftoweniger dad Gelt von einem jeden Stück Vieh 
oder die tarirte Vnkoſten bezahlt werden: Derjenige aber, 
der fein Vieh alfo außgelöft, mag den, der es von frembs 
den Gründen eingetrieben, wegen folcher verübter vnzuläſſi— 
ger Eintreibung vor Bnfer Land» oder Cammerrecht citiren 
laffen: Vnd fo er feine Klage beweift: fol der Beklagte 
nicht allein da& von jedem Stud Vieh oder wegen der Vn— 
foften zuvor empfangened Gelt wider reftituiren,, fondern 
er fol auch noch darüber 50. Schock Groſchen Böhaimbifch 
Po&nfal, neben Eritattung aller auffgewenter erwiefenen 
Bnkoſten zu erlegen fhuldig fenn. Da aber der Klägerfolche 
vnordendliche von frembden Gründen gefchehene Eintreibung 


nicht erwife; fb fol er dem Bellagten die Schäden, und Dns 


koſten zu bezahlen ebenermaflen verbunden feyn. 


J 
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Q. XXXVI, 


So einem ein Schad durch def andern Vieh, außer: 
balb def fals da Grund vnd Boden verbothen, gefchicht ; 
fo fol der jenige fo das Vieh eintreiben wolte, den Schaden 
obbefchribener maflen befichtigen laffen, und der Herr deß 
Viehes, fol folhen Schaden bezahlen: fo er es aber nicht 
alßbald bezahlen wolte; fo mag der, fo den Schaden erlit* 
ten, fi aber, wie vorgemelt , mit dem Vieh nicht wolte 
bezalt machen, dem andern, beffen das Vieh ift, andere 
feine Sachen, fo weit fi die zuerfante Summa def Sca«- 

dens erfiredt, kümmern, und verarreftiren laffen. 


Q. XXXVII. 


So jemand nad gefhehenem Verbot, bad Vieh, wel⸗ 
ches ihme auff feinen Gründen einen Schaden gethan, nicht 
eintreiben fan, darumb daß es fih von feinen Gründen 
wegk, ond auff fremmde Gründe begeben; fo fol er dannoch 
von jedem Stüd Vieh einen Groſchen Böhaimb, fo vil er 
beweift, daß dad Vieh auff feinen Gründen gewefen, zu 
fordern haben. Vnd fo fi der Herr deß Viehes mwaigert 
das Gelt zu erlegen; So Fan er deßwegen mit Recht vors 
genommen, vnd eines Hochmuths befhuldiget werden. 


$. 27%. 


ar Das bürgerlihe Geſetzbuch enthält hinſichtlich bes 
nach dem Weiderechtes in Beziehung auf den Titel der Dienftbarkeit 
B. ©., II. Theil. VII. Hauptftüd Folgendes: 
Bud. „Iſt bey Ermerbung des MWeiderechtes die Gattung, 
und die Anzahl des Triebviehes, ferner die Zeit, und das 
Maß des Genuffed nicht beftimmt worden, fo ift der ruhige 
drenßigjährige Beſitz zu fhüsen. In zweifelhaften Fällen 
dienen folgende VBorfchriften zur Richtſchnur.« Vid. |. 499. 
„Das Weiderecht erftredt fi), in fo weit die politifchen, 
und im Forfiwefen gegebenen Verordnungen nicht entgegen 
ftehen , auf jede Gattung von Zug-, Rind» und Schafvieh, 
aber nicht auf Schweine, und Federvieh ; eben fo wenig in 
waldigen Gegenden auf Biegen, unreines, ungefundes und 
fremdes Vieh ift ftetd von der Weide ausgefchloffen.* vid. 


499. 

„Hat die Anzahl des Triebviehes während ber legten 
dreyßig Jahren abgewechſelt; fo muß aus dem XZriebe der 
dren erften Jahre die Mittelzahl angenommen werden. Er» 
hellet auch diefe nicht , fo ift theild auf den Umfang , theils 
auf die Befchaffenheit der Weide bilige Nüdficht zu neh« 
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men, und dem Berechtigten wenigftend nicht geilattet, daß 
er mehr Vieh auf der fremden Weide halte, ald er mit dem 
auf herrfchenden runde erzeugten $utterdurchwintern fann. 
Säugeviceh wird nicht zur beflimmten Anzahl gerechnet“ 
Vid. $.500. = ac. m: 
„Die Lriftzeit wird awar überhaupt durch den in jeder 
Feldmarke eingeführten unangefochtenen Gebraud) beſtimmt, 
allein in feinem Falle darf der vermöge politifher Beſtim— 
mungen geordnete Wirthfchaftsbetrieb durch die Behüthung 
verhindert, oder erfchweret werden.“ Vid. $. 501. ER 
„Der Genuß des MWeiderechtes erfiredt ſich auf feine ° 
andere Benugung. Der Berechtigte darf weder Grab mas -⸗ 
ben, noc in der Regel den Eigenthümer des Grundftüdes 
von der Mitweide ausfchließen, am wenigften aber die Sub» 
flanz der Weide verlegen. Wenn ein Schade zu befürcht 
tt muß er fein Vieh von einem Hirten hüthen laffen. 
Vid. $. 502. = 
Hinſichtlich des Schadenerfaßes, auf welchen der dur 
Eintrieb des Viehes Beſchädigte Anſpruch machen kann, 
und wovon ſchon die obbemeldte Landesordnung umſtänd⸗ 
lich handelte, beſtehen gegenwärtig folgende geſetzliche Bor» 
ſchriften: an u 
„Wer auf feinen Grund und Boden fremdes Vieh an- 
trifft, ift bewegen noch nicht berechtiget, es zu tödten. Er 
kann ed durch anpaflende Gewalt verjagens oder, wenn er 
dadurch Schaden gelitten hat, dad Recht der Privat: Pfäns 
dung über fo viele Stüde Viehe ausüben, als zu feiner 
Entfbädigung hinreicht. Doch muß er binnen acht Tagen 
ſich mit dem Eigenthümer. abfinden, oder feine Klage vor 
den Ricter bringen , widrigenfalls aber das gepfändete 
Vieh zurüditellen.“ Vid. II. Theil. XXX, Hauptftüd. 
. 1321. , 5 
⸗ »Das gepfändete Vieh muß auch zurückgeſtellet werden, 
wenn der Eigenthümer eine andere angemeſſene Sicherheit 
feiftet.. Vid. $. 1322. ! | 
So viel endlich die befonderen binfihtlich des Viehein⸗ 
triebes in die Waldungen beftehenvnen Vorſchriften be» 
trifft, fo wird fich hierinfall auf die in diefem Werke, Haupt- 
ftüd V. befonders erörterte Holz: und Waldordnung vom 5. 
April 1754 und die nadhgefolgten Verordnungen berufen. 


$. 275. 


Durch Beurbarung der Hutweiden, und Bertheis Hutwei: 
lung derfelben unter die Unterthanen ift das Weiderecht ges dem 


Inhalt 


biefer 


Anord⸗ © 


nung. 
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wiſſer Maßen beſchränket, und dabſelbe dem höheren allge: 
meinen Wohl⸗nach ſtaatsrechtlichen und politifchen Grund» 
fäßen leer worden. Im Sabre 1768 erfchien die 
allerhöchſte Willensmeinung, daß alle Gemein - Hutweiden 
in den gefammten böbmifhsöfterreihifchen Landen 
ausgemeſſen, und zur Beurbarung unter die Unterthanen 
wertheiler werden ſollen. — | 
e $. 270. 


Das dießfälige Patent vom 5. November 1768 enthält 
Folgendes: JE RE FE 

„Wir Maria Thereſia ıc. ıc. Entbiethen all, und 
nieden fowohl geift: als weltlihen Obrigkeiten, weh Würde, 
Standes, oder Wefens die find, infonderheit aber unferem 
Kreishauptleuten, Magiftraten, und fammentlichen Herr⸗ 
»f&haftsbeamten auf dem Lande, und geben euch hiemit 
„gnädigft zu vernehmen, wad Maßen Wir Und verbunden 
zu ſeyn geglaubt Haben, auf ftandhafte Mittel vorzuden⸗ 
„Een, wie den in:Unferen Erblanden mehrmalen ausbrechen⸗ 
„ren Horhviehfeuchen ausgebig zu begegnen.« 
3SGleichwie Wir nun eheftens diejenigen Maßnehmun: 
„gen werden befannt machen laffen, welche jenen Falls zu 
nergreifem, wenn ein ſolches Uebel irgendwo wirklich vor⸗ 
handen, fo haben Wir auch dem. Urſachen nachforſchen laſ⸗ 
fen, denen deffen Urfprung hauptſächlich zuzufchreiben.“ 
+ „Da alfo diefe nach einhelliger Meinung der Sachkün⸗ 
„digen in die Üble Nahrung des Hornviehes auf den Ge 
„meinweiden, dann die dafelbft gefchebene Bermifchung des 
Erkrankenden mit dem Gefunden gefest werden, und die 
»Erfahrung einigen Unſerer eigenen Landen lehrt, daß durch 
„eine Verdefferung diefer unbebauten Grunditüden mit Zur 
„bülfnehmung anderer wirthfchaftlichen Gebahrung eine ge: 
„ſunde und ausgiebige —— Hornviehe verfhaf: . 
nfet werden fünne, fo haben Wir befchloffen, Unfere ger 
»treue Unterthbanen, welde fich diefen Vortheil entweder 
„nicht zu Nugen machen können, oder foldhed zu thun ver» 
»abfäumt haben, theils biezu in Stand zu feßen, theils 
vdurch gefigmäßige Verbindlichkeit zu der Beförderung ih: 
»res eigenen Beitend zu bringen.“ Wir befehlen daber 

1. daß alle Gemeinde * Hutweiden in Unferen gefamm- 

ten böhmifch- und öfterreihifchen Landen, folhe mögen von 
den Untertanen allein, oder in Gemeinfhaft mit den Her» 


ſchaften befeffen, und benuget werden ‚, binnen Jahresfriſt, 


welche vom 1. Januarii 1709 bis Ende Decembris des nähm⸗ 
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lien: Bahred zu rechnen.ausgemeffen, und jedem der ges 
bührende Theil, umd zwar den Unterthanen nah Maß ih: 
rer innehabenden Grundſtücke und Huthwerks, jedoch ohne 
Rädficht auf die Ueberlände und Zulehne aus, und ange 
wiefen werden folle. 

22. Diefe Ausmeſſung foll in den Städten von ben 
Mugiftraten, im übrigen aber von den Ortsobrigkeiten,, 
und. in Unſern inneröfterreihifhen Landen von den Juris» 
Dicenten mit Zuziehung der Theilhaber dergeftalt gefchehen, 
daß, wenn an einem Orte mehrere Zuriddicenten vorhan— 
den wären, foldhe demjenigen von diefen obliegen wird, 
welcher dafelbit die meiften Unterthanen hat; wie dann und 
mann. wider Unfer beffered Bermuthen erwähnte Ausmef: 
fung binnen der vorgefchriebenen Zeitfrijt von folchen nicht. 
vollbraht würde, dieſelbe nach deren Verlauf alfogleich 
von dem betreffenden Kreisamte, gegen Einbringung der 
Reiſe- und Diätgelder und. übrigen Koften von demjenis 
gen, fo folde zu vollziehen gehabt hätte, vorgenommen 
werden folle. Ey 

Weaeann jedoch bey ein oder anderen Hutweiben ſolche 
Umftände vormwalteten , die deren Bertheilung auf Feine 
Weiſe geitatteten, follen foldhe vier Monathe vor Verlauf 
der feftgefegten Frift dem betreffenden Kreisamte angezei: 
get, von folchen der Augenfhein ohne Berfhub genom⸗ 
men;, und der Beftand der Sache Unfrer ihm vorgelegten 
Landesftele zu weiterer Vorkehrung unverlangt berichtet 
werden. 

3. Den durch diefe Ausmeffung erhaltenden oder ſchon 
befigenden Theil der Hutweiden,, fol jede in den nächſt⸗ 
folgenden zwey Jahren alfo gewiß entweder durch gehörige 
Dflege in Wiefen, fonderlih an feuchten Dertern, oder 


aber durch Umreißen und Anbauen in Klee» und Grasäder 


nad) den befannt machenden Unterricht ftüdweife verwan⸗ 
dein, als im witrigen nach Verlauf diefer Frift, und wenn 
dazu ‚nicht werfthätig gefchritten worden wäre, (welches 
Wir durch eigene Commiffarien werden unterfuchen laffen) 
die Widerfpänftigen und Nacläfligen ihres Antheils ver- 
Iuftiget feyn, und felber, oder den Werth davon zu Nuten 
der übrigen Fleißigeren angewendet werden folle. 

4. Diejenigen, welche Semanden in der Verbeflerung 
feines Xheild der Gemeindweide durch Eintreibung des Vie— 
bed oder auf andere Weiſe Hinderniß und Rachtheil zuzu> 
fügen beginneten, follen das erſte Mahl nebft Berhaltung 
zu dem Erfage bed Schadens, mit 12 fl., wovon die Hälfte 
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der gemeinen Gaffe, die andere Hälfte aber dem befchädig- 
ten Theil zuzueignen, beflraft; das zwente Mahl mit eis 
nem 14tägigen opere dominicali, und im weiteren Ber: 
gehungsfalle mit dreymonathlichen Zuchthaus, oder einer 
diefer gleihfommenden Keibesftrafe belegt werben. 

5. Damit aber während der Beit der Beurbarung der 
Biehmeiden, die nöthige Fütterung nicht ermangeln möge, 
verfehen Wir Und, daß jeder zwar von fich felbft darauf 
befliffen feyn werde, damit er ſich durch den Anbau einiges 
Klees oder Graſes, oder andere Fütterung auf den Brad» 
ädern, und vorzüglich nahe bey feiner Wohnung die Noth— 
durfi verfchaffen möge; wozu die Obrigfeiten und herrſchaft⸗ 
lihen Beamten , die Untertbanen anzuleiten, und im Ers 
manglungöfalle zu verhalten, ſich angelegen ſeyn laſſen 
werben. 

6. Weil jedoch die trodenen und mageren Hutweiden 
für dad Schafvieh unbedenklich benbehalten werden mögen, 
fo wird bey Vertheilung der gemeinen Weiden der Bedacht 

darauf zu nehmen fern, daß ein hierzu tauglicher Erdſtrich 
nah Erforderniß der Schafzucht jedes Orts, vorbehalten 
bleibe. Hingegen foU Liefer zu ſothanem Entzwede allein bes 
flimmt , folglich bey Einbringung des Üüblihen Pfandgeldes 
für jeden Uebertretungsfall Niemanden erlaubt ſeyn, auf 
ſolchen einiges Hornvich zu treiben 

7. Jedoch geftatten Wir , daß die gemeinfchaftlichen 
Weiden für dad Hornvieb in gebirgigen Gegenden auf den 
fogenannten Alpen oder Anhöhen, welche nicht anders als 
auf diefe Weife zu benutzen, unter der in der neuen Vieh— 
ordnung feflgefesten Vorſehung noch fernerd beybehalten 
und gepflogen werben mögen. 

8. Wird jener Ortöobrigfeit, und alfo auch diejenigen 
Jurisdicenten, welden die Audmeffung obliegt, binnen 6 
Wochen nah Berlauf ſowohl des erften zur Ausmeflung, 
ald des zweyten zur Verbefferung anberaumten Termins, 
dem ihm vorgelegten Kreisamte bey Berluft einer ex pro- 

rio Unferem Fisco zu entridhtenden Gelditrafe von 100f. 
in einer deßwegen felben zugufertigenden gedrudten Zabelle 
anzuzeigen haben, auf welche Weife die eine und andere 
vor ſich ——— 

9. Damit aber doch Niemand in die Beſorgniß verfalle, 
als ob es dabey um die mehrere Belegung der verbeſſerten 
Grundſtücke zu thun ſey, ſo erklären Wir hiermit für Uns 
und Unſere Nachfolger, daß ſolche binnen 10 Jahren von 

dem zur Verbeſſerung angeſetzten Termin anzurechnen, in 
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feinem anderen oder höheren Anfchlage als denjenigen, fo 
dermahlen jedes Landes üblich ift, gezogen werden follen. 
Befehlen demnach allen und jeden, fomwohl geiftlichen 
ald weltlihen Obrigkeit, wes Würde, Standes oder We— 
fend die find, infonderheit aber Unjern Kreishauptleuten , 
Magiftraten und fämmtlihen Derrfchaftöbeamten, ob dem 
Vollzug diefer Unferer gnädigften Verordnung , fefte Hand 
zu halten, denſelben, foviel an Ihnen ift, Eräftigft zu be— 
fördern, auch bey perfönlicher Verantwortung und Haftung 
nicht zu geftatten, daß dagegen gehandelt werde, viels 
mebr barob zu fenn, damit die Widerfpänftigen zu den aus— 
genen Strafen unnadhfichtig gezogen werden, fo lieb 
nen ift Unfere Ungnade und ernftlihe Ahndung zu vers 
meiden. 


u 


6. 278. 


Da ſich Über die Auslegung und Anwendung dieſer Radıträg- 
Borfhriften mehrere Anftände begaben, fo wurde eine eis lihe Bora 
gene Hofcommiffion aufgeftellt, und dann unterm Idriften. 
24: März 1770 ein Patent erlaffen, in welchem nebft meh: 
reren Erläuterungdpuncten auch feftgefeget wurde, daß nur 
für die Schafe eine tauglihe und hinlänglihe Weide, für 
dad Hornvieh aber nur ein Viehſtand vorbehalten werde, 
auf weichen felbes nicht der Weide wegen , fondern einer 
Bewegung halber, getrieben werden fann. Ä 
Das dießfällige Patent vom 24. März 1770 ift folgen. 
den Snhaltes: 

„Wir Maria Thereſia zc. zc., entbiethen allen und je- 
den, befonderd aber den Herrfchaften und Unterthanen 
Unfere Gnade und alles Gute, und geben Euch hiermit zu 
vernehmen, was Maßen Wir durch die gemachten Vorftels 
lungen gegen dad Patent, wegen Bertheilung und Ber: 
bejlerung der Gemeinweiden bewogen worden, eine eigene 
Commiſſion zur Localunterfuchung der vorgewandten Uns 
thunlichkeit abzuordnen, und foldhe nachfolgender Maßen 
anmweifen zu laffen: 

1. daß bey der Zertheilung auf die Ausweifung eines 
angemefjenen Viehftandes oder Ortes, wohin dad Vieh eis 
nige Stunden des Tages, nicht in der Abficht der Weide, 
fondern der Bewegung getrieben werden fünne, in Ermang. 
lung anderer Gelegenheit Rüdficht genommen ; 

2. bey den Eleinen, zur Bertheilung nicht geeigneten 
Weiden, auf deren anderweite Benugungd- und Verbeſſe⸗ 
zungdart fürgedacht; i 
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3 ben Kleinhäusdlern und Inleuten, fo bibher das 
Beiderecht gegen einen Bentrag zur Gemeincaffe genoflen, 
auch die künftige Theilnehmung gegen Fortfegung des bis—⸗ 
ber entrihteten Betrages verfchaffet; 

4. die magern, fandichten oder fleinihten Weiden, in 
fo weit fie einer Gultur nicht fähig , entweder zur Schaf: 
weide oder dem Holzanfluge, fo wie die Stoppel: und Brad: 
felder zu erfterer, und der Schweinhalte ohne Geftattung 
eined anderen Biehauftriebes verwendet; 


5. für die zum Aderbaue erforderlichen, zu anderen 
Fuhrweſen nicht beftimmten Pferde, . eigene Weiden auss 
gewieſen, und foldhe von dem Viehſtande zur Vermeidung 
alles Schadens abgeföndert; 


6. auf den fremden Viehtrieb ohne Vermiſchung des 
einheimifchen Rüdficht genommen; 

7. bey flreitigen Weiden mit Vorbehaltung bed Peti- 
torii nach dem Possessorio in der Bertheilung ohne weite: 
rem vorgegangen, und endlich 

. 8. den Theilnehmern an den Gemeinweiden, zwar ben 
auf fie fallenden Theil, als Aeder, Wiefen, Kleefelver 
oder zu anderem Anbaue, jedoch nicht insgemein, fondern 
nad) wirklich gefchehener Zertheilung und Anweifung zu be: 
nutzen frengelaffen , hingegen felbe verhalten werden fols 
len, die für den angemeffenen Viehſtand erforderliche Füts 
terung fich durch anderweiten Anbau derfelben auf Brad: 
oder denen ihnen am beftgelegenen Feldern unbeirret, oder 
auch unfehlbar zu verfchaffen. 

Im Berlaufe diefes Patentes, welches nun die Saum: 
feligkeit fo vieler Dominien von N. D. in diefem Gefchäfte 
rügt, beißt es fodann weiter®: 

„Damit nun das ganze Gefchäft der Verbefferung ber 
Weiden defto mehreren Vorfhub erhalte, verordnen Wir: 

1. daß Jedermann frey ftehen fol, den zur Verbeſſe— 
rung bringenden Theil der Weiden fo wohl, als feine Grund» 
flüde einzufriden, einzuplanfen, oder auf andere Weife 
gegen den Wildfchaden zu bewahren, um fo viel mehr alfo 

2. die Weiden oder Wiefen aufzureißen, und in ans 
dberem Wege zu beurbaren, ohne hierzu {in dem ein, und 
anderen Stüde der Einwilligung der vorläufigen Anfrage 
bey der Jägerey nöthig zu haben. Auf gleiche Weife 

3. dad unnüße Geftrauß, Stauden, Holzwerf und 
Bäume von den zertheilten Weiden außer den Waldungen 
hinweg zu Ihaffenz und endlich 
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‚4. zu aller Beit.dad Gewild von den Grundftüden, P 
und in folche verwandelten Weiden auch mit behangenen 
Bauernhunden abzutreiben; Maßen Wir hiernach, und zur 
Befeitigung aller Hinderniffe und Zudringlichfeit das ges 
meffen Unferer Zägeren auftragen laffen, auch bey ſchwerer 
Ahndung nicht geftatten wollen, daß ſich hierunter die private 
berrfchaftliche Fägerey eines mehreren anmaße. Weiterd folle 

5. jeder Unterthan der auf ihn fallende Theil der Ger 
meinweide auf feiner bereits in Handen habenden Gewehr, 
als ein von dem Haufe unzertrennlihes und unverfäuflis 
ches Grundſtück gegen alleinige Entrichtung des jedes Orts 
gewöhnlihen Schreibgelded für den herrſchaftlichen Beam: 
ten zugefchrieben,, und dergeftalt mit der Bemerkung, daß 
folches von der Zertbeilung der Gemeinweide herrühre, in das 
Grundbuch bey deſſen erfter Befigung eingetragen; außers 
dem aber 

6. alle über die unterthänigen Gemeinweiden ;wifchen 
den Herrſchaften und Unterthanen getroffen, oder von er= 
teren noch anfinnende Berftändniffe, wenn foldhe auf eine 
patentwidrige höhere Belegung, oder gegen die unterm 26. 
Mav 1769 befannt gemachte dreyßigjährige Behentbefreyung 
denfelben ſowohl, ald der in den Brachen bauenden Fut— 
terfräuter,, während der Brachzeit gerichtet wären, für. null 
und nichtig angefehen werden, folglich die Unterthanen zu 
deren Erfüllung nicht gehalten feyn, vielmehr ift 

7. Unfer ernftliher Wille und Meinung, daß die Obrige 
feiten den Unterthanen zur Befeitigung der Hindernifle und 
alfo zur Erreihung Unferer auf diefer, und ihr eigened 
Beſte gerichteten gnädigften Abficht alle gedeihlihe Hülfe 
leiften, fie gegen die Frevler und Widerfpänftigen ſchützen, 
folglich bey dießfalls vorfommenden Klagen diefe nicht für 
Parteyſachen anfehen, und in ein ordentliches Verfahren eins 
leiten, fondern ex oflicio mit unverlangter Zocalunterfu- 
bung, Entfhädigung des beleidigten Theil und erfpieg- 
lender Beftrafung des Frevlerd vorgehen follen. | 

Befehlen demnach ꝛc. Wien ut supra. 

$. 270. 

Mittelft Verordnung vom 6. Juny 1771 wurde fefiges Lektern 
feßet, daß ed in Benützung des Grundes und Bodens mit f a 
Entfernung ales Zwanges nur anrathungsmweife für, Driften 
zugehen feye, fi übrigens die Behörden auf alle Art an« 
gelegen ſeyn laflen follen, dad Aufreißen der Hutweiden 
in diefem Wege zu befördern. 





— — 





vn. Hauptftüd. 


Bon dem Patronatsrechte. 





$. 280. 


Das >), Patronatsrecht, oder die geiftlihe Lehen» 
tronats- herrfchaft.ift der Inbegriff jener Vorzüge, Rechte und 


recht 


Abt hie i⸗ 


tung. 


Zitel. 


Verbindlichkeiten, welche demjenigen zukommen, der eine 
Kirche oder Pfründe geſtiftet, erbauet oder den Grund bier 
zu bergegeben, oder auch diefe Rechte auf eine andere recht⸗ 
mäßige und gefegliche Art erhalten hat, und daher geift- 
liher Lehensherr oder Patron genannt wird. Vid. 
Pehem Praelectiones in jus ecclesiasticum. P. 1I. $. 245. 


6. 281. 


ah nn Patronatörecht wird folgender Maßen abgetbeilet; 
nähmlich: 

1. in das geiſtliche; welches einer Pfründe oder 
geiſtlichen Würde, und 

2. in das weltliche; welches einen Weltlichen oder 
auch Geiſtlichen jedoch außer dieſer Rückſicht zukömmt. 

3. in dad Dingliche, welches mit einem liegenden 
Gute, Realität a verbunden ift, daß ed mit demfel- 
ben auf jeden Befiger übertragen wird , und 

4. in bad perfönlidhe, worauf Jedermann nur ein 
perfönliched Recht zufteht ; j 

5. in dad vollfländige, badallegewöhnlichen Bor» 
züge, und Rechte der Patronen in fich begreift; und endlich 

6. in das unvollftändige, bey welchem einige derfelben 
mangeln. 

$. 282. 


Ob und welches Patronatdrecht einer Herrſchaft oder 
fonft jemanden zufteht , muß aus den Fundationdbriefen oder 
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fonftigen Urfunden entnommen werden, oder auch durch einen 
andern gefeglichen Zitel nähmlich durch Verjährung oder Er 
werbung eines Gutes ſich darftellen. Eben daher gehören auf 
die über diefe Rechte ald Privatrechte entflehende Streitig- 
feiten vor dem Civilrichter. 

Schon durch Hofdecrete vom 29. July 1651 und 9. 
July 1669, wurden diefe Streitigkeiten dem Landrechte zu« 
gewiefen. i 


$. 283. 


Das vorzügliche Recht des Patrond hefteht in der Pra, Rebe u. 
fentation des Pfarrerö bey einerunter feinem Patronat ftehen- Re 
den Piründe aus jenen Individuen , welhe ihm von dem gen des 
Drdinariate als fähig mitgetheilet werden. patrons. 

Die vorzügliche Verbindlichkeit des Patrons beſteht in 
der Aufſicht auf die richtige Gebahrung mit dem feinem Pas 
tronat unterftehenden Kirchen, und in der Aufficht und Her: 
haltung der pfarrlihen und Schulgebäude. 


$. 264. 


Nach dem Hofdecrete vom 2. September 1800, beftehen Aufſicht 
binfichtlich der dem Patron obliegenden Auffiht auf das — bas 
Kirhjenvermögen folgende Grundfäge und Vorſchriften: KirWen 

1.daß es dem Kirchenpatron unbenommen bleibe, den gen. 
Datronatöcommiflär oder Repräfentanten,, dann den Rech⸗ 
nungödführer felbft zu ernennen, daß jedoch bey jenen Domi⸗ 
nien , auf denen dad Patronatdrecht der Obrigkeit ſelbſt zus 
ſteht, immer der Oberbeamte zum Repräfentanten audzus 
wählen fey; 

2. daß eben daher diefer Beamte, weil er ftatt ded Pas 
trond die Kirchencafle und die Rechnungen zu controliren 
bat, nicht zugleih ald Rechnungsführer angeftellet werben 
fönne, folglih von dem Patron ein anderer diefer Oberbes 
amten untergeorbneter Beamter oder auch ein anderes In⸗ 
dividuum, für. welches jedoch der Patron zu haften hat, zum 
Kirchencafferehnungsführer zu ernennen ſey; 

3. dag die Kirchencafle mit einer dreyfachen Sperre vers . 
fehen fenn müfle, wozu 

a. dem Patron oder in beöfelben Nahmen feinem Re: 
präfentanten ; | 
b. dem Rechnungsführer; und | 

c. dem Pfarrer oder Beneficiatenein Schlüffel zu über- 
geben föümmt ; | 

4. daß keines diefer drey Individuen feinen Schlüſſel 
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an einen ber fibrigen zwey Individuen, obne dafür verant- 
wortlich zu feyn, überlaflen dürfe; 

5. daß der Kirchenpatron überhaupt für dad Kirchen- 
vermögen aus dem Grunde zu haften habe, weil er feinen 
Repräfentanten und Rechnungsführer aufftellt, daß ibm je— 
doch der Regreß an den Repräfentanten, und, wenn der 
Rehnungsführer oder Beneficiat feinen Schlüffel dem An. 
deren erweidlicher Maßen überlaffen hat, auch an diefen in 
solidium bevorbleibe ; 

6. daß es in jenem Falle, wenn mehrere unter einem Pa⸗ 
tronate ftebende Kirchen, deren Vermögen von einem und 
dem nähmlichen Rechnungsführer verrechner wird, auf eis 
ner Herrſchaft fi befinden , bey den fogenannten allges 
meinen Kirchencaffen fein Bewenden haben könne, nur müffe 
aber bad einer jeden Kirche indbefondere zufländige Vermö— 

en mit den bier unten im 7. Abfage folgenden Borfchrifs 
en am Ende der Rechnung ausgewielen werben; 

7. daß ed bey ber Verrechnungsdart des Kirchenvermö⸗ 
. gend wie dermahlen fein Berbleiben haben könne; daß jedoch 
jede Jahredrechnung am Ende des Jahrganges das ganze 
Bermögen, oder den Rüdftändeausweis in einzelnen Poften, 
worüber die Schuldner ordentlich zu verbören find, enthal« 
ten müfle, und auf ſolche Art eine Liquidation formiret 
werde; 

8. daß bey der wegen ber Gaffeverrechnung erfolgenden 
Zufammentretung, wozu allenfalls auch die Ortsrichter bey» 
‚ gezogen werden können, zugleich jedesmahl eine genaue 
Unterfuhung und Prüfung vorzunehmen fey: 

a. ob über jede Privatichuldpoft eine, und zwar mit 
der Pragmaticalverfiherung verfehene Obligation ausge— 
fieet fey; und 

b. ob bie Obligation überhaupt, und der ausfallende 
Reſt, dann die Prätiofen nah dem Inventarium wirklich 
vorhanden, und die legteren gut verwahret find; 

9. daß die auf folhe Art verfaßte und von dem Repräs 
fentanten, dem Rechnungsführer und Pfarrer unterfertigte 
Rechnung fodann dem Bezirfsvicar fammt allen Beylageı 
und der vorhergehenden Jahresrechnung zur Einficht zu 
‚übergeben, von legterem zu prüfen und bey befundener 
Richtigkeit mit feiner Unterfchrift, daß er fie gefehen und 
nichts dawider einzumenden habe, zu beftätigen fen; 

10. daß der Bezirksvicär berechtiget fey, nicht nur über 
- jede ihm in diefer Rechnung unrichtig fcheinende Poft Aus» 
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funft zu fordern, fonbern daß er auch ſchuldig fey, die Kir: 
chencaſſen im Jahre einmahl , wenn er will, zu vifitiren ; 
11. daß derfelbe , wenn er entweder in der Rechnun 
oder bey der Liquidation Anftände findet, ſolche abzuthun, 
im widrigen Falle aber dem Kreisamte anzuzeigen habe; 
12. daß ed, wenn gleich durch dieſe Gontrolle, und das 
durch, daß alle Zahre die fummarifchen Ertracte an die 
Staatöbuhhaltung. abgegeben werden müſſen, hinlängliche 
Sicherheit verfhafft wird, dennoch jedem. Privatdominium 
ald Kirchenpatron, da er für bie Dotation ber Kirche zu 
forgen und zu haften hat, wegen feiner eigenen Sicherheit 
räthlih fey , diefe Kirchenrehnungen von dem für bie 
Reviſion der Rechnungen feiner eigenen Güter beftellten 
Buchhalter oder Revidenten jährlich ordentlich cenfuriren zu 
laflen, aus welhem Grunde aud die Rechnungen ſowohl 
von landesfürftlihen, ald unter den verfchiedenen Staats— 
fonds flehenden Patronatöfirhen an die Provincialftaatd« 
buchhaltung zur Cenfurirung zu gelangen haben. 


$. 284. Ä 


Hinfichtlich ver Aufficht und Erhaltung der Pfarr: und Auffict 
Schulgebäude beftehen fhon nah Inhalt ded Patentesauf die 
vom 11. Juny 1770 folgende Grundfäge und Vorſchriften: Pfarr- u. 

1. daß in Betreff der Pfarrwohnungen und der dazu rn 
gehörigen Gebäude jene Reparaturen, wozu die Pfarrer durch j 
eigene oder ber Shrigen Schuld , Nachläffigfeit oder Vers 
wabrlofung Anlaß gegeben, ihnen allein ohne weitere Gons ' 
currenz des Kirchenvermögens obliegen; z 

2. daß dagegen alle übrigen Reparationen, bie wegen 
Länge der Zeit, fteten Gebraud) oder unvorgefehener Zufälle 
zur Nothwendigkeit werdeu, vorzüglich aus dem Kirchen 
vermögen, in fo weit ſolches zureichend ift, beftritten; wenn 
aber folche& nicht zureichend ift, fowohl der Patron, ald 
der Pfarrer, leterer aber bergeflalt beygezogen werden 


e, 

3. daß jene Pfarrer, welche über bie Portionem ca- 
nonicam und über die Unterhaltung dertheild wegen Weite 
fchichtigkeit ihrer Pfarreyen, theild wegen mehreren geiftlis 
hen Dbliegenheiten oder Gebredhlichkeit des Pfarrers zur 
Seelforge gleich nothwendigen Gapläne in keinem Webers 
fchuffe ftehen, von allem Bentrage zur SHerftellung der 
Dfarrgebäude frengelaffen, folglich | 

4. diefer Betrag nur von dem wirklichen Leberfchuffe 
— und nach Maß der größeren m auch 

1 
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mehr erhöhet, jeboch nicht zu genau gerechnet, fondern, 
um den Pfarrer auf alle unvorgefehene Fälle feine Portio- 
nem canonicam ſicher zu ftellen., ein gemiffed® Quantum 
diefed Leberfchuffes zum Grunde genommen und nah Maß, 
als diefes fteigt , auch der Beytrag bis zu einem gleichen 
Verhältniffe mit dem Patron ausgemeffen werde; mithin 
5. zu den Reparationen der pfarrliden Wohngebäude, 
in fo weit folde aus dem Vermögen der Kirhe nicht bes 


‚flritten werden können, und außer denvon den Pfarrfindern 


dabey unentgeltlich zu verrichtenden Fuhren und Handarbei⸗ 
ten die Pfarrer, welche über die Portionem canonicam und 
über die Unterhaltung der nöthigen Gapläne an Pfarreins 
fünften 100 bis 200 Gulden beziehen, den 10.5 wenn aber 
diefer Ueberfhuß 300 bis 400 Gulden beträgt; den 5.5 
wenn folder 500 bis 600 Gulden abpirft, den 4.; wenn 
er fich auf 700 bis 800 Gulden beläuft ‚ dem 3. Theil; und 
endlich, wo derfelbe auf 900 bis 1000 Gulden und darüber 
anfteigt, die Hälfte der fowohl für die Baumaterialien, als 
übrigen Auslagen erforderlihen Reparationsfoften, nie« 
mahls aber mehr, auch diefes nur fo, daß ihnen allemahl 
ihre Congrua, und bad Unterhaltungsquantum für die 


nöthigen Gapläne frey bleibe, benzutragen, und das übrige 


die Patrone fo, wie in dem Falle, wo fein wenigſtens das 
Duantum von 100 Gulden erreichender Ueberſchuß vorbans 
den ift, den ganzen Aufwand jedoch allzeit mit Beyziehung 
ber Pfarrholden zu den upentgeltlihen Fuhren und Dands 
arbeiten zu. beftreiten haben ; 

6. daß es übrigens dort, wo befondere von den Pas 
teonen oder Pfarrholden Übernommene Berbindlickeiten bes 
ſtehen oder in Zukunft bey Errichtung neuer Pfarreyen mit 
Genehmpaltung der geifllihen und weltlichen Obrigkeit dar— 
über eingegangen werben , bey biefem Webereinfommen 
fein Berbleiben habe, widrigens aber fih, wenn ein Ein» 
verftändniß nicht vorhanden iſt, nach obiger Vorſchrift zu 
benehmen fey; 

7. daß aber zu dem Ende, damit die Pfarrgebäude 
allezeit bey gutem. Baue erhalten und die nötbigen , oft 
mit geringen Koften zu bewirfenden Reparationen nicht 
aus Nachlaffigkeit der Pfarrer oder Beamten in der Zeit 
verabfäumet werden, alljährlich bey Aufnahme der Kirchen: 
rechnungen, wobey nicht allein ex parte Gonsistorii ber 
vicarius foraneus, fondern auch der patronus, oder deſſen 
Beamte zugegen feyn müflen, die Pfarrgebäude beaugen: 
fheiniget , und deren allenfalls nöthig befundene Repara⸗ 
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tionen nach gegenwärtiger Vorfchrift , vder der beſtehenden 
Convention veranftaltet, auch der Befund vom ermeldten vi- 
cario foraneo dem GConfiftorium vorgeleget , von diefem 
aber feine unnöthigen Umtriebe und Verzögerungen veran» 
lafjet werden ; 

8. daß bey Abfterben der Pfarrer, Benefiziate, fonderheits 
Lich die Gebäude, jedesmahl genau unterfuchet, und das Mans 
gelhafte, wozu des Verftorbenen oder der Seinigen Schuld, 
Nachläfligkeit oder Werwahrlofung Anlaß gegeben, allen, 
falls aus dem zurüdgelaffenen Vermögen hergeftellet, nebft» 
bey aud bey den einträglicheren Pfarreven, wenn es auf 
einen größeren Bau anfommt , der Koftenbetrag mit vors 
läufigem Einverftändniffe des Gonfiftoriums und Patrons, 
oder wo ed um die von landesfürftliher Vergebung abhan. 
genden Pfarreyen zu thun iſt, mit Einverftändniffe der 
Zandesjtele aufgenommen, und nach der oben angeordneten 
Ausmeſſung desjenigen Betrages, welchen der Pfarrer, doch 
niemahls weiter ald bis auf die Hälfte der Koften, zu leis 
fien Hat, im billigen Maße auf mehr oder weniger Zahre 
eingetheilet werde, in welhem Falle fodann dem neuen 
Pfarrer und fo auch feinen Nachfolgern die Tilgung obliegt. r 


6. 285. 


Dad Hofdecret vom 4. Auguft 1770, enthält Weitere 
die Anordnung: Bor: 

1. daß die’Unterthanen bey Herftelung der Yandez, [Hriften. 
fürftliben Pfarrhöfe und Kirchengebäude zur Leiftung der 
Hand: und Zugroboth, in fo weit e8 ohne Hemmung ihrer 
Wirthſchaft und ohne Nachtheil der Herrfhaft gefchehen 
fann, und die Grundobrigfeiten zur Herbeyfhaffung einiger 
Baumaterialien, ald Stein, Biegel, Kalf und Bauholz 
nahdrudfamft anzumahnen, auch allenfalls hierzu maßgeb» 
lich zu verhalten feyen; 

2. daß für das fünftige nur die Hauptreparatienen, 
3- B. der Hauptmauer,, ganzer Dachungen, Gemwölbungen 
aus dem allerhöchiten aerario, hingegen bie Fleineren Re— 
parationen, ald an Thüren, Fenitern, Defen, Fußböden, 
Dächern und dergleichen von den zeitliben Pfarrern ohne 
Nachſicht beftritten, und daher nach Abfterben eines jeden 
Dfarrers aus deffen Berlaflenfchaft vorzüglich alles das« 
jenige hergeftellet werden folle, was an dergleichen Fleine« 
ren Reparationen mangelhaft befunden würde; 

3. daß die geiftlichen Obrigkeiten, welche in den Kirch⸗ 
fpielen die jährlihen Bifitationen verrichten, nachſehen ſol⸗ 

15 
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fen, ob in dem Pfarrhofe alles im guten Stande erhalten, 
das Schadhafte mit der Zeit verbejjert, und von dem Pfar⸗ 
ter die ihm obliegenden Reparationen richtig vorgenommen 
werben. 

$. 280. . 


Das Hofdecret vom 10. Zuny 1783 enthält die An= 
ordnung, daß die Pfarrgebäude von den Obrigfeiten con- 
currenter mit den Gemeinden hergeftellet werden. 


$. 287. 


Durch dad Hofdecret vom 19. Auguft 1783 wurde an« 
geordnet, daß die Unköften für die pfarrlichen Gebäude in 
allen Fällen von den Patronen, wenn fie nicht das Patro— 
natörecht verlieren wollen, zu beftreiten feven, und in Zus 
funft an jenen Orten, wo die Pfarre oder fonft ſchon befte- 
hende Kirche ein eigenes Vemögen befißt, hiervon ein Theil 
zur Erbauung und Herflelung der neuen, dann Repari⸗ 
rung der Filialen und ſo wechfelſeitig zu verwenden, dann 
die Gemeinden felbſt, denen die Beſtellung einer eigenen 
Seelforge am meiften zu Statten fümmt , mit dem Drit« 
theile, oder doch mit den unentgeltlihen Hand: und Zug» 
arbeiten zur Concurrenz beyzuziehen ſeyen, damit den 
GSrundobrigfeiten und Patronen (dad Patronat mag nun in 
Händen des Landesfürften , oder ber Privaten fenn) die 
dießfälligen Unföften nah Möglichkeit erleichtert werden. 


$. 288. 


Durch Hofbefcheid vom 27. Hornung 1786 wurde er: 
Märt, daß Riffe und Ueberfhläge nur von jenen Kirchen⸗ 
und Pfarrgebäuden an die k. k. Generalbofbaudirection ein= 
zufenden feyen, die aus einem öffentlichen Fonde beftritten 
werden, aber in die Pfarrgebäude der Privatpatronen fi 
nicht gemifchet und nur in fo weit, ald jedem Patron ge⸗ 
flattet wird, zu einiger Erleichterung der Köften das ent- 


behrliche Kirhenvermögen zu Hilfe zu nehmen, von ſo lchen 


fich über deſſen richtige Verwendung mit den einzuſenden⸗ 
den Rechnungsextracien ausgewieſen werde, daß endlich dem 


Patron, wie es fich von felbft veriteht, nur fo viel von dem eis 


genthümlichen Kirchenvermögen zu verwenden geflattet wer« 
de, ald die Kirche ohne Abbruch ihrer Eurrenterfordernifle 
entbehren mag, daß endlich die Stiftungscapitalien un« 
angegriffen bleiben müflen. 
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$. 289. 

Durch Verordnung vom 21. October 1804 wurbe anbes Vortfes 
fohlen, daß. die Kreisämter das Patent vom 11. Juny 1770, BUNB- 
da mehrere Ortsgerichte und Wirthfchaftsämter mit der Ge= 
bäudebefihtigung bey Sterbfällen der Guratgeiftlihen ges 
fegwidrig vorgehen, vorzüglich aber den 1., 7. und 8. Abs 
fag wiederholt fund zu machen und den Dominien die ges 
nauefte Befolgung deöfelben und der weiteren Anordnung 
aufzutragen. 





IX. Hauptitüd. 


Bon dem obrigkeitlichen Heimfälligkeitörechke- 


$. 290. 


— Du Heimfälligkeitsrecht Fann die Obrigkeit nur 
Vigkeirg in dem Falle gegen die unterthänige Befigung geltend ma— 
gehe. ben, wenn der Lehenverband (nexus feudalis) eintritt, und 
die lehenbare Eigenfhaft ded Gutes oder Grunded erwie- 
fen ift. Aber auch in diefem Falle hat fi) die Heimfällig- 
keit nur auf den eigentlichen Lehenkörper, nicht aber auch 
auf das dabey vorgefundene Allodialvermögen zu erftreden. 
Wenn Übrigens felbft die lehenbare Eigenfhaft von 
Seite der Obrigkeit nicht ftandhaft dargethan werden kann, 
und ift ein Lehenbrief nicht vorhanden, fo tritt die gefegliche 
Vermuthung für die Freyheit des Grundes ein, und findet 
die allgemeine Erbfolgeordnung Statt. Zritt aber auch letz⸗ 
tere nach dem Geſetze nicht mehr ein, fo tft der Staat ber 
j gefeglich berufene Erbe ded Gutes. Vid. Hofdecret vom 
7. September 1789. 
| $. 291. 

Spätere Das hierüber fpäter, nähmlich unterm 24. Juny 1790 
2a erlaſſene Dofbecret, enthält im Wefentlihen, Folgendes : 
ISBN 1. daß zwar dad Heimfälligkeitsrecht nur eine Gattung 
des Lehend fey, und das obbefagte Normale vom 7. Sep: 
tember 1789 die Gültigkeit des obrigfeitlihen Heimfällig- 
feitörechtes nur auf jene Fälle beichränke, wo ein wirklicher 

nexus feudalis dargethan werden könne; daß jedoch 

2. dazumahl, wenn das Heimfälligkeitsreht auch in 
anderen, zwifhen Obrigfeiten und Untertbanen 
zu Stande gebrachten gültigen Berträgen und Urfuns 
den, die vor dem oberwähnten Normale eingegangen 
und errichtet wurden, ſich gegründet findet, dasfelbe für 
das Vergangene gültig feyn könne, übrigens aber 
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3. in Bufunft und fett dem Beitpuncte bed obenanges 
führten Normals da, wo Fein nexus feudalis erweislich ges 
macht werden kann, feine anderweiten neuen Berträge, 
von wad für einer Gattung fie immer fenn mögen, zwiſchen 
Dbrigfeit und Unterthan errichtet ‚werden dürfen; 
endlich daß daher 

4. jene Unterthandgründe, weldhe nah den vor dem 
Normale und außer des nexus feudalis errichteren,, gültt- 
gen Verträgen den Obrigkeiten von Zeit zu Zeit anheim 
fallen, künftighin nicyt mehr der allgenleinen VBorfchrift zus 
wider, vermög welcher Vorfchrift die Obrigkeiten fteuers- 
bare Gründe für ſich nicht behalten dürfen, mit dem Heim⸗ 
fälligfeitsrechte an die Unterthanen überlaffen, fondern mit 
Erhöhung ded Kauffchillinges für dieſes aufimmer reluirende 
„Heimfäligkeitsreht an andere Unterthanen erbeigen— 
thümlich verkauft werden müſſen. 

$. 292. 

Das bürgerliche Geſetzbuch enthält hierüber II. Theil, Rad dem 
25. Hauptftüd $. 1149 Folgendes: „Erbpagpt und Erbsbürgertis 
zinsgüter gehen auf. alle Erben über, die nicht ausdrücklich Gen Ge: 
ausgeſchloffen worden find. Hat der Nutzungseigenthümer ſedbuche. 
feinen rechtmäßigen Nachfolger, fo wird dad Nutzungsei— 
genthum mit dem Obereigenthum vereiniget. Doxh muß der 
Dbrreigenthümer, wenn er von diefem Rechte Gebrauch mas 
chen will, ale Schulden des Nutzungseigenthümers, die aus 
einem anderen Vermögen nicht getilgt werden fünnen, bes 
richtigen. In wie fern ein Obereigenthümer dad heimgefal« 
lene Gut an Andere zu überlaffen verbunden ſey, beſtim⸗ 
men die politifchen Verordnungen.“ 

Selbft nah diefer gefeglihen Anordnung fann zwar 
der Heimfall eines nußbaren unterthänigen Gutes in Er— 
manglung eines rechtmäßigen Erben eintreten, doch nicht 
in der Art, daß der Obereigenthümer aus diefem bürger» 
lihen Gefeß das heimgefallene Gut mit dem, Obereigen- 
thume vereinigen könne, in welch letzterer Beziehung von 
den Gefegbuche auf die politifhen Verordnungen binges 
wiefen wird. | 

| $. 293. 

Nach der Verordnung vom 5. April 1797, hat zwar Potlitis 
auch bey emphiteutifhen VBeräußerungen der Domini-ſche Bor 
calgründe die Stipulirung des Heimfallrehted für die ſchriften. 
Obrigkeit in Ermanglung gefehmäßiger Erben (zu Folge 
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des bürgerlichen Geſetzbuches) nicht Statt, und gilt bie 
allgemeine Regel, daß da, wo die Inhabfucceffion auf: 
hört, jene des Fiscus eintrete, auch bey der Erbfolge der 
Untertbanen. Vid. Dofdecret vom 24. November, 
7. September 1790. 

Durch daß fpätere Hofdecret vom 9. März 1798 
wurde jedoch erfläret, daß bey emphiteutifhen Contratten 
der Sontract allein die Richtſchnur gebe, wie fi mit 
Uebertragung des Befigers nach dem Tode des legten Bes 
figerd in Ermanglung eined rechtmäßigen Erben benommen 
werden folle, woraus denn folgt, daß ed bey empphiteuti» 
fhen Gontracten der Obrigkeit nicht benommen ſey, ſich das 
Heimfalisreht auszubedingen, und daß es da, wo dieſes 
gefheben, fein Bewenden habe. x _ Ä 

Aus allem diefem geht hervor, daß bie zwifchen Herr: 
[haft und Untertban über die Heimfälligkeit eines Gutes 
errichteten Gontracte den gefeglihen Maßftab geben, daß 
aber nad der Landesverfaflung und der höchſten Abjiht, 
daß die Bauerngüter bey dem Bauernftande in diefer Eis 
genfchaft verbleiben follen, von der Obrigkeit nicht an ſich 
zu ziehen, fondern wieder an einen anderen Unterthan zu 
verfliften ſeyen. 





2 


x. Hauptitüd. 


Bondem Zehbentredte 


$. 294. 


DD, Zehentrecht beiteht in dem Rechte, den zehnten Das 
Theil der Früchte von einem zehentbaren Grunde zu nehmen. ne. . 
6. 205. 


In der Regel ift das Zehentrecht als ein Privatrecht zu Sf ein 
betrachten, welches von Jedermann erworben werben fann. Privat: 

Das Hofdecret vom 20. July 1819 erklärt die, vet. 
fe8 Recht gerade ald ein Privatrecht, welches Jedermann 
erwerben fann, und deſſen Streitigfeiten (wenn der Bes 
hentherr nicht zugleich die Grundherrfchaft ift), wieljede 
andere Privatftreitfahe zu behandeln fommt. 

Nicht jede Grundherrfchaft ift in dem Befige diefes 
Nechtes, woraus fih denn von felbit folgert, daß das Ze— 
hentrecht nicht ein, der Landedverfaffung gemäß, jeder Grund: 
herrichaft zuſtehendes Recht ift. 

Daher ift auch für Böhmen feſtgeſetzet, daß nur ber» 
jenigen Grundherrfchaft fernerhin die Ausübung des Zehents 
rechtes zuftehe, wenn felbe folches bisher befeflen und aus— 
geübet hat. 

Das Zehentrecht wird aus eben diefem Grunde nad) 
der höchſten Verordnung vom 16. Juny 1796 nicht vermus 
thet, und muß daher im Falle eines dießfalld entjlehenden 
Streited gegen den Zehentpflichtigen fireng erwiefen werben. 


$. 206. 
Gewöhnlich wird der Zehent in den Feldzehent, Eintheis 
und in den Dorfzehent eingetheilet. tung. 


Zu dem erfteren gehört dad Getreide, Wein, Kraut, 
Müben, Haar, Hanf, Hopfen u. dgl. 
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Zu dem zweyten, auch Hauszehent genannt, ge= 
bört das Fleine Vieh, Käfe, Eyer u. dgl. 


$. 297. 


Weitere Der Feldzehent unterfcheidet fich wieder in den eigent» 
Abtheis lihen Feld» oder Garbenzehent, dann in den Sad 
lung. oder Körnerzehent. 
Auch gibt es einen ganzen, halben und Drittel-Zehent, 
je nachdem die Verträge und ber verjährte Befisftand den 
Bezug in quanto beitimmen. 


$. 298. 

Beſonde⸗ Die beſonderen Vorſchriften für Bbhmen enthalten im 

ze he Weſentlichen: 

ne 1. daß alle bisher beftandenen Gewohnheiten oder Ver⸗ 
ordnungen in Anfehung der Zeit, binnen welcher der Feld⸗ 
oder Garbenzehent einzuheben üblih, oder vorgefhrieben 
war, aufgehoben, und dagegen zur Vermeidung der aus 
der Verzögerung der Behentabgabe, den Früchten des Un— 
tertband zugehen mögenden Befhädigungen, Folgendes bes 
obachtet werde; 

2. daß nähmlidy der Zehenthold, fobald auf dem Felbe 
die Frucht bereit in Mandeln aufgerichtet ift, dem Zehent⸗ 
herrn hiervon die Anzeige zu machen habe; - 

3. daß der Zehentherr nach. diefer Anzeige den Beben» 
ten binnen 24 Stunden audzufteden fchuldig fey ; 

4. daß in dem Falle, aid der Zehentherr die Ausſte—⸗ 
fung über diefe Zeit verfchieben follte, der Zehenthold be— 
fugt fey, den Zebenten von dem Richter und Geſchwornen 
ausfteden zu laffen, und das Getreide mit Zurüdlaffung 
des Zehenten von dem Felde abzuführen; und 

5. daß dem Zehentherrn, um au gegen allfällige 
Uebervortheilung zu fhüsen, daß Recht zuflehe, die Abs 
zählung des Zehenten auf jedem Felde bey was immer für 
einem Mandel anzufangen. Vid. Patent vom 12. Des 
cember 1780. 


$. 299. 
Sutter Die auf Brahfeldern erzeugten Futterfräuter 
träuter. find zur Beförderung ihres Anbaues in Abficht auf die Bieh— 
zuchtvermehrung von aller Abgabe des Zebenten, wo einer 
befteht , auf immer befreyet; hingegen ift von allen Ges 
treidegattungen und Gartenfrücten, die auf Brachfeldern 
(es verfteht fih auf Zehentpflidtigen) erzielet werden, der 
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Behent noch ferner wie vorhin zu nehmen. Vid. Hofde- 
cretcom 24. May 1787. 


$. 300. 


Wenn der Zehenthold die; Feldfrüchte ohne Anzeige Strafen. 
heimlich wegführt,, ift der, der Obrigkeit dadurch entzo— 
gene Zehent‘, gleich anderen derley Schäden, durch unpars 
teyiihe Schägung zu erheben, und wie andere obrigfeits 
liche Forderungen einzubringen Vid. Patent vom 1. 
September 1781. 


6. 301. 


Wenn der Zehentherr den Zehent zeitlich im Gelbe ab» Sehent⸗ 
töfen läßt, fo ift diefe Verhandlung lediglich dem Ueberein-ablöſuns. 
kommen beyder Theile überlaſſen. Nur bey Ablöfungen auf 
ewige Zeiten, welche fich zwifchen den Grund- und Zehentherrn 
und unterthänigen Behentholderf ergeben , ift fich nach dem 
Patent vom 1. September 1798 zu benehmen, worüber 
Das Nähere fhon im erften Theile behandelt worden. 


G. 302. 


Die Zehentftreitigkeiten wurden nur dazumahl ald Unter» Bebent- 
thandgegenftände nad) dem Unterthanspatente vom 1. Sep⸗ ne 
tember 1781 behandelt, wenn der Zebentherr zugleich Grund⸗ — 
herr des Zehentholden iſt. Außerdem find dieſe Streit - 
chen wie andere Privatftreitfahhen zu behandeln. 





x. Hanptftüd 


Bon der Holz und Waldordnung. 


$. 303, 


Walbeul Son durch Patent vom 5. April 1754 wurde bins 
tar. chtlich der Wichtigkeit dieſes Gegenſtandes zur möglidy 
en Beförderung der Waldcultur ſehr beſtimmte und 
zufagende Vorfchriften. ertheilet , und diefe fpäterhin durch 
nachgefolgte Verordnungen zwedmäßig vermehret. Diefe 
Vorſchriften find nicht bloß zur Aufrechthaltung für die 
Obrigkeiten, fie find auch zur Befolgung für den Unterthan 
‚gegeben, und es dürfte daher eine nähere Behandlung dies 

feö Gegenftanded dem Zwecke diefes Werkes entſprechen. 


$. 304. z 


Nähere Nah der W. D. wird Jedermann, wer er immer fey, 
Bor aller Mißbrauch der Waldungen unterfagt und in Folge 
ſchriften. peffen Niemanden geftattet, einiges Gehölz unwirthfchafts 
lid auszubauen, abzuöden oder zu verwülten, fondern es 
ift vielmehr Jedermann fhuldig, dad Holzfällen dergeftalt 
einzurichten, daß die Wälder zum Nachwuchs gleich in dem 
Schlagen felbfl,zubereitet werden, folglih aud außer der 
vorgefchriebenen Zeit dad Holz weder gefället, noch aus 
geführet werden darf, damit der Wiederwuchs durch das 
Fahren und Gehen der Holzhauer und Klauber nicht gehin« 

dert werden könne. 
Hieraud folgen nachftehende nähere Beſtimmungen; als 
1. daß ein Jeder fich jenes Holz, was zu feiner jähr: 
lihen Nothdurft erforderlich ift, in der ausgefegten Zeit 

verfchaffe ; 

2. daß nur in Bufällen einer Feuersbrunſt, Wafferflutb, 
Häuferbaufälle und dergleichen das höchſt benöthigte Holz 
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(jeboch mit möglichfter Schonung des Wiederwachſes) auch 
außer diefer Zeit gefället und audgeführet werben dürfe; 
3.daß daher, da die Zeit des Holzfchlages vom Mos 
nath November an, wenn dad Laubholz die Blätter ab» 
ervorfen hat, bid Ende Februar beftiimmt und der Monath 
pad hierzu der geeignetefte ift, das benöthigte Baus und 
Klafterholz binnen diefen Wintermonathen gefället und 
längftens mit Ende April aus den Gehölgen vollftändig ab- 
geführet, auch die Pläße, wo dad Holz abgehauen worden, 
ereiniget werden, damit Feine Aeſte und Späne zurüds 
Bleiben und die auögehauenen Pläge zum Wiederwuchs Rus 
be erhalten. | 
4. daß nur in jenen Gegenden, wo wegen vielen 
Schnee’ nicht möglich ift, in die Wälder Winterszeit zu 


fommen, dad Holz in jener Zeit abgehauen werden bürfe, 


wenn folches thunlich ift, endlich * 
5. daß auch in dem Verkauf und Ausweis des Holzes 
ſowohl die Waldeigenthümer, als die Holzkäufer fih an 
diefe audgemeflene Zeit auf dad genauefle unter Strafe zu 
halfen haben. ! 


$. 305. 


"Nah der W. O. find binfichtlich des Rechtes, fein 
Holz zu verfaufen, nach dem Unterfchied der Eigenfchaft der 
Eigenthümer, folgende Vorfchriften feftgefeget ; nähmlich 

1. daß inden Gemeinwaldungen bey gefammten 
privilegirten und anderen königlichen, dann Leibge— 
dDing-, Berg: und [hugunterthbänigen Städten 
und Marktflecken ohne vorgängiger Bewilligung ihrer 
Borgefegten, nähmlich: bey den f. Städten der Land» 
unterfämmerer , bey Leibgedingftädten der Unterfämmerer, 
und bey den Schusftäbten ihre Schusobrigfeiten,, unter 
ſchwerer Strafe fein Holz verkauft, noch auch andered ald 
mit deren Borwiflen und Approbation ausgewiefen werden 
ſoll, worüber in jedem Orte zur Aufficht fichere Perfonen 
aus der Bürgerfhaft, oder wo ed die Größe der Wälder 
fordert, auch eigne holzgerechte Förfter oder Forfibeamte 
aufzuitellen find ; 

2.daß einzelne Bürger in diefen Städten zwar 
mit dem Genuß ihrer eigenen Privatwälder an die Bewils 
Ligung ihrer Behörden nicht angewiefen fenn, doch aber die 
bier ausgemeffene Zeit und Art des Holzfüllens zu beobach⸗ 
ten haben; _ 1 


Ber: 
kaufs⸗ 
recht. 
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3. daß die unterthbänigen Städte, Märfte 
und Dorffhaften ihres Gehölzes fich nicht anders ges 
brauchen dürfen, ald daß ihnen ſolches auf vorhergehende 
Anmeldung durch die obrigfeitlihen Forftbedienten und Bes 
amten nad Gutbefund der Obrigkeit ordentlich ausgewie- 
fen und ausgezeichnet werden; 

4. daß aus dem Grunde, weil nähmlih bey allen 
Städten und Dorffchaften hauptfählich jenes Holz; gefcho: 
net iverden muß, das zum Häuferbau oder anderen nütz⸗ 
lichen Gebrauch taugt, bey denfelben dad zum Brennen 
oder zum Verkauf erforderliche Holz nur allein von fol« 
hen Bäumen herzunehmen fen, die überffämmlig oder 
fonft zum Bau, und anderen Erforderniffen untauglidh find; 
und nur in dem Falle von den obgedacht vorgefesten Stel« 
len der Berfauf unterihrer Verantwortung bewilliget wers 
‚ den könne, wenn fich ein Ueberfluß darftellt (welcher Bers 

kauf fich alfo nur auf diefen Ueberfluß erftredt), oder durch 
den Nichtgenuß der Wälder ein Nachtheil zu beforgen wäre; 

5. daß fih nad diefen WVorfchriften auch alle Frevfafs 
fen genau zu verhalten und um die erforderlihe Bewil« 
ligung bey dem Kreisamte einzufchreiten haben ; endlich 


6. daß gleihe Ordnung auch bey den Kirchen⸗ und 
Fundationswaldungen zu beobachten fey und bie 
bießfällige Obforge den Patronen dergeitalt zuſtehe, dab, 
wo in Städten die Magiftrate das Patronatöredht haben, 
nicht diefe, fondern die oben angeführten Vorſteher allein 
zum Holzausweid, und Auszeichnen befugt ſeyn follen. 

Anbderweitige, hierher Bezug nehmende Verordnungen 
find folgende, nähmlich: 

1. daß, nachdem einige Auen und Waldungen ber 
aufgehobenen, fo wie der noch beftehenden Stifte und Klö- 
fler in den Provinzen, zum größten Nachtheil ded Wald: 
ſtandes durch übermäßige Holzfälung merklich zurüdges 
feget werden, die Kreisämter zur künftigen Vermeidung 
dieſes Unfuged, genauer darauf fehen jollen , damit derley 
Waldungen oder Auen niemahls über die Kräfte ange 
griffen, noch weniger forftordnungswidrig behandelt wers 
den. Vid. Hofdecret vom 3. Februar 1787. 

2. Daß die-unterm 24. März 1787 erlaffene Verord⸗ 
nung , vermög welcher die Waldungen der annoch befteben- 
den Stifte und Klöfter, unter der Oberaufficht der Lan— 
deöftelle und Staatdgüteradminiftration ftehen follen, dahin 
befchränfet werde; | . 
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a. daß die Staatsgüterverwaltung die Forſt- und Wals 
dungsbezirke der Stifte und Klöfter, jährlich ein oder zwey 
Mahl durch einen Oberjäger oder Förfter vifitiren laſſen, 
das fhlagbare Holz, welches nach vorläufiger Schägung 
und forftwirthfchaftlicher Eintheilung der Waldungen in 
ordentliche Holzfchläge geſchlagen werden kann, den flöfter: 
lichen Forfibeamten zur Fällung forfimäßig anweifen, und 
mehr Holz zu ſchlagen, als angewiefen worden, nicht ge« 
ftatten folle: 

b. daß die Abminiftration die Flöfterlichen Forſtbeam⸗ 
ten, und mindere zur Aufficht der Waldungen angeftellte 
Forfibeamten, ungeadtet fie Stiftödiener bleiben , doch 
zugleich auch in Hinfunft auf die im obigen Abfage enthal« 
tene Gegenjtände inEid und Pflicht zu nehmen, deren An—⸗ 
ftelung , Vermehrung‘ oder Verminderung nit felbft zu 
veranlaflen habe; und wenn dergleichen Forfibeamte (de= 
ren, willführlibe Aufnahme und Verwechslung den Stiften 
fünftig überlaflen bleibt) neu angeftellet oder verwechfelt 
würden, die Stifts: und Kloftervorficher fchuldig feyen , 
folhe der Staatögüterverwaltung orbentlih anzuzeigen 
und zur Beeidung an fie abzufhiden. 

c. daß der Verſchleiß ded Holzes den Stiften und Klö» 
ftern felbft überlaflen bleibe und fih die Staatdgüteradmis 
nijtration damit nicht zu bemengen habe; 

d. daß bey der Waldbereifung darauf zu fehen fen, ob 
die Stiftöwaldungen nicht über ihre Kräfte angegriffen, die 
Holzfchläge forftwirthfchaftlich angeleget und die holzlofen 
Waldplätze befimöglih mit Waldfamen wieder befäet, 
auch überhaupt nach der Waldorbnung verfahren werde, 
worüber, wenn ein Stift oder Klofter diefer Ordnung fich 
nicht fügen wollte, die Anzeige zu machen wäre; daß aber 
in dem Falle, als anderweite Gefchäfte an der vorfchrift« 
mäßigen Erfüllung diefer höchften Verordnung wider Vers 
muthen ein oder bad andere Mahl hinderlich feyn follten, ges 
fattet werde, einen erfahrnen Forftbeamten anderer Staatds 
güter, zu deſſen Reiſeköſten die Stifte gemeinfchaftlich beys 
zutragen hätten, zu verwenden und‘ von dieſen den Stand 
diefer Wälder und ob fie mit dem Holzfchlage genau nach 
der forftämtlihen Vor- und Auszeichnung , dann den übris 
gen dießfäligen Anordnungen verhalten wird, unterfuchet 
werde. Vid. Hofbecretvom 13. December 1788. 

3. daß in jenen Fällen, wo über eine anfuchende Holz« 
fällung in den zur Landeödefenfion dienenden Waldungen 
eine Zocalunterfuhung zu veranlaffen befunden wird, dem 


Berlauf. 


Bau: und 
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k. 2. Generaleommando, damit wegen den babey eintreten 
mögenden militarifhen Betrachtungen hierzu ein Dfficier 
von dem nächſten Regimente beordert werben könne, bie 
vorläufige Anzeige zu machen fey. Vid. Verordnung 
vom 11. December 1789. 


5. 306. 


Nah der W. D. fol bey dem Berfaufe des Holzes, 
bey Obrigkeiten, Städten und Dorfichaften genau darauf 
gefehen werden, baß zu Brenn» und Klafterbolz fein fols 
ches Holz verfaufet werde, welches zum Bau oder ande: 
ren nothwendigen Gebraud tauglich if. 

Nebitbey ift ed auch, außer den, an den äußerfien Gräns 
zen liegenden Dominien, welche bierzu befonders priviles 
girt find, Niemanden ohne allerhöchfter Bewilligung (welche 
bey jedem Vorfalle entweder unmittelbar oder mittelft des 
k. Landeöguberniumd anzufehen ift, Holz in das Aus 
land zu verkaufen geftattet. Diefe Bewilligung wird übris 
gens jenen ertheilet, welche barthun, daß ihr an den Gräns 
zen gelegenes Holz inner Bandes nicht verwendet werben 
fönne und fo verderben müßte, wenn es nicht an Auslän- 
der verfauft würde. 


6. 307. 


Nach der W. DO. fol dad Bauholz mit Audftelung 
zulänglihder Samenbäume gefället, und ein gleiches mit 
en Shwarzwäldern bdergeftalt beobachtet werden, 
daß der Hau inden Shwarzwälbern nicht zu groß, 
und. nur in folchen Gegenden geſchehe, wo der Boden ges 


nug Feuchtigkeit und Schatten hat, und die Gegenden den 


Sonnenftrahlen und trodnenden Winden nicht audgefeget 
find, weil an diefen Orten der Nachwuchs nicht wohl forts 
kommt; über diefed auch die Sturmwinde bey, in den Ans 
höhen gemadhter Deffnung die ftehen bleibenden Bäume 
häufig niederreißen ;.e& fol fonady dad Bauholz indgemein, 
es beftebe folches in hochſtämmigen oder fogenannten Seils 
oder Büfchelholz, nicht minder das ſchwarze Holz in fies 
fen und feuchten Gegenden durchgehends hauen oder maß 
weiß geholzet, dagegen das in hoben, der Sonnenbiße und 
großen Winden ausgefesten Gegenden gelegene Schwarze 
holz ſtammweis gefället, zu Klaftern und Brennholz das 
ungerathene und überwachfene ausgefuchet, und durch nies 
manden als holzgerechte Heger folcher geftalten vorfihtig 
ausgezeichnet und gefället werden, damit der Wiederwachs 
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zwifchen den größeren Stämmen gut fortfommen, und den 
jungen Bäumen bey der Fällung Fein Schaden zugefüget 
werde. 


$. 308. 


Nach der W. O. follen die Stöde der abgehauenen Ausgra> 
Bäume foviel möglih ausgegraben, oder doch wenig, bung der 
fiend die Bäume der Erde gleich abgehauen werden. Stoce. 

In Folge deſſen wird, da durch das Ausgraben der 
Stöcke und Wurzeln die Erde den Bauſamen eher auf» 
nimmt, und die Pläße der Stöde nubbar werben, jede 
Obrigkeit zu diefer wirtbfchäftlichen A-ficht ſich das nöthige 
Geräth zum Stodfaudheben bevfchaffen, oder armen Leuten * 
zu ihrem Gebrauch ohne Entgeld überlaffen. 

Um das Ausroden der Stöde ficher zu erreichen, kann 
diefe Arbeit auch nach Ende April, wo feine Arbeit im Walde 
vorgenommen werden fol, im Frühjahre und Sommer je— 
doc) dergeftalt geſchehen, daß die Stöde in dem erften Jahre 
nad dem Hau, nicht aber viele Jahre durch zum Nachtheil 
des Wiedermachfed ausgegraben werben. 

$. 309. | 

Nach der W. O. follen holzverzehrende Werke und, Beabri: 
Fabriken, ald: Färbereyen, Eifen- und ILL ORT LA 
mer, Glashütten, Pottafhenfiedereyen u.dgl., Gifen 
deren Beförderung von Beobachtung diefer Waldorbnung pämmer 
abhängt, fo, wie fie beftehen, nicht nur beybehalten, ſon- u. dgl. 
dern au, wenn fonft fein anderes Hinderniß befteht, der: 
geftalt neu errichtet und erhoben werden, daß den nützli— 
cheren Silber» und Goldbergwerken durch derfelben Errich- 
tung in einem anderen nahen Bezirke Fein Eintrag gefchehe. 

Weiters fol in jenen Gegenden an Waflerflüffen, auf 
welchen dad Holz geflößet werden kann, feine derglei— 
chen holzverzehrende Werke unter Strafe errichtet und er: 
boben werden. 

Endlich ift e8 zmar Niemanden vermwehret, feine Wal: 
dungen zu verkaufen, doch foll weder den Eigenthümern 
noch den Käufern geftattet werden, die zu Glashütten: und 
Eifenmwerten abgehauenen Waldungen in Meverhöfe, Fels 
der oder Wiefen zu verwandeln, fondern fie find verbun- 
den, folche diefer Ordnung gemäß zu hauen und dann zum 
Wiederwachs zu verhegen und zu verwahren. | 

Hierher bejugnehmende weitere Verordnungen enthals 
— Folgendes; naͤhmlich: | 6 

i 1 
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1. damit den Förftern die Gelegenheit, Waldgründe 
unter dem Borwande der Waldcultur in eigene Benügung 
zu nehmen, abgefchnitten werde, ift als eine Normalvor« 
ſchrift allgemein feflzufegen: 

a. daß wenn im Abfiht auf Waldceultur oder überhaupt 
ald Eulturverbeflerung eine Walpdftrede auf ein oder meh— 
rere Sabre oder beitändig mit Feldfrücten angebauet, oder 
in Wiefe verwandel: würde, der Nugen und Aufwand ge- 
gen billige Remuneration in die Renten verrechnet werde; 
und 
b. wenn folche Gründe verpachtet würden, den För- 
. ftern feine in Cultur gefegte Waldgründe ihrer eigenen Res 

vier in Pachtung überlaffen werden follen. Vid. Defdecret 
vom 22. Februcr 1709. 

2. daß von nun an fein Güterbefißer ohne vorläufiger 
Genehmigung des Guberniums ein neues Hammerwerf 
und Hochofen errichten dürfe, und diefe Bewilligung nur 
nad) vorläufig mit Zuziehung unparteyifcher Forftveritändi: 
gen durch das k. Kreidamt über den Zuſtand der Wälder 
und alle übrige Zocalverbältniffe gepflogenen genauen Uns» 
terfubung ertheilet werde; endlich 

3. daß mit Bedahtnehmung auf den in der Waldorb: 
nung vom 25. April 1754 von Gladhütten und Eifenhäms 
mern vorfommenden Abfchnitt, genau darauf zu ſeyn, daß 
die Inhaber der Eifenwerfe, die zu deren Behufe ausge: 
bauene Waldplätze nit in Aeder oder Wiefen verwandeln, 
fondern ſolche in die gehörige Schonung fegen und forftmäs 
Big behandeln. Vid. Hofdecret vom 1. May 1800. 


$. 310. 


neh Nach der W. D. kann durch die ſechs Wintermonathe 
reanen. das für die Übrige Jahreszeit benäthigte Holz gefället und 
zum Kohlenbrennen im Walde zufammengeführet, in 

ben Sommermonatben aber verkohlet und die Koblen zu 

den Werfen gebracht werden. Diefes ift von Allen, die Kob: 

len bedürfen, genau zu beobadhten. Die Koblenbrenner ſol⸗ 

len die Kohlhaufen in den neu ausgeholzten Dauen anles 

gen, und dem jungen Anflug in anderen Orten feinen Scha— 

⸗ den zufügen, die Kohlenführer aber ſich an einen Holzweg 
halten, und nicht verſchiedene Auswege zum Nachtheil des 
Wiederwachſes unter empfindlicher Strafe aufſuchen. Die 
Aſchenbrenner ſollen fein anderes, als das angewie⸗ 
ſene Holz eigenmächtig angreifen, und zur Aſchenbrennerey 
vorzüglich das windfällige Holz nehmen. Endlich ſoll das 
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Dec: und Wagenfhmierbrennen allein aus Stö: 
den und Wurzeln der abgehauenen Bäume gefcheben, weil 
das Pechreißen hiermit gänzlich und auf das fchärfefte mit 
den Beyſatze unterfaget wird, daß die herumftreichenden 
Pechreißer, welche flehende Bäume aufreißen und fo das 
fhönite Gehölz verderben, nirgends geduldet, fondern gleich 
den Wilddieben im Betretungdfalle beftrafet werden follen. 

Weitere Berordnungen hierüber find folgenden Inhal— 
td; nähmlid: 

1. daß dad Anbohren der Ahorn und Birkenbäume 
ohne Vorwiſſen der Waldämter und Förfter fcharf zu vers 
bierhen fev. Vid. Berordnung vom 16. Februar 1770. 

2. Daß das der Waldpflege nachtheilige Baumreis 
Ben zur Gewinnung des Harzes niemahls unbefchränft ges 
ftattet werden folle, daß daher dort, wo die Wälder in ors 
dentlihe Schläge ſchon forftmäßig eingetheilet find, das 
Baumreißen nur in ſolchen Gegenden vorzunehmen fen, 
welche zum nächften Holzfchlag beftimmt find, worin das 
Holz längftens nah 4 bis 5 Fahren zum Abhieb oder zum 
Fallen Fommen wird. In Gemein, Kirden« und Un 
tertbansmwaldungen ift folches auf gleiche Art, wie 
das Holzfällen, nie ohne ordentlihen forſtmäßigen Aus— 
weis zu geftatten, und die Wald: und Forftbeamten ba« 
ben ed nur Dort auszumweifen, wo ed ohne Abbruch der or= 
dentliben Waldpflege gefhehen Fann. In Betreff der, durch 
den Eintrieb und dur das Hüthen des Rind», Schaf- und 
Ziegenviehes entftehenden Beihädigungen hingegen ift ſich 
fediglich nach der beitehenden Waldorbnung zu benehmen. 
Vid. Hofdecret vom 20. July 1794. 

3. Daß hinfibtlid des, dem Wahsthum der Bäume 
nachtheiligen, unmäßigen Pechreißens von dem Kreisamte 
mit Bezug aufden $. 7 der Waldordbnung, vom Sabre 1754 
und des Hofdecretes vom 26. July 1794, allen Dominien 
mitzugeben fey, unter eigener Berantwortung dad Baum— 
reißen zur Gewinnung des Harzed nur in jenen Waldſtre⸗ 
den zu geitatten, die zum nächſten Holzſchlag beitimmt 
find, und längftens in zwey oder drey Jahren abgetrieben 
werden, die Uebertreter aber gefeglich beftrafen zu laffen, 
worüber vorzüglich die k. Kreiscommiffärs niht nur bey 
den Bezisfsbereifungen , fondern auch bey jeder anderen 
Gelegenheit ihrer Commiffionsreifen zu wachen, und ihr 
Augenmerk hierauf zu richten haben. Vid. BWerordnung 
vom 2. November 1804. * 

1 


77 
$. 311. 


Holz: Nach der ®. O. fol Holz zu Shindeln und Faß— 
verwen: taufeln,dann$afßreifen und Körbrutben bey dem 
dung zu Holzfällen zu anderen Nothdurften, oder doch nur allein 
Sur in folhen Orten, welde zu dem gleich darauf folgenden 

eln, h z ) 

Faftau. Hau ausgewiefen werden, ausgeſuchet, fo viel nur immer 

fetnu.dgı, thunlih, außer dem Walde Fapßtaufeln und Schindeln vers 
fertiget werden, und fein Binder oder Korbmader ohne 
Gegenwart ded Kevierjägerd einige Reifen und Ruten in den 
Wäldern hauen, weiche vielmehr von den außerhalb den 
Wäldern fiehenden Weiden, und Hafelnußflauden zu neh— 
men find. ’ 


$. 312. 


Anftels Nach der W. D. fol zu dem Ende, damit alles oben 
tung der Angeführte gewiß befolget wurde, in jedem Kreife eine bin= 
———— längliche Anzahl wohlerfahrner Jäger und Forſtbe— 
Zäge x amtenauf freisämtlichen Borfchlag von dem k. Landes Gu⸗ 
bernium beſtellet werden, welche allein befugt find, die 
freyzuſprechenden Lehrlinge, oder Forftadjuncten über ibre 
Kenntnig zu prüfen, und folchen die Zeugnifle, daß fie 
holzgerechte Jäger find, zu ertbeilen, ohne welches Zeug: 
niß nach vorbergegangener Prüfung niemand als cin Wald— 
jäger aufgenommen, viel weniger ihm unter Strafe von 
Jemanden eine Revier anvertrauet werden fol. 

Aeltere, und neuere Verordnungen enthalten hierüber 
im Wefentlichen Folgendes; nähmlich: 

1. daß den Jägern unter Strafe nicht erlaubt few, 
ohne vorläufige Bewilligung der Obrigkeit jemanden zur 
Jägerey in die Lehre anzunehmen, noch weniger auszuleh— 
ren, und wehrhaft zu machen ; weiters, daß ed unter Strafe 
verbothen fey, den dienftlofen Jägern ohne Anzeige einigen 
Aufenthalt zu geben, fondern dergleichen dienftlofe Jäger, 
die ſich auf dad Herumflreifen verlegen, und feinen Abfchied 
vorweifen können, ald Kandftreicher entweder zu Recruten 
zu flellen, oder mit dem Schube zu befördern, und wenn 
fie mit Gewehr außer der Straße betreten würden , als 
NRaubfchügen zu behandeln feyen, endlich in fo lang aber 
Verabſchiedete mit feiner Bedienftung verfehen find, fie den 
Hahn von Ihren Gewehren abfhrauben follen. Vid. Hof: 
decretv. 22. Septemb. 1753 und 13. Februar 175%. 
2. Daß fhon durch die Gefege vom 31. Auguſt 1713 
bis 15. Februar 1726—16. Auguit 1732— 23. April 1756, 
und 15. July 1754, außer den Obrigfeiten und adelichen 


— 
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Perſonen, dann der Jägerpartey Niemanden erlaubt wur— 
de, unter 20 Schod meißniſch, für die Unvermöglichen aber 
unter der Strafe eines vierwöchentlichen Arreftes, ſich auf 
Jägerart grün mit Unhängung des Hirſchfängers und Hüft- 
borned zu Eleiden; weiters, daß Dur die Waldordnung 
vom 5. April 1754 gebothen wurde, feinen für einen. Jä— 
gerjungen anzuerkennen, und aufzunehmen, der nicht nad) 
überftandener Prüfung von hol;geredhten zu dieſer Erami- 
nirung befleliten Jägern dafür erfannt ſeyn wird, daß da: 
ber Niemand fünftigbin einen unausgelernten und unges 
prüften Jäger in Büchfenfpanner, um fo weniger in Förs 
fterdienfte aufnehmen , und ihn auf die verbotbene Art mit 
Anhängung des Hüfthornes und Hirfchfängerd Fleiden fols 
le, der ſich nicht mit den erforderlichen Zeugniflen auszus 
weifen vermag. Vid. Berordnung vom10.Man 1781. 

3. Daß die Holz: und Waldordnung vom 5. April 1754 
zu republiciren, und zugleich die in dem nähmlichen Jahre 
herausgegebene Einleitung und Unterricht zur Waldcultur, 
fammt der im Jahre 1772 nachgefolgten Inftruction zur 
Prüfung der holsgerechten Jäger unfehlbar allgemein- zu 
beobachten fey. Vid. Verordnung vom 18. May 1785. 

4. Daß die Kreisämter die Veranftaltung zu treffen 
haben, daß die erledigten Forfteraminatoröftellen mit tüch— 
tigen und werkverftändigen Forſtbeamten erfeget werden, 
und fih — wenn ein Anjtand wegen ihrer Gefchidlichkeit 
fich ergeben follte, mit dem k. Oberjtjägermeifteramte in das - 
Einvernehmen fegen follen. Vi. Berordnung vom 
11. May 7780. 


$. 313. \ 


Nah der W. DO. follen, fobald die abgeholzten Wal- Heaung 
dungen vorgefchriebener Maßen ausgeräumer find, folheder Wäl: 
fogleih zum Nachwuchs verbeget,und durch genaue Adhtz ber. 
famfeit der Forſtbeamten und Jäger von obrigfeitlichen, fo 
wie vom unterthänigen Gehölze aller Schaden abgewendet 
werden. 

Weiters follen abgeödete Gegenden durch Aufaderung 
und Befäung oder Pflanzung wieder zum Wachsthum be» 
fördert, und alle Hüthung des einheimifhen Viehes an fols 
chen Orten auf das ausgiebigfte eingeftellet werden, widri— 
genfalls die Nachläffigen durch Zwangsmittel dazu angehals 
ten, und die Beforgung ded Nachwuchſes durch eigene von - 
der Landesſtelle auf Unkoften des Befigerd anzuftellende Forſt— 
bediente vorzufehren wäre. 
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Setung Nach der W. O. ſollen die leicht zu erzielenden, und 
nt fehr nusbaren Waiden: und Erlenbäume an den Ufern 
— der Flüſſe, Bäche und Teiche, auch an feuchten Orten, wo 
"es ohne Nachtheil des Wieswachſes geſchehen kann, auf das 
beite gepfleget, befonderd aber die Weiden an jedem bes 
quemen, und der Wirthfchaft nicht nadhtheiligen von Mas 
giltraten ‚und Wirthsfchaftsämtern auszjumeifenden Orte, 
unter Berantwortung der Beamten angepflanzet, und auf 
diefe Befolgung von den Kreißämtern bey den Kreisberei— 

fungen gefehen werden. 


$. 315. 


Einſtel⸗ Nach der W. O. ſollen in jenen Waldorten ohne Aus⸗ 
uns der nahme, wo ein Nach: oder Wiederwachs fich angefeßet hat, 
ee und wo fürzlic das Holz ausgehauen worden, alle Wied» 
Hüthunstriften, und Hüthungen gänzlih eingeftellet, 
gen u.bdgl. und in fo lang weder Rind-, Schaf: noch Borftenvieh darin 
ro werden, bis das junge Gehölz fo hoch erwachſen 
‚ daß die Sipfeln deöfelben nicht mehr erreicht, und abs 
genagt werden können, weil das junge Holz nirgends eber 
wieder ausſtoßer, als in folhen Gegenden, wo kurz vorher 
Holz gefallet worden, wenn diefe Holzräume in Ruhe ers 

halten werden. 

Unter diefer Hegung iſt auch dad Abgrafen mit Sicheln 
oder wie es immer gefhehen mag, unterfagt ; endlih fol 
dad Ziegenvieh, als das ſchädlichſte, bey empfindlicher Strafe _ 
unter feinem Vorwande in einem Walde geweidet werden. 

Weitere Verordnungen hierüber find folgenden Inhal— 
tes; nähmlich: 

1. daß in Folge Hofdecretes vom 21. May 1787 das 
Viehweiden mit vollen Heerden, und das Abmähen des ra: 
fed in jungen Waldungen wiederhohlt fehärfftens zu verbie- 
then, das Kreisamt bey Kundmachung diefes Befchles die 
Waldordnung vom Jahre 1754 zu republiciren, und zur 
Steuerung diefer zwey Mißbräuche in Abfiht auf die neu 
angeflogenen Streden alles Hüthen und Grasmähen in dies 
fen jungen Waldung:n, bis fie nicht zur binlänglichen Höbe 
gereihen,, unter unnachſichtlicher Beftrafung der Uebertre: 
ter ſchärfſtens einzuftellen, alle Fünftige Sabre aber mit Ende 
September diefen Gegenitand allen Ortögemeinden zur , 
genaueften Befolgung zu revubliciren und felbft auf deſſen 
Vollzug bey der aujährlichen Kreisvijitation nicht nur zu war 
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chen, fondern auch dießfalls dem Kreiscommiffär die ftrengite 
Nachſicht bey den Bezirksbereifungen aufzutragen habe. Vid. 
Berordnung vom 8. Junv 1797. 

+2 Daß binfichtlich der jährlich mit dem Militär vorjus 
nehmenden Befihtigung der Waldungen und Berfchanzuns 
gen, die durch Beaderung und Befäung gelitten haben, 
und deren Herftellung anbefoblen worden ift, Folgendes ind: 
befondere zu beobachten komme; 

a) ob das im vorigen Jahre Anbefohlene auch wirklich) 
befolgt worden, weßwegen die vorzunehmende Localbefich» 
tigung mit den vorjährigen Befund jededmahl genau entges 
die jr halten, und was da anbefohlen worben, nachzufes 

en fen; 

b) ob die in den Defenfionswaldungen durch Verhaue 
gelichteten Blößen, wo ed noch nicht gefhehen, bald mög— 
lichft von Stöden geräumet, und, wenn fie nicht von felbit 
anfliegen, mit neuen Waldfamen befäet werben. 

c) daß von dem Kreisamte geforget werde, bamit Fein 
Vieh auf den neuen Anflug getrieben, und da, wo ſich ber 
Berhau ſolcher Pläße durch Einzäunung oder Grabenſchla— 
gung nicht leicht thun ließe, wenigitens hinlänglich fenn« 
bare Hegzeichen ausgefledet werden, um dadurch den Ein« 
trieb des Viehes auf alle mögliche Art Jedermann einzuftellen; 

d) daß, obgleich die Benüsung der Gränzdefenſions⸗ 
waldungen den Eigenthümer nicht befchränft, und nur die 
Lichtung der Waldungen dur Abftodung einzelner Bäume, 
als ein alter Koritcultur zuwiderlaufender, dem Defenfiond« 
ftand fehr nachtheiliger Mißbrauch nicht geitattet werden fann, 
doch immer darauf zu fehen fey, damit diefe Ausfolgung 
in forftmäßige Schläge eingetheiler, nad) der MWaldordnung 
eingerichtet, jeder abgetriebene Theil geräumet, und mit 
frifbem Waldfamen von jener Holzgattung , die nah Bes 
ſchaffenheit des Bodens die anwendbartte, und gedeihlichſte 
it, wieder befäet oder angeflieget werde. Vid. Hofd e— 
“ cret vom 15. December 1788.- 35 
3. Daß zur Hintanhaltung des Schadens in Jungen 
Waldungen und Wiederwachs das Ziegenvieh gänzlich abs 
zufchaffen, und jenes, fo in jungen Wäldern betreten wird, 
von den Jägern und Hegern zu erfchießen, und bad Erſchoſ⸗ 
ſene ihnen zur Belohnung zu belaſſen ſey; das in jungen 
Waldungen betretene Rindvieh aber gepfähbdet, der Eigen» 
thümer für jedes Stüd gepfändeten Viehes mit einem Scha⸗ 
denerſatz von 2 Gulden belegt, und die Hälfte jenem, der 
es pfändet, und eingebracht hat, zugewendet werde; über⸗ 
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dieß die Einwohner bey Entdeckung einer burd dad Vieh 
geichebenen Befhädigung des Anflugs Einer für Ale, und 
Alle für Einen zu baften, folgli die beſchädigte Gegend fie 
felbft aud Robot einzuadern, und mit friſchem, aus eigenen 
Koften beyzuſchaffenden Waldfamen zu beſäen fhuldig feyen- 
Vid. Hofdecret vom 14. December 1789. 

44 Daß ſich die im obbefagten Hofdecrrete vom 14. Des» 
cember 1789 angefesten Strafen lediglich auf die in der 
Landeddefenfionslinie liegenden Gränzwals 
dungen zu erfireden haben, alle übrige Waldbefhädiguns 
gen aber nad der Waldordnung vom Jahre 1754 zu behan⸗ 
dein feven. Vid. Hofdecret vom 14. Decemb. 1790. 

Bemerkung. Diefe einzelnen Verordnungen find jes 
doch durch Hofdecret vom 28. Jänner 1792 dahin, und mit 
dem Inhalte verändert worden, daß Der Gegenftand wegen 
den Berfchanzungen in Böhmen ganz auf fich zu beruben has 
be, und ed an dem genug gefchebe, wenn die Waldungen 
zur Defenfion gut confervirt, und dort, wo fie gelitten ha— 
ben, ſolche Pläge wieder mit Waldfamen angebauet wer: 
den; daß daher auch in den an die Hofftelle alljährlich ein- 
- zufendenden gemeinfhaftlien Unterfuhungsrapporten des 
Militärs und Politicumd über den Zuftand der Defenfions: 
waldungen, Verfhanzungen und Verhauen künftig nichts 
mehr von Berfchanzungen, fondern bloß vom Waldungsme- 
fen vorzufommen habe. 

Durch Gubernialverordnung vom 7. Auguft 1795 wurde 
ein wichtiger Bericht der öfonomifh=patriotifhen 
Geſellſchaft, welbe Gattung des Waldfamens bey den 
Gränzdefenfionswaldungen eigentlih zu wählen fey, damit 
das Holz von dem Wurm nicht fo leicht befhädiget werten 
könne, den Kreisämtern zur Benehmung und Belehrung 
der betreffenden Dominien zugeftellet. 

Diefer Bericht, und eigentlich Unterricht ift folgenden 
Snhaltes: 

Es ift nähmlid ein durch viele Erfahrungen erwiefener 
Lehrfage, daß das Abdorren der Wälder nicht fo dem Holz: . 
raum, als anderen phyſiſchen Beſchädigungen, Mangel an 
Nachſicht, an geböriger Abfolgung der Wälder, an Natur: 
begebenheiten 3. B. Winde, Dürre, Fröfte, ja oft aud 
am Boden felbit liegt, und daß der Holzwurm nur bloß jene 
Bäume, oft aud .nur jene Stellen angreift, wo die Säfte 
in ihrem gewöhnlichen Laufe gehemmt in Säure übergeben, 
dagegen biefer Wurm nie einen gefunden , und unbefchädig: 
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ten Baum angreift. Die vorzüiglichften Urfachen des Abdör⸗ 
vens der Wälder find ungefähr folgenve: 

1. die niht gehörige Nachſicht und Abhol- 


zung der Wälder: 


a) dad zu viele Durchſchlichten und Ausftehen der Wäl⸗ 
der, wodurch das Holz fhütter gemacht wird, und die ſchäd— 
lihen Sturmwinde zu viele Macht gewinnen, in das dünn 
gemachte Holz zu dringen, die einzeln flehenden Niüancen, 
durch das viele Drehen und Bewegen ihrer Nahrungs: und 
Befelligungdmurzeln aus ihrer Richtung zu bringen, wo 
fodann die Bäume ganz unvermerft erfranfen und abdorren; 

b) das unregelmäßige Ungreifen, und Anhauen der Höl» 
zer, wodurch man fie den verfchiedenen Elementarmirfun: , 
gen ausfeßt, verurfacht die größte Beförderung ded Abdor⸗ 
vens, befonders, wenn die Holzfchläge, ohne Rüdficht auf 
die gehörige Richtung gegen eine Himmelsgegend nur aufs 
SGerathewohl angelegt, und abgetrieben worden; 

2. Die widrigen Wirfungen der Natur. 

a) Winde, wenn bey dichtem Holze durch dad Aus: 
lichten zu viel Oeffnung gemacht wird, wodurd, wie gefagt, 
die Stämme verdreht, gefpalten, und die, Nahrungswur— 
zeln von der angefegten Erde loögeriffen worden. 

b) Die Dürre, heiße, lange anhaltende, tros 
dene Sommer, befonderd an Orten, wo Mood, Tän— 
gel und Laub fammt Erde aus übler Korftwiffenfchaft in fte- 
henden Wäldern von dem Wurzelgewebe zu viel entblößt wird, 
wo dann die heißen Sonnenftrahlen anfallen, und endlich 
dem Baume das .Abdorren zu Wege bringen. 

c) Die Fröfte Wenn fi ded Winterd bey abwed): 

ſelnder Witterung und einfallenden feuchten Nebeln das Eis, 
oder fogenannte Anreil an die Gipfel der Bäume, zumahl 
ein Zangelhoiz zu viel anlegt und anhängt, fo, daß biefe 
durch die übermäßige Schwere ganz zur Erde gebeugt, theils 
brechen, theild in ihrem inneren Bau zerflöret werden, wo— 
durd die Abdorrung der Bäume unmittelbar erfolgt. 

3. Der Boden felbfl. Wenn die Pfahl vder Herz 
wurzel, oder die ausgebreitete Nabrungswurzel an einen ih: 
rer Ausbreitung , oder Verſenkung widerfichenden Gegen: 
ftand treffen, und dem Baume die gehörige. Nahrung nicht 
darreichen, oder feine Befeftigung nicht herftellen können, 
fo ift das Abdorren eben die ficberfte Kolge dieſes Hindernif: 
ſes. Da nun hieraus klar erbellet,, daß der Wurm nicht cin 
gelundes, fondern durch andere Umſtände erfranftes , oder 
anbrüchiges Holz angreift, und dad Abtorren nur. befördert, . 
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fo bleibt zur Beantwortung der gegenwärtigen Frage nichts 
anderes übrig, ald anzurathen, daß man vorzüglich bey 
dem Anbau der neuen Walditreden jenen Samen wäblen 
fol, der dem Boden und feiner Eigenfhaft am angemeffen- 
ften ift. Hier läßt fich feine allgemeine Regel vorfchreiben, 
fondern jede Strede muß nad ihrer inneren MWefenbeit mit 
dem für fie paflenden Holze angebauet werden, folglich nur 
durch den gutgewählten Samen, und der nachfolgenden 
gehörigen Nahfiht und Abholzung der Wälder fann das 
Abdorren der Hölzer, und fo auch dad nachfolgende Angreis 
fen des Wurmes vor der Zeit verhindert werden. Die Wahl 
des Samend wäre daher für folgende Gattungen des Erd» 
reichs wie nachftehend zu: treffen: 

a) Iſt dad Erdreich in der niedern Rage felficht oder ſum—⸗ 
pfiht, fo muß man zu deffen Anbau jene Holzgattungen 
wählen, die feine Pfahl oder Herzwurzeln, fondern nur 
Audbreitungdwurzeln haben ; ald: Rothbuche, Ulme, 
Aeſpe, Birke, Kiefer und Fichte. 

b) If hingegen der obere Boden felfiht, tiefer, aber 
fo beſchaffen, daß fi die Wurzeln alda gehörig ausbrei— 
ten und hinlängliche Nahrung finden fünnen, fo follen zu 
defien Anbau jene Sorten gemwählet werden, die ibre Wur— 
zeln tief abwärtd treiben, ad Sommer und Winter 
eihe, Weißbuche, Ahorn, Aeſche, Leme, Zirbel: 
nußfiefer, Lärbenbaum und Bannen. 


c) ft der Boden in der Oberfläche naß und fumpfidt, 
fo muß man zum Anbau jene Gattungen, die die Näffe wohl 
vertragen, die aber nicht durh Samen , fondern durch Ses: 
linge gepflanzt werden müffen; und zwar: ſchwarze und 
weiße Erlen, ſchwarze und weiße Bapläfpe, 
weiße Weide und Sahlweide. 

d) Wo aber der Boden durchaus gut ift, kann auch ba 
Holz nah Willkühr oder nach den Localbedarf gebaut und 
gepflanzt werden. Wird nach obigen Antrag der Anbau bes 
Holzes, die gehörige Auffiht und ordentliche Abholzung bes 
forgt, fo wird dadurch unfehlbar dad frühzeitige Abflchen 
oder Erfranfen und Abdorren der Bäume, vermieden, folg« 
lid auch der Angriff des Wurmes verhindert werden. 

Durch weiteres Hofdecret vom 14. Auguſt und 
Verordnung vom 27. Auguſt 1800 wurde den Kreis 
ämtern aufgetragen, bie Borbeugungsmittel wider die fo febr 
eingetretene Zrodniß der Navelwaldungen, und die Werber 
rungen des ſchwarzen Wurmes, welcher mittelft befondere 
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Berordnung, insbefonderd aber durch obigen Bericht und 
weitere Abhandlungen der f. ökonomiſch-patriotiſchen Geſell— 
ſchaft den Wirthſchaftsämtern neuerdings in Erinnerung zu 
bringen und auf den ficheren Vollzug wachen follen. | 


$- 310. 


Nahder }.D.ift bey dem Umftande, daß durh Mood Moos: 
fbarren die Wurzel aufgededet , durch dad Beſchnaten [harren. 
oder Befchneiden der Bäume aber zwar nicht das Laubholz, 
dad bey vorfichtiger Abnehmung der Nebenäfte befler in die 
Höhe wählt, doch durch den Harzauöfluß bey dem abges 
nommenen Afte dad ſchwarze Hol; aller Gattungen fröpfig 
wird, oder gar abdorret; beydes verbothen, und nur bey Ge> 
birgöbemohnern geftatter, daß auf Gutbefund der Obrigkeit 
den Unterthanen einige Orte zum Moosfcharren in ihren Wals 
dungen von Zeit zu Zeit angewiefen, auch das Abfchnateln 
jener Bäume, die nicht mehr wachfen,, und bald zum Ab: 
holzen fommen, erlaubet werden möge; obgleich die Bedun— 
gung der Felder mit Teihfhlamm oder gefammelter Weg» 
und Straßenerde, wo nicht genug Strohdung zu haben ift, 
viel nüßlicher ift, al& jene Mooöftreue. Dad Abhauen der 
Aeſte bey Laubholz aber ift allerdings geftattet, wenn foldes 
nicht gefegwidrig iſt, und an Orten, wo fein Wiederwachs 
iſt, geſchieht. 

5. 317. 


Nah der W. O. find zwar die nöthigen, und vor A: Bent 
ter5 ber in den Wäldern beitehenden Dorfwege, fo wie 
von felbft die größeren Straßen belaffen und offen gebalten, 
Dagegen aber alle überflüffigen Rebenwege und Stei: 
ge, da felbe dem Wiederwachs fhädlich find, und Gelrgen« 
beit zu Diebereyen geben, caffiret , keine neuen geftattet, 
und die Hebertreter follen nach aller Schärfe beftrafet werden. 


$. 318. 


Nah der W. O foll — damit zu Maybäumen, Manbäu: 
Baunftöden und Prügelholz fein junges Holz aus; Me, Zäune. 
gehauen werde, diefe Gattung Holzzäune, und die Aus: 
befierung der Straßen durch fogenannted Prügelholz und 
zwar fhon in Folge Hofdecreted vom 1. September 1753 
nicht geflattet fenn‘, auch das Ausfegen der Manbäume 
durchaus unter empfindlicher Strafe verbothen bleiben. Die 
Umzäunungen der Gärten , Wiefen und Felder können 
durch Grabenaufwerfen , dann lebendige und geflochtene 
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Zäune von ſtacheligen Heden und anderen Geſträuchen ver- 
fertiget werden. 

Frühere und fpätere Vorfihriften hierüber find folgen= 
den Inhaltes; nähmlich: 

1. daß zur Schonung der Waldungen in den Land— 
flädten, und Flecken wenigftens der untere Stod von Stein, 
in deren Abgang aber aus fogenannten ägyptifchen, oder un= 
gebrannten Ziegeln erbauet, hiernächſt auch jtatt hölzernen 
Planken, auf Pflanzung lebendiger Zäune ſich verleget,, ins 
gleihen die Straßen und Wege nicht mehr mit Holz; bes 
brüdert , fondern mit Steinen audgebeflert werden follen. 
Vid. Hofdecretpvom 1. September 1753. 

2. daß — weil durch Audfegung junger Bäume bey 
Prozeflionen und Aushängs oder Ausſteckung der Wipfel bey 
Schankhäuſern und Bierverlegern die Aufnahme des Hol. 
zes vermindert, und alfo dem Publicum fehr viel an Brenn 
hol; unnöthiger Weife entzogen wird, dad Hofdecret vom 
28. Juny 1776 mit dem Beyfaße erneuert werden folle, 
daß, wer immer ſich unterfiehen wird, junge abgehadte, oder 
abgefägte Bäume, oder deren Wipfel hereinzubringen , ihn 
folhe ohne weiterd bey dem Thore abzunehmen, und der: 
felbe an fein geböriged Ort zur Beflrafung mit Gemeindears: 
beit zu übergeben, der Käufer hingegen, welcher derlev junge 
Bäume, oder deren Wipfel in, oder vor feinem Haufe aus: 
ftellen läßt, ohne weiterd mit einem Arrefte von etlihen Ta— 
gen zu beftrafen, daß jedoch diefes Verboth keineswegs auch 
auf dad Abhauen der Aefte vom Laubholze zu verftehen fen, 
weil ſolches, wenn ihm die Nebenäfte mit Vorficht benom 
men werden, mehr in die Höhe wählt: Vid. Berorpnung 
vom 21. Juny 17098. 


$. 319. 


u. Nah der W. DO. fann fi in der Rüdficht, weil die 
Hopfen: Anordnung: zur Bedeckung der Häufer feine andere, als 
fangen. — Latten zu nehmen, beſonders den Dürftigen 

eſchweren würde, der Waldlatten noch ferners, ſo wie 


ber Hopfenftangen mäßig bedienet werden. 
$. 320. 


Hegung Nach der W. DO. iſt dad Hoch-, Schwarz⸗ und 
ne Rehwild, durch weldes die ſchönſten Anflüge vernichtet 
* werden, nicht übermäßig zu hegen; und jene, welche 
ein größeres Wildgeheg halten, ſind ſchuldig, die abgeholz⸗ 

ten Orte ſogleich zu umzäunen, und dieſe Verzäunung ſo 
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lang im guten Stande zu erhalten, bis das Wild die Gipfel 
nicht erreichen Fann. | 


$. 321. 


Nach der W. D. folen abgedorrte Bäume, wenn Abge— 
fie einfchichtig abflerben, aufgefucht,. zu Klafterholz oder.dorrte 
anderem Gebrauch verwendet, wo aber. ganze Gegenden zu Bäume. 
verdorren anfangen, nicht allein der Holzſchlag bald veran« 
lafjet, fondern au große Gräben zwifhen der Gegend, wo 
viele abgedorrte Bäume ſtehen, und dem gefunden Holze aufs 
geworfen werden, damit dur die Wurzeln diefe Befhädis 
gung nicht weiter greife. | i 

i Weitere Verortnungen hierüber find folgenden Inhaltes ; 

nähmlich: 
1. daß dad Kreisamt, da hier und da in großen Wal⸗ 
dungen die Fichten und Zannenbäume ganz abzudorren 
pflegen, welches lediglich von einem zwifchen dem Baum - 
und Rinde ftedenden Wurm, der nicht zu tödten ift, her⸗ 
rühret, die Befchreibung dieſes Wurmes fchleunigft befannt 
zu machen, und die Beranftaltung an jenen Orten, wo dies 
fes Infect wahrgenommen wird (welches daraus zu erkennen, 
wenn die Nadeln oder Zangeln gelb werden und abfals 
len) fogleich zu treffen habe, daß derley angeftedte Bäume, 
und wenn ed auch glei ganze Streden Waldes beträfe, 
fogleich abgetrieben, und das Holz foviel möglich verbrennet 
werden fol, damit diefem einen Zoll langen , und wie ein 
Federkiel diden, einem Feldwurm, oder Raupe gleihenden 
weißen Wurm nicht Zeit gelaffen werde, in die Geftalt ei» 
ned Schmetterlingd überzugeben, und das Uebel ſonach in 
anderen Gegenden zu verbreiten, auf deſſen Befolgung das 
Kreisamt ex ofhicio von felbft zu invigiliren habe: Vid.B ers 
ordnung vom 25. Detober 1754. 

92. Daß dem Froſte und rauben Winter, und eigentlich 
dem durch die Würmer daraus hervorgehenden Nachtheil nur 
Durch regelmäßiges Abtreiben vorgebeuget werden könne, übri⸗ 
gend gegen dad Abdorren der Wälder in trodenen Jahren 
feine andern Mittel, ald fchmale, der Mittagdhige und den 
Norbwinden trogende Holzſchläge anwendbar feyen. Vid. 
Berordnung vom 8. September 1797. 


(. 322. 


Nah der W. DO. beftehen hinfichtlic der Hiptanhal- Waid— 
tung der Waldbrände verfciedene Vorſchriften, welhe brand. 
” folgenden Inhaltes find: 
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1. daß ed auf dad fchärffte verbothen ſey, durch die 
Sommermonathe in und an Wäldern ein großes oder Fe: 
ned Feuer anzuzünden, und daher alle dawider Handelnde 
auf das fchärfefte beftraft werden follen. 

| 2. daß die Leute in Wintermonathen, wenn fie obre 
Feuer in Wäldern nicht beftehen fönnen, zwar an Orten, 
wo feine abgedorrten und harzigen Bäume find, ein mößigıs 
Feuer haben, jedoch unter gleicher Strafe ſich nicht eher aus 
dem Walde entfernen dürfen, bis das Feuer nicht wicder 
abgelöfcht iſt. 

3. daß derjenige, der einen Waltbrand verurfaht, wie 
der Urheber einer Feuerdbrunft in Etätten und Dörfern 
nad den Gefesen beitrafet werden folle. 

5. daß ben Entflehung eines Waltbrandes jeder zur 
Rettung und Hülfe herbeyzufommen, und die Forfibeamten, 
und Jager, oder wer einen folchen Brand gewahr wird, fet: 
chen gleich dem nächſt liegenden Drte anzuzeigen, und wie 
bey, anderen Keuerdbrünften die Leute aufzubiethen fehuldig 
ſeyn, daß ſich forann die nächſt anliegenden Inwohner un: 
verzüglih an das Ort, wo die Gefahr ift, unter Anführung 
der Richter und Wirihichaftöbenmten mit Krampen, Schau: 
feln, Haden, und dergleichen Werkzeugen begeben, und fib 
nach aller Möglichkeit in Röfchung eines folhen Brandes ge: 
brauchen laflen, fo, lang und fo oft ed die Nothwendigkeit 
erfordert, auch ſich nicht eher von dem Brandorte, es few 
in ihren eigenen, oder fremden Waldungen, wegbegeben 
follen, al$ bis fie von anderen abgelöfet werden, oder das 
Feuer vollfommen gelöfht tft, daß endlich auch zır einen 
ſolchen Waltbrandlöfchen, wenn das Feuer heftiger, und 
der Wald größer ift, die weiter entfernten, wenn fie dazu 
aufgeborhen worden, unentgeidlich zu erfcheinen verpflichtet, 
die aber zu Hülfe zu fommen ſich weigerten, nach Befund 
zu beftrafen feyen. 

$- 323. 


Baufüh- Nah der W. O. find zu mehrerer Schonung des Hol: 
sungen zes bei Bauführungen folgende Vorſchriften ertheilet 
worden, nähmlich: 
1. daß in Städten und Marfıfleden die Häufer nidt 
ander, als von Stein erbauet; 
2. daß in Dörfern, fo viel e$ möglich ift, ein gleiches 
beobachtet, Brüden, Wehren auf Fleinen Flüffen, Ablauf 
der Teiche, Belegung der Stallungen, und alle dergleichen 
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Baumerke, fo viel ed jebed Vermögen zuläßt, von Steinen 
bergeftellet ; | 

3. daß die Rauchfänge durchgehends auch in Dorffchafs 
ten, wo es bie Kräfte der Leute zugeben, von Gtein er- 
bauet werden ; 

4. daß die in Holz arbeitenden Handwerksleute zu den 
Holzarbeiten fein anderes, als wohlgetrodnetes Holz, damit 
dad Gearbeitete länger daure, unter empfindlicher Strafe 
gebrauchen, und die Landeseinwohner fich befleißen ſollen, 
Steinfohlen und Erdtorf aufzufinden; . 

5. daß bey größeren Waltungen die Waldbähe und 
Flüſſe fovtel möglich zum Schwemmen des Holzes eingerichs 
tet, und in den Ufern, Wehren, Schügen und Rechen wohl 
erhalten werden. 


6. 324. 


Nach der W. D. wird in jenen Gegenden, wo dieſe Beobade 
nicht in allen Etüden beobachtet werden kann, Jenen, dietung ber 
gültige Urfahen durch die Landesſtelle anführen, die aller- Wald⸗ 
höchſte Differtation ertheilet werben. ‘Die Uebertreter dieſes ordnung 
Gebothes find mit willführlicher Geldftrafe zum Behuf der 
in Böhmen errichteten Epinn= und Armenhäufern zu beles 
gen, und wo dieſes nicht fruchtete, den Obrigkeiten die Wal« 
dungen mit tüchtigen Forfibeamten und Förftern auf ihre 
eigenen Koften fo Lang beftellen zu laſſen, bis diefe Verord⸗ 
nungen genau erfüllet werden. Die Kreisämter haben über 
den Vollzug diefer Sagungen fleißig zu wachen, bey Reifen 
im Kreife die Waldungen genau mit einzufehen, auch dars 
über bey den Benachbarten Berichte einzuziehen, im Falle 
einer Nacpläfligfeit die Landedeinwohner zu ermahnen , und 
wenn dieſes nicht fruchtet, hierüber an die Landesſtelle Be: 
richt zu erflatten, welche fodann, was recht und billig if, 
erkennen wird. 

Weitere hierauf Bezug nehmende Verordnungen find 
folgenden Inhalte, nähmlich: 

1. daß fich die Aufficht des Staates über dad Waldwes re 
fen nur dahin zu befchränfen habe, damit wald= und forft: 
mäßig gefchlagen, üblen Wirthen, Heolzdiebereyen, Schwen⸗ 
dungen, dem Eintriebe des Viehes, und befonder& des Geiß- 
viehes in den Waldungen Einhalt gethan, gegen die Ueber: 
treter ohne Rüdficht der Perfon mit ben audgemeflenen Stra» 
fen, gegen bie richtigen Anzeiger aber mit Belohnung fürge: 
gangen werde; 
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2. baß deßhalb bey ben bereitd beftehenden bündigſten 

Anordnungen nur auf den genauen Vollzug derſelben geſe— 
ben, und den Kreidämtern die firengfte Auffidt über die 
Befolgung, befonderd bey den ihnen ohnehin obliegenden jährs 
lichen vorſchriftmäßigen Kreisbereifungen eingebunden werde. 
Vid. Hofdecret vom 17. März 1789. 
3. Daß die Kreisämter bey ihren Amtöbereifungen al« 
Ienthalben auf die genaue Erfüllung der Waltortnung mit 
Strenge dringen follen, und dahin berechtiget feyen, da, wo 
es gebricht , die forfimäßige MWaldcultur nöthigenfalls auch 
auf die Unköften des Eigenthümerd von Amtswegen einzu— 
führen, und folche unter der Autficht der Cameralforſtmei— 
fler, die dafür von dem Eigenthümer zur Strafe für Reiſe-, 
und Zehrungdfoften entfchädiget werden müfjen, ununterbro- 
en fortfegen zu laffen. Vid. Hofdecret vom 10. 
May 1789. 





Bon den obrig keitlichen Wirth: 
ſchaftsämtern. 





6. 324. 


Das Verhältniß der im Königreihe Böhmen beftehen. Obrig⸗ 
den Wirthſchaftsämter ſowohl gegen den Unterthan,Eeitlide 
als gegen die eigene Obrigkeit oder Herrfchaft ift fo beveu: Wirth: 
tend, daß eine nähere Erörterung und Bergliederung ded- ante 
felben nicht überflüffig feyn dürfte. eamte. 

In dieſer Hinſicht wird ſelbes in folgenden Abtheiluns 
gen abgehandelt: | 

J. von den Eigenſchaften, der Prüfung und 
Anftellung der Wirthſchaftsbeamten; 

1. von dem Dienftverhältniffe der obrig— 
feitlihbenWirtbfhaftsbeamten mitihrenHerr- 
haften; 

1. von der Rechnungslegung der obrig— 
feitlihen Virthbfhaftsbeamten; und . 

IV. von der Inftructionbey Erhebung der 
Feuer, Vetter und Wafferfhäpden, 
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I. Bonden Eigenfhaften,derPrüfungund, ‚Bor 
Anftellung der Wirthſchaftsbeamten. fhriften 
Schon mittelft Patent vom 28. October 1773 
wurde erfläret, daß ed für die Glücfeligfeit ded Landes von 
hoher Wichtigkeit ſey, kluge und rechtfchaffene Beamte, 
insbefondere folhe Wirtbfhaftöbeamte zu beftellen, 
denen nicht nur die Verwaltung der obrigfeitlichen Realitäs 
ten, fondern auch der Unterthanen anvertrauet werden kann, 
von denen zu erwarten ift, daß felbe in ihrem Fleiße und 
Rechtſchaffenheit wetteifern, und ihrer Beftimmung durchaus 
— daß daher zu dieſem Ende ſämmtliche Wirth⸗ 
17 
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ſchaftsbeamte einer eigenen Stelle unterworfen, und bey 
berfelben auf vorgängige Prüfung ihre Rahmen orbentlidy 
vorgemerfct werden. 

$. 326. 


Fort ſe— Es wurde daher in der Folge, nachdem zur Beförde⸗ 

gung zung der Landwirthſchaftswiſſenſchaft ein eigenes ökonomi— 

fche6 Lehramt an der Univerfität errichtet, und die bisher beftan- 

dene Aderbaugefellfchaft zu Prag zu einer öfonomifdr 

patriotifhen Gefellfchaft erhoben worden, zugleich 

verordnet : " 

1. daß fünftighin bey der Kandwirtbichaft Fein Beam 

ter mehr angeftellet werben folle, der nicht durch Zeugniffe 

darzuthun vermag, daß er Über die zu feinem Amte erfor 

derlichen Kenntniffe von dem öffentlichen Lehrer der ökonomi⸗ 

ſchen Wiſſenſchaften in Gegenwart zwever wirflicher Mit: 

glieder der öfonomifchpatriotifchen Gefelichaft geprüft wor 

den fen, und von der E Ef. ökonomiſch-patriotiſchen Aderbaus 

gefellfchaft den Smmatriculationsfchein erhalten habe. Vid 
Datentvom 1. Detgber 1788. 

9, Daß aber aud jene Wirthfchaftdbeamte, weldhe zus 
gleich zur Ausübung des Richteramted der politifben Ge 
richtsbarkeit verwendet werden wollen , überdieß zu 
biefem Ende befonderd geprüft und beeidet werden. Vid. 
Strafgefetbuh 2. Theil S. 291 und Hofdecret 
vom 14. März und 5. April 1804. 
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Erfor „Ed müflen fih all jene Perfonen, welche noch nie ein 
dermiffe wirkliches Wirthſchaftsamt verfehen haben, vor deſſen An- 
sur Ans fretung zu gedachter Prüfung flellen, und dann bey der 
Rettung. Sfonomifch:patriotifchen Gefelfchaft fich anmelden, dann das 
Beugniß über befagte Prüfung beybringen, worauf fie ge: 
gen Erlag der vorgefchriebenen Zare den Immatriculationd: 
fein erhalten.” 

Selbft ſchon immatriculirte Beamte müffen , fo oft fie 
in eine höhere Glafje befördert werden, der öfonomifchen Ge: 
fellf&haft binnen 4 Wochen dur dad Kreidamt die Anzeige 
machen, und die Zare des erhaltenen neuen Amtes nad Ab: 
fchlag des in der vorigen Claſſe [bon entrichteten Betrages 
bey dem Kreidamte zur weiteren Beförderung, und zu Er 
langung des Vormerkungszeugniſſes entrichten. 

Um die Immatriculirung mußten ſich ale am 1, May 
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1789 bereit& angeſtellt geweſenen, und bey der Agriculturs 
geſellſchaft noch nicht immatriculirte Beamte mit Erlegung 
der Immatriculationdtare anmelden. 


6. 328. 


Für den Immatriculationdfchein ift folgende herabges —— 


j riculas 
feßte Taxe zu entrichten, als: fl. fr. tionstas 


Fe. 

Erfte Elaffe. Beeidete Landesbuchhalter, Wirth- 

ſchaftsräthe, Bevollmädhtigte , Infpectoren , 

Wirthſchaftsadminiſtratoren, Pächter bezahlen 

mit Einfhluß der Stämpelgebühr, welche auch 

bey der Zare aller folgenden mitbegriffen ft . 4 15 
Zweyte Elaffe. Directoren, Oberbeamte, Wirth« 

ſchaftsſecretäre, Forfimeifler und Hausbuchhal⸗ 


ter “ a. dd ” ‘ ” . . v f} ” . . Pf} 3 15 
Dritte Elaffe. Dieeriten Beamten auf Eleinen 
‚Herrfchaften, die Revidenten . . - 2 45 


Bierte Elaffe. Amtsleute, Burggrafen und 
DRERTMEINER un er een 
Fünfte Claffe Verwalter und Nentfchreiber. 1 45 
Sechste Claſſe. Kaftner, Waifenfchreiber, und 
Steuereinnehbmer » > 2 2 2 nr 2 2 2a 
Siebente Claffe. Fifchmeifter, Gewölbfchreis 
ber, Wald: , und Wirthfchaftöbereiter . . . — 45 
Achte Claffe. Bier, Holz: und Kederfchreiber, 
Kanzelliften, die fogenannten Amanuenfed und 
Schreiber bey Beamten der erften, zweyten und 
Briten Blalle = 05 2.2 00 
Neunte Elaffe. Schreiber bey Beamten der vier⸗ 
in Maike eu u 4 ns un ne 
Zehnte Claſſe. Schreiber bey Beamten ber 
‚fünften Elaffe, wie auch alle Practicanten . » — 24 
| $- 329. 

Diefe Immatriculationdtare ift mit der Anmeldung ge: Abaabe 
gen Interimdfchein an dad Kreisamt abzugeben, welches RAS 
dDiefelbe an den Präſes der öfonomifch:patriotifhen Geſell⸗ * 
ſchaft einzuſenden hat, und durch welches duch dem imma⸗ 
triculirten Beamten ſodann der ausgefertigte Interimsſchein 
zugeſtellet wird a 

Nur unter Beybringung diefed Immatriculationdfcheis 
ned darf ein Beamter im Dienfte behalten werben. 

17 


—: 30 
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Bormus Damit jedoch die k. E. öfonomifch - patriotifhe Geſell⸗ 
— ſchaft in den Stand geſetzet werde, die Matrikel der Geſell— 
"Schaft in eine vollftändige Ordnung zu bringen, wurden den 
Dominien zwey Formulare zugeftellet. Nah dem erfteren 
Formulare mußten fie einen Ausweis aller ihrer angeftellten 
Wirthſchaftsbeamten, ihrer obrigfeitlihen Leiter und aller 
Schreiber, nach dem zweyten Formular aber eine beflimmte 
Anzeigevon Beförderungen, welche fich bey den Wirthfchafts- 
ämtern ereignet haben, in der Art verfaflen, daß die Ge: 
felfchaft in die Kenntniß gelange, weldye Individuen ſich 
noch feiner Prüfung unterzogen haben, und zugleich daß 
die Geſellſchaft in einer beftimmten Ueberficht des gefammten 
Landwirthfchaftsperfonald verbleibe. Zur Einfendung diefer 
Audweife und Anzeigen wurde für dad Jahr (1815) der 15. 
April, und für die folgenden, Jahre jedesmahl der 15. Sänner 
feſtgeſetzet. 
Zugleich wurde verordnet, daß, wenn ein Wirthfchaftd: 
beamter wegen begangener Untreue des Dienftes entlaffen 
wird (in welchem Falle der Matriculationdfchein eingefendet 
werden muß), von dem Dominium jeder ſolcher Fall unter 
‚der Gefahr der gefeglich beflinnmten Strafen in den jäbrli- 
hen Ausweifen zuverläßig angezeigt werden folle. Vid. Ber 
ordnung vom 8. Hornung 1815. 


$. 331. 


Erfter Der Ausweis über die bey der Herrfchaft N. N. an- 
Ausweis geftellten, und im Haufe oder auf den Herrfchaften N. R. 
angeftellten öfonomifchen Beamten, enthält folgende Rubris 
ten; nähmlich: 
I. Rubrik, Nahmen der Grundobrigfeit. 
IL; Rubrit, Nahmen des Drtes. 
III. Rubrif. Nahmen des Geburtdortes. 
IV. Rubrit. Nahmen der Dienftcathegorie. Hierun 
ter gehören: 
1. Wirthſchaftsbuchhalter, Wirthfchaftsräthe, Inſpet⸗ 
tore, Adminiftratore, Güterpädhter. | 
2. Directore, Oberbeamte, Wirthfchaftöfecretäre, Forfr 
meifter, Hausbuchhalter, Wirtbfchaftsanwalde. 
3. Der erfte Beamteauf Heinen Herrfchaften, Revibdent. 
4. Burggraf, Rentmeifter. 
5. Verwalter, Rentfchreiber. 
6. Kaftner, Waifenfchreiber, Steuereinnehmer. 
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7. Fiſchmeiſter, Gewölbfchreiber, Wald⸗ und Wirth⸗ 


ſchaftsbereiter. 


8. Bier⸗, Holz⸗ und Lederſchreiber, Kanzelliſten, Schrei⸗ 


ber bey Beamten, erfter, zweyter und dritter Elaffe. 

9. Schreiber bey Beamten der vierten Elaffe. 

10. Schreiber bey Beamten der ſechsten Claſſe, wie 
auch alle Practicanten. 

V. Rubrif. Zeit der Anftellung. 

VI. Rubrik. Iſt über feine öfonomifchen Kenntniffe 
geprüft laut beyliegendem vidimirten Beugniß, und bey der 
8. k. öfonomifch = patriotifchen Gefelfchaft subN.N. ims 
matriculiret. 


VII Rubrik. Hat ſich über feine VWorrüdung ange 


melbet. , 

i VII Rubrik, Hat die Immatriculationstare ent 
richtet. 
IR Anmerkung. 


$. 332. 


Der zweyte Ausweis, ober bie Beförberungsan« 
zeige der auf obiger Herrfchaft neu angeftellten Beamten 
und Schreiber im Sabre... . 

1. Rubrif. Nahmen 

1. der Grundobrigkeit , 
2. des Beamten oder ded Schreibers , 
II. Rubrif. Deffen vorige Bedienftung ; als 
1. Um (im mm GES j 
2. deflen vorigen Immatriculationdfcheines ; 
3. bat bereits an Taxe bezahlt; 
II. Rubrik. Deſſen jesige Bedienftung : 
« bey der Grundobrigfeit, 
» Auf der Herrfchaft, 
al — — — — 
. deſſen jetzige Claſſe, 
hätte an Taxe zu entrichten, 
. Betrag bes Nachtraged. 


$. 333. 


wm 2— 


ea > 


3weyter 
Ausweis. 


Den immatriculirten geſchickten Wirthſchaftsbeamten iſt Kechte, 


bad Recht eingeräumt, mit der patriotiſch-ökonomiſchen Ge= 
ſellſchaft über Gegenftände der Landwirthſchaft in Eorrefpon« 
denz zu treten, fo wie auch von ber Geſellſchaft felbft or— 
dentlicher Weife aus jedem Kreife zwey in der Landwirthfchaft 
erfahrne Beamte zu correfpondirenden, wie auch aus ben 


geſchick— 
ter 
Wirth⸗ 
ſchaftsbe— 
amten. 


’ 
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Sandesinfpectoren oder Wirthſchaftsbeamten, in fo ferne fie 
gute und practifche Landwirthſchaftskenntniſſe befigen und 
wenigftens zwölf Jabre bey der Landwirthſchaft angeftellet 
find, einige zu wirklichen Mitgliedern gewählet werden. 


$. 334. 


Beh an d⸗ In dem Falle als ein Wirthſchaftsbeamter auf einer Uns 
1un® freue betreten und nach gehörig erhobenen Umſtänden deß⸗ 
ae halb feines Dienfted entfegt wird „ ift er von felbft von die- 
amten. fer Geſellſchaft ausgefchloffen, und ihm aud bey der Entlaf- 
fung der Immatriculationsfchein abzunehmen. Die Obrig- 
keit ift fonach verbunden, diefen Schein mit der Anzeige 
der verhängten Strafe an das Kreidamt zur weiteren Ein» 
beförderung an die Landesſtelle einzufenden, von welder 
diefer Smmatriculationsfchein zur Zilgung und Vormer⸗ 

fung befördert wird. . | j 
Nach dem Strafgefegbud muß jeder, wad immer für 
eines Criminalverbrechens ſchuldig erfannte Imma— 
triculirte auch aus der Univerſitätsmatrikel von Amtswegen 
ausgelöſcht werden. Vid J. Theil, 12. Hauptſtück, 

$. 446. 
6. 335. 


Strafe An dem Falle endlih, wenn eine Obrigkeit die obbe- 
Dheig, Meldte Anzeige über eine gegen den Beamten verhängte Ent» 

een laffung unterläßt oder demfelben wohl gar ein Zeugniß des 
Mohkverhaltend audftellen foilte, ift Diefelbe mit einen Straf 
erlag von fünfzig Gulden an die Caſſe der Gefelfchaft und 
nach Umftänden auch nocd mit einer höheren Geldftrafe zu 
belegen. Vid. Patent vom 1. Dctober 1788. 


$. 336. 


U. Bon dem Dienftverhältniffe der obrig» 
feitlihen Wirthſchaftsbeamten mit ihren 
Derrfhaften. 


Das ei: Dad eigentlihe Verhältniß, worüber gegen» 
gent liche wärtig gehandelt wird, ift nur jenes, weldes aus den zwis 
Berhält: ſchen der Herrfchaft und ihren Beamten aus dem Dienftver- 

trage entfpringenden gegenfeitigen Rechten und Verbindlich 
keiten befteht. Hieher gehören alfo nicht die Obliegenheiten 
der legteren, welche ihren Grund in der Vertretung ber 
Obrigkeit ald Civil» und politifhe Gerichtöbehörde haben. 
Diefe Obliegenheiten find bereits näher erörtert und behan— 
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belt worden. In dieſer Vorausſetzung ift daher lediglich Dies 
fed aus dem Dienfivertrage zwifchen Herrn und Beamten 
entſte hende Verhältniß hier vor Augen genommen und zer— 
gliedert. | 

6. 337. i 


Es ift zwar alles dad, was die allgemeine Dienftbo: Nähere 
thenordnung indgemein vorfchreibt, auch in der Regel auf Arndeus 
die Wirthfhafts- und Hausbeamte anwendbar. Indeſſen !Ur% 
werden doch, um den ungetreuen, nachläfligen,, boshaften 
und ungehorfamen Beamten gemeſſene Schranken zu feßen 
in der eigenen Hausgenoffen» und Gefindordnung vom 25. 
Januar 1765, ſchon folgende Borfcriften feſtgeſetzet; nähmlich: 

1. daß kein Wirthſchaftsbeamter ohne Vorzeigung ei— 
nes Zeugniſſes von der Obrigkeit, wo er zuletzt gedienet hat, 
in Dienſt aufgenommen, 

2. daß dieſes Zeugniß ſo lange er im Dienſte dieſer 
neuen Obrigkeit ſteht, aufbewahret, 

3. daß einem dienſtloſen, unangeſeſſenen Beamten, wel- 
cher fich mit einem ordentlichen Zeugniffe der legten Herrfchaft, 
odet wenn ed ein Fremdling oder eine folche Perfon wäre, die 
das erfte Mahl in Dienft ginge, mit einem Zeugniffe der 
Obrigkeit ded Ortes, wo er zuletzt gedienet oder fich aufge, 
halten hat, nicht auszuweiſen vermag, unter der audgemefs 
fenen Strafe ein Aufenthalt nicht geftattet werde; 

4» daß Beamte aus den f. k. Erbländern, weldye bes 
reits anderwärts gedienet haben, zwar gegen Vorzeigung 
des Geleitöbriefed von dem Orte, wo foldhe herfommen, in 
Dienft aufgenommen werden dürfen, doch ſich binnen "vier 
Wochen von Zeit ded Dienftantritted nah Thunlichkeit mit 
einem Attefte von der leuten Herrſchaft der richtigen Entlafe 
fung halber legitimiren müflen ; | 

5. daß der Dienftvertrag zwifchen der Herrfchaft und 
den Beamten überhaupt von ihrem gegenfeitigen Webereins 
kommen abhänge, auch der Herrfchaft frey flehe, dem Be: 
amten eine Inftruction zu ertbeilen, denfelben in Pflicht zu 
nehmen und eine angemeffene Gaution zu fordern, und daß 
dort, wo keine gewiſſe Zeit bedungen iſt, ein ganzes Jahr 
Darunter verfianden werde, in fo fern nıdht dem Beamten 
etwas dienftmitriged ermweislicher Maßen zur Laft fällt, in 

welch letzterem Falle die Herrſchaft an feine Zeit gebunden iſt; 
—6. daß die Schuldigkeiten der Wirthſchaftsbeamten in 
genauer Bollziehung defien, wozu die herrſchaftlichen Ins 
- fiructionen anweifen , überhaupt in forgfältiger Anwendung 


Vo r⸗ 


ſchriften 
der Herr⸗ 


ſchaften. 
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aller Kräfte zur Beförderung de3j obrigfeitlichen Vortheiles 
und Nutend, dann Abwendung aller Nachtheile beſtehen; 

7. daß dieſe Beamte indbefondere dahin zu trachten 
haben, damit nebft der herrfchaftlihen Wirtbfchaft die ihnen 
untergebenen Untertbanen im aufrehten Stande 
erhalten, hiermit auch alle unnöthige ihren Herrſchaften 
felbft auch nachtheilige Strenge befeitiget werde, widrigens 
bey Wahrnehmung einer ſolchen ungerechten Bebrüdung ges 
gen einen folhen Beamten nebft der, Erfagleiftung auch fonft 
mit gefegmäßiger Strenge fürgegangen werden folle; 

8. daß die Beamten nicht nur ihrer Obliegenheit ge= 
horſam und treuli nachzukommen, ſondern auch ihren un= 
tergeorbneten Perfonal: und Dienftperfonen mit guter Aufs 
führung zum Benfpiele vorzugehen, am wenigften aber 
ihrer Obrigkeit mit Ungehorfam oder Widerfpenftigkeit zu 
begegnen haben; 

9 daß fie fi an ben ihnen anvertrauten Geldern als 
le8 Eingriffes zu enthalten haben‘ widrigens gegen fie nach 
Beſchaffenheit der Umflände auch criminaliter zu verfahren 
feyn würde; 

10. daßdort, wo mehrere Beamte find, foldhe nah Maß 
ihred Amtes die Subordination zu! beobachten und ihrer 
Pflicht gemäß der Obrigkeit allen Schaden anzuzeigen, fich 
aber hierbey aller fälfhlihen Angaben gegen ihre ‚Mitbeam- 
ten zu enthalten haben, | 

11. daß dem Wirthfchafrsbeamten jede Abforderung 
oder Annahme von Geſchenken, unter was immer für einem 
Borwande unterfagt ſey, daß fie auch von Scäfern und 
Beftandleuten, die feine Unterthanen find‘, ein Gefchenf 
nit annehmen auch mit den Echäfern u. dgl. feine Ein 
verfländniffe zum Nachtheil der Obrigkeit pflegen, noch ge« 
ftatten dürfen, wenn ſich Diefe oder andere.mit den Unters 
thanen anbauen oder gegen geringe Geldvorſchüſſe die un= 
terthänigen Gründe in Genuß nehmen wollen. 
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Auch für bie Herrfchaften beftehen binfichtlih Diefes 
Dienftverhältniffes nah obbemeldetem Patente befondere 
Vorſchriften im Folgenden; nähmlich: 

1. daß die Herrfichaften mit ihren Beamten befheiden 
zu verfahren, jie nicht zu Fränfen, den bedungenen Ges 
halt ohne rechtmäßiger Urfache nicht vurzuenthalten, und, 
wenn fie fih wohl verhalten, ihnen bey ihrem Audtritt aus 
dem Dienfte niht nur den ungehinderten Abzug, fondern 
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auch das verdiente Abfolutortum nebft dem fchriftlichen Zeug⸗ 

niß ihres Wohlverhaltend zu verabfolgen haben, widrigens 

ber Beamte auf dem Lande beym Kreisamte, in der Haupt: 

—* Prag aber bey dem Stadthauptmanne, Schutz ſuchen 
une; 

2. daß fich die Herrfchaft, wenn fi zwiſchen ihr und 
ihrem Beamten ein Widerfpruch ergibt, nicht felbft Recht 
verf&hafft, fondern derſelben von dem Kreisamte alle un» 
ae Gewaltthätigkeit eingeftellet, auch die fürwaltende 
Differenz zwiſchen Herrfchaft und Beamten, ſummariſch 
und fhleunig unterfucht werde; | 

3. daß, wenn eine Herrfchaft oder höhere Standes» 
perfon für fi oder Jemand anderen einen fündigen Bes 
amten zum Dienftwechfel aufredet, felbe das erite Mahl 
mit 50, dad zweyte Mahl mit 100 und dad dritte Mahl 
mit 150 Ducaten zu beftrafen, auch derjenige, der jich zu 
folher Unternehmung gebrauchen läßt, mit gleicher, fald 
er aber nicht vermögend , oder ein Bürgerdfohn oder ein 
Lakey if, nach ver Dienftbothenorbnungizu beftrafen fey- 
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In der Regel muß die Auffündigung des Dienftes von Auftüns 
einem in der Verrechnung ftehenden Beamten, fietd 4 Mo— . A N 
nathe, von denen aber, die in feiner Verrehnung ftehen, Res. | 
binnen 3 Monathen zuvor gemacht werden, wibrigens bie 
ohne Einwilligung ihrer Herrfchaft austretenden Beamten 
nicht allein in andere Dienfte nicht angenommen, fondern 
auch mittelft reisamtlicher oder obrigfeitlicher Aſſiſtenz wier 
der zurüdgefchafft werden follen, wo dann dem Herrn frey 
ſteht, entweder die noch übrige Zeit der Bedingung, fi 
umfonft dienen zu laffen-, oder falld er einen folchen nicht 
mebr in Dienft nehmen wollte, von dem verdienten Lohn 
fo viel, als auf die nicht beobachtete Auffündigungszeit aus— 
fält, zurüdzubehalten, und in die Armeninſtitutscaſſe ab- 
zugeben. 

So fern fih aber ein Beamter in derley Muthwillen 
öfterd betreten ließe, ift derfelbe überdieß dad zweyte Mahl 
mit 14tägigem Arrefte, und das dritte Mahl mit Werboppes 
lung desfelben zu beftrafen. 

Mit diefer Strafe find auch alle jene Beamte zu bes 
legen, welde ihrem Herrn! nachtheilige Bedingniffe abzus 
dringen fich beygehen ließen. | 


Lu 


Anwen» 
bung auf 


rn > ” auf die Hausofficiere, das ift, alle Haußofficianten, vom 
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All dasjenige, was bier von dem Ein- und Austritte, 
Auffündigung und Aufredung verordnet ift, fümmt auch 


Dienft, Serretär anfangend bis exclusive der Kammerlafeyen und 


leute. 


Rad dem 


Stubenmägde anzuwenden. 
$. 341. | 
Das bürgerliche Geſetzbuch enthält zwar im II. Theile, 


[78 


bürgerlir 26. Hauptftüd, $. 1163 die Vorfchrift hinfichtlih der ent» 


den Ge⸗ 
2 fegbude. 


Rad bem 


geltlihen Verträge über Dienftleiftungen, insbefondere auch 
für den Fall eined auddrüdlich oder flillfehweigend bedunge— 
nen Gehaltes u. tgl. R 

Indeſſen enthält der $. 1172 dieſes Geſetzbuches aus 
drüdlih: daß die Rechte und Pflichten zwifchen den Dienit= 
herren und dem Dienftgefinde in den befonderen darüber bes 
ſtehenden Vorfchriften enthalten feyen, woraus dann folgt, 
daß die Behandlung diefer Gefhäfte nach den politifchen 
oben erörterten Vorfchriften außer der richterlihen Sphäre 
liege. 


$. 342. 
Vermöge der Stabtgefindorbnung vom 1. Dec. 1782, 


Strafges fteht zwar jedem Dienftherrn frey, einem Dienftbothen einen 


fegbudg 


durch Untreue veranlaßten Rait» oder Caſſereſt, eigentlich 


Abgang nachzufehen, wenn er fi begnügt, demf:!ben ei— 
nen bloßen Kaitfchein, daß er an ihm nichts mehr fordern 
wolle, außszuftellen. 

Vermög des nachgefolgten Strafgeſetzbuches, find übri- 
gend Entfrembungen der Dienftleute an den Dienftherrn 
ohne Rüdficht auf den Betrag, weiterd die Vorenthaltung 
oder Zueignung eines vermög befonderen obrigfeitlihen Auf— 
trages anvertrauten Guted, bey einem Betrage von fünf 
ober mehr Gulden, die Zueignung oder Vorenthaltung aber, 
außer dem anvertranten-Gute von einem Betrage über 
50 Gulden ald Criminalverbrechen zu ‚behandeln, und ſich 
daher in diefen Fällen bey vorfommenden Beruntreuungen 
der Beamten lediglih nah den Vorſchriften dieſes inzwi- 
fhen in Wirkung getretenen Strafgefeges zu benehmen, Vid. 
= r 18 efegbucd I Theil, 22. Hauptflüd SS. 156, 
161,103. 
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I. Bon der Rebhnungslegung der obrigfeit- 
lichen Wirthſchaftsbeamten. | 


Die Art, wie eine Rechnung verfaßt werben folle (eine 
Rechnung, die der Herrfchaft oder Obrigkeit vorzulegen kömmt), 
liegt in der Regel in der Willkühr diefer Herrſchaft, welche 
über diefe Form nad ihrem Belieben die Inſtruction ertheis 
len fan, oder ed wird auch dieRechnung nach dem Landes⸗ 
gebrauch, und wie ed jever Rechnungsführer felbft Eundig 
ſeyn muß, verfaßt und gelegt. | 
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Bur beutlicheren Ueberficht wird ‚diefer Gegenftand in⸗Abthei⸗ 


zwey Abtheilungen behandelt; nähmlich: 
A. außergerihtlide Rebnungderle 
digung; und B . 
B.gerihtlide Rechnungserledigung 
oder Rehnungsproceß. | 


$. 345. 
A. Die außergerihtlihe Rechnungserledigung. 


L) 


Nah der angenommenen Formankiſchen wu. 


matik fol - 
4. die Rechnung klar verfaßt; 
* 2. bevor ſie abgegeben wird, mit anderen Aemtern com⸗ 
initet; 
3. die Empfangs- und Ausgabspoſten mit den erforder⸗ 
lichen Beylagen, Quittungen, Documenten belegt; 
4. die gewöhnlichen Rubriken beobachtet; 


foliret; 
6. von dem Rechnungdleger eigenhändig gefertiget, und 
7. fodann gegen Recepiffe abgegeben werben. 
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5. die Rechnungen zur Vermeidung alles Unterfchleifes: 


lung. 


# 


Hriften- 


Hierüber beftehen folgende ältere Anorbnungen und Zeitpunct 


Beobachtungen: 


er Red: 


1. die Rechnung muß in beflimmter, nähmlich der vor, ar A 


geſchriebenen Zeit erlegt werben; 


* 


266 


2. die Rechnung muß dort, wo die Rechnung obrig⸗ 
keitlicher Seits nicht halb⸗ oder vierteljährig ausdrüd- 
lich beſtimmt iſt, von jeden Beamten längſtens 6 Wochen 
nach Ablauf des Jahres abgegeben werden, um bad Zuſam⸗ 
mentreffen mehrerer Rechnungen zu befeitigen, über die fo» 
dann im legteren Falle die Beamten oder ihre Erben un- 
gleich fchwerer Red und Antwort geben Fönnten; 


3. wenn Rechnungen nicht in der beftimmten Zeit erlegt 
werden, und feine erhebliche Urfache eines Verzuges benges 
bracht werden kann, , fol ein anderer, jedoch kuͤrzerer Ter⸗ 
min mit Anfegung eined angemefjenen Pönfalled gegeben, 
bey Berftreihung diefer.Frift, ſolcher executive eingefrie- 
ben, und noch einmahl ein Termin mit boppelten Pön 
fa angefegt; wenn aber auch hierauf die Rechnung nicht 
erfolgt, mit Sequeflrirung ded Vermögens, auch nah Ums 
fänden mit Perfonalarreft fürgegangen werden. Vid. Ho f> 
becret vom 9. Jänner 17. 


$. 342. 


Ber Die Herrfchaft, Obrigkeit ift ſchuldig ‚ fobald der Bes 
pflich⸗ amte derfelben feine Rechnung übergeben hat, ihn nad ge 
tung der pflogener Genfurirung entweder davon loszufprechen, oder 
dert Die Mängel darüber, und zwar längftend binnen einem 
[haft 
nah Sabre vom Tage der abgegebenen Rechnung zukommen zu 
überges laffen, widrigend die Rechnung, den Errorcalculi ausge: 
bener nommen (bey welchen ber Regreß gegen den Beamten oder 


Rechnung. deffen Erben noch immer frey fteht), für richtig anzuerkennen. 
$. 348. 


Srühere Wenn dem rechnungslegenden Beamten daran geles 
Bemäng:gen ift, feine Rechnung früher ald in obbemeldetem Termine 
lung bemängelt zu erhalten, fo hat die Herrſchaft oder Bud: 
halter, dem die Rechnung zur Revifion zugeftellet- wird, 
diefelbe mit den Beylagen zu combiniren, deren Empfangd: 

und Ausgaböpoften gegen einander zu halten, ein Amt mit 

dem anderen audzugleichen, und dad Mangelbafte per puncta 

und articulos zu entwerfen, dabey aber ſich aller Berzös 
gerung,, Weitläufigkeiten und Anzüglichfeiten zu enthalten. 

" Hierbey find fich folgende Grundfäße gegenwärtig zu 
halten: 
1. daß der casus fortuitus dem Beamten nicht zur all 
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falle, wenn er nur bad gethan hat, was in einem folden 
Falle jeder andere erfahrne Wirth auch gethan haben würde; 


2. daß derjenige Beamte, welcher des anderen Vermö⸗ 
gen gegen feftgefeste Belohnung zu verwalten hat, für cul- 
pam levem, et levissimam zu haften habe. 

Es entfteht aber die Frage, welche Fahrläffigkeiten ei— 
gentlich ad culpam levissimam gehören; weßhalb angenoms 
men wird, daß dem Beamten folgende Fahrläffigkeiten zur 
Laft fommen; als: 

a. nicht in rechter Zeit anbauen; 

b. unreinen Samen audfäen; 

c. die Aecker nicht recht oder außer der Zeit beurbaren ; 

d. dad Getreide naß einführen oder aufdem Felde auds 
wachſen laffen; 

e. die Körner auf dem Schüttboden nicht umwerfen; 

f. die Schanfhäufer ohne Bier laffen; 

g. feinen Borrath an Malzrhaben, wodurd die Ges 
bräue in dad Stoden gerathen; 

h. den Wein im Keller nicht anfüllen, mithin ver 
derben ; 

i. die Maverhöfe an Vieh unbefest laſſen; | 

k. die Teiche nicht gehörig befegen, und im Winter 
‚ unordentlich oder gar nicht aufeifen ; 

l. die Wälder durch übermäßigen oder unordentlichen 
Holzſchlag ruiniren, und endlich 

m. die Schulden dergeftalt anwachfen laſſen, daß felbe 
nachher ſchwer oder gar nicht eingebracht werden können. 


$. 349. 


Es verfteht fich aber übrigens von felbft, daß dem rech⸗ 
nungslegenden Beamten auch diefe culpa nicht zur Laſt 
komme, wenn er der Obrigkeit über dad Mangelnde in ges 
höriger Zeit vorber die Anzeige gemacht, diefe aber keine 
Abhilfe verfchafft, mithin felbft zu dem verurfachten Sca- 
den Anlaß gegeben hat, ald 3. B. wenn auf feine Borftels 
lung die Herrfchaft die Gerfte zum Vorrathe des Malzed, 
dad Vieh zur Beſetzung der Mayerhöfe nicht beygefchafft, 
ober die Robot zu einer anderen Verrichtung verwendet 
hätte, hiermit die Fechfung in diefer nähmlichen Zeit nicht 
gut eingebracht werden konnte. In allen diefen Fällen, wenn 
felbe von dem Rechnungsleger erweislich gemacht werden, 


Art: 
nahme. 
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kann bem Beamten nicht die mindefte Schuld zur Laſt fal- 
len, und daher hierüber eine Bemänglung nicht Statt finden. 


$. 350. ‘ 


Außbs Eine Ausnahme hinfihtlich der Schulden findet dann 

nahme Statt, wenn der Beamte in Eintreibung der Binfurigen 

msn und ſieten Schuldigkeiten der Unterthanen feiner Seits dem 

Schulden. Fleiß angewendet, derfelben aber aud Unvermögenheit 
nicht habhaft werden fonnte. 


Menn der Beamte jedoch herrfchaftliche Effecten ohne 
obrigfeitlichem Wiffen an jemand verkauft, und den Betrag 
nicht eincaffiret hat, oder, wenn die VBeftandleute ihren Bes 
ftand nicht entrichten, und der Beamte dazu ſtillſchweiget, 
ben Rüdftand feiner Obrigkeit nicht anzeigt, fällt ſchon nach 
der Billigfeit die Erfagleiftung auf den fahrläfligen Beamten. 
| Anmerkung. Unter den Beftandleutenjfind auch die 
Schaffer begriffen, weil fie ebenfalld unter einem gewiſſen 
356 entweder im Gelde oder in Naturalien für das Vieh 

ehen. 

So viel dann die Reſte bey den Schänkern für ausge 
ſchenktes Bier und Wein betrifft, da liegt es gemeiniglid in der 
A berrfchaftlichen Beſtimmung, wie viel Faß oder Eimer einem 
Schänker zu creditiren feyn; wenn daher der Beamte dieled 
feſtgeſetzte Maß überfchreitet, fo verfteht es ſich, daß er dafür zu 
baften habe; außer einem ſolchen Ausſatze aber wird der Bes 
amte verantwortlich, wenn er einem Schänfer über zwev Faß 
Bier oder zwey Eimer Wein ohne obrigfeitliche Bewilli- 
gung creditiret. Es verfteht fich Übrigend aber auch von felbft, 
daß in allen diefen Fällen dem Beamten der Regreß wider 
den Käufer, Beftandmann, Schänfer oder Schuldner bes 
vor bleibe, und auch die Obrigkeit, fo weit fi deflen Ber: 
mögen erfiredt, dem Beamten alle Affiftenz zu leiften habe. 

Schlüßlich mahen die Beamten auch culpam suam, 
wenn; fie ihren Subordinirten nicht gehörig nachſehen, und 
bierdurch der Herrfchaft ein Schaden zugeht. 


$. 351. 


Reftjet: Wenn nun dieſe und bderley Fahrläffigkeiten ebörig " 
tel. ausgeſtellet find, wird von dem Revidenten der obrigfeitliche 
Reftzettel formirt, und dem Beamten zu feiner Beants 

wortung zugeftellet, überhaupt hat der Revident in Aus— 
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ftellung , als die Obrigkeit in der erfolgenden Beftätigung 
des Reftzetteld nach dem prudenti arbitrio, und guten Ges s 
wifjen zu verfahren, und jenes, was der Beamte zu feiner 
Entfhuldigung beybringt, zur Befeitigung aller weiterer 
Befchwerden wohl zu erwägen und alled Unrecht zu befeitigen. 


$. 352. 


Wenn fih nun der Beamte dem von der Obrigkeit zus Erfats 
legt beftätigten Reftzettel fügt, und den Erfag leiflet, fo leitung 
bat ihm auch die Obrigkeit dad Abfolutorium zu ertheilen, A 
und der Rechnungsleger ift für dieſe abgelegte Rechnung nicht j 
mehr verantwortlich. 

Wenn er ſich aber durch den Meftzettel dergeftalt be. 
fhwert findet, daß er im gerichtlichen Wege fein Recht zu 
ſuchen erachtet, fo hat er ſich nach den Vorfchriften, die weis 
ter unten ad B. erörtert werden, zu benehmen. 


$. 353, 
Es fteht der Herrfchaft, Obrigkeit, frey, ihren Beamten unterfus 
zu allen Zeiten zu unterfuchen. hung ber 
Dieſe Unterfuhung befteht darin: Beamten 


1. daß nad Beſchaffenheit der bey einer Herrſchaft bes 
findlichen Aemter entweder die Schlüffel von der Rentcaffe 
oder dem Schüttboden, Scheuern, Burggrafenamtögemwöls 
bern oder die Manuale, doch gegen Recognition, abgefordert, 
der Empfang mit der Ausgabe combiniret,, fo fort der Reſt, 
ob fich foldyer in der Caſſe vorfindig befinde, unterfucht und 
vorgezählet, | 

2. die Schulden liquidiret, und die angegebenen Schuld» 
ner vorgerufen, , 

3. der Beamte hierbey mit feiner Erläuterung hinlängs 
lich gehöret, und nichtö in feine? Abwefenheit dießfalls vors 
genommen, endlich 

— 4. demfelben die abgeforderten Schriften, Manuale, 
Journale nach beendigter Unterfuhung wieder zurüdgeftels 
let werden, widrigens derfelbe weitere Red und Antwort 
hierüber zu geben nicht fchuldig wäre. 


$. 354. 


Wenn fih nun au diefer Unterfuhung durch hinläng, Darftel: 
liche Proben ein Reft hinter den Beamten äußert, fo kömmt Tun ei» 


es darauf an,.ob berfelbe eine Gaution erlegt Habe oder nicht, 5 om er 
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und ob bie Gaution zur Bedeckung diefed Reſtes und Er- 
fagleiftung binreiche. 

Iſt diefe Gaution hinreichend, fo kann die Herrfchaft 

weber des Beamten Fahrniſſe in Beſchlag nehmen, noch 
weniger mit Arreft ggen ihn vorgehen, widrigend folche 
allen hierdurch dem Beamten zugegangenen Schaden und 
Unköſten fammt verlornen Nutzen zu erfegen hätte. 
‚. Sit derfelbe jedoch nicht cautioniret, oder nicht hinläng- 
lich cautioniret, fo ift die Herrfchaft, Obrigkeit, berechtiget, 
einftweilen deflen Effecte, welche jedoh im Beyſeyn des 
Beamten zu befhreiben find, in Befchlag zuü nehmen. 


$. 355. 


tiquibas Sobald ein Beamter abgefertiget wird, hat er die Li- 
tion. een zu formiren, und dabey zu beobachten: ob die 
iquidation mit dem Rechnungsreſte übereinflimme, worüber 
fodann ein Inſtrument zu verfaflen, und von beyden Beam> 
ten, nähmlich dem abtretenden und dem übernehmenden Bes 

amten zu unterfertigen kömmt. 


$. 356. 


\ 
Diepfäl Wenn fi) bey einer folchen Liquidation Anftände er 
Lige Bes geben, fo find folgende Beobachtungen vor Augen zu hal⸗ 
obadtunsten, nähmlich: 
sin 1. daß die Obrigkeit, oder der zur Liquidation Bevoll⸗ 
mächtigte diefen Anftand gleich entfcheide, behebe, die aus⸗ 
gewiefenen Schuldner vornehme und confrontire, hiermit die 
Sache dergefialt in dad Klare bringe, damit weder dem 
Schuldner etwad zur Ungebühr angefeget, noch auch dem 
Beamten ein Unrecht zugefüget werde; 

2. daß in dem Falle, ald der Schuldner die Schuld 
felbft in Abrede ftelt, und der abtretende Beamte auf feis 
nem Regifter, Manuale, befteht, bey größeren Schulden bie 
Partey, welche die Schuld oder Reft in Abrede ſtellt, ſich 
entweder durch Quittungen , Zeugen oder Eid über die be: 
zahlte Schuld ausweiſen folle; daß jedoch bey kleineren, den 
Betrag von zehn Gulden nicht überfleigenden Schulden, da 
hierüber gewöhnlich ordentliche Quittungen nicht audgeflels 
let zu werden pflegen, den Handregiftern der Beamten, wenn 
er felbe befhworen haben wird, Glauben beyzumeſſen fen; 

3. daß in dem Falle, als bey Vernehmung und Gone 
frontirung der Schuldner eine Schuld eingeflanden worden, 
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dießfalls an den abtretenden Beamten feine weitere Forde— 
rung gemacht werden könne, ed fey dann, daß nachher neue 
Snftrumente vorfommen, mithin die Schuld getilgt, und 
per errorem eingeftanden zu feyn, Far vor Augen läge, 
in welchem Falle der abgefertigte Beamte auch nad) erhals 
tenem Abfolutorium Ned und Antwort zu geben, und bey 
erhobener Richtigkeit der Schuld, den Erfag darüber zu leie 
ften hat. | 

$. 358. 


B. Die gerihtlihe Rehnungderledigung obdfer 
Rechnungsproceß. 


Es iſt zwar den Herrſchaften dad Recht eingeräumt, Red 
die Rechnungen ihrer Beamten (verfieht fih, in fo ferne nungs⸗ 
ſolche die Herrſchaft felbft, nicht aber andere Rechnungen, proceß. 
z. B. Recrutirungs- und derley Rechnungen betreffen) 
außergerichtlich zu bemängeln, und nad) der vorher bemeldes 
ten Formankiſchen Pragmatif ihre Reſtzettel zu 
formiren. ee 

Diefe Reftzettel haben jedoch keineswegs die Eigen- 
fchaft oder Wirkung eined Urtheiles, fondern es ſteht dem 
Beamten, der fich diefem Reftzettel nicht freywillig fügen‘ 
will, noch immer frey, die Herrfchaft zur Erweifung ber in 
dem KReftzettel einfommenden Forderungen, und zur gericht 
lihen Anbringung der Mängelpoften aufzufordern, und alfo 
den ordentliben Rechnungsproceß zu formiren. Vid. 
Hofdecret vom 2. Juny 1783. 

| $. 359. 

Diefe Aufforderung muß längftens 6 Monathe nach er- Zeitpunct 
haltenem Reftzettel bey des Rechnungslegers Perfonalinftanz, a 
dad ift, derjenigen, welcher er zur Zeit des erhaltenen Reſt- 5 or 
zetteld unterftand, ohne Rüdficht , ob er inzwifchen feine 
Wohnung oder Aufenthalt verändert hat, angebracht wer» 
den, widrigen® derfelbe mit folcher Aufforderung nicht mehr 
gehöret, fondern der ihm zugeftellte Reftzettel auf Anlan- 

. gen der Herrfchaft bey eben diefer Inftanz für richtig er» 
Fannt, und hierauf die Erecution ertheilet werden folle. Vid. 
Hofdecret vom 11. September und 29. Dct. 1784- 


$. 360. 
Inſtan⸗ 


Wenn ſich der rechnungslegende Beamte zur Zeit des 
erhaltenen herrſchaftlichen Reſtzettels noch ——— An⸗ 
*8* | 
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ftellungsorte, oder doch in der Berichtöbarkeit feiner Herr 
fhaft befindet, fo Fann die Aufforderung nicht bey dem obs 
rigfeitlichen Juſtizamte, zu welchem derfelbenach feinem Auf: 
enthalte gehört, noch bey dem etwa beftehenden delegirten 
Magiftratualgerichte eingebracht, fondern folhe muß dann 
bey dem nächſten unbefangenen Ortögerichte angebracht wers 
den, weil bier der Fall eintritt, wo der Gerichtöinhaber von 
einer in feinem Bezirke befindlichen Partey aufgefordert wird, 
folglich auch die Aufforderung bey ihm felbft nicht Statt fin 
den Fann. Vid. Hofdecret vom 17. Dttober 1791 und 
16. Februar 1792. 

Wenn fich aber ver Beamte zur befagten Zeit nicht mehr 
unter ver Gerichtöbarfeit der Herrfchaft befände, oder wenn 
derfelbe adelich wäre, fo gehört die Aufforderung im erften 
Falle vor die Perfonalinftanz des Auffordererd , Im zwepten 
Falle vor das Landrecht. 


$. 361. 


Beite Nach der allgemeinen Gerichtdorbnung $. 100 ſteht ed 
punct dem Rechnungsleger auch frey, ohne ed auf Ten berrfcaft: 
Ki ee lichen Reftzettel anfommen zu laflen, feine Rechnung ſogleich 
— Ge. Ju Gericht zu erlegen, welches der Herrſchaft eine angemeſ⸗— 
rihtsord, Jene Zrift zur Genehmhaltung oder Bemänglung zu beftim: 
nung.. men, und beyde Theile hierüber vorher zu vernehmen bat. 
Diefe hier vorgefchriebene Einvernehmung bat allenfalls aud 

fchriftlich, eigentlich aber durd) Anordnung einer Zagfagung 

zu gefchehen. Vid. Hofdecret vom 15. Jänner 1787. 

Zur Bemänglung der Rechnung fann übrigens, fo wie 

zur Erflattung einer Einrede eine Friftverlängerung ange— 

ſucht werben. Vid. Hofdecret vom 13. Jänner 1786. 


§. 302. 


Fargang Der eigentliche Rechnungsproceß beginnt mit Einbrin— 
u. un gung der Rebnungsbemänglungen, welde die Stele 
Celle der Klage vertreten. _ 

Der Herrfchaft liegt hierbey ob, jede Mängelspoft un: 
ter fortlaufenden Nummern befonderd aufzuführen, und bev 
jedem genau anzumerken, aus was für einem Grunde der 
Mange: geftellet werde. Vid. allgemeine Gerichtsord— 
nung |. 102. | 

Jede Mangelöpoft ift daher aldeine befondere Klage an- 
zuſehen, weßhalb jened, was von Anführung des Factums, 
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dem Rechtögrunde und dem Schlußbegehren der Klage ver- 
ordnet ift, auch hier zu beobachten ift. 

Auf die Mängel wird von dem Rechnungsleger anftatt 
der ſonſt gewöhnlichen Einrede durch fogenannte Erläute- 
rungen geantwortet, und dann flatt der Replif und Du— 
plik durch weitere Superbemänglung, oder Super: 
erläuterung verfahren. Vid. allgemeine Gerichts— 
ordnung. (. 103. 

Die vorher gewöhnlich gewefene Abforberung der buch— 
balterifhen Sentimente in Rechnungsproceſſen hat nicht mehr 
Statt, und ift fi bloß, foweit bey Rechnungen etwa der 
Fal eined Beweiſes durch Kunftverftändige eintritt, nad) 
Vorſchrift der allgemeinen Gerichtdordnung zu benehmen. 
Uebrigens ift wegen Srifterfiredungen, Wiedereinfegung in den 
vorigen Stand, Schöpfung des Urtheiled, Führung der Ere- 
cution u. dgl., wie bey jedem anderen Proceffe, jedoch aud) 
felbft auf dem Lande nur fchriftlich zu verfahren. Vid. Hof» 
decret vom 28. May 1783 und 19. November 1784, 


$. 303. 


Wenn nun die Obrigkeit über die ihr zugeftellte Rech— 
nung in der beflimmten Frift Feine Mängel einbringt, kann 
der Rechnungdleger wie in anderen Fällen um die Inrotu: 
lirung der Acten anſuchen, bey felben feine Rechnung ein- 
legen, und die Bitte ftellen, feineRehnung für genehmiget zu 
erflären. Vid. allgemeine Gerichtsordnung $. 101, 
und Hofdecret vom 15. Jänner 1787. 

Wenn die Obrigkeit über die Neftzettel Feine Mängel 
eingebracht hätte, fo ift bey der Inrotulirung der Reftzettel 
einzulegen, und dem Inrotulirungsgeſuche die Bitte beyzu— 
fügen, damit der Herrfchaft hinfichtlich der in ſolchem ein» 
kommenden Rechnungsbemänglung dad ewige Stillfhwei: 
gen auferleget werde. Vid. allgemeine Gerichtsord— 
nung. $$. 71 und 101. | 

Sn den weiteren Gontumacirungdfällen Über die Erläu 
terungen und ferneren Mängel wird nach der auf Anlangen 
des Gegentheiles gefchehenen Inrotulirung, wie in anderen 
Contumacirungdfällen,, das ift, immer über dad, was be- 
reitd verhandelt ift, nach den Rechten erkannt. Vid. allges 
meine Gerihtdordnung. $$-36, 46, * 

1 


” 
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IV. Bon der Inftruction bey Erhebung der 
Heuer, Wetter und Wafferfhäden. 


Inftruction. 


Nach welcher der Wirthſchaftsbeamte und Eontributions- 
vorfteher die Feuer-, Wetter: und Waflerfhäden aufzuneh» 
men und zu liquidiren hat. Vid. BWerordnung vom 22. 
December 1700. 

Diefe Infiruction enthält im Wefentlihen Folgendes: 

Wenn ein Feuer, Wetter: oder Wafferfhaden 
dad Dominium, Gut oder Stadt betrifft, fo hat inden Städten 
der Gontributions:Borfteher mit den Beſchädigten, auf dem 
Lande der Richter mit dem Gefchwornen, den Schaden wohl» 
bedächtlich zu befichtigen, und dem Wirthſchaftsbeamten ans 
zuzeigen, der Wirtbfchaftöbeamte aber ſolchen glei den 
Tag darauf mit Zuziehung der Beſchädigten, in wie weit 
ſich der angezeigte Schaden erftredt, vorläufig in Augen: 
fhein zu nehmen, und dann dem fönigl. Kreisamte mit Ber: 
zeihniß der betreffenden Ortfchaften fummariter anzuzeigen, 
nachgehends die Beflimmung desjenigen Tages, an weldem 
befagter Schaden von dem königl. Kreisamtscommiffär befich- 
tiget und unterſucht werden foll, abzuwarten. 

In der Zwifchenzeit hat der Wirtbfchaftöbeamte und 
Gontributiondvorfteher den vorläufig befichfigten Schaden 
von Ort zu Ort, und die befchädigten Felder von Stüd zu 
Stüd verläßlih aufzunehmen, und in die Beſchädigungs Li⸗ 
quidation einzuziehen, befagte Liquidation aber dreyfac zu 
verfertigen, und folche dem Kreiscommifläre bey feiner Ankunft 
vorzulegen, " 

Da es dreyerley Gattungen von befonderen Befhädis 
gungen geben kann, nähmlih: Feuerfhaden, Wet 
terfhaden und Waſſerſchaden, und bey jebem derfels 
ben eine andere Benehmung eintritt, jo wird auch von jedem 
inöbefondere gehandelt. 


I. Feuerſchaden. 


Hierüber wurden folgende Borfchriften ertheilet; nähmlich: 


„i. daß in Dörfern lediglich des Grundwirthes Wohn; 
gebäude, deſſen Stalung, die Scheuer ohne, oder aber mit 
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Berluft der ganzen 4 oder '% Fechfung,, dann der jährli- 
he Steuerbetrag von den befigenden fteuerbaren Feldern , 
Wieſen, Obfl: und Weingärten,, dann Wäldern, Mühlen 
und Zeichen nach der Dominical: Subrepartition, wie auch 
das verbrannte Horn, Zucht» und Zugvieh, nebft in den 
Dörfern hin und her claflificirten, mithin fteuerbaren Cha; 
luppnern und Ficticianten mit Benennung, ob biefe Gebäude 
überhaupt, oder aber nur zum Theil abgebrannt, oder um 
dem Feuer Einhalt zu thun, nur abgededet wurden, nad) 
dem Schema A. zu liquidiren, keineswegs aber die auf dem 
Steuergrunde angebauten fogenannten Audgeding oder auf 
dem Gemeind- , dann Obrigkeit: und Kirchengrund ſtehen⸗ 
den nicht fteuerbaren Häufeln und Baraken, fo wie aud 
allerley Kleidung, Haudgeräthe, Obſtbäume, dann auf Han- 
del und Wandel vorräthiges Leder» und Fellwerk, nicht 
minder allerley Kaufmanndwaaren und derley nicht fteuerba: 
ren Entia in die vorbemeldete Liquidation einzuziehen, dahin: 
gegen aber der Feuerſchaden von Haus zu Haus, und von 
Gebäude zu Gebäude genau zu unterfuhen, und der vor: 
gefallene Schaden im Geldbetrage abgefchhägter Maßen in 
der obgedachten Liquidation vorzumerken fey ; 

2. daß in den Städten feine anderen , ald lediglich die 
catafirirten und claflificirten, dann bräuverechtigten und 
andere wirklich fteuerbare Häufer fowohl in der Stadt als 
auch Vorſtadt, wie au behaufte und unbehaufte Fictician- 
ten , nicht minder die Stallung und die Scheuer ohne oder 
aber mit. Verluſt der ganzen, %, oder Fechſung nebſt 
dem verbrannten Zug: und Zuchtvieh, außerdem aber weder 
ein andered Vieh, noch andere nicht fleuerbar Entia nad 
dem Schema B. zu liquidiren, zugleich aber auch der jähr- 
lihe Steuerbetrag von den befißgenden, fleuerbaren Realitä- 
ten, wie bey den Dörfern, nach der Dominical- Subrepar- 
tition fomohl, ald der zu Geld gefchägte Schaden in ber 
dießfälligen Liquidation audzufegen, und im Uebrigen der Feu: 
erſchaden ‘fo wie bereitö oben angemerft wurde, genau zu 
unterfuchen , außer dem aber bey den Städten annoch Fol- 
er zu beobachten fey, daß wenn z. B. ein fläbtifcher 

rundbefiger nebft feinem Haufe in der Stabt zugleich aud) 
eine Wirthfchaft oder fonft ein Wohngebäude in der Bor: 
ftadt befigen, und bey vorfallender Feuersbrunſt dasſelbe ver» 
lieren , jened aber in der Stadt erhalten, oder fich fonft das 
Begentheil ereignen follte, in diefem Falle dann der Steuer: 
betrag nach der Dominical= Subrepartition nurvon ben vers 
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tufligten Gebäuden audzufegen , keineswegs aber von jenen, 
welche nicht beſchädiget wurden, mit darunter einzubeziehen 
fey ; endlich 

3. daß in der Beihädigungd » Liquidation fowohl bey 
Städten ald Gütern , jedesmahl der Nahme de alten Be: 
figerd nach der Eataftralrolle vom Jahre 1748 und 1757, 
als auc ded jekigen Beſitzers und fo auch aller jener Con⸗ 
tribuenten; dienachder Dominical» Subrepartition zu contris 
buiren fchuldig find, und auch wirflich contribuiren, bey er- 
littenem Feuerſchaden einzubezichen fey. 


I. Wetterfhaden. 


Dießfalls find folgende Vorfchriften ertheilet worden; 
nähmlich; u 

1. daß nur allein die fleuerbaren,, mit Winter und 
alleriey Sommergetreide angebauten Felder oder Acker, 
Stüd vor Stück und nominetenus nad) der individuell abge 
faßten Felder: and Realitäteubefchreibung und zwar dieader- 
‚baren Felder für fid,.allein, und die Zrifh , dann Verwüſte 
und Weingärten, wenn diefe au in der Bwifchenzeit zu 
aderbaren Feldern gemacht worden wären, jedoch qua tales, 
fowohl nad der:catajirirten und neuerdings erhobenen Sn: 
dividual-Ausſaat, als auch, wieviel davon von Schauer: 
und Hagelmetter vernichtet worden, specifice und nach dem 
Schema &. mit Benennung tes alten Befigerd vom Jahre 
1748 u. 1757 und auch des jetzigen Grundbefigers zu Liquidiren, 
daß die berrfchaftlihen Kirchen: und Spital-, dann entweder 
gegen einen beftinımten Zins oder'aber andere Schuldigkeiten 
genießende , oder erblidy an fich gebrachte Dominicalgründe 
aber nie in die vorbefagte Liquidation, einzubeziehen ſeyen, 
fondern bloß nur jene, welche. wirflih fteuerbar find, und 
vermög Dominical = Subrepartition verfteuert werden ; 


2. daß nur jener Wetterfhaden, wo die Feldfrüchte 
durch das Hagel: und Schauerwetter fo vernichtet find, daß 
weder deren. Erholung nach erfolgten fruchtbaren Regen, 
noch fonft ein Nachwachs mehr zu hoffen ift, ald ein Wet: 
terfchlag anzufehen, folglich die fonach vernichteten Feld: 
früchte nach der eigentlichen Beſchädigung, ald ganz, halb 
oder zum ‚dritten Theil der individuell fpecificitten Ausfaat 
nad) zu liquidiren, jene angebauten Kelder aber, welche zeit: 
Eh im Frühjahre durch Schauerwetter betroffen und diefe 
noch der Hand eingeadert und eritweder mit Sommergetreide 
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wieder angebauet, oder aber mit Kraut und Rüben angepflan- 
jet werden, in die lehte Claffe der Wetterſchäden zu ‚liquis 
diren fey; 

3. daß daher zu diefem Ende die im flachen Lande 
vorfallenden Wetterfhäden auch bey der beften Witterung 
nicht cher, ald nad Ende ded Monathed May und im Ge- 
birge nad) halbem Juny , wenn auch die Beichädigung des 
Metterd zeitlich im April oder May geſchehen wäre, und 
zwar jedesmahl drey Mochen fpäter,, ald der Schaden vor: 
gefallen, unterſucht, jene Schäden aber, welche kurz vor, 
vier fhon im Schnitte vorfallen, fogleih und ohne Verzug 
erhoben, und vorfchriftmäßig liquidiret, die Brachfeiten aber 
mit den angebauten Feldern keineswegs wermifchet werben. 


III. Wafferfhäpden. 


Hinfichtlich der Waſſerſchäden find folgende Vorſchrif— 
ten ertheilet worden, nähmlich: 

1. daß die fowohl mit Winter: ald Sommerfrüchten 
angerauten Felder, dann bewachſene Wiefen, fo wie bey 
MWettirfehäden specifice und mit Benennung eines jeden 
Stücks nah dem erhobenen Individual» Realitätenaudweis 
der haltenden Ausfaat,, und die Wiefen den Fuhren nach, 
und zuar eine jede Gattung der Realitäten für fih, wenn 
auch mittlerweile einige Wiefen oder Weingärten aufgeadert 
worden vären, jedoch immerhin ald Wiefen- und Weingär: 
ten aufzunehmen , und nach Geftalt der Befchädigung zu li: 
quidiren, folglich, wenn bad bald abzumähende, oder fchon 
wirflid abgemähte Heu in Verluſt gerathen , oder aber die 
Wieſen fowohl, ald auch die vorbemelbeten Gründe und Reas 
Vitäten mit Sand, Schotter und Stein verführet, und fo 
überfdwemmet wären, daß diefe 3. B. ellenhoch, mehr und 
weriger verführt, und fo auch tief bin und her zerriflen, 
durch Anwendung der menfhenmöglihen Mühe aber jedoch 
wieter nußbar gemacht werden könnten, als überſchwemmte 
und verführte Gründe zu erheben, doch aber niemahl mehr, 
ald nur fo viel, was der Ausdfaat, und die Wieſen den Fuh⸗ 
ren nad überſchwemmet und verführet worden, nach dem 
. Schema D. zu Mquidiren, und auf folhe Art, wenn ber 

Beſchädigte dad. Heu verloren, demſelben respectu feines 
in der Rolle, und dermahl in dem Realitätenaudweid aud« 
gelegten Wiedwachfes */, Fuber, respectu bed zernichteten 
Giummets aber %/, zum Liquidiren zu beziehen, jene von ges 
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ringerer Beträchtlichkeit und feichten Riten hin und ber be- 
fhädigten, dann ab» und audgewafchenen , folglich ohne be— 
trächtlihem Aufivande zu reparirenden, dann die etwa aus 
Schuld der Obrigkeit durdy Audtretung ihrer Teiche befchä- 
digten Gründe, fo wie aud die im Frühjahre nur mit blos 
fen Schleim überſchwemmten Wiefen, gleihwie jene Gründe, 
- welche weniger ald ein Stridy Ausdfaat betragen, wederzu uns 
terfuchen, noch zu liquidiren, vielweniger aber die vom Wet: 
terfchlag betroffenen, und bafelbft ſchon liquidirten Gründe 
zugleich auch unter die Waſſerſchäden zu beziehen feyen. . 

2. Daß hingegen die völlig verführten und zerriflenen, danı 
aus dem immerwährenden Nutzungsſtand gefesten, folglid 
dergeftalt zernichteten bebauten, und bradhliegenden Grünte, 
wenn folche mit leidentlihem Aufwand nicht mehr zugeridyet 
und nutzbar gemacht, ja auch von niemand Anderem in ver 
Gemeinde gegen Entrichtung der bloßen Gontribution arge- 
nommen werden wollten, unmittelbar als unherftellige Gründe 
nah dem vorgefchriebenen Schema D. doch aber eine jede 
Gattung derley unberftelliger Gründe specifice, und nad 
dem erhobenen individuellen Realitätenausweis nahmertlidy, 
und nicht mehr, ald nurnad den befchädigten Zheilen ver Aus: 
faat und des Wieswachfes den Fuhren nad, dann bleß nur 
diejenigen Gründe, welche vom Jahre 1775 ſonach aufzu> 
nehmen im Kande publiciret, auch nur bey jenen Contibuen⸗ 
ten, welche über dad wirklich zu veriteuern habend; quan- 
tum rollicam nicht einen Ueberſchuß oder superplusan Feld: 
bau genießen, keineswegs aber diejenigen , die de: Gontri> 
buent der Entlegenheit, oder aber einer geringeren Nutzung 
wegen, liegen laffen wollte, zu erheben und zu liquidiren 
fenen, vorzüglich aber der Liquidations » Berfafler und Eon: 
tributions⸗ Vorſteher darauf zu fehen habe, daß diejenigen 
Gründe, welche fhon als unberftellig Durchliquidiret wären, 
nicht etwa auch unter die durch wetter» und waflerbekbä- 
digten einbezogen , und fomit zweyfach zur Vergütung ges 
bracht würden. 

3. Daß nebft vorgängigem Schaden auch die beſchidig— 
ten Gebäude, nähmlih: dad Wohnhaus, die Stal; 
lung, die Scheuer und die ffeuerbare Mühle, je 
doch nur damahls ald unterſchwemmte Gebäude zu liquidiren 
feyen, wenn eined oder mehrere davon dergeftalt unterwaſchen 
und uͤberſchwemmet wären, daß deren eine ganze Wanpfeite 
oder mehrere abgewagt, und entweder um ein merflides 
gefunfen oder gar eingefallen, dad Dachwerk aber ſtehen ge: 
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blieben , oder wenn befagte Gebäude von Holz waren, und 
das Waller die Wandbäume oder einen Pfeil davon audge- 
hoben , und dad Fundament abgewagt hätte, allemahl als 
unterfhwemmte Gebäude zu liquidiren, ba hingegen aber 
ald umgeflürgte und hinweggeriffene Gebäude 
dazumahl qua tales zu liquidiren feyen, warın entweder das 
Stod: und zugleich aud dad Dachwerk gefunfen, und auf 
den Haufen zufammengefallen, oder aber das ganze Gebäude 
oder nur zum Theil von feinem vorigen Drt und Grunbdftelle 
gewichen, und hinweggetragen worden wäre; jene Mauern 
und Bäune aber, mit welchen die Gärten und Häufer um- 
fchräntet find, fo wie auch jene Gebäude, in welche das 
Wafler etwa nur ein Loch, Ritz oder fonft eine Deffnung ge: 
macht, dann zum heil untergewagt und nur fo befchädiget 
hätte, daß die Wandfeiten weder gefunfen, nod eingefallen 
wären, derley geringe Schäden weder zu unterfuchen,, noch 
zu liquidiren feyen. 

4. Daß in dem Falle, als in einem Jahre ein. Gontri: 
buent mehr als einmahl befchädiget würde, und derfelbe dad 
erfte Mahl 3. B. einen Feuer: oder Wetterfchaden, kurz dar: 
auf aber auch einen Wafferfchaden erlitten hätte, und diefer 
zuerft erlittene Schaden vorfchriftmäßig erhoben, liquidiret 
und an die Behörde eingefendet worden wäre, der Wirth: 
fhaftsbeamte und Eontributiondvorfteher jedesmahl die Bat; 
tung des fchon ehedem erlittenen und liquidirten Schadens 
auf der zweoten, und den zum zweyten Mahle erlittenen 
Schaden auf der dritten Liquidation a tergo, und auf dem 
eriten Blatt diefer Liquidation, dann mit nahmentlicher Be— 
nennung des Befhädigten deutlich anzumerken, und mit 
diefen Worten zu benennen haben: Diefer Befhädigte, 
Nahmens N. aus dem Dorfe N. oder Stadt N. 
ift auch [bon unterm Dato N. vom Feuer oder 
MWetterim 3 betroffen und deſſen erlittener 
Schaden gebörig unterfuht, liquidirt, dann 
die dbießfällige Liquidation dben.... an Be: 
hörde eingefhidet worden. 

5. Daß der Wirthfchaftsbeamte, Stadt: oder Contri— 
butiondvorfteher die Gelegenheit, um ben Freisämtlichen Un- 
terfuhungscommiffär bev einlangender kreisämtlicher Inti- 
matton auf den beflimmten Bifitationstag fhiden, und nad 
verrichtetem Gefchäfte denfelben auch wieder zurüd beför- 
dern, für feine Mühe und Arbeit aber ihm um fo weniger 
etwas an Speis oder Trank, außer gegen baare Bezahlung, 
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noch weniger aber an Gelb etwas abreihen folle, als der— 
felbe überhaupt, und aus der f. Bonificationdcaffe befoldet 
ift; daß weiters der . Kreiscommiflär die von dem Gontribus 
tiond«WVorfteher vorläufig dreyfach abgefaßte Befhädigungs> 
Liquidation, wenn er diefe vorbinein vorfchriftmäßig unters 
ſuchet, und in allen Stüden richtig befunden hat, ausge— 
meffener Maßen unterfertigen und befiegeln , fofort aber 
hiervon ein Exemplar den Wirthfchaftsbeamten zurüdlaffen, 
die anderen zwey Eremplare aber von dem Wirthſchaftsbe— 
amten und Gontributiond-Vorfteher, dann dem Richter und 
Geſchwornen unterfertigt abfordern, und folche dem f. Kreis: 
amte ſogleich behändigen , oder demfelben ungefäumt ein: 
ſchicken muß. Kerner, daß die von geringerer Beträchtlich— 
feit fich ergebende Schäden, wo ber Realitätenbefig des Be— 
fhädigten nicht 3 Striche überſteigt, und der jährliche Con— 
tributiondbetrag weniger als ſechs Gulden ausmacht, von 
dem Wirthſchaftsbeamten felbft, ohne dem Kreiscommiſſär 
zu erheben, umd die dießfällige Liquidation bey demf. Kreis— 
amte einzubringen ſeye; weiterd, daß die durch Feindes— 
verheerung mie immer befchädigten Gründe, abgebrannte 
Gebäude niemahls unter die obbemeldten Schäden zu zäh— 
len, und daher auch nicht zur Vergütung aus dem Boni: 
ficationg: Fond geeignet ſeyen; weiters, daß der Wirthſchafts— 
beamte, da den Beſchädigten die Bonification individua- 
liter angewiefen , und bey der Kreidcaffe ausbezahlet wird, 
derley durch das k. Kreisamt im Kreis publicirt, Die Bonifica> 
tiondsAnweifung jedesinahl beym nächften Amtötage den be— 
treffenden Ortichhaften Fund zu machen, dagegen aber vie ans 
gewiefene Vergütung niemahl felbft oder allein, fondern ale 
lemahl, und nicht anders, ald von größeren Dominien in 
Gegenwart zweyer, und in den Eleineren Ortfchaften in Gegen 
wart ded Richters, und am füglüchften zur Abfuhrzeit bey 
der Kreiscaffe gegen ungeftämpelte, und von dem Beamten 
fowohl , als dem Richter mitunterfertigte Quittung bar zu 
erheben , dann den Befchädigten unverzüglich nach der In: 
dividual- Anmweifung auf der Amtskanzley in Gegenwart der 
vorbemeldten Richter bar einzuhändigen, fofort.aber befagte 
Vergütung zu diefem Ende einem jeden Beſchädigten in fein 
Steuerbücel einzutragen habe, damit eined Theiles derſelbe 
in Abficht auf die quittirte Vergütung bededt fen, und an: 
deren Theils das — Kreisamt den eigentlichen Betrag der 
erhaltenen Vergütung allemahl erſehen könne; endlich, daß 
der Wirthſchaftsbeamte oder Eontributiond-Schreiber, wenn 
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er in Erhebung derley Schäden vorſchriftwidrig parteylich 
oder "eigennügig vorgehen, und die dießfällige Liquidation 
entweder aus Gunft oder Abrieigung gegen den Gontribuen-- 

ten übertreiben, und zur Verkürzung des Vergũtungsfon⸗ 5 
des abfallen würde, von dem Kreisamte das erſte Madl mit 
einem empfindlichen Arreft zu beftrafen, das zweyte Mahl 
defien ganzjährige Befoldüng, die er aus der Eontributiond: 
Gafie bezieht, zu letzterer einbezogen, und dad dritte Mahl 
dem: f. Eandeögubernium anzumeifen imäre, damit derfelbe 
bienftunfähig erfläret werde. | 


N. Kreit, Lit. A. Oerrſchaſt oder Gut N. 
| Feuerſchaden-Liquidation 
Zalwerdgen der auf obigen M Mben‘, orgefauen⸗ und: ben. , „18... Don den Innenbenannten, per ſönlich 
unterfuhte und nad dem wahren Befund erhobene Feuerſchaden verfriftmäßig beſchrieben und liquidiret wird, 
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XIII. Hauptſtück. 


Von dem Finanzpatente vom 20. Hornung 1811 
in Beziehung auf den Unterthan. 


6. 365. 


Das fi: D.s unterm 20. Hornung 1811 erlaffene und unterm 15. 
nanzpa: März deöfelben Jahres allgemein kundgemachte Finanjpas 
tent. tent enthält auch in Beziehung auf den Unterthan, fein 
Vermögen und feine Schuldigfeiten ſolche wefentliche An» 
ordnungen, daß eine nähere Andeutung und Erörterung 
diefer fo wichtigen allerhöchſten Operation allerdings nicht 
unwillfommen feyn wird. 
$. 366. 


Inhalt. Der $. 1 dieſes Patentes enthält: daß die Wienerban⸗ 
cozettel nur bis legten Sänner 1812 in Umlauf zu bleiben 
haben. 

Hieraud folgt aber nicht, daß fie auch bis dapin in 
ihrem biöherigen Nennmwerthe in der Girculation zu verbleis 
ben hatten , wie fich diefed aus Nachſtehendem barftellte. 

Der $. 2 enthält: daß dieſe Bancozettel bis letzten 
Sänner 1812 nurnad dem fünften Theil ibred Nennwerthes 
mit Einlöſungsſcheinen ausgewechſelt werden, 

Ein Bancozettel mit Einem Gulden warb daher auf eis 
nen Einlöfungsfchein von zwölf Kreuzer reducirt. 

Der $. 3 enthält: daß vom 15. März an (der Tag der 
Kundmachung diefed Patentes) diefe Bancozettel gegen Ein: 
Iöfungöfheine und Conventiond » Münze auf 
den fünften Theil ihres Nennwerthed beflimmt werden , und 
nur in dieſem herabgefegten Betrage bey allen öffentli» 
lihen Caffen und bey Privaten bis Ende Jänner 1812 un: 
weigerlich anzunehmen feyen. 

Hieraus folgt von felbft, daß nach diefem Zermin we⸗ 
der eine Öffentliche Eaffe einen foldhen Bancozettel als Ab- 
fuhr unter wad immer für einen Zitel annehmen burfte, 
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fo wenig auch ein Privat verhalten werden konnte, eine wie 
immer geartete Zahlung hieran anzunehmen. —* 


Der $. 4 enthält: daß mit 31. Jänner 1812 die Wie— 
nerbancozettel ganz außer Curs gefeßt werden, alle biöhe- 
rige Auswechslung aufzuhören habe und daß nur die Ein— 
löfungsfdeine als das einzige Papiergeld in den öfter: 
reihifhen Erbländern anzuerkennen feven und zu gelten haben. 

Der $. 5 enthält: daß an Einlöfungsfcheinen nicht mehr 
in Umlauf gefegt werde, ald zur Einwechslung der Bancos 
ee dem fünften Theil ihres Nennwerthes erforderz . 
lich ift. | er * 

Die Summe der Einlöſungsſcheine wird ſich hierdurch 
nicht höher als auf 212,159,750 Gulden belaufen. 2. 

Der $. 6 enthält: daß auch diefe Summe des Papier 
gelded nach und nach vermindert , folche unter die Garan— 
tie der Erbftaaten gefeßet „ und die näheren Beflimmungen 
über Gründung des Amortifationdfondes ut: dgl. befannt ges 
macht werde, endlich daß der von dem Verkaufe der geiftlichen 
Güter eingehende Kauffhiling zur Tilgung des: Papiergels 
des beftimmt ſey. ee Dr a 

Der $. 7 enthält: daß der vereinigten Einlöfungs« un 
Zilgungsdeputation ausſchließend die Fabrication und- die 
Auswechslung der Einlöfungsfcheine- Übertragen! ſey, und 
felbe außer den zur Einziehung der Bancozettel- erforderlis 
Ken Summen feine neuen Einlöfungsfebeine ausgeben dürfe, 

Der $. 8 enthält, daß vom 15. März 1811 angefan⸗ 
gen die Einlöſungsſcheine nach ihrem vollen Nennwerthé, 
und bis legten Jänner 181% die Bancozettel nach dem fünfs 
ten Theile ihres Nennwerthes ald Wiener - Währung‘, und 
einzige Valuta für das Inland zu gelten haben. 4 

Der $. 9 enthält: daß vom 15. März 1811 angefangen; 
alle Gontracte zwifchen den öfterreichifhen Unterthanen, in 
fo ferne fie fih nicht etwa auf das Ausland beziehen, in der. 
im obigen $. 8 auögedrüdten Wiener - Währung abgefchlof: 
fen werden müffen, und alle feit dem 15. März 1811 Auf 
eine andere Art abgeſchloſſenen Contracte ungiltig feyen; daß 
jedoch eine Ausnahme bey Darleihen in dem Falle ein: 
trete, wenn dad Darleihen in einer befonderen beflimmten - 
Münzforte gemacht, und ſich die Rückzahlung in diefer Münze 
audbedungen wurde. | 

Hieraus folgt, daß alle andern auf Geld feit dem 15. 
März 1811 abgeſchloſſenen Gontracte, wenn nicht ausprüds 
ig! — Münzſorte z. B. in Zwanzigkreuzerſtücken den Gul⸗ 

19 
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den zu 60 Kreuzer gerechnet u. dgl. beftimmt wurde, bort= 
mahls nur Einlöfungsfcheine darunter verflanden wurden. 

Der $. 10 enthält: daß die Anordnung des vorherge— 
benden $. 9 auf jene Verträge, wodurd ein Darleihen, oder 
eine Waare aus dem Auslande bejogen, oder in das 
Ausland gefendet. wird, feinen Bezug nehme, fondern in 
diefem Falle eine beliebige Währung feilgefegt werden könne. 

Der $. 11 enthält: daß vom 15. März angefangen 
bis zur vollendeten Umwechslung der Bancozettel in Ein- 
1ösfcheine, näbmlich bis letzten Jänner 1812 Jedermann die 
in Einlösſcheinen zu berichtigenden, fhuldigen Zahlungen in 
einem fünffahen Betrage in Bancozetteln berichtigen dürfe. 

. Der $. 12 enthält: daß alle vor diefem Patente gemach⸗ 
ten Privaranleihen, fo wie alle aus Gontracten oder fonfti: 
gen VBerpflihtungen entfpringenden Zahlungen, wenn fie vor 
dem Jahre. 1799 errichtet oder entilanden find, nach dem 
vollen Berragen in Wiener-Courant, nähmlid in Einlös» 
fcheinen oder im fünffaben Werthe in Bancozetteln geleiftet 
werden müflen und ſich diefe Anordnung auch auf die In- 
tereffen zu erftreden habe. 

Es folgt alfo hieraus, daß alle jene Geldſchuldigkeiten 

des Unterthans, wenn foldhe vor dem Jahre 1799 ſchon 
beitanden „ in Eintösfheinen nah dem vollen Nennwer« 
the, oder fo lang die Bancozettel noch beftanden, fünffach, 
wann felbe erſt nad) dem Jahre 1799 entftanden,, nad der 
Scala (von welcher weiter unten die Rede feyn wird) ents 
richtet werden müffen. Wenu daher der Untertban feine Nas 
turalrobot im Jahre 1796 mit jährlien 20 fl. vertragmäßig 
abgelöfet bat, fo muß er diefe vorher. mit 20 fl. in Bancos 
zetteln jährlich entrichtete Schuldigkeit von Zeit dieſes Pas 
tented mit 20 fl. in Einlösfcheinen , außerdem aber, wenn 
er diefe Robot z. DB. im Monathe April 1804 abgelöfet hat, 
nad dem Gurfe des in der Scala für das Jahr 1804 und 
dem Monathe April diefes Jahres ausgeſetzten Curſes fortan 
in Einlösfcheinen entrichten. Die Herrfhaft kann aber hiefür 
auf feinen Hal Metallmünze fordern. 
: : Der $. 13 enthält: daß alle aus Privatverpflichtungen 
entfpringenden Gapitald: oder Intereffen : Zahlungen, in fo 
fern ſich foldhe auf die im Jahre 1799 oder feither und zwar 
bis legtem September 1810 errichtete Schuldverfchreibungen 
oder fonftige Urkunden gründen, nachdem zur Zeit des urs 
fprünglihen Darleihend , oder Verpflihtung beftandenen 
Gurfe, nad) der hiernach feftgefegten, am Ende folgenden 

Scala in Einlösfcheinen oder fünffach in Bancozetteln bes 
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zdhlet werben follen. Es ift nicht zu verfennen, daß biefe 
dem Patente beygefügte Scala der einzige billige Maßſtab 
fey , da alle hiernach zu berechnenden Forderungen nur auf 
den eigentlichen wahren Werth zurüdgeführet werden, welcher 
zur Beit der entflandenen Forderung, Schuldigkeit beftand. 

Der $. 14 enthält : daß alle jene Zahlungen, welche 
fi auf die in dem Zeitraume vom 1. October 1810 bis 14. 
März 1811 errichtete Schuldfcheine oder fonftige Verpflich— 
tungen gründen, nach dem Eurfe von fünfhundert berechnet, 
und in diefem Betrage in Einlösfcheinen oder fünffady in 
Bancozetteln geleiftet werden müſſen. | 

Wenn daher z. B. der Unterthan bie Naturalrobot von 
feiner Herrfhaft im Monathe December 1810 mit 20 fl: 
jährlich , in Bancozetteln abgelöfet hat, fo kann die Hertz 
ſchaft von ihm von der Zeit dieſes Patented an, die abge» 
löfte Robot nur mit jährlichen 4 fl. in Einlösfcheinen for 
dern. Es verfteht ſich übrigens von felbft, daß diefer Ablö— 
fungsvertrag nicht lediglich auf einfache, fondern auf immer 
pder mehrere Fahre abgefchloffen wurde EIERN 

Der $. 15 enthält: daß die Zahlungen binfichtlich ber 
im Jahre 1799, oder feither eingegangenen Berbindlichkeiten, 
errichteten Schuldverfchreibungen u. dgl., in welden die. 
Zahlung ganz oder zum Theil in Elingender Münze überhaupt, 
oder in einer beflimmten Münzforte bedungen wurde, im ers 
ſten Falle in Wiener » Courant nad) dem vollen Nennwerthe, 
nähmlich in Einlösfcheinen, im zweyten Falle aber in der 
bedungenen Münzforte geleiftet werden follen. | 

— 16 enthält: daß die Ceſſionen nach dem Zeitpuncte 
der urfprünglihen Schuldverfchreibungen zu behandeln feyen. 

Hieraus folgt alfo, daß die Berechnung des fchuldigen 
Betrages nicht nach dem Zeitpunct der ausgeitellten Geflion, 
ſondern immer nur nach dem Beitpunct der entftandenen Schuld 
vorgenommen werden müfle. | 

Der $. 17 enthält: daß alle Zahlungen, welche bis 14. 
März 1811 fällig waren, und damahld nicht in Elingender 
Münze, fondern in Bancozettein nach ihrem vollen Nennwerthe 
zu erheben gewefen wären, nicht anders, ald bloß in Banco—⸗ 
zetteln angefprochen werden können, und nach ihrem vollen 
Mennwerthe angenommen werden müffen. 

Der $. 18 enthält: daß die Sagungen auf Fleiſch, 
Brot u. dgl., fo lange die Bancozettel noch im Umlaufe find, 
entweder nach dem Nennwerth der Bancozettel, 3. B. dad 
Pfund Fleiſch mit 30 fr. in Bancozettel oder nach dem Nenn⸗ 
werth der Einlööfcheine mit 6 Er. zu bezahlten fev. 

19 
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Der $. 19 enthält: daf vom 15: März 1811 an bey 
den landesflirſtlichen Gaffen alle Steuern, Abgaben, Mauth 


oder fonftige Gebühren nur in Einlöfungsfcheinen, oder fünf- 


fachen Bancozetteln angenommen werden, und daß nur jene 
Beträge nah dem vollen Nennwerthe in Bancozettein an» 
genommen werden müflen, welche mit 14. März 1811 ſchon 
fällig waren. 

Anmerfung. Nad der Hand find diefe Zahlungen, 
da auch die Befolvungen, Penfionen ıc. in flingenver Gon= 
sentionsmünze bezablet wurden , theilmweife auch auf Con» 
ventionsmünze, den 20ger zu 20 fr., feltgefeßet worden. 

Der $. 20 enthält: daß die Befoldungen, Penfionen ıc. 
der Öffentlihen Beamten ıc., fo wie die Auslagen aus den 
Staatdcaffen in Einlösſcheinen bezahlet werden. 

Der $. 21 enthält: daß alle bisherigen Befoldungs- 
und deriey Zuſchüſſe mit 15. März 1811 aufzuhören haben. 

Der $. 22 enthält: daß es von der burch Patent vom, 
September 1810 audgefchriebenen zehnpercentigen Steuer 
wieder abzufommen babe, und die hiervon fhon entrichteten 
Beträge zurüdgeftellet werden. 

Der$. 23 enthält: daß der Nennwerth der Kupfermünze 
vom 15. März an, 

a. und zwar dad 30 fr. Stüd auf 6 Fr. 

» » »n 15» » »3» 

» » „na 32» »’/,» 

» >» in »'/,» 
in Einlöfungdfceinen gefegt; 
ı b. die Sechskreuzer⸗, Halbefreuzers und Viertelkreuzer⸗ 
ftüde mit 15. März 1811 an, ganz außer Umlauf gelegt, 
und nur geftattet werde, diefe Mürze ald Kupfermaterial 
hiermit als Waare zu benügen, felbft au) gegen Regierungs⸗ 
paß in da? Ausland zu führen; 
ec. Üübrigend dad Einfhmelzen, fo wie aud die Ein» und 
- Ausfuhr der im Umlaufe bleibenden Kupfermünzen, nähm: 
lih der 30, 15, 3 und 1 fr. Stüde, fo wie aud das 
Agiotiren mit biefen gleihgefagten, unter den ſchon angeſetz⸗ 
ten Strafen wiederholt verbothen werde; endlich 

d. alle Schuldverfchreibungen,, Eontracte und fonflige 
Urfunden , in welchen die Bahlungen ganz oder zum Theil 
in Kupfermünze bedungen wurden, felbft in dem Zalle als 
ungültig erfläret feyen, wenn die Schuldverſchreibungen, 
Gontracte und Urkunden vor diefem gegenwärtigen Patent 
errichtet worden find. i 
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Der $. 24 enthält endlich: daß die Staatöfchuld, nähm- 
lich die öffentlihen Fondspapiere nicht herabgefeßet, ſondern 
in Beziehung auf das Gapital ungefchmälert belaſſen, übris 
gend aber die Intereſſen von allen öffentlichen Obligationen, 
hiermit auch von den fländifchen ſowohl Aerarial: ald Dos 
mejticalfhulden,, dann den Aerarial- und Domefticalobliga> 
tionen dem Oberfammeramte der Stadt Wien vom 15. März 
1811 angefangen, auf die Hälfte herabyefeget, und von ’dies 
fem Zeitpuncte an in Einlöfungsfcheinen oder fünffach in 
Bancozetteln ausbezahlet werden. 

Bon diefer Herabfegung wurden jedoch 

a. die auf Staatögüter hypothecirten Silberlotteries 
Darleihens » Obligationen, . 

b. die Zratten der Bergwerkö: Producten = Verfchleiß« 
Direction und 

c. die Zratten ber nieberöfterr. Stände audgenommen. 

Durch die hinfichtlich der öffentlihen Staatspapiere in 
Bezug auf die Herabfegung der Interefjen auf die Hälfte 
erfolgte höchfte Verordnung, ift vorzüglich in Hinfiht auf 
dasjenige Waifenvermögen, welches in öffentlihen Fonds— 
papieren beſtand, in der herrfchaftlihen Waifencaffe hinters 
legt war, und cumulativ behandelt wurde, eine wefentliche 
Veränderung herbengeführt worden, worüber jedoch in ber 
Folge und zwar unterm 12. September 1812 ein eigener Uns 
terricht erfchien, Durch deflen Anwendung die aus diefer Ber: 
änderung entftandenen Gollifionen wieder behoben, und eine 
auf Srundfägen der höchſten Billigkeit ruhende Vorfchrift er= 
theilet worden ilt. Von diefem Unterricht wird in Verlauf 
diefer Erörterungen weiterd gehandelt werden. 


$. 367. 


Die Scala, nach welcher zu Folge des $. 13 und 14 
dieſes Finanzpatented vom 20. Hornung 1811 die Bahluns 
gen in Einlösfheinen ftatt der Bancozettel zu leiften find, 
trägt ganz dad Gepräge der möglichften Billigkeit, nach wel— 
cher ohnedieß der Gläubiger oder jener, an den eine Zah—⸗ 
lung aus irgend einem anderen Titel zu leiften ift, nicht 
mehr und nicht weniger erhält, ald er dortmahls zur Zeit 
der entftandenen Zahlungsverbindlichkeit felbft gegeben bat, 
oder fordern fonnte. Nicht der mehr ideale, fondern ber 
wirkliche Werth iſt der eigentliche, felbft rechtliche Maßſtab, 
nach welhem eine Zahlung zu bemeffen kömmt, und welcher 
Maßſtab in diefer Operation genan vor Augen gehalten wurde. 


:Die - 
Scala. 
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Monathe: 


Sänner . 
Februar . 
Miy » 
April . 
May. » 
Sun » 
Suly . 

Auguft . 
September 
Dctober . 
November 
December 


1799| 1800 
103] 113 
103] 113 
105] 114 
1085| 114 
107] 1160 
107| 115 
1006| 1151 
108 115 
110] 115] 
111| 115 
113] 115} 
113] .118 


1801180211803 


116 
115 
114 
115 
115 


115 


116, 
116; 
116 
117 
117 
117 


Scala 


über ben Curs der Bantozettel, nach welchen bie Zahlungen zu Folge bes Yaragraphes ı3 und ı4 bes Patented vom 
20. Hornung 1811 zu leiſten find, 


J ah r e. 


119 


119 
118 


118 
118 
119 
120 
122 
125 
126 
126 
128 


ı30 


129 
ı27 
120 
130 
131 
132 
133 
132 
131 
132 
133 


1804 


134 
135 
134 
135 
135 
134 
135 
135 
134 
132 
131 
132 


133 
132 
129 
129 
129 
130 
132 
135 
136 
144 
145 


149 


1806 


1807 


147] 190 
ı48| 208 
149| 206 
159) 208 
160) 206! 
ı07 203! 
1641 197 
ı00) 194 
1701 202 
ı70| 203 
ı75|. 202 
184 203 


204 
209 
210 
212 
216 
238 
242 
236 
233 
231 
220 
222 


180911810 


221 
234 
248 
252 
226 
333 
315 
299 
310 
314 
346 


‚405 


469 
498 
331 
347 
375 
395 
405 
448 
490 
500 
500 


‚500 
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$. 368. 

Bey einer fo wichfigen und umfaffenden Finanzoperas E rläutes 
tion war ed wohl auch nicht möglich, allen erdenklichen An, FURgem 
fänden und Zweifeln zum voraus zu begegnen. Verſchiedene 

_ Anfragen und au) irrige Auslegungen diefed Patented hate _ 
- ten die allerhöchfte Erläuterungdverordnung vom 13. Novems 
ber 1811 zur Folge, weldhe im Weſentlichen Nachſtehendes 
enthält. . 

Erftend: daß der Gläubiger die Bezablung einer vor 
dem 15. März 1311 verfallenen, und damahls in Banco⸗ 
zetteln zahlbaren Schuld nur dann nad dem $. 17 des ob» 
bemeldten Finanzpatented vom 20. Hornung 1811 in Ban» 
eozetteln nach ihrem vollen Nennwerthe anzunehmen ſchuldig 
ſey, wenn er die ihm vor dem 15. März benannten Jahres 
angebothene Zahlung aus unftatthaften Gründen anzunebs 
men ſich geweigert, oder diefelbe wegen eined anderen von 
feiner Seite eingetretenen Hinderniffes nicht in Empfang ges 
nommen bat; daß daher in allen anderen Fällen die Zahlung 
nad den im $. 12 und 13 des Finanzpatentes enthaltenen 
Vorſchriften zu leiften,, folglih auch den Schuldner , wenn 
er die Zahlung gar nicht, oder zur Unzeit angebothen, oder 
wegen eined gegen ihn (Schuldner) entſchiedenen Rechtsſtrei⸗ 
tes verweigert hat, die Zahlung nad den gleichgedachten 
65. 12 und 13 zu leiften verpflichtet fey. 


3weytens: baß eine Verlängerung der Zahlungsfriſt, 
fie möge ausdrücklich oder ſtillſchweigend gefcbeben feyn, wenn 
feine Umänderung in Rüdficht ded Mechtötiteld oder bed Haupt» 
gegenflandes vorgenommen worden ift, dem Gläubiger vers 
mög der urfprünglichen Verpflichtung in feinen, dur das 
Finanzpatent vom 20. Hornung 1811 ihm eingeräumten 
Rechten nachtheilig feyn könne. 

Hieraus folgt, daß, wenn eine vor dem Jahre 1799 
entflandene Schuld nun mit fpäterer Geffion abgetreten, oder 
die ſchon vielleicht einigemahl inzwiſchen eingetretene Zah— 
lung verlängert worden, der Schuldner verpflichtet fey, ben 
vor dem Sahre 1799 fhuldigen Betrag, 5. DB. pr. 100 fl. 
in Bancozetteln nunmehr an den Gläubiger oder Geflionär 
mit 100 fl. Einlösfcheinen zu bezahlen, ausgenommen, es 
wäre der ältere Schuldbrief caffiret, und fpäterhin 3. B. im 
Monathe July 1805 über die nähmlihe Schuld ein neuer 
Schuldbrief aufgerichtet worden, in weldhem Falle der Schuld 
ner nur verpflichtet ift, diefe 100 fl. in Bancozetteln nad) 
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der Scala des Monathed July 1805 in Einlösfcheinen zu bes 
ablen. 
z Dritten: daß fortlaufende, von Zeit zu Zeit wie 
derkehrende Zahlungen an Binfen, Renten, Pachtfcillingen, 
Penſionen, Unterhaltögeldern, jährlihen Vermächtniſſen, 
Dienft-, Zehent-, NRobotreluitionen u. dgl. vom legten Zabs 
lungdtermin an, bis 14. März 1811 in Bancozetteln nad 
dem vollen Nennwerthe, von da aber nady den Vorſchriften 
der $. 12, 13, 14 und 15 des Finanzpatented vom 20. 
Hornung zu entrichten, Üdrigend, wenn vor dem 15. März 
1811 verfallene Terminszahlungen rückſtändig find, nach der 
Scala der Berfallzeit zu berichtigen feven. 
"Hieraus folgt, daß in dem Falle, ald ein Unterthan 
feine Zehent:, Robot: oder fonftige Urbarialfhuldigfeit vor 
dem Jahre 1709 gegen ein jährliches Geldäquivalent in Ban: 
tozelteln, 3. B. mit jährlichen 50 fl. vertragmäßig abgelöfet 
bat, derfelbe vom 15. März 1811 angefangen fchuldig ſeve, 
diefen Zebent:, Robot- oder fonftigen Urbarialablöfungsbe 
frag mit 50 fl. in Einlösfcheinen zu entrichten; daß der Un: 
terthan jedoch, wenn er diefe Schuldigfeit fpäterbin im Jahre 
1799 oder fpäterhin bid Ende September 1810, z. B. im 
Jänner 1806 mit 50 fl. jährlich abgelöfet hat, fchuldig fer, 
diefen Betrag nad der Scala ded Monathed Jänner 1806 
in Einlödfcheinen zu bezahlen. 

Eine gleiche Beſchaffenheit hat ed mit den rüdftändigen 
Zerminszahlungen, in fo fern der Schuldner aus feiner 
Schuld mit der Bezahlung im Rüdftande geblieben if, 
wo dann derfelbe entweder den Rückſtand ganz in Einlös— 
fheinen oder nach der Scala der Zeit des entftandenen Rück⸗ 
ftandes zu berichtigen hat. Iſt der'Unterthan daher mit einer 
im Jahre 1798 fchuldig verbliebenen Urbarialfchuldigkeit mit 
feiner Schuld im NRüditande verblieben, fo muß er dielen 
Betrag eben foviel in Einlösfcheinen berichtigen. Iſt er z. B. 
im Jahre 1802 mit einer im Monathe April fälligen Urbas 
rialentrichtung aus feiner Schuld zurüdgeblieben, fo it er 
verpflichtet , diefen Rückſtand in Einlösfcheinen nah dem 
Curs des Monathes April des Jahres 1802 zu berichtigen. 

Viertend: daß Vermähtniffe obne Unterſchied, 0b 
der Erblafler vor, oder nah dem 15. März 1811 verftorben 
fen, nad jenem Zeitpuncte zu berechnen feyen, in welchem 
feine legtwillige Anordnung errichtet wurde, daß aber in dem 
Halle, wenn diefer Zeitpunct nirgends aufgezeichnet ift, und 
auch in anderen Wegen nicht glaubwürdig ausgewieſen wer— 
den fann, die Vermuthung für den Sterbetag des Erblaf- 
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ferö eintrete und nach diefem die Wermächtniffe zu berech- 
nen feven. 

Fünftens: daß die Darren auf Gold» und Sil⸗ 

bermünze, fobald fie nicht auf eine beftimmte Münzforte 
lautet, nach Vorſchrift des $. 15 des Patentes vom 20. Hors 
nung 1811 der Verpflichtung auf Elingende Münze gleich zu 
achten fey. 
. Anmerkung. Gegenwärtig ift fih an dad, nachhin 
unterm 1. July 1816 bey Errichtung der öfterreihifhen N as 
tionalbanf erlaflene Patent, und die auf diefe Stipus 
lationen gerichtete Vorſchriften zu halten. 

Sechstens: daß ed bey den feit der Kundmachung 
diefes Patented gefchloffenen gerichtlichen Vergleichen, er: 
folgten und zugeftellten Urtheilen für jeden Fall fein Verblei— 
ben babe, und auch in Anfehung deflen, was ohne Vorbes 
halt gezahlt und angenommen worden ift, feine Nachforde⸗ 
rung Statt habe; daß jedoch in dem Falle, wenn der Ber 
gleich oder das Urtbeil nur einen Theil des Gapitald, nur 
die Intereſſen betrifft, hierdurch die Anwendung dieſer Er> 
läuterungdverordnung vom 13. November 1811 auf den Ueber: 
reift des Gapitald und auf die fünftige Zahlung nicht ges 
bindert werde, auch eben fo wenig eine geleiftete Zahlung 
in Anfehung des noch unberichtigten Reſtes der Schuld dem 
Gläubiger oder dem Schuldner zum Nachtheile gereiche. 

Auf diefe Art wurden nun durdy diefg deutliche und 
fehe beflimmte Erläuterungdverordnung alle Umflände und 
Bweifel behoben , und diefe große und äußerſt wichtige 
Finanzoperation in den Gang gebradt. 

Nur in Bezug auf dad Waifenvermögen, in fo 
fern felbes in öffentlihen Staatöpapieren befland , bey ber 
Herrichaft fi hinterlegt befand, und cumulativ behan- 
delt wurde, herrfchte noch über die Anwendung dieſes Fi- 
nanzpatented und über vie Herftellung einer gleihmäßig, 
unter allen XTheilnehmern an dieſem Waifenvermögen zu 
Etande zu bringenden Billigfeit, Dunkelheit und fiellten 
ſich hierüber verfchiedene Anfichten dar, weßhalb, wie ſchon 
oben bemerft wurde, hierüber unterm 10. September 1812 
ein eigener Unterricht erlaffen,, und hierdurch auch diefer, 
dur dad Finanzpatent vom 20. Hornung 1811 veränderte 
Gegenftand in Ordnung gebracht wurde. 
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Der dießfälige Unterricht befteht Furzgefaßt im Wer ar 


fentlihen im Folgenden: 
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1. daß auf ben Zermin vom 15. März 1611, ald ben 
Beitpunct des in Wirkung getretenen Finanzpatente® vom 
20. Hornung 1811 alle Activ» und Paflivbüher, fo mie 
die Waifenrehnungen abzufchließen, und aus diefen das vor: 
bandene Activ- und Pallivvermögen in Bancozetteln nad 
den Formular vorgefchriebenen Ausweifen aufzutras 
en ſey; 

. 2. daß in Anfehung des bisher abgefondert angelegten 
und jedem einzelnen Waiſen verrecdhneten Vermögens, 
fi ohnedieß feine Schwierigkeiten ergeben können; 

3. daß hingegen hinſichtlich des cumulativen und 
vermengt angelegten und verrechneten Waifenvermögend 

a. ſämmtliche Waifen ald gemeinfcaftlihe Eigenthüs 
mer der aus ihrem Vermögen entftandenen Gapitalien auch 
in dem Falle zu betrachten feyen, wenn wirflid die Obli— 
gationen nicht auf ihren Nahmen, fondern auf den Nahmen 
oe Waifencaffe, oder auch auf den Nahmen eines Dritten 
auten, 

b. flatt der Waifen, aus deren Vermögen bie gemein» 
fchaftlichen Gapitalien urfprünglich entflanden , und melde 
bereitd abgefertiget worden find, die an ihre Stelie neu 
binzugelommenen Pupillerf, mit deren Vermögen ihre Vor: 
gänger abgefertiget worden find, ald Geffionarien der 
Abgefertigten anzufehen und zu behandeln fenen; und 

c. diefe Gapitalien unter den mit 15. März 1811 bes 
ftandenen Pupillen ald Eigenthümer bderfelben derge: 
ftalt vertheilet werden, als ob fie die urſprünglichen 
Eigenthümer diefer Gapitalien gemwefen wären; 

4. daß diefe in Folge des Finanzpatentes einzutretende 
Liquidation fo eingerichtet werde, ald ob am 15. März 1811 
alle Waifen großjährig geworden, und ihnen ihr Ver— 
mögen dazumahl zu erfolgen geweſen wäre; 

5. daß alfobald, wenn der Paffivftand (nach dem 
Ausweis Nr. 1) und der Activſtand (nah dem Ausweis 
Nr. 2) an Bancozetteln abgefchloffen ift, zur Rebur 
tion der Tegteren auf Einlöſungsſcheine gefcritten 
werde , bierbey aber wohl zu bemerken fey, ob jih unter 
den gemeinfchaftlichen Obligationen bloß Privat: Schuld 
briefe, oder bloß Staatspapiere oder aber Obligatios 
nen von beyden Arten in der Waifencafje befinden. 

Wenn lesterer Fall eintritt, fo fommen beyde Gattuns 

en nach ihren verfchiedenen Intereffen von einander abzu— 
ondern, damit bey Bertheilung diefer Activen jedem Yu» 
pillen ein Antheil auf die Privat und ein Antheil auf die 
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Staatdpapiere angewiefen werden koͤnne. Die Privatcapi« 
talien find dann nad) der Scala des Finanzpatentes vom 
20. Hornung 1811, die Fondöpapiere nad) ihrem durch das 
Patent unverändert belafjenen Nennwerthe hiermit 100 fl. 
für 100 fl. anzufegen ; 

6. Daß binfichtlich derjenigen Antereflen der Waifen , 
welche nicht zu ihrem Unterhalte erforderlich waren, unerhoben * 
geblieben und immer wieder cumulative fruchtbringend 
angeleget werden müffen, übrigens aber an den hieraus ent» 
ftandenen Gapitalien nur jenen Waifen ihre Raten ald Gas 
pitalöforderung zugefchrieben wurden, deren Antheil an 
dergleihen Intereflen eine anlegbare Summe erreichte, aus 
diefem Zinszuwachſe ein VBermögensüberfhuß , der nicht 
unter die Waifen zu vertheilen kömmt, entflanden , hierüber ” 
aber die weitere Verfügung zu erwarten fey; 

7. daß nad) dem Abfcyluffe der zwey Liquidationsauss 
weife aud der Bergleihung des Pafliv- mit dem Activftande 
fi ein Ucberfhuß ergeben müfle, der jedoch nur auf dieje- 
nigen in der Waifencafje allenfalls befindliden Fondsobli— 
gationen, welche bie mindeften Zinfen tragen oder aber, wo 
feine öÖffentlihen Staatöpapiere vorhanden find, auch jene 
Privatcapitalien, die in dem mindeften Scalawerthe ftehen, 
gewiefen werde, daß daher die höher verzinslichen, folglich 
aud im Eurfe oder im Scalawerthe ftehenden Obligationen 
und Gapitalien zur Vertheilung unter die Waifen zurüdzus 
bleiben haben; 

8. daß übrigens jener Ueberfhuß, der nähmlich bey 
einigen Waifenämtern durch den aus dem Ankaufe öffentli- 
cher Fonddpapiere erzielten und den Pupillen nicht zuge— 
fchriebenen Gewinn entftanden ift, in der Waifencaffe nicht 
zu belaflen , fondern den Pupillen zuzumwenden fey; 

9. daß die fodann verbleibenden Activen unter die Pu— 
pillen nach der in dem Formulare Nr. 1. Abtheilung lit. B. 
verzeichneten Operation zu vertheilen fommen, welde Ope— 
ration eigentlich darin befteht, daß man vermittelfi der Ge: 
felfchaftöregel jede Gattung der zu einerley Intereſſe » Per: 
centen anliegenden Privat: und öÖffentlihen Obligationen 
nah dem Berhältniffe der Forderungdfumme ſämmtlicher 
Pupillen in Bancozetteln zu der Forderungdfumme von glet= 
cher Valuta eined jeden einzelnen Pupillen berechnet, und 
den Quotienten ald den auf jeden Pupillen gefallenen Ans 
theil vemfelben zumeifet ; 

10. daß in Gemäßheit diefer zu Stande gebrachten Ber» 
theilung jedem Waifen fodann 
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a. die Gapitalöbeträge, welche ihm durch diefe Verthei— 
lung an jeder Gattung der Privat und Öffentlihen Staats 
papieren zu heil geworden, dann " 

b. die mit 15. März 1811 zu fordern bebaltenen Ins 
terefien auf feinen Paflivconto ald die neue mit 16. März 
1811 zu laufen angefangene Gebühr vorzufchreiben fen; 

e 11. daß aus dem Liquidationdausweife Nr. 2 ‚die Ace 
tivcapitalien und der Intereflenrüdftand mit 15. März 1811 
jedem Schuldner auf den Gonto der Activcapitalien übers 
tragen und vorgefchrieben werde; 

12. daß vom 16. März 1811 angefangen den Pupillen 
die Interefien von allen verzinslichen Eapitaldforberungen, 
hiermit auch von denjenigen Gapitald » Antheilen, welche ih» 
nen aud demcumulativen, auf die Waifencafje lautenden, fos 
wohl bey Privaten, ald in Öffentlihen Fonds angelegten 
Actiovermögen zu verfchiedenen Percenten zugefallen find 
auch nah Verſchiedenheit diefer Percente zugerechnet wer» 
den müflen ; ' Ä 

13.. daß zur Erleichterung der Abfertigung folgende 
Borfchriften zu beobachten feyen: 

a. wenn nähmlich ein Pupille ein auf feinen Nahmen 
entweder bey Privaten oder öffentlihen Fonds angelegted 
Vermögen zu fordern bat, fo ift er mit den Schuldfcheinen, 
dann in Betreff feiner Intreffeforderungen theild bar, theils 
mittelft des auf dem Schuldfchein noch haftenden Ausflandes 
abzufertigen ; 

b. wenn aber dem Pupillen aus dem cumulativen auf 
dem Nahmen der Wailencaffe lautenden Vermögen durch die 
Liquidationszutbeilung mit 15. März 1811 ein Gapitaldans 
theil bey Privaten zugefallen, fo ift der Pupille aus der 
vorrätbigen Barfchaft der Waifencaffe oder in Ermanglung 
derjelben durch Capitaldauffüntigungen, oder aus den Ren 
ten, wenn die Herrfchaft felbit Schuldner ift, zu befriedigen; 

c. wenn jedod dem Pupillen aud dem cumulativen, 
auf den Nahmen der Waifencafle lautenden Vermögen laut 
obbemeldeter Liquidation auch ein Antheil an den in öffent« 
lichen Fonds angelegten Gapitalien gebühret, fo fümmt zu uns 
terfcheiden , ob diefer Antheil 

aa. entweder unter dem Betrage eines umſchreibungs⸗ 
fähigen Capitals pr. 25 fl. ftehe, oder 

bb. diefem Betrage pr. 25 fl. glei fomme; oder aber 

cc. diefen Betrag von 25 fl. überfteige ; 

Ad aa. fümmt dem Pupillen in diefem Falle fein Ob». 
ligationsantheil in der Art abzufaufen, daß ihm die bark 
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Auszahlung besfelben nah dem zur Zeit der Abfertigung 


befiandenen Börfecursd geleiftet, fomit in der Rechnung dies 
fer Obligationd « Antheil ald Abfertigung, dad bare Geld 
aber ald ein auf auferfaufte Obligation ausgelegter Betrag in 
Ausgabe, hingegen der Theilbetrag an der Obligation felbft 
als verzinsliches Papier wieder zurüd in Empfang zu ſtellen; 

Ad bb. fümmt dem Pupillen in diefem Falle fein Ans 
theil mittelft der Obligation, welche vorher auf feinem Nahmen 
umzufcreiben ift, zu behändigen. Endlich 

Ad cc. kömmt dem Pupillen in diefem Falle die Ger 
bühr zum Theil mittelft der.auf feinem Nahmen umgefchries 
benen Obligationen zum Theil mit dem zur Anlegung nicht 
geeigneten Refte in Barem zu erfolgen. | 
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genommen, und zum Beften des Pupillens verzinslich anger 


legt, fo wird die dafür in die Gafle fommende Obligation 
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ohne Unterſchied, ob das ausgeliehene Geld einem einzigen 
Pupillen oder mehreren zufammen gehöre, dad Eigenthum 
der Pupillen, deren Geld ausgeliehen wurde. 

An diefen rechtlichen Grundfägen hat dad Finanzpatent 
vom 20. Hornung 1811 nichts geändert. 

Hieraus folgt, daß derjenige, welchem Waifengeldber 
von der Vormundfchaft oder Obervormundfchaft geliehen 
worden find, der Schuldner der Waifen felbfi, nidt 
aber ded Waifenamtes, wenn glei die Obligation nit 
auf dem Nahmen der eigentlihen Gläubiger, fondern der 
MWaifencaffe lautet, hierdurch werde. 

Wenn ed ſich nun ereignet, daß vor Erfcheinung des Fis 
nanzpatented ein großjährig gewordener Miteigentbümer ei» 
ned aus cumulativ angelegten Waiſengeldern entftandenen 
Capitals mit dem Gelde eined anderen Pupillen abgefertiget, 
mithin diefer der Geflionär des Abgefertigten geworden ıft, 
fo gebührt diefem Geflionär nad) der deutlichen Vorſchrift 
des befagten Patentes $. 13 der cedirte Antheil des Gapi« 
tald nach eben der Scala, nah welder der Schuldner dad 
ganze Gapital zu bezahlen verpflichtet ift, indem das Fi- 
nanzpatent den minderjährigen Ceflionarien gleiche Rechte 
mit den großjährigen einräumt. | 

Die übrigen Theilnahmen eines ſolchen cumulativ ans 
gelegten Gapitald, welche ihre Antheile nach derfelben Scala 
erhalten und nicht mehr anfprechen können, haben hierüber nicht 
im mindeften über Berfürzung zu Elagen. 

So wie fih nun der Antrag, die Pupillen nah der 
Scalaihres Antritted abzufertigen, ald geſetzwidrig 
darftelt, eben fo zeigt fich die Unansführbarkeit desſelben 
im Allgemeinen, indem diejenigen Waifenämter, bev wel: 
chen kurz vor dem Finanzpatente die cumulative angelegten 
MWaifencapitalien heimbezahlt worden find, oder welde das 
Geld in öffentlihen Fonds angelegt haben, die nach der 
Scala der Einlage ausfallenden Forderungen zu bededen 
nit im Stande feyn würden. 

In Folge diefer aufgeftellten Grundfäge wird alfo den: 
jenigen Waifenäritern, welde vor Publication des Unters 
richted vom 10. September 1612 ihre Rechnung nach der 
oben bemerften irrigen Anſicht abgefchloffen und auch noch 
vor diefem Zeitpuncte einem oder dem anderen großjährig 
gewordenen Waifen in Folge diefer Rechnungen einen grös 
Beren Betrag , ald ihm gebühret hat, hinausbezahlet haben, 
hiermit von felbft obliegen, folden von demfelben nad 
Thunlichkeit wieder hereinzubringen ; und wird diefen Wai⸗ 
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fenämtern nur in fo weit biefed nicht mehr möglich feyn 
würde, geflattet, dad dadurch in der Waifencaffe entftehende 
Deficit durch den in dem $. 6 des Unterrichted vom 10. 
September 1812 näher beflimmten Caffeüberfhuß zu deden, 
und wofern diefer nicht zureichen follte, dad Fehlende den 
fämmtlihen Waiſen, deren Vermögen cumulativ angelegt 
ift, nah Verhältniß desfelben abzuziehen; 

2. über die geftellte Anfrage, wie fih binfichtlich der . 
Merrechnung des Vermögens der Abwefenden , Blödfinnis 
gen und anderer Curanden, und dann folher Vorſchüſſe zu 
benehmen fey, die dad Dominium von einigen Perfonen zur 
Unterftügung armer Unterthanen erhalten hat, wurde fols 
gende Weifung erthetlet: | 

Soviel nähmlich den erfteren Theil diefer Anfrage bes 
trifft, for verftehe es fih von felbft, daß dad Vermögen fols 
cher Perfonen, in fo fern es mit dem Pupillen cumulative 
angelegt und verrechnet worden, auf gleiche Art und unter 
Einem mit dem Pupillarvermögen liquidiret werden müffe, 

Soviel den zweyten Theil der Anfrage betrifft, fo wäs 
ren alle von den Dominien zu irgend einem Zwede von ans 
deren Perfonen erborgten oder erhaltenen Gelder, welche 
mit dem Waifenvermögen nichts gemein haben, aus der 
Berrechnung derfelben ganz mwegzulaffen ; 

3. da der Fall eintreten kann, daß Waifencapitalien 
durch das Finanzpatent, befonderd, wenn fie furz vor Er, 
fheinung dieſes Patented auf Realitäten dargeliehen wurs 
den, welche fhon vorher mit alten Schulden belaftet waren, 
ohne Verfhulden der Waifenämter unficher , ja fogar ganz 
oder zum Theil uneinbringlicy werden, fo wird jedem Wais 
fenamte zur Pfliht gemacht, auf dad Genauefte zu unters 
fuhen, ob und welde von ben feinen Waiſen gehörigen 
Gapitalien etwa bie Pupillarficherheit hierdurch verloren has 
ben, und wenn diefe nicht mehr erreichbar ift, für die bald» 
moͤglichſte Auffündung und Eintreibung ſolcher Poften zu 
forgen. Es läßt ſich daher auf dergleichen unſicher geworde⸗ 
ne Capitalien die Vorfchrift des Unterrichted vom 10. Seps 
tember 1812 nicht anwenden, und es darf daher vor der 
Hand feinem Pupillen fein Antheil an einer ſolchen Obliga- 
tion mit dem Gelde eined anderen Pupillen hinausbezahlet 
werden, fondern ed ift die Auszahlung bid zur erfolgten 
Eintreibung der Poft von dem Schuldner in Anftand zu Iafe 
fen, und der dabey allenfalls entftehende Verluſt unter die 
betreffenden Theilhaber verhältnigmäßig zu repartiren. 


304 

4. beftehen auf mehreren Gütern nebft dem eigentlichen 
Waifenamte noch befondere Depofitencaffen, in welche 
dad Vermögen der großjährig Gemwordenen, wenn fie das— 
felbe nicht fogteich erheben, aus der Waifencafle trandferirt, 
und befonderd verrechnet wird. 

Durch dad Finanzpatent find mım diefe Depofitencaffen 
weil fie zur paraten Auszablung der fi allenfal& melden- 
den großjährigen Pratendenten eine bedeutende Caſſebarſchaft 
vorräthig halten, mehr gefchmälert worden, ald die eigents 
lihen Waifencaffen , und ed entftand daher die Anfrage, ob 
zum Beſten diefer Großjährigen der Activjtand der Waifens 
caffe mit jenem der Depofitencaffe nicht zu vereinigen , und 
die individuelle Berechnung der beyderfeitigen Prätendenten 
nicht nach einerley Maßftab vorzunehnten wäre? 

Allein diefem Antrage fann auf keinem Falle Statt ges 

eben werden, indem die großjährigen Pupillen aufbören, 
Dartieivienten der MWaifencaffe zu ſeyn, und daher auf das 
Eigenthum der le&teren nicht den mindeſten Anſpruch haben; 
weßhalb auch verordnet wurde, dort, wo dergleichen befon= 
dere Depofitencaffen beftehen, die eigentliben Waiſencaſſen 
abgefondert von folchen Depofttencaffen, und zwar jede nad 
Vorfchrift des Unterrichted vom 10. September 1812 zu lis 
quidiren. 

5. Ueber bie enbliche Anfrage, ob die Waifenämter auf 
den Staatd» und Fondögütern, welchen fhon im July 1811, 
folglih vor Erſcheinung des Unterrichted vom 10. Septem: 
ber 1812 von Seite der E. f. Hofkammer durd die Staats: 
yo a eine befondere Vorfchrift zugelommen 

‚ wie fie nähmlich die Waifenrechnungen nach dem Finanz» 
— einzurichten haben, gleichfalls verbunden ſeyen, dieſe 

echnungen nunmehr nach Maßgabe des Unterrichtes vom 
10. September 1812 abzuändern? erfolgte die Weiſung das 
bin, daß die Waifenämter auf den Staatögütern allerdings 
gehalten feyen, gleich allen übrigen Waifenämtern die Liquis 
dationen ded cumulativ anliegenden Waifenvermögend ges 
nau nach diefem Unterricht vom 10. September 1812 vorzus 
nehmen, indem die von der P. f. Hoffammer ertbeilte Bor: 
ſchrift in feinem Widerſpruche mit diefem Unterrichte ftebt, 
‚und dad den erfteren beygefiigte Formular bloß die Art ent: 
hält, wie das Activ- und Paflivvermögen derjenigen Wai— 
fen , deren Gelder abgefondert adbminiftriret und nicht cumus 
lativ angelegt find, individuell zu erheben fen, von der Bers 
rechnung und Vertheilung ded cumulativ anliegenden Wai— 
fenvermögend aber gar keine Erwähnung macht. | 
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Bu dem Ende, damit nähmlih allfeitig nach dies Ausfüh- 
fen im bemeldeten Unterrichte aufgeftellten Grundfägen genau rung dice 
und zuperläflig fich benommen werde, wurde durch Hofkanz⸗ fer Bor⸗ 
leydecret vom 9. July 1814 Folgendes verordnet: fariften. 

Um den Kreidämtern die ihnen zugewiefene Gontrolle 
der neuen Liquidationsoperate über dad Waifenvermögen zu 
erleichtern , und dad Pupillarvermögen foviel möglich vor 
Verkürzung zu fihern, find die Kreisämter anzumeifen, 
daß fie fih, obwohl ihnen feine eigentliche buchhalteriiche 
Kevifion der vermöge des Unterrichtes vom 10. September 
1812 vorzunehmenden Gaffe » Liquidationen zugemuthet wer» 
den kann, doc) hierbey die Hofdecrete vom 2. December 1791 
und 20. Hornung 1806 gegenwärtig halten, und bey die 
fen Liquidationen ſich wenigſtens durch Prüfung einiger wills 
führlich gewählter Poften von der Genauigfeit der Rech— 
nungöführer die Ueberzeugung verfchaffen. 

Da übrigend von Seite der Staatöverwaltung eine ges 
naue budhhalterifche Revifion ſämmtlicher Waifenamtd: Liquis 
dationen nicht veranlaffet werden kann, fo ift den Dominien 
au bedeuten: es erheifche die nöthige Vorſicht, daß fie, um 
hrer eigenen Sicherheit willen, darauf bedacht feyen, diefe 
Revifion felbfl vornehmen zu laflen, um ſich gegen die 
Waifen, denen fie für die richtige Verwaltung und Berech— 
hung ihres Vermögens zu haften haben, ficher zu fteilen. 
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Aus dem Baue der Riquidationdformularien Nr. 1und2 Bemers 
und aus der Eremplification derſelben, wird fich jeder Rech» tungen 
nungödleger befcheiden.  binfidt: 

1. Daß die Paſſiv- und Activbücher auf dem Termin „11 DE 
vom 15. März abgefchloffen, fodann | | Ben. 

2. daß die Pafliva (Forderungen der Pupillen) in Ban⸗ 
cozetteln am_erften aus den Pafjivbücern in den Liquidas 
tiondausweiP Nr. ı übertragen; ferner | 

3. daß die Activa (Schulden oder Bededung der Pus 
pillarforderungen) in Bancozetteln aus den Activbüchern in 
den Liquidationdausmweid Nr. 2 aufgenommen ; 

4. daß in den legteren unter der neben befindlichen Ab- 

. theilung auf Einlöfungsfcheine reduciret, in die dazu beſtimm⸗ 
ten Solonnen 13 bis 23 eingeftellet werden müflen. Iſt nun 
in dem Ausweis Nr. 1 die Summe aller Pafliven in Ban 
— und in dem Ausweis Nr. 2 die Totalſumme der 
20 


— 


RP 
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Activen ſowohl in Bancozetteln, als Einlöſungsſcheinen ge- 
zogen, dann wird 

5. in rem Audweife Nr. 1 ber Ueberfhuß, welcher ſich 
‚an dem cumulativen Activſtande in Bancozetteln gegen den 
gleihfäligen Paflivftand derfelben Valuta ergibt, verglis 
den, und 
6. diefer Ueberfhuß, in fo fern folcher au dem Zus 
wachfe neuer, dur die Umwandlung der entbehrlihen ge— 
meinfhaftliben Intereffen ein nugbared Gapital von dems 
felben gefallenen Intereflen entftanden ift, in dem Ausweiſe 
Mr. 2 nah der Weiflung der Inftruction, und nach dem im 
gedachten Ausweiſe angeführten ideeirten Benfpiele von dem 
Activftande in Bancozettelng nicht minder auch von dem 
Activftande in Einlöfungsfheinen nah Verhältniß feines 
MWertbes abgefchlagen, fofort der Reſt zur Bedeckung ber 
Paflivforderungen ben der Valuta ausgewiefen ; 

7. da von einigen Waifenämtern,, welde die Pupillar: 
gelder in öffentlichen Fonds mittelft Ankauf öffentlicher Fonts: 
obligationen cumulativ angelegt haben, der börfemäßige Ge: 
winn der Pupillen nicht zugerechnet wurte, mithin der vor 
bandene Ueberfhuß mit 15. März 1811 einen zweyvfachen 
Entftebungdgrund, theils in dem erft erwähnten Gewinn, 
theils indem obbemerften Zinszuwachſe hat; und da der Ueber: 
ſchuß erfter Beſchaffenheit, den Pupillen gebührt; fo tit es 
notbwendig, diefen von dem Ueberſchuſſe ziwenter Art zu 
trennen. Dieß kann auf die leichtefte Art, mitteljt eines bes 
fonderen Ausweifes, den ſich jeder Rechnungsführer felbit 
zu bilden wiffen wird, gefhehen. In dieſem Ausmeife jind 
die mit 15. März 1811 vorhandenen, durch Ankauf in die 
gemeinfchaftlibe MWaifencafle in Verrechnung gefommenen 
Activ : Fonds : Gapitalien, und die dafiir audgelegten börſe— 
mäßigen Kaufpreife, welche aus den Rechnungen zu erbe- 
ben find, und der über die Ir&teren erzielte Gewinn aufjus 
nehmen. Diefer Gewinn darf in dem Ueberfhuß zum Anz 
fhlag an den Activis nicht eingerechnet werdeg; z. B. nad 
Abichlag des Activitandes ergebe fich gegen den Paflivftand 
ein Ueberfchuß von 2000 fl., worunternad dem Ausweife über 
den Ankunftsgewinn der öffentliben Papiere ein Betrag von 
1500 fl. begriffen wäre, aldödann bliebe nur ein aus dem 
Zinszuwachſe entitandener Ueberfhuß von 500 fl., mwelder 
allein von dem Activſtande abzuziehen, und bey dem Wai— 
fenamte zu verrechnen wäre ; 

8. Nah Richtigſtellung des Paflivftandes in Banco- 
zetteln und des Activflandes in beyder Valuta, wird erjt in 
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dem Liquidationdausweife Mr. 1, Abtheilung B zur Vers 
theilungsoperation gefchritten, indem man aus dem Activ— 
ftande die Summen des gemeinfchaftlien, auf Einlöſungs— 
fcheine berechneten , und nad Abfchlag des Ueberſchuſſes 
verbliebenen Vermögens an Privat: und öffentlichen zu ver— 
fchiedenen Procenren angelegten Activcapitalien gattungs» 
weife in tie Köpfe der dazu befiimmten Golonnen aufträgt, . 
und fodann jede Gattung diefer Activcapitalien vermittelft 
der Geſellſchaftsrechnung nah der Totalforderung fänmtlis 
cher Pupillen in B. 3. auf die gleichartige Forderungsfumme 
eincd jeden einzelnen Pupillen proportionirt, wie aus den 
Beyfpielen (Formul. Nr. 1, Col. 13—21) zu erfehen if. 
Die Aufgabe in diefem Benfpiele ift nähmlich diefe: Wenn 
den fämmtlichen Pupillen, deren Forderungen in 12,200 fl. 
B. 3. (Col. 8.) beftehen. Die zur Bertheilung verbliebenen 
Activa bey Privaten zu 5 pCEt. mit 3852 fl. 54 fr. W. W. 
(Sol. 15) gemeinfchaftlich zugehören, wieviel kömmt von dies 
fen Activis pr. 3352 fl.54 fr. dem Pupillen Wenzel Punſchert 
Nr. ı nah Verhältniß feiner Forderungsfumme von 500 fl. 
B. 3. (Col. 8) zu. Der Quotient gibt ihm alfo den Antheil 
von 157 fl. 5 kr. (Col. 15), und fo verfährt man weiter bey 
allen Pupillen, und durch alle Gattungen der zu einerley 
Procenten angelegten, fowohl Privat: als öffentlihen Fonds⸗ 
obligationen ; | u 0 Ai 
9- dort, wo nicht vielerley Gattungen von Gapitalten 


beftehen , können die entbehrlihen Golonnen weggelaflen 
werden. 


20 * 
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XV. Hauptitüd. 


Bonden Zubdenredten. 


$. 373. 


en ei N. ftatiftifchen Angaben befinden ſich im Königreiche 
"Böhmen bey 50,000 Israeliten oder Juden beyderlen Ge» 
ſchlechtes, welche in allen Kreifen vertheilt find. Sie find 
ebenfalls Unterthanen im Allgemeinen und im engeren Sinne 
ded Wortes. Sie haben Verpflichtungen gegen den Staat 
und ‘gegen ihre Herrſchaft, Obrigkeit. Sie genießen auch 

\ Mechte. Nicht Übereinftimmend ift jedoch durchaus das Ber 
bältniß der Israeliten mit dem Verhältniſſe der Untertba= 
nen chriſtlichen Standes. 

Um übrigens die Judenſchaft in Böhmen nad ben 
angenommenen Grundfägen der Duldung der bürgerlien 
Beflimmung immer näher zu briugen, wurden vorläufig 
folgende beftimmte Vorfchriften ertheilet. 


$. 374. 


Relie Diefer Paragraph enthält die Anordnung, daß die ges 
sion. ſammte Judenſchaft in Anfehung der Ausübung ihrer väters 
liben Religion und ihrer angeerbten Gebräuche foweit , als 
ſolche mit den allgemeinen Landesordnungen und biefem 
Geſetze nicht in Widerſpruch ſtehen, durchaus frey und un» 
gehindert fenn folle. 
Nachgefolgte Verordnungen enthalten: 
1. daß der bisher beobachtete Unterſchied der jüdifchen 
Tracht von der chriſtlichen, folglich die Ztagung der gels 
ben Xermel bey dem männlichen, fo wie die gelben Bänd» 
chen bey dem weiblichen Geſchlechte gänzlich abgeſchafft ſeyen. 
Vid. Hofdecref vom 30. September 1781. 
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2. Daß nähmlich in der Müdficht, weil die von der 
Dominanten » Religion beobachteten Zrauer: und Bethtage 
von anderen Religiondparteyen nicht geſtöret werden dürs 
fen, den Juden an den auf dem Gründonnerstage und 
GSharfreytage einfallenden Purimsfeſte Mufit und Tänze 
nit zu geftatten fey, daß es ihnen aber freu ftebe, nach» 
ber ihre an dem Purimöfefttage üblichen Luftbarfeiten je— 
doch gegen vorläufige Meldung bey der Ortspolizey abzu- 
balten. Vid. Hofdecret vom 5. März 1790. 


$. 375. 


Diefer Paragraph enthält die Anordnung, daß ed den Mabs 
zufammen in einem Orte oder in mehreren benachbarten Or: biner. 
ten wohnenden Juden frey fiehe, fich zu ihrer gemeinfchafts 
lihen Religionsübung entweder einen Rabbiner zu halten, 
oder auch ohne denfelben zu bleiben, daß weiters die Bes 
flimmung feiner Befoldung ihrem freyen Einverftändnille 
ganz zu Überlaffen und jeder Einzelne befugt fey, ſich von 
dem Beytrage audzufchliegen ; daß endlich die Aufftellung 
eined Rabbinerd in einem Orte, wo biöher noch feiner beftans 
den, dem f. KreiSamte und von diefem dem f. Landesgus 
bernium angezeiget, und die Bewilligung der legteren abge» 
wartet werden müffe. 


$. 376. 


Diefer Paragraph enthält, daß ein folcher Rabbiner, wenn Erkor— 
folder zwar nicht aus den wählenden Familien genommen derniffe 
werden muß, doch immer ein Inländer feyn müffe, daß 
weiterd Niemand zum Rabbiner gewählet werden fönne, der 
fih über die Kenntniß des deutſchen Schulunterrichtes nicht 
ausweiſen fann, und auch fonft nicht ald ein Mann von uns 
befholtenem Wandel und guten Sitten bekannt iſt; endlich 
daß vier Jahre nah Erlafjung gegenwärtigen Geſetzes Nies 
mand mehr zum Rabbiner gewählet werden könne, der nicht 
auch die philofophifhen Wiffenfhaften, das Naturrecht, 
und die Ethik (Sitteniehre) auf einer erbländifchen Univers 
fität mit gutem Fortgange gehöret hat, und darüber glaub« 
würbdige Zeugniſſe beybringt. 


$. 377. 
Diefer Paragraph enthält die Anordnung, daß die voll- Wahl. 


z0gene Wahl binnen 4 Wochen auf dem Lande von ber 
Drtdobrigkeit dem Kreisamte, in ber Hauptftadt Prag von 
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der Jubengemeinde dem Magiftrate zur Beflätigung ange⸗ 
zeiget werde. | 


$. 378. 


Talmu dée⸗ Nah Inhalt dieſes Paragraphes wird ed den Juden 
leyrer. nicht geſtattet, einen beſonderen eigenen Talmudslehrer zu 
beſtellen, ſondern ſelbe find angewieſen, 'gleich bey der 
Wahl des Rabbiners darauf bedacht zu ſeyn, daß derſelbe 

auch den talmudiſchen Unterricht zu geben fähig ſey. 

Nachgefolgte Verordnungen enthalten: 

1. daß alle Talmudslehrer außer den geprüften Rabbit» 
nern aufzuhören haben und die Coramifirung der Schulats 
tefte dem Kreisſchulcommiſſäre einzuraumen fey. Vid. Ber 
ordnung vom 15. Hornung 1798; 

2. daß die bisherigen Haus: und Religionslehrer noch 
fernerhin befugt feven, den Unterricht in der hebräiſchen 
Sprache und den Elementar:Religionsunterriht zu geben und 
zwar zu dem Gnde, damit ein von ihnen unterrichteter 
Knabe, wenn er bey einem Rabbiner zu dem Talmudſtu— 
dium gelaffen wird, auch fhon die nöthigen Vorkenntniſſe 
befige ; daß jedoch feiner, der nicht mit glaubwürdigen Zeug: 
niſſen erweifen kann, fhon vor dem Patente vom 3. Auguft 
v. 3. (1797) den Elementarunterricht gegeben zu haben, 
ohne einem Zeugniß ded Rabbiners über feine Prüfung und 
Fähigkeit im Hebräiſchen, und in den Religiondgegenitänden, 
und ohne ein zwented Beugniß über den deutſchen Echulun= 
terricht ald Haus: oder Religionslehrer geduldet werden fols 
le; und | 

"3. daß die Schüler auch ohne philofophifchem Studium 
zum Zalmudunterricht gelangen fünnen, wenn fie nah dem 
14. $. eine fhriftlihe Erlaubniß des Schuloberaufſehers in 
Prag oder des Kreisſchulcommiſſärs auf dem Rande erhalten, 
die ihnen jedob nur dann zu Theil werden fann, wenn fie 
in dem deutfhen Schulunterrichte einen Fortgang gemacht 

haben. Vid. Hofdecret vom 12. July 1798. 

$. 379. 

Shamas- Diefer Paragraph enthält die Anordnung, daß die Res 
Religie ligionsweiſer oder Schuljinger, Der fogenannte Schama$ 
ee und andere Unterdiener auf eben die Art, wie die Rabbiner 
Schurfin-nach Gutbefinden beftelt werden können, doc. immer aus 
ger. den fie beitellenden Drten feyn müflen; weiters daß folche 
auch nach Verhältniß der Anzahl und Bermögensumftände 
der Orte entweder ordentlich befolder oder Durch andere Vor— 
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theile jährlich belohnt, dieſe Beſoldung oder Belohnung 
aber genau beflimmt, und von dem Kreisamte beftätiget wer» 
den müjle. | j | 


$. 380. 


Durch diefen Paragraph wird feftgefeket, daß, um zu Erfor 
dem Amte eines Religionsweifers oder Schulfingerd (Schas derniſſe. 
mas) zu gelangen, 3 Jahre nah Audfertigung des gegen 
wärtigen Patentes Dad Zeugniß Über die Kenntniß des deuts 
ſchen Schulunterrichtes, fo ıwie der guten Sitten erforder- 
lich; diefe Zeugniffe dem Kreisamte, und in der Stadt Prag 
dem dortigen Magiftrate vorzulegen, und nur nach derfels 
ben genauen Prüfung die Wahl zu beftätigen fey. 


$. 381. 


Nah Inhalt diefes Paragraphed dürfen fremde, im Fremde 
Lande herumzichende Prediger und Schulfinger nirgend& ges Prediger 
Duldet, fondern ſollen als Landſtreicher angefehen und be; u. Shut 
handelt werden. IKuBEM 


6. 382. 


Diefer Paragraph verordnet, daß die Geburts-, Traus Geburts 
und Sterbliften unter der Aufficht der fatholifchen Ortöpfars er 
rer und Seelſorger von dem jüdifhen Schullehrer, oder wo gen. 
fein Schullehrer vorhanden ift, von einem von der Obrigkeit 
zu beflimmenden Hausvater, unter eidlicher Pflicht zu füh— 
zen, und mit jedem Bierteljahre der Obrigkeit in Abjchrift 
zu überreichen feyen. 

Die hinfichtlich der Geburts-, Trauungs- und Sterbfälle 
ber Juden weiters bejtehende Verordnungen, find weſentlich 
folgende; nähmlich: 

1. daß in jenen Orten, wo ſich eine Sudengemeinde 
befindet, die Anzeige jüdifher Sterbfälle von den fämmtlis 
chen Vorſtehern der Zudengemeinde unter eigener Dafürbafs 
tung an die Obrigfeit zu gefchehen habe; in Anfehung der 
zerfireut wohnenden Juden hingegen, diefe Anzeige von den 
Dorfrichtern und Gefhwornen, dem Magiftrate oder Wirths 
ſchaftsamte, zu welchem-fie gehören, unverzüglich zu machen 
feven, damit auf foldye Art fünftighin allem Nachtheile für 
jüdifche Pupillen , oder der Erbfteuer vorgebauet werden 
Fönne. Vid. Berordnung vom 22. November 1787. 

2. Daß zur Richtigſtellung der jüdifhen Trauungsbü— 
cher alle jüdischen Brautleute fich vor der Aufftellung ihres - 
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Ehehimmels, bey dem Kreisrabbiner melden follen. Vid. 
Verordnung vom 27. Jänner 1791. 

3. Daß in dem Falle, ald ein jüdifhed Familienhaupt 
außflirbt, die Anzeige zu machen feye- Vid. Berorbnung 
vom 21. März 1793; und daß in einem folden Falle 
zugleich anzumerfen ſey, ob diefes Kamilienhaupt einen erſt⸗ 
gebornen, oder mehrere Söhne binterlaffen habe, und ob 
dDiefe ledig oder derheirathet find. Vid. Berorpnung vom 
8. November 1793. 

4. Daß zur Einführung einer mehreren Gleihförmig- 
feit bey den jüdifchen Geburtöregiflern, und zur Erzielung 
einer mehreren Evidenzhaltung von nun an die Geburten 
bed männlih und weiblichen Gefchlechtes von der Hebamme 
fogleih dem Ortövorfleher und Richter zur weiteren Anzeige 
an dad Wirthichaftsamt befannt gemacht, und dabey das 
Datum, Nahmen und Gefhlehr der Geburt, nebft der 
. Bemerfung, ob fie in oder außer der Ehe gefcheben ſey, 
dann Nahmen und Zunahmen ded Baterd, der Mutter und 
der Patben angeführet, von wo ſolche ſonach abſchriftlich 
alle Vierteljahre an den Kreisrabbiner abgegeben werden 
fole, welch legterem zwar ohnehin die Führung der jüdi- 
fhen Trau⸗, Beſchneid- und Sterbfälle obliegt, und dieſe 
doppelte Führung nur zur befferen Gontrolle und Evidenz: 
baltung eingeleitet wurde. Vid. Verordnung vom 1%. 
Juny 1794. 

5. Daß die Amtövorfteher bey fonftiger fcharfer Ahndung 
von jedem Sterbfalle eined jüdiſchen Familienhauptes, wel: 
tes gar keine Söhne, oder aber folche verheirathete Söhne 
hinterläßt, die in diefem nähmlichen oder in einem anderen 
Drte eine befondere Familie ſchon immer für fich befigen, 
die richtige Anzeige zu machen haben. Vid. Verordnung 
vom 31. July 1794. | 

6.’ Daß bey Sterbfällanzeigen jüdifcher Familienhäup⸗ 
ter in Zukunft anzuführen feye, ob die hinterbliebenen Kin» 
der männlichen oder weiblichen Gefchlechtes feyen. Vid. Ber, 
ordnung vom 30. Auguff 1795. 3 
77. Daß die Pathen fowohl , und der, ober die Beſchnei⸗ 
der, welche zugegen find, fo wie auch der fogenannte Sande 
(d. i. Kindshalter) nebft den Aeltern ſich in das dießfällige 
Vormerksbuch einzufchreiben haben, und diefes ebenfalls bey 
Mädchen von dem Schamad und den Xeltern, auch im Ab⸗. 
gange einiger Pathen von zwey Zeugen zu befolgen, und die 
Regifter nicht von dem Nabbiner, fondern von dem Lehrer 
oder Haudvater im Orte (dem die Führung ded Buches ans 
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vertrauet iſt), jedoch bey jeder Function mit genauer Anfüh- 
rung dei Jahres, Zaged und Monathed zu unterfchreiben 
feye. Vid. Berorbpnung vom 15. Februar 1798, 


$. 383. 


Diefer Paragraph enthält die Anordnung, daß keine Belbne 
Beſchneidung ohne obrigfeitlichen Meldzettel, feine Trauung "8 
ohne erhaltener Bewilligung der Zandesitelle, und fein Bes 
gräbniß ohne den, von der Obrigkeit mit zu unterfertigen» 
den Belhauzettel vorzunehmen, die von der Ortsobrigkeit 
darüber zu führende Vormerkung, fo wie ein getreuer Aus— 
zug aus den, von dem Schullehrer oder allenfalld einem dazu 
beflimmten Haußdvater , geführten Geburts-, Zrau: und 
Sterbeliften mit Ende Jahres dem Pfarrer jeden Orts zu 
übergeben fen, damit er die Hauptregifter in Ordnung und . 
Zuverläfligkeit erhalte. 


$. 384. 


Sn diefem Paragraph wird verordnet, daß dort, wo Bynas 
zu den Religionsübungen eine Synagoge, oder ein zur gose. 
Verrichtung ded Öffentlichen Gottesdienftes beſtimmtes Pris 
vathaus befteht, folches beybehalten, ausgebeſſert oder auch 
wieder neu erbauet werden dürfe, und von dem Kreißamte, 
wenn die Familien zahlreich genug, und die erforderlichen Ko= 
ften zu beftreiten im Stande find, die Erbauung einer Sy: 
nagoge erlaubet werden könne; daß aber in dem Kalle, wenn 
eine einzelne Familie die Erlaubniß zu erhalten wünſcht, 
für ſich allein zur eigenen Bequemlichkeit dad Gebeth in ih» 
rem Haufe mit Aufftellung der Zora zu verrichten, diefe 
dafür zum Beiten der jüdiſchen Normalfchule eine jährliche 
Taxe von 50 fl. zu zahlen fchuldig fey; diefe Erlaubniß je— 
doch in feinem Falle weiter, alö auf diefe Familie und ihre 
Hausgenoſſen fih zu erfireden habe. - ; 

MWeitere Verordnungen hierüber beftehen im Folgenden: 

1. daß unter Privatortöfhulen , für welde diefe Taxe 
mit jährlichen 50 fl. zu entrichten ift, keineswegs Öffentliche 
Synagogen oder ſolche öffentliche Bethhäufer, die von lan⸗ 
gen Jahren ber beſtehen, und wozu jedem Juden der Bus 
tritt geftattet ift, fondern nur jene Privatfchulen zu verfter 
ben feyen, wo eine Familie oder eine zu einer anderen Ges 
meinde, und zu einer beftimmten Synagoge zugetheilte Ges 
meinde, um nidt in die allgemeine Synagoge gehen zu 
dürfen, eine Privatfchule, und darin eine Minjan oder 
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Verfammlung von 10 Perfonen zum Gebethe mit Audfegung 
der Zora hält. Vid. Verordnung vom 28. März 1799. 

2. Daß für die dreyerley in Böhmen beftehenden Gats 
tungen jüdifcher Bethhäufer, folgende Zaren Statt finden; 
ald: 

a. für die Erlaubniß zur Errichtung einer ordentlichen 
wirklichen Synagoge, oder eines Judentempeld nach der Bor: 
fchrift der Generaltarordnung wird fogleich entrichtet 1000 fl. 
und jährlich . . 100 fl., 
welche Zare in den Gameralfond einzufließen bat, wobey 
jedoch den Gemeinden im Falle eines Spynagogenbaues j jene 
Mäßigung anſuchen dürfen, welche ihre Lage und ihre er 
weislihen Umftände als billig darftellen. 

b. Für die Beſtellung eined, die Synagoge erſetzen— 
den Gemeindezimmerd in einem Privathaufe, mit Ausfegung 
der Zora, kömmt ein für allemahl die Zare zu entrid- 
ten, zum Sameralfond mit . } 100 fl. 
Diefer Zarentrihtung unterliegen auch alle ſchon beſtehen⸗ 
den derley Gemeindehäuſer, die ſich mit einer tarämtlichen 
Quittung über dieſe entritytete Bewilligungdtare nicht aus« 
weifen fönnen. 

c. Endlich bleiben die Familienbethfchulen verpflichtet, 
die in dem Judenpatente vom 3. Auguft 1797 — 
Taxe mit jährlichen | 0 fl. 
zu dem jüdifchen Schulfonde zu entrichten. Vid. Hofe 
cret vom 18. November 1000. 

3. Daß in Anfehung der zu entrichtenden Gameraltaren 
für die jüdifchen Gemeindebethhäufer von jenen Berbbäu: 
fern, die ſchon vor dem Jahre 1786 ermweißlicher Maßen 
beftanden haben, feine Zare abzufordern, von jenen bins 
gegen, die feit dem Jahre 1786, nähmlich feit der erfolg» 
ten Zarordnung mit Bewilligung der Landesſtelle erbauet 
wurden, die Zare normalmäßig vorzufchreiben, und in fo 
fern einzubringen feyen, als ſich die Partenen über bie 
geleiftete Zahlung auszuweifen niht im Stande find. Vid. 
Hofdecret vom 9. July 1801. 


$. 385. 


late Diefer Paragraph enthält die Anordnung, daß jeber 
Ba "Berfammlung, die einen Rabbiner hat, gegen Entrichtung 
der vorgefchriebenen Cameraltare erfaubt werde, eine eigene 
Begräbnißftätte, oder einen fogenannten Gottedader zu has 
ben, und hierzu von der Herrfchaft oder von der hriftlichen 
Gemeinde den Grund zu erfaufen, daß jedoch ſtets Diele 
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Begräbnipftätte nach der allgemeinen Vorſchrift außer dem 
Mohnorte errichtet, und darüber dem Kreisamte vorher die 
Anzeige gemacht werden müjje. 

Das Hofdecret vom 10. April 1787, enthält ſchon aus» 
trüdiih, daß fein Jude vor zweymahl 24 Stunden, außer 
dem Falle einer fehr anftedenden Krankheit, begraben wers 
den dürfe. 


Unterridt. 
$. 386. 


Nah Inhalt diefes Paragraphed find die jüdifhen Schulen. 
Säulen nad) den für andere deutfhe Schulen beftehenden 
Vorfchriften anzulegen ; dort, wo die Familien nicht zahls 
reich oder nicht vermöglich genug find, eine eigene Schule 
zu halten und den Lehrer zu befolden, ale Judenkinder nach 
erreichtemm vorgefchriebenen Alter bey Strafe des doppelten 
Schulgeldes in die chriſtliche Schule zum Unterrichte zu ſchi— 
den, und die Xehrer anzumweifen, fih nad der Verordnung 
‘vom 14. December 1782 und der dießfälligen, in Anfehung 
der die chriſtlichen Schulen beſuchenden Zudenfinder befte- 
benden Vorſchrift zu benehmen, worüber die Schuldirectos 
ren, die Seelforger, und Obrigfeiten genau zu wachen haben. 

Mebrigens find die Lehrer der jüdifhen Schulen, da 
wo die Gemeinde nicht fihon eigene Ueberfeger bat, als 
Ueberfeger in Eideöpflicht zu nehmen. 

Weitere Vorfchriften hierüber beftehen im Folgenden, als: 

- 1. daß bey dem Berhältniffe, nah welchem von Seite 
des höchſten Geſetzgebers den Zudenkindern die Befuhung 
der Gymnaſien und hoben Schulen erlaubt ift, und die 
höchſte Abjicht dahin geht, die Gelegenheiten zur Ausbil— 
dung einer mit einer erweiterten Duldung behandelten Na= 
tion zu vermehren, die (Snmnafiallehrer, den fih bey ih: 
nen meldenden Aeltern anitändig begegnen, und ſolche eis 
ner gleicd, guten Behandlung wie die übrigen Schüler ver> 

=» fihern follen; 

2. daß die Judenknaben, ohne irgend eine Ausnahme 
zu maden, aleih den Chriftenfindern in die lateinifche 

.. Schule zuzulaffen feyen, wenn fie anderd mit dem Zeugnifle 
einer Normal» oder Hauptfchule orbnungsmäßig verfehen 
find; 

3. daß die Aeltern erinnertwerben, dafür zu forgen, 
damit ihre Kinder ſtets anftändig und reinlid gekleidet, 
auch ohne alle äußere Unterfcheidungszeichen, welche den 
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übrigen Schülern nur zu Spöttereyen Anlaß geben könn⸗ 
ten, inder Schule erfheinen; 

4. daß die Kehrer nicht nur durch eigenes unpartenis« 
ſches und liebreiches Betragen ihren Schülern dad Bey 
fpiel einer anftändigen Begegnung und Verträglichkeit ge— 
ben, fondern auch die hriftlihe Jugend von Zeit zu Zeit 
bierzu ermahnen, und die dagegen Dandelnden mit in bie 
Augen fallender Strenge beftrafen follen ; . 

5. daß die Lehrer darauf wahen follen, daß Fein 
Zaufh, Kauf, Verkauf zwifchen der Jugend, insbefondere 
bey den Sudenknaben, Statt finde, weil dadurd am erſten 
zu Unordnungen und Uneinigkeiten zwifchen der Jugend 
beyderley Religion Anlaß gegeben werden fünnte; 


6. daß die Lehrer den Judenknaben vorzufchreiben bas 
ben, immer etwas fpäter ald die chriſtlichen Schüler und 
zwar erſt dazumahl in die Schule zu fommen, wenn das 
allgemeine Schulgebeth bereit beendiget if, indem der 
Anfang des Unterrichted mit einem Gebethe gemacht wird, 
bey welchem die Juden ſowohl wegen ihrer Religionsbegriffe, 
als wegen der in den Gebethen zu erhaltenden, den Sa— 
hen und Nahmen bevgelegten Ehrerbiethung anwefend zu 
feyn, wohl nicht ſchicklich ſeyn würde; 

7. daß aus gleihem Grunde die jüdifhen Schüler täg- 
li vor dem gewöhnlichen Schulgebethe, am Mittwoch und 
Samstag ſtets eine halbe Stunde und eigentlich, bevor mit 
dem für diefe Tage gewöhnlich beflimmten Unterricht in 
der Ehriftenlehre der Anfang gemadt wird, zu entlaffen; 
und überhaupt 

8. daß die Zudenfinder niemahls zu berufen oder zum 
Schulbeſuch an ſolchen Tagen zu verbinden oder zujulaflen 
feyen, an denen entweder ben der dhriftliben Jugend got» 
teödienftlihe Uebungen gehalten werden, oder audy bey den 
Juden eine Religiondfeyer einfällt. Vid. Hofdecret vom 
14. December 1782; 

9. daß in Betreff des Schulfhidens und des doppel⸗ 
ten Schulgeldes zwifhen Juden und Chriften fein Unters 
ſchied zu machen, und die Juden zur Erlegung des doppel: 
ten Schulgeldes in dem Falle anzuhalten ſeyen, wenn fie 
für ihre Kinder feine normalmäßig geprüften Hauslehrer 
halten, ihre fhulfähigen Kinder weder in eine eigene, noch 
in eine Chriftenfchule fhiden und nicht über die normals 
mäßige Weite entfernt find. Vid., Verordnung, vom 
30. April 17895 endlich 
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10. daß bie Kreisämter auf die im Kreife befindlichen 
beutfchen jüdiſchen Schuten ftetd ein ſorgſames Augen- 
nerk richten, und die ſich etwan zeigenden anderen Gebre« 
chen ſogleich abftellen, die wichtigeren aber mittelft gutächt⸗ 
lihen Berichtes an das f. Landesgubernium anzeigen follen. 
Vid. Hofdecret vom 8. November 1804. | 


6. 387. 


Bermög dieſes Paragraphed wird angeordnet, daß Erforder 
fein Züngling zum Unterrichte im Talmud zugelaflen wer: niß der 
ye, wenn er nicht eine fhriftliche Erlaubniß des chriftlichen a... 
Sculoberauffehers benbringt, welcher folhe nicht eher zu prache. 
ertheilen bat, als bis er durch eine genaue Prüfung fi 
oon dem Fortgange bed Jünglings in der deutfchen Sprache 
überzeugt hat, und daß hiermit die Hebertreter dieſes Verbo— 
hes von den Schuloberauffebern, welche darauf zu wachen 
haben, dem Kreidamte unverzüglich angezeigt, und nad 
Beſchaffenheit der Umftände beftraft werden follen. 


6.388 . 


Diefer Paragraph enthält die Anordnung, daß ſowohl Religis 
su dem Öffentlihen Gebraude in den Synagogen, ald zum onsbäs 
Vrivatgebrauche feine anderen Religionsbücher erlaubt feyen, Ger. 
als welche fih in Wiſſenſchaften unterfcheidend auszeich— 
aen, und entweder von der Genfur in Wien, oder vondemin 
Prag angeftellten Genfor der hebräifhen Schriften und Büs 
her, mit Zuziehung jüdifher Lehrer unterfucht und zur Ers 
yaltung zugelaffen worden find; aud daß nad drey Fahren 
ausländifche Religionsbücher gar nicht mehr geftattet wers 
ven follen. . 

$. 389. 

Laut diefed Paragraphes wird verorbnet, daß jeder Zeugnis 
Jude, der fih trauen laffen will, ebenfalls von dem dhrijts über die 
ihen Schuloberauffeher ein fchriftliched Zeugniß über den su x 
'n der deutfchen Sprache gemachten Fortgang beyzubringen ” P i 
yabe, und nur diejenigen hiervon ausgenommen feyen, welche 
m Sabre 17806 das fechzehnte Jahr ihres Alters bereits 
reicht haben. 


$. 390. 
Zutritt 


Diefer Paragraph enthält die Anordnung, daß die Iu> 5. , den 
ven, welche ſich dem Lehramte widmen wollen, um die vor⸗ gehran« 
zefchriebene Methode erlernen und fi zu ihrer Beſtim⸗ falten. 


® 


318 


mung tauglich machen zu Fönnen, bie Hauptfchule zu Prag 
beſuchen follen, wo fie, wenn fie arm find, eben der Aus— 
bülfe genießen , welche die chriftlihen Präparanden (in der 
Vorbereitung begriffenen Schullehrer) zu genießen haben; 
daß fie au übrigend gleich allen chiſtlichen Jünglingen in 
den minderen lateinifhen Studien ſowohl, als in den pbis 
Iofophifhen, juridifhen und mebdicinifhen Willenfchaften 
mit Ausnahme des kalechetiſchen Unterrichtes den Zutritt ha— 
ben, und mit den übrigen Schülern auf gleihen Fuß behan— 
delt werden follen. 

Nebſtbey beftehen hierüber nadhftehende Verordnungen, 
nähmlid : 

. . 1.baß die Kinder der Juben, da ihnen außer der Theo» 
logie alle hohen Schulen zu befucdhen erlaubt ift, ebenfalls, 
wenn fie fi durch Zalente und Anwendungen in Willen: 
ſchaften hervorthun der Doctorwürde ſowohl im juridifchen, 
ald medicinifhen Face nad vorausgegangener Prüfung und 
praestitis praestandis fähig feyen. Vid. Hofdecret vom 
12. Sänner 1782. 

2. Daß die jüdifchen Studenten eben fo wie alle andern 
fähig feven, Stipendien aud den Unterrichtögeldern zu genies 
Ben. Vid. Hofdecret vom 20. Auguſt 1780. 

3. Daß den Juden nicht geflattet fey, auf ausländis» 
fhen Univerfitäten,, Academien, Lyzeen ohne ausdrückli— 
her höchſter Bewilligung zu fludiren, übrigens jenen Ju— 
ben die über ihre im Auslande habenden nothmwendigen 
Handlungsgeichäfte ſich gebörig ausıuweifen vermögen, 
bie Päſſe auf eine beſtimmte Zeit nicht zu verweigern, ib» 
nen folde aber in Ermanglung einer beflimmten Auswei— 
fung folche nicht zu ertheilen, ja in dem Kalle, als fie dennoch 
heimlich in das Ausland gingen, oder über die Urlaubszeit 
audbleiben follten, nach dem Answanderungdpatente vom 
Jahre 1784 zu behandeln feyen. Vid. Hofdecrretvom 
18. Suly 1788. 


Gemeindeverfaffung. 
$. 391. 


Zubenges Nah Inhalt diefes Paragraphes befteht nur in der 
meinde. Hauptftadt Prag eine eigentliche Sudengemeinde.' Auf dem 
Lande gehört jeder jüdifche Einwohner ald Untertban zu 
derjenigen Behörde, welcher derfelbe bisher in Rückſicht 
auf Gerichtöbarkeit und obrigkeitlihe Rechte zugeordnet war. 
Auf dem Lande fönnen alfo nur in fo fern jüdifche Vers 
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einigungen beflehen, als fich mehrere Juden wegen ihrer 
Meligionsverhältniffe oder wegen eines gemeinfchaftlichen 
Rabbiner dazu frenwillig gefellen. Aber auch felbft wegen 
Beyfhaffung der Religiondbedürfniife, als Unterhaltung 
und Beleuchtung der Synagoge, Vertheilung des Ofters 
mehles , Anfhaffung des Paradiesapfeld, Beforgung des 
Frauenbades, Befoldung der Synagogediener, Vorfänger, 
Nabbiner u. dgl. fteht es jedem einzelnen Juden frey, der 
Vereinigung , folglich der Leiftung angemeffener Benträge 
beyzutreten oder ſich davon auszufchließen. Es find baber 
auf dem Lande feine jüdifchen Gemeindevorfieher nothwens 
dig, übrigens wird da, wo eine Synagoge vorhanden ift, 
ein Synagogenvorfteher geftattet. j | 
Hinfichtlic der gleichbemeldten Parabiesäpfel wurde 
durch Hofdecret vom 22. März 1800 verordnet, daß jeder 
Gemeinde, und einzelnen Juden frey gelaffen werde, ſich 
feinen eigenen Paradiesapfel woher immer anzufchaffen.” 


$. 392. 


Zu Folge diefes Paragraphes kann zu einem Gemein» Gemein: 
devorficher in Prag nah Verlauf von ſechs Fahren keinans devorftes 
derer gewählet werden, als der fich Über den erhaltenen * 
deutſchen Schulunterricht gehörig auszuweiſen vermag. Vor 4 
dieſem aber erhält derjenige den Vorzug, der zugleich über 
die vollendeten philofophifchen Studien ſich durch Zeugniſſe 
aus zuweiſen vermag. 


$- 393. 


Die Wahl eines Gemeindevorſtehers hat nach folgen- Wahl. 
der Vorſchrift für ſich zu gehen: 

1. die Wahl wird alle drey Jahre am 15. September, 
und wenn an dieſem Tage ein jüdiſcher Feyertag einfällt, 
am nächſtfolgenden Tage vorgenommen. Die Beſtimmung 
des erſten Wahltages iſt dem Landesgubernium überlaſſen; 

2. zu dieſer Wahl können ſämmtliche Hauseigenthü— 
mer der Gemeinde erſcheinen. Wenn ein Haus mehrere Eis 
genthümer hat, fo kann nur einer aus ihnen und zwar je« 
ner hierbey erfcheinen, der der Eigenthümer bed größeren 
Antheiles ift; 

3. die Vorfleher müſſen aus dem Mittel der Gemein 
den gewählet werten; —— 

4. fie find der Wahl nicht fähig, wenn ſie nicht ein 
eigenes Haus befiken; | 
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5. für die Yudengemeinde zu Prag find 6 Vorſteher 
beftimmt. Es müflen daher von der Gemeinde 12 Männer 
gewählet werden; 
| 6. bey der Wahl muß jebeömahl ein Commiſſär von 
dem Pragerfladtmagiftrate erfcheinen, welcher mir den wirt. 
lihen Gemeindevorfiehern die Stimnienfammlung gemeins 
ſchaftlich vernimmt; | 

7. bie Gemeindevorfieber mahben von den Nahmen 
derjenigen, die fie der Wahl fähig halten, ein WVerzeichs 
ni, welchem fie auch ihren eigenen Nahmen beyzuſetzen bes 
fugt find. Jedem Wählenden wird hiervon eine Abfchrift 
gegeben, damit er die Nahmen derjenigen, denen er feine 
Stimme ertheilet, abreißen und fie dem Stimmenfammler 
behändigen könne. Die Mehrheit der Stimmen entfcheidet ; 

8. von den auf diefe Art gewählten 12 Candibaten 
macht der magiftratifhe Commiſſãr längitens vor Verlauf 
von 14 Zagen dem Stadtmagiftrate die Anzeige, melde 
letztere ſowohl er felbft, ald die wirklichen Vorficher un» 
terfchreiben müſſen; 

9. der Magiftrat Schlägt fobann aud den 12 gewähls 
ten Candidaten ſechs dem Landesgubernium vor, welches 
dann diejenigen als wirkliche Gemeindevorjteher benennt, 
welche dasſelbe für die tauglichften zu .diefem Amte hält; 

10. in dem Falle, ald bey der Wahl Mißhelligkeiten 
entfteben follten, bat die Randesitele über den von dem 
Magiftrate darüber zu erftattenden Bericht die Gemeinde» 
vorfieher aus eigener Macht zu benennen; 


11. diefe neu ernannten Semeindevorfteher treien je⸗ 
desmahl ihr Amt mit 1. November an; 


12. eine gleiche Wahl und Vorftelung der Sandidaten 
muß immer aud dann noch gefchehen, wenn die Gemeinde 
mit ihren gegenwärtigen Vorftehern zufrieden ift, und ſolche 
daher in ihrem Amte auf das neue betätigen will. In die: 
fem Falle hat fie ihren einhellig oder durd die Mebrbeit 
der Stimmen unterfertigten Wunſch dem Stadtmagiftrate 
fchriftlich anzuzeigen, welcher, wenn nicht richtige Urfachen 
dagegen vorhanden find, ftetd darauf Rüdfiht zu nehmen 
bat; endlich 

13. wird in dem Falle, als einer von den Vorftehern ftirbt, 
oder auf eine andere Art vom Amte fümmt, einer aud dem 
fibrigen 6 Gewählten an feine Stelle benannt. 
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nr S. 394. 
Nach Inhalt diefes Paragraphes beftehen die Pflichten 
der Gemeindevorfteher weientlih im Folgenden, als: 

1. daß fie die Gemeinde in allen vorfommenden Fäl— 
len, wo e3 nöthig iſt, verireten, in ihrem Rahmen fpre: 
chen, und die Gerechtfamen derfelben beftens vertheidigen; 

daß fie für die Verpflegung der armen Juden alle thuns 
liche Sorge tragen, die zu den Gemeindeauslagen beſtimm⸗ 
ten Benträge einheben, und wenn es ſich in unvorgeſehe— 
nen Fällen um eine neue Gemeindeauslage handelt, an 
den Magijtrat wenden; und | “ 

'3. daß fie Überhaupt alles dasjenige beforgen und 
handhaben, was zum Wohl der Gemeinde dienen fann. 
Es fommt hierbey noch zu bemerken, daß fich bey dies 
fen und allen Gemeindegefchäften und Rechnungen lediglich 
der deutfchen Sprache bedient werde, und daß in Amts— 
angelegenbeiten die Gemeindevorfteber Einer für Alle und 
Ale für Einen zu haften haben, weßhalb fie auch ihre Amts— 
gefchäfte, wie es ihnen gut dünft, unter fich vertheilen, 
oder in Beforgung derfelben unter fich abwechfeln fünnen: 


$. 305. 


Diefer Paragraph verordnet, daß die Gemeindevor: 
fteher von Seite der Gemeinde in allen Ehren gehalten, und 
ihnen das Amt durb Gehorfam und Folgfamkeit erleichtert 
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werde, ſo wie der Stadtmagiſtrat ſelbſt dieſen Vorſtehern 


mit Unterſcheidung zu begegnen habe, daß den Gemeinde: 
vorſtehern übrigens eine jährliche Beſoldung an Geld oder 
anderen Vortheilen zu beſtimmen ſeye, ſelben endlich die 
Wahltaxen gänzlich nachgeſehen werden. 


5. 396. 


Dieſer Paragraph enthält die Anordnung, daß ſich 
die Gemeindevorfteher befleißen follen, ihre Pflichten genau, 
getreu undeifrig zu erfüllen, und ſich aller mittelbaren, oder 
unmittelbaren Gelderpreffungen, und jedes Mißbrauches ih: 
red Amtes enthalten follen, widrigend ihre Vergebungen 
mit doppelter Strenge geahndet, und außer einer angemeſ— 
fenen Leibesftrafe, auch die Amtöentfegung und Abfchaf: 
fung aus dem Lande hierüber verhängt werden würde. 
UAnderweitige Verordnungen hierüber beftehen im Fol» 
genden: als | 
— daß ungehindert der vorhandenen Toleranzgefetze 
21 
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die Religionsftrafen der Juden, wo fie nad den Gefegen 
einzutreten haben, allerdings Statt finten. Vid. Hofdecret 
vom 16. Auguft 1782. | 

2. Daß den Juden die Manipulation mit Gemeinde: 
geldern ohne Gautionserlag nicht zu geflatten fen, und Dies 
jenigen, die eine ſolche Vorſicht unterlaffen,, für den bier- 
aus erfolgenden Abgang den Erfaß zu leiften ſchuldig fenen, 
fih daher jene Obrigfeiten, die dort, wo jüdiſche Gemein- 

den beftehen, ohnehin die Gemeinderehnungen revidiren, 
biernah zu adten haben. Vid Hofdecretvom 22. 
Sul» 1791. - 

Bemerkung. Nah Anhalt des inzwifchen mit 1. 
Sinner 1804 in Wirkung getretenen Strafgefeßbuches iſt 
fib in Fällen, wo ein ſolcher Gemeindevorfteher des Miß- 
braudyes der Amtögewalt fi ſchuldig macht, nad dieſem 
Strafgeleß, insbefondere nach dem 11. Hauptftüde 1. Theis 
les zu achten. 


| $. 397. 
Gemein Diefer Paragraph enthält die Anordnung, daß dieje— 
delaſten. nigen Gemeindelaften,, welche auf die Religionsgebräuce 
feine Beziehung haben, und wozu jeder Jude, wenn kein 
anderweitiger Kond vorhanden tft, beytragen muß, nad 
einem billigen Berbältnif;e zu vertheilen, und im Falle dar 
über entftebender Klagen nad) einem in Prag von dem Lan 
desgubernium, auf dem Lande aber von dem Kreißamte 
zu beftimmenden Maßftabe einzuheben ſeyen, daß jedoch, 
um in folben Fällen über die Nepartition foldher Benträge 
den Grund der Beſchwerden gehörig erheben, und beurtbei= 
len zu fünnen, die Gemeindevorfteher hierüber befondere 
Rechnungen, und zwar in deutſcher Sprache zu führen haben. 
Dur eine Verordnung vom 27. July 1791 wurde 
feftgefeget, daß bey jenen Gemeinden, wo die Gemeinde 
audlagen die Einnahme überileigen , der Abgang durch 
Beyträge nah Verhältniß der von jedem Individuum zu 
leiftenden Steuer zu ergänzen, die dießfällige Nepartition 
den Ortöobrigfeiten zur Beftätigung vorzulegen, über Ein» 
nahme und Ausgabe ordentlihe Rechnung zu führen, und 
diefe Rechnung eben den Ortöobrigfeiten zu Ende des Jah— 
res zur Beurtbeilung zu übergeben fey, welde, wenn fie 
etwas Unpaflirliches darin finden follte, foldes dem Kreis» 
amte zur Abftelung anzuzeigen habe; wo fi übrigens von 
felbft verftcht, daß auch an jenen Orten, wo der Fond 
hinreichend ift, darüber ordentliche Rechnung geführet, und - 
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folhe den Obrigfeiten zur Einfiht und Beſtätigung vor⸗ 
geleget werben müſſe. 
Bevölferungdftand. 
$. 398. 

Diefer Paragraph enthält die Anordnung, daß bey ons 
der Zudenfchaft, Damit der Staat in Anfehung ded Bevöl- Terip: 
kerungsſtandes, und der dabey eintretenden Weränderuns RR 
gen fletd in einer genauen Kenntniß verbleibe, die Seelen: 
befchreibung (Confcription) mit Zuziehung der Militär: 
bebörden auf eben jene Art, wie bey den riftlihen Unter: 
thanen einzutreten habe. 

Schon durd Verordnung vom 15. Jänner 1789 wurde 
feftgefeget , daß fich bey Juden-Conſcriptionen, fo wie es 
bey den Chriften geſchieht, genau nach dem Seelenbefchreis 
bungs=s (Gonfcriytions-) Syftem, und der Erklärung über 
die in den Gonfcriptiong: Bögen enthaltenen Rubrifen, 
dießfalld nachgefolgten Verordnung , worin rüdfichtlich des 
Unterfchiedes zwifchen Land und Stadt, und wegen Wid- 
mung der Fuhrknechte die Weifung gegeben wird , bey der 
Beſchreibung, Glaffification und nachheriger Widmung der 
zu Militärdienften tauglichen Juden zu benehmen fey. 

Gegenwärtig ift die mit Patent vom 25. October 1804 
das Konfcriptiondfyftem in fi fallende, auh für Böhmen 
geltende Vorſchrift, nach welcher die Juden binfichtlich der 
Beſchreibung gleich den Übrigen Unterthanen behandelt 
werben. 


$. 399. 

Diefer Paragraph enthält, daß die Zahl der jüdi-3ahl ber 
fhen- Familien nah der Beſtimmung vom Jahre 17981 übifhen 
auf 8000 Familien feftgefeget fey, welche Familienzahl nicht — 
vermehret werden ſollte. 


$. 400. 


Nah Inhalt diefed Paragraphes darf in der Regel Fortfet: 
einer jüdifhen Familie nur in denjenigen Orten ein Auf: dUun$- 
enthalt gegeben werben, in weldhem im Jahre 1725 Jus 
den geduldet wurden, bie im obbefagten $. beflimmte geſetz⸗ 
liche Zahl der Familien darf aber niemahls überfchritten wer⸗ 
den, zu welchem Ende fi) dad Landesgubernium hierüber 
von allen Orten ein determinirted Verzeichniß ‚Horlegen zu 
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laffen, foldye8 zu berichtigen und einen Auszug davon jedem 
Dominium zu feiner Richtſchnur zuzumitteln hat. 

Hierüber befteben noch folgende Vorſchriften; nähmlich : 

1. Daß der Numerus localis der Juden nicht über: 
fhritten werden fol; Vid. Berorpnung vom 10- 
Juny 1788. 

2. Daß das obbefagte Jahr 1725 in Rückſicht auf die 
Duldung der Juden in fo. weit zur Richtfchnur zu dienen 
babe, als dort, wo im gedachten Normaljahre feine Juden 
eriftirt haben , auch dermahl feine Juden geduldet werben 
follen, dagegen aber in Anfehung der arithmetifhen Fa— 
milienzahl die im Jahre 1786 beflimmte Anzahl in feinem 
Falle zu überfchreiten fey. Vid. Hofdecret vom 1. 
Sänner 1793. 

3. Daß ın der Betrahtung, weil nähmlid die für 
Böhmen höchſten Orts beflimmte, im Jahre 1789 auf 8600 
feſtgeſetzte Judenfamilienanzahl noch nicht vollfländig war, _ 
fondern hiervon noch 942 Familien mangelten, zu deren 
Ergänzung den Bwentgebornen die Ehehimmeldaufftellung 
bewilliget, für die Stadt Prag die Zahl der zu erfegenden 
Familien auf 300, für dad Rand überhaupt aber auf 642 
beftimmet wurde. (Diefe Anzabk ift bereits vorlängit aus— 
gefüllt.) Daß mweiterd, um fowohl dem Magiftrate, als 
den Kreisämtern den wahren gegenwärtigen Stand ber 
Qudenfamilien erfichtlich zu machen, denfelben die von der 
Staatsbuhhaltung bearbeitete Confignation zugeftellet und 
biervon jedem Dominio zu dem Ende mitgetheilt werde, 
damit ſolches erleben könne, wieviel und welche Juden 
ibre Familiennummer mittelft ertheilter Ehehimmelsaufftels 
lungd-Bewilligung wirklich erbalten haben ; daß endlich bey 
Anfuchen derley Heirathen fih nad dem beftehenden Pa— 
tente vom 3. Auguft 1797 auf das genauefte zu benebmen 
und nebitdem ein derley Heiratbswerber die Bewilligung 
feiner Obrigkeit, die ihn als Kamilie auf ihrem Dominio 
dulden will, zugleich beyzulegen babe, weil außerdem eine 
Obrigfeit zur Aufnabme einer jüdifchen Familie vermög 
$. 30 des gleichbefagten Patented nicht gezwungen werden 
Fann. Vid. Hofdecretvom 10. Auguf und Ber- 
ordnung vom 20. September 1799. 


Ueber $. 401. 


— Dieſer Paragraph enthält die Anordnung, daß dort, 
Bamie ug die Familienzabl nach dem gedachten Normaljahre nicht 


i ber» Sage h 5 r * 
ee r vollzählig iſt, das k. Kreisamte einer in einem andes 
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ren Drte überzähligen Familie die Bewilligung ertheilen 
könne, mit Einwilligung der Ortsobrigkeit dahin zu ziehen. 


$. 402. 


‚ Diefer Paragraph enthält die Anordnung, daß zwar Erlös 
die überzähligen Familien, welche nicht auf die oben ers [bung 
wähnte Art in eine erledigte Familiennummer einrüden Ti — 
können, an dem Orte, wo ſie gegenwärtig wohnen, unter nriticn. 
der Bedingung zu- laffen feven, daß fie einen derjenigen 
Nahrungswege, welche in der Folge des Patentes werden 
angeführet werden, einfchlagen; daß fie jedoch erlöfchen 
müflen und daher fein Sohn einer ſolchen $amilie ſich ver» 
ebelihen dürfe, bis er in eine erledigte Familiennummer 
einrüdt, daß endlich Rabbiner, Schulfinger und Sculs 
lehrer unter die Familien nicht zu zählen feyen, jedoch nicht 
heirathen können, wenn fie nicht irgendwo eine Familien» 
nummer erhalten. 


6, 403. 


Diefer Paragraph enthält die Anordnung, daß eine Fami— 
Dbrigfeit bey Erledigung einer Familiennummer, wenn fie +? 
diefe nicht mehr befegen laffen will, hierzu nicht verhalten Zu 
werden könne, daß jedoch derfelben diefe Kamiliennummer zufd&reis 
abgefchrieben und einem anderen Dominium, welches fib bung. 
darum meldet, zugefchrieben und mit einer überzähligen 
Familie befegt werden folle. 


$. 404. 


Diefer Paragraph enthält die Anordnung, daß in ei- Heu: 
ner berechtigten Familie dem erfigebornen Sohne auch bey Fatdöbes 
Lebzeiten ded Baterd, niemahld aber dem zweytgebornen er 
Sohne cder dem Enkel zu heirathen geftartet fey, wenn 839 * 
er nicht in eine erledigte Nummer einrückt. tion. 

Weitere Anordnungen hierüber beſtehen im Folgenden: 

1. daß ein zweytgeborner Jude, der um Erhaltung 
einer Familie einkömmt, jederzeit den Beweis bevnzubrins 
gen habe, ein zwentgeborner Sohn zu feyn, weil fonft auf 
fein bloßes Angeben nicht Rüdfiht genommen würde. Vid, 
Berordnungvom 13. Jänner 1800. 

2. daß ed zwar den Juden nicht verfagt fey, einen 
Fremden auf die vorgefchriebene Art an Kindesftatt anzus 
nehmen und denfelben hierdurch aller jenen Privatvortheile 
theilhaft zu machen, über welche der Adoptant eine Verfü— 
gung zu treffen nach den Geſetzen berechtiget ift, daß aber 


& 


326 


bierunter die Befugniß zur Verehelichung und die Berer- 
bung der Samiliennummer um fo minder begriffen ſeyn 
könne , als eine derley Vererbung der Borfhrift des Pa» 
tente& vom 3. Auguft 1797 zuwider laufen würde , nad 
welcher Vorfchrift fein jüdiſcher Haudvater über feine Fas 
miliennummer eine Anordnung zu treffen berechtiget iſt, 
und adoptirte Kinder auf feinen Fall den erfinebornen 
Söhnen, von melden der Paragraph 31. des Patentes 
fpricht , gleich gehalten werden, woraud fich ergibt, daß, 
wann der Wahlvater nah der Hand Kinder erzeugt, die 
Familiennummer feinem aud der Ehe erzeugten Erfigebors 
nen zufalle; falld er aber feine Kinder erzeugt, ſolche bis 
zu feinem Ableben unbefegt bleiben müfle, und daß das 
ſelbſt nah dem erfolgten Ableben des finderlofen Wahl» 
vaterd der Wahlfohn auf deffen Familiennummer keinen uns 
bedingten Anfpruc habe, fondern ed der Beurtbeilung der 
Landeöftelle überlaffen bleibe, die erledigte Familiennummer 
nah Maßgabe der eintretenden Umflände entweder dem 
Wahlfohne, oder einem andern hierzu geeigneten Individuum 
zu verleihen. Vid. Hofdecret vom 29. May 1800. 
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gortfet: Diefer Paragraph enthält die weitere Anordnung, daß 
sung. dem Juden aud da, wo’ er in eine erledigte Familien» 
nummer einrüdt, fi zu verehelihen nur unter dem Bes 

dingniffe erlaubt fey, 

1. daß der Bräutigam nicht unter 22, und die Braut 
nicht unter 18 Jahre im Alter fen; 

2. daß Bende, wenn fie nicht im Jahre 1786 das fech= 
zehnte Jahr ihres Alters bereitd erreicht hatten, fib über 
den gemachten Fortgang in der Normalfchule nicht nur mit 
Beugniffen ausweiſen, fondern ſich aud der Prüfung bey 
dem chriſtlichen Schuloberauffeher unterwerfen; 

3. daß fi über einen der Nahrungszweige, welche 
dad Patent in der Folge beftimmen wird, ausweifen, nebft 
diefem aber auf dem Lande ein Vermögen von wenigftens 
300, in der Stadt Prag aber von wenigfiend 500 Gulden 
zufammen zu bringen glaubwürdig ausweifen ; 

‚a. daß fie endlich zur Verehelibung (die fogenannte 
Himmeldaufftelung) bey dem Kreisamte um die Bewillis 
gung anfuchen müfjfen, welches die Entſcheidung der ans 
deöftelle einzuholen, vorher aber die über die oben ange 
— Erforderniſſe beygebrachten Beweiſe genau zu prüs 
en hat. 
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Diefer Paragraph verordnet, daß jede ohne die ein, Bortfets 
gebolte vorgefhriebene Bewilligung eingegangene Ehe un,» 3UN8- 
gültig fey, und daher in dem Falle, als ein Rabbiner 
ohne Erlaubniß der Kandesftelle eine Trauung vornehmen 
follte, folder fammt dem getrauten Paare aus den Erbs 
ftaaten zu fchaffen wäre. —— 

Anmerkung. Die durch das ſpäterhin, nähmlich mit 
1. Zänner 1812 in Wirkung getretene bürgerliche Geſetzbuch 
diedfalld eingetretenen Abweichungen werden an feinem 
Plage gehörig bemerkt werden. 
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Diefer Paragraph enthält, daß fich in Anfehung der ee 

Difpenfen und Grade von Blutverwandtfchaft und übers > 

haupt in Anfehung der Ehe ald eines bürgerlichen Bertras 

ged nach den bürgerlichen Gefegen und nach ten in Aus« 

übung ſtehenden Borfchriften zu achten und zu benehmen fey. 
Bemerkung. In Folge deffen fann hierüber gegen 

wärtig nur das mit 1. Zänner 1812 in Wirkung getretene 

bürgerliche Geſetzbuch zur Richtfehnur dienen. « 
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Durch dieſen Paragraph wird angeorbnet, daß in v — 
dem Falle, als eine fremde Jũdinn einen Juden aus einer —— 
berechtigten Familie in Böhmen heirathen will, die Lanz züpinn. 
desſtelle diefe Heirath bewilligen fönne, wenn die Fremde Juden 
ein Vermögen von wenigftens 5000 fl. in das Land bringt. ches 

Weitere auf die Judenehen bezugnehmende Berord⸗in melde 
nungen beftehen im Folgenden: a 

1. daß die wegen Beftrafung der obne Bewilligung gen zc. 
fih verheiratbenden Juden beftebenden Verordnungen In 
jeder Synagoge alljährlich publiciret werden follen. Vid. 
VBerorpnung vom 6. Februar 1783. 

2. Daß nah dem hier nachſtehenden Mufter die Vers 
mögendfaflionen von den Juden bey Ehehimmeldaufßels 
lungen einzubringen feyen. Vid. Verordnung vom 23. Oc⸗ 
tober 1790 und 25. July 1791. Ä 
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3. Daß zur A g der zmwifchen den Kreis: und 
anderen Rabbinern ri ehrlich der Ehehimmelsaufſtellun— 
gen fich ergebenden Anftände jeder inländifche , von der 
Zantesftelle beftätigte Nabbiner jüdifhe Brautpaare cos 
puliren Fönne, felber) aber verbunden ſey, fi) zuvor von 
dem erhaltenen Heirathöconfens und der vollzjogenen Aufs 
kündigung, dann ob zwiſchen dem Brautpaar Fein Hinder> 
niß der Verwandtſchaft obwalte, zu überzeugen, und jes 
dem Eopulirten den Heirathsconſens wieder zurüdzuftels 
len, auch darauf den Gopulationdtag unter feiner Ferti— 
gung anzumerken, übrigens aber auh am Ende des Jah— 
red eben fo ein VBerzeichniß der copulirten Paare dem Kreis: 
rabbiner zu übergeben, als folches nach der Verordnung 
vom 27. Dctober 1783 mit den eingefegneten Mädchen von 
den Schulfinger gefhehen muß. Vid. Berordnung vom 
18. October 1792. I 

Bemerkung. Auch hier treten die Vorſchriften des 
mit 1. Jänner 1812 in Wirkung gekommenen bürgerlichen 
Geſetzbuches ein, wovon das Nähere an feinem Platze er: 
Örtert wird. 

4. Daß jeder jüdifche Heirathöconfendwerber ohne Uns 
terfchied an die Schule des Wohnortes oder des Bezirkes, 
wo der Bittwerber den Unterricht zu nehmen gehalten ift, 
angewiefen werde, entweder von den gefammten Lehrern 
ein Schulzeugniß , werin er defjen fähig ift,.oder von dems 
felben ein Zeugniß, daß er das feftgefegte Alter im Jahre 
1766 erreicht habe, beyzubringen; daß weiterd vor Bey 
bringung diefed Zeugniffes niemabld ein berichtlihes Gut: 
achten an die Randesftelle zu erftatten, endlich daß den 
Schullehrern jedesmahl die Einfiht in die Beſchneidungs— 
bücher zu geitatten fey Vid. Verordnung vom 2%. 
November 1792. 

5. Daß das Kreisamt bey Berichterftattung über die 
angefuchte Bewilligung einer jüdifhen Heirath jederzeit 
zugleich in diefem Berichte die wirklich im Orte beftehende 
Anzahl der Judenfamilien anzumerken habe. ‚Vid. Vers 
ordnung vom 21. Xuny 1763. 

6. Daß die jüdifhen Himmeldaufftelungen nicht eher 
neftattet werden follen, als bi8 von dem Brautpaar bie 
Bermögendfaflion ordentlich eingebradht und über den Be— 
trag der Steuer für 3 Jahre entweder die vollftändige Si— 
cherheit durch einen vermöglichen Bürgen (Caventen) oder 
die Steuer felbft für diefe Zeit erleget feyn wird; meiters, 
daß die Fafionseinbringung und Sicherſtellung der Steuer: 
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einnehmer zu geſchehen habe , endlich daß die Ortövor- 
fleber und Ortögerichte die Vornahme der Ehehimmels⸗ 
aufitelung nicht eher zulaffen follen, ald bis mit einem 
von dem Steuereinnehmer eigens auögeitellten Schein vie 
vollzogene Faffiondeinbringung fowohl als die Sicherfiel« 
lung ausgewieſen if. Vid. Berorbnung vom 24. Dcs 
tober 1703. 

7. Daß kein Rabbiner unter der Strafe von 50. fi. 
ein Brautpaar copuliren fole, wenn es fih nicht zuvor 
über die eingebradhte gemeinſchaftliche Vermögensfaſſion und 
die auf 3 Jahre entweder bar erlegten, oder hinlänglich 
fihergeftellten Steuern außgewiefen hat. Vid.Berordnung 
vom 15. May 1794. 

8. Daß in allen Fällen, wo ein jüdifher Heiraths— 
mwerber durch Zeugen glaubwürdig darthut, daß derfelbe 
von einer Normalfamilie abflamme, auf den Heurathscon—⸗ 
fend einzurathen ſeye, wenn auch daſelbſt die Normalzabl 
ber Familien überfchritten feyn follte, und zwar aus dem 
Grunde, weil fein Stamm viel älter ift, ald aller fpäter 
dahin gefommenen Juden, mithin felben auch dad Vorrecht 
der Succeflion gebühret und folder nicht ald überzählig 
angefehen werden kann. Vid. Verordnung vom 1. 
Dctober 1797. | 

9. Daß bey Inftruirung eines jüdifchen Heirathsge— 
fuches auch das Beſchneidungsatteſt des Bräutigams, und 
das Zeugniß der Hebamme in Abſicht auf das Alter der 
Braut beyzulegen ſey. Vid. Verordnung vom 16. 
October 1797. 

10. Daß die neu verehelichten jüdiſchen Contribuenten 
die gemeinfchaftliche Wermögensfaflion mit der Trauungs- 
tabelle unter Einern einzubringen haben. Vid. Berord= 
nung vom 6. Juny 1799. 

11. Daß in Betreff der jedem Zuben von hoher Bebör- 
de ertheilten Ehehimmeldaufitelungd: Bewilligung von dem 
Amtövorfteher jederzeit der Zag, an welchem er feine Hoch— 
zeit gehalten hat, längitend binnen 8 Tagen nah der Ehe 
bimmelsaufftelung dur das f. Kreisamt anher anjuzeis 
gen habe, um denfelben mit feiner Braut in der Conſigna— 
tion der Heirathsconſenſe beſtimmt aufführen zu können. 
Vid. Berordpnung vom 30. September 1799 

12. Daß ein jüdifcher Heirathömerber zugleich die Bes 
willigung jener Ortsobrigfeit, die ihn ald Familie auf ih— 
rem Dominium dulden will, mit beyzulegen habe. Vid. 
- Berordbnung vom 20. September 1799. 
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23. Daß die Kreisämter jederzeit ben Kreidrabbinern 
die Heirathsconſenſe entweder in Orginali, oder in Abfchrift 
zu ihrer Richtſchnur und Sicherheit mitzurheilen, und le& 
tere unter eigener Dafürhaftung bey den jüdifchen Hei— 
rathämerbern die Trauung erſt dann zu vollziehen haben, 
wenn ſich felbe mit einer von dem betreffenden Gontribus 
tionseinnehmer auszuftellenden Quittung über die. dur 
3 Sabre vorhinein ficher geitellte Steuer ausweifen fönnen. 
Vid. Berordnung vom 17. März 1800. | 

124 Daß von den neu verehelichten Juden bie gemeins 

ſchäftliche Vermögensfaſſion und Zrauungstabelle gleich an 
vem Tage, wenn fie den Ehehimmel aufgeftellet haben, 
einzubringen , die dreyjährige Steuer aber von dem gemein« 
ſchaftlich zufammengebradbten und bey Anfuhung um die 
Ehelicend ausgewieſenen Vermögen noch vor der volljogenen 
„Heirath fiber zu ftellen fey, auch die Juden von feinem 
anderen, ald bloß von ihrem eigenen Kreißrabbiner, oder 
deſſen Bevollmächtigten, fich trauen laffen follen. Vid. Vers 
ordnung vom 24. März 1800. 

15. Daß in dem Falle, als fi um eine jüdifche Fami⸗ 
lienftelle 3meytgeborne meldeten, welche nicht böhmifche, 
fondern Juden aud anderen Ländern wären, oder wenn eine 
fremde Jüdinn einen inländifchen Juden heirathen wollte, 
ſolche, ohne erſt Bericht zu erftatten, unmittelbar abzumeifen 
fey, ausgenommen, daß fhon nad dem Patente vom 3. Aus 
guſt 1797 ein derley Jude 10,000 Gulden und eine berley 
Südinn 5000 Gulden ind Land bräcdte und ſich darüber 
audmweifen könnte. Vid., Verordnung vom 8. Sep 
tember 1800 

16. Daß der Kreidrabbiner in dem Kalle, als felber 
Semanden zur Zufammengebung jüdifher Brautleute dele— 
giren wollte, jederzeit den Nahmen des Delegirten beſtimmt 
anfege und nicht bloß die Zrauung Jedermann , wen 
man immer wolle , überlafje , widrigend, wenn in ber 
Delegation nicht der Vornahmen ſowohl, ald der Zunah— 
men ded Bräutigamd und Braut, dann ded Delegirten 
ausgeſetzet ſeyn wird, und fich dadurch eine unechte Zuſam— 
mengebung ergeben follte, der delegirende Kreisrabbiner 
fo angefehen werden würde, ald wenn er felbft die Zuſam— 
mengebung vorgenommen hätte, folglich mit fammt bem zu⸗ 
fammengegebenen Paare vermög Patent vom 3. Auguft 1797 
aus den F. k. Erbftaaten abgefchafft werden würde. Vid. 
Verordnung vom 9. July 1801. 


17. Um übrigens die bey dem Heirathögefuhen und 
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deſſen Beylagen oftmahls vorkommenden Unrichtigkeiten und 
auch Hintergehungen wirkſam zu beſeitigen, find hinſicht⸗ 
lich derſelben nachſtehende Directivregeln vorgefchrieben 
worden, die darin beſtehen: 

a. daß von feinem jüdiſchen Heirathswerber ein Se- 
fuh angenommen , viel weniger an die Landeöftelle ein- 
begleitet werden könne, wenn folches nit mit dem Ein» 
en des obrigkeitlihen Amtes oder Magiftrated vers 
eben iſt; 

b. daß die Einfchreitungen der obrigkeitlichen Aemter 
und Magiflrate genau zu prüfen feyen, ob der Heiraths⸗ 
werber alle vorgefihriebenen Erforderniffe ausgewiefen und 
belegt habe, dann ob die Urkunden feinem Bedenken uns 
terliegen; 

c. daß ein jeder Brautwerber durch ein ämtliches Zeug- 
niß feinen ebemahligen und feinen veränderten oder 
angenommenen neuen Vor⸗ und Geſchlechtsnahmen; wie ° 
auch denNahmen und Aufenthaltdort feiner Braut beweife; 

d. daß die obrigkeitlihen Aemter und Magiitrate, da 
fie für die Wahrheit und Richtigkeit ihrer ämtlich audgeftell- 
ten Beugniffe und Berichte, fo wie für die genaue Befol— 
gung gegenwärtiger Vorfchrift zu baften und bey firenger 
Ahndung zu verantworten haben, fich mit den bloßen Anga= 
ben der Juden nicht begnügen, fondern deren Grund oder 
Ungrund vorher verläßlich erheben follen ; 

e. daß bey allen Zeugniffen mit Ausnahme der Schul» 
zeugniffe darauf gefehen werde, ob das Zeugniß nur von 
folhen Perfonen ausgeftellet fey, welche zur Ausitellung des» 
felben befugt find, und von dem, was fie bezeugen, genau 
Willenfbaft haben können, daß fie alles, was man zu 
wiſſen nöthig hat, beflimmt und nicht im Allgemeinen bezeu⸗ 
gen; daß fie dad Bezeugte und ihre eigenhändige Unters 
ſchrift vor iprem obrigfeitlihen Amte und Magiftrate,welcdye 
ed ibnen vorzulefen und fie über die Wahr: 
beit und Richtigkeit des Einen und des An» 
dern zu befragen haben, befennen, wo fodann erft 
die obrigfeitlihen Aemter und Magiftrate, daß dieß ges 
[heben fen, auf dem Zeugniffe anzumerfen, und die Echt— 
heit desfelben unter eigener Unterfchrift und Beydrückung 
des Amtsinſiegels zu beftätigen haben, die Ausiteller eines 
folhen Beugniffes aber vor Beantwortung der Fragen von 
Seite des obrigkeitlihen Amtes oder Magiftrated an die 
Bekennung der Wahrheit zuerinnern, und von den auf 
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die Ausftelung eines falſchen Beugnifjes geſetzlich beſtimm⸗ 
ten Strafen zu unterrichten fommen ; © 

f. daß die Zeugniffe in der Regel ftetd von den Beu- 

gen felbft eigenhändig, und wenn der Zeuge des Kefens 
und Schreibens unkundig iſt, auf deffen Anfuchen von ei» 
nem Anderen, jedod mit Beyfegung feines Handzeichens, bes 
Nahmens des Zeugnißgeberd und des erbetenen Nahnıends 
unterfchreiberd vor dem obrigfeitlichen Amte oder Magiftrate 
zu unterzeichnen, und bey jedem Unterfertigten der Stand 
und Charakter deöfelben nebft Wohnort und Hausnummer 
beyzuſetzen fey, um im Falle einer entdedten Unwahrbeit 
ihn zur Strafe ziehen zu können; Endlich 

g- daß die Berichte an die Landesftelle über die Hei» 
rathöberichte von den Kreisämtern bergeftalt abzufafien 
feyen, daß fie ſich punctweife über alle Gegenftände ver— 
breiten, auf welde man bey Ertheilung des Heirathscon⸗ 
fenfes nad gegenwärtiger Vorſchrift das Augenmerk. zu 
richten hat. Ä 

Diefe run behandelten Anordnungen gründen ſich vors 
züglih auf dad Patent vom 3, Auguft 1797 und auf die 
früheren nicht aufgehobenen und auch auf fpätere Verord⸗ 
nungen. Durch das unterm 1. Zänner 1812 für fämmtliche 
öfterreichifche, deutiche Erbländer, hiermit auch für dad Kö— 
nigreih Böhmen in Wirkung getretene bürgerliche —*— 
ſetzbuch ſind hinſichtlich der Judenſchaft in dem J. 
Theile, II. Hauptſtück beſondere geſetzliche Vorſchriften ges 
geben worden, welche zum Theil von dem, für die chriſt⸗ 
lichen Unterthanen gegebenen Eherechte und zum Theil von 
dem obigen Patente abweichen, oder in ſolchem nicht ents 
halten find. Die dießfällige Erörterung der Judenrechte 
binfichtlih ihrer Ehre nach dieſem bürgerlihen Gefesbuch 
dürfte hier an feinem rechten Plage ftehen. 

Der $. 123 diefes bürgerlichen Gefeßbuches enthält übers 
haupt, daß ben der Judenſchaft mit Rüdfiht auf ihr Re— 
ligionsverhältnig Abweichungen Statt finden. 

Der $. 124 enthält, daß die jüdifchen Verlobten zur 
Schließung einer gültigen Ehe die Bewilligung von jenem 
Kreidamte bewirken, indeffen Bezirke fih die Hauptgemeinde 
befindet , welcher ein oder der andere Theil einverleibt ift. 

Der $. 125 enthält, daß ſich bey der Judenſchaft das 
Ehehinderniß unter den Seitenverwandten nicht weiter er⸗ 
firede, ald auf die Ehe zwifhen Bruder und Schweſter 
und einem Sohne oder Enkel ihres Bruders oder ihrer 
Schwefter; weiterd baß dad Ehehinderniß der Schwägers 
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ſchaft auf nachſtehende Perfonen befchränfet werde, nähm> 
lich: Nach aufgelöſter Ehe ift der Mann nicht befugt, eine 
Verwandte feines Weibes in auf. und abfteigender Linie, 
noch auch feines Weibes Schwefter zu ehelihen, und das 
Weib ift nicht befugt, einen Verwandten ihres Mannes im 
auf und abfleigender Linie, noh auch ihres Mannes Bru— 
der, noch einen Sohn oder Enkel von ihres Mannes Bru— 
der oder Schweiter zu beiratben. 

Der $. 126 enthält: daß die Verfündigung der Ju— 
deneben in der Synagoge oder in dem gemeinfchaftlichen 
Betbhaufe, wo aber ein ſolches nicht befteht, von der Orts— 
obrigfeit an die Haupt» und befondere Gemeinde, welcher 
ein oder der andere verlobte Theil einverleibt ift, an drey 
nach einander folgenden Sabbath: oder Feyertägen mit Be 
obachtung der in den F. 70, 73 (de bürgerlihen Geſetz⸗ 
buched) ertheitten Vorfchriften zu gefchehen habe, übrigens 
die Nachricht von den Verkündigungen nah den Borfchrifs 
ten der 9. 83, 88 zu erlangen fey. 

Bemerkung. Zur fohnelleren Ueberficht werben auch 
diefe hier benannten $$. aufgenommen und im Nachſtehen— 
den behandelt. 

Nach dem $.70 des bürgerl. Geſetzbuches beiteht das Auf 
geboth in der Berfündigung der bevorflehenden Ehe, mit An» 
füdrung des Vornahmens, Kamiliennahmens, Geburtdorte$, 
Standes und Wohnortes beyder Verlobten mit der Erinne- 
rung: daß Jedermann, dem ein Hinderniß der Ehe bekannt 
ift, felbes anzeigen folle. Die Anzeige ift unmittelbar, oder 
mittelit des Seelforgerd, der die Ehe verfündiyet bat, bey 
demjenigen Seelforger zu machen, dem die Trauung juflebt. 

Es folgt alfo hieraus, daß der Rabbiner, der die Ver— 
fünbigung vornimmt, wenn er nicht auch felbft dieXrauung 
vorzunehmen hätte, die erhaltene Anzeige über ein Ehebins 
berniß dem Rabbiner, der die Trauung vorzunehmen hat, 
alfogleich machen mülfe. 

Nah dem $. 71 ded bürgerlihen Geſetzbuches muß die 
Verfündigung an drey Sonn» oder Fefltagen an die ge— 
wöhnliche Kirchenverfammlung des Pfarrbezirked, und wenn 
jedes der Brautleute in einem anderen Pfarrbezirfe wohnet, 
beyder Pfarrbezirke gefchehen. Bey Eben zwilhen nicht: 
katholiſchen chriftlichen Religionsgenoffen muß dad Aufge> 
both nicht nur in ihren gottesdienftlihen Verfammlungen, 
fondern auch in jenen katholiſchen Pfarrkirchen, in deren Bes 
zirke fie wohnen, und bey Ehen zwifchen katholiſchen und 
nicht katholiſchen, chriltlichen Religionsgenoſſen ſowohl in 
der Pfarrkirche des Fatholifhen und in dem Bethhauſe des 
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aichtkatholiſchen Theiles, als auch in ber Batholifchen Pfarr: 
Eirche , in deſſen Bezirke der Lestere wohnt, vorgenom⸗ 
men werden. | 

Die Verfündigungen der Juden müffen daher an ihren 
Sabbath. oder Feyertagen entweder in der Synagoge oder 
in dem gemeinf&haftlihen Bethhauſe, oder wo auch dieſes 
nicht befiebt, von der Ortöobrigkeit in der Haupt: und ber 
fonderen Gemeinde, welcher jeder Theil der jüdiſchen Vers 
lobten angehört, dreymahl vorgenommen werden. 

Nach dem $. 72 des bürgerlichen Gefegbuches muß das 
Aufgeboth in dem Falle, wenn die Verlobten, oder eine® 
von ihnen in dem Pfarrbezirke, in welchem die Ehe gefchlofs 
ſen werden foll, noch nicht durch ſechs Wochen wohnhaft find, 
aud an ihrem legten Aufenthaltdorte, wo fie länger ald die 
eben beflimmte Zeit gewohnt haben, vorgenommen werden, 
oder die Verlobten müffen ihren Wohnfig an dem Orte, wo 
fie fich befinden, dur ſechs Wochen fortfegen,, Damit die 
Verkündigung ihrer Ehe dort hinreichend fey. 

Nah dem $. 73 des bürgerlichen Gefegbuched muß in 
dem Falle, als binnen fehs Wochen nach dem Aufgebothe 
die Ehe nicht gefchloffen würde, die drey Auffündigungen 
wiederholet werden. 

Nah Inhalt des $. 83 des bürgerlichen Geſetzbuches 
Fann aus wichtigen Gründen die Nachſicht von Ehehinder: 
niffen bey der Landesftelle (alfo dem f. Landesgubernium 
in Prag) angefucbet werden, welche nach Befchaffenheit der. 
Umitände fi in das weitere Bernehmen zu feßen hat. 

Nah Inhalt des $. 84 des bürgerlichen Gefegbuches 
muß die Nachſicht von Ehehinderniffen vor Abfchließung 
der Ehe von den Parteyen felbft und unter eigenem Nah— 
men angefucht werden. Soltte fi aber nah gefchloffener 
Ehe ein vorher unbefanntes auflösliches Hinderniß äußern, 
fo können fib die Parteven auch durch ihre Seelforger 
(hier alfo durch den Rabbiner) und mit Verfchweigung ih» 
red Nahmend an die Landesftelle um Nachſicht wenden. 

. Nah Inhalt des g. 85 des bürgerlichen Geſetzbuches 
wird in den Orten, wo feine Landesſtelle ift, den Kreis— 
ämtern die Macht ertheilet, aus wichtigen Urfachen die 
zweyte und dritte DE BUNG nachzuſehen. 

Nach Inhalt des $. 86 des bürgerlichen Geſetzbuches 
kann unter dringenden Umſtänden von der Landesſtelle, 
oder dem Kreisamte, und wenn eine beſtätigte nahe Todes— 
gefahr feinen Verzug geſtattet, auch von der Ortsobrigkeit 
das Aufgeboth gänzlich nachgefehen werden, gegen dem je» 
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doch, daß die Verlobten eidlih betheuern, daß ihnen fein 
ihrer Ehe entgegenfichendes Hinderniß befannt fen. 

Nah Inhalt des $. 87 des bürgerlichen Geſetzbuches 
ann die Rachſicht von allen drey Verfündigungen. gegen 
Ablegung des im $.86 erwähnten Eides auch dann ertheis 
let werden, wenn zwey Perfonen getrauet werden wollen, 
von denen ſchon vorhin allgemein vermuthet wurde , daß 
fie mit einander verebelicht feven. In diefem Falle kann 
bey der Landesſtelle die Nadficht von dem Seelforger (bier 
alfo von dem Kabbiner) mit Verfchweigung der Nahmen 

der Perfonen angefuht werden. Endlih muß: 
Nach Inhalt des $. 88 des bürgerlihen Geſetzbuches 
in dem Falle, wenn von einem bey Scliefung der Ehe 
beftandenen- Hinberniffe die Nachficht -ertheilet wird, ohne 
Wiederholung des Aufgebothed abermahl die Einwilligung 
von dem Seelforger (bier dem Rabbiner) und zwen vers 
trauten Zeugen erfläret und die feyerlibe Handlung in 
dem Zrauungsbuche angemerfet werben. Iſt diefe Vorſcrift 
beobachtet worden , fo ift eine foldhe Ehe fo zu betrachten, 
ald wäre fie urfprünglich gültig gefchloffen worden. 
| Diefe find nun die gefeglihen Erforderniffe, die bins 

fibhtlih der einer jüdifhen Verehelihung vorhandenen Ehe: 
binderniffe und der voransgebenden Berfündigung bes 
ftehen. Nun folgen die geſetzlichen VBorfchriften über die 
Trauung. 

Der $. 127 des bürgerlichen Geſetzbuches enthält dieß— 
falls die geſetzliche Vorſchrift, daß die Trauung von dem 
Rabbiner oder Religionslehrer (Neligionsweifer) der Haupt⸗ 
gemeinde des einen oder des anderen. verlobten. Teiles , 
wenn fie fich mit den erforderlichen Zeugniſſen ausgewie— 
fen haben, in Gegenwart zweyer Zeugen. vollzogen werben 
folle, und daß der Rabbiner oder Religionstebrer auch ven 
Rabbiner oder Religionslehrer einer anderen Gemeinde zur 
Trauung beitellen könne. 

Der $. 128 des bürgerlichen Geſetzbuches enthält, daß 
der ordentliche Rabbiner oder Religionslehrer die vollzogene 
Zrauungsbandlung in der Landesfprace in dad Trauungs⸗ 
buch auf die in den $$. 80, 82 vorgefchriebene Weiſe eins 
zutragen, die von den Verlobten beygebradhten nothwens 
digen Zeugniffe mit der Reihenzahl, unter welcher die Ge 
trauten In dem Trauungsbuche einverleibt worden find, zu 
bezeihnen, und dem Trauungsbuche anzuheften babe. 

Ueber die Art und Weife der Eintragung enthalten die 
65. 80, 52 Folgendes: . 

Nach dem $. 80 find die Pfarrvorfteher (hier die Rab» 
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yiner) zu einem dauerhaften Beweife bes gefchloffenen Eher 
ertraged verbunden, dieſen Vertrag in das befonderd da— 
zu beſtimmte Zrauungsbuch eigenhändig einzutragen. Es 
nuß der Bor: und Kamiliennahme, das Alter, die Woh— 
nung, fo wie auch Stand der Ehegatten mit der Bemers 
tung, ob fie ſchon verehelicht waren, oder nicht , der Vor: 
and Familıennahme, dann der Stand ihrer Aeltern und der 
Zeugen; ferner der Zag, an welchem die Ehe geſchloſſen wors 
ven; endlih auch der Nahme des Seelforgerd (hier des 
Rabbiners) vor welchem die Einwilligung feverlich erflärt 
vorden iſt, deutlich angeführet, und die Urkunden, wodurd 
sie vorgefommenen Anjtände gehoben wurten, angedeutet 
werden. 

Nah dem $. 81 muß in dem Falle, als die Ehe an 
sinem dritten Orte, dem feine der verlobten Perfonen eins 
gepfarrer ift, geichloffen werden foll, der ordentliche Seel: 
orger (hier der Rabbiner hinfichtlich feines Bezirkes) gleich 
dey der Ausfertigung der Urkunde, wodurd er einen Ana 
veren zu feinem Stellvertreter benennet, diefen Umitand 
nit Benennung ded Ortes, wo und vor welchem Seel⸗ 
'orger (Rabbiner) die Ehe gefhloffen werden folle, in das 
Srauungsbuch feiner Pfarre (Bezirkes) eintragen. . 

Nach dem $. 82 muß der Seelforger (Rabbiner) des Dr: 
es, mo die Ehe eingegangen wird, Die geſchehene Abichlies 
jung der Ehe in das Zrauungsbuch feiner Pfarre (Bezir— 
es) mit dem Benfage, von welchem Pfarrer (Rabbiner) 
'r zum Stellvertreter benannt wurde, ebenfalls eintragen 
ınd die Abſchließung der Ehe dem Pfarrer (Rabbiner), von 
velchem er berechtiget worden it, binnen acht Zagen an» 
‚eigen. | 

Der $. 129 des bürgerlichen Gefekbuches enthält, daß 
ine Sudenebe, die ohne Beobachtung der gefeglihen Bore 
hriften gefchloffen wurde, ungültig fey. z 

Der $. 130 des bürgerlichen Gefegbuches enthält, daß 
vie Verlobten oder Rabbiner und Meligionslchrer, welde 
en obigen, Vorfhriften zuwider handeln, dann Diejenigen, 
velche ohne die ordentlihe Beitellung eine Zrauung vor— 
iehmen, nad dem $. 252 des zweyten Theiles des Straf: 
zeſetzes beſtraft werten. RT 

Nach diefem $. 252 im 13 Hauptftüde, IE. Theil des 
Strafgeſetzbuches ift die Strafe auf diefe Uebertretung firen- 
ser Arreft von drey zu ſechs Monatyen, woben. 
ver Verführende ſteis firenger zu beftrafen,, der Arreſt 
ıber auch noch zu verfihärfen iſt, wann einem Theile das 
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Ehehinderniß verbeimlichet, und er folchergeftalt ſchuldlos zu 
zu einer nichtinen Ehe verleitit worden ift. 

Hieraus folgt alfo, daß die für einen ſolchen Fail 

vorher beftimmte Strafe der Abſchaffung aus den Erbftaa« 
ten feit diefem Strafgeſetzbuche nicht mehr Statt finde. 
“ Der $. 131 des bürgerlichen Geſetzbuches enthält, daß 
jene Rabbiner oder Meligionslebrer, welde die Trauungs— 
bücher nicht nach Vorfchrift des Gefeges führen, mit einer 
angemeflenen Geld: oder Leibeöftrafe zu belegen, von ib— 
rem Amte zu entfernen und für immer als unfähig zu dem: 
felben zu erklären feyen. 


Nun folgen die aefeglichen Vorfchriften, welche bin: 
fihtlih der Scheidung jüdiſcher Ehen beiteben. 

Der 9. 132 des bürgerlichen Gefegbuces enthält, daß 
bey der Scheidung vom Tiſch und Bett auch in Rüdficr 
der jüdifhen Ehegatten die allgemeinen Vorſchriften zu 
gelten haben, fie haben ſich daber gleihfalld an den Rab» 
biner oder Religionslebrer zu wenden, und diefer die oben 
ertheilte Anordnung zu beobachten. $$. 104—110. 


Nach dem F. 104 des bürgerlichen Geſetzbuches baben 
nähmlich die Ehegatten ihren Entfhluß über die unter ib» 
nen voraus beſchloſſene Echeidung vom Tiſch und Bett 
fammt den Beweggründen, ihrem Pfarrer (bier alfo ihrem 
Rabbiner) vorerft zu eröffnen, defien Pflicht es iſt, die 
Ehegatten an dad wechfelfeitig bey der Zrauuung gemachte 
Verfprechen zu erinnern, und ihnen die nachtheiligen Fol: 
gen der Scheidung mit Nachdruck an das Herz zu legen, 
diefe Vorſtellungen zu drey verfciedenen Mahlen zu wies 
derbolen, und, wenn diefe Vorftelungen ohne Wirkung 
bleiben, den Parteyen ein fchriftliches Zeugniß ausjuftellen, 
daß fie, die Eheleute, der dreumabl geſchehenen Vorſtel⸗ 
lungen ungeachtet, bey dem Verlangen fidy zu fcheiden, vers 
barren. u: 

Nah dem$ 105 haben bende Ehegatten mit Beylegung 
dieſes Zeugniffes dad Scheidungsgeſuch bey ihrem ordentli« 
chen Gerichte anzubringen, welches die Eheleute perſönlich 
vorzurufen, und, wenn fie vor demfelben beftätigen, daß jie 
fowobl über die Scheidung felbft, al$ über die Bedingun— 
gen in Abfiht auf Vermögen und Unterhalt mit einander 
verftanden find , ohne weitere Erforfhung bie verlangte 
Scheidung zu bewilligen, und foldhe bey den Gerichtsacten 
vorzumerfen hat, übrigens aber, wenn Kinder vorhanden 
find, verbunden ift, für diefelben nady Vorſchrift des Ge- 
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ſetzes (dritten Hauptftüd, I. Theil des bürgerlichen Geſetz⸗ 
buches) zu ſorgen. | 

Nah. dem $. 106 kann zwar ein minderjähriger oder 
pflegebefohlener Ehegatte für ſich felbft in die Scheidung 
einwilligen; es ijt jedoch zu dem Uebereinfomuen in Abſicht 
auf das Vermögen der Ehegatten und den Unterhalt, ſo wie 
auch in Rückſicht auf die Verſorgung der Kinder die Einwile 
lıgung des gefeßlihen Bertreterd und des vormundfchaftlie 
hen Gerichte nothwendig. - 

Nach dem $. 107 müffen in jenem Falle, wo ein Theil 
in die Scheidung nicht einwilliget, der andere Theil aber 
aus rechtmäßigen Bründen darauf dringt, die gütlichen Wors 
ſtellungen des Pfarrers (hier des Rabbiners) vorausgehen, 
wenn folche aber fruchtlos find, oder der befchuldigte Theil 
bey dem Pfarrer (Rabbiner) zu erfcheinen fich weigert, ift 
dad Begehren mir ded Pfarrers (Rabbiners) Zeugniß, und 
den nöthigen Beweifen bey dem ordentlihen Gerichte ein» 
zureichen , welches die Sache von Amtswegen zu unterfus 
hen und darüber zu erkennen hat, auch dem gefährdeten 
Theile noch vor der Entfcheidung einen abgefonderten ans 
fländigen Wohnort bewilligen kann. 

Nach dem $. 108 find jene Streitigkeiten, welche bey 
einer ohne Einwillinung des anderen Gatten angefuchten 
Scheidung über die Abfonderung des Vermögens , oder die 
Verſorgung der Kinder entftehen, nach den in dem $. 117 
des bürgerlichen Geſetzbuches enthaltenen Vorfchriften (wo⸗ 
von weiter unten gehandelt werden wird), zu behandeln. 

Nach dem $. 109 kann aud folgenden wichtigen Grüns 
den auf die Scheidung erfannt werden: nähmlich, wenn 
der Geflagte eines Ehebruches fhuldig erfannt worden if; 
weiters, wenn er den flagenden Ehegatten boshaft verlaffen, 
oder einen unnrdentlichen Lebenswandel geführet hat, wo» 
durch ein beträchtlicher Theil des Vermögens des klagenden 
Ehegatten, oder die guten Sitten der Familie in Gefahr 
gefeget werden; ferner, wenn dem Leben oder der Gefunds 
beit von einem Ehegatten dem andern gefährlich nachgeftellet 
wird, wenn endlich ſchwere Mißhandlungen, oder nad) dem 
Berhältniffe der Perfonen ſehr empfindliche , wiederholte 
Kränkungen oder anhaltende, mit Gefahr der Anftedung 
verbundene Leibesgebrechen eintreten. 

Nah dem $. 110 fteht ed den geichiedenen Ehegatten 
frey, fi) wieder zu vereinigen, welche Bereinigung jedoch 
dem Gerichte angezeigt werden muß. Wenn übrigens bie 
Ehegatten nach einer foldhen Vereinigung ſich wieder ſchei⸗ 
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den wollen, fo ift all baßjenige zu beobachten, was hinſicht⸗ 
li der erften Scheidung vorgeſchrieben ift. 

Nun folgen die VBorfchriften der Trennung einer jie 
diſchen Ehe. 

Der $. 133 enthält nähmlich, daß eine unter den Zus 
den gültig gefchloffene Ehe mit ihrer wechlelfeitigen freven 
Einwilligung vermittelft eined von dem Manne der Frau 
gegebenen Sceivebriefes getrennt werden fünnen , daß ſich 
jedoch die Ehegatten zuerft inrer Trennung wegen bev ihrem 
Rabbiner oder Religiondlehrer melden müflen, welcher die 
nachdrücklichſten Vorftelungen zur Wiedervereinigung zu 
verſuchen, und nur dann, wenn der Verſuch fruchtlos bleibt, 
ibnen ein ſchriftliches Zeugniß auzuftellen hat, daß er die 
ihm auferlegte Pflicht erfüllet, jedoch ungeachtet aller ſei— 
ner Bemühungen die arteyen von ihrem Entſchluſſe nit 
abbringen Fonnte. 

Der $. 134 enthält, daß beyde Ehegatten ſodann vor 
dem Landrechte ded Bezirkes, in welchem fie ihren Wohn⸗ 
fig haben, erfcheinen müflen, welder. in dem Falle, als 
zur MWiedervereinigung od einige Hoffnung vorhanden if, 
die Ehetrennung nicht ſogleich bewilligen , fondern die Che> 
gatten auf ein oder zwey Monathe zurüdzumweifen bat, und 
wenn ſchon Anfangs feine Hoffnung zur Wiedervereinigung 
vorhanden wäre, oder der auf ein oder zwmey Monathe grgte 
bene Zermin fruchtlos bliebe, geftatte, Daß der Mann den 
Scheidebrief der Frau Üübergebe, und wenn ſich beyde Theile 
nochmahls gerichtlich erfläret haben, daß fie den Scrite- 
brief mit freyer Einwilligung zu geben und zu nehmen ent: 
ſchloſſen find, der Echeivebrief für rechtsgültig gehalten, und 
die Ehe für aufgelöfet erfläret werde. 

Der $. 135 entbält, daß in dem Falle, wenn die Ehe» 
gattinn einen Ehebruch begangen hat und die That erwichen 
wird , dem Manne das Recht zuftehe, fie auh wider ib: 
ren Willen durd einen Scheidebrief von fich zu entlaſſen, 
daß die auf Trennung der Ehe gegen die Frau geftellte Klage 
aber bey dem Randrechte ded Bezirkes, in welchem die Che: 
gatten ihren Wohnfig haben, angebracht und gleich einer 
anderen Streitſache behandelt werde. 

Bemerkung. Nebftbey kann auch der Ehebruch einer 
verbeiratheten, jüdifchen Perfon nach dem II. Theil, 13. Haupt⸗ 
ftüd des Strafgefegbuches, ald ſchwere Poligenübertretung, 
jedoch niemahlö von Amtöwegen (ausgenommen, wenn bie 
verheirathete Perfon mit der Unzucht Gewerbe treibt. Vid. 
F. 255, Il Theil), fondern nur auf Verlangen des beleis 
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digten Theiles in die Unterfuchung gezogen, und mit Strafe 
beleget werden. Nach dem befagten $. 255, II. Theil, tritt 
die Unterfuhung auch dann ein, wenn auch der beleitigte 
Ehegatte nicht einfchreitet. R 

Da fi bey Trennungen der Ehen der Fall ereignen 
fann, daß fich hierbey Streitigkeiten äußern, welche fich auf 
einen weiter gefchloffenen Vertrag ıc. gründen, fo ift auch 
hiefür durch das bürgerliche Geſetzbuch geforgt, und auch auf 
die Juden anwendbar; dann 

nad dem F. 117 wird in dem Kalle, ald fich in einem 
Falle der Trennung Streitigkeiten äußern, welche fih auf ' 
einen zwifchen den Eheleuten gefchlofienen Vertrag, auf die 
Abfonderung des Vermögens, auf den Unterhalt der Kinder 
oder auf andere Forderungen und Gegenforderungen bezies 
ben, verortnet, daß der ordentliche Richter allezeit vorläufig 
einen Werfuh made, diefe Streitigkeiten durch Vergleich 
beyzulegen, wenn folche aber durch Vergleich nicht beyzules 
gen find, die Parteyen auf dad ordentliche Verfahren ans 
zuweifen feyen, worüber nach den in dem Huptftüde von 
den Ehepacten enthaltenen Borfchriften (Vid. I. Theil des 
bürgerlihen Geſetzbuches, 28. Hauptftüd) zu entſcheiden, 
inzmwifchen aber der Ehegattinn und den Kindern der anftäns 
dige Unterhalt auszumeflen fommt. - 

Der $. 135 enthält end ich, daß durch den Uebertritt 
eines jüdifchen Ehegatten zur chriftlien Religion die Ehe 
nicht aufgelöfet fen, aber aus den aben 99. 133—135 ans 
geführten Urfacben aufgelöfet werden könne. 

Nachdem nun die Bemerkungen binfichtlich des bürger- 
liben Geſetzbuches in Bezug auf die jüdischen Ehen beendi— 
get find, wird wieder der Kaden in der Behandlung der Ju— 
denrechte überbaupt aufgenommen , und zu den weiteren Er» 
Örterungen des Judenpatentes vom 3. Yugufl 1797 gefchritten. 


Bon den Erfigebornen. 


Die Erfigebornen machen bekannter Maßen , fo lange 
der Vater lebt, Peine mit einer eigenen Familienſtelle ver« 
fehenen Familienhäupter aus, fondern fie beirathen an die 
Familienftellen ihrer Väter, weil fie nach dem Tode der letz⸗ 
ten erft in vie Stelle und in die Rechte der Väter eigenthüms 
lich eintreten. E3 kann dagegen , wenn der Großvater noch 
am Leben ift, nah dem $. 31 des Jubenpatentes vom 3. 
Auguft 1797 ein Enkel, wenn er aud ein Erfigeborner iſt, 
in die väterlihe Famitienftelle, fo lang der Großvater lebt, 
keineswegs, fondern wenn ed die Grundobrigkeit wünfdt , 
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inzwiſthen, uno vı8 die gamtlienftelle bed Großvaters Durch 
deſſen Abfterben erlediget wird, auf eine andere offene Fami— 
lienftelle den Heirathsconſens erwirken. Es muß daber, fo 
oft cin Erftgeborner aufdie Familienftelle feines Vaters heis 
rathen will, nicht bloß gefagt,, fondern erwielen werten; 
—1. daß der Großvater nicht mehr am Keben, und 

2. daß der Heirathöwerber ein Erftgeborner fen, bann 

3. daß der Vater den Heirathöconfend erhalten babe; 

Nach diefer Borausfegung fommt daher 

a. in den Einfchreitungsberichten immer beftimmt ber 
ebemablige und der nachher veränderte, dad ift, der Der- 
mablige Bor: und Gefchlechtönahme des lebenden Groß: 
vaterd anzuzeigen, falls er aber fhon geftorben wäre, del; 
fen Zodtenfchein, oder eine andere, defjen Stelle glaubwür— 
dig vertretende Urkunde beyzulegen. Eben fo ift 

b. der Vater ded Brautwerberd nach feinem vorigen 
Nahmen und nach jenem, den er vermög Patentedö vom 23. 
July 1787 angenommen hat, beftimmt anzuzeigen, wobey 

© der Bor: und Gefhlehtönahmen der Braut⸗ 
leute nebft ihrem genau zu beflimmenden Aufenthaltsorte nicht 
übergangen werden darf; ; 

d. muß die Erfigeburt des Bräutigams auf eine unzweis 
felbafte Art bey den älteren Juden mittelft Auszügen 
aus den Befchneidungsd- und Geburtöbüchern, deren ordents 
lie Kührung der Judenrabbiner bereitö durch Hofdecret vom 
31. May 1734 und 25. November 1779 befohlen worden ift, 
oder, wenn diefe Beſchneidungs- und Geburtöbücder mans 
geln ſollten, mittelft eines BZeugniffes jener Individuen, 
welche der Befchneidung beygewohnet haben, und wenn aud 
diefe nit mehr am Leben ſeyn ſollten, mittelft eidlicher 
Beltätigung der hiervon Wiſſenſchaft habenden Gedenkleute 
und Verwandten erwiefen werben, bey jüngeren Juden 
bingegen dienen, wie bey Ehriften , die eingeführten neuen 
Geburts-, Trau⸗ und Sterberegifter zum Beweife der Erſt— 
geburt, der Trauungen und Sterbefälle, da die Juden durch 
dad Patent vom 20. Februar 1784 gleichfalls ſolche Regifter 
zu führen angewiefen find. Es müflen daher die nach den 
beftehenden Verordnungen audzuftellenden Zeugniſſe fi auf 
diefe Urkunden berufen , und darin beflimmt der Tag, Mo— 
nath und Jahr der Befchneidung , der Bor: und Geſchlechts⸗ 
nahme ded Befchnittenen, und, daß er ein Erfigeborner 
fen, angezeigt, dann von jenen Perfonen unterfertiget wer 
den, die zur Ausſtellung derley Zeugnifle als beglaubte Leute 
berechtiget find; um gber diefe Zeugniffe gegen Unterfcpleife 
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zu verwahren, find fie von den obrigfeitlihen Aemtern oder 
Magiſtraten, nad) vorläufig genommener Einficht in die ers 
wähnten Regiſter mit Beydzüdung des Amtsſiegels zu bes 
währen; 

. ©. dabey einem jüdifhen Heirathsconſensgeſuche zugleich 
erhoben werden muß, auf welchem Ort der Vater den Hei— 
rathöconfens erhalten habe, fc find, wo immer die Heirathö« 
conienfe des Vaters in Urfchrift oder wenigftend noch in Abs 
ſchrift zum Nachſchlagen vorhanden, dem Einſchreitungsbe⸗ 
richte beyzulegen; wo dieſe aber mangeln, iſt anzuzeigen, 
um welches Jahr, und auf welchem Ort der Vater den Hei— 
ratböconfend erhaiten habe. Shon mit Qubernialver 
ordnung vom 29. Juny 1795 befohlen. 

* £. Iſt in dem Patente vom 3. Auguft 1797, $.32, das 
Alter für ven Bräutigam auf 22, und für die Braut auf 18 
Jahre beftimmt, wenn beyde nicht im Jahre 1786 das fech: 
zehnte Jahr ihres Alterd bereits erreicht hatten, indem fie 
fih über den gemachten guten Fortgang in den für deutfche 
Schulen den Juden vorgefchriebenen und deutlich auszudrüs 
denden Rehrgegenfänten nad einer im Beyſeyn des geiftlichen 
und weltliben Schulauffeherd, und bey Stadt und Haupts 
fhulen in Gegenwart der ganzen Lehrrerſammlung vorge: 
nommenen Prüfung mit dem die erhaltene Fortgangdclafle 
deutlich enthaltenden Zeugniffe ausweifen, welches. bey Pfarr: 
oder Zrivialfchulen von dem Schullehrer und den geift» und 
weltlihen Schulauffebern, bey Stadt: und Hauptſchulen, 
aber von der ganzen Lehrerverſammlung dem Director oder 
deſſen Stellvertreter, und den bey der Prüfung zugegen ge: 
weienen weltlichen Schulinfpector unterfertigt, und in jenen 
Kreifen, wo noch Kreiscommiſſäre in Schulfachen befteben, 
von diefem, wo fie aber nicht mehr beftehen, von dem Kreis⸗ 
commiffär des Bezirkes, in welchem die Schule liegt , je» 
doch nur nach eingeholter voller Ueberzeugung von ber Edit« 
heit des Atteftated coramifiret werden muß, und nie unco» 
ramifirt einzufenden ift. Sn den Beſchneidungs- und Ge— 
burtözeugniffen fommt daher dad Alter des Bräutigamd, und 
jenes der Braut immer beſtimmt auszjudrüden, und die Beug« 
niffe felbit find in Anfebung ihrer Echtheit und richtigen Un» 
terfchriften auf die bereits vorgefchriebene Art von den Ma« 
giftraten und obrigkeitlihen Aemtern zu bejtätigen. * 

g. Der $. 32 des Judenpatentes vom 3. Auguft 1797, 
beſtimmt für die jüdiſchen Brautleute auf dem Lande ein ges 
meinfchaftliched Vermögen von wenigſtens 200 Gulden, in 
der?. Hauptftadt Prag von wenigftend 500 fl., weldes Ber 
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mögen glaubwürbig audgewicfen werben fol. Das bloße 
Angeben ber Brautleute, daß fie foviel an Vermögen bes 
fisen oder zufammen bringen, tft alfo nicht hinreichend; 
auch bewähret es der Heirathscontract nicht, weil fich die 
Brautleute leicht mitfammen abreden können, eine ihnen 
beltebige Summe zu verfchreiben , ohne felbe wirklich zu bes 
figen. Die Brautieute müffen ſich daher jedeömahl über den 
eigentbümlichen Beſitz des gefegmäßig erforderlichen Bermös 
gens ſtandhaft ausweifen ‚ daß folches entweder im baren 
Gelde, in Waaren, in einem urfprünglic jüdiſchen Haufe, 
oder fonft einem Gefchenfe beftche, von deilen ungezweifel: 
ter Richtigfeit fich Die Magiftrate und Wirthſchaftsämter voll» 
fommen überzeugen„müffen, damit fib der Bräutigam ge 
gen die Steueraniage nicht dadurch eütſchuldigen fünne, daß 
ihm das verfprechene Heirathsgut entweder gar nicht, oder 
nur zum Theil zugefommen fey. Beſteht dad Vermögen in 
einem Maarenlager, fo haben fih die Brautleute über das 
Eigenthum deöfelben und deflen Werth bey ihrer Obrigfeit 
oder Magiftrat auszuweiſen, welcher ihnen ſodann nad vol: 
ler Ueberzeugung von der Richtigkeit der Sace hierüber das 
ämtliche Zeugniß auszufertigen bat. Mo das Vermögen in 
einem eigentbümlichen Judenbäufe beftebt, muß deſſen Werth, 
nähmlich der Activ- und Paflivftand Durch einen Grund: oder 
Stadtbuchdertract dargethan werden. Der Magiftrat oder das 
obrigfeitlibe Amt bat aber, fo oft über dad Vermögen der 
Brautleute ein Atteftat ausgeftellet wird, darin beftimmt zu 
ſagen, wie und auf was für eine Art die Brautleute fich über 
ibr Vermögen ausgewiefen haben, und die Summe dieſes 
Bermögend, wie ed in der Verordnung der Randesftele, 
vom 14. Juny 1771 befohfen ift, immer mit Budflaben 
auszudrücken. 

h. Unterliegen die Juden nah dem Patente vom 3. 
Man 1760 und der nachgefolgten Erläuterung des Hofde⸗ 
tretes vom 18. Februar 1791, dem bürgerlichen Ehegeſetze 
vom 16. Janner 1783. Es miſfen daher den Einſchreitun— 
gen über jüdiſche Heirathsconſensgeſuche glaubwürdige Zeug— 
niſſe von dem Kreisrabbiner oder von dem Localrabbiner, 
oder in Ermanglung derſelben, von den ſogenannten Juri— 
ſten beygeleget werden, des Inhaltes: daß beyde Brautleute 
unter einander nicht verwandt ſeyen; folglich zwiſchen ihnen 
zur Schließung des Ehevertrages kein geſetzliches Ehehinder— 
niß obwalte, wegen welchem die Ehe ſeiner Zeit wieder auf— 
gelöſt werden müſſe. Sollte aber zwiſchen den Brautleuten 
eine Anverwandtſchaft zum Vorſchein kommen, die eine 
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Difpenfation nöthig oder räthlich machte, fo hat fie der Bräu: 
tigam zu gleicher Zeit mit Anführung und Bewährung feiner 
Gründe anzufuchen,, weldhe zu prüfen, gebörig zu belegen, 
und von dem Kreisamte zu begutachten find, um daß Ges 
ſuch nicht zur weiteren Inflruirung dem Kreisamte zurüd 
fenden zu müflen. | 

i. Nach dem $. 32 ded Patente vom 3. Auguft 1797 
wird erfordert, daß fich die jüdifchen Heirathöwerber über 
einen beflimmten Nahrungszweig ausweifen; es ift daher 
von den obrigkeitlihen Aemtern und Magiftraten in dem 
Beugniffe , welches fie über dad Vermögen der jüdifchen 
Brautleute audfertigen , ſtets beftimmt anzuzeigen, was für 
eine Nahrung der Bräutigam führen werde, ob er nähmlich 
einen Handel, und mit weliben erlaubten Waaren, oder 
aber ein fonft patentmäßig geſtattetes Gewerbe, und wel: 
ches betrieben oder aber, ob er dem Aderbaue auf zeitlich 
gepadhteten obrigfeitlichen Grundftüden fi widmen wolle. 


Bon ben Zwepytgebornen. 


Die Bwentgebornen können zur Ehehimmelsaufftelung 
die Bewilligung unter folgenden Bedingungen erhalten; 
nähmlich: 

1. wenn eine berechtigte Familie ohne Zurücklaſſung ei— 
nes männlichen Abſtämmlings ausſtirbt, folglich eine Fami— 
lienſtelle erledigt wird, und die Grundobrigkeit hier wieder 
beſetzen zu laſſen bereit iſt; 

2. wenn eine zur Judenhaltung berechtigte Grundobrigs 
feit den Zwentgebernen auf Abfchlag der für das Land zu 
erfegenden 642 Judenfamilien, ald $amilianten annehmen, 
und ihm den obrigfeitlihen Schuß verleihen zu wollen, ſich 
fchriftlich erfläret. 

Bemerkung. Diefe Baht ift, wie oben berührt wor: 
den, ſchon beſetzt; | 

3. Wenn ein Erftgeborner im ledigen Stande, oder als 
finderlofer Witwer, oder au nur als Witwer ohne männ> 
licher Abftammung flirbt, und der Zweytgeborne in feine 
Rechte tritt; endlich 

4. wenn ein Erfigeborner heimlich ausgewandert ift, 
oder ohne feine Steuer und Gaben zu berichtigen, im Aus: 
lande fich aufhält, auf die Edictalvorforderung nicht erfcheint, 
nob auch zur Zeit feine rüdftändigen Steuern und Gaben 
tilgt, mithin des Kamilienredhtes in Böhmen fich verluftig 
macht, oder auf diefed Recht, weil er in einem anderen Rande 
Verforgung gefunden, für ſich und feine männlichen Ab» 
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ftämmlinge freywillig und gerichtlich Verzicht feiftet. Zu allen 
diefen Fällen muß alfo 

a. theil6 durch obrigkeitliche, theild durch gerichtliche, 
mit allen Legalitäten verfehene Urkunden erwiefen werden, 
daß ſich auf eine der angegebenen Arten, eine jüdifche Fa: 
milienftelle wirklich erlediget habe, und von dem Erfigeber: 
nen feine Kinder männlichen Geſchlechtes vorhanden even, 
welche auf die Familienftelle Anfprub maden fönnten, wo 
bev die Grundobrigfeit oder deren Stellvertreter, oder aber 
der Magiftrat eine beftimmte Erklärung von fi zu geben 
haben , daß die Obrigkeit die erledigte Familienftelle mit 
Bewilligung der Landedftelle wieder befegen,, und fie dem 
Bweytgebornen N. N. verleihen wolle; 

b. wenn eine Grundobrigfeit einen Zweytgebornen auf 
Abfchlag der 642 Judenfamilien ald Familianten aufjuneb- 
men gebenfet, muß von ihr in einem bündigen Zeugniſſe be 
flimmt audgedrüdt werben; 

aa. daß fie ihn mit Bewilligung ber Landesregierung 
aufAbfchlag der für dad Land zu erfegenden 642 Familien als 
F$amilianten an, und in obrigfeitlichen Schug nehmen mol; 

bb. daß fie bitte, ihm aufdas Dorf oder die Stadt N. N. 
ben Heirathöconfens zu ertheilen; und 

cc. daß auf diefem Gute, auf diefer Herrſchaft, in bie: 
fer Stadt fhon im Normaljahre 1725 jüdifcbe Familien ge: 
wefen , oder daß wenigftend fpäter einige den Deiratböcon: 


«. fend von der Randesftelle dahin erhalten haben, welche nab— 


mentlich und mit Beflimmung des Jahres anzuzeigen find; 

c. wenn der Fall eintritt, daß ein Erfigeborner im le: 
digen Stande, oder ein Witwer ohne Hinterlaflung männ 
liher Nachkommen ſtirbt, ift glaubwürdig zu erweilen, daß 
erfter wirklich unverhbeirathet gewefen, und diefer feine Kin: 
der männlichen Geſchlechtes hinterlaflen habe; 

d. muß der Zweytgeborne jedesmahl ſeine Zweyt— 
geburt auf eine unbezweifelte Art beweiſen; und 

e. ſich eben fo verläßlich über den Umſtand, ob er 
und feine Braut eingeborne böhmiſche Juden find, 
mithin über feinen Geburtdort, dad Dominium , wohin es 
gehört, und den Kreis, In welchen ed liegt, genau auswei— 
fen, weil felbft mährifche Juden, als von der böhmiſchen 
Sudenfhaft ganz abgefonderte Fremde betrachtet werden, in 
welchem Falle eine fremde Südinn, wenn fie einen Ju 
den aus einer berechtigten Familie in Böhmen heiratben wil, 
nad) dem F. 35 des Judenpatentes vom 3. Auguft 1797, 
5000 fl., und ein fremder Jude, der um die Anfäsig- 
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'eit in Böhmen, dad ift mit Einwilligung der Grundobrig- 
'eit, um eine in Böhmen erledigte jüdifche Kamilienftelle 
virbt, nach dem $. 38 deöfelben Patente, 10,000 Gulden 
n das Land, in die Hauptftadt Prag aber 20,000 fl., als 
inen Kond zur Großhandlung bringen, und die Anfäßig- 
eitögebühren entrichten muß; endlich 

f. kömmt in Anfehung der übrigen Erforderniffe bey 
zweytgebornen alles das zu beobachten, was fchon vorwärts 
ey den Erfigebornen vorgef&hrieben wurde. 


Bon jenen Juden, die aufein Bewerb heira« 
then fönnen. 


Die Drittgebornen und überhaupt alle weiter 
Sebornen, wenn fie nicht durch das Abfterben der Bois 
jebornen im ledigen oder finderlofen Stande männlis 
ben Geſchlechtes oder durch andere fchon erwähnte Umftände 
vie Eigenſchaft und die Rechte der Erft: oder Zweytgebornen 
langen, fünnen zwar nach dem $. 51 des Judenpatentes 
vom 3. Augufk 1797 die Heirathöbewilligung für ihre 
Derfon, jedod mit der ausdrüdlichen Beſchränkung über: 
'ommen, daß weder fie hierdurch eine Kamilienftelle erhal: 
en, noch ihre Kinder hierauf einen Anfpruch maden kön— 
ıen. Das find nähmlich : 

1. jene, welde ſich freywillig dem Militärftande wid— 
nen, und hierzu tauglich befunden werden ; 

2. jene, die fi mit Enthaltung vonallem Waarenhan« 
sel und von wucherlichen Berleihungen mit dem Aderbaue 
yefchäftigen; und 

3 jene, die nah den beftehenden Worfchriften und 
Zunfteinrihtungen ein ordentliches Bunftgewerbe durd) 
‘ren Jahre betreiben, mithin eine Probe ihrer Beharrlich- 
'eit ben diefem nüßlichen Gewerbe an den Tag legen. Bey 
‚iefer Gattung Heirathsconſenswerber ift zu beobachten ; 

a. daß mittelft der Affentliften oder Abfchiede erwielen 
verden müffe, daß der jüdifche Brautmerber unter dem Mi: 
itär wirklich gedienet und die Dienfte freymillig angenom— 
nen babe; oder | 

b. daß er durch ein ämtliched oder magiftratliched Zeugs 
niß bewähre, fih dem Aderbau auf verpachteten obrigfeit- 
ichen, nicht aber auf bürgerlichen oder unterthänigen feuer: 
yaren Brundftüden widme und fidy mit feinem Waarenhan« 
sel oder wucherlichen Geldverleihungen abgebe ; oder 

c. daß derMeifterbrief von der Zunft Dargebracht werde, 
laut welchem er dad Handwerk nach Vorſchrift der Zunft: 
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Sournalien orbdentli erlernt und an welhem Tage und 
Sabre nah gut gerathenen, in Gegenwart der Zunftsins 
fpectoren gemachten, von ihnen zu beftätigenden Mei: 
fterftüden zum Meifter angenommen werden; weil je 
doch dad Befugniß, Meifterrechte zu verleihen, den Obrig— 
keiten und Magiftraten eingeräumt ift, fo muß zugleich auf 
dent Meifterrechtöbriefe angemerkt werden, daß ihm aud 
dad Meifterrecht verliehen worden.fen, und daß er das Ge: 
werbe fchon über drey Jahre ordentlich betreibe; wofür die 
Ausfteller der Urkunde -bey fehärffter Ahndung zu haften 
aben; 

d. in Anfehung aller übrigen Erforderniſſe zur Erlans 
aung des Heirathöconfenfes, in Rüdfiht ded Alters, der 
Skulfenntniffe, des fleuerbaren Vermögens u. dgl. bat 
das nähmliche zur Richtſchnur zu dienen, was ſchon oben 
gefagt wurde. 


Die jüdifhen Witwer, die zu einer neuen 
Ehe fhreiten wollen. 

Haben ihrem Heirathsconſensgeſuche: 

1. Zum Beweiſe, daß fie wirflih Witwer find ‚"über 
den Tod ihres lebten Eheweibes den Zodtenfcein, und 

2. ihre (este, von der Landeöftelle erhaltene Heiraths— 
bewilligung entweder in Ur, oder beglaubter Abfchrift bey: 
zulegen oder doch wenigftend anzuzeigen, in welchem Sabre 
und auf welhem Drte fie den Heirathöconfend erhalten 
haben ; 

3. in Anfehung der übrigen Erforderniffe aber find fie 
und ihre neuen Bräute zu allem dem verbunden, was die 
jüdifhen Brautleute Überhaupt nah der gegeberien Bors 
fchrift auszuweiſen haben. 


VBorfhriften für das f. Kreisamt. 

Für dad Kreisamt beftehen hinfichtlich der Heirathscon— 
fenfe folgende Vorfchriften, nähmlich: 

1. daß dad Kreisamt bey Einlangung der SHeiratbds 
confenfe diefelben mit Anfühbrung der Geſchäfts— 
zahl und des Datums ded Gubernialdecreted 
mittelft der obrigfeitlichen Aemter oder Magiftrate dem Bräu- 
tigam und dem Steuereinnebmer, dann dem Kreißrabbiner 
oder deſſen Stellvertreter fchriftlich zu intimiren (wie e8 bereits 
mit Verordnung vom 17. März 1800 angemeldet wurde), die 
obrigkeitlihen Aemter oder Magiftrate aber anzumweifen, in 
den, den Brautwerbern fchriftlich einzuhändigenden Hei« 
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rathöconfenfen immer bie Erinnerung beyzufegen , daß 
fie zu ihrer und ihrer Kinder Legitimation 
biefe Heirathsconſenſe auf das forgfältigfte 
aufbewahren follen; 

2. daß dad Kreidamt darauf zu fehen habe, ob bie 
Vermögens: und Glaffenfteuerfaflionen vor der Ehehimmeld- 
aufftellung ficher eingebe, und ſolche glei) nach der Zrauung 
'ammt der vorfhriftmäßig verfaßten Trauungstabelle an die 
Zandesftelle gefendet, den Drtöbehörden und Kreisrabbinern, 
»der deren Stellvertretern eingefhärft werde, die Trauung 
ver jüdifhen Brautleute nicht eher zuzugeben , als bis fie 
ich mit der Quittung oder einen Schein des Steuereinnebs 
nerd auögewiefen haben, daß von dem in ihrem Heirathös 
:onfenfe ausgedrüdten gemeinfhaftlihen Vermögen, die 
Bermögensclaffen- oder was immer für eingeführte Steuer 
ür drey auf einander folgende Jahre entweder bar bezahlt 
„der doch wenigftens ficher geftellet fey; ſchon durch Gu— 
yernialverordnung vom 24. October 1793 wurde 
yiefe Anordnung hinaus gegeben und mittelt Gubernials 
yerordnung vom ı5. May 1794 für die Rabbiner 
m Falle der Nichtbefolgung für diefen Fal eine Gelpftrafe 
yon 50 fl. feſtgeſetzt; 

3. daß von nun an, um dem zufälligen Berlufte der 
sur Regitimation der erfigebornen Söhne fo nothwendigen 
Heirathsconfenfe ihrer Väter zu Hilfe zu fommen, alle jü— 
ifchen Heirathöconfenfe mit Beziehung auf dad Datum und - 
sie Zahl des Gubernialdecreted ſowohl von den Kreisrab— 
yinern oder ihrer Stellvertreter, als auch von jedem obrigs 
eitlichen Amte oder Magiftrate in’ ein eigened Buch von Wort 
u Wort einzutragen, und darüber ein alphabetifches Regifter 
um Nahfhlagen zu verlegen fey, wodurch zugleich die 
Magiftrate und obrigfeitlichen Aemterin Stand gefeget wers 
sen, fi über die vorfommenden Anftände in Judenhei— 
-athd-Angelegenheiten fo wie Über den Stand ihrer berechtig» 
'en:Zudenfamilien auf jevesmahliges Verlangen auszuwei— 
‘en. Endlich daß aber auch ein jedes Kreisamt bey den 
Kreisbereiſungen darauf zu fehen habe, ob dieſe Bücher 
zerlegt und ordentlich geführet werden. Vid.Berordnung 
vom 24. Auguft 1801. 

4. Daß ben jüdifhen Heirathsgeſuchen darauf zu 
eben fey, ob die Brautleute Böhmen oder Ausländer feyen 
"zu welch leßteren auch Mährer gehören), weil Dörfer, die 
n Mähren liegen, mit einigen, die in Böhmen liegen, glei: 
hen Nahmen führen, weßhalb diefe Umftände fhon in dem 
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Heirathögefuhe audgedrüdt feyn müffen. Vid. Berord— 
nung vom 20. November 1801. 

5. daß diezweytgebornen Juden, da die höchften Orts 
feftgefegte Familienzapl (mit 942 Familien) bereits vols 
zäblig geworden, von dem Kreidamte, wenn fie ſich um den 
Heiratböconfend bewerben, abzuweifen feyen. Vid. Ber: 
ordnung vom 26. May 1802. 

6. Daß dad Kreisamt fämmtlihen Rabbinern befannt 
zu machen habe, niemahl$ auf bloße Vorzeigung des Tax— 
zetteld über erhaltene Heirathögeftattung die Zufammenges 
bung zu veranlaflen, bis nicht der Heirathswerber die erhals 
tene Deirathöbewilligung ded Guberniumd vorgezeiget ba= 
ben wird, indem der Taxzettel allein nicht hinreichend iſt, 
weil diefer Zarzettel nur auf den Bräutigam, nicht aber auf 
die Braut lautet, folglih der Bräutigam. mit einer andern 
MWeibsperfon, auf welche er die Erlaubnißnidyt erhalten bat, 
fid) zufammengeben laffen fönnte. Vid. Berordnung vom 
5. Auguſt 1802. 

7. Daß fünftighin die Heirathöconfenfe mit bevgelegter 
Tarnote fogleih an das betreffende Kreisamt zu befördern 
feven , welches die Taxe von dem Conſenswerber felbft durch 
dad QJurisdictiondamt einheben zu taffen und an die Kreis 
caffe zur Einfendung mit. den Steuergeldern abzuführen, die 
Gonfenfe felbit aber nicht eher, als nach geleifteter Zarbe 
richtigung zu verabfolgen hat. Vid. Verordnung vom 
19. Octo ber 1802. 

8. Daß von den Kreidämtern wegen Mangel gehöri— 
ger Sicherheit fünftigbin Feine Schuld: und Schägungsur- 
Funden, welche die jüdifchen Heirathöconfenswerber ihren 
Gefuchen beylegen, anzunehmen, wohl aber von jenen, die 
den Brautleuten ein Geſchenk machen wollen, dieles Ger 
fen? bey jenem Wirthfhaftsamte, wohin der Jude gebört, 
zu erlegen und von diefem legteren den Verehelichten einzu: 
bändigen fey. Vid. Verordnung vom 27. Dctober 
1303. Endlich 

9. daß dad Kreisamt nad den ohnedieß beftebenten 
Vorſchriften genau darauf zu fehen und fämmtlihe Magi— 
ſtrate und Wirthfchaftsämter anzumeifen habe, bey jüdischen 
Heirathsconfensgefuhen fi nicht bloß mit VBermögensver: 
fhreibungen oder wohl mit bloßen Zuficherungen der Braut» 
leute zu begnügen, fondern aud zu forgen, daß dad von den 
Heirathöwerbern angegebene Vermögen vorläufig entwes 
der bey Gericht oder bey dem Wirthfchaftsamte erlegt, oder 
deſſen wirkliche Sicherflellung gerichtlich audgewiefen werde. 
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Vid., Berordnung vom 24. October 1793 und 
20. Juny 1804. 
’ $. 409. 

Diefer Paragraph enthält die Unordnung, daß die Zus Zuden, 
den, welde einen Tabakverlag oder Verſchleiß haben, oder welde eis 
irgend wo ein Flußhaus oder eine Branntweinbrennerey ges nen 3a: 
pachtet haben, zwar an diefen Orten mit Bewilligung des — 
Kreisamtes wohnen dürfen, aber zu derjenigen Familie und 5* 
dem Orte, wo fie in Schuß ſtehen, zu zählen und dort als gen das 
mit obrigfeitliher Bewilligung auf— — (Zeit) abwefend ben. 
anzumerfen feyen, 

Hinfihtlid des Tabak: und nebſtbey anderen Handels 
der Zuden, beftehen nachflehende Verordnungen ; nähmlich: 

1. daß die fogenannten Tabaksjuden in den Dörfern 
nad der beftehenden Vorfchrift nebft dem Tabak mit feinen 
anderen Waaren zum Nachtheil der chriftlichen und jüdifchen 
Handelöleute handeln dürfen, daß daher. von den Magi: 
firaten und Wirthfchaft3ämtern genaueit invigiliret werde, 
damit von den jüdifhen Tabaktrafikanten, welche in verfchies 
denen Orten über die Zahl der beflimmten Schußjudenfamis 
lien , oder in jenen Orten , wo anfonft gar feine Juden ges 
weſen, angeftellet find, kein Handel mit. anderen Waaren 
jetrieben, und der allenfalls betriebene Handel unter Con⸗ 
fiscationdftrafe eingeftellet werde. Vid. Verordnung vom 
10. Februar 1765. 

2. Daß der von der. Zabakgefällen- Direction gefamms 
ten, außer dem gefegmäßigen Wohnorte angeftellten, jüdifchen 
Tabaktrafikanten in den ihnen zu ertheilenden Licenz-Zetteln 
jugleich aufgetragen werde, fih allcd Verkaufes und Hans 
yeld mit anderen Waaren unter Confidcationdftrafe zu ent» 
yalten , Daß weiters die Dominien bey Anftellung der jüdi> 
hen Zabaftrafitanten der. Zabafgefällen: Adminiftration in 
Drag die Anzeige zu machen haben, ob diefer Jude über die 
Zabl fey? oder ob an ſolchem Orte vorher gar fein Jude ge 
vefen? damit von derfelben diefer vorgefchriebene Beyfag in 
sem Ricenzfceine eingefcbaltet werben könne. Vid. Hofde: 
ret vom 7. September 1780. Berordnung vom 
ı1. September ı780. 

3. Daß die k. k. Tabak: und Siegelgefällenabminifira> 
ion ihre Oberreviforen mit ihrem —— Tabaksper⸗ 
onale anzuweiſen, die höchſte Vorſchrift des Tabakpatentes 
‚om Jahre 1784 $. 7, fo wie jene vom 7. September 1786 
oben ad 2.), vermög welcher ſämmtlichen außer den gefrg- 
ichen Wohnungen angeftellten jüdiſchen Tabakstrafikanten 


352 


in denen ihnen zu ertheilenden Licenz » Betteln zugleich aus— 
drüdlich aufgetragen werden folle, ſich alles Verfaufes und 
Handels bey Gonfidcationäftrafe zu enthalten, genauer als 
bisher zu beobachten, überhaupt aber Feinen jüdifhen Tabak— 
trafifanten ohne Vorwiſſen und Einwilligung der Grund: 
obrigfeit von nun an irgendwo eigenmädtig aufzuftellen, 
weil dadurch einer Seits die beftimmte Kamilienzahl der Tu: 
den willführlich überfchritten, und am Ende in bad Unend— 
liche vermebret, anderer Seits aber zu unzähligen Benach— 
theiligungen des jüdiſchen Steuergefäld, Anlaß gegeben 
wirde, daß daherendlich vonden Dominien feine andern, als 
mit dem gefegmäßigen Schußrechte verfehenen Juden als Tra: 
fifanten in Vorſchlag zu bringen feven. Vid. Berordnung 
vom 9. December 1790. Enplid) 

4. daß nur folhe Juden zum Tabakhandel vorgefhla- 
gen werden follen, welche die Zeugniffe des obrigfeitlichen 
Schutzes befigen. Vid. Berordbnung vom 4. Sep 
tember 1794. j 

$. 410. 


Ueber Dieſer Paragraph enthält die Anordnung, daß die Juden 
ſie dlun⸗ des offenen Landes von der Stadt Prag abzuſondern ſeyen 
BER und es bey Ueberfiedlung oder Verehelichung eines Juden 
oder einer Züdinn von dem Lande nah Prag, oder von ber. 

Stadt Prag auf dad Land, fo wie bey Uebertragung eines 
Bermögend durch Erbfchaft und dergleihen Fälle bey dem 
beftandenen Abfahrtögelde noch ferner fein Verbleiben habe. 


J. 411. 


Anfäßigs Diefer Paragraph entpält die Anordnung, das frembe 
Pepe Juden die Anfäßigkeit in Böhmen nur unter der Bedingung 
Suden. erhalten fönnen, wenn die Kocalzahl nicht überfdritten wird 
und der Eintretende für das Land wenigftens ein Vermögen 
von 10,000 fl. und für Prag 20,000 fl. ald dem Fond zur 
Großhandlung ausmweifet und die Anſäßigkeitsgebühren ent; 
richtet. | 
$: 412%. 


Auf ent⸗ Nach Inhalt dieſes Paragraphes iſt den Kreisämtern 

halt der zur Pflicht gemacht, jederzeit, insbeſondere bey Krisberei— 

Suden. fungen darauf zu fehen, daß außer den geſetzlich beftimmten 
Fällen nirgends einer Judenfamilie oder auch einem einzel: 
nen Juden Aufenthalt gegeben werde, und daß in dem Falle, 
als fich die beftimmte Anzahl der Familien ohne Vorwiſſen 
des Kreidamted Irgendwo vermehrt , die Obrigkeit, wenn 
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ſolche überwiefen wird, wiflentlich die Familien-Vermeh— 
rung zugelaffen zu haben um 100 Ducaten, der mitfchuldige 
Beamte um 50 Ducaten und die in dem Orte, wo bie 
überzählige Familie gefunden wird, wohnende Zudenfchaft 
um 100 Ducaten unnachfichtlich beftrafet werden folle. 

Hierüber beftehen noch folgende Verordnungen, nähmlich: 

1. daß alle ohne magiftratual: oder obrigfeitlichen Paß im 
Lande herumftreifende Suden ohne Ausnahme aufgehalten, 
und die, welche "fonft feined Verbrechens fchuldig und Ins 
länder find, in ihre Geburt3örter, die Audländer aber in 
dad Ausland gefchoben werden follen. Vid. Verordnung 
vom’ 22. July 1779. 

2. Daß zur Hintanhaltung der Kandeöftörzereyen fünf: 
tighin die Magiftrate feine anderen, ald mit dem Stadtrath3- 
infiegel und Benennung der Marfchroute verfehenen Päffe uns 
ter fchwerfter Beftrafung ertheilen, dann auch die jüdifchen 
Spitalväter alle beherbergende Juden unter fonft zu gewärs 
tigender fchärffter Ahndung jedesmahl genau protofolliren, 
und diefe Protofolle zur Einfiht ordentlih aufbewahren fols 
len. Vid. Verordnung vom 28. July 1781. 


3. Daß jene Juden, welche Geſchäfte wegen auf einige 
Zeit nach Prag fommen, ihren Aufenthalt niemahld in den 
Shriftenhäufern , fondern immer in der Judenftadt, wo die 
nöthigen Wirthböhäufer vorhanden find, nehmen follen und 
daher Fein vom Kante fommender Jude in den hriftlichen 
Einkehr: und Wirthshäufern aufgenommen werde, Vid. Ho fs 
decret vom 13. September 1790. 

4. Daß fein Jude fi in ein anderes Erbland entfer: 
nen folle, ohne einen Melpzettel zu feiner Legitimation 
beym jüdifchen Bezirföfteuereinnehmer angefuht, und auf 
eine beftimmte Zeit erhalten zu haben, daß er dann, wenn 
er über die in dem Meldzettel ausgeſetzte Zeit auszubleiben 
bemüßiget wäre, folched unverzüglich anzuzeigen, und ſich 
mit einem neuen Meldzettel zu verfehen habe. Vid. Vers 
ordnung vom 29. März 1792. 

5. Daß jener Jude, welcher ohne eingeholter vorge» 
Ichriebener Bewilligung aud der Prager Judenſtadt in die 
Shriftenftadt überzieht, unnachſichtlich mit zwanzig Reiches 
thalern, der Haudbefiger aber, welcher den Juden aufnimmt, 
mit zehn Neichöthalern, und im Falle feiner Zahlungsunfähig- 
Feit mit einem angemeffenen Arrefte beftrafet werden folle. 
u Beroronung vom 16. Juny 1796. j 
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6. 413. 
Laut diefed Paragraphes ift die Auswanderung einzels 


derung ner Juden oder ganzer Familien gegen Entrihtung des ges 


ber Zu: 
n. 


Annahm 


ſetzmäßigen Abfahrtsgeldes geſtattet, Doch hat derjenige, wel⸗ 
cher auswandern will, ſich vorher mit der Grundobrigkeit 
der Gemeinde, und falls er Gläubiger hat, auch mit diefen 
abzufinden, und darüber fowohl, ald über den Betrag des 
Vermögens, dad er mit fi nimmt, fih bey dem KreiSamte 
auözuweifen, welded zur Auswanderung die Bewilligung 
von der Landesſtelle einholen wird. Diejenigen, welche ohne 
erhaltener Bewilligung auswandern, find im Betretungsfalle 
nah Vorſchrift des Auswanderungdpatentes zu behandeln. 
Das Abfahrtgeld wird bey einer Ueberfiedlung in eines der 
deutfchen oder ungarifhen Erblande auf zehn, in dad Aus— 
land aber auf zwanzig vom Hundert feitgefeget, wovon bie 
erfiere Abgabe ganz, le&tere aber zur Hälfte in den jüdifchen 
Dominicalfond, und zur Hälfte in die Kammer einzufließen hat. 

Bemerkung. Hinfihtlid des Abfahrtgelded wurde 
das Erforderlihe ſchon im I. Theile erörtert, und wird da— 
ber auf diefe höchfte Anordnung, indbefondere auf das Pas 
tent vom 2. März 1820 hingewiefen. 


$. 414. 
e Dieſer Paragraph enthält, daß zur Erhaltung guter 


beftimms Ordnung der Jude in den Conſcriptionsbüchern fowohl, als 


ter Ge: 


ſchlechts 
nahmen 


in anderen bürgerl. Geſchäften nach der bereits getroffenen Bors 

* fehung einen beſtimmten Gefhlehtönahmen führen, 

" denfelben daher ſtets unveränderlich beyzubehalten habe, und 
feine Kinder und Nachkömmlinge, fo lange fie in den Erb: 
ländern wohnen, hiernach immer auf gleiche Art zu benen= 
nen, und nur durch verfchiedene Vornahmen zu unter: 
fcheiden, endlich derjenige, der irgendwo eine Schrift ohne 
diefem Gefhlehtsnahmen ausſtellt, oder bey einer Behörde 
überreicht, nah Befchaffenheit der Umſtände mit einer Arreft- 
oder Geldftrafe zu belegen fey. 

Dad hierüber eigens erlafjene Patent vom 23. July 1787, 
republiciret durch Verordnung vom 4. December 1791, ent: 

hält dießfalls folgente Vorſchriften; nähmlich: 

1. die Judenſchaft ift in allen Provinzen zu verhalten, 
baß ein jeder Hausvater für feine Familie, der Wormund für 
feine Münbdel, und eine jede ledige, weder in der väterlichen, 
noch unter einer Vormundfchaft oder Curatel ftehende Manns: 
perfon vom ı. Sänner 1788 einen beftimmten Geſchlechts⸗ 
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nahmen führen, da8 weibliche Gefchlecht im ledigen Stande 
den Gefchlehtönahmen ihres Waters, die verheirathete , je 
nen ihred Mannes annehmen, jede einzelne Perfon aber 
ohne Ausnahme einen deutſchen Vornahmen fid 
beylegen, und folchen durch die ganze Lebenszeit nicht ab« 
ändern folle. 

2. Alle bisher in der jüdifchen Sprache, oder nach dem 
Orte, wo fich einer entweder für beftändig, oder aud nur 
auf eine Zeit aufgehalten ; 3. B. Schaulem Zöplig, Jochem 
Kollin ıc., üblich gewefene Benennungen, finden nicht mehr 
Statt, und haben gänzlich aufzuhören. 

3. Ein jeder Hausvater wird den für feine ganze Fa> 
milie, und eine jede einzelne Perfon für fih angenommenen 
beftimmten Bor: und Geſchlechtsnahmen längftens bis leß- 
ten Rovember 1787 an den Ortömagiftrat oder.an die Orts⸗ 
obrigfeit, wo er zu wohnen oder ſich aufzuhalten befugt ift, 
in deutfher Sprache ſchriftlich anzuzeigen, und diefe 
Anzeige mit einem gemeinfchaftlih, von dem Kreisdeputirs 
ten und dem Kreis: oder Oberrabbiner unterfertigten, je⸗ 
doch ungeftämpelten Zeugnißzetrel zu erproben haben, daß 
er dbermahlen auf beftändig den Familiennahmen N. N. mit 
dem für eine jede Perfon beftimmten, befonderen deutichen 
Bornahmen angenommen, jedoch von dem Geſchlechte N. N. 
abftamme und vorher den Nahmen N. N. geführet habe. 

4. Mit 1. Jänner 1788 müflen die Beſchneidungs⸗ und 
Geburtöbücer ohne Ausnahme in deutſcher Spraße 
geführet, dann alle Gebornen, Geftorbenen und Getrauten 
eben nicht anderd, ald mit den deutfchen Bor: und ihren 
auf immer. beitimmt angenommenen Geſchlechtsnahmen eins 
getragen werben. 

5. Die oben ad 3 anbefohlenen Zeugnißzettel find von 
den Ortsobrigkeiten wohl aufzubewahren, bey der nächſten 
Gonfcriptiongrevifion dem Revifiondofficier vorzulegen, und 
von demfelben für dad Jahr 1788 das erfie Mahl beyde 
Nahmen, nähmlich derjenige, den .ein jeder bis her ge- 
führet, und fodann auch derjenige, den er auf beftändig 
engenommen hat, dad ift, fein angenommener Bor- und 
Gefchlehtönahme in deutfcher Sprache einzutragen; in den 
Gonferiptionsbüchern für die nachfolgenden Jahre, find aber 
nur die neu angenommenen Nahmen, ohne den vorherigen 
aufzuführen. 

6. Diefe Anordnung hat Übrigens auf die bis legten 
December 1787 , von ber gefammten Judenfhaft unter ben 
bisherigen Nahmen auögeftellten Urkunden ud zurüds 
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zuwirken, fondern foldhe haben, auf was immer für eine 
Art die Unterfertigung geichehen feyn mag, in ihrer vorigen 
Wirkſamkeit zu verbleiben. 

7. Damit jedoch aller Arglift vorgebeuget , und dieſes 
Geſetz in gehörige Wirkſamkeit gebracht werde, find folgende 
Strafen feftgefeget worden; als: 

a. derjenige Rabbiner, der mit 1. Jänner anfangend, 
die Geburtd:, Trauungs- und Sterbfäle nicht in deutfcher 
Sprache, und nicht nad) den beftimmten Nahmen eintragen, 
oder die Bücher nicht in deutfher Sprache führen folte, 
wird zum erfien Mahl mit 50 Gulden zu beftrafen, das zweyte 
Mahl aber ſogleich feines Dienftes zu entlaffen, und zus 
gleich für dienftunfähig zu erklären feyn. 

b. Derjenige, ohne Unterſchied des Gefchlechtes, der 
fib fünftig nicht feines, auf beftändig angenommenen deut 
fben Bor: und Gefhlehtönahmend , fondern eines anderen 
Nahmend gebrauchen follte, wird, wenn er vermögend ift, 
ebenfall8 mit 50 fl. zu betrafen, wenn er aber unvermö— 
gend ift, aus allen k. k. Staaten mit feiner Familie abzu» 
fhaffen feyn, wo übrigens alle auch unter einem anveren 
Nahmen von ihm audgeftellte Schuldfcheine und Berbind- 
lichkeiten, wenn er deflen überzeugt wird, gegen denfelben 
zu gelten haben. 

c. Derjenige , der feinen Zeugnißzettel bis lebten No— 
vember 1757 auf oben anbefohlene Weife nicht beygebracht 
haben wird, ifi entweder mit 10 fl. an Geld, oder im Falle 
der Unvermögenheit mit Stägiger Öffentlicher Arbeit, uns 
nachfichtlich zu beitrafen. Endlich 

d. follen alle diefe Strafgelder mit einer Hälfte dem 
jüdiſchen Domefticalfonde eines jeden Landes, mit der an 
deren Hälfte aber demjenigen zufallen, der einen dießfällis 
gen Unterfchleif entdedet und anzeiget. | 

Hierüber beftehen noch andere Anordnungen, welde 
folgenden Inhaltes find; nähmlich: 

1. daß die Annahme des Vornahmend ded Großvaters 
oder Baterd zum Zunahmen verbothen fey; weiterd, daß 
den neugebornen Kindern in einer und derfelben Familie 
nicht gleiche Vornahmen gegeben werden, und wenn bereits 
mehrere in einer Familie gleiche Bornahmen führen, fi ein 
jeder noch einen zweyten unterfcheidenten Vornahmen bev: 
legen folle; 

2. daß jede Familie einen böftimmten Geſchlechtsnah— 
men zu führen, übrigens nur bis 1. Sänner 1788, wenn 
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fie fich nach einen Ort oder Stadt benennet hat, diefe let: 
tere Benennung abzulegen habe; 

3. baß in dem Falle, wenn die Väter mehrere theils 
ledige, theild verheiratbete Kinder binterlaffen, und der 
Vater nicht fhon einen beftimmten Familiennahmen ange» 
nommen hätte, den dann alle beyzubehalten haben, und 
die Kinder über ven Nahmen nicht einig wären, jeder feinen 
eigenen Familiennahmen wählen könne. Vid. Hofdecret 
vom 11. Dctober 1787. 

4. Daß bey dem Umftande, weil die Juden in Folge 
Datentes vom 23. Zuly 1787 feine anderen ald deutfche Bor: 
nahmen wählen dürfen, nur folgende Bornahmen 
gewählet, alle übrigen aber ald verbothene Bornahmen un: . 
ter den audgefegten Strafen angefehen werden follen. Vid. 
Dofdecret vom 12. November 1787. - RR 

Männernahbmen: Abadiad, Abel, Abpviel, 
Abdon, Abdenapo, Abfolon, Abiad, Abiram, 
Abadon, Abrabam, Achitophel, Adam, Ale 
rander, Amminabob, Annaniad, Andreas, An- 
gelus, Ariel, Arnop, Aron, Balthafar, Barna 
bad, Bartholomäus, Beer, Beermann,Benedict, 
Benefh, Benjamin, Bernard, Damian, Dan, 
Daniel, Darius, David, Eleafor, Eliad, Elia: 
nim, Elifäuß, Emanuel, Enos, Ephraim, Eze— 
chias, Ezechiel, Friedmann, Gabriel, Godeon, 
Gottlieb, Habafut, Henoh, Habron, Jacob, 
Japhet, Jaſon, Seremiad, Joachim, Joan: 
nes, Job, Jonas, Jonathan, Jonam, Joſa— 
ohat, Joſeph, Joſias, Joſue, Iſaias, Iſak, 
Ismael, Israel, Juda, Judas, Kabriel, Kop— 
pelmann- Lafer, Lazar, Levi, Lucas, Mathes, 
Mathias, Manaſſes, Marcus, Mathuſalem, 
Michael, Moyſes, Nabuchodonoſor, Nathan, 
Vathaniel, Nehemias, Nephtali, Nikanor, 
Noe, Ochoſias, Oſias, Paul, Philipp, Ra— 
phael, Salomon, Samſon, Samuel, Selig— 
mann, Sem, Seth, Simeon, Suſanna, Soro— 
babel, Thaddäus, Thomas, Tobias, Wolf, 
Zabufon, Zacharias, Zachäus. 

Weibernahmen: Abigail, Agatha, Agnes, 
Amalia, Anna, Aſpaſia, Athalia, Barbara, 
Cäcilia, Demuth, Dorothea, Eliſabeth, Eſther, 
Eva, Joanna, Iphigenia, Judith, Julia, Li— 
buſcha, Lucia, Magdalena, Maria, Martha, 


Beſchnei⸗ 


dung: 
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Nicolaia, Paula, Rahel, Rebeka, Regina, 
Rofa, Rofalia, Rofel, Sara, Semiramith, 
Sufanna, Sybilla. i 

Zu Folge weitern Hofdecretes vom 13. December 1787, 
können noch folgende Vornahmen gebraudht werden; als: 

Männernahmen: Fallmann, Gutmann, 
erste ———— Liebermang, 
ippmann, Löw, Simon, Veit. 

Weibernahmen: Klara, Lea. 

Durch Verordnung vom 3. July 1794, wurde allen 
Auben bey Strafe von 12 Ducaten unterfaget, ihren ein— 
mahl angenommenen Nahmen zu verändern, zugleich wurde 
ihnen aufgetragen, daß fie, wenn fie ihren Wohnort verän= 
bern, zur nöthigen Evidenzhaltung einen Schein von ihrem 
verlaffenden Schugorte ſich verfchaffen,, und diefen bey dem 
neuen Schuborte abgeben follen. Zugleich wurde den Obrig- 
keiten unterfagt , einen Juden, er fey ledig oder verheira⸗ 
thet, ohne diefen vorgefchriebenen Schein auf: und anzu« 
nehmen, widrigens felbe zu einer Strafe von 6 Ducaten 
verhalten würde. 


$. 415. 


Nah Inhalt diefed Paragraphes ift die Befchneibung 
nur ſolchen Perfonen vorzunehmen geftattet, welche fich über 
die hinlängliche Kenntniß in diefer Operation bey dem Kreid- 
mwundarzte ausweifen, und von diefem mir einem glaubwür⸗ 
digen Beugniffe verfehen find. Den Kreiswundärzten ift auf: 
getragen, fich gelegenheitlich zu Überzeugen, ob die Befchnei: 
dungen auch wirklich auf eine unfhädlidhe Art vorgenommen 
werden, und jeden bebenflihen Fall dem Kreidamte zur an⸗ 
gemeflenen Bertrafung anzuzeigen. 

Es ergeben fich hinfichtlich der Art der Beſchneidung 
und ihrer Vornahme mehrere Anfragen ; und zwar 

1. wie die Befchneidung verrichtet werbe; 

2. ob bey der biöher üblichen Art hie und da üble Fol: 
gen für die Gefundheit und Erhaltung der Kinder beobach⸗ 
tet wurden; und 

3. ob felbe nicht auf eine anftändigere Art verrichtet 
werden fönnte; 

Hierüber erfolgte nachſtehende Belehrung und Beant: 
wortung; und zwar 

ad 1. der Operateur oder Befchneider, nachdem er ſich 
von der vollkommenen Gefundheit des Kindes und daß es 
gehörig eingewidelt ift, Überzeugt, faflet die Vorhaut de3: 
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felben , welche über die Eichel hervorragt, mit feiner linken 
Hand, zieht felbe vorwärtö, indem er dabey die Eichel mit 
Borficht zurüdichiebt, in der rechten Hand hält er dad Mef- 
fer , mit welchem befchnitten wird, weldes vom feinften 
Stahl, zweyſchneidig und möglichft platt gefchliffen iſt; mit 
diefem fchneidet er in der größten Gefhwindigfeit mit einem 
Zuge die vorgezogene Vorhaut fo entfernt, daß die Eichel 
nicht verleget werden kann, hinweg. Wie nun hierbey aller 
Verlegung der Eichel audgewichen wird, fo gefchieht auch, 
daß mehr von der äußeren Haut der Vorhaut, ald von der 
innern abgefchnitten wird, welche leßtere auch nach gemach— 
tem Schnitt Über die Eichel gefpannt iſt; diefe letztere faßt 
ber Bejchneider mit feinen dazu eigens etwas zugefpigten 
Nägeln der beyden Daumen, zieht fie etwas auseinander und 
ſchiebt fie auf dad gefchidtefte hinter die Krone ver Eichel 
zurüd, die folder Ben entblößte Eichel faugt der Bes 
jchneider, nachdem er vorher etwas Wein in Mund genom: 
men bat, fprist dad ausgefaugte Blut aus, nimmt aber: 
mahls etwas Wein in Mund und befprigt damit die Eichel. 
Nachdem biefed gefchehen, flreut er auf die Wunde der Bor: 
haut ein dazu aufbewahrtes Pulver von faulem Holz; oder 
armenifchen Bolus, durch deſſen Wirkung dad Bluten der 
Munde faft allezeit augenblidlih geftillt wird, falld aber 
ſolches nicht gefchehen follte, werden Fräftigere blutflillende 
Mittel angewandt, nad Umftänden auch ein Wundarzt zu 
Hülfe gezogen, Hierin befteht der ganze Beſchneidungsact. 

Damit diefer Act aber immer ordentlich verrichtet werde, 
ift er nur eigenen Männern anvertraut, die in Prag ein ei- 
gened, von der Kandeöftelle anerfanntes Beſchneidungsbru— 
derſchafts- Gremium ausmachen, wodurch andere den Unter: 
richt erhalten, die nach diefen ihren erfien Befchneidungsact 
nit anderd, ald in Gegenwart eined aus diefem Gremium 
verrichten dürfen. 

Ada. Aus dem, was oben in Abfiht auf Behutfams 
keit und Vorſicht bey der Befchneidungsoperation gefagt 
worden, erhellt fhon, daß von der bisher üblichen Beſchnei— 
dungdart Feine üblen Folgen auf die Geſundheit und Ers 
haltung der Kinder zu beforgen feyen ; bierzu fommt aud) 
noch die weitere Worficht, daß, fobald an tem Kinde die 
mindefte Unpäßlichfeit oder fonflige bedenkliche Umftände 
bemerft würden , wobey bdenfelben die Befchneidung ſchaden 
könnte, le&tere in fo lang aufgefchoben werde, bis deſſen 
Gefundheit gänzlich hergeftellet tft; in Folge deflen zu meh— 
rerer Sicherheit noch mehrere Tage bis zur wirklihen Ope⸗ 
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ration abzumarten find, und felbft an biefem Tage abermahls 
zu unterfuchen ift, ob nidht etwa ein neues Hinderniß ein- 
getreten ſey; bey welcher vorfidhtigen Verfahrungsart feine 
üblen Folgen zu beforgen find, fo zwar, daß feines Kal: 
led gebenfet werde , nach welchem einem Kinde Durch diefe 
Beſchneidung der Tod oder fonft ein Schaden zugezogen 
worden wäre. 

Ad 3. Es ift daher feine Urfache vorhanden, die eine 
Abänderung in diefer nach dem Geſetze verrichteten Beſchnei— 
dungsart veranlaffen’ könnte; und es daher, da auch das 
ganze Gefhäft von der medicinifchen Facultät wohl und 
mit Vorficht geordnet befunden wurde, bey der bisher un: 
fhädlich befundenen und üblichen Art der Befchneitung fein 
weitered Verbleiben hat. 

In Folge deflen wurde den Kreisämtern mitgegeben 

a. den Kreiöchirurgen die hier umftändlich befchriebene 
Beſchneidungsart befannt zu machen; 

b. zu verfügen, daß fi alle auf dem Lande befindliche 
Individuen, die fi dermahl mit Ausübung diefer Relis 
gionshandlung abgeben, bey dem betreffenden k. Kreisamte 
melden, und 

‘c. die Beſchneidung nur jenem zu geflatten, ber fi 
mit einem glaubwürdigen Beugniffe über den erhaltenen Un 
terricht beym Kreisamte audgewiefen und feine Kenntniß 
beym Kreischirurge bewiefen haben wird. Endlich wurde auch 
der Gebrauc des oberwähnten Inftrumentes zum Unterrichte 
der neu einzutretenden Befchneider anempfohlen, jo wie auch 
die Kreidchirurgi auf die genaue Befolgung des 42. $. des 
Judenpatented vom 3. Auguſt 1797 von den Kreidämtern 
anzumeifenfeyen. Vid. Berordnung vom 13. Decem— 
ber 1797 und 1798. 


Nahrungswege. 


6. 416. 


Nabe Diefer Paragraph enthält, daß in der Abfiht, um bie 
Funas ne Juden zu volfommenen, nüglihen Bürgern und des Schu> 
3% Geb, den ihnen der Staat gewähret, würdig zu machen, 
ſolchen überhaupt alle ehrbare Nahrungsmwege. eröffnet feyen, 

welche den hriftlichen Unterthanen geitattet werden. 
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Ausnabs Diefer Paragraph enthält die Anordnung, daß die Ju: 
men den eben in der Abfiht, um die Juden von demjenigen zu 
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entfernen, was fie gewifler Maßen zum unbefhäftigten Leben 
führen kann, von Pachtungen der Schankhäufer und Zehen- 
ten, fie mögen wem immer zugebören, überhaupt fo wie 
auch won Pahtungen der Mahlmühlen oder irgend einer 
Gerichtsbarkeit ausgefchloffen, und ihnen nur die Ausübung 
einer Schanfgeredhtfam geftattet fen, wenn ſolche auf dem 
eigenthümlichen Haufe eined Juden haftet, oder wenn er in 
der Prager: Sudenftadt eine beftimmte Schenke hat. 

Weitere Anordnungen hierüber find folgende, nähmlich: 

1. daß den Juden der Getreivhandel , 

2. daß ihnen audy der Handel mit Lebensmittel ver: 
bothen ſey; 

3. daß fie von dem Salzhandel audgefchloffen bleiben. 
Vid. Hofdecret vom 19. Februar 1787. 
j 4. Daß den Juden fhon dur höchſte Verordnungen 
vom 5. Auguft 1727, 27. März 1736 und 1. September 
1740 aller Salzhandel und a la Minuta Verſchleiß einge: 
ftelet und abgenommen, den Obrigleiten aber sub poena 
actionis fiscalis dießfällige Verpachtungen verbothen wor⸗ 
den und bie dießfälligen Verordnungen republiciret werden 
follen. Vid, Verordnung vom 26. April 1787. . 
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Diefer Paragraph enthält, daß dagegen der Juden: Pahtung 
(haft erlaubt fey, obrigfeitlibe Gründe zu pachten , unter ’ — 
der Verbindlichkeit jedoch, dieſelben mit eigenen Händen — 
oder durch andere Juden zu bearbeiten. 

Weitere Anordnungen beſtehen hierüber im Folgenden, 
nähmlich: ⸗ 

1, daß den Juden nach dem Geſetz zwar eine Pach⸗ 
tung von obrigfeitlihen jedoch niemahls von unter: 
thänigen Gründen zuläffig fenen und die Uebertreter diefer 
Anordnung mit einer angemefjenen Strafe beleget werden 
follen. Vid. Berordnung vom 21. Novemb. 1799. 

2. Daß vermög böhmiſchen Fundamentalgefegen fein 
Jude zum Eigentthbume eines liegenden Grundes, ſondern 
nur zus Pachtung obrigfeitliher Gründe fähig fey; daß da— 
ber bey dem eingetretenen Falle, wo ein Jude ſich erklärte, 
dad von ihm in die Erecution gezogene, bey drey Feilbie- 
thungen wegen Mangel an Kaufluftigen nicht an Mann ge— 
brachte bürgerliche Haus fammt mehreren Feldern nah Maß— 
gabe ded Hofdecreted vom 30. September 1784 im Schä- 
gungswerthe übernehmen zu wollen, in Folge Erklärung r 
des k. k. Appellationdgerichted, auch dem auswärtigen Ju: 


3062 


den nicht geftattet ſey, ald Erecutiondführer ein bürgerliche® 
Haus im abgefchägten Werthe zu übernehmen, fondern daß 
bier in einem folchen Falle entweder die Sequeftration, oder 
eine weitere Feilbiethung einzutreten habe. Vid. Berords> 

nung vom ı3. July 1804. 

$. 419. 
Wedfel: Nah Inhalt diefed Paragraphed ift jeder Jude berech⸗ 
Ruben u. tiget, Wechfelituben und Großhandlungen zu errichten, vor= 
Handiun, Außgefegt, daß er die im Allgemeinen deßhalb vorgefchriebe- 
gen. — und die nöthigen Handlungskenntniſſe aus- 
weiſet. 

Weiters ſind ſie auch unter eben dieſer Vorſicht befugt, 
förmliche Handlungen, mit inländiſchen und erlaubten aus⸗ 
ländifhen Schnitt:, Spezerey- und vermifhten Waaren mit 

- Bewilligung der Zandedftelle zu errichten. 

Sernerd können fie auch Handlungs: Legitimation fcheine 
auf einzelne Artikel, ald Pottafche, Leder, Wolle und der: 
leihen , oder au auf den Zrödelhandel erhalten. Doch 
wird bey allen Arten von Handlungen unter Verluſt der 
Befugniß und Abfchaffung aus den Erbftaaten feſtgeſetzet, 
daß fie ordentlihe Handlungsbücer in deutfher Sprade 
führen. Auf dem Lande, fo wie in der Stadt Prag follen 
die unförmlihen und die bisher bloß nah Willkühr errich— 
teten Handlungen aufhören ; jeder Jude alfo, der gegen 
wärtig nicht einen Tabakverſchleiß, eine erlaubte Grund» 
pachtung, oder fonft ein Gewerbe treibt, oder die Befugniß 
zum Hauſieren erhält, oder endlich eine Wechfelftube oder Groß- 
handlung befigt, fol ſich zu einer der jest erwähnten Hand- 
lungen befennen und von der Obrigkeit, bey der erim Schuge 
ſteht, ſich dazu förmlich legitimiren laffen. 

Weitere Anordnungen hierüber beftehen im Nachfolgen⸗ 
den, und zwar: 

1. daß der Judenſchaft geftattet werde, zu Marktzei- 
ten in den Städten gleich Ben Chriften ſowohl bey Zag, als 
in der Nacht wohnen zu dürfen, daher diefer wider die Markt: 
freyheit und wider den, den Juden gnädigft zugeftandenen 
freyen Handel beftandene Mißbrauch die Juden nicht zu be 
berbergen in jenen Städten, wo felber befteht, eingeftellet 
werden folle, hierunter aber die Bergftäbte bid auf weiteren 

allerhöchften Befehl nicht verftanden feyen. Vid. Hofde 
cret vom 5. Jänner 1782. ‚ 

2. Daß zur Behebung aller bey Miethung chriftlicher 
Gewölbe von den Juden Fünftig fich ergeben fönnenden An- 
Hände, die Wahl zur Miethung eined Gewölbes auf dem 


. 363 


Markte oder einem anderen Orte der Stadt, dort, wo keine 
befonderen Anordnungen beftehen, dem Juden welcher von 
der Grundobrigkeit die Erlaubniß erhalten bat, fo wie an— 
deren zum Handel berechtigten ohne Bedenken zuzulaffen fey, 
ohne daß dabey die Entfcheidung einer höheren Behörde ein- 
zutreten bat. Vid. Hofdecret vom ı. März 1787. 

3. Daß bereitö dur Hofdecret vom 3ı. May 1798 
den Juden dad Befugniß, bürgerlihe Häufer an fih zu 
bringen, aberfennet, und die Verordnung vom 16. Nos 
vember 1786, welche den Juden Realitäten zu kaufen 
geftattet hat, fhon durch dad Judenpatent vom 3. Auguft 
1797, welches die politifche Verfaſſung in Böhmen fofte- 
mifiret, und wobey dieſes Recht chriftliche Realitäten an ſich 
zu bringen, nicht enthalten ift, aufgehoben wurde. Vid. 
Dofdecretvom ı4. Auguft 1800. | 

4. Daß die im obbemelveten Hofdecrete vom 3ı. May 
2798 und ı4. Auguſt 1800 enthaltenen Grundfäße, nad 
welchen den Juden ausdrücklich aberfennet wurde, chriftliche 
Häuſer erbeigenthümlich an fi zu bringen, allgemein funds‘ 
emacht werden follen. Vid. Verordnung vom 24. 
% änner 1601. 

5. Daß fih von den Kreisämtern bey ihren Kreisbe- 
reifungen überzeugt werde, ob die Handlungdbücher der 
Juden wirklich in dentfcher Sprache geführet werden. Vid. 
Verordnung vom 13. May 1802. 

6. Daß die Hofdecrete vom 3ı. May 1798, ı4. Aur 
guft 1800, dann die Verordnung von 21. November 1799 
allen Dominien zur Dintanhaltung allfälliger und wirklich 
fhon entdedter Scheinfäufe und fingirter Schulden und 
des hieraus abgeleiteten Befiges , republiciret und denfel- 
ben bedeutet werden folle : daß den Juden nach dem Pa- 

tent vom 3. Auguft 1797, $- 45 nichts anders, als die 
zeitweilige Pachtung obrigfeitlicher Menerhofsgründe zuftehe. 
Vid. Berordnung vom 13. December 1804. 
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Diefer Paragaph enthält, daß den Juden alle Commer» Gommer- 
cials und Polizeygewerbe offen ftehen; hierzu von ihrer cial- umd 
Schutzobrigkeit die Befugniß erhalten und von chriſtlichen 9° 1i549° 
Meiftern als Fehrjungen aufgenommen und zu Gefellen ge: 9 
macht werden können; weiterd, daß fie, wenn fie fi über 
die vorgefchriebenen Eigenſchaften ausmweifen, auch die Mei: 
ferfchaft erhalten, und als Meiftern geftattet werde, befon- 
dere jüdifche Innungen oder fogenannte Nothzünfte mit 


Haufie 


gen. 
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Bereinigung mehrerer Gewerbgattungen zu errichten, je: 
doch immer der allgemein beftehenden Zunftgeneralten un: 
terworfen bleiben. 

An Folge deffen und zur Erhaltung der nötbigen 
Ordnung findet bey den jüdifhen Zünften weder die Frer- 
fprebung eines Lehrjungen, noch die Beförderung eines 
Gefellen zum Meifter nicht eher Statt, bis die chriftlichen 
Bunftsvorfteber über die Gefchidlichfeit ved frevzufprecben- 
den Lehrjungen orer des zum Meifter zu befördernden Ge: 
fellen geurtbeilet haben, und hat der Magiftrat, der ben ver 
chriſtlichen Zunft Infpector ift, auch über die jüdifche die 
Auffibt zu führen. 

Diejenigen Juden, welche aber ſchon gegenwärtig Ge: 
werbe treiben, und hiermit die Zehr: und Gefellenjahre nicht 
mehr nachtragen fönnen , find übrigens zu prüfen, und nad 
Map ihrer Fähigkeit ald Meifter, Gefellen ober Zehrjun: 
gen anzuerkennen. 


G. 421. 


Diefer Paragraph enthält, daß den Juden das Han- 
fieren in der Stadt und auf dem Lande, und zwar in ter 
Stadt Prag nur mit alten Waaren und Kleidungsftüden, 
auf dem ande aber mit den in dem Haufierpatente be 
flimmten Artikeln geftattet, die Bewilligung biersu in der 
Stadt Prag von dem Magiftrate und auf dem Lande von 
dem Kreisamte, in deffen Bezirke ein Jude haufieren will, 
immer aber mit Rüdficht auf den öffentlihen Bedarf, und 
unter eben den Vorfichten, wie bey Chriften zu ertbeilen ſey. 
Anderweitige Verordnungen hierüber beftehen im Folgenben, 
nähmlich: 

1. daß die den Ungarn allerhöchſten Orts eingeräumte 
Befugniß zum Hauſieren auf eben jene Art, wie ſolche mit 
Patent vom 4. Juny 1767 den Juden in den böhmiſchen 
Landen bewilliget worden, nicht wechſelſeitig, das iſt, nicht 
ſo zu verſtehen ſey, als ob böhmiſche Juden in Ungarn, 
und ungariſche Juden in Böhmen hauſieren können. Vid Hof— 
decret vom 7. April 1788. - 

2. Daß den Juden außer den Bürgerhauptmärkten der. 
Handel in das Rand Defterreih ob der Enns nad den be: 
ftebenden Vorſchriften nicht geflattet, und daher, da unge: 
achtet deſſen verſchiedenen Juden von den Wirthicaftsäm: 
tern uneingefchränfte Päffe zum Handel ertheilet wurden, 
derley uneingefchränfte Päſſe nicht mehr ertheilet werden fol: 
len. Vid. Verordnung vom 28. December 1790. 
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Diefer Paragraph enthält, daß diejenigen, welche zu®eitere 
keinem der obenerwähnten Nahrungszweige die Geſchicklichkeit Be lb äf- 
oder dad Vermögen befigen, bey Handlungen in Dienfte '9um 
treten Dürfen, oder als Zaglöhner arbeiten können, endlich 
in der Stadt Prag auch eine non dem Gubernium zu beflims 
mende Zahl Laſtträger eigend zu diefem Verdienſte zu be— 
rechtigen fey. 
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Diefer Paragraph verordnet, daß derjenige, der nah Abſchaf⸗ 
Verlauf eines Jahres nach Erlaffung diefes Patente ſich nicht funs. 
ausweifen fann, einen der vorher angeführten Nahrungszweige 
eingefhlagen zu haben, als ein unnützes und ſchädliches 
Mitglied des Staated aus dem Lande abgefchafft werden fol. 
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Nach Inhalt dieſes Paragrapbes werden denjenigen Ju: Bürgers 
ven, welche fich freywillig dem Militärftande widmen und liche Bor⸗ 
hiezu tauglich befunden werden, wie auch denjenigen, welche kechte. 
fi mit Enthaltung von allen Waarenhandel, und von wucher⸗ 
lichen Borleihungen dem Aderbau widmen, und ſolchen mit eis 
genen Händen betreiben, endlich denjenigen, welde ein or: 
dentliched Zunftgewerbe, und zwar nad) den beflehenden Vor: 
fchriften und Zunfteinrihtungen durch drey Jahre betrei« 
ben, mithin hierdurch eine Probe ihrer Beharrlichkeit bey 
einem nüßlichen bürgerlihen Gewerbe an Tag legen, alle 
bürgerlihen Vorrechte wie den Chriften, eingeräumet und fie 
ſowohl in Anfehung der Heirathen, ald in Anfehung der Ab» 
gaben den Chriſten gleichgeftellet, diefe Begünftigung aber, 
da fich ſolche auf eine perfönlide Eigenfhaft gründet, auch 
nur als perfönlich erflärt, und auf die Kinder, wofern fie 
nit der eltern Beyfpiel folgen, nicht erfiredet. 
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Diefer Paragraph enthält, daß nunmehr, da der Zu, Vorkeh 
denſchaft fo viele ehrbare Nahrungswege eröffnet fenen, um re 
fo eber die im Allgemeinen wegen Müßiggängern, Landſtrei⸗ m agigs 
cbern und muthrwilligen Bettlern ſowohl, ald wegen den wah? gänger 
ren Armen getroffenen Vorkehrungen auch in Anfehung der u. dgl. 
Juden firenge gehandhabet werben follen. | 
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Ber ſo r⸗ In Folge deſſen verordnet dieſer Paragraph, daß jede 
Garn DEF jüpifche Gemeinde für die Verpflegung ihrer Armen eben fo 
zu forgen babe, wie ed bey den hriftlien Gemeinden üb- 
lich ift; daß aber zu denjenigen Gemeinden, wo die Juden 
mit den Chriften zufammen leben, aud die erfteren mit den 
lesteren zur Unterflügung der Localarmen zu concurriren, 
dagegen aber dafelbft aud die Juden mit den Ghriften an 
den Rocal » Berforgungsanftalten gleichen Antheil zu nehmen 
haben. i 
Schon durd Verordnung vom 8. July 1790, mwurbe 
befohlen, daß die Judengemeinden für die zu ihnen geböri- 
gen armen Juden, damit fie nicht betteln geben, forgen, und 
die anfommenden andern böhmischen oder fremden Juden, 
wenn fie ſich auf-dad Betteln verlegen, fogleib an das 
Kreisamt anzeigen follen, damit fie zu ihrer Obrigfeit, oder 
in dad Land, woher fie fommen, gefhoben werden können. 
& 
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7 Dieſer Paragraph enthält, daß in dem Falle, als ein 
jüdiſcher Hausvater oder mehrere ohne ihr Verſchulden durch 
Feuer verunglücken, ſolchen, wie den chriſtlichen Unterthas 
wi — dem Kreisamte eine Sammlung geſtattet wer: 
en könne. 


Politiſche und Rechtsbehörden. 
§. 428. 


In polis Diefer Paragraph verordnet, daß die Sudenfhaft in 
Zn politifchen Angelegenheiten nach der vorgefchriebenen Drds 
genbei, Mung der ordentlichen Landesobrigkeit unterworfen ſeye, dar 
ten über: ber auch der Jude gleich den Übrigen Landeseinwohnern eine 
haupt. Befchwerde oder ein Geſuch in politifcher Angelegenheit zuerft 
bev feiner Grundobrigfeit, dann bey dem Kreißamte, und 
endlich bey der Landeöftelle, bey beyden letzteren jedoch ims 
mer in deutfcher Sprache abgefaßt anzubringen, auch zum 
Beweiſe, daß diefe Ordnung beobachtet worden fey, ter 
höheren Behörde jedesmahl den Befcheid der vorhergehenden 
unteren Behörde beyzulegen habe, mit Ausnahme jener bey 
höherer Stelle gegen die Verzögerung einer untern Stelle 
anzubringenden Beſchwerden, bey welchen eine foldhe Bey: 

legung von felbft nicht thunlich if. 
Bemerfung. Die Grundobrigkeit ift alfo wie bey den 
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andern chriftlichen Unterthanen, auch bey den jüdifchen Un- 
tertbanen in Regel die erfte politifche Inftanz , und find das 
ber alle jene Grunbfäge hier anwendbar, von welchen bereits 
im I. Theile diefed Werkes bey der Behandlung der Rechte 
ber Gerichtsbarkeit ausführlihd Erwähnung geſchaäh. 


$. 429. 


, | Diefer Paragraph enthält die Anordnung, daß Strei: Gemein 
tigfeiten der Gemeinden unter ſich von der Ortsobrigkeit als deftreis 


lein zu entf&heiden, und mit folhen die Kreisämter nicht zu tie keis 
beläftigen feyen. n ie 


„ Bemerkung. Bey Streitigkeiten über politifche Gegen» 
fände fünnen jedoch immer auch die Kreisämter nah Ber: 
bältniß der Umftände, oder im Wege des Recurſes hiebey 
einfchreiten. Ä 
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Diefer Paragraph enthält die Anorbnung , daß in dem Strei— 
Kalle, ald Juden mit ihrer Grundobrigkeit über die Ber: tigkei: 
hältniffe des Unterthand zur Obrigkeit in einen Streit geras ‚\/" ? . 
then, mit ihnen wie mit den Übrigen Unterthanen nad) der ! untere 
unterm 1. September 1781 in Untertbandfachen ergangenen thanen 
Verordnung zu verfahren fey. mit i h⸗ 

Bemerkung. Hieraus folgt alſo, daß alle zwiſchen ven 
einem jüdifchen Unterthan und feiner Grundberrfchaft entwe- . F er 
der ex nexu subditellae (aus dem Unterthandverbande) oder i an * 
aus Verträgen, oder andern Privatrechtstitel entſtehende 
Streitſachen nach dem Inhalt des Unterthanspatentes vom 
1. September 1781 zu behandeln kommen; über welches wich» 
tige Patent die umftändlichen Erörterungen bereit in dem I. 
heile diefed Werkes bey Behandlung der Rechte der Ge: 


zichtöbarkeit vorausgefchidet wurden. 
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Diefer Paragraph enthält, daß die böhmifhe Juden Im 
ſchaft, fo wie fie in politifchen Angelegenheiten den Landes- Recht s— 
fielen unterworfen ift, au in Rechtöfachen von den beſte— faden. 
henden ordentlichen Gerichten abhängen, daß daher dem Rab- 
biner, da ohnehin ihre Gerichtöbarkeit.fhon gänzlich aufge: 

oben ift, bey Strafe von 50 Ducaten verböthen fey, jemand 
in ben fogenannten großen oder einen Bann zu thun, dad 
Haldeifen anzufhlagen, irgend eine öffentlihe Buße aufzu- 
legen , ober fonft was immer für eine Gerichtsbarkeitshand⸗ 
lung auszuüben. 


Boll 


madten. 
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Bemerfung. Die Judenfhaft unterliegt daher in 
allen adeligen Richteramtshandlungen und in Streitfachen 
der Gerichtöbarkeit ihrer Grundherrfchaft, in Criminalfällen 
der Gerichtöbarkeit der für ihren Bezirk aufgeftellten Crimi- 
nalbehörde, in Fällen einer ſchweren Polizenübertretung der 
Gerichtöbarkeit ded Dominii, weldes zur Unterfubung und 
Aburtheilung der fchweren Polizeyübertretungen für dieſen 
Bezirk aufgefteller ift. Die dießfälligen näheren Beftimmungen 
und Ausnahmen find bereits im I. heile diefes Werkes bev 
den Rechten der Gerihtsbarkfeit behandelt worden. 

Schon durch Hofdecret vom 28. May und 20. Septem⸗ 
ber 1783 wurde feſtgeſetzt, daß ſich die Ortdobrigfeit ver 
Erbſchaft und der etwa nachgelaffenen Erben anzunehmen ba» 
be, da folde dad Schußgeld von den Juden bezieht, daß 
felbe daher die Verlaffenfchaft zu ſperren, ſolche zu inventi- 
ren, Bormünder zu beftellen, das Teſtament zu pupliciren 
und. überhaupt alle actus consuetivos zu ererciren, dann 
für diefe Mühe die Zaren nach der Zarordnung i indem Falle 
abzunehmen habe, wenn nicht eine geringere Zare durch den 
Gebrauch, bey dem es fonft zu verbleiben hat, ſchon einge- 
führet wäre, daß ſich weiters, foviel den Kreisrabbiner be: 
trifft, welcher um einen fich ergebenden Streit unter den Er 
ben zu vermeiden, dabey zu erfcheinen pflegt, nad der Bor: 
ſchrift der Gerichtdordnung Gapitel a7 von Schiedsrich— 
tern zu benehmen fey , weil die Kreisrabbiner nad dem 
Normale vom 3. April 1778 für nichtd anderes, als für 
Schiedsrichter angefehen werben, mithin nur in jenen Fäls 
len, wo alle Erben volljährig , keineswegs aber, wo alle 
oder einzelne derſelben unmündig ſind, ihre Einmiſchung 
Statt haben kann. 
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Diefer Paragraph enthält die Anordnung, daß — um 
ben häufigen, im Nahmen der Judengemeinden nur von 
Einzelnen oder einer Partey ohne Vollmacht der Gemeinde 
bey den Kreisämtern ſowohl, ald bey der Zandedftelle an: 
gebraten Bittwerbungen umd Befchwerdführungen Einhalt 
zu thun, den politifchen und Gerichtöftellen verbothen ſey, 
eine Schrift von irgend einer Judengemeinde anzunehmen , 
wenn diefelbe nicht wenigfiens von zehn Gemeindegliedern 
unterzeichnet ift. 

Bemerkung. Hierher gehören aber nicht jene Be 
fhwerden, weldhe von Judengemeinden ald Untertbanen 
gegen ihre Grundherrſchaft angebracht, welche ledigs 
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tih nach dem Unterthanspatente vom 1. September 1781 zu 
behandeln find, und in Folge deflen nach dem $. 38 die Boll» 
macht auf zwey Deputirte ausgeftelt und von allen Theil— 
nehmern unterfchrieben feyn muß. 
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Diefer Paragraph enthält, daß alle Rechtöftreitigkeiten Bebör 
der Zuden fowohl mit Chriften ald unter fi, über was im» den. 
mer- für einen Gegenftand von dem obrigfeitlihen Richter 
den erften Behörden, nähmlich der Ortöobrigfeit, dem Mas 
giftrate oder wohin die Sache fonft gehört, den allgemei» 
nen Landeögefegen, und der Gerichtsorbnung gemäß — 
handelt und entſchieden werben ſolle, und die weitere Bes 
rufung an dad Appellationdgericht zu nehmen fey. 

Bemerkung. Die Ausnahmen, nah welchen nicht 
Die Ortsobrigkeit, fondern das Landrecht ıc. ald entſcheidende 
Behörde einzutreten hat, finden fi in der Verhandlung 
Der Rechte der Gerichtöbarkeit im I. Theile diefed Werkes. 

Anderweitige Verordnungen hierüber beftehen im Fol: 
genden: 

1. daß alle, und jede, von den Juden bisher abgefor: 
Derte, fie vonden Chriftenunterfcheidende Leibmautben, 
doppelte Gerihtstaren, Paffir- und Repaffir, 
dann Nakhtzettelabgaben von nun aljogleich abge« 
ſtellet, und fie hierinfal den chriftlichen Infaflen vollfom> 
men gleichgehalten werden follen. Vid. Hofdecretvom 
19. December 1781. 

2. Daß die Juden ald Unterthanen ber E.f. Erbländer 
in allen ihren bürgerlichen Verhältniflen und Geſchäften an 
die allgemeinen Gefege, in fo weit nicht für felbe ausdrück⸗ 
lid eigene Gefeße beflimmt find, gebunden feyen, daber 
von einer Wirkung jüdifher Gewohnheiten wider die beſte— 
benden Gefegenie eine Sprache geführet werden, und —. 
da zur Beflimmung , und dann wirfungsweife der jüdifchen: 
Zrandlatoren oder Rabbiner die Erklärung der Rechte und 
ihrer Folgen nicht gehört, auch von einer Authenticität, der 
fi diefe Cathegorie Menſchen in Geſetzſachen anmaßen woll- 
te, niemablö eine Rede feyn könne. Vid. Hofdecret 
vom 3. December 1792. 


Pflihten gegen ben Staat. 


S. 434. ’ 
Nah Inhalt diefes Paragraphes beftehen die gemein: Worin 
— Pflichten der Judenſchaft gegen den Staat ————— 
| 24 — 


Militär 
abRels 


lung. 
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öffentlihen Dienftleiftungen und in Entrichtungen , baber 
find die Juden auch fhuldig, Bothengänge , Wegausbefle: 
rungen, jene, weldhe Zugvieh halten, Militärvorfpann glei 
den hriftlihen Ortöbewohnern zu leiften, fo wie jüpdifche 
Haudeigenthümer in den Orten, weldhe zu dem Straßenbau 
frohnen , die Straßenfrohnen mit der Hand durch die be 
flimmten Tage entweder felbft, oder durch ihre jüdifche Haus: 
genoflen, oder fonft durch jüdifche Arbeiter zu verrichten 
verpflichtet find. Auch haben fie fi dort, wo fie von einer 
Herrichaft Unterthbandgründe erhalten, nach demjenigen zu 
achten, was das neue Urbarialpatent hierüber anordnet. 
Bemerktung. Bon jenen Schuldigfeiten, bie aus 
dem Unterthandverbande, (nexu subditellae) entftanden, 
und theil$ in perfönlichen Keiftungen z. B. Frohndienften, 
theild in Natural: oder Geldgiebigkeiten beftehen, ift bereits 
im J. heile diefed Werkes ausführlich gehandelt worden. 
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Diefer Paragraph enthält, daß die jüdifhen Untertha- 
nen, wie die hriftlichen zur Militärftellung geeignet, und das 
ber alle wegen der Recrutirung beftehbenden Vorſchriften 
auch auf die Juden anzuwenden fenen, auch alle bisher we: 
gen Geldreluirung von der Militärftellung ergangenen Ver: 
orbnungen hiermit für Böhmen aufgehoben werden. 

Anderweitige Verordnungen hierüber beftehen wie folgt: 

1. daß von der Widmung und Abjtelung den Juden 
zum Militär nur der Prager Ober-Rabbiner, dann der Pra— 
ger: und Landesprimator ald erfle Vorfteher für fi, und 
alle ihre Söhne gleich den Honoratioren in der Haupts 
ſtadt befreyt,, alle übrigen Rabbiner, jüdifhe Beamte und 
Vorfieher, Negotianten und Fabrifsinhaber, dann Haus: 
beſitzer ſammt ihren Söhnen ganz nach der Vorſchrift des 
Conſcriptionsſyſtems mit dem darin zwiſchen Land und Städ⸗ 
ten beftehenden Unterfchiede eben fo, wie ed mit den Chris 
fen geſchieht, wenn fie tauglich find, zu widmen ſeyen. 
Vid. Hofdecretvom 18. Auguft 1788. 

Bemerkung. Gegenwärtig ift fih nach dem mit Pa- 
tent vom 25. October 1804 eingeführten Conſcriptions- und 
Recrutirungsfpftem zu achten, und wird hierüber in dem 
Hauptflüde vonden Militärverpflihtungen des 
böhmifhen Bewohners überhaupt an feinem Orte dad Nä— 
bere vorfommen. 

2. Daß die Juden nicht bloß zum Fuhrweſen, ſondern 
auch zum Feuergemehr wie andere chriftliche Unterthanen 
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angewendet werben fönnen. Vid. Hofbecret vom g. 
May 1789. er 

Bemerkung. Auch hier gilt gegenwärtig nur obbe- 
meldt letzteres Conſcriptions⸗ und Recrutirungs:Spyftem. 

3. Daß die Amtövorfteher in allen Fällen, wo ein Jude 
zum Militär abgeftellet wird, die Anzeige mit dem Benfabe 
zu machen haben, ob derfelbe ledig, verheirathet oder Wit: 
wer fen, ferner ob er ein bemwegliches oder unbemwegliches 
Vermögen befeffen , oder fich bloß von einem Gewerbe er- 


nähret habe, um nad Umfländen entweder auf die Nach-⸗ 


fiht der Steuer oder Sicherftelung der neuen Steuergaben 
antragen zu können. Vid. Berordnung vom 26. De 
cember 1799. 


$. 430. y 


: ve n : A 2 Gttnee 
Diefer Paragraph enthält endlich, daß die beftehende patund. 


Steuerpachtung nur bis zur Einführung deö:neuen Steuers 
foftemes zu dauern habe. | 
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XV. Hauptitüd. 
Bon der Vertretung der Unterthanen. 


6. 437. 


DV: öfterreichifhen Landesfürften haben von jeher allent- 
halben, hiermit auch auf den Schuß und Subſiſtenz der Un— 
terthanen des Königreiches Böhmen ihre vorzügliche Auf— 
merkſamkeit gerichtet. | 

Es wurde daher in diefer Abficht für jene Unterthans— 
beſchwerden und Streitigkeiten, die fih zwifchen der Herr— 
ſchaft, Obrigkeit und ihren Unterthanen ergeben , ein eiges 
ner — vom Staate befoldeter Vertreter unter dem Nahmen 
Untertbansadvocat in jeder Provinz aufgeftellt, und 
diefem lediglich die Vertretung des Untertbans gegen feine 
Herrſchaft und Obrigkeit zugewiefen. 


$. 4138. 


Schon mit Hofdecret vom 2. October 1753 
wurde das Verfahren in Unterthand-Angelegenheiten im Fol⸗ 
genden vorgezeichnet, nähmlich : 

1. daß fich der advocatus subditorum (Unterthangad: 
vocat) der Unterthänsbefchwerden,, und ihrer Anliegenhei⸗ 
ten mit allem Eifer annehmen, ſie in billigen Dingen zu 
Folge der ihm aufgetragenen Pflicht vertreten, biefür aber 
nähmlich für dieſe Vertretung nicht die mindeſte Ergößlichs 
feit, fie mag nun in Geld oder in fonft was immer für Ber: 
ehrungen beftehen , bey fonfliger Verantwortung und ſchar—⸗ 
fer Ahndung annehmen folle; 

2. daß der Unterthansadvocat in dem Falle, als ſich 
ein von der Obrigkeit, Herrfchaft gefränkt erachtender Un: 
terthban um den Beyftand Rechtens fi anmeldet, vor Als 
lem die Beſchwerde eines folchen Unterthang in facto et jure 
wohl unterfuche, und fo fern er diefe gegründet findet , ſich 
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alsdann erft eines ſolchen gefränften Unterthans zwar alfo- 
gleich ohne einigen Vorſchub annehmen und felben gebüh— 
rend vertreten, in dem Falle aber, als eines foldhen zur 
Klage angetragenen Unterthand vorfommended Beginnen 
nicht gegründet wäre, oder wohl gar von einer ftrafbaren 
Menitenz der feiner Herrfchaft von Rechtswegen zu leiten 
babenden Schuldigkeit herftamme, felben nähmlid dem Un 
terthan fein Unrecht begreiflich machen folle; | 

3. daß dem Unterthansadvocaten, wenn bie Befchwers 
den des Unterthand allerdings erheblich find , fodann oblies 
ge, in der gegen die bedrüdende Herrichaft fchriftlih zu 
faffen habenden Klage dad Factum, wodurch er beſchwert 
ift, mit allen Umftänden getreulich vorzuftellen, ſolches mit 
dem fämmtlichen hierzu dienenden Behelfe, Atteftaten oder 
fonft zur Sache beytragen mögenden, Documenten vollftän- 
dig zu inftruiren, folglid in feinem Klaglibell auf ein or⸗ 
dentlich die Abftelung der eingeklagten Beſchwerden betrefs 
fendes Petitum abzufchließen, alddann das fo geilaltig über- 
legte, ind inftruirte Anbringen unter feiner Unterfchrift im 
Nahmen des Unterthand bey der Repräfentation zu über: 
zeichen, die hierüber audfallende Decretation in der gehöri— 
gen Zeit zu erheben, und der beflagten Herrfhaft entweder 
ein Original oder in getreuer Abſchrift mit allen darin als 
legirten Beylagen ohne Verſchub der Ordnung nad) beftele 
len zu laſſen; endlich 

44. daß zur Beybehaltung guter Ordnung und gänzli 
cher Abftellung der ohnedieß vielfältig verbothenen Winkel: 
ſchreibereyen, wodurch die Unterthanen in große Unkoften 
verfeßt , und auf fo irrige ald üble Gedanken verleitet 
werden, feine Unterthansklage oder fonftiges Anbringen, fo 
von dem advocato subditorum nicht unterfchrieben wäre, 
angenommen, fondern folched jedes Mahl zur vorläufig des» 
felben gehöriger Unterfuhung und Unterziehung decretando 
hinausgegeben werden foll. ' 


$. 439. 


Das wichtige Unterthanspatent vom 1. September 1781, Neuere 
welches für alle deutfchen Erbländer erfolgte, und eine all» Bor 
gemeine Richtfehnur über die Behandlung der Beſchwerden 19 riften. 
der Unterthanen gegen ihre Herrſchaften und Obrigfeiten 
feſtſehte, welches auch noch gegenwärtig als Die allgemeine 
Vorſchrift dient, hatte auch eine befondere Inſtruc— 
tion für den Unterthansadvocaten zur Folge, 
welche im Wefenttichen im Folgenden befteht: | 
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Der F. 1 enthält nähmlich: daß ber Unterthansadvo⸗ 
cat ben mit den gebörigen Documenten, oder erhaltenen 
Belhwerden, Scheinen oder Protofolldabfchriften erſchei— 
nenden, und geziemend um Rath fragenden Unterthanen 
nad feinen obhabenden Eidespfliten mit Rath und That 
an die. Hand geben, felbe über ihre Angelegenheiten und An» 
fragen nad feinem beften Willen und Gemiffen belehren, 
ihnen auf ihr Anlangen die allenfalls nöthigen Anbringen 
gebdig verfaffen und auf der Ueberfchrift (Rubrif) feinen 

ahmen jedes Mahl beyſetzen folle. 

Bey diefer Anordnung ift ed in fo ferne geblieben, als 
der Unterthbandadvocat dem Untertban, wenn er mit einer 
Beſchwerde vor ihmerfcheint, mit. Nath und That an die Hand 
gebt, ihn über den allfälligen Ungrund feiner Befchwerde 
belehrt, ihm fogar nad) dem Hofdecrete vom 9. September 
1784 einen ordentlichen Belehrungsbeſcheid, wie fih nähm: 
li der Unterthan in dieſer Beichwerbe zu benehmen, und 
ob er ſich nicht etwa in einem gar nicht zur Unterthandver- 
tretung, fondern in einer Privatftreitfache an den ordentli= 
chen Weg nad) der allgemeinen Gerichtsordnung zu balten, 
und fich einen anderen Rechtöfreund zu beftellen habe, zu 
ertbeilen bat. 3. B. der Untertban H flagt wider eine an— 
dere Herrfchaft B, welche nicht feine eigene Grundherrſchaft 
it, über die Verlegung eined Pachtvertraged. In diefem 
Falle fommt ber Unterthan zu belehren, daß diefe Streit- 
fahe gar nit zur Verhandlung ded Unterthbandpatentes 
vom 1. September 1781 geeignet fey „weil er nicht als Un: 
terthan gegen feine eigene, fondern gegen eine andere. Herr 
fwaft Klage erheben will. Nöthigen Falls ift ihm hierüber 
auch die Belehrung fhriftlich zu ertheilen. 

‚ Nur in Abfiht auf die Berfaflung ſchriftlicher An» 
bringen bat fich durch die nachgefolgten Verordnungen, 
insbefondere durch die unterm 10. März erlaffene allgemeine 
Fiscalinftruction eine Aenderung ergeben. 

Durch die unterm 11. April 1782 erfolgte neue Organi- 
firung der Ränderftellen wurde nähmlich die Amtöhandlung 
der Juftizftellen, dann der politifhen Behörden genau aus: 
einander gefchieden, und hiernach ein neuer Geſchäftsgang, 
und mit folhem auch eine veränderte Stellung des. Unter» 
thandabvocaten herbeygeführt. 

Nebſtbey wurde auch durch die gleichbemeldte Fiscal— 
inftruction vom 10. März 1783 die vormablige Selbfiftän- 
digkeit des Unterthansadvocaten gewiſſer Maßen aufgeho— 
ben, und berfelbe dem Fiscalamte , Kammerprocuratur 
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zugleich in der Eigenſchaft als Fiscaladjunct unterges 
ordnet. 

Der $.7 dieſer Inſtruction enthält dießfalls ausdrück⸗ 
lich: „Auch wird dem Fiscalamte die Leitung und Aufſicht 
auf die Unterthansadvocaten vereinet, ob nähmlich dieſelben 
ihre Schuldigkeit in Vertretung der Unterthanen in allen 
gemäß des Patentes vom 1. September 1781 an den or— 
dentlichen Richter verwieſenen Streitſachen mit der gehöri— 
gen Aufmerkſamkeit, Fleiß, Geſchicklichkeit und ohne alle 
Rückſicht leiſten, weßwegen der Unterthansadvocat mit dem 
Fiscalamte dermaßen in Verbindung geſetzt wird, daß der⸗ 
ſelbe, in ſo weit er mit Unterthans⸗Angelegenheiten, als zu 
welchen er vorzüglich beſtimmt iſt, nicht beſchäftiget ſeyn 
ſollte, auch zu anderen vorfallenden Fiscalangelegenheiten 
nach des Kammerprocurators Gutbefund gebraucht werden 
könne, mit der alleinigen Vorſicht, daß er in keinem Falle 
gegen die Unterthanen auftreten, weder ein Geſchäft, mo es 
auf die Vertretung einer landeöfürftlihen Domaine, oder 
fonftigen Herrſchaft, oder eined Gutes der aufgehobenen 
Klöſter ankäme, auf fi nehmen fünne.“ 

Es ift Hierdurch und nach der weiteren Hofverordnung 
vom 9. September 1784 bie bisherige Einfchreitung durch 
ſchrifthiche Anbringen, oder Recurfe aus der Hand des 
Unterthandadvocaten weggefallen; und eigentlic dad Fis— 
calamt oder Kammerprochratur an die Stelle des Unterthand- 
abvocaten nur mit dem Unterfchiede eingetreten, daß dem 
lesteren alle Unterthansangelegenheiten zugewiefen, die Cor⸗ 
refpondenz in diefen Gefchäften jedoch immer mit dem Vidi 


des Kammerprocuratord geführet, die Amtöberichte an die 


Landesftelle abgegeben, die fogenannten Sat» oder Proceßs 
fchriften verfaßt werden. Ohne diefem Vidi ded Kammer: 
procuratord (Krankheits- oder Verhinderungsfälle audges 
nommen) fann der Unterthandadvocat eine Ausfertigung 
nicht machen. Nach diefer veränderten Stellung des Unters 
thanspatentes, und nach der in dem Unterthandpatente vom 
1. September 1761 enthaltenen Vorfchrift, daß dey Unters 
than feine Befhwerden im politifhen Wege mündlich 
anzubringen habe, ift ed dem Unterthansadvocaten nicht 
mehr zulällig,, im politifhen Wege die Unterthansbefchwer: 
den mit fchriftlichen Anbringen vorzubringen, fchriftliche Res 
curſe 2c. zu überreichen, fondern feine dießfällige Amtöhands 
lung erftredt fi nur dahin, den Unterthan in derley vors 
Fommenden Fällen gehörig zu belehren, oder auch, wie ſchon 
oben bemerkt wurde, einen fhriftlichen Belehrungsbeſcheid 
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zu ertheilen. Aus eben diefem Grunbe ift e8 ihm auch nicht 
geflattet, auf fchriftlih ihm vorgelegte derley Beſchwerde⸗ 
fohriften feinen Nahmen beyzuſetzen. 

Der $.2 enthält: daß der Unterthbandadvocat über alle 
derley auf Anlangen der Unterthanen verfaßte, oder auch 
nur unterzeichnete Anbringen, Klag: und Beſchwerdeſchrif— 
ten, fo wie über alle anderwärtd in Unterthansangelegens 
heiten verfaßte Auffäge und führende Gorrefpondenzen ein 
genaues und verläßliches Protokoll zu führen, in felbes 
ganz furz den Inhalt eines jeden derley anbringenden Klag- 
und Befchwerdefchriftauffages, oder Schreibens fammt dem 
Dato, an welchem er felbes an die betreffende Stelle eins 
gereicht, oder die erforberlihen Schreiben abgegeben, anzu« 
merken, und auch in dem Falle, ald er die Klage des Un- 
terthans nicht zur Vertretung geeignet fände, hierin anzu— 
merken, auch dem Unterthan felbft auf fein Verlangen ei: 
nen fchriftlichen Befcheid der verweigerten Vertretung zu be: 
a babe. 

ach obiger ad $. 1 gemachten Erörterung zeigt fi 
von felbft, daß ein Protofoll über bie von ihm verfaßten 
Anbringen, Beſchwerdeſchriften u. dgl. nicht mehr geführet 
werden können, weil er nicht mehr ermäcdhtiget if, im po: 
titifchen Wege derley Anbringen, Recurfe u. dgl. zu verfaf- 
fen und zu fertigen. Uebrigend werden nun die einfchlagen- 
den Gegenftände, und einfommende Unterthansangelegen: 
‚ beiten in dad Einreihungsprotofoll des Fiscalamted aufges 
nommen, bem Unterthandabvocaten zugetheilt, von ihm 
ſonach erlediget, und diefe Erledigungen in dem Geflionspro= 
tokoll vorgemerfet. 

Der $. 3 enthält: daß der Unterthansadvocat bev wirk⸗ 
licher Vertretung der Unterthanen jederzeit nach Vorſchrift 
ber feftgefegten VBerfahrungsart in Unterthansfaden fich ges 
nau zu benehmen, jedes Mahl die Gerechtfame bed Unter: 
tband beftend zu vertreten, und den Untertbanen allen erfor- 
derlihen Benftand zu leiften habe. 

Diefe Vertretung kenn im politifhen Wege nur mehr 
nad den oben ad {. 1 angezeigten Berbältniffen in Beleb- 
rungen oder Befcheidertbeilungen beftehen, oder im aus: 
gedehnten Sinne audy no da eintreten, wenn der Unter: 
thbansadvocat zu Folge Patente vom 1. September 1781, 
$: 26 von der Zandesftelle in mehr verwidelten Fällen ei— 
ner Unterthbandbefchwerde um fein Promemoria vernom- 
men wird. 

Außerdem findet aber die eigentliche Vertretung erſt in 
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jenem Falle Statt, wenn die Sfreitangelegenheit nad) dem 
F. 32 gleichbefagten Unterthanspatentes zur rechtlichen Ent: 
ſchädigung gehört, in welhem Falle der Unterthansadvotat 
die Feder wie jeder andere Rechtsfreund zu führen, die Satz⸗ 
fchriften zu verfaflen, und alle ihm durch die allgemeine Ge⸗ 
richtsordnnung zu Gebothe ftehenden Rechtömittel zu ergreifen 
bat; es verfteht fich von felbft, daß jedoch alle diefe Schrif» 
ten mit dem Vidi des Kammerprocuratord verfehen ſeyn 
müſſen. | 

Der $. 4 enthält: daß ed auch dem Unterthansadvoca⸗ 
ten vorzüglich obliege , die Unterthanen von dem bey ber 
Landesftelle erfolgten Erfenntniffe ganz unverzüglich zu be> 
nachrihhtigen, den nach Vorfchrift der Gerichtöordnung of⸗ 
fenftehenden Recurs gleich von felbft zu ergreifen, und uns 
ter Einem den Unterthan von den Folgen des weiteren Re⸗ 
curfes Elar und deutlich zu belehren. 

Auch diefe Anordnung läßt fich nicht mehr nad) ihren 
vollem Inhalte und buchſtäblich anwenden, denn durch die 
mit Patent vom 11. April 1782 eingetretene neue Organi» 
fation der Länderſtellen, durch die zwifchen dem politifchen 
und gerichtlihen Verfahren gezogene Gränzlinie hat ſich 
auch der vormahlige Gefhäftsgang verändert. In Folge 
beffen werden die Befchwerden der Unterthanen, welche im 
golitifhen Wege zu entſcheiden find, durch die Kreißämter, 
und im weiteren Recurfe durch die Länderftellen, oder end: 
lich durch die Hofkanzley erlediget, und die Entfcheiduns 
gen durch dad Kreisamt ſowohl der Herrſchaft, Obrigkeit 
als dem Unterthan eröffnet und zugeftellet. Der Unterthans:» 
advocat Fann daher in foldhen Fällen, wo die Erfenntniffe von 
politifchen Behörden gefchöpft werden, den Unterthan eben 
fo wenig hievon verftändigen , ald einen Recurs anmelden, 
oder ergreifen. Uebrigend wird der Unterthan von Dem Kreis— 
amte fchon bey der Zuftellung des Erfenntniffes wegen dem 
meiter offen ftehenden Recurs unter Einem verftändiget, und 
fieht dem Unterthan frey, fi bey dem Unterthansadvocaten 
inzwifhen wegen Fortfegung feiner Streitfahe Raths zu 
erholen, und wegen Ergreifung ded Recurſes, wenn bie 
erfte Frift nicht hinreicht,, eine weitere Frift nachzuſuchen. 

Soviel nun aber jene Entfheidungen betrifft, welche 
von den Quftizftelen in derley Unterthand - Streitangele: 
genheiten hinaus gegeben werden, fo wird nad) Vorfchrift der 
allgemeinen Gerichtöordnung dad Urtheil oder der Beſcheid x. 
ſtels den Vertretern der ftreitenden Parteyen zugeftellet, wor⸗ 
aus dann folgt, daß in diefem Falle der Unterthandadvocat, 
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alfo jest bad Fiscalamt dem betreffenden Kreidamte zur Zur 
mittlung an den Unterthan zuzufenden, inzwifhen die Ap- 
pellation oder Reviſion gegen ein Urtheil, der Recurs gegen 
einen Befcheid proviforifh anzumelden, indeflen von dem 
Unterfhan nad voraudgegangener Belehrung über den Stand 
der Streitfahe die Erflärung einzuholen habe, ob er dem 
Proceß fortfegen, oder ob er hiervon abſtehen wolle. 

Der $. 5 enthält, daß der Unterthandadvocat in dem 
Falle, ald er dem Unterthan in einergegründeten Beſchwerde 
aus Gemächlichkeit, Ungeduld, oder aus anderen Nebenab- 
fihten feinen Beyſtand verweigern, oder nachläſſig leiften, 
oder die difidentiam causae ohne hinlängliben Grund vor: 
ſchützen, oder von dem Untertban für das leiftende Patrocis 
nium einige, wad immer Nahmen haben mögente Bezab- 
lung oder Belohnung anverlangen, oder unter was immer 
für einem Borwande Geſchenke annehmen follte, von der Lan— 
deöftelle daS erfte und zweyte Mahl mit einer dem Armenin: 
flitut zugufließenden Geldftrafe von fünf bis zehn Ducaten 
beleget, und daß dritte Mahl ab oflicio et salario entfer: 
net , auch nach Umſtänden beftrafet werden folle. 

Der $. 6 enthält: daß der Unterthandadvocat alle Un: 
tertbang- Angelegenheiten an die Stellen, oder aub an ben 
in Wien aufgeftellten Unterthand » Hofagenten einzufendende 
Anbringen, Schreiben und Acten mit der gehörigen Auf: 
fhrift verfiegelt an die Landesſtelle abzugeben babe, von 
welcher ſonach derley Schriften an die betreffende Behörde 
poflfrey befördert, und auch fo die an den Unterthansadvo⸗ 
caten einlangender Schreiben ebenfalld poſtfrey erfolget 
werden. 

Es ift fchon oben ad g. ı bemerfet worden, daß fid nicht 
allein die vormahlige Selbſtſtändigkeit des Unterthansadvoca⸗ 
ten verloren, und eigentlich dad Fiscalamt in Unterthandan- 
gelegenheiten einzutreten habe , fondern auch, daß im poli- 
tifchen Wege. die fchriftlichen Einfchreitungen mittelft An: 
bringen, Recurfen u. dgl. von Seite des Unterthansadvoca® 
ten nicht mehr Statt finden, woraus fih dann von ſelbſt 
folgert, daß der Untertbansadvocat Anbringen u. dgl. an 
den Unterthans⸗Hofagenten nicht mehr befördern könne, be— 
fonderd, da nad) der Vorfchrift des Untertbanspatented vom 
1. September 1781 alle Recurfe der Unterthanen felbft, . 
wenn fie an die höchſte Behörde gehen, doch immer ben ber 
Herrſchaft, oder dem Kreisamte angebradht werden müffen, 
und von dort ohne alle Intervenirung des Unterthandadbvo: 
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caten an die vorgefeßt höhere und höchſte Behörde begleitet 
werben. 
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Schon im Jahre 1777 wurde für jene Befchwerden , Hofagent 
welche von den Unterthanen unmittelbar vor dem allerhöchs in Unter 
fien Throne, oder an die höchſte Hofftele angebracht wer: tHan® 
den wollten, ein eigener , von dem Staate befoldeter Ta&en 
Agent, unter dem Nahmen Untertband » Hofagent 
aufgeftellet, deflen Beftimmung es alfo war, und es aud 
noch gegenwärtig ift, in befonderen Fällen, wo die Unter: 
thanen ihre Beichwerden unmittelbar vor den allerhöchſten 
Thron niederlegen oder der höchſten Hofitelle überreichen zu 
müffen glauben, ihre Vorſtellungen, wenn felbe auf einen 
Grund beruhen, zu verfaffen, zu befördern und zu beforgen. 

Zu Folge diefer noch beftehenden Anordnung fönnen fi 
daher einzelne Unterthanen oder auch ganze Gemeinden, jer 
doch letztere nur immer mittelft eines nad Vorſchrift des 
Untertbandpatentes vom 1. September 1781 mit der gebö- 
tigen Bollmadıt verfehenen Ausfchuffes in Fällen, wo felbe 
ihre Anliegenheiten nun unmittelbar allerhöchften Orts ans 
bringen zu müffen glauben, an diefen Hofagenten wenden, 
der ihnen auh nah Maß der Umftände, und in fo ferne 
nicht Behelligungen eintreten, an die Hand zu gehen und die 
Vorſtellungen zu verfaflen hat. 

Durch diefe wohlthätigen Einrichtungen, durch welche 
dem Unterthan und zwar ohne Entgelt in feinen allfälligen 
Bedrüdungen und Anliegenheiten auf allen Wegen bülf: 
reihe Hand dargebothen wird, kann auch zugleich mehr je: 
nen nachtheiligen Einwirkungen der Winfelfchreiber vorge— 
beuget und die Abficht der gegen legtere gerichteten Anord⸗ 
nungen des Patente vom 7. April 1784 und Hofdecret 
vom 9. September 1784 leichter erreicht werben. 
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Es kann ſich der Fal ereignen, daß nad) bem 32..$. Vertres 
bes Unterthanspatented vom 1. September 1781 der Streit- tung At 
gegenftand an den Unterthansadvocaten, refpective alfo an —W 
das Fiscalamt eingeſendet wird, dieſer Streitgegenſtand 
aber eine in der Vertretung des Fiscalamtes z. B. eine 
Staatsherrſchaft betrifft. In dieſem Falle müßte der Fis— 
cus und der ihm untergeordnete Unterthansadvocat, erſterer 
in Vertretung der Herrſchaft, letzterer in Vertretung des 
Unterthans im Nechtöwege gegen einander auftreten und 
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den Proceß abführen, aud welchem Umftande und Verhält— 
niß eine offenbare Gollifion hervorgehen müßte. 

Es ift daher für diefen Fall durch höchſte Verordnung 
vom 30. November 1789 vorgeſehen, daß ſowohl für den 
Unterthan als für die Herrſchaft, Stiftung ꝛc. beſondere 
Rechtsfreunde, (welche von dem Fiscus und dem Unter— 

“+. thandvertreter in Vorſchlag zu bringen find), von der Lau— 
desſtelle aufgeitellet, zugleich aber angemwiefen werden, über 
ihre Einfchreitungen mit dem Fidco und dem Unterthansad— 
vocaten (veritebt fich jeder für feine Partey) gehörige Rüd: 

ſprache zu nehmen. Uebrigens wird diefe Vertretung durch 
andere Rechtsfreunde nicht mehr unentgeltlich geleiftet, fon- 
‚ dern die betreffenden Vertreter von jeder Partey, wie in ei: 
s nem anderen Redhtöftreite, mit Ausnahme, daß eine Par: 
tey in den Erfab aller Koften verurtheilet würde, bezablet. 
Endlich verſteht es fih von felbft, daß das Fiscalamt ber 
gleihen von dem Rechtsfreunde gelegten Erpenarien der 
Landesjtelle vorzulegen haben, damit entweder die Anmwei- 
fung gemacht oder die Unterthanen zur Bezahlung angewie⸗ 

fen werden können. 
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Bersihte Mit der zur Vertretung des Untertband mwohlthätig 
= di — getroffenen Verfügung, wird jedoch keineswegs der Zwang 
Bertre, Verbunden, ſich dieſer Art der Vertretung zu bedienen. Dem 
, Unterthan bleibt es immer unbenommen, in dem Falle, als 
‚er in die Vertretung des Unterthansadvocaten, eigentlich 
alfo des Fiscalamted Fein Zutrauen ſetzt, einen anderen), 
ihm beliebigen, berechtigten Rechtöfreund zu wählen, un 
ihm die Ausführung feiner Streitfache gegen diefe feine 

Herrſchaft, Obrigkeit zu übertragen. 

Das Hofdecret vom 7. Dctober 1797 enthält 
hierüber Folgendes: 

Um allen Gollifionen und Gefegwidrigkeiten: vorzubeu⸗ 
gen, welche fih oft aus unterlaffener oder nicht gehöriger 
Vertretung der Unterthanen in den Streitfachen mit ibren 
Obrigfeiten durch das Fiscalamt ergeben, haben Seine Ma 
jeftät, ‚nachdem Allerhöchſt diefelben den Begriff von Un- 
terthan nach dem Geifte ded Untesthbanspatentes vom 1. 
September 1781 unterm 1. September 1797 beitimmet bar 
‚ben, weiters zu befehlen und allgemein vorzuſchreiben be— 
funden, daß nit nur ſämmtlichen Advocaten und Richtern 
erfier Inſtanz durch fämmtliche Appellationsgerichte einge 
bunden werde , bey Uebernahme und Entfcheidungen ber 
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Streitfache eines Unterthans, beffen Eigenfchaft in Bezug 
auf-den nexum subditellae jederzeit genau zu unterfuchen, 
fondern auch in Rüdfiht der im erwähnten Unterthanspa— 
tente dem Untertban vorbehaltenen MWohlthat der fiscal— 
amtlichen Vertretung ferner befoblen, daß es demſelben 
zwar freyftebe, in Rechtöftreitigfeiten mit feiner Herrichaft 
fich diefer Wohlthat zu begeben, daß jedoch dad Kreisamt 
immer vorher nah Vorſchrift des Unterthanspatentes fein 
Amt zu handeln habe, auch der Unterthan , der einen ans 
deren Rectöfreund ausbrüdlicy verlangt oder wählt, über 
die Wohlthat, die ihm dadurch entgeht, umfländlich beich» 
ret und vor Schaden gewarnet werde. 
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Die Vortheile, weldhe dem Untertban durch die Vers Vorthei— 


tretung des Unterthansabvocaten oder RN des Fiscal⸗ a d — — 
- 7 * 


amtes zugehen, beſtehen darin: | antiichen 


1. daß die Vertretung durch den Unterthansabvocaters 


Bertre: 


oder Fiscalamt unentgeltlid geleiftet werde, daß hier tung, 


mit diefer Vertreter für feine Bemühungen. und Ausarbei⸗ 
tungen ohne Ausnahme eine Bezahlung ‚oder I 
nicht fordern dürfe. | 

2. daß alle von dem unterthansadvoeaten ser Fiscai⸗ 
amte in einer Unterthansſtreitſache zu verſendende Schriften 
und Acten gemäß Hofdecretes vom 26. October 1781 p o r⸗ 
tofrey expediret werden, weßhalb ſolche Erpeditionen zu 
Folge weiteren Hofdecretes vom 29. Ditober 1782 mit der 
Auffhrift: ex officio zu-bezeichnen find; endlih © 


3. daß die Unterthanen gemäß dem Hofdecrete vom J 


14. März, 14. October 1784 und 29. September 1797 
taxfrey find, wobey ſich übrigens nach dem Hofkammerde⸗ 
cret vom 7. November 1791 zu benehmen kommt, und ſich 
auf dad berufen wird, worüber fchon im 1. heile bey Er— 
— der Taxordnung in Streitſachen näher gehandelt. 
worden. 

Schlüßlich kömmt lediglich zu bemerken, daß für jeden 
Fall, wenn auch der Unterthan auf die fiscalämtliche Ver⸗ 
tretung verzichtet, dad Landrecht die —— Behörbe 
feiner Streitfache bleibe. 


ra 
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XVI. Hauptſtück. 


Vondem Kreisamte. 


. 444. 


— ——— J. der Reihe der vielen wohlthätigen Einrichtungen in 
Pa = der innern Berwaltung des Staates ift die Einrichtung der 
tes. Kreidämter eine der wichtigften, der vorzüglichften. | 
Der hieraus hervorgehende Vortheil ift übrigens eben 
auch auf ber Seite ded Staated, ald er ed auch inöbefondere 
auf der Seite des Untertband ift. 

- Für den Staat: weil felber in Stand gefebt ift, die 
einzelnen Diftricte mehr Bu überfehen; und die Nachtheile 
bintanzuhalten, die aus einer weitumfaffenden und zu aus⸗ 
gebehnten Ueberficht hervorgehen müflen. _ 

. Für den Unterthban: weil berfelbe in ein näheres Au⸗ 
enmerf und Schug genommen werden fann, und in bie 
age verfegt wird, in jedem Zalle einer wirklichen oder ver⸗ 

meintlihen Bedrüdung bey feinem Kreidamte Schus und 
Abhülfe zu fuchen,, oder fi die Belehrung und Ueberzeu⸗ 
gung zu verfchaffen,, daß er durch die Amtöhandlung feiner 
Herrfchaft oder Obrigkeit nicht gefränft werde, fondern 
ihre dießfälligen Forderungen ben Befegen gemäß fenen- 
Wie fchwer würde es nicht einem z. B. im Budweiſerkreiſe 
liegenden Unterthan fallen, wenn er wegen einer Forderung, 
durdy die er entweder wirklih, oder auch nur vermeintlid 
bedrüdt würde, erfi nach Prag fich begeben und mit fo 
vielem Beitverluft und Zehrungsaufwande Hülfe fuchen 
müßte! — 
$- 445. 


Urs Der eigentliche Urfprung diefer wichtigen Behörde läßt 
fprung. fich nicht mit Gewißheit angeben. Uebrigens unterliegt es 
feinem Zweifel, daß ſchon in älteren Zeiten Kreisbaupt: 
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leute beftanden haben müffen, weil die Landedorbnung 
Kaifer Ferdinand II. vom 10. May 1627 fogar die Eides> 
formel für die Kreishauptleute enthält, welche folgender Ma= 
Ben lautet: 

»Ich N. N. Schwere Gott dem Allmächtigen, allen Heis 
»ligen und Euch dem (ZitulN. N.) ald könig von Böhaimb 
»und meinen Rechten Erbherren, Euer Königlihen Mai. 
»und nad Derofelben denen auß Dero Königlichen Ges: 
»fchleht, und Geblüt Nachkommenden Königen , und Er— 
»ben zu diefem Königreich, treu, und gewerttig zu feyn, 
»und daß Ich dem mir anvertrauten Ambt der Kraiß Haubt: 
»mannfchaft treulichen vorftehen, alles eigenmedhtig- und 
»thätliches Förnehmen, fo fih wieder Euer Maj. oder dz 
»Recht in dem Kraiß ereignen möchte, aller. Möglichkeit 
»nady, abwenden, dempfen, und zu gebührlicher Straff 
»bringen, dem Armen fo wol als dem Reichen Vnparteyiſch 
»Recht ertheilen, Infonderheit aber fo wol in gemeinen 
»Saden dad Königreich; und deflen Policey betreffend, als 
»in Adminiftration und Ertheilung der Juſtiz dieſer Königs 
»lihen reformirten Landes-Ordnung, in allem und jeden 
»ihren Sabungen, Artikuln, Claufeln und Inbaltungen 
»getreulih nachkommen, und geloben, alle Heimligfeiten 
»&uer Maj. und der Ratfchläg darzu ich gezogen, verfchweis 
»gen, vnd euch zu feinem anderen in dem wenigften bewe— 
»gen laffen wil, weder durch Gunft, noch Ungunft, Fort, 
»Freundfchafft, noch Feindfhafft, noch auch fonften durch 
»einig andre Ding wie dz immer Namen haben mag , Alles 
‚ngetreulich, und ohne gefebrde, So wahr als mir Gott 
»helffe, und alle Heiligen.« n 

Sn diefer ältern Zeit war jedoch das Amt nicht von 
der Dauer auf die Kebendzeit ded Kreishauptmannes, fon= 
dern nur auf die Dauer eined Jahres befchränfet, fo wie. 
auch zu diefer Stelle nur die in den Kreifen angefeflenen 
Perfonen aud dem Herrn: und Ritterſtande fähig wa—— 
ren. Die obbefagte Landesordnung drüdt fi hierüber 
(A. XLVIII, Seite 48) folgender Maßen aus: 

»Es follen aber die Kraißhaubrleuth tauglihe, und 
»in, denen Kreifen angefeflene Perfonen auß dem Herrn 
»oder Ritterftand fenn, und alle Jahr von Uns, oder Nach— 
»tommenden Königen, und Erben zum Königreich, verord« 
»net werden , fan aud niemand, wehr der auch fey, zum 
»wenigften ein Jahr lang ſolch Ambt auf fich zu nehmen, 
»fich entbreben: Nah Außgang deß Jahres fol Er fich bei 
»Uns gebührlichen angeben, und fo Er erlaffen würd, fols 
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»len diejenigen Sachen , fo bey feiner Ambtsverwaltung 
»angefangen, bey feinen Nahfommen zur Endſchaft wie 
»vor Alters gebracht werden: Da aud etwan vonnötben, 
daß ein Kraiß auffmäbre, oder gemuftert würde; So wer— 
»den fich Unſere Kraißhaubtleuth in einem jeden Kraiß, 
»nach demjenigen zu halten haben, was Wir entweder felbit, 
»oder in Unfern Abwefen durch Unfere Stathaltern anbe— 
»fohlen worden.“ 

Nach einigen unter Carl IV., Wratislaw IL. und 
Carl den VI. hinfichtlich der Eintheilung der Kreife gepflo- 
genen Veränderungen (vid. im 1. Theile $. 73) wurde mit 
Hofdecret vom 23. Jänner 1751 die Eintheilung des. Kö- 
nigreibes auf 16 Kreife feftgefeget und die Kreisämter in 
ihrer gegenwärtigen Berfaflung organifiret. Der beftandene 
Vorzug, daß die Stelle eined Kreishauptmannes nur durch 
eine im Kreife angefeflene Perfon aus dem Herrn= oder Rit- 
terftande verfehen werben könne, fo wie die Beſchränkung 
der Dauerzeit auf ein Jahr iſt durch die weife Fürforge der 
öfterreichifhen Regenten aufgehoben und der Zutritt zu dies 
fem höheren Staatdamte auch dem nicht privilegirten Stande 
geöffnet, fo wie die Dauer diefer Dienftleiftung auf die Le— 
benszeit gleich wie bey jedem anderen öffentlichen Anıte fefl- 
gefeßet worden. 
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Der den Kreisämtern eingeräumte Wirfungsfreis ift 
eben fo ausgedehnt, ald von hoher Wichtigkeit, denn er 
begreift fhon in der Hauptfache alle politifhen Gegenftände 
in fi, die entweder zur unmittelbaren Freisämtlichen Ent 
fheidung fidy eignen , oder wenigitens im Wege der Einbe: 
gleitung an eine höhere Behörde an dad Kreisamt gelangen 
mülfen. 

Das vorzüglihe Augenmerk der kreisämtlichen Amts 
handlung ift auf den Schuß des Uuterthand gerich— 
tet, und für diefen Fall das eigene wichtige Untertbanspa® 
tent vom 1. September 1781 erlaflen, nad welchem dem 
Kreisamte alle Einleitungen,, felbit das Erfenntniß bev 
Streitigkeiten, die nicht nach dem $. 32 zur rechtlichen Ent: 
ſcheidung gehören, die Beſtimmung des Proviforiums u. dgl. 
zuftehen, und hiermit diefen einzelnen Zweig der Ereisämtli- 
hen Amtshandlung eben fo wichtig als nüßlich für den 
Staat und Unterthan darftellen. 

Wie vielfältig die freisämtlihe Amtshandlung auch 
über andere Gegenstände fich -auöbreitet, erlaubt der Raum 
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nicht, bier einzeln aufzuführen. Der Inhalt diefes Werkes 
führt von felbft bey jedem Abfchnitt auf den Weg, auf wel: 
en der Wirkungskreis in allen politifdhen Gegenftänden 
fich in feinem Umfange darftellt, und der Zeitpunct und die 
Art der Einfchreitung des Kreisamtes aufzufinden ift. 

Diefer Wirkungskreis erftredt fih übrigens nicht bloß 
auf politifhe Gegenftände. Er umfaßt au in einigen Ab« 
theilungen dad Strafgefegbuch zum Theil im peinlichen Ver: 
fahren, mehr bey fehweren Polizeyübertretungen. 
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Schon nad) dem IV. Hauptftüd $. 305 (I. Theil) des 
Strafgefeßbuches muß dad Kreisamt von dem Griminals 
gerichte, wenn der Verhaftete des Hochverrathed, der Vers 
fälfchung Öffentlicher Creditspapiere, der Münzfälfhung 
oder fonft eines durch große Ausbreitung der Mitfhuldigen 
dem gemeinen Sicherheitöftande gefährlichen Verbrechens be> 
fhuldiget wird, fogleich in die Kenntniß gefebt werden , 
damit, wenn indeffen in Rückſicht auf den Staat Verfü— 
gungen erforderlich wären, das Nöthige vorgefehret,, und 
nah Beſchaffenheit der Umftände auch der Landesitelle Bes 
sicht von dem Vorfalle gegeben werde. | 

Nah dem XL. Hauptftüde $. 454 muß jedes Urtheil, 
wodurch entweder die Unterfuchung aus Abgang rechtlicher 
Beweife für aufgehoben erklärt, oder auf eine Kerkerftrafe 
erfannt wird, nach gefchehener -Anfündigung fammt Be» 
fchreibung der Perfon, Über welche diefed Urtheil ergangen 
iſt an das Kreisamt in Abfhrift einbegleitet werden, 


Kortfes 
gung. 


datıit diefed von dem Beſchuldigten oder Straffälligen die . 


erforderliche Kenntniß erhalte. 


Weiterd muß nach eben diefem Hauptftüde $. 459 die 


Ablieferung des Verurtheilten nach dem gefeglich beftimmten 
Straforte dur dad Kreidamt veranftaltet werden, in 
welchem Falle lediglich der Verurtheilte zu dem Kreidamte 
zu ftellen ift. Wenn jedoch dad Provinzialftrafhaus, wohin 
der Abgeurthbeilte nah Maßgabe des F. 458 (entweder alfo 
auf die Feftung, oder einen anderen von dem Obergerichte zu 
beflimmenden Strafort, oder endlih auf das Provinzials 
ftrafhaus) abzuliefern wäre, dem Griminalgerichte näher, 
ald dad Kreisamt Liegen follte, fo hat das Kreisamt nur 
die Anweifung an den Vorfteher ded Strafhaufes zur Auf: 
nahme des WBerurtheilten zu ertheilen. Außer diefem Falle 
bat das Griminalgericht bey der nach obbemeldten $. 454 
AUTLLATEDENEN Einbegleitung des Strafurtheiles, deſſen 
s 25 : 
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Vollzug nach oben berührtem $. 458 in einem in bemfelben 
beſtimmten Straforte gefchehen muß, zugleich die Anfrage 
an das Kreidamt zu fiellen, an welchem Zage der Berur: 
theilte an dasſelbe zur weiteren Ablieferung zu überge- 
ben fen. 

Nach dem weiteren F. 460 bat dad Kreisamt, wenn 
folches den Berurtbeilten indeflen bis zur Kortfhaffung im 
das Strafort in Verwahrung nehmen kann, dem Criminal: 
gerichte die Stellung des Berurtheilten fogleih aufzutra- 
gen, außerdem bis er abgeführt werden kann, bey dem Cri— 
minalgerihte zu belaflen, überhaupt aber muß von dem 
Kreisamte alle Sorge getragen werden, daß ſolche Berur: 
theilte auf das ſchleunigſte und mit der zuverläfligften Ver— 
wahrung an ihren beftimmten Strafort gebracht werben, zu 
welchem Ende fi dasfelbe wegen der nöthigen Begleitung 
der Militärwabe mit dem nächſten Militärcommande in 
bad Einvernehmen zu fegen und wo ed auf Fuhren ankommt, 
ſolche durch Vorſpann zu verfhaffen, endlich die Einleitung 
zu treffen hat, daß der Verurtheilte längftens binnen 30 
Tagen nad) den ihm angekündigten Urtheil, wenn er aud 
nur allein wäre , ohne das Zufammentreffen mehrerer der» 
len Sträflinge abzuwarten, auf den Weg zu feinem Straforte 
gebracht werde. | 

Nah tem XV. Hauptitüd $. 487 hat in bem Berfah- 
ten gegen Flüdhtige und Abwefende das Kreisamt den 
von dem Griminalgerichte über die aus dem Unterfuchungs- 
oder Straforte entwichene Perfon erhaltenen Stedbriefdurd 
eine eigene Currende, die in engere Bezirke eingetheilet wird, 
und Tag und Nacht zu laufen hat, den Griminalgerichten 
und politifchen Obrigfeiten feines. Kreifes mitzjutheilen. 

Gleiche Beichaffenheit hat ed nach dem $. 489 mit der 
Beſchreibung und Kundmachung des geftohlenen oder ge— 
raubten Gutes, des Gegenitandes eines verübten Betrus 
ges, der unternommenen Berfälfhung öffentlicher Eredits- 
papiere oder Münzen. 

Ungleich wichtiger ift die Einfchreitung und Amtshand⸗ 
lung des Kreisamted beydem Standredte. 

Nah dem XVI. Hauptftüd J. 501 ſteht auch die Er» 
Färung: daß Aufruhr fey und Die Nothwendigfeit 
des Standrechtes eintrete, in dem Falle, ald Gefahr 
auf Verzug ift, dem Kreidamte zu. 

. Rad dem $. 502 muß die Einleitung zum Standrechte 
durch dad Kreisamt gefhehen, dad Standredht aber an 
dem Orte des Aufruhres abgehalten werden. 
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Zu diefem Ende hat der Kreishauptmann nach erhals 
tener Erfahrung von der eigentlihen Beichaffenheit des 
Aufrubred und nad erfannter Nothwendigkeit des Stand- 
rechtes ' 

a) die Stunde, zu welcher er noch an eben dem Tage, 
oder wenn biefes nicht möglich ift, am folgenden Zage das 
felbft eintreffen wird, zu beflimmen; 

b) fünf in dem Griminalrichteramte bewährte, und bey 
der Sache unbefangene Männer zur Befegung ded Stand» 
rechtes zu benennen, und Einem aud ihnen den Vorfig ans 
zuweifen, auch einen Gerichtöfchreiber beyzuzieben ; 

c) fi mit dem nächſten Militärcommando rüber bie 
Abordnung der zur Bededung des Standrechtes auf alle 
Fälle nöthigen Mannfchaft einzuvernehmen ; 

d) der politifhen Obrigkeit des Drtes, mo dad Stand— 
recht gehalten werden fol, aufzutragen, fi ſelbſt, oder 
durch einen abgeorbneten Beamten einzufinden, und die 
Anftalt zu treffen, daß die nöthigen Amtögeräthfchaften an 
einem zur Gerichtöhaltung fhidlihen Orte bereit feyen, 
und, wenn ed nöthig würde, fogleich ein Galgen aufgerich- 
tet werden fünne, auch für diefen Fal ein Seelforger und 
ein Scharfrichter zur Hand fey. 

Nach dem G 504 iſt, wenn’alled vorbereitet ift, in je= 
nen Gegenden, wo Aufruhr befteht, durch Trommelfchlag 
befannt zu machen: »das Standrecht fey nun in feiner Wirk⸗ 
ſamkeit, jedermann babe ſich zur Ruhe zu begeben, ſich ſo— 
gleich von den aufrührerifhen Bufammenrottungen zu ent» 
fernen, und den zur Stillung des Aufruhrs ergebenden An 
ordnungen zu fügen; widrigen Fals der noch ferner im Auf- 
ruhr Ergriffene nach der Strenge ded Standrechtes mit dem 
Tode würde beflrafet werden.« 

Nach diefer Verlautbarung ift die Anftalt zu treffen, 
daß diejenigen, die fich ald Rädelöführer und Aufwiegler 
auszeichnen, oder durch boshafte Handlung und Gewalt: 
thätigfeiten der firengen Strafe fehuldig machen , durch 
die Wache, welder von dem Kreidhbauptmanne be 
fhiedene Commiffäre beyzugeben find, ergriffen, und vor 
das Standrecht gebracht werden. 

Nach dem $.505 kann die Nothwendigfeit eines Stand« 
rechtes auch auf die von den Behörden gemachten Anzeigen 
durh ungewöhnlih um fih greifenden Raub, 
Mord und Brandlegung herbengeführet werden. Das 
Erkenntniß über die Nothwendigfeit, diefes Mittel anzuwen⸗ 
den, ift der oberften Juſtizſtelle einverftändlich ‚mit der po⸗ 

x 25 


Fortſe— 
gung. 
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litiſchen Hofflele (vereinten Hoftanzley), überlafien. Menn 
nun nad) dem erfolgten Ausſpruch, daß das Standredt in 
diefem Falle eintreten fönne, und nach der in dem Bezirke, 
wo die überhand nehmenden Verbrechen dazu Anlaß geben, 
erfolgten und befannt gemachten Bedrohung, doch noch 
ein folched Verbrechen begangen , und jemand, wider den 
dießfalls rechtliche Anzeigungen beftehen, ergriffen wird: fo 
ift jede Obrigkeit fhuldig , ſolches dem Kreidamte an 
zuzeigen, wo bann ber Kreishauptmann ungefäumf 
das Standredt in dem Drte des angezeigten Berbrechens 
anzuordnen, und zu Tem Ende die in dem $- 502 erwähn⸗ 
ten Vorkehrungen zu treffen hat. 

Andielinterfuhung und Aburtheilungbder Ber- 
brecher kann ſich übrigens der Kreishauptmann nicht ein⸗ 
miſchen, ſondern diefe iſt lediglich gemäß $. 507 dem von 
dem Kreishauptmanne ernannten Gerichte, nähmlidy den 
fünf benannten Richtern zu überlaffen- 

Endlich hat der Kreishauptmann nach dem XVII. 
Hauptftüd, 8. 538 bey einem Standrecte, die Gemeinde, 
durch welche zu dem ſtandrechtlichen Verfahren Anlaß gege: 
ben wurde, zum Erfaß der Koften, worunter auch die Fuhr 
und Koft für alle dabey nothwendigen Amtöperfonen be 
griffen ift, zu verhalten, und diefe Koften mit Genauig« 
feit, und der gehörigen Mäßigung aufzunehmen, woben 
übrigens der Gemeinde das Recht vorbehalten bleibt, den 
Erſatz der gemachten Auslage an den eigentlichen Schuld⸗ 
tragenden zu ſuchen. 

Dieſes iſt im peinlichen Verfahren der gegenwãrtige 
Wirkungskreis der Kreisämter. Aber au ſchon nad der als 
ten &andesordnung vom 11. May 1627, Tit. R., Seite 
432 bis 446 warden Kreispauptleuten auch ein Wirtungs: 
kreis, wiewohl nicht in der Art wie gegenwärtig zugemwie: 
fen. Schon in der Vorzeit war alfo das Amt eines Kreishaupt: 
mannes in alle Zweige der Staatöverwaltung eingreifend 


und wichtig. 
$. 448. 


In Källen der ſchweren Polizeyüberfrefungen beftebt 
die Amtöhandlung bes Kreisamtes hauptfähhlich in der Ober: 
auffiht über die dießfällige, den betreffenden Dominien, 
Obrigkeiten übertragene Geſchäfte und eigentlich über die 
Ausübung der dießfälligen Serichtöbarkeit. 

Dad Strafgeſetzbuch I. Theil, U. Hauptflüd, $. 456 
enthält hierüber Folgendes: 
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nDie Kreisämter find zwar in Beziehung ber Gerichts-⸗ 
barkeit über ſchwere Polizenübertrerungen Feine befondere 
Behörde; in fo ferne diefelben aber nah Vorſchrift diefes 
Gefetes bey dem Berfahren und den Urtheilen der politifchen 
Obrigkeiten Einficht zunehmen haben, ftehen die leßteren aud) 
zunächft unter der Aufficht des Kreisamtes ihres Bezirkes.« 
! Nah diefer gefeglihen Beſtimmung kann diefe den 
Kreisämtern zuftehende Oberauffiht entweder eine allge 
meine oder eine fpecielle feyn. 

Allgemein ift diejenige, welche fich überhaupt auf 
alle Obrigkeiten und vorzüglich ihre Handhabung des Straf: 
gefeßed ohne Bezug auf gegebene Fälle ausdehnet. 

Speciell ift diejenige, welche fih von Fall zu Zal 
zu äußern hat. Ä 

Sn erfterer Beziehung enthält der $. 457 Folgendes : 

Die Aufficht beiteht in der beftändigen Aufmerffamteit, 
damit die politifchen Obrigfeiten die ihnen über ſchwere Po» 
lizepübertretungen zugetheilte Gerichtsbarkeit genau nad 
Vorſchrift des Geſetzes verwalten. Jede unmittelbare höhere 
Behörde hat bey Anfrage über einen Anftand die Belehrung 
zu ertheilen, die wahrgenommenen Gebrechen zu verbeſſern, 
und die in diefem Amtsgeſchäfte fich zeigenden Nachläſſigkei— 

ten entweder felbft zu beftrafen, oder in fo fern der Gegen— 
fand höhere. Ahndung und Hülfe nothwendig macht, dar: 
über weitere Anzeige zu machen. 

Der weitere $. 458 enthält Folgendes: 

»Uebrigens iſt bey Bereifungen der Kreis oder Pro: 
vinzreferenten die Verwaltung diefer Gerichtsbarteit als 
ein wefentlicher und eigener Gegenftand ihrer Aufmerkſam⸗ 
feit zu betrachten und dabey vorzüglich die Beſchaffenheit 
der Arrefte, die Behandlung der Sträflinge, die Einricdy: 
tung der Regiftraturen zu unterfuchen, über dasjenige, was 
fogleih Werbefferung oder Abftelung zuläßt, die Vorkeh— 
rung auf der Stelle zu tteffen; über anderg beobachtete Ge— 
brechen aber in dem Berichte die Anzeige zu macen.« 

Hier zeigt fih abermahl ein neues weites Feld für d 
Kreisamt, dad bey fo vielen Gegenftänden, die außerdem 
bey feinen Bereifungen in der Beobachtung und Unterfuhung 
liegen, mit diefem ebenfalls wichtigen Gegenftand einen 
neuen Zuwachs an Beichäftigung erhalten hat. 

- Der $. 459 enthält endlich Flgendes: Bus 

»Endlich müflen bey diefen Bereifungen die in dem 
$. 454 (den politifchen Obrigkeiten) anbefohlenen Tabellen 
in genaue Weberficht genommen werden. Wenn fi Daraus 
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dad Ueberhandnehmen einer Uebertretung offenbaret, ſoll, fo 
viel gefhehen kann, die Urfache des Uebels, nicht weniger 
auch bey wahrgenommener Abnahme einer fo oft berrfchen- 
den Uebertretung der Urfache einer fo heilfamen Beränderung 
nachgeforfchet, und alles in dem Bereiſungsberichte umftänd- 
lich angeführet werden. 

Die Kreisämter haben übrigens auch über die ſchweren 
Polizeyübertretungen jährliche Ausweife an die Landesftelle, 
und zwar nach dem. mit Hofdecret vom 8. und 30. April 1819 
mitgetheilten Formular einzufenden. 

An zwenter Beziehung nähmlich als fpecielle Oberauf; 
fiht enthält das Strafgeſetzbuch II. Theil, V. Hauptfiüd, 
$. 400 Folgended: | 

»Wenn dur dad Urtheil auf eine höhere Strafe als 
auf Arreft von Einem Monath, oder körperliche Züchtigung 
über zehn Streiche erfannt, oder wenn der Beweis aus dem 
Zufammentreffen der Umftände geführet wird, muß vor der 
Bekanntmachung das Protocol fammt allen Beylagen dem 
Kreidamte zur Einficht vorgeleger werden.« 

Der weitere F. 401 enthält ferners : 

»Findet dad Kreidamt dabey fein Bedenken, fo f&idet 
ed die Acten unverweilt, und lediglich mit der Bezeichnung 
»Eingefehen Kreisamtu. f. w.« zurüd. Fallen dem: 
felben wefentliche Bevenklichkeiten über die Verhandlung oder 
in Beziehung auf die Strafe auf, fo ſchicket es die Acten 
mit feinem Bemerken an die Landesitelle. 

Dad Hofdecretvom 8. May 1806 enthält end« 
lich: daß Urtheile über fehwere Polizeyübertretungen, welche 
der vorläufigen Beftätigung der Landesftelle unterliegen, 
immer mittelft der Kreisämter an die Landedftelle einzube— 
gleiten, hievon aber jene Hauptflädte ausgenommen ſeyen, 
in denen die Länderftellen ihren Sig haben, deren Magi* 
firate dergleichen Urtheile unmittelbar an die Landesſtelle 
einzureichen haben, damit ihre Erledigung durch die Einſchi⸗ 
dung mittelft des Kreisamtes nicht verzögert werde. 

Hieraus folgt, daß alle die nach dem $. 402 dieſes 
Strafgeſetzbucheb der Landesſtelle vor ihrer Bekanntmachung 
"vorzulegende Urtheile außer der Hauptitadt Prag von allen 
übrigen Magiftraten und politifchen Obrigfeiten durch ihre 
betreffenden Kreisämter an das Landeögubernium einzufen- 
ben fenen, von welch le&teren die Urtheile nach dem weiteren 
$. 403 aud in dem Falle einer vorzunehmenden Berichti: 
gung ei erfteren Behörde durch das Kreisamt zurüdgefiel: 
et werden. 
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Uebrigens ſteht dem Kreisamte auch ein Begnadi— 
gungsrecht zu. 

er $. 430 enthält Folgendes: 

»In Anfehung der Urtheile des $. 400 ift dem Kreis: 
amte die Milderung der Strafe überlaflen.» Ä 

MWenn daher durch Urtheil auf eine höhere Strafe, als 
auf Arreft von Einem Monathe, oder förperlibe Züchtigung 
über zehn Streihe erfannt wird, fo. kann dad Kreidamt 
diefe Strafe mildern, das ift die Dauer des Arreſtes 
verkürzen, oder die Zahl der Streiche mindern. Diegäny 
lihe Nahficht fleht jedoch nur der Landesſtelle zu. 

Die Einfhreitungen und Amtshandlungen eined Kreid« 
hauptmannes in diefer Art von Vergehungen, die erft un: 
ter der gegenwärtigen Regierung Kaifer Franz I. in dem 
Gefegbuhe unter dem Nahmen ald fchwere Polizeylibertre- 
tungen erfcheigen, und für deren Behandlung nunmehr eine 
eigene volftändige Vorſchrift befteht, finden fich fhen in 
der älteren Zeit. u 

Die Landesorbnung vom 10: May 1627 enthält hier⸗ 
über, z. B. Seite 495 X. V.: daß dergleichen Unmefen und 
Zeichtfertigfeit, welche (nah X. IV.) wider die Ehrbarkeit 
und gute Sitten laufen u. dgl. gefteuert und geftraft, auch 
die Kreiöhauptleute auf folhe Verbrechen, und dermaßen 
unordentliched Zeben und Wandel ein wachendes Auge bas 
ben, und wann fie etwas dergleichen in Erfahrung brächten, 
und ſolches für fich felbft bey einem oder anderen Stand 
nicht einftellen fönnten, fich hierinfalld des obbemeldten modi 
gebrauchen und ed an Und, oder in Unferm Abwefen an 
Unfern Statthalter bringen. 

So erfcheint in der kandesordnungs-Declaration Ferdi: 
nand III. vom Jahre 1640, unter dem Kapitel von den 
Gefangenen sub LCXII p. 131 Folgendes: 

»Demnadh auch billich darauf Achtung zu haben, damit 
»die gefangenen nicht über die Zeit, und Gebühr in Ver— 
»ſtrickhung gehalten, fondern derfelben fachen auffs fchlei= 
»nigft fürgenommen, und erlediget, Sie auch immitteld, da 
»fie arm, mit gebührenden underhalt verfehen werden: So 
»ſind wür gnedigiſt gewölt, dß in Vnſerer Vräy Stätten 
»die haubtleut, in den Craiſen aber die Craißhaubtleuth ent⸗ 
»weder ſelbſt in Perſon, oder durch unſere könig. Richter 
»alle Quartalzeit die Gefänkhnus in vnſeren könig. Stätten 
vviſitiren, der Gefangenen Gelegenheit, und warumb einer 
»oder der and., auch wie lang gefänkhlich fize, und wie 
»Er der alimenten halber verforger, erkhundigung einziehen, 
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»und da etwa biefelben ſachen wid recht aufgehalten, od fie 
»fonft eine Ungebühr darbey befindeten, fo follen fie dar: 
»über gebübrliches einfehen thun, auch da fie in etwas an- 
»fänden, folches Jedesmahls an und,oder in onferer Abwe— 
»fenheit an vnſern Eönigl. Statthalter gelangen laffen, damit 
»darüber fernere nottürftige Verordnung befhehen könne.« 


$. 449. 


Kreisbe Unter die freisämtlichen Gefchäfte, und im Einflange 
reiſun⸗ mit der Beflimmung ded Kreisamtes — gehören insbefon: 
en. dere die allerhöchſten Orts angeordneten Kreisbereifun: 
gen. Es unterliegt wohl feinem Zweifel, daß dieſe Berei- 
fungen , die perfönliche Ueberzeugung von dem Thun und 
Laflen der Beamten, von dem Character billiger, oder un» 
billige Wünfhe und Klagen der Unterthanen am fiber: 
fien und am eheften zum Biele führen, und fo mande Ge 
legenheit herbeyſchafſen, in die wahre und nähere Kennt: 
niß von dem zu gelangen, was dem Unterthan, und mittel: 
bar auch dem Staate nachtheilig ift, was verbeffert werden 
könnte, welche Hinderniffe im Wege ſtehen, und wie felbe 
am leichteften aus dem Wege zu räumen wären. Schon da3 
Beforgniß, Feine Stunde vor einer kreisämtlichen Unter 
fuhung fiber zu feyn, fann fo manche Handlung der Will 
führ, fo mande Fahrläfligkeit hintanhalten. Wünſchens— 
werth ift 85 daher, daß die Kreisämter nicht Durch zu viele 
andere Arbeiten in ihrem Amtsorte zurüdgehalten,, und in 
Stand gefegt werden, diefer wichtigen Beflimmung der Kreis» 
bereifung thätigft nachzulommen. 


e 
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Ginthei: Die Gegenflände diefer Kreiöbereifungen find in fünf 
lung der Hauptrubriken bereitd untergetheilt, die jedoch — da deren 
die — Bekanntmachung weit früher erſchienen, durch die ſeither den 
Tr Kreisämtern zugewachſenen Geſchäfte fi von Zeit zu Zeit 
de, vermehret haben, worüber jedoch dad Nöthige im Werlaufe 
diefed Werkes einzeln vorfommt. | 

Die fünf Hauptrubriken find übrigens Folgende: 

IL Bevölferung. 

II. Militär. 

III. Politicum. 

IV. Commerciale, und 

V. Samerale. 
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I. Bevölkerung. Die wefentlicheren Fragen, die fih Kenntniß 
über diefen Gegenftand ergeben fönnen , find folgende: ne 
Sind die Häufer vorfchriftmäßig numerirt? in ee 
welchem Stande befinden fih diefelben? 
Welche Religionsverwandte find in größerer, oder über: 
wiegender Anzahl vorhanden ? 
Zeigt dad äußerliche Anfehen des Volkes Gefundheit, 
Leibesftärfe, Zufriedenheit? u. dgl. 
Hat dad Volk eine gefunde, vernünftige Denkungdart, 
oder ift ed von [hädlichen Vorurtheilen eingenommen? Welche 
find die Borurtheile? welche ift ihre Quelle ? | | 
Iſt das Volk arbeitfam, oder träge ?— wohlhabend oder 
arm? warum ?— zu welchen Befchäftigungen zeigt ed mehr 
Anlage , Fähigkeit, Hang? 
Welche Leidenſchaften, Zugenden, Lafter herrfchen hier 
vorzüglich ? Ä 
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Werben die vorgefchriebenen Vorfichten gegen Auswan- Erh al⸗ 
derung, Emiffäre, falfhe Werbungen, Entführungen be, tung der 
obachtet, und die deßwegen nöthigen Anftalten getroffen ? una 
| Gehen dem ungeachtet Auswanderungen vor ? warum ? u 

Sind die darüber eingelaufenen Anzeigen, und bie 
Emigrationdtabellen richtig ? 

Werden die Päſſe, und Kundfchaften mit der vorge: 
fchriebenen Behuthſamkeit ertpeilt? - 


| $. 453. | 
Welche Localumftände wären zur Beförderung der Ehen, Bermebs 
oder zur Anfiedlung fremder Unterthanen zu benügen ? — ab A 6 
5. 454. 


II. Militär. Werden bey Aushebung und Stellung Solda— 
der Recruten von den Beamten und Richtern die ergangenen tenſtel⸗ 
Verordnungen befolgt? - ———— 

Sind nicht hie und da aus Parteylichkeit die zur Mi- 
litärabjtellung Geeigneten gefchonet worden ? 

Werden die Gonferiptiondbücher ordentlich geführt, und 
in Evidenz gehalten? Iſt gegen die Entweihung der Con⸗ 
feribirten nach Anleitung der Patente geforgt? 

Sefchieht es, daß ſich Leute aus Abfcheu vor dem Sols 
datenflande verflümmeln? u. dgl. | 
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Sind die Eafernen und Quaficafernen in gutem bemohn- 
baren Stande? 

Wie viele Mannfchaft kann in jedem Orte bey Bür- 
gern und Bauern untergebracht werben ? auch Reiteren ? 

Sind die nöthigen Vorkehrungen zur ebenmäßigen Ber: 
theilung der Quartiere getroffen ? 

Iſt dem Unterthan genugfam bekannt, was er der bey 
ihm einquartirten Mannfchaft zu reichen hat ? 

Werden überfpannte Forderungen gemacht, und wie 
abgelehnt ? 


$. 455. 


Berpfier ie find die Anftalten zur nöthigen Lieferung dei Pros 
gung. viants, und der Fütterung zur Magazinirung befchaffen? 
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Marid Sind die Marfchrouten ohne Ungleichheit unter ben Ort: 
der Sr [haften ausgezeichnet ? 

Baum If für die in gewöhnlichen Fällen erforderliche Bor: 
fpan geforgt ? Sind dazu Commiffäre beftelt ? Wird über 
den Stand des dazu brauchbaren Zugviehes ein ordentliches 
und genaues Verzeichniß gehalten? Wird in dem Aufgebo- 
the zur Vorfpann ein billiges Verhältniß beobachtet ? Wird 
dem Unterthan die Vergütung richtig verabfolget ? 

Hat man ficheren Plag zur Unterbringung ber Bagage? 
Hat man NMilitärfkallungen ? 


$. 457 


Erceffen Werben vom Militär Gemaltthätigkeiten, Mißhand⸗ 
des Mill: (ungen, Erpreflungen , Ausſchweifungen, Unfittlihfeiten 


täre, verübet ? wnd find zum Schuge des Unterthand Boriehun- 
gen gemacht ? 
$. 458. 
Beur Finden die Beurlaubten ohne Belhwerung der eigents 


taubdte lichen Arbeiter Befchäftigung ? Wie ift ihre Aufführung ? 
Sind die Unterthanen über ihre Schuldiakeiten in An— 
ſehen der Ausreißer (Deferteur) und über die für Entdedfung, . 
oder Einbringung derfelben zu hoffende Taglia unterrichtet ? 
Wird A einzeln reifenden Soldaten genau um ihre 
Däfle gefragt ? 
$. 450. 


Reli tl. 9 oliticum. Werden die Toleranz = Patente be: 
gion. obachtet? Sind die verfchiedenen Neligiondverwandten feis 
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nen Nedereyen von Seite ber Obrigkeiten auögefegt ? Glimmt 
nicht etwan geheimer, oder äußert fih wohl gar offenbarer Haß 
zwiſchen den verfchiedenen Glaubendgenofjen ? Verhalten 
der Seelforger wechſelſeitig. 

Herrfcht noch hie und da Aberglauben ? Won welcher 
Gattung? Werden unfhidlihe, oder gar verbothene Ges 
pränge, Umgänge, Wallfahrten, Brüderfchaften gehalten ? 
Sind Religiondgezänfe und Gontroverfen üblich ? 

Stehen die Seelforger in Achtung? Wie ſteht ed mit 
der Difciplin des Clerus? Wie mit der Verforgung ber 
Eremiten ? 

Wäre vielleicht dad Sammeln heimlich, oder unter Bor: 
wand nod üblich ? 

Sind die Pfarrbezirke nicht zu groß? 

Wird fleißig, und gut catechifirt ? 

Mird der Gotteddienft mit gehörigem Anftande gehalten? 

Beftehen noch Mißbräuche bey dem Gotteödienite ? 

Sind die Kirchengebäude im guten Stand ? Iſt für ihre 
Erhaltung geforgt ? 

Was für milde Stiftungen finden fi im Bezirke? zu 
welcher Abfiht? Werden fie gut verwaltet ? Sind die Rech» 
nungen in Ordnung und Richtigkeit ? 

Thun die Seelforger ihre Schuldigkeit? I für die 
Amtsvertretung der Franken Pfarrer, und die Zwiſchenver⸗ 
waltung der Seelforge auf erledigten Pfarren Anftalt 
gemacht? 

Haben die Seelſorger einen ſtandesmäßigen Unterhalt? 
Wird die Stollordnung gehalten? Iſt ſie zu Jedermanns 
Wiſſenſchaft an den Kirchenthüren angeſchlagen? 

Enthalten ſich die Prediger unbefonnener Vorträge? 
Erfühnen fi Einige irrige, gefährliche, oder unanftändige 
Sätze einzuftreuen ? 

Berrichten fie die ihnen aufgetragene Kundmachung ber 
allerhöchften Verordnungen mit Nahdrud und Eifer? 

Mären etwa öffentliche Kirchenbußen im Schwunge ? 
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Sehen die Aeltern auf die Erziehung ihrer Kinder ? Wels 
he Fehler gehen dabey vor ? Wo bemerkt man eine beflere, 
oder fchlechtere Kinderzuct ? Wer nimmt fih der Waifen, 
Findlinge, der Kinder liederliher, oder nachläfliger Aels 
tern an? 

Welche Vorforge wird bey Blindgebornen, Tauben ober 


a 


Erzies 
hung. 
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gr mit Gebrechen behafteten Kindern angewendet, damit 
e zu einiger Nahrungserwerbung fähig gemacht werden ? 
$. 461. 


Unter Was gibt es für Schulen? In welchem Zuftande befin: 
richt. den fich die Normalfchulen? Trivialſchulen? 


| $. 402. 
Abſtel- Schwärmen Somöbianten und Gaufelfpieler im Lande 
lung ber herum ? 
Bee E > Was ee Maßregeln find zur Abflelung des Bettelns 
Berderds genommen . A — 
aiffe. Iſt der Bezirk von Landläufern gereiniget? 


Werden die Viſitationen und Streifereyen gegen unbe⸗ 
ſchäftigtes, herumſchweifendes Geſindel richtig vorgenommen? 

Wird die Dienſtbothenordnung beobachtet? 
Sind Aergerniſſe liederlihe Derter, Winkelherbergen ab» 
Dres ? Werden die Verordnungen gegen die Trunkenheit 
befolgt 

Wären nicht irgendwo Arbeit» ober Zuchthäufer zu 
errichten ? Ä 


Oeffentliche Sicherheit. 
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Hand ha⸗ Werben keine Eingriffe von benachbarten Staaten un» 
bung der ternommen | 
boheit, „.. Sinddie Gränzen unverrüdt? Haben fich etwa auf den» 
ſelben Veränderungen durch Naturbegebenheiten ereignet ? 
Sind die Obrigfeiten nad) der vorgefchriebenen Art be= 
ftellet worden ? Wie verwalten fie ihre Aemter ? 


$. 464. 


Aufſicht Werden die Awortiſationsgeſetze genau befolget? 
beylär⸗ Halten ſich die geiſtlichen und weltlichen Gerichte in 
en 263 fcyuldiger Unterwürfigkeit gegen ihre vorgefeßte Stellen ? 
tiher@es Sind etwa päpftliche Bullen ohne dad regium exequa- 
fertſchaf- tur Fund gemacht worden, oder fonft Nachrichten oder Zettel 
ten. ohne Einficht des Kreisamted an die Kirchenthür angefchlas 
| gen worden? 
Sind nit etwa Evocationen extra regnum, oder pro- 
vinciam vorgegangen ? Ä 
Sind die Freyörter abgeftellet ? 
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PDrivatfiherheit der Handlungen. 
465. 


Sit die Circulirung der Patente, Eircularien und Eur: Belannt- 
renden gut eingerichtet ? Geht fie richtig und gefhwind? madung 
Merden die Patente ven Gemeinden fogleich bekannt 9 Gr 
gemacht? Befchaffenheit der Patentbücher. 2 
Wachen die Obrigkeiten aufmerkſam auf die Befolgung 
berfelben ? | | 
Aus wie viel, und welchen Mitgliedern beftehen die Mas. 
giftrate und Ortögerichte ? Sind die Mitglieder ihren Aem⸗ 
tern gewachſen? Wie wird mit Befegung der Magiflrate 
vorgegangen ? | I 
Sind Raths- und Gerihtöhäufer vorhanden? In wels 
hem Stande? 
Werden die Gerichtd: und Amtstage richtig angefagt 
und gehalten? Welcher Tag der Mode ift dazu beflimmt ? 
Gehen die Amtshandlungen nach der ertheilten Vorfchrift vor ? 
hand die Straf: und Klagprotofolle ordnungsmäßig ges 
ühret? 
In welchem Stande befinden ſich die Regiftraturen ? 
Wie find die Verhafte befchaffen ? | 
Sind zur Vollſtreckung der öffentlihen Anftalten und 
obrigkeitlihen Anordnungen die nöthigen Leute und Wachen 
vorhanden ? | 


Privatfiherheit der Perfonen. 
$. 466. | | 


Sind die Gefträuche am Wege geräumt? Die Höhlen Aufſicht 
und Schlupfwinfel verworfen? Werden Bettlerhüten angegen ges 
den Straßen geduldet? Sind einzelne von den DOrtfchaften En 
entfernte Häufer erbauet ? ar re 
faͤl gehörige Vorſicht wegen des Giftverkaufes ge⸗ 
roffen? | 

Sind Vorkehrungen zur Rettung der Werzweifelnden 
und Wahnfinnigen gemacht ? 

Sit dafür gelorgt, dem Verkauf fruchtabtreibender Mits 
tel zu hindern . 

Sind die Kircbenbußen und entehrende Strafzeichen 
bey verunglüdten Mädchen abgefchafft ? Br 

Iſt eine Anftalt, und welche, zur Rettung verunglüd« 
ter Mädchen und der Findlinge vorhanden ? 

Wo feine vorhanden ift, könnte eine, und wie könnte 
fie getroffen werden ? | 
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Sind die Wehmütter in Anfehung ber ledigen Weibsper⸗ 
fonen, welche Kindesmütter werden, gehörig unterrichtet ? 

Finden fi etwa hie und da wieder an öffentlihen Or: 
ten efelhafte Gegenftände oder Menfchen, welche Durch ihre 
Geftalt zu Mißgeburten Gelegenbeit geben fönnen? Sind 
bie erfhredenden Verkappungen abgeftellet ? 

Iſt Vorkehrung getroffen, die Frucht bey verflorbenen, 
. ern Weibern zu retten ? 

eine Zodtenbefhau eingeführt‘? Wo ift fie, wie 

wird Fe beforgt ? Wo fönnte fie eingeführt werden ? 


$. 467. 
Borforge Werden * etwa die Verſtorbenen zu früh oder übers 
a at begraben ? 
are at für die etwa noch mögliche Rettung der ſich ſelbſt 


ten. Erhängenden, erftidt oder ertrunfen Sceinenden (Schein⸗ 
todten) geforgt ? 
— Geht man bey dem Baue rd X vor? Finden 
fih irgendwo Gebäude, welche Einfturz oder Gefahr drohen? 

Sind Schiefftätte vorhanden ? Sind fie gehörig von 
Wohnungen, Straßen und Plägen entfernt ? Befchaffenheit 
der Bäflen in denen DOrtfchaften. 

Sind die gefährlichen Abftürze und Geftadean den Lands 
firaßen und Flüffen verwahret ? 

Biehen Bärenführer oder dergleichen Leute mit reißenden 
Thieren im Lande herum ? Werden irgendwo ſchädliche Thiere 
gehalten ? gehegt ? Welche Anftalten find gegen ſchädliche, 
wilde Thiere? Welche Vorfichten 5 zur Tödtung wüthen⸗ 
der und herrenloſer Hunde gemacht? 


$. 468. 
Borſicht Sf das Schwimmen in reißenden Flüſſen, das Seil⸗ 


#7 ſchwingen Sonnenwendfeuerſpringen, ſind ſonſt gefährliche 
sa iR Spiele üblich? ? i 

Wird bey gefrornen Flüffen bie nöthige Vorkehrung ge: 

macht, damit nicht zu frühe barüber gegangen und Jemand 


verunglüdt würde ? 
g. 169. 


be Sind hinreihende Landphyfici, Chirurgen, Wehmüt: 
— ter, Zube vorhanden und verhältnißmäßig vertheilt ? 
es daran mangelt, wie wäre zu helfen? 
Soben fih nit etwa Quadfalber und Marktfchreyer 
eingefchlichen ? 


4 
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Ueber ben Preis und Befchaffenheit der Arzneyen. 

Sind Armenärzte beftelt ?. Könnten nicht welche beftelit 
werden ? 

Gibt ed Krankenhäufer? Wie find fie eingerichtet ? 

Sind Anftalten zur fhleunigen- Entdedung ſchleichender 
Epidemien gemacht ? 

Iſt für die Reinigung der aus verdächtigen Gegenden 
fommenden Waaren und wo ed nöthig für einen Gordon 
Vorkehrung getroffen? 

Sind die Heilungdmittel in gefährlichen Zufällen als 
3. B. gegen den Biß toller Hunde genugfam befannt gemacht? 

Gibt ed nicht [bädlihe Sümpfe und Moräfte! Wären 
fie auszutrodnen? Wie? 

Sind die unreinen Gräben und Ganäle an Häufern ab» 
geftellt ? Sind Kloaken angelegt oder anzulegen ? Wie? 

Sind die Begräbniffe, Schlahthäufer , unreinlidhen 
Gewerbe, Miftgeftätten u. dgl. gehörig von den Wohnungen 
entfernt ? 

Wie ift für die Säuberung in den Drtfchaften geforgt? 

Hat man die nöthige Fleifhbefhau, Marktaufficht, Ger 
tränfebefchau ? | 

$. 470. 


Sind Armencafien, Berforgungbpäufer, andere Armen: Berfors 

inflitute, Witwencaffen vorhanden ? Wie find fie beftell ? gun 8 

Wie forgen die Dominien für die Armen ihre Gebiethes? Armuth. 
| $- 471. 

Iſt die erforderliche Einrichtung getroffen, die Ergier Anftals 
bigfeit der Ernte zuverläflig zu erheben? Was ift von der ten .- 
naͤchſten Ernte zu hoffen? —— 

Sind Magazine vorhanden? Sind fie gut eingerichtet gein. 
und gehörig vertheilet ? | | 

Oder wie ift für Vorräthe auf Nothfälle geforgt ! 

Sind Korn: und Viehmärkte angelegt? Findet die Bus 
fuhr keine Hinderniffe ? Sind befrepte Markttage in den 
Städten angelegt? — 

Wie ſind die Marktgeſetze, wie die Vorkehrungen gegen 
den Verkauf? | 
Wo Taxirung Statt hat, wird fie auch mit Buziehung 
ſachkundiger Männer gemacht 


| $. 473. 
Moher erhält der Ort oder die Gemeinde ihr Bedürf⸗ Holzbes 
niß an Bauholz? an Brennholz ? dürfniß 
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In welchem Stande befinden fich die Wälder? _ 

Iſt eine Forftordnung, Forftauffiht und ordentlicher 
Holzſchlag eingeführt? Wie wäre zur Anpflan;ung der Wäls 
ber aufzumuntern ? Wären nicht Eteinfoblen oder Zorf auf: 
zufinden ? Sind die bolzverderbenden,, holzverfhwendenden 
Mißbräuche abgefchafft ? 

Leidet nicht etwa ein Ort oder eine Gegend Mangel an 
gefundem Waſſer? Wie wäre zu helfen ? 

Hatt — die Handwerksordnungen handgehabt und ge: 
alten 


_ 


$- 424. 


Anftae Sit das Gemwehriragen bey der gemeinen Glaffe des Bol⸗ 
tengegenfeg gehörig unterfagt ? 


Ecdhläges 
veyen  _ Privatfiherheitder Ehre. 
Abflels $. 425. 


en h = Sind die VBorurtheile wegen Ehrlofigkeit der Scharfrich⸗ 
th * e inter, Schergen, Abdecker, unehelicher Kinder, gehoben? 


nfes 
bungder Privatfiherheit der Güter, 
Ehrios 
ſigkeit. F. 4706. u 


Vorke h⸗ Wird genugſame Aufſicht auf Juden, Trödler, Pfand: 
zungen feiher, Zuweliere, Goldarbeiter u. dgl. wegen Verkauf ver: 
Ayers dächtiger Sachen geführt? 
Räpte. Hat man Anitalt igetroffen, daß ber Beftohlene durch 
- Bekanntmachung und Befchreibung der geftohlenen Sachen 
diefelben entdeden kann ? 
Iſt die von den Obrigkeiten gemachte Einrihtung zur 
Bekanntmachung und Weiterbeförberung der.Stedbrieie gut? 
Wird fie volftredt ?. 


$. 477. 


Borfict Wird nicht in fremde Lotterien, ober fonft ein verbothe⸗ 

gegen Be Ned Spiel gefpielt ? Wird bey den fogenannten Glüdstöpfen 
trüge: gehörige Vorficht gegen Ueberliftung und -einfeitige Vortheile 
reyen. angewendet ? 

Iſt Anftalt für Zimentirung des Maßes, ded Gewich— 
tes, der Elle, allenfalld für Aufprüdung der Punze und 
Plombirung bey Bold und Silberwaaren getroffen?! Wer: 
den die Viſitationen bey Kaufleuten, Krämern und Hand: 

werkern öfters vorgenommen ? 
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Werden die Münzpatente beobachtet? Wird fleißig ge: 
gen Kipper, Wipper, falfhe Münzen, befonders bey jü- 
difhen Stämpelfchneidern, Petſchierſtechern, Goldſchmieden 
unterfucht ? 


$. 478. 


Iſt dem Wucher gefteuert ? | Borſicht 
Iſt, und auf welche Art ift geforgt, daß Weiber, Min» gegen Wer 
derjährige, Blödfinnige in ihrem Vermögen nicht Betrüges bervors 


reyen ausgeſetzt find ? t ” £ — ns 


$. 479. 
at man bieergangenen Feuerlöfhordnungeneingeführt? Feuer 
Baba fie befolget ? . Ben Anger eile n: 
Befchaffenheit der Ortfchaften im Ganzen, oder der eins * 
zelnen Häuſer in Rückſicht auf die Feuersgefahr. 
Wie ſieht ed mit den Feuerlöfchrequifiten ? bey den 
Obrigkeiten ? bey den Gemeinden ? bey Einzelnen ? Hat 
man auf den Nothfall genugfames Waſſer. 
$. 480. Anftals® 
—— tengegen 
Sind irgend in einem Theile des Bezirkes Ueberfhwens uebers 
mungen zu befürchten? Wie wäre dem Uebel vorzubeugen? ſchwem⸗ 


$. 481 mungen. 


Sind dienothwendigen Polizeybeamten, Nacht-, Thurm:, Leutezur 
Uferwächter u. dgl. angeftelt ? Thun fie ihre Schuldigkeit ? 2 ollfires 
Wird befonderd auf abgelegene Häufer und Gaſthöfe Fungder 


die nöthige Aufmerkſamkeit gewendet? lat 
§. 482. 
IV. Gommerciale. Welche find die vorzüglichſten ab: 
Nahrungswege ? Hat dad Geld ſtarken Umtrieb ? me 
..$ 483. 


In welchem Zuftande ift die Landwirthſchaft? Welche —— 
Zweige derſelben werden vorzüglich betrieben⸗? (4 ne 
Iſt eine Dekonomieaufficht vorhanden? Wie wird fie i 

verwaltet ? | 

Liegen Grundftüde unbeurbart ? Warum? Aus Nach⸗ 
läffigkeit ? Wegen der Jagd, Armuth, Mangel des Ans 
werthed ? 

Haben die Dominien zu willführlide Befugniffe zur 
BEHRENS | - | 

; & 


402 


Wird, und wie wird der verunglüdte Unterthan uns 
terftügt ? 

Wird der Wetter und Feuerfhaden genau erhoben ? 
Wird die Vergütung auch verhältnißmäßig unter die Unter: 
thanen vertheilt ? 

Was für Vorkehrungen ifind gegen Viehfall und feine 
Berbreitung ? Bey Viehmärkten wegen Nichteinnehmung 
angeftedten Viehes getroffen ? 

Bekommt der Landmann einige Anleitung zur Vieharz⸗ 
ney? Wäre feine Gelegenheit, ihm eine zu ertheilen ? 

Werden die Patente in Beziehung auf die Viehſeuche 
genau beobachtet ? 

Zeigen ſich nicht hin und wieder Bedrückungen beym 
Kornvorſchuſſe? 

Gibt ed Gemeinmagazine? Wäre ed nicht möglich ter 
gleichen anzulegen ? 

Werden Feldftüde gegen die Hälfte ded Anbaues oder 
andere wucherliche Bedingniffe zur Bebauung überlaffen ? 

Wird die Ernte in Halmen verfauft ? 

Iſt Vorkehrung gegen annöthiges Schuldenmacdhen der 
Landleute und gegen die Grundverfchreibung getroffen ? 

Beſchaffenheit der obrigkeitlichen Abgabe. 

Werden die Frohn: (Roboth-) Patente befolgt ? 

Sind die Urbarien richtig und in Ordnung ? 

Beigen fich feine Mißbräuche in Anfehung der Abftiftung ? 
Wird nicht gegen die fogenannten prohibita generalia von 
den Obrigfeiten oder Beamten gehandelt ? 

Iſt die Waldhägung gehörig befchränft? Wird die Wild- 
ſchadenvergütung nach Billigfeit geleiftet ? 

Sind die Seelforger in Difpenfirung zur Arbeit an 
Feyertagen im Nothfalle bereitwillig ? 

Wo es unbeurbarte Streden Landes gibt, wie wären 
die. Felder zu vertheilen ? Welche fhidlihe Ermunterungd- 
mittel zum Anbaue wären anzuwenden ? 

Sind Flüffe, fo eine Ueberſchwemmung der Felder bes 
förgen lafjen? Wie wären diefelben gegen die Audtretung 
zu verwahren ? 

Beſtehen Gemeinweiden ? Ihre Größe ? Befchaffenheit ? 
Wären fie aufzuheben ? Auf welche Art ? 

Gibt es der Landwirthfchaft hinderlihe Naturalabgas 
ben? Wie wären fie einzulöfen ? 

‚ Berden nicht einige Zweige der Landwirthſchaft mit wer 
nigem Erfolge betrieben ? welde davon wären aufzuheben ? 
welche zu verbeffern ? f 
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Welche neue Zweige der Landwirthfchaft könnten noch 
mit Vortheil eingeführet werden? Schafzuht? Stutereyen ? 
Bienenzubt ? Seidenbau? 

Empfängt die Jugend in den Landfchulen einigen Un: 
terricht im Feldbaue? Biethet Dad Locale Gelegenheit an, 
die Verbreitung nüglicher Kenntniffe unter dem Landvolk zu 
befördern ? 

Werden Delonomietabellen verfertiget ? ihre Geftalt ? 
Zuverläffigfeit oder Mangel? 


$. 484. 
Welche Manufacturen und Gewerbe werben vorzüglid Manu: 
betrieben? Zu welchem biethet ſich noch befondere Gelegen, farturen 
heit an? Gewerbe. 
Beftehen Monopolien? auf weldhe Art wären fie auf» 
zubeben ? Ä 
Iſt die Handlung gegen die Pladereyen der Mauthbes 
amten geſchützi? 
Sind für die beftehenden Manufacturen fogenannte Qua 
litätenordnungen oder Reglemente vorhanden? werden fie 
befolgt ? 
Hat die Handlung auf den Jahrmärkten' genugfame 
Freybeit ? Wie ift die Aufficht über die wandernden Krämer? 
Werden Mäklerordnung, Jahrmarktsordnungen gehands 
habt und beobachtet? 
Gibt ed Mißbräuche bey den Handwerkern ?_ Welche ? 
ve $. 485. 
Wie find die Straßen, Brüden, Fährten, Gafthöfe Land 
zur Unterbringung des Zugviehes ? der gefrachteten Waaren ? fragt. 
In welhem Stande ift dad FZuhrwefen? Gibt ed Stell: 
fuhren ? 
Findet dad Fuhrweſen in den Ortſchaften, an den Stra: 
Ben die nothywendigen Handwerker und Arbeiter ? ald Schmie- 
de, Wagner, Sattler, Seiler u. dgl. 
$. 486. 
Welche Flüffe Pönnten zur Schifffahrt benügt werden? gruß 
Iſt für die Erhaltung der Bette fchiffbarer Flüffe ges Ibiff: 
forgt ? Wird nicht unnöthig Waſſer abgeleitet ? fahrt. 
Wird nicht etwa der Schifffahrt durch Wehren, Müh— 
len oder ſonſt Hinderniß gelegt? 
$. 487. 
Haben fich fremde, dem Werthe nad noch nicht be Geld. 
flimmte Münzgattungen,, oder fhlechte — 
2 
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| $. 488. 


V. Gamerale. Werden nit bin und wieder die 
Handlung drüdende Zöle, Straßen» oder Brüdengelver ab« 
genommen ? 

Wie find die Poftämter beftellt ? 

Wird nicht Vermögen heimlich ohne Abfahrtgeld außer 
Land gefchleppt? 

$. 489. 

* — Werden Feine Klagen über ungleiche Ausmeflung des 
te Gontributionald, oder fonftige Bedrückung der Obrigfeiten 
geführt ? Sind die fhriftlihen Subrepartitions. Entwürfe, 

nach welchen behoben wird, vorhanden ? 

Sind die Steuerbüchel nah allerhöchften Verordnungen 
eingeführt ? werden fie ordentlih, und auf eine dem Con» 
tribuenten verfländlihe Art gehalten? Gehen feine Miß— 
bräuche bey der Einhebung vor ? BR 

Findet fich der Unterthan in einem beträchtlicheren Steuer« 
tüdftande ? Warum? 

Ä $. 490. 

Bewerb: Wird die Nahrungsfteuer, Gewerbfteuer u. dgl. unter 
euer was für Nahmen fie auch beftehe, im billigen Verhältniſſe 

behoben? | 
’ | $. 491» 
Dbrigs Größe, Eigenfhaft, Einhebungsart der obrigkeitlichen 

. u . Abgaben und Schuldigfeiten. 

$- 492. 


J * F Sind Gemeindeabgaben? Sind fie verhältnißmäßig uns 


ben. tergetheilt ? 


—— 
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